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Vorwort  (los  Verlegers 


W ährend  der  geraumen  Zeit,  welche  die  Abfassung  eines  solchen  Werkes,  wie 
das  vorliegende,  in  Anspruch  nehmen  musste,  machte  sich  das  BedUrfniss  nach  einer 
pragmatischen  Behandlung  einzelner  Materien  der  Gewerbe-Gesetzgebung  mit 
grösster  Dringlichkeit  geltend.  Dies,  sowie  der  von  uns  befolgte  Grundsatz : den 
einzelnen  Klassen  von  Staatsbürgern  die  für  sie  besonders  wichtigen  Gesetze  in  ge- 
eigneter Bearbeitung  darzubieten,  war  Veranlassung,  einzelne  Theite  der  den  Inhalt 
des  gegenwärtigen  Bandes  bildenden  gewerberechtlicheu  Bestimmungen  — in 
wesentlich  gleichartiger  Darstellung  — schon  früher  zu  veröffentlichen. 

Diese  Arbeiten,  welche  als  Vorläufer  des  jetzigen  grösseren  Werkes  zu  be- 
zeichnen sind,  erschienen  unter  den  Titeln : 

Fabrik-Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  und  der  K i n - 
zeln-Staatcn; 

Rechte  und  Pflichten  gewerblicher  Arbeiter  nach  der  Ge- 
setzgebung des  Deutschen  Reiches  und  der  Einzeln- 
Staaten;  (3.  Aufl., 

Die  Verbindlichkeit  zum  Schadenersätze  für  die  bei  dem 
Betriebe  vonEisenbahuen,  Bergwerken,  Fabriken  etc.  her- 
beigeführten  Tödtungen  und  Körperverletzungen:  _8.  Aufl.) 

Aufhebung  und  Ablösung  der  auf  den  Betrieb  des  Ab- 
deckerei-Gewerbes bezüglichen  Berechtigungen. 

Die  genannten  Werke  haben  eine  allseitig  günstige  Aufnahme  gefunden,  sie 
sind  von  der  Mehrzahl  der  hohen  Deutschen  Regierungen  amtlich  empfohlen  und 
eingeführt,  alle  von  der  gesaminten  Presse  ohne  Unterschied  der  Parteistellung 
auf  das  Wärmste  empfohlen,  von  mehreren  (wie  bemerkt)  bereits  neue  Auflagen 
nötliig  geworden. 

Der  Herr  Verfasser  durfte  sich  durch  diese  Erfolge  in  seinen  Ansichten  Uber 
die  Art  und  Weise  der  Behandlung  des  Stoffes  bestärkt  fühlen , und  wir  hoffen  mit 
ihm  , dass  das  grössere  Werk  sich  desselben  Beifalls  erfreuen  werde,  welcher  jenen 
Bruchstücken  zu  Theil  geworden  ist.  — 

Das  Gewerbewesen  bildet  eine  der  grossen  Grundsäulen  unseres  ganzen  Wirth- 
schaftslebens.  Die  Deutsche  Gewerbe-Gesetzgebung  gehört  zu  den  bedeutsamsten 
Erfolgen  der  gemeinsamen  Thätigkcit  der  staatlichen  Faktoren  des  Reichs. 

Eine  Bearbeitung  dieser  Gesetzgebung , welche  die  richtige  Anwendung 
jeder  einzelnen  Vorschrift  erleichtert  und  gewährleistet  durch  Entwicke- 
lung ans  den  Quellen,  durch  den  Nachweis  der  bisherigen  Auslegung  und  Hand- 
habung, durch  Bezugnahme  auf  gleichartige  Gesetzgebungen  , durch  die  Einfügung 
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dessen , was  die  Reichs-Gesetzgebung  selbst  bisher  in  verwandten  Materien  ergän- 
zend und  fnr(bauend  geschaffen  hat , wird  darauf  rechnen  dürfen , als  ein  Beitrag 
zur  Förderung  unseres  Kechtslebens  willkommen  geheissen  zu  werden. 

Diese  Erwartung  erscheint  um  so  mehr  gerechtfertigt , als  der  Herr  Verfasser 
sich  zugleich  die  umfassendere  Aufgabe  gestellt  hat,  die  Gewerbe-Gesetzgebung  des 
Reiches  in  ihrem  lebendigen  Zusammenhänge  mit  den  Ausführungs-Verordnungen 
und  einschlägigen  Gesetzen  der  Einzelnstaaten  darzustellen  , um  dadurch  sein  Werk 
zu  einem  thunlichst  überall  in  ganz  Deutschland  für  die  Behörden,  wie  für 
das  Publikum  gleich  werthvollen  und  nutzbaren  llandbuche  zu  gestalten. 

Der  umfangreiche  Stoff,  welchen  er  unter  dem  gemeinsamen  Titel  .. die  Gewerbe- 
Gesetzgebung"  znsammengefasst  hat,  ist  in  drei  Thcilen  gruppirt. 

Der  erste  Theil  bildet  das  eigentliche  Kompendium  der  zu  behandelnden 
Reichs-Gesetze. 

Der  zweite  Theil  ist  den  allgemeinen,  zur  Gewerbe-Ordnung  erlassenen 
Ausführungs-Verordnungen  der  Einzelnstaateu : 

Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden.  Hessen,  Weimar,  beider 
Mecklenburg,  Oldenburg  und  Braunschweig 
gewidmet.  — Die  gleichartige  Berücksichtigung  der  kleineren  Staaten  hätte  den 
Umfang  des  Werkes  zu  sehr  anschwellen  lassen  und  doch  seine  Brauchbarkeit  nur 
für  einen  kleinen  Theil  des  Reiches  erhöht.  L'eberdies  bezeugt  der  erste  Theil,  dass 
wichtigere  Vollzugs-Bestimmungen  auch  aus  den  kleinsten  Staaten  nicht  übersehen 
sind,  sondern  geeigneten  Ortes  volle  Bei  ücksichtigung  gefunden  haben.  • 

Der  dritte  Theil  enthält  die  zu  den  einzelnen  Paragraphen  der  Ge- 
werbe-Ordnung ergangenen  Ausführungs-Vorschriften  und  bezweckt  ferner  der 
sachgemässen  Handhabung  der  gewerberechtlichen  Bestimmungen  dadurch  Vorschub 
zu  leisten , dass  Beispiele  des  praktischen  Lebens  in  Formularen  etc.  beigebraebt 
sind , welche  die  erfahruugsmässig  bewährte  Anwendung  wichtiger  Vorschriften 
unmittelbar  wiederspiegeln.  — 

Obgleich  behauptet  werden  darf,  dass  das  vorliegende  Handbuch  des  Deutschen 
Oewcrbercchts  alle  einzelnen  Materien  desselben  in  einer  allgemeinen  Ansprüchen 
völlig  genügenden  Ausführlichkeit  behandelt,  so  wird  sicli  doch  vielleicht  hier  und  da 
das  Bedürfnis  geltend  machen,  über  bestimmte  Fragen  das  Material  vollständiger  zu 
besitzen  , als  es,  der  Aufgabe  dieses  Werkes  entsprechend,  hier  zu  geben  möglich 
war.  — Für  solche  Zwecke  spezieller  Studien  n.  s.  w.  werden  wir  noch  auf  die 
von  uns  veröffentlichten  anderweiten  gewcrberechtlichcn  Schriften  aufmerksam 
machen  dürfen.  Dieselben  sind  in  dem  beigcfflgten  Verzeichnis  der  Gesctz-Ans- 
gabon  unseres  Verlages  näher  angeführt. 

Möge  das  vorliegende  Werk  so  frenndliche  Aufnahme  finden,  und  denen,  die 
es  benutzen,  ein  so  treuer  Rathgeher  mul  brauchbares  Handbuch  sein,  wie  Verfasser 
mul  Verleger  es  wünschen. 

Berlin,  Ende  November  1 STB. 

Die  Verlagsbandliing. 

Fr.  Kortkampf. 
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Einleitung. 

Die  Deutsche  Gesetzgebung  über  das  Gewerbewesen  für  die 
praktische  Anwendung  bereitzustellen  und  zu  erläutern,  — ist  die  Aufgabe 
des  vorliegenden  Handbuchs.  Die  Gewerbe-Ordnung,  das  Lohnbe- 
schlagnahme- und  das  Ha  ftp  flieh  t- G ese  tz  bilden  hauptsächlich  die 
reichsgesetzlichen  Quellen  unsrer  Darstellung. 

Widmen  wir  zunächst  der  G e werbe- O rdn ung  einen  kurzen  ge- 
schichtlichen Rückblick  und  einen  ebenso  kurzen  Ueberblick  ihres 
Inhalts. 

Bis  zum  Anfänge  des  neunzehnten  Jahrhunderts  herrschte  in  Deutsch- 
land die  mittelalterliche  Verfassung  des  Gewerbewesens.  Der  Handwerks- 
und Handels- Betrieb  war  nicht  nur  in  der  thatsächlichen  Ausübung,  sondern 
auch  der  gesetzlichen  Befugniss  nach  vorzugsweise  auf  die  Städte  und  in 
diesen  der  Regel  nach  auf  die  Zünfte  Gilden,  Innungen  beschränkt.  Man 
kannte  im  Wesentlichen  nur  Gewerbeberechtigungen  privilegirter  Korpo- 
rationen und  einzelner  Personen,  — vielfach  an  Grund  und  Boden  gebunden, 
— vielfach  durch  Zwangs-  und  Bannrechte  noch  gesteigert;  — es  gab  kein 
allg  emeines  Ge we r be rech t.  Im  Laufe  unsres  Jahrhunderts  trat  all- 
inählig  auch  in  den  Deutschen  Staaten  an  Stelle  der  Gewerbegerechtsamc  und 
des  Gewerbezwanges  die  Gewerbefreiheit,  als  ein  untrennbarer  Bestand- 
theil  der  allgemeinen  bürgerlichen  Freiheit.  Indessen  die  alten  Fesseln  des 
Gewerbewesens , dort,  wo  die  Landes-Gesetzgebung  dieselben  nicht  abzu- 
schütteln vermocht  hatte,  und  die  letzten  Fesseln  überhaupt  und  insgemein 
zu  lösen,  — das  blieb  der  Gesetzgebung  des  Reiches  Vorbehalten. 

Wo  die  Zunftverfassung  noch  in  voller  Macht  bestand,  war  fast  jede 
gewerbliche  Thätigkeit,  von  der  gelernten  Arbeit,  — darunter  namentlich 
auch  der  Musikbetrieb,  — bis  nahe  an  die  Grenze  der  gemeinsten  Handarbeit 
hin,  von  Privilegien  in  Anspruch  genommen.  Lediglich  um  den  Gegensatz 
der  alten  Zeit  und  der  Gegenwart  zu  kennzeichnen,  sei  von  den  letzten  Ueber- 
bleibseln  des  Zunftwesens  beispielsweise  erinnert  an  die  allgemein 
verbreiteten  Privilegien  zum  Rasiren,  Frisiren  und  Perückenmachen,  — an 
die  ausschliesslichen  Berechtigungen  zum  Lumpensauimcln,  — an  das  Privi- 
legium der  Steinkohlenträgcr  in  Hamburg;  — an  das  ausschliessliche  Recht 
der  Viehzieher  in  Wismar,  dem  Käufer  das  auf  dem  Markte  erhandelte 
Vieh  nach  dessen  Wohnung  oder  einem  anderen  Orte  innerhalb  der  Stadt  zu 
bringen.  Dass  bei  dieser  Theilung  der  Welt  des  Gewerbe wesens  die  Fürsten 
nicht  leer  ausgingen , zeigt  das  Fürstenthum  Lippe,  woselbst  die  rechtliche 
Voraussetzung  galt,  dass  sämmtliche  Flüsse  und  Bäche  im  Eigcnlhum  des 

n«ich»-#e>etze  - Erltater.  Tit.  I.  Hd.  3.  I 
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Landesherrn  seien,  und  daher  Privatpersonen  nur  durch  landesherrliche  Ver- 
leihung das  Recht  erwerben  konnten , Wassermühlen  anzulegen  und  zu  be- 
treiben. Die  Privilegien  beschatzten  den  Menschen  sein  Leben  lang  — bis  zum 
Grabe,  wohin  ausschliesslich  die  privilegirte  Zunft  den  Todten wagen  stellen 
durfte. 

Die  Gewerbefreiheit  hielt  in  Deutschland  ihren  ersten  Einzug  mit 
der  fremdländischen  Gesetzgebung  und  fand  ihre  legitime  Anerkennung  zu- 
erst durch  die  Preussische  Gesetzgebung  der  Jahre  1S10  und  1811, 
welche  den  Grundsatz  verkündete  und  durchführte: 

»Um  das  Gesammtwohl  auf  eine  wirksame  Weise  zu  befördern,  soll 
die  Befreiung  der  Gewerbe  von  ihren  drückenden  Fesseln  staufinden, 
und  den  Unterthanen  vollkommene  Gewerbefreiheit  gewährt 
werden.**) 

Bis  dahin  musste  selbst , wer  kaufmännische  Geschäfte  treiben  wollte, 
entweder  einer  Kaufmannsgilde  angehören  oder  die  Erlaubniss  des  Staates 
nachsuchen.  'Allg.  Landr.  Th.  II.  Tit  8.  Abschnitt  7.)  Der  Vorgang 
Preusscns  fand  ein  halbes  Jahrhundert  lang  bei  den  übrigen  Deutschen  Staaten 
wenig  Anklang  oder  zögernde  Nachfolge. 

In  einem  grossen  Theile  von  Deutschland  blieb  bis  über  die  Mitte  dieses 
Jahrhunderts  die  Gewerbe-Verfassung  in  derjenigen  Lage,  welche  für  Ba- 
den mit  folgenden  Worten  amtlich  bezeugt  ist : 

»Die  meisten  Gewerbe  'die  Handwerke  und  in  vielen  Städten  der  Klein- 
handel) waren  z ü n ft  i g ; die  Mehrzahl  der  übrigen  Erwerbsarten  , darunter 
die  Landkrämerei  und  die  gesammte  Fabrik-Industrie  , waren  an  eine  obrig- 
keitliche K o nzess  i o n gebunden.  Jedem  zünftigen  Gewerbe  war  eine  be- 
stimmte Gattung  von  Arbeiten  zugewiesen ; keine  Zunft  durfte  in  das  Arbeits- 
gebiet der  anderen  eingreifen.  Wer  Zunitgenosse  werden  und  das  Recht  zur 
Theilnahme  an  den  ausschliesslichen  Gewerbebefugnissen  der  Zunft  — das 
Meisterrecht  — erlangen  wollte , musste  bei  einem  Meister  dieser  Zunft  die 
Lehre  durchgemacht  haben  . auf  dem  so  erlernten  Handwerk  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Jahren  hindurch  gewandert  sein,  vor  der  Zunft  ein  Meisterstück 
fertigen  und  innerhalb  des  Zunftbezirks  das  Gemeinde-Bürgerrecht  antreten 
oder  erwerben.  — Bei  den  s.  g.  konzessionirten  Gewerben  war  die  Er- 
langung der  Konzession  vom  Ermessen  der  Staatsbehörde  abhängig , welche 
dabei  namentlich  auf  die  Fragen  einzugehen  hatte , ob  darunter  der  Nahrungs— 
stand  der  bereits  Ansässigen  nicht  Noth  leide,  ob  der  Bewerber  die  zu  seinem 
Geschäfte  nöthigen  Fähigkeiten,  Kapitalien  und  Lokalitäten  besitze  u.  dgl.  m. 

Von  der  Konzessions-Befugnis*  haben  die  Behörden  reichlich  Gebrauch 
gemacht.  Zwar  blieben  Klagen  der  zünftigen  Gewerbtreibenden  über  Beein- 
trächtigung ihres  Nahrungsstandes  durch  Fabrikation  und  Handel  nicht  aus. 
Aber  das  Land  durfte  den  reissenden  Fortschritten  und  Erfolgen  der  mit  der 
Industrie  verbündeten  Wissenschaft  und  Technik  nicht  verschlossen  werden. 
Während  die  Meister  der  einen  Zunft  durch  die  Verbietungsrechte  der  anderen 
an  einer  vielseitigeren  Entfaltung  ihrer  Kräfte  und  entsprechenden  nntzbringen— 


")  Ueber  die  geschichtliche  Entwicklung  der  gewerbenolizeilichen  Gesetzgebung  in 
Preussen  vgl.  v.  Könne’» Gewerbepolizei  Bd.  I.  S.  S ff,  und  v.  Könne'»  Staatsrecht  der Prcuss. 
Monarchie  Bd.  II.  2.  S.  35!)  ff. 
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den  Ausdehnung  ihres  Geschältes  vielfach  gehindert  blieben,  erhielten  zahlreiche 
Fabrikunternehmer  freie  Hand,  mit  all’  den  bekannten  Vortheilen  des  fabrikar- 
tigen Betriebs  dem  Kleingewerbe  die  gefährlichste  Konkurrenz  zu  machen,  und 
während  der  Kaufmann,  zumal  seit  dem  Anschluss  an  den  Zollverein  und  seit 
der  in  früher  nicht  geahnter  Weise  eingetretenen  Ausbildung  der  Verkehrs- 
mittel , auch  die  Erzeugnisse  der  ausländischen  Industrie  massenhaft  auf  den 
inländischen  Markt  brachte  und  dem  Handwerker  durch  billigere  Preise  oder 
lockendere  Waaren  den  ltung  ablief,  hatte  dieser  bei  jedem  Versuch  einer  Er- 
weiterung seines  Handwerkskrams  Einsprachen  von  allen  Seiten,  Prozesse  und 
Strafen  zu  gewärtigen.« 

Wo  freilich  noch  geschlossene  Zünfte  und  Bannrechte  bestan- 
den, da  durfte  der  Kaufmann  mit  Fabrikaten,  welche  in  das  Absatzgebiet  der 
Zünfte  eingriff,  nicht  handeln.  — Da  trug  das  verbrauchende  Publikum  die 
Bürde  der  Gewerbe-Privilegien  in  voller  Schwere. 

In  Preussen  selbst  trat  mehr  als  30  Jahre  nach  jenem  freiheitlichen 
Aufschwünge  eine  rückläufige  Bewegung  ein:  zunächst  durch  die  »Allge- 
meine Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar  lS45tf,  dann  noch  weit 
mehr  durch  die  »Verordnung  vom  9.  Februar  1849«.  Bindende  Vor- 
schriften über  Lehrlings-  und  Gesellenzeit;  das  Erforderniss  des  Befähigungs- 
Nachweises  für  die  meisten  Handwerke  durch  Gesellen-  und  Meister-Prüfung ; 
Abgrenzung  der  Beschäftigungs-Gebiete  und  Arbeitsbefugnisse  der  einzelnen 
Handwerke  gegen  einander ; Einschränkung  der  Handwerksmeister  auf  Ver- 
wendung von  Gesellen  ihres  eigenen  Gewerbes ; Beschränkungen  des  Handels- 
betriebes mit  Handwerkerwaaren ; Abschliessung  gegen  das  Ausland  und  ähn- 
liche Fesseln  waren  die  Früchte  des  freiheitdui;stigen  Sturm-  und  Drang- 
Jahres  1848  für  die  Gewerbe.  Um  dem  Handwerke  den  Kampf  gegen  die 
Gross- Industrie  und  den  Handel  zu  erleichtern,  band  man  jenem  Hände  und 
F üsse  1 

Indessen  gerade  die  Vergeblichkeit,  ja  die  Undurchführbarkeit  dieses 
V ersuchs,  die  neue  Zeit  in  alte  Schläuche  zu  füllen , trug  mit  dazu  bei , dass 
die  Strömung  der  öffentlichen  Meinung  und  dann  der  Gesetzgebung  in 
Deutschland  einen  anderen  Kurs  nahm  und  der  freien  Entfesselung  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  zuflutete.  — Für  Nassau,  Bremen,  Sachsen  und  Olden- 
burg ergingen  in  den  Jahren  1860  und  1861  neue  freiheitliche  Gewerbe- 
ordnungen. Es  folgte  eine  grosse  Zahl  der  übrigen  Deutschen  Staaten.  In 
Preussen  trieb  das  Abgeordnetenhaus  in  derselben  Richtung.  Da  geschah 
der  grosse  Wandel  der  deutschen  Dinge  durch  das  Jahr  1 866.  Preussen  be- 
eilte sich  zuvörderst,  in  den  neu  erworbenen  Landestheilen  durch  die 
Verordnungen  vom  29.  März,  9.  August  und  23.  Septbr.  1867  (Ges.  S.  1867 
8.  423, — 425, — 1441  und  1641.)  der  Gewerbefreiheit  die  Bahn  zu  brechen. 
Wie  eigentümlich  die  Rechtsverhältnisse  dort  gestaltet  waren,  erhellt  u.  a. 
aus  der  einem  verwandten  Gebiete  entnommenen  Thatsache,  dass  es  bis 
zum  Erlasse  der  Preussischen  Verordnung  vom  24.  Juni  1867  (Ges. 'S.  1867 
S.  1111)  zu  den  Heirathen  der  Berg-,  Poch-,  Hütten- und  Salinen- Arbeiter, 
insbesondere  im  vormaligen  Königreiche  Hannover  und  Kurfürstentum 
Hessen,  eines  vorgängigen  Konsenses  der  Bergbehörden  bedurfte. 

Bald  ging  der  Nordd.  Bund  selbst  an  das  Werk.  Die  Bundes-Verfas- 
sung  hatte  im  Art.  3 ftlr  den  ganzen  Umfang  des  Bundesgebietes  ein 
gemeinsames  Staatsbürgerrecht  eingefünrt,  kraft  dessen  jeder 
Bundes- Angehörige  in  jedem  Bundesstaate  unter  denselben 
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Voraussetzungen  wie  der  Einheimische  zu  tn  Gewerbe- Be  triebe 
zuzulassen  ist;  im  Artikel  4 waren  ferner  die  »Bestimmungen  über  den 
Gewerbe-Betrieb«  ausdrücklich  der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung 
des  Bundes  überwiesen.  Als  nunmehr  das  Gesetz  vom  t.  Novbr.  1867  erlassen 
wurde,  welches  das  Recht  der  allgemeinen  Deutschen  Freizügigkeit 
ausprägte,  war  — damit  dies  Recht  zur  Wahrheit  werde,  — die  gleich- 
massige  Regelung  des  Gewerberechts  im  ganzen  Bundes  ge  biete, 
eine  einheitliche  gewerbepolizeiliche  Gesetzgebung  eine 
dringende  Noth Wendigkeit. 

Im  Aufträge  des  Bundeskanzlers  wurde  in  der  25.  Sitzung  des  Reichs- 
tages vom  21.  Oktbr.  1S67  die  Erklärung  abgegeben:  derselbe  werde  bei  dem 
Bundes-Präsidium  die  Ermächtigung  nachsuchen,  in  der  nächsten  Session  des 
Bundesrathes  eine  auf  der  Grundlage  der  Gewerbefreiheit  be- 
ruhende Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vorzulegen. 
Der  Reichstag  beschloss  hierauf  sofort  in  derselben  Sitzung,  den  Bundes- 
kanzler gleichcrmassen  aufzufordern,  dein  nächsten  Reichstage  eine  allgemeine 
auf  dem  Prinzipc  der  Gewerbefreiheit  beruhende  Gewerbe- Ordnung  vorzu- 
legen, und  gab  hierdurch  der  Anerkennung  des  Bedürfnisses  seinerseits 
vollgültigen  Ausdruck. 

In  den  Staaten  des  Nordd.  Bundes  war  theils  eine  dem  Grundsätze  der 
Gewerbefreiheit  entsprechende  Gewerbe  - Gesetzgebung  im  Wesentlichen 
schon  durchgeführt,  theils  fand  sich  die  Gewerbe-Gesetzgebung  wenigstens  in 
einem  Uebergangszustande  zur  Gewerbefreiheit;  nur  in  einigen  Ländern  be- 
stand die  Zunftverfassung  noch  fort.  Die  letztbezeichneten  Staaten  mussten 
durch  die  Einführung  einer  gemeinschaftlichen  Gewerbe-Ordnung  für  den 
Nordd.  Bund  tiefgreifende  Veränderungen  ihres  gesaminten  gewerblichen 
Lebens  erlähren , welche  nicht  ohne  Rückwirkung  auf  andere  Verhältnisse 
bleiben  konnten.  Aber,  welche  Ansicht  man  auch  von  der  Zuträglichkeit 
eines  allinähligen  Uebergangs  hegen  mochte:  stand  einmal  die  Noth  Wendigkeit 
eines  Ueberganges  zur  Gewerbefreiheit  fest,  bo  konnte  den  Staaten,  welche 
diesen  Uebcrgaug  bereits  vollzogen  hatten,  nicht  wohl  ein  in  der  Entwicke- 
lung weiter  zurückliegendes  Zwischenstadium  im  Interesse  der  Gemeinschaft- 
lichkeit aufgenöthigt  w’erden. 

Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit  ergänzen  einander  mit  in- 
nerer Nothwendigkeit,  die  eine  kann  ohne  die  andere  nicht  zur  vollen  Wahr- 
heit werden.  Die  Freizügigkeit  war  gegeben,  die  Gewerbefreiheit  konnte  also 
nicht  länger  ausbleiben. 

Mit  kurzen  Uebergängen  würde  in  keiner  Weise  viel  gewonnen  sein, 
und  die  Erfahrung  in  allen  Deutschen  Ländern , welche  in  den  letzten  zehn 
Jahren  von  der  Zunftverfassung  zur  Gewerbefreiheit  übergegangen  waren, 
hatte  gelehrt,  dass  die  Folgen  selbst  eines  raschen  Ueberganges  dieser  Art 
nicht  in  dem  Grade  umwälzend  auftreten,  wie  man  oft  glaubte. 

Dass  ein  gemeinsames  Bundes- Gesetz  über  den  Gewerbe- Betrieb  nur  auf 
dem  Grundsatz  der  Gewerbefreiheit  aufgebaut  werden  konnte,  darüber  durfte 
nach  Vorstehendem  und  im  Hinblick  auf  die  in  dem  grössten  Theile  des 
Bundesgebietes  bereits  durchgeführten  neuen  Gewerbe-Gesetzgebungen  selbst 
Denen  kein  Zweifel  mehr  beigehen,  welche  an  sich  der  Gewerbefreiheit  nicht 
zugethan  waren.  Nur  auf  der  Grundlage  der  Freiheit  der  Bewegung  war  eine 
Einigung  für  das  ganze  Reich  überhaupt  möglich  ; so  wie  man  das  Gebiet 
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der  Beschränkungen  betrat,  stellte  die  V erschiedenheit  der  Verhältnisse,  Ge- 
wohnheiten und  Anschauungen  die  grössten  Hindernisse  einer  Einigung 
entgegen. 

Der  Bundesrath  beschloss  daher,  dem  Reichstage  einen  Gesetz-Entwurf 
vorzulegen,  dessen  wesentlichster  Zweck  bestand:  in  der  gemeinsamen  Ord- 
nung der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  ßefügniss  zum  Gewerbe- Betriebe 
auf  der  Grundlage  der  Entfesselung  der  wirthschaftlichen  Kräfte  und  der 
Durchführung  der  gewerblichen  Freizügigkeit  innerhalb  des  Bundesgebiets. 
Indem  er  auf  dieser  Grundlage  ein  gemeinsames  Gewerberecht  aufbaute, 
stellte  er  zugleich  die  nothwendige  Uebercinstimmung  her  zwischen  der  gel- 
tenden Gewerbe- Gesetzgebung  und  dem  wirthschaftlichen  Bewusstsein  des 
Volkes.  In  dem  letzteren  hatte  sich  der  Grundsatz  der  Ge  werbe  freiheit  aller- 
meist durchgekämpft,  und  auch  in  denjenigen  Kreisen,  wo  dies  noch  nicht 
der  Fall,  war  es  mehr  die  Bcsorgniss  vor  etwas  unbekanntem  Neuen,  als  die 
Zufriedenheit  mit  den  bestehenden  beschränkenden  Bestimmungen,  welche 
den  Widerspruch  gegen  die  gewerbefreiheitliche  Entwickelung  der  Gesetz- 
gebung aufrecht  hielt.  Auen  in  diesen  Kreisen,  so  erwartete  man,  werde 
sich  die  Erfahrung  bewähren,  welche  in  den  Ländern,  wo  die  Gewerbe-Ge- 
setzgebung zur  Gewerbefreiheit  übergegangen  ist,  überall  gemacht  ist,  dass 
man  sich  nämlich  im  Allgemeinen  mit  den  neuen  Verhältnissen  rasch  be- 
freundete und  schon  nach  wenigen  Jahren  nichts  lebhafter  ablehnte,  als  die 
einfache  Rückkehr  zu  den  früheren  Beschränkungen. 

Die  Vorlage  des  Bundesraths  that  insbesondere  den  entscheidenden 
Schritt,  mit  dem  Prüfungszwange  der  Handwerker  gänzlich  zu 
brechen.  Selbst  der  Betrieb  der  Bauhandwerke  war  in  einigen  Deutschen 
Staaten  (Oldenburg,  Nassau,  Hamburg,  Bremen,  Württemberg 
etc.)  schon  ein  freies  Gewerbe  geworden,  ohne  dass  man  sich  dort  nach  der 
Prüfungspflicht  zurückgesehnt  hätte.  Mehr  und  mehr  verbeitete  sich  auch 
hinsichtlich  dieser  Handwerke  die  Uebcrzeugung  von  der  Entbehrlichkeit  des 
Prüfungszwanges,  als  einer  Einrichtung,  welche  täglich  umgangen  wurde, 
— die  eine  Bürgschaft  verheisst,  ohne  sie  in  genügendem  Umfange  zu  ge- 
währen, — und  die  durch  Trennung  der  Verantwortlichkeit  für  den  Bau 
seitens  des  unternehmenden  Meisters  von  der  thatsächliehen  Leitung  des 
Baues  seitens  der  Gesellen  und  Polirer)  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit 
bei  denjenigen  Personen  abstumpft,  von  deren  Gewissenhaftigkeit  die  Soli- 
dität des  Baues  abhängt.  Ein  Anderes  ist  die  Einführung  einer  freiwil- 
ligen Prüfung  in  den  Baugewerben,  — wie  in  Württemberg  durch  Mi- 
nist.-Verfügung  vom  2t.  Novbr.  1865  (Reg.-Bl.  S.  -486  geschehen. 

Bezüglich  aller  übrigen  Handwerke  durfte  man  sich  aber  nicht  einmal 
verhehlen,  dass  wenigstens  in  den  grösseren  Staaten,  wo  bei  voller  Freizügig- 
keit die  Wahl  des  Prüfungsortes  so  gut  wie  freigegeben  war,  die  Gebühren 
bezahlen  so  viel  hiess,  wie  die  Prüfung  bestehen.  Und  im  Uebrigen  war, 
wie  schon  oben  angedeutet,  die  Prüfungspflicht  doch  nur  eine  Fessel,  nicht 
eine  Waffe  für  das  Handwerk. 

Dieser  Gewerbeordnungs-  Entwurf  gelangte  indessen  nicht  in  die  Ver- 
handlungen des  Plenums  des  Reichstages.  Dagegen  wurde  eine  zur  Beseiti- 
gung der  drückendsten  Fesseln  der  Gewerbsamkeit  bestimmte  Vorlage  in  den 
Reichstag  eingebracht,  von  demselben  angenommen  und  erschien  als:  Ge- 
setz, betr.  den  Betrieb  der  stehenden  Gewerbe,  vom  8.  Juli  1868. 
(Bundes-G.-Bl  No.  32.  Vergl.  auch:  Scpart.-Ausg.  desselben  mit  Anmerk. 
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Berlin,  Kortkampf).  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  waren  im  Wesent- 
lichen folgende: 

§.  1.  Das  den  Zünften  und  den  kaufmännischen  Korporationen  zustehende 
liecht . Andere  com  Betriebe  eines  Getcerbes  auszuschliessen , ist  auf- 
gehoben. 

2.  Für  den  Betrieb  eines  Geicerbes  ist  ein  Befähigungsnachweis  nicht  mehr 
erforderlich.  Ausnahmen  für  Aerzte,  Apotheker,  Hebammen.  Advoka- 
ten, Notare,  Schiffer,  Steuerleute  und  Lootsen.). 

$.  .V.  Die  Unterscheidung  zwischen  Stadt  und  Fand  in  Bezug  auf  den  Ge- 
werbe-Betrieb  und  die  Ausdehnung  desselben  hört  auf. 

Die  Beschränkung  der  Handwerker  auf  den  Verkauf  der  se/bsteerfer- 
tigten  Waareti  trird  aufgehoben. 

DeT  gleichzeitige  Betrieb  verschiedener  Gewerbe,  sowie  desselben  Ge- 
werbes in  mehreren  Betriebs - oder  Verkaufs-Lokalen  ist  gestattet. 

•/.  Jeder  Gewerbetreibende  darf  hinfort  Gesellen,  Gehilfen,  Lehrlinge  und 
Arbeiter  jeder  Art  und  in  beliebiger  Zahl  halten.  Gesellen  und  Gehiilfen 
s ind  in  der  Wahl  ihrer  Meister  oder  Arbeitgeber  unbeschränkt. 

§.  5.  Der  Betrieb  eines  Gewerbes , zu  dessen  Beginn  nach  Mussgabe  der  be- 
stehenden Landes- Gesetze  eine  polizeiliche  Genehmigung  nicht  erforder- 
lich ist.  kann  fortan  nur  im  Wege  der  Bumles-Gesetsgebung  von  einer 
solchen  Genehmigung  abhängig  gemacht  werden. 

Iin  nächsten  Jahre,  1869,  wurde  sodann  von  der  Bundes-Regimmg  dem 
Reichstage  derjenige  Gesetz-Entwurf  unterbreitet,  aus  dem  die  jetzt  zu  Recht 
bestehende  Reichs-Gewerbe-Ordnung  hervorgegangen  ist. 

In  das  Wesen  und  den  Knrakter  dieser  Gesetzgebung  mögen  einige 
allgemeine  Bemerkungen  über  die  bedeutungsvollsten  Grundsätze  derselben 
ein  führen.  Der  erste  Paragraph  giebt  die  Signatur  des  ganzen  Gesetzes; 

1.  DerBefriebeinesGewerbes  ist  Jedermann  gestattet , soweit 
nicht  durch  dieses  Gesetz  Ausnahmen  oder  Beschränkungen  vorgeschrie- 
ben oder  zugelassen  sind. 

Unter  Jedermann  sind  In-  und  Ausländer  zu  verstehen;  — und 
der  Ausnahmen  und  Beschränkungen  sind  verhält nissmässig  nur  wenige, 
welche  durch  überwiegende  öffentliche  Interessen  des  Rechtsschutzes , der 
Sicherheit,  der  Gesundheit,  der  Sittlichkeit  geboten  sind. 

2.  Die  Unterscheidung  zwischen  Stadt  und  Land  in  Bezug  auf  den  Ge- 
werbe-Betrieb und  die  Ausdehnung  desselben  hört  auf. 

De r g leie h ze iti ge  B e tri e b verschiedener  Gewerbe,  sowie 
desselben  ( iewerbes  in  mehreren  Bet  r i ebs-  od  er  Ve  rka  ufs  Stätten 
ist  gestatte l.  Eine  Beschränkung  der  Handwerker  auf  den  1 ’ erkauf  der 
selbstcerfertigten  Waaren findet  nicht  statt. 

Den  Zünften  und  kaufmännischen  Korporationen  steht 
ein  Recht.  Andere  von  dem  Betriebe  eines  Geicerbes  auszuschliessen , nicht 
zu.  2 — 4.) 

3 . Alle  ausschliesslichen  Gewerbe-Berechtigungen,  alle 
Zwangs-  und  Bannrechte  sind  aufgehoben  oder  für  ablösbar  erklärt. 
— Dieselben  können  fortan  nicht  mehr  ertcorben  ; Real-  G etverbe-  Btrrech  ti- 
gungen  flicht  mehr  begrii/ulet  werden.  (§§.  7 — 10.) 
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Die  Beseitigung  dieser  privaten  Gewerbe- Berechtigungen  war  eben- 
so sehr,  wie  die  Durchführung  gleicher  Grundsätze  in  Betreff  der  poli- 
zeilichen Beschränkungen  der  Gewerbsamkcit,  eine  V orbedingung  voller 
Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit  im  ganzen  Reiche. 

4.  Das  Geschlech t begründet  in  Beziehung  auf  die  Befugniss 
zum  selbstständigen  Betriebe  eines  Gewerbes  keinen  Unter- 
schied. ;§.  lt.) 

5.  Von  dem  Besitze  des  Bürgerrechts  soll  die  Zulassung  zum  Gewerbe- 
Betriebe  in  keiner  Gemeinde  und  bei  keinem  Getcerbe  abhängig  sein.  (§.  13.) 

6.  TI 'er  den  selbstständigen  Betrieb  eines  stehenden  Gewerbes  an- 
fängt. muss  der  für  den  Ort.  wo  solches  geschieht,  mich  den  Landes-Ge- 
setzen  zuständigen  Behörde  gleichzeitig  Anzeige  davon  machen.  (§.  14.) 

Dia«  ist  der  Regel  nach  die  einzige  Bedingung,  an  welche  der  Beginn 

des  stehenden  Gewerbe  Betriebes  geknüpft  ist. 

7.  Für  eine  lleihe  gewerblicher  Anlagen  Betriebsstätten  von  Fabriken 
etc.) , welche  einen  für  benachbarte  Grundstücke  oder  für  das  Publikum  ge- 
fährlichen Karakter  haben,  ist  das  Elf orderniss  einer  besonderen  Ge- 
nehmigung sachlicher  Art  torgeschrieben  (§§.  10  u.  24  ; für  geräusch- 
volle Betriebs-Anlagen  ist  die  Befugniss  der  Untersagung  Vorbehal- 
ten (§.  27) . 

IV egen  übertriegender  Nachtheile  und  Gefahren  für  das  Gemeinwohl 
kann  die  fernere  Benutzung  einer  jeden  gewerblichenAnlage 
durch  die  höhere  Verwaltungs-Behörde  zu  jeder  Zeit  untersagt  werden. 
Doch  muss  dem  Besitzer  alsdann  für  den  erweislichen  Schaden  Ersatz  ge- 
leistet werden.  §.  51.) 

8.  Eine  besondere  Genehm igü n g persönlicher  Art  [Approbation , Kon- 
zession, Legitimation  etc.  verlangt  die  Getcerbe-Ordnung  nur  für 
den  Geicerbebetrieb  der:  Apotheker.  — Aerzte  — (§.  20.),  — Unterneh- 
mer von  Privat- Kranken-,  Privat- Entbindungs-,  Privat- Irren- Anstalten 

— §.  30.,  — . Schausjnel-  Unternehmer  '§.  32.),  — Gast-  und  Schank- 
icir/hc  und  Kleinhändler  mit  Branntwein  oder  Spiritus  §.  33.).  — für  den 
Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  (§.  55.  . — für  den  Verkauf  von  Druck- 
schriften auf  Strassen  und  anderen  öffentlichen  Orten  §.  43.  . Ausserdem 
ist  der  V or  beh  alt  der  Genehmigung  gestattet:  den  Lund  es -Be  - 
setzen  für  den  Handel  mit  Giften  und  für  das  Lootsen-Geicerbe  (§.  34.)  ; 

— der  Orts- Polizei-Behörde  aber  j'iir  die  Strassen-  Verkehrs- Ge- 
werbe und  das  öffentliche  Dienstanbieten  (§.  37.  . 

Die  Prüfung  der  Befähigung  verlangt  die  Gewerbe- Ordnung, 
abgesehen  von  den  vorgedachten  Medizinal- Personen , nur  für  Hebammen 
§.  30.  .für  Seeschiffer , Seesteuerleute  und  Lootsen  §.  31.  ; den  La/tdes- 
Gesetzen  bleibt  gestattet , für  das  Gewerbe  der  Markscheider  Prüjüng  und 
Konzession  vorzubedingen  §.  34.).  Endlich  kann  die  Prüfung  Bedingung 
des  Eintritts  in  eine  Innung  sein  §,  84.). 

Die  Unter  sag  ttti  g des  G e wer  be- B etri  ebe  s ist  zulässig  gegenüber 
den  Tanz-,  Turn-  und  Schwimm- Lehrern . den  Trödlern,  den  Händlern 
mit  Gamabf  allen . den  Pfandleihern  und  Gesinde -Vermicthern  §.  35). 
Handlungsreisende  bedürfen  eines  Legitimationsscheines,  welcher 
nur  die  Bedeutung  eines  Ausweises  hat  §.  44).  Feldmesser,  Auktiona- 
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toren  und  andere  ein  Gewerbe  der  Beglaubigung  betreibende  Personen 
können , ( doch  müssen  nicht),  öffentlich  angestellt  werdet i (§.  36.) 

9.  Die  Befugniss  zum  selbstständigen  Betriebe  eines  stehenden  Gewerbes  be- 
greift das  Recht  in  sich,  in  beliebiger  Zahl  Gesellen,  Gehiilfen, 
Arbeiter  jeder  Art  und.  soiceit  die  Vorschriften  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  nicht  entgegenstehen,  Lehrling e anzunehmen.  In  der  Wahl 
des  Arbeite-  und  Hilfs-Personals  finden  keine  anderen  Beschränkungen 
statt,  als  die  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  festgestellten.  {§.  41.) 

10.  Wer  zum  selbstständigen  Betriebe  eines  stehenden  Getrerbes  befugt  ist, 
darf  dasselbe  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  über  den  Gewerbe- Betrieb  im 
Umherziehen,  am  Orte  seiner  geicerblichen  Niederlassung  und  auch 
ausserhalb  dieses  Ortesausilben.  (§.  42.) 

Der  Besuch  der  Messen,  Jahr-  und  Wochen- Mär kte , so- 
wie der  Kauf  und  Verkauf  auf  denselben  steht  einem  Jeden  mit  ^gleichen 
Befugnissen  frei.  (§.  64. 

11.  Der  Haus  irh  an  de  l kann  mit  allen  Waaren  betrieben  werden,  welche 
nicht  ausdrücklich  ausgenommen  sind.  (§.  .3.3  ff. 

12.  Dei-  Markt  verkehr  darf  in  keinem  Falle  mit  anderen  als  solchen  Ab- 
gaben belastet  werden,  welche  eine  Vergütung  für  den  überlassenen  Raum 
und  den  Gebrauch  von  Buden  und  Gcräthschaften  bilden.  (§.  68.) 

13.  Polizeiliche  Taxen  sollen,  soweit  nicht  ein  Anderes  in  der  Gewerbe- 
Ordnung  selbst  angeordnet  worden,  künftig  nicht  vorgeschrieben  werden. 
(§-  72. 

14.  Alle  zur  Zeit  gesetzlich  bestehenden  Korporationen  von  Geicerbetreibenden 
(Innungen . Zii  n ft  e dauern  fort.  (§ . 81 . 

Diejenigen . welche  gleiche  oder  verwandte  Gewerbe  selbstständig  be- 
treiben. können  zu  einer  Innung  neu  zusammentreten.  (§.  97.  ■ 

lß.  Die  Festsetzung  der  Verhältnisse  zwischen  den  selbstständigen  Gewerbe- 
treibenden und  ihren  Gesellen , Gehiilfen  und  Lehrlingen  ist  Gegenstand 
freier  Uebereinkunft.  §.  106. 

Die  Gesellen  und  Gehiilfen  sind  verpflichtet , den  Anordnungen 
der  A rbeitgeber  in  Beziehung  auf  die  ihnen  übertragenen  Arbeiten  und 
auf  die  häuslichen  Einrichtungen  Folge  zu  leisten-,  zu  häuslichen  Ar- 
beiten sind  sie  nicht  verbunden.  (§.  109.) 

Gesellen  und  Gehiilfen  sind  in  der  Wahl  ihrer  Meister  oder  Arbeit- 
geber unbeschränkt. 

Eine  Verpflichtung  zum  W andern findet  nicht  st  att.  Auf 
Unterstützung  von  Seiten  der  Getcerbsgenossen  haben  wandernde  Gesellen 
und  Gehiilfen  keinen  Anspruch.  §.  114.) 

Der  Lehrherr  muss  sich  angelegen  sein  lassen,  den  Lehrling  durch  Be- 
schäftigung und  Anweisung  zum  tüchtigen  Gesellen  auszubilden.  Er 
darf  dem  Lehrlinge  die  hierzu  erforderliche  Zeit  und  Gelegenheit  durch 
Verwendung  zu  anderen  Dienstleistungen  nicht  entziehen.  Der  Lehrherr 
muss  bemüht  sein,  den  Lehrling  zur  Arbeitsamkeit  und  zu  guten  Sitten  an- 
zuhalten und  cor  Lastern  und  Ausschweifungen  zu  bewahren.  §.  118.) 

Der  Lehrling  ist  der  väterlichen  Zucht  des  Lehrherrn  unter- 
worfen um l in  Abwesenheit  des  Lehr  her  rn  auch  dem  denselben  vertretenden 
Gesellen  oder  Gehiilfen  zur  Folgsamkeit  verpflichtet.  (§.  119. 
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Die  Bestimmungen  wegen  der  Arbeite-  Verhältnisse  der  Oesellen  finden 
auch  auf  dte  Fabrik- Arbeiter  Antcendung.  '§,  127 . 

Die  Gewerbe- Ordnung  greift  in  die  freie  Regelung  des  Verhältnisses 

der  Arbeitgeber  zu  ihren  Arbeitern  nur  ein  : 

Zum  allgemeinen  Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  §.  107  , — zum 
besonderen  Schutze  der  Jugend,  ihrer  Gesundheit , Sittlichkeit,  Schul-  und 
religiösen  Bildung  §.  100.  110 — 119,  12S — 133  , — zum  Schutze  gegen 
offenbare.  Gefahren  der  wirthschaf fliehen  Ausbeutung  bei  Lohnzahlungen 
(§.  134 — 139  . — zur  Formgebung  für  Entscheidung  entstehender  Rechts- 
streitigkeiten §§.  108  folg.). 

16.  Alle  Verbote  und  Strafbestimmungen  gegen  Geicerbetreibende . gewerbliche 
Gehilfen.  Gesellen  oder  Fabrik- Arbeiter  wegen  Verabredungen  und  Ver- 
einigungen zum  Behuf  e der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Arbeits-Be- 
dingungen , insbesondere  mittelst  Einstellung  der  Arbeit  oder  Entlassung 
der  Arbeiter,  werden  aufgehoben.  (§.  153. 

17.  Bis  zum  Erlass  eines  Bundes- Gesetzes  bleiben  die  Anordnungen  der 
Landes-Gesetze  Uber  die  Kranken-,  Hülfe-  und  Sterbe- Kassen  für 
Gesellen.  Gehilfen  und  Fabrik- Arbeiter  in  Kraft. 

Die  durch  Orts-Statut  oder  Anordnung  der  Vencaltungs-  Behörde  be- 
gründete Verpflichtung  der  Gesellen . Gehilfen . Lehrlinge  und  Fabrik- 
Arbeiter,  einer  bestimmten  Kranken-,  Hiilfs-  oder  Sterbe- Kasse  beizutre- 
ten, wird  indes»  fiir  diejenigen  aufgehoben . welche  nachiceisen , dass  sie 
einer  anderen  Kranken-,  Hiilfs-  oder  Sterbe-Kasse  angehören.  §.  141.) 

18.  Die  Berechtigung  zum  Gewerbe-Betriebe  kann  , abgesehen  von 
Konzessions-Entziehungen  und  den  in  der  Gewerbe-Ordnung  gestatteten 
Untersagungen  des  Gewerbe  - Betriebes  weder  durch  richterlich  e 
noch  administrative  Entscheidung  entzogen  werden.  [§.143.) 


Die  Freiheit  ist  der  Reichs  - Gesetzgebung  der  Hebel  lür  eine  lebens- 
volle Entwicklung  der  Gewerbsamkeit  und  des  Wohlstandes  des  Deutschen 
Volkes. 

Die  Ehefreiheit,  die  Freizügigkeit,  die  Handelsfreiheit,  die 
Aufhebung  der  Zinsbeschränkungen  und  der  Schuldhaft  sind, 
gleich  wie  die  Gewerbe-  und  Arbeiter-Freiheit,  die  Früchte  des- 
selben Baumes  derErkenntniss,  dass  der  Trieb  der  Selbsterhaltung  die  stärkste 
Feder,  und  die  Selbstverantwortlichkeit  die  richtigste  Hemmung  in  dem  Uhr- 
werke der  wirtschaftlichen  Welt  sei;  vorbehaltlich  der  regulirenden  Obhut 
des  Staats,  als  des  Hüters  des  Gemeinwohls,  des  Rechts  und  der  Sittlicheit. * 
Die  Deutsche  Handels-Politik  zumal  beruht  auf  dem  Grundsätze, 
dass  die  Fürsorge  des  Staates  für  Handel  und  Verkehr  vornehmlich  darin  be- 
stehe : alle  Hindernisse  der  freien  Be w cg ung,  sowohl  im  Innern,  als  nach 
und  von  dem  Auslande,  zu  beseitigen.  — Das  Ycreinszoll-Gesetz  vom  1.  Juli 
1 SG9  (Bund. -G.  Bl.  1869  S.  317  — Zollvereins-Ges.  Heft  3,  S.  38.  Berlin, 
Kortkampf)  bestimmt:  ^ 

»Alle  Erzeugnisse  der  Natur,  wie  des  Kunst-  und  Oewerbefleisses  dürfen 
im  ganzen  Umfange  des  Vereins-Gebietes  eingeführt,  ausgeführt  und  durchge- 
führt  werden.  (§.  1.) 
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Die  aus  dem  Vereins-Auslands  eingehenden  Gegenstände  sind  zollfrei,  so- 
weit nicht  der  Vereins-Zolltarif  einen  Eingangszoll  festsetzt.  (§.  3.) 

Bei  der  Ausfuhr  gilt  ebenfalls  die  Zollfreiheit  als  Kegel.  (§.  5.  — [Neuer- 
dings ist  auch  der  letzte  Ausfuhrzoll  auf  Lumpen)  aufgehoben  worden.]  — 

Von  der  Durchfuhr  werden  Abgaben  nicht  erhoben.  {§.  6.) 

Der  Verkehr  mit  vereinsländischen , sowie  mit  zollfreien  oder  verzollten 
ausländischen  Waaren  innerhalb  des  Vereins-Gebietes  ist  frei.  §.  7.) 

Binnenzölle,  sowohl  des  Staats,  als  der  Kommunen  und  Privaten,  sind  un- 
zulässig.« j§.  8.) 

Die  freie  Bewegung  des  Einzelnen  wird  von  der  Reichs-Gesetzgebung  als 
die  Grund -Regel  aller  wirthschaftlichen  Entwicklung  und  Wohlfahrt  an- 
erkannt; Beschränkung  darf  nur  Ausnahme  sein.  Freilich  zwischen  Regel 
und  Ausnahme  waltet  ein  schwieriger  Grenzstreit,  — von  den  reinsten  Frei- 
händlern bis  zu  den  reinsten  Staatshcilgehülfen  hin,  — von  der  unbedingten 
Nichteinmischung  des  Staates  in  das  Wirthschaftsleben  des  Volkes  bis  zur 
allgemeinen  Staatsindustrie  hin.  Jedenfalls  das  ist  wahr: 

»Diese  Entfesselung  der  Menschenkräfte , in  Wechselwirkung  mit  der 
wundersamen  Dienstbarmachung  der  Naturkraft,  brachte  die  Welt  im 
Laufe  unsres  Jahrhunderts  auf  eine  Höhe  der  Froduktions-  und  Aus- 
tausch - Fähigkeit , welche  der  Erdoberfläche  und  der  Lebensweise  ihrer 
Bewohner  eine  neue  und  vervollkoinmnete  Gestalt  gab.» 

Jener  oben  angezogenen  amtlichen  Quelle  von  Baden,  die  aus  den 
neuesten  Erfahrungen  spricht,  entnehmen  wir  eine  kurze  Schilderung  des 
Wesens  der  Gewerbe-  und  Zug-Freiheit  im  Gegensätze  zu  der  Gebundenheit 
früherer  Zeit. 

» Die  Gewerbefreiheit,  welche  einem  jeden  Staats- Angehörigen 

ohne  Unterschied  des  Geschlechts  das  natürliche  Hecht  gewährleistet,  von  seinen 
Kräften  und  Fähigkeiten,  von  seinen  Fertigkeiten  und  Kenntnissen  , so  wie  von 
seinem  Kapital  je  nach  Neigung  und  Gelegenheit  jeden  Gebrauch  zum  Erwerb 
zu  machen,  der  mit  der  Freiheit  aller  Anderen  verträglich  ist.  Wer  einem  ge- 
werblichen Berufe  sich  widmen,  — wer  von  einer  Gewerbsgattung  zur  anderen 
übergehen  oder  mehrere  derselben  in  seiner  Iland  vereinigen,  wer  auch  nur  vor- 
übergehend mit  gewerblichen  Unternehmungen  sich  befasseu  will , ist  hierzu 
schon  kraft  Gesetzes  befugt;  er  braucht  dazu  keine  obrigkeitliche  Erlaub- 
uiss , noch  hat  er  bei  der  (Jbrigkeit  sich  darüber  auszuweisen , dass  er  die  zu 
seinem  Geschäft  erforderliche  Befähigung  besilzt . und  auf  welche  Weise  er  sie 
erworben  habe , geschweige  dass  er  gar  an  der  Ausführung  gehindert  werden 
könnte,  weil  kein  BedUrfniss  dazu  vorhanden,  weil  das  Gewerbe,  übersetzt 
sei  n.  s.  w. 

. Gleichzeitig  wurde  eine  weitere  Beschränkung  der  früheren  Gesetzgebung, 

welche  au  Bedeutung  dem  Zunftzwang  kaum  nachstand,  beseitigt  , nämlich  die 
Bestimmung , dass  ein  zünftiges  Gewerbe  nur  von  Denjenigen  ausgeübt  werden 
dürfe , welche  im  Gemeinde  - Bezirke  volles  Orts-Bürgerrecht  angetreten  oder 
durch  Aufnahme  erworben  habe.  Keine  Gewerbefreiheit  ohne  Frei- 
zügigkeit! d.  h.  ohne  die  Berechtigung . das  Gewerbe  an  jedem  beliebigen 
Orte  zu  betreiben , ebenso  den  Gewerbe-Betrieb  beliebig  von  einem  Orto  an 
einen  andern  zu  verlegen  oder  an  mehreren  Orte%  gleichzeitig  in  Gang  zu 
setzen.« 

Die  Ge  w erbe  - Ordn  u n g hat  schnell  ihren  Lauf  durch  das  Reich 
vollführt.  Unterm  21.  Juni  1569  für  den  Norddeutschen  Bund  ergangen. 
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trat  sie  durch  Art  SO  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom  15.  Novbr. 
1S70  für  Hessen  südlich  des  Main,  durch  Reichsgesetz  vom  10.  Novbr. 
1871  für  W ürttemberg  und  Baden,  und  durch  Reichs-Gesetz  vom  12. 
Juli  1S72  für  Bayern  in  Geltung.  Das  Bayerische  Gewerbe-Gesetz  vom 
30.  Januar  1868  beruhte  auf  denselben  prinzipiellen  Grundlagen  wie  die  Ge- 
werbe-Ordnung des  Deutschen  Reichs,  so  dass  bisher  schon  mit  Ausnahme 
weniger  Funkte  materielle  Rechtsgleichheit  in  Bezug  auf  das  Gewerbewesen 
in  den  Geltungsgebieten  jener  beiden  Gesetze  bestanden  hatte.  Aehnlich  in 
den  anderen  süddeutschen  Staaten. 

Jetzt  steht  die  Gewerbe- Ordnung  vor  der  Schwelle  von  Eisass  und 
Lothringen. 

In  ganzen  Reiche  aber  wird  die  gemeinsame  Ge  wer  best  euer -Gesetz- 
gebung, je  länger  je  mehr,  als  eine  nothwendige  Ergänzung  der  gemeinsamen 
Gewerbebe  tr  iebs  - Gesetzgebung  empfunden,  damit  nicht  landesstaatliche 
Steuerschranken  und  die  Ungleichheit  der  gewerbesteuerlichen  Auflagen  die 
reichsgesetzliche  Einheit  des  Deutschen  Verkehrsgebietes  und  die  gewerbliche 
Gleichberechtigung  aller  Reichs- Angehörigen  beeinträchtigen. 

i)  Wenn  Artikel  4,  No.  2 der  Reichs-  Verfassung  anordnet , dass  die 
” Bestimmungen  über  den  Gewerbe-Betrieb v der  Reichs-Gesetzgebung  an- 
heimfallen . so  ist  es  unverkennbar . dass  diese  Anordnung  nur  zu  einem 
Thei/e  ausgeführt  ist.  wenn  lediglich  die  gewerbepolizeilichen  Bestim- 
mungen über  den  Gewerbe-Betrieb  zum  Gegenstände  der  Reichs-Gesetz- 
gebung gemacht  sind : es  ist  unverkennbar,  dass  eine  volle  Ausf  ührung  dieses 
Artikels  dahin  führen  muss,  auch  die  steuerlichen  Bestimmungen  über  den 
Gewerbe- Betrieb  zum  Gegenstände  der  Reichs-Gesetzgebung  zu  machen. 
Nur  auf  diesem  Wege  ist  es  möglich,  diejenigen  gemeinsamen  Reformen 
der  Gesetzgebung  und  diejenige  Gemeinsamkeit  der  ganzen  Nation  in  ihren 
den  Gewerbe-  und  Handels  - Betrieb  betreffenden  Institutionen  herbeizu- 
führen, welche  die  Verfassung  im  Auge  hat.« 

Erklärung  des  Bundes-Kommissars  in  der  Reichstagssitzung  vom  12.  April 
1871;  stenogr.  Bericht  S.  195. 

Bisher  hat  die  Reichs-Gesetzgebung  nur  den  Grundsatz  ausgesprochen : 


»Der  Grundbesitz  und  der  Betrieb  eines  Gewerbes  , sowie  das  aus  diesen 
Quellen  herrührende  Einkommen  darf  nur  von  demjenigen  Bundesstaate  be- 
steuert werden,  in  welchem  der  Grundbesitz  liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben 
wird.«  §.  3 des  Gesetzes  wegen  Beseitigung  der  Doppel-Besteuerung  vom 
13.  Mai  I S70.  Bund. -G. -Bl.  S.  119.) 

Dass  indessen  hierdurch  allein,  ohne  eine  einheitliche  Gewerbe-Gesetz- 
gebung Doppel-Besteuerungen  nicht  verhütet  werden , zeigt  u.  a.  die  Erfah- 
rung der  Versicherungs-Gesellschaften , welche  der  Staat,  in  welchem  sie 
ihren  Sitz  haben,  nach  ihrem  ganzen  Geschäfts- Umfange  und  ausserdem  die 
anderen  Bundesstaaten  nach  dem  einzelstaatlichen  Betriebe  zu  besteuern 
pflegen. 
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Die  Reichs-Gesetze  enthalten  keine  ausdrückliche  Begriffsbestimmung 
von:  Gewerbe,  Handwerk  und  Fabrik.  Die  Motive  zu  dem  ersten 
Entwürfe  einer  Gewerbe-Ordnung  vom  7.  April  1S68  besagen  nur  negativ 
und  beispielsweise : 

»Ackerbau,  Viehzucht,  Gartenbau,  Forstwirthschaft,  Weinbau,  schöne 
Künste  gehören  nicht  zum  Gewerbe- Betriebe  im  Sinne  dieser  Gesetz- 
gebung.« ') 

Die  Motive  2u  dem  zweiten  Entwürfe  bemerken : 

»Essei  darauf  verzichtet,  den  Begriff  des  Gewerbes  abzugrenzen, 
weil  die  V ielgestaltigkeit  der  gewerblichen  Entwickelung  eine  scharfe 
Begriffsbestimmung  nicht  gestatte. « 

Die  Reichs-Gewerbe-Ordnung  selbst  beschränkt  sich  darauf,  ge- 
wisse Erwerbsarten,  als  Bergwesen,  Fischerei,  ITnterrichtswesen,  advokato- 
rische  und  Notariats -Praxis  u.  s.  w.  s.  §.  G.)  von  den  Grenzen  ihrer  An- 
wendung auszuschliessen. 

Der  Inhalt  der  Reichs-Gewerbe-Ordnung  und  die  Analogie  gleichartiger 
Deutscher  Landes-Gesetze J lassen  erkennen,  dass  von  dem  Reichs- Gesetz- 
geber unter  'Gewerbe«  drei  Gattungen  erwerbender  Thätigkcit  begriffen 
werden  : 

1.  Dienstleistungen  gewisser  Art,  namentlich  mit  Ausschluss  gemeiner 
Handarbeit ; 

2.  stoffveredelnde  Gütererzeugung:  Handwerk  und  Fabrik; 

3.  G ü ter ver th eilu ng : der  Handel.3) 

Die  Reichs-Gewerbe-Ordnung  erwähnt  »das  Handwerk«  als  solches 
nirgends  und  den  »Fab  r i k be t ri  eb«  nur  insofern,  als  derselbe  gewissen  ge- 


il Die  Frage,  oh  ein  Gewerbe-Betrieb  als  1 andw i r t h s c ha  ft li che s Nebenge- 
werbe anzusehen  und  dcsshalh  der  Lan d wir t h s c h aft  gleich  zu  behandeln  ist,  wird 
etwa  danach  zu  entscheiden  sein,  ob  derselbe  für  Kechnung  des  Inhabers  des  landwirt- 
schaftlichen Hauptgewcrhes  im  Wesentlichen  mit  sei  bs  ter  zeug  ten  Rohstoffen  stau- 
findet. 

*)  Vgl.  die  Abgrenzung  des  Begriffes  »Gewerbe«,  in  §§.  5 und  6 der  Sächsischen 
Ausführung»  - Verordnug  vom  16.  September  1SG9  !s.  u.  Theil  II.  No.  3) , — sowie 
die  unten  folgenden  Anmerkungen  zu  §.  14  der  Gewerbe-O. 

«Die  G e werb  e -Pol ize i in  der  engeren  Bedeutung  de»  Wortes«  , — sagt  v.  Rönne 
im  »»Staatsrecht  der  Preussischen  Monarchie™  Band  2.  Abtheil.  3.  Auflage,  S.  35S), 
— begreift  diejenige  Richtung  der  staatlichen  ThSligkeit , welche  die  Pflege  des  Kunst- 
ge we  rbe- Be t riebes  betrifft.«  Diese  Auffassung  versteht  das  Gewerbe  (Handwerk 
und  Fabrikation,  im  Gegensätze  einerseits  zur  Urproduktion  (Landbau,  Forstwirthschaft, 
Bergbau;  , andrerseits  zum  Umsatz  - Gewerbebetriebe  (Handel  . 

3 Den  Begriff  der  H and e 1 sge sc h äfte  erläutert  das  Allgemeine  Deutsche  Han- 
dels-Gesetzbuch folgendennassen 

»Art.  271.  Han  delsgeschäfte  sind  : 

1 Der  Kauf  oder  die  anderweite  Anschaffung  von  Waaren  oder  anderen  beweglichen 
Saehen,  von  Staatspapieren  , Aktien  oder  anderen  für  den  Handelsverkehr  bestimmten 
Werthpapieren,  um  dieselben  weiter  zu  veräussern  ; es  macht  keinen  Unterschied,  ob 
die  Waaren  oder  anderen  beweglichen  Sachen  in  Natur  oder  nach  einer  Bearbeitung 
oder  Verarbeitung  weiter  veräuasert  werden  sollen ; 

2,  Die  Uebernahme  einer  Lieferung  von  Gegenständen  der  unter  Ziffer  1,  bezeichneten  Art, 
welche  der  Uebernehmer  zu  diesem  Zweck  anschafft; 

3,  Die  Uebernahme  einer  Versicherung  gegen  Prämie; 

4,  Die  Uebernahme  der  Beförderung  von  Gütern  oder  Reisenden  zur  See  und  das  Darleihen 
gegen  Verabredung. 

Art-  273.  Handelsgeschäfte  sind  ferner  die  folgenden  Geschäfte,  wenn  sie  ge- 
werbemässig  betrieben  werden : 
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setzlichen  Bedingungen  und  Beschränkungen  unterworfen  wird,  — und  ohne 
die  Merkmale  der  » F a b r i k « zu  bezeichnen. 

§.  134.  der  Reichs  • Gewerbe  - Ordnung  Btellt  als  gleichartig  neben- 
einander : 

»Fabrik-Inhaber,  — sowie  alle  Diejenigen,  welche  mit  Ganz- oder 
Halb-Fabrikaten  Handel  treiben  ;» 
bestimmt  ferner  im  §.  1 36  : 

»Unter  Arbeitern  (d.  h Fabrik- Arbeitern)  werden  auch  Die- 
jenigen verstanden,  welche  ausserhalb  der  Fabrikstätten  für  Fabrik- In- 
haber oder  für  die  ihnen  gleichgestellten  Personen  die  zu  deren  Gewerbe- 
Betriebe  nöthigen  Ganz-  oder  Halb-Fabrikate  anfertigen,  oder  solche  an 
sie  absetzen,  ohne  aus  dem  Verkaufe  dieser  Waaren  an  Konsumenten  ein 
Gewerbe  zu  machen.« 

Das  Handels-Gesetzbuch  besagt  im  Art.  10  : 

»Die  Bestimmungen  aber  die  Firmen , die  Handclsbücher  und  die  Prokura 
finden  auf  Personen,  deren  Gewerbe  nicht  über  den  Umlang  des  Handwerks- 
Betrieb  es  hinausgeht,  keine  Anwendung.« 

Dagegen  zählt  Art.  272  a.  a.  O.  zu  den  Handels-Geschäften: 

»Die  Uebernahnte  der  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  beweglicher  Sachen  für 
Andere , wenn  der  Gewerbe-Betrieb  des  Uebernehmers  über  den  Umfang  des 
Handwerks  hinausgeht.« 

Was  aber  unter  Handwerk  zu  verstehen  sei,  ist  nicht  angedeutet. 

In  Preussen  erklärte  das  »Allgemeine  Land  recht«,  §.407.  Titel  8. 
Theil  II : 

»Anstalten,  in  welchen  die  Verarbeitung  oder  Verfeinerung  gewisser  Natur-Erzeug- 
nisse im  Grossen  getrieben  wird,  werden  Fabriken  genannt.« 

$.413.  »Zur  Vereinzelung  ihrer  Fabrik- Waaren  sind  Fabrik -Unternehmer  in  der 
Regel  nicht  berechtigt.« 

jt.  421.  »Eigentliche  Fabrikanten  so  nennt  da«  Allgem.  T.andrecht  »Diejenigen, 
welche  in  einer  Fabrik  arbeiten«  *;  »ind  nicht  berechtigt , die  von  ihnen  verfertigten 
Waaren  für  eigene  Rechnung  feilzubieten,  sondern  sie  sollen  blos  für  den  Inhaber  der 
Fabrik  und  nach  dessen  Bestellung  arbeiten.« 


1.  Die  Uebernahme  der  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  beweglicher  Sachen  für  Andere, 
wenn  der  Gewerbe-Betrieb  des  Unternehmers  überden  Umfang  des  Handwerks  hinaus- 
geht ; ••) 

2.  Die  Bankier-  oder  Geldwechsler-Geschäfte  ; 

3.  Die  Geschäfte  des  Kommissionärs  (Art.  360; , des  Spediteurs  und  des  Frachtführers, 
sowie  die  Geschäfte  der  für  den  Transport  von  Personen  bestimmten  Anstalten ; 

4.  Die  Vermittelung  oder  Abschliessung  von  Handelsgeschäften  für  andere  Personen;  die 
amtlichen  Geschäfte  der  Handelsmäkler  sindjedoch  hierin  nicht  einbegriffen  ; 

5.  Die  Verlagsgescbäfte , sowie  die  sonstigen  Geschäfte  des  Buch-  oder  Kunsthandels; 
ferner  die  Geschäfte  der  Druckereien , sofern  nicht  ihr  Betrieb  nur  ein  handwerksmäs- 
siger  ist. 

Die  bezeichneten  Geschäfte  sind  auch  alsdann  Handelsgeschäfte,  wenn  sie  zwar  einzeln, 
jedoch  von  einem  Kaufmann  im  Betriebe  seines  gewöhnlich  auf  andere  Geschäfte  ge- 
richteten Handelsgewerbes  gemacht  werden. 


*)  Hierunter  fallen  mithin  die  Uf  bern»inTH"lif  schafle  des  V»' rikbetrfsbe * 

"l  i 44.  Die  Reich»-<»e«erl>e-Ordn.  »eieicbnet  mit  dem  Ausdruck«  » Fabrikanten«  die  Fabrikiwsitrer. 
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Die  Preussische  Verordnung  über  Errichtung  von  Gewerbe- 
Gerichten  vom  9.  Februar  1849.  §.  2.  bezeichnet  als  Fa b r i k- 1 n h a ber 

»Diejenigen,  welche  Rohstoffe  oder  Halb  - Fabrikate  zu  Waaren  für  den  Handel 
verarbeiten  lassen,»  v. 

und  fügt  hinzu : 

»Als  Fabrik-Arbeiter  sind  nicht  blos  Diejenigen  anzusehan  , welche  in  der  Betriebs- 
stätle  beschäftigt  werden , sondern  auch  Diejenigen , welche  ausserhalb  der  Be- 
triebsstätte mit  eigenen  oder  fremden  Werkzeugen,  mit  oder  ohne  Verwendung 
von  Zuthaten,  die  ihnen  von  Fabrik-Inhabern,  Faktoren,  Ausgebern  oder  Verlegern 
gegebenen  Rohstoffe  oder  Halb- Fabrikate  zur  Herstellung  von  Waaren  für  das  Ge- 
schäft derselben  gegen  Bezahlung  verarbeiten.« 

Aus  den  neueren  Gesetzes  - Bestimmungen  würde  sich  als  leitender 
Grundsatz  ergeben : 

Die  von  der  Gewerbe- Gesetzgebung  begriffenen  Erwerbsarten  der 
StofFveredelung , der  Bearbeitung  und  V erarbeitung  von  Rohstoffen  und 
Halb-Fabrikaten  unterscheiden  sich  in  Handwerk  und  Fabrik.  Das 
Handwerk  arbeitet  unmittelbar  für  den  einzelnen  Verbraucher,  die 
Fabrik  arbeitet  für  den  Handel;  jenes  richtet  sich  hauptsächlich  auf 
Einzelwerthe,  — letztere  auf  Gattungswerthe. 

Diese  aus  unseren  Gesetzen  entnommenen  Kennzeichen  sind  aber  weder 
erschöpfend,  noch  auch  nur  überall  zutreffend.  Die  Maschinen -Fabriken 
z.  B pflegen  grossentheils  nicht  für  den  Handel,  sondern  auf  Bestellung  des 
Verbrauchers  zu  arbeiten  ; ferner  schiebt  sich  die  Haus-Industrie  in  eigen- 
thümlichen  Gestaltungen  als  Mittelglied  zwischen  Handwerk  und  Fabrik.  — 
Man  wird  sich  neben  jenen  gesetzlichen  Kennzeichen  zugleich  vergegen- 
wärtigen müssen,  dass  Handwerk  und  Fabrik  auch  die  Gegensätze  des  Klein- 
und  Gross-Betriebes  bilden,  — des  Kleinbetriebes,  wo  bei  geringer  Theilung 
der  Arbeit  und  bei  Beschränkung  auf  Werkzeuge  der  Meister  selbst  mit 
arbeitet,  — und  des  Grossbetriebes  , wo  bei  grosser  Theilung  der  Arbeit  und 
bei  Anwendung  von  Maschinen  , sowie  bei  kaufmännischer  Gebahrung  der 
Geschäfts-Inhaber  nur  eine  leitende  Stellung  einnimmt. 

Die  Motive  zu  dem  Haftpflicht-Gesetze  wollen  selbst  alle  diese 
Merkmale  nicht  als  maassgebend  anerkennen  ; es  heisst  daselbst : 

»Die  sonst  üblichen  Unterscheidungen , wonach  im  jHandwerk  die  Hand- 
arbeit, in  der  Fabrik  das  mechanische  Element  vorherrsche,  — wonach  beim 
Handwerk  regelmässig  eine  vollständige  Herstellung  der  Erzeugnisse  durch 
eine  und  dieselbe  Hand,  bei  der  Fabrik  Theilung  der  Arbeit  unter  verschie- 
denen Arbeiterklassen  stattfinde,  — wonach  ferner  das  Handwerk  auf  Bestel- 
lung im  Kleinen  , die  Fabrik  auf  Vorrath  im  Grossen  arbeite . — oder  wo- 
nach endlich  beim  Handwerk  der  Meister  mitarbeitc , während  in  der  Fabrik 
der  Fabrikherr  dirigire,  sind  heut  zu  Tage  nicht  mehr  als  massgebend  und  zu- 
treffend anzusehen.  Man  wird  es  dem  Richter  überlassen  müssen,  in  Zweifel- 
fällen  eine  Entscheidung  darüber  zu  treffen  , ob  es  sich  um  ein  Fabrik-Unter 
nehmen  handelt  oder  nicht,  und  von  dem  vergeblichen  Versuche  abzustehen 
haben,  im  Gesetze  die  Feststellung  des  Begriffs  einer  Fabrik  vorzunehmen.« 

Jedenfalls  wird  es  erfahrungsmässig  in  der  Regel  keine  Schwierigkeiten 
haben , auf  dem  Boden  des  praktischen  Lebens  bei  Zusammenfassung  aller, 
den  Betrieb  eines  bestimmten  Geschäftes  karakterisirenden  Verhältnisse, 
dem  Sinne  des  Gesetzes  entsprechend  zwischen  Fabrik  und  Handwerk  zu 
unterscheiden.  In  Preussen  hat  sich  diese  Unterscheidung,  namentlich 
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durch  die  Gesetzgebung  über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in 
Fabriken,  seit  mehreren  Jahrzehnten  hinlänglich  eingelebt. *J 

Den  Ausdruck  "Manufaktur"  kennt  die  Reichs- Gesetzgebung  nicht; 
im  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  ist  derselbe  mit  der  Bezeichnung  » Fabrik« 
mehr  und  mehr  gleichbedeutend  geworden,  — weil  der  Unterschied  in  Mehr 
oder  Minder  der  Verwendung  von  Menschen  kräften  Manufaktur  und  der 
Verwendung  von  Maschinenkräften  (Fabrik  sich  von  Tage  zu  Tage  zu  Gun- 
sten der  letzteren  ausgleicht.5)  Was  wir  jetzt  hauptsächlich  Manufaktur- 
waaren  nennen,  — die  »Gewebe  werden  immer  mehr  Erzeugniss  der 
Maschine. 

Auch  die  Bezeichnung  »Gewerk«  ist  unsrer  bestehenden  Gesetzgebung 
fremd.  Früher  pflegte  derselbe  die  Gesammtheit  der  an  einem  Orte  be- 
findlichen Meister  eines  Handwerkes  zu  bedeuten.  Jetzt  ist  im  Gegentheil 
der  Name  » Gewerk-  Verein « für  die  unter  sich  verbundenen  Arbeitnehmer 
eines  bestimmten  Handwerkes  oder  Fabrik -Gewerbes  üblich  geworden. 


»Entfesselung  der  wirthschaftlichen  Kräfte  und  Freiheit  der  Bewegung« 
ist  die  wahre  Losung  der  Reichs  - Gewerbe-  Ordnung.  — Die  Behörden  wer- 
den sich  deshalb  jederzeit  daran  zu  erinnern  haben,  dass  derselben  die  Ab- 
sicht zum  Grunde  liegt,  den  Gewerbe  - Betrieb,  soweit  dies  mit  dem  öffent- 
lichen Wohle  irgend  verträglich  ist,  von  polizeilichen  Beschränkungen  und 
Kontrolen  zu  befreien,  und  dass  daher  diejenigen  Vorschriften,  durch  welche 
solche  Beschränkungen  aufrecht  erhalten  sind  , Ausnahmen  von  der  Regel 
bilden. 

Andererseits  konnte  die  Gewerbe-Ordnung  nicht  beabsichtigen,  die  Ge- 
werbetreibenden namentlich  von  der  Beachtung  derjenigen  Beschränkungen 
zu  entbinden,  welche  sich  aus  allgemeinen  polizeilichen,  theils  in  Gesetzen, 
theils  in  Verordnungen  der  Behörden  enhaltenen  Vorschriften  ergeben,  und 
die  für  Jedermann,  er  mag  ein  Gewerbe  betreiben  oder  nicht,  Anwen- 
dung finden. 

Die  in  den  einzelnen  Staaten  und  Landestheilen  bestehenden  allge- 
meinen polizeilichen  Vorschriften,  insbesondere  der  Bau-,  Feuer-,  Gesund- 


•)  Die  Gewerbe-Ordnung  für  Württemberg  vom  Jahre  1M>2  nennt: 

»Gewerbs-linternehmungen,  welche  in  geschlossenen  Etablissements  unter  Verwendung 
von  mehr  als  2(1  Arbeitern  mit  Hilfe  elementarer  Betriehskräfte  oder  nach  dem  Prinzip 
Arbeiutheiiung  betrieben  werden,  — Fabriken.« 

Die  Gesetzgebung  der  Schweizer  Kantone  gewährt  einige  Vergleiche.  Die 
Fabrik - Gesetzgebung  für  Glarus  bezeichnet  als  Fabriken: 

„Gewerbliche  Anstalten,  in  denen  gleichzeitig  und  regelmässig  eine  grössere  An- 
zahl Arbeiter  ausserhalb  ihrer  Wohnung  in  geschlossenen  Bäumen  beschäftigt 
werden.“ 

Die  Fabrik -Gesetzgebung  des  Kantons  Zürich  spezialiairt  dagegen  nach  den  be- 
sonderen territorialen  Zuständen  i 

»Als  Fabriken  sind  anzusehen  alle  Gebäude,  in  denen  mit  Anwendung  von  Wasser  — 
oder  Dampfkraft  Garne,  Gewebe  oder  gefilzte  Btoffe  verfertigt  oder  vervollkommnet,  — 
die,  in  denen  Metalle  bearbeitet  werden ; ferner  die  Giessereien,  Pulver-  und  Zündstoff- 
Fabriken,  Glas-  und  Thonwaaren-Fabriken,  Papierfabriken  und  Kattundruckereien.« 

.'  Vergl.  Art.  1.  des  Hessischen  Gesetzes,  die  »Handelskammern  betreffend«, 
v.  27.  Novbr.  1 97 1 : s.  u.  Anmerk.  2»  zu  Tit.  VI. 
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heits-  und  Sicherheit*  * Polizei  sind  daher  bei  dem  Betriebe  eines  jeden  Ge- 
werbes zu  beachten.  Dieselben  polizeilichen  Rücksichten  führen  die  Noth- 
wendigkeit  mit  sich,  die  Ausübung  des  Betriebes  mancher  Gewerbe  unter 
besondere  Bedingungen  und  Einschränkungen  zu  stellen. 

Auch  ziemt  es  sich , für  die  Handhabung  der  Gesetzgebung  an  ein  zu- 
treffendes Wort  des  Preussischen  Medizinal-Ministeriums  in  dem 
Reskripte  vom  30.  Septbr.  1870  zu  erinnern: 

»Je  mehr  die  neue  Gewerbe -Ordnung  die  Berechtigung  des  Einzelnen  zu  möglichst 
freier  Bewegung  als  leitenden  Grundsatz  in  den  Vordergrund  stellt,  desto  dringender 
wird  die  Aufgabe  der  Behörden,  durch  gewissenhafte  Ausübung  des  ihnen  verliehenen 
Aufsichtsrechtes,  das  Publikum  gegen  mögliche  Gefahren  jenes  Grundsatzes  zu 
schützen,  soweit  es  innerhalb  der  durch  das  Gesetz  gezogenen  Schranken  geschehen 
kann.« 

Für  die  Zukunft  unserer  Gewerbe  - Gesetzgebung  sei  auf  die  Er- 
klä  rung  des  Bundes-Kommissars  in  der  Reichstags  - Sitzung  vom  17. 
März  1S69  hingewiesen: 

» Der  Bundesrath  fasst  den  Gewerbe-Gesetz- Entwurf  nicht  auf,  wie 
man  etwa  eine  Verfassung  auffasst,  an  der  man  eine  lange  Reihe  von  Jahren 
nichts  zu  ändern  gedenkt.  — Wir  haben  nicht  ein  Gesetz  vor  uns , welches 
die  Entwickelung  der  Gewerbe-Gesetzgebung  abschliesst.  sondern  wir  wollen 
ein  Gesetz  zum  Abschluss  bringen,  welches  die  gemeinsame  Entwicke- 
lung der  Gewerbe-Gesetzgebung  in  Deutschland  erst  möglich  macht , weil 
es  einen  festen  und  sicheren  Ausgangspunkt  bildet. « 

Sowohl  in  der  Richtung  der  Freiheit,  wie  in  der  Richtung  der  gesetz- 
lichen Ordnung  möge  die  Erfahrung  uns  den  Weg  weisen.  Waren  doch 
einzelne  Landes-Gewerbe- Verfassungen  in  einigen  Punkten,  ohne  ersichtlichen 
Schaden  für  das  gemeine  Wesen,  schon  freier  gestaltet,  als  die  Reichs- Ge- 
werbe-Ordnung. Andrerseits  wird  die  bessernde  Hand  nicht  fehlen , ge- 
wichtigen Bedürfnissen  der  öffentlichen  Interessen,  an  denen  der  schnelle 
Gang  der  Gesetzgebung  zunächst  vorüberschritt , oder  die  erst  nachträglich, 
hervortraten,  Abhilfe  zu  gewähren.  Kritik  in  diesen  Beziehungen  zu  üben, 
ist  nicht  die  Aufgabe  unseres  Handbuchs. 


Neben  der  einheitlichen  Gestaltung  der  gewerbepolizeilichen  Ge- 
setzgebung hat  das  Reich  noch  zwei  Fragen  zu  lösen  gesucht,  welche  für  den 
Gewerbe-Betrieb  und  die  bei  denselben  betheiligten  Personen  von  tiefgreifen- 
der Wichtigkeit  sind,  nämlich  die  Fragen  wegen  Beschlagnahme  des 
Arbeitslohnes  und  wegen  Ersatzleistung  für  die  Schäden  der 
beim  Gewerbe-Betriebe  stattfindenden  Unfälle.  Dcsshalb  muss 
unsre  Aufgabe,  die  Gewerbe  - Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  darzu- 
stellen, noch  auf  die  bezüglichen  Gesetze  vom  21.  Juni  1869  und  vom  7.  Juni 
1871  ausgedehnt  werden.  — Beide  Gesetze  bezwecken  den  Schutz  des  Ar- 
beiters. Das  Gesetz  über  die  Lohnbeschlagnahinc  soll  ihn  gegen  sich  selber, 
— soll  ihn  dagegen  schützen , dass  er  heute  lediglich  von  morgen , — von 
der  Verpfändung  des  künftigen  Ertrages  seiner  Arbeitskraft  lebe  und  sich 
in  eine  Art  von  fortdauernder  Schuldknechtschaft  verstricke.  Das  Gesetz 
will  ihn  auf  den  gesunden  Kredit  der  schon  verwertheten  Arbeit,  des  schon 
verarbeiteten  Verdienstes  stellen.  Das  »Borgbüchelchen  « der  Viktualicn-  etc. 
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Händler  hat  mehr  Familien  ruinirt,  als  — der  Trunk!  Das  andere  Gesetz 
macht  den  ersten,  fast  schüchternen  Versuch,  dein  Arbeiter  den  Weg  zum 
Schadenersätze  für  die  der  Schuld  des  Betriebs-Unternehmers  und  seiner  Stell- 
vertreter zuzusch reibenden  Unlälle  zu  bahnen.  Mögen  diesem  Versuche  bald 
weitere  Schritte  in  derselben  Richtung  folgen  ! 


Die  Landes-Gesetzgebungen  waren  bei  Behandlung  unserer  Auf- 
gabe nur  insoweit  zu  berücksichtigen,  als  sie  zur  Ergänzung  der  einschlagen- 
den Reichs-Gesetze  von  Bedeutung  sind,  oder  zu  deren  Klarstellung  dienen. 
Eben  deshalb  haben  z.  B.  die  Lanaes-Gesctze  übet  Gewerbesteuer  oder 
über  die  zivil  rechtliche  Seite  des  Vertrags -Verhältnisses  zwischen  Ar- 
beitgebern und  Arbeitnehmern  keine  Aufnahme  gefunden. 


Wenn  in  unseren  Erläuterungen  der  reichsgesetzlichen  Vorschriften  vor- 
zugsweise Material  aus  Preussischer  Gesetzgebung  und  Preussischer 
Verwaltung  dargeboten  ist , so  wird  dies  nicht  blos  dadurch  zu  entschuldigen 
sein,  dass  dem  \ erfasser  eben  diese  Quellen  genauer  bekannt  waren,  sondern 
es  wird  auch  durch  die  Bedeutung  Preussens  im  Deutschen  Reiche  gerecht- 
fertigt werden.  Auch  das  wird  keinen  Anstand  finden,  dass  diese  Aufführun- 
gen zum  grossen  Theile  aus  der  Zeit  vor  Erlass  der  Reichs  - Gewerbe -Ord- 
nung herrühren.  Denn  viele  Bestimmungen  der  Reichs  - Gewerbe  - Ordnung 
sind  in  dieselbe  aus  der  älteren  Preussischen  Gesetzgebung  fast  oder  ganz 
unverändert  übernommen  worden.  Soweit  daher  zu  solchen  altpreussischen 
Bestimmungen  im  Laufe  der  Zeit  erläuternde  Verfügungen  und  Entscheidun- 
gen Preussischer  Behörden  ergangen  sind,  ist  es  wenigstens  für  Preussen  un- 
bedenklich, dieselben  auch  bei  Anwendung  des  neuen  Gesetzes  zur  Richt- 
schnur zu  nehmen  Aber  zugleich  für  die  anderen  Deutschen  Staaten  werden 
diese  Mittheilungen  Preussischer  Verwaltung«- Erfahrung  aus  älterer  und 
neuerer  Zeit  einen  beachtenswerthen  Vorgang  bilden  und  als  Quelle  der  Er- 
läuterung nützlich  sein. 


Neben  Preussen  ist  im  'Wesentlichen  nur  aus  Sachsen,  Bayern, 
Württemberg  und  Baden  Ergänzung«-  und  Erläuterungs-  Material  dor- 
tiger Gesetzgebung  und  Verwaltung  beigebracht,  — und  auch  dies  nur  in 
geringerem  Umfange.  Schon  der  Zweck  unseres  Handbuches  verbot,  nach 
V ollständigkeit  in  Bezug  auf  die  einschlagenden  Vorschriften  und  die  Aus- 
führungspraxis aller  einzelnen  Bundesstaaten  zu  streben.  — 

Als  Muster  eines  Kommentars  der  Gewerbe  - Ordnung  für  die  Bedürf- 
nisse eines  einzelnen  Bundesstaates  verdient  genannt  zu  werden:  «Die 
Deutsche  Gewerbe-Ordnung  und  die  zu  deren  Einführung 
und  V ollzug  im  Grossherzogthum  Baden  ergangenen  Gesetze 
und  Verordnungen  von  L.  Turban«  (gegenwärtig  Grossherz.  Bad. 
Handels -Minister!.  Diese  treffliche  Arbeit  erweist  aber  zugleich  einer- 
seits, wie  schwierig,  andrerseits,  wie  weitläufig  es  sein  würde , eine  gleich 
erschöpfende  Bearbeitung  der  Gewerbe- Ordnung  mit  allen  dieselbe  ausfüh- 
rendeu  und  ergänzenden  Gesetzen  und  Verordnungen  für  alle  Bundes- 
staaten herzustellen.  Man  braucht  sich  den  kleineren  Staaten  gegenüber 
nur  an  den  sehr  kleinen  Geltungsbereich  der  dieselben  betreffenden  Mit 
theilungen  eines  solchen  umfassenden  Werkes  zu  erinnern,  um  es  gerecht- 
fertigt zu  finden,  dass  unsere  Arbeit  sich  nicht  soweit  ausgedehnt,  sondern 
«ich  auf  thunlichste  Erschöpfung  der  Materie  für  den  grössten  Staat  — 

Heicbs~G?seU«  m.  Erläotor.  Tii.  I.  Bd.  3.  2 
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Einleitung. 


Preussen  — , auf  möglichste  Vollständigkeit  hinsichtlich  der  mittleren  Staa- 
ten und  auf  Hervorhebung  des  Wichtigsten  aus  den  kleineren  Staaten  be- 
schränkt hat. 

Gleichfalls  aus  Besorgniss  vor  zu  weiter  Ausdehnung  der  Grenzen  musste 
von  dem  Eingehen  auf  die  Vorschriften  des  Deutschen  Handelsrechts 
abgesehen  werden.  Hier  sei  nur  hervorgehoben,  dass  die  allgemeine  Deutsche 
Wechsel-Ordnung  und  das  allgemeine  Deutsche  Handels- Gesetz- 
buch im  Umfange  des  ganzen  Deutschen  Reichs,  auch  in  Elsass-Lothringen 
gelten.  (Vergl.  Ges.  v.  5.  Juni  1869  ; Art.  80  der  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches;  Ges.  v.  22.  April  1871.  — Bund. -Ges. -Bl.  1869,  S.  379;  — 1870, 
S.  648  und  656;  1871:  S.  87.  — Ferner  Ges.  v.  19.  Juni  1872:  Ges.  S.  für 
Elsass-Lothringen.  1872,  No.  14  . 


/ 
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Erster  Theil. 

Gesetzgebung. 


A.  Gewerbe -Ordnung 

Tom  2t.  Juni  1969* •*). 

(Bundcs-Ges.-Bl.  des  Norddeutschen  Bundes  für  1869,  Seite  243—292.1 

Die  Gewerbe-Ordnung  ist  eingeführt  iu  Hessen  südlich  des  Main  durch 
Art.  80  der  Verfassung  des  Deutschen  Bundes  Bundes-Ges.-Bl.  1S70,  S. 
647.)  ; - 

in  Württemberg  und  Baden  — vom  1.  Januar  1S72  ab  — durch 
Reichs- Gesetz  vom  10.  Novbr.  1871  Reichs-Ges. -Bl.  1S71,  S.  392.  ; 

in  Bayern  — vom  I.  Januar  1873  ab  — durch  Reichs-Gesetz  vom 
12.  Juli  1872  Reichs-Ges. -Bl.  1872,  S.  170.j.*T 


Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  elc.,  ver- 
ordnen im  Namen  des  N o rddeutschen  Bundes  , nach  erfolgter  Zu- 
stimmung des  Bundesrathes  und  des  Reichstages,  was  folgt : 


Titel  1. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

$.  1.  Der  Betrieb  eines  Gewerbes1)  ist  Jedermann  ge- 
stattet, soweit  nicht  durch  dies  Gesetz  Ausnahmen  oder  Beschränkungen 
vorgeschrieben  oder  zugelassen  sind.  2 3 

Wer  gegenwärtig  zum  Betriebe  eines  Gewerbes  berechtigt  ist,  kann  von 
demselben  nicht  deshalb  ausgeschlossen  werden,  weil  er  den  Erfordernissen 
dieses  Gesetzes  nicht  genügt.  4' 


* Für  das  Quellen-Studium  der  Gewerbe-Ordnung  ist,  abgesehen  von 
den  Vorlagen  der  Bundesregierung  und  den  Reichstags-Verhandlungen  selbst,  sehr  zu 
empfehlen:  »Die  Gewerbe-Ordnung«  — , nus  den  amtlichen  Materialien  ausführ- 
lich erläutert  von  Dr.  A.  Koller.  2.  Auflage.  Verlag  von  Fr.  Kortkampf. 

•*  In  Elsas*  und  Lothringen  ist  nur  §.  29  der  Gewerbe  - Ordnung  mittelst  Gesetzes 
vom  15.  Juli  1872  (Reichs-Ges. -Bl.  8.  350!  eingeführt.  Vcrgl.  das  Nähere  unten  bei  §.  29 
der  Gewerbe-Ordnung. 

2* 
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Gewerbe-Ordnung. 


Zu  $.  1. 


1.  Ucber  den  Begriff  des  »Gewerbes«  vgi.  das  oben  S.  10  der  Ein- 
leitung Bemerkte. 

2.  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  (Bund. -Ges. -Bl.  1871, 
8.  64 . ) besagt  im  Art.  3,  gleichmässig  mit  der  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes : 

• Für  ganz  Deutschland  besteht  ein  gemeinsames  1 nd  igenat  mit  der  Wirkung, 
dass  der  Angehörige  (Unterthan,  Staatsbürger)  eines  jeden  Bundesstaates  in  jedem 
anderen  Bundesstaate  als  Inländer  zu  behandeln  und  demgemäss  zum  festen  Wohnsitz, 
zum  Gewerbe-Betriebe unter  denselben  Voraussetzungen  wie  der  Ein- 
heimische zuzulassen ist.» 

In  Ausführung  dieses  Verlässungsgrundsstzes  bestimmte  das  — gegenwärtig 
im  ganzen  Deutschen  Reiche,  einschliesslich  Elsass-Lothringen  geltende  — Gesetz 
über  die  Kr e i zü  g i gk  e i t vom  I.Novbr.  1867  (Bund. -Ges. -Bl.  1667,  S.  55.) 
tim  §.  1 : 

»Jeder  Bundes  - Angeh tirige  hat  das  Recht,  innerhalb  des  Bundesgebietes  : 

1.  an  jedem  Orto  sich  aufzuhalteu  oder  niederzulassen,  wo  er  eine  eigene  Wohnung 
oder  ein  Unterkommen  sieh  zu  verschaffen  im  Stande  ist ; 

2.  an  jedem  Orte  Grundeigenthum  aller  Art  zu  erwerben  ; 

8.  umherziehendo  oder  an  dem  Orte  des  Aufenthaltes,  beziehungsweise  der  Nieder- 
lassung, U e werbe  aller  Art  zu  betreiben,  unter  den  für  Einheimische  gel- 
tenden gesetzlichen  Bestimmungen. 

Keinem  B u n d es- A n ge  hürigen  darf  um  desGlaubeusbekenntnisses  willen  oder 
wegen  fehlender  Landes-  oder  Gemeinde-Angehlirigkeit  der  Aufenthalt,  die  Nieder- 
lassung, der  Gewerbe-Betrieb  oder  der  Erwerb  von  Grundstücken  verweigert 
worden.“ 

Gegenwärtig  ist  nach  §.  1 der  Gew. -O.  d o r Ge w e r be - B e t r ieb  nicht  bloss 
jedem  Reichs-Angehörigen,  sondern  auch  jedem  Ausländer  gleichermasscn  ge- 
stattet, sofern  nicht  die  Gewerbe-Ordnung  selbst  eine  Ausnahme  besonders  vorbe- 
hält. (Vgl.  §.  12  wegen  des  Gewerbe-Betriebes  juristischer  Personen  des  Aus- 
landes; §.  57  wegen  Zulassung  von  Ausländern  zum  Gewerbe-Betriebe  im  Umher- 
ziehen ; §.  64  wegen  des  Marktverkehrs  der  Ausländer. 

Ein  solcher  Vorbehalt  liegt  auch  in  der  §.  6.  ausgesprochenen  Nichtanwen- 
dung der  Gewerbe-Ordn.  auf  die  Fisch  erei  , — in  Folge  dessen  die  ausschliess- 
lichen Berechtigungen  der  Reichs-Angehörigen  zur  Seefischerei  innerhalb  des  Küs- 
tenbereiches unberührt  bleiben.  — 

Selbstredend  ist  es , dass  auch  der  Ausländer  bei  dem  inländischen  Betriebe 
eines  Gewerbes  den  Vorschriften  aller  zutreffenden  inländischen  Gesetze  unter- 
liegt. — Die  Ausführungs-Verordnung  für  Braunsohweig  — I.  C.  5.  — (s.  u. 
Theil  II,  No.  11)  verlangt  von  den  nicht  reichsangehörigen  Ausländern  die  Er- 
füllung »der  landesrechtlichen  Erfordernisse  in  wohnortsrechtlicher  Bezie- 
hung.«— Im  Uebr.igen  ist  an  den  Voraussetzungen,  unter  denen  Ausländer 
überhaupt  im  Inlandc  sich  aufhalten  dürfen,  nichts  geändert.  Das  Gewerberecht 
des  Ausländers  bleibt  also  immer  prekärer  Natur. 

Vertragsmässig  ist  die  gewerbliche  Gleichberechtigung  und  Gleichbe- 
handlung der  Ausländer  mit  den  Inländern  vereinbart  in  dem  Handels-  und 
Zoll  - V ertrage  zwischen  dem  Zollvereine  — jetzt  Deutsches  Reich 
und  Grossherz.  Luxemburg — und  Oesterreich  vom  6.  März  1868, 
Art.  18  Bund. -Ges. -Bl.  1868,  S.  246.): 

»Die  Angehörigen  der  vertragenden  Theile  sollen  gegenseitig  in  Bezug  auf  den 
Antritt,  den  Betrieb  und  die  Abgabe  von  Bändel  und  Gewerbe  den  Inländern  völlig 
gleichgestellt  sein.  Auf  das  Apotheker-Gewerbe  und  den  Gewerbe- Betrieb  im  Umher- 
ziehen findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung.  Beim  Besuoli  der  Märkte  und 
Messen  zur  Ausübung  des  Handels  und  zum  Absätze  eigener  Erzeugnisse  und  Fabri- 
kate sollen  jedoch  die  Angehörigen  des  andern  Theiles  ebenso  wie  die  eigenen  Ange- 
hörigen behandelt  werden.» 


Zu  §.  1. 
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Auch  dem  Staate  ist  der  Gewerbe-Betrieb  an  und  für  sich  unverwehrt.  — 
Ueber  den  Schutz  der  Handwerker  gegen  den  Gewerbe-Betrieb  in  Straf- 
ued  Besserungs-Anstalten  s.  Preuss.  Minist.-Verfüg.  vom  4.  Mai  1S50 
(M.-B.  d.  i.  V.  1850.  S.  134;;  — Beschluss  des  Reichstages  vom  29.  Mai  1869 
(Stenograph.  Bericht  1869,  S.  1145);  desgl.  vom  6.  April  1870,  — dahin  lau- 
tend: »in  geeigneter  Weise  die  al  lgem  e ine  Einführung  der  für  die  P reussi- 
schen  Straf- Anstalten  vorgeschriebenen  Grundsätze  iür  die  Beschäftigung  der 
Strafgefangenen  herbeizuführen. « Stenogr.  Ber.  1870,8.714).  Verhandlungen 
des  Preuss.  Abgeordn. -Hauses  vom  Jahre  1868/69  (Stenograph.  Ber.  8.  4571 
und  vom  Jahre  1871/72  iStenogr.  Bericht  8.  321). 

Hiermit  verwandt  ist  die  Krage  in  Betreff  der  Konkurrenz  der  Hand- 
werker- A btheil  u nge  n der  Militär- Verwaltung,  s.  Bericht  der  Petitions- 
Kommiss.  des  Reichstages  von  1872,  Nr.  140  B. 

In  Preussen  war  schon  nach  Erlass  des  Gewerbesteuer-Edikts  vom  2.  Nov.  18 10 
jeder  Vertrag,  der  etwa  die  gesetzlich  gegebene  Gewerbe-Freiheit  beschränkte  oder 
behinderte,  nichtig.  Königl.  Verordn,  vom  19.  April  1813.  (Ges.-S.  1813, 
8.  69). 

3.  nDerBetriebeine8  Gewerbes  i s t J ederni  an  n gestatt  et«  , — 
hat  die  Bedeutung,  dass  alle  ;in  der  Gew.-Ordn.  nicht  besonders  vorbehaltenen 
Beschränkungen,  welche  der  Zulassung  zu  einem  Gewerbe-Betriebe  entgegen- 
standen. beseitigt  sind.  Nicht  aber  sind  dadurch  diejenigen  Schranken  beseitigt, 
welche  der  Ausübung  der  Gewerbe  im  Öffentlichen  Interesse  gezogen  sind. 
Diesen  Beschränkungen  muss  vielmehr  ein  Jeder  sich  unterwerfen , der  das  Ge- 
werbe betreiben  will.  (Vrgl.  Erkennt,  des  Preuss.  O. -Tribun,  vom  1.  Juni  und 
4.  Novbr.  1870;  — M.-B.  d.  i.  V.  1870,  S.  195  u.  1871  8.  13;  — vom  18.  Ja- 
nuar 1871;  — Just. -Minist. -Bl.  1871,  S.  115. 

» A us  nah  m e n oder  B eschrän  ku  nge  n » der  freien  unbedingten  Gestat- 
tung zum  Gewerbe-Betriebe  finden  Bich  in  der  Gewerbe-Ordnung  selbst  : §§.  5,  6, 
12.  16  — 28,  29—39,  43  — 53,  55—65. 

Andere,  als  die  in  den  §§.  29,  30,  31  und  34  vorgesehenen  gewerblichen 
Prüfungen  obligatorischer  Art  kennt  die  Gewerbe-Ordnung  nicht;  sie 
gestattet  auch  den  I.andes-Gesetzcn  nicht,  darüber  hinauszugehen.  Vgl.  Preuss. 
Ausführ.- Anweis.  v.  4.  Septbr.  1S69,  Abschn.  I,  8.  s.  u.  Theil  II,  Nr.  1.  A) . 
Indessen  einmal  wird  den  Behörden,  welche  kraft  des  §.  36  der  Gewerbe-Ordn. 
gewisse  Gewerbetreibende  öffentlich  anstellen,  unverschrfinkt  sein,  eine  Prüfung 
vorzubedingen;  zweitens  ist  die  ortspolizeiliche  Regelung  der  §.  37  gedachten 
S t rassen-Ge  w erbe  so  vollständig  dem  Ermessen  der  Behörde  anheimgegeben, 
dass  es  an  sich  nicht  gesetzwidrig  erscheinen  dürite,  dieselben  auf  den  Bctühigungs- 
Nnchweis  der  Kutscher  etc.)  zu  erstrecken. 

Nach  dem  im  Eingänge  dieser  Anmerkung  hervorgehobenen  Grundsätze  bleibt 
die  Ausübung  des  Gewerbe-Betriebes  zunächst  allen  denjenigen  allgemeinen 
und  örtlichen  Beschränkungen  unterworfen , welche  sich  als  Folge  der  Handha- 
bung der  allgemeinen  Bau-,  Feuer-,  Strassen-,  Sitten-,  Gesundheits-  und 
sonstigen  polizeilichen  Vorschriften  darstellen  und  für  Alle  gelten,  sie  mögen  Ge- 
werbe treiben  oder  nicht.  Diejenigen  Anordnungen  z.  B..  welche  bezwecken, 
die  gemeinschädliche  Verunreinigung  fliessender  Gewässer  durch  Abgänge  gewerb- 
licher Anlagen , — die  Hemmung  und  Belästigung  des  Strassenverkelirs.  — die 
Feuersgefahr  und  Rauchbelästigung  durch  gewerbliche  Anlagen  zu  verhüten,  — 
oder  welche  öffentliche  Tanzlustbarkeiten  oder  das  Abhalten  von  Verloosungen  an 
Erlaubniss  binden,  — fallen  gar  nicht  in  das  Gebiet  der  Gewerbe- 
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Gewerbe-Ordnung. 


Zu  §.  1. 


Ordnung;  denn  sie  entspringen  aus  Rücksichten,  denen  unter  ähnlichen  Verhält- 
nissen Jeder  unterworfen  ist,  auch  wenn  er  kein  Gewerbe  betreibt. 

Aber  auch  besondere  ge werbepolisei liebe  Landes-Gcaelze  und  Landes-Yer- 
ordnungen,  welche  nicht  die  Zulassung  zum  Gewerbe,  sondern  nur  die  Aus- 
übung desselben  regeln,  können  neben  der  Gewerbe-Ordnung  fortbestehen  und 
neu  erlassen  werden,  — begreiflich  unter  der  Voraussetzung,  dass  sic  nicht  dem 
Geiste  der  Gewerbe-Ordnung  widersprochen. 

Insbesondere  bleiben  alle  gewerblichen  Anlagen,  es  mag  zu  deren  Er- 
richtung nach  der  Gewerbe- Ordnung  einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen, 
oder  nicht , bezüglich  ihres  Betriebes  deijenigen  polizeili  chen  Aufsicht 
Unterworten,  welche  besondere  Gesetze  oder  Verordnungen  eingeführt  haben  oder 
noch  einführen  werden.  Ein  bemerkenswert  lies  Beispiel  bildet  die  Gesetzgebung 
über  den  Dampfkessel-Betrieb,  deren  unter  §.  24.  ausführlich  gedacht  wer- 
den wird. 

Von  den  zahlreichen  lan  des  rech  tl  ich  en  Anordnungen  über  die  Aus- 
übung des  Gewerbe-Betriebes  mögen  einige  nur  des  Beispiels  halber  er- 
wähnt werden.  So;  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  den  Feingehalt 
von  Gold-  und  Silberwaaren,  welche  unten  bei  §.  114  des  Näheren  mitge- 
theilt  werden.  — Ferner  die  Vorschriften  über  den  Betrieb  des  Schlächter-Ge- 
werbes, die  Fleischschau  u.  s.  w.,  — wie  z.  B.  die  für  Württemberg 
ergangene  Verfügung  vom  14.  März  1 SCO,  betreffend  die  polizeiliche  Aufsicht  auf 
den  Verkehr  mit  Fleisch. 

In  Baden  gestattet  §.  134  des  Polizei-Strafgesetzbuches  v.  31.  Oktbr.  1863 
allgemein,  hinsichtlich  des  Betriebes  aller  einer  Genehmigung  bedürftigen  Gewerbe 
polizeiliche  Vorschriften  im  Wege  der  Verordnung  zu  erlassen. 

Die  im  Eingänge  dieser  Anmerkung  gedachten  Erkenntnisse  bestätigen  die 
Aufrechthaltung  der  besonderen  Berufspflichten  der  Gast-  und  Schankwirthc , so- 
wie der  Press-Ge werbe. 

Zu  den  Beschränkungen  allgemein  polizeilicher  Art.  denen  auch  der  Gewerbe- 
Betrieb  unterliegt,  gehören  folgende  durch  das  Reichs- Gesetz  gegen  die 
R in  derpe  st  vom  7.  April  1869  Bund. -G. -BI.  1869,  S.  105.  — revidirte  In- 
struktion v.  9.  Mai  1873,  R«ichs-G.-B.  1873,  S.  147  ff.  Vgl.  ferner;  Ger- 
lach.  Massregeln  zur  Verhütung  der  Rinderpest.  Berlin,  Kortkampf  vorgesehene 
Massregeln : 

•Beschränkungen  und  Verbote  der  Einfuhr,  des  Transports  und  des  Handels  in  Be- 
zug auf  lebendes  oder  todtes  Rindvieh,  Schaafe  und  Ziegen , Häuto,  Haare  und  son- 
stige thierische  Rohstoffe  in  frischem  oder  trockenem  Zustande , Rauchfutter , Streu- 
inaterialien,  Lumpen,  gebrauohte  Kleider,  Geschirre  und  Stallgerathe." 

Selbstverständlich  kann  die  Freiheit  des  Gewerbe-Betriebes  sich  nicht  auf 
solche  Geschäfte  beziehen,  welche  durch  anderweite  Gesetze  verboten  sind.  Ab- 
gesehen von  den  Bestimmungen  des  Straf- Gesetzbuchs  gegen  Kuppelei  und 
gewerbsmässige  Unzucht  §§.  180  und  36I8),  ist  hier  zu  erwähnen,  dass  das  Hal- 
ten öffentlicher  Spielbanken  im  ganzen  Umfange  des  Deutschen  Reichs 
verboten  ist;  Ges.  vom  1.  Juli  1868;  — Verfassung  des  Deutschen  Reiches, 
Art.  80;  Ges.  vom  22.  April  1871;  Bund. -Ges. -Bl.  1868,  S.  367;  — 1870, 
S.  049  u.  656;  — 1871,  S.  87';  für  Baden,  sowie  für  Eisass  und  Loth- 
ringen, wo  diese  Reichs-Gesetze  nicht  eingeführt  sind,  bestehen  landesgesetz- 
liche Verbote. — Das  gewerbsmässige  Wahrsagen  — wozu  auch  das  Karten- 
legen gehört  — ist  laut  gerichtlicher  Entscheidungen  als  eine  nach  §.  360  ",  des 
Strafgesetzbuchs  zu  ahnender  grober  Unfug  anzusehen. 

■t.  Die  Gewerbe-Ordnung  berührt  nicht  die  Bestimmungen  über  Erfin- 
dungs-Patente. Die  im  Artikel  4 der  Reichsverfassung  hierüber  vorgesehene 
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R e i c h s - Gesetzgebung  ist  noch  zu  erwarten.  Zwischen  den  zum  Zoll-  und  Han- 
dels-VeTeine  verbundenen  Deutschen  Regierungen  war  indessen  schon  unterm 
21.  September  1842  eine  Uebereinkuntt  wegen  Ertheilung  von  Erfindungs- 
Patenten  abgeschlossen  . welche  noch  Rechtskraft  hat.  (Siehe  unten  Tbeil  III, 
Abschn.  A.  Beil.  Nr.  1.)  Landesgesetzliche  Bestimmungen  über  Erfind u ngs- 
Patente  siehe  ebendaselbst  in  Beilage  Nr.  2. 

Ueber  die  Stellung  der  Preuss  i sehe  n Reg  i eru  n g zur  Revision  der  Ge- 
setzgebung Aber  die  Ertheilung  von  Erfindungs-Patenten  vgl.  Preuss.  Handels- 
Archiv,  Jahrgang  1853,  U.,  S.  169 — 19-9  u.  1864,  I.,  S.  41. 

Ueber  den  Erlass  eines  Rei chs- Pat e n t ge set z es  vgl.  Bericht  der  Pe- 
titions-Kommission des  Reichstages  und  1872,  Nr.  48,  A;  Stenogr.  Bericht 
S.  304—308. 

Hinsichtlich  der  Einschränkungen  des  Nachdrucks  vgl.  das  »Gesetz,  betr. 
das  Urheberrecht  an  Schriftwerken , Abbildungen , musikalischen  Kompositionen 
und  dramatischen  Werken  vom  11.  Mai  1870«  Bund. -G. -Bl.  1870,  S.  339; 
ferner  die  Endemann'sche  Bearbeitung  des  Gesetzes:  Berlin,  Kortkampf.};  — in 
Geltung  tflr  das  ganze  Reich  laut  Art.  80  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
und  §.  11  des  Gesetzes  vom  22.  April  1871  (Bund. -G. -Bl.  1870,  S.  648  und 
Reichs-G.-Bl.  1871,  S.  90);  — auch  für  Eis  as  s-L  o th  ringen  laut  Gesetz 
Tom  27.  Januar  1873  ;Ges.-Bl.  für  Elsass-Lothringen  1873,  8.  19). 

Das  Baierische  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  zum  Schutze  der  Urheberrechte 
an  literarischen  Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst  bestimmt  im  §.  31  aus- 
drücklich : 

»Die  Nachahmung  von  Werken  drr  Kunst  in  Industrie- Erzeugnissen,  sowie 
die  Nachbildung  und  Vervielfältigung  von  1 n d u s tri e - K r z e ug n i s « en , sollte  auch 
zur  Herstellung  der  letzeren  Kunstfertigkeit  nothwendig  gewesen  sein , fallen  nicht 
unter  die  Bestimmung  dieses  Gesetzes.« 

Die  Deutsche  Gesetzgebung  hat  bisher  einen  Muster-  und  Formen- 
schutz nicht  ausgesprochen.  In  der  Preusaischon  Rhoinprovinz  gelten  dieser 
halb  noch  die  fremdländischen  Vorschriften  von  1806  und  1811.  (Vgl.  «die 
^ltent -Gesetzgebung  aller  Länder  nebst  den  Gesetzen  über  den  Musterschutz«  — 
von  Dr.  Klostcrmann.  1869). 

$.2.  Die  Unterscheidung  zwischen  Stadt  und  Land  in  Be- 
zug auf  den  Gewerbe-Betrieb  und  die  Ausdehnung  desselben  hört  auf.  *) 

1.  Die  Lande s- Gewerbe-Ordnungen  hatten  diese  Unterscheidung  zwischen 
Stadt  und  Land  in  dem  grössten  Theile  von  Deutschland  schon  früher  beseitigt. 
(Vgl.  z.  B.  §.  16  des  Preussischen  Edikts  vom  2.  Novbr.  lbtO  Ober  Einfüh- 
rung einer  allgemeinen  Gewerbesteuer  und  §.  12  der  Preuss.  Gewerbe-Ordnung 
vom  17.  Januar  1845.  (Dieselbe  ist  abgedruckt  in  «Deutsche  Reichs-Gesetze«, 
Tezt  mit  Anmerk.  Tit.  I,  Heft  3,  Berlin,  Kortkampf.) 

§.  3.  Der  gleichzeitige  Betrieb  verschiedener  Gewerbe, 
sowie  desselben  Gewerbes  in  mehreren  Betriebs-  oder  Verkaufs- 
Stätten  ist  gestattet.1)  Eine  Beschränkung  der  Handwerker  auf  den  Ver- 
kauf der  selbstverfertigten  Waaren  findet  nicht  statt. 

1.  Hiernach  ist  denn  namentlich  der  gleichzeitige  Betrieb  der 
Schank-  oder  Gastwirthschaft  in  mehreren  Lokalen  an  sich  kein 
Grund  zur  Versagung  der  nach  §.  33  der  Gewerbe-Ordn.  erforderlichen Erlaubniss. 
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jlf.  4.  Den  Zünften  und  kaufmännischen  Korporationen 
steht  ein  Recht , Andere  von  dem  Betriebe  eines  Gewerbes  auszuschliesaen, 
nicht  zu. 1 

1.  Zünfte  Innungen;  und  kaufmännische  Korporationen  stehen  gegenwärtig 
im  Wesentlichen  freien,  mit  Korporationsrechten  bewidmeten  Gewerbe-  und  Han- 
dels-Vereinen gleich. 


§.  5.  In  den  Beschränkungen  des  Betriebes  einzelner  Gewerbe,  welche 
auf  den  Zoll-,  Steuer-  und  Post- Gesetzen  beruhen,  wird  durch  das 
gegenwärtige  Gesetz  nichts  geändert.  *) 1 

1.  Von  den  hiernach  vorbehaltenen  finanzgesetzlichen  Gewerbe- 
Beschränkungen  sind  folgende  von  besonderem  Gewicht. 

A.  §.  124  des  Vereinszoll-Gesetzes  vom  I.  Juli  1869  Bund. -Ges. -Bl. 
1869,  S.  350)  besagt: 

"Hausir-Gewerbe , zu  welchem  auch  das  Halten  von  Wanderlagern  gehört, 
dürfen  im  Grenzbezirke  nur  mit  besondrer  Erlaubniss  und  unter  den  zum  Zwecke 
des  Zollsclmtzes  erforderlichen,  von  der  obersten  Landes- Finanzbehörde  anzuordnen- 
den  Beschränkungen  betrieben  werden.  AufMaterial-  undSpezerei-Waaren,  auf  Wein, 
Branntwein  und  Liköre,  sowie  auf  Zeuge,  ganz  oder  theilweisc  aus  Baumwolle,  Wolle 
oder  Seide,  soll  sich  der  Regel  nach  die  Erlaubniss  nicht  erstrecken.  Es  können  indess 
von  der  obersten  Lnndcs-rinanzbehürde  für  einzelne  Grenzstrecken  in  Bezug  auf 
solche  Waaren , welche  dort  keinen  Gegenstand  des  Schleichhandels  bilden , Aus- 
nahmen zugelassen  werden. 

Soweit  es  zur  Sicherung  deB  Zoll-Interesses  für  nöthig  erachtet  wird , ist  auch  der 
Marktbesuch,  sowie  der  stehen  de  Gewerbe-Betrieb  im  Grenz  bezirke  den 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  von  der  obersten  Landes-Finanzbehörde  vorzuschrei- 
benden Kontrolen  unterworfen.  Insbesondere  hat  Jeder,  welcher  mit  Waareu  einen 
Handel  treibt,  auf  die  sich  die  angeordnete  spezielle  Kontrole  erstreckt,  ein  Buch 
zu  führen , worin  rlicksichtlich  der  unmittelbar  aus  dem  Auslände  bezogenen  Waaren 
beim  Empfang  derselben  der  Tag  und  Ort , an  und  in  welchem  die  Verzollung  statt- 
gefunden  hat . bemerkt,  und  rUcksichtlich  der  aus  dem  Inlande  empfangenen  Waaren 
der  Nachweis  hierüber  enthalten  sein  muss." 

(Vgl.  auch  »Schneider»,  Vereins-Zollgesetz ; 2.  Aufl.  Berlin,  Kortkampf.) 

B.  Das  Gesetz , betreffend  die  Erhebung  einer  Abgabe  von  Salz,  vom 
12.  Oktbr.  1867  Bund. -Ges. -Bl.  1867,  S.  41)  bestimmt  u.  a 

#.  3.  »Die  Gewinnung  oderRaffinirung  von  Salz  ist  nur  m den  gegenwärtig  iui  Be- 
triebe befindlichen , sowie  in  denjenigen  Salzwerken  Salinen,  Salzbergwerken,  Salz- 
raffinerieen]  gestattet , deren  Benutzung  zu  einem  solchen  Betriebe  mindestens  sechs 
Wochen  vor  Eröffnung  desselben  dem  Haupt-Zoll-  oder  Haupt-Steueramte , in  dessen 
Bezirk  die  Anstalt  sich  befindet,  angomeldet  worden  ist. 

Zu  einer  gleichen  Anmeldung  sind  auch  die  Besitzer  von  Fabriken  verpllichtet . in 
welchen  Salz  in  reinem  oder  unreinem  Zustande  als  Nebenprodukt  gewonnen  wird. 

j$.  4.  Jeder  Besitzer  eines  bereits  im  Betriebe  befindlichen  Salzwerkes,  oder  einer 
Fabrik,  welche  Salz  als  Nebenprodukt  gewinnt,  hat  binnen  einer  von  der  Steuer- Be- 
hörde zu  bestimmenden  FriBt  bei  dem  Hauptauite  des  Bezirks  in  doppelter  Ausferti- 
gung eine  Beschreibung  uud  Naehweisung  des  Salzwerkes  oder  der  Fabrik  nebst  Zu- 
behör nach  näherer  Bestimmung  der  Steuerbehörde  einzureieheD.  Jede  Veränderung 
in  den  Betriebsräumen,  sowie  jeder  Zu-  und  Abgang  und  jede  Veränderung  an  den  in 
der  Nachweisung  verzeichneten  Geräthen  und  Vorrichtungen,  ist  dem  gedachten 
Uauptamte  vor  der  Ausführung  anzuzeigen. 

Eine  gleiche  Verpflichtung  liegt  demjenigen  ob , welcher  eine  neue  Saline  oder 
sonstige  Anstalt , in  welcher  Salz  gefördert,  gesotten,  raffinirt  oder  als  Nebenprodukt 
gewonnen  wird  , anlegen , oder  eine  ausser  Betrieb  gesetzte  Saline  oder  sonstige  An- 
stalt der  gedachten  Art  wieder  in  Betrieb  setzen  will.  Bei  Anlage  neuer  Salinen. 
Salzbergwerke  oder  Salzraffinerioen  sind  die  Anordnungen  der  Steuerbehörde  wegen 
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Einfriedigung  des  Salzworkshofes  zu  befolgen,  «ueh  für  die  zur  Beaufsichtigung  zu  be- 
stimmenden Beamten  Geschäfts-  und  Wohnungs-Räume  zu  gewähren. 

§.  6.  Jeder  Besitzer  eines  neuen  oder  wieder  in  Betrieb  gesetzten  Balzwerkes  ist 
die  Kosten  der  steuerlichen  Ucberwachung  desselben  zu  tragen  verpflichtet,  wenn  die 
Menge  des  auf  demselben  jährlich  zur  Verabgabung  gelangenden  Salzes  nicht  min- 
destens Zwölftausend  Zentner  beträgt. 

$.  ö.  Die  im  §.  3.  bczeichneten  Anstalten  unterliegen  zur  Ermittelung  des  von  dem 
liereiteten  Salze  zu  entrichtenden  Abgabenbetrages,  sowie  zur  Verhütung  von  Defrau- 
dationen hinsichtlich  ihres  Betriebes  und  geschäftlichen  Verkehrs  der  Kontrole  der 
Steuer-  Zoll-)  Verwaltung,  welche  durch  eine  von  dieser  zu  erlassende,  jedem  Be- 
sitzer solcher  Anstalten  mitzutheilende  nnd  von  diesem  zu  befolgende  Anweisung 
geregelt  wird. 

|»  7.  Personen,  welche  Salzhandel  betreiben  oder  durch  ihre  Angehörigen  be- 
treiben lassen,  dürfen  auf  Sal zwer ken  keine  Beschäftigung  erhalten." 

C.  Gesetz,  wegen  Erhebung  der  Brausteuer  vom  31.  Mai  1672  |R.-G.- 
Bl.  S.  153  , welches  u.  a.  in  §§.  3 und  10  bestimmt: 

t9.  »Wer,  ohne  von  der  Steuer  befreit  zu  sein  , brauen  will,  hat  der  Steuerhebe- 
, insoweit  dies  nicht  bereits  auf  Grund  der  bisherigen  gesetzlichen  Vorschriften 
geschehen  ist , mindestens  S Tage  vor  Anfang  des  Betriebes  eine  Nachweisung  nach 
einem  besonders  vorzuschreibenden  Muster  in  doppelter  Ausfertigung  einzureichen, 
worin  die  Räume  zur  Aufstellung  der  Geräthe  unil  zum  Betriebe  der  Brauerei , ein- 
schliesslich der  Gäliningsriutme , die  Maisch-,  Koch-,  Kühl- und  Gähr-Gcfasse , in- 
gleichen der  in  Eitern  ausgedrückte  Kaumiuhallt  jedes  einzelnen  dieser  Gefasst:,  soweit 
die  Beschaffenheit  derselben  dies  gestattet,  genau  und  vollständig  angegeben  sein 
müssen. 

Ingleichen  hat  der  Brauer,  wenn  neue  Betriebsräume  eingerichtet  oder  Gefässe  der 
vorerwähnten  Art  angesehafft , oder  die  vorhandenen  allgeschafft , abgeändert  oder  in 
ein  anderes  Lokal  gebracht  werden , innerhalb  der  nächstfolgenden  :i  Tage  hiervon 
Anzeige  zu  machen. 

Zu  dieser  Anmeldung  sind  jedoch  alle  Diejenigen  nicht  verpflichtet,  welche,  ohne 
von  der  Steuer  befreit  zu  sein,  nur  für  den  ausschliesslichen  Bedarf  des  eigenen  Haus- 
haltes ohne  besondere  Brauanlage  Bier  bereiten. 

10.  Inhaber  von  Brauereien,  sowie  Personen , welche  Braupfannen  verfertigen 
oder  Handel  damit  treiben,  dürfen  die  Pfannen  nicht  aus  ihren  Händen  gehen,  bevor 
sie  es  der  Steuerhebestelle  ihres  Wohnorts  angezeigt  und  von  dieser  eine  Bescheini- 
gung darüber  erhalten  haben.» 

Die  lolgendcn  §ij.  enthalten  nähere  Vorschriften  über  den  ganzen  Betrieb' der 
Bierbrauerei,  als:  aber  Vermessung,  Bezeichnung  und  Verschluss  der  Gefässe,  — 
Erlorderniss  einer  Waage,  — Aufbewahrung  der  Vorräthe  an  Braustoffen  . Buch- 
führung, Einmaischung  u.  s.  w. 

D.  Das  Gesetz,  betreff,  die  Besteuerung  des  Branntweins  in  verschie- 
denen Bundesstaaten,  vom  S.  Juli  1S(>&  Bund. -G. -Bl.  1S6S,  S.  364} , enthält 
ähnliche  Bestimmungen , wie  die  vorstehend  unter  C.  bezüglich  des  Brauerei-Be- 
triebes mitgetlieilten  Bedingungen  und  Einschränkungen.  Vgl.  dasselbe  in 
•Deutsche  Reichs-Ges.«  mit  Erläuterungen,  Tit.  II,  Bd.  1.  Berlin.  Kortkampf.) 

E.  Das  Staats-Monopol  der  Lotterie  wird  geschützt  durch  §.  26t>  des 
Strafgesetzbuchs  vom  15.  Mai  1671  dahin  lautend: 

»Wer  ohne  obrigkeitliche  Erlaubnis  öffentliche  Lotterien  veranstaltet,  wird 
mit  Gefäugniss  bis  zu  zwei  Jahren  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  Eintausend  Thalern 
bestraft. 

Den  Lotterien  sind  öffentlich  veranstaltete  Ausspielungen  beweglicher  oder  unbe- 
weglicher Sachen  gleich  zu  achten. « 

Reiobs-G.-Bl.  1*>7I,  S.  1S2.  Sept.-Ausg.  bearb.  v.  Dr.  Meyer  Thorn,  — Berlin, 
Kortkampf,  S.  246).  — 

F. 

».  Für  Preussen  ist  »in  den  Städten  , wo  die  Mahlsteuer  erhoben  wird,  es  nicht  er- 


Digitized  by  Google 


26 


Gewerbe-Ordnung. 


Zu  §.  5.  §.  6. 


laubt,  bewegliche  Mahlmühlen,  Hantlmühlen  und  Stampfen  zu  halten,  und  zur  An- 
legung einer  Muhle , die  mit  thierischer  Kraft  oder  durch  Dämpfe  getrieben  wird , die 
Regierung«  - Genehmigung  erforderlich.«  tj.  7 des  Ges.  v . 3o.  Mai  1S20  wegen  Ent- 
richtung einer  Mahlsteuer.  G.-S.  1820.  S.  144.} 
b.  Die  Fab  rika  tion  von  S p i el  k arten  darf  in  Preussen  ;der  Stempelsteuer  halber) 
nur  mit  besondrer  Erlaubnis«  des  Finanzministers  und  in  den  von  demselben  geneh- 
migten Räumen  betrieben  werden.  Gesetz  vom  15.  Decbr.  1867,  §.  6.  G.-S.  5.  1922. 

G.  Da»  Reichs-Gesetz  llbcr  das  Postwesen  vom  2.  Novbr.  1867. 

$.  1.  »Wer  gewerbetnüzeig  auf  laindatraseen  Personen  gegen  Bezahlung  mit 
regelmässig  festgesetzter  Abgangs-  oder  Ankunfts-Zeit  und  mit  untenvog*  gewechselten 
Transportmitteln  befördert,  bedarf  der  Genehmigung  dor  Poetverwaltung,  wenn  zur 
Zeit  der  Errichtung  der  Fahrgelegenheit  auf  der  Beförderungsstrecke  eine  wenigstens 
täglich  nbgehende  Personenpost  bereits  besteht.  Fahrgelegenheiten , welche  am 
1.  Januar  1 St»*«  bereits  errichtet  sind,  bedürfen  einer  Genen tuigung  der  Postver- 
waltung zu  ihrem  Bestehen  nicht. 

3.  Die  Beförderung : 

1.  aller  versiegelten,  zugumachten  oder  sonst  versehlossonen  Briefe, 

2.  aller  Zeitungen  politischen  Inhalts 

gegen  Bezahlung  von  Orten  mit  einer  Postanstalt  nach  auderen  Orten  mit  einer 

Postanstalt  des  In-  oder  Auslandes  ist  verboten Unverschlossene  Briefe, 

welche  in  versiegelten , zugenähten  oder  sonst  verschlossenen  Packoten  befördert 
werden,  sind  den  verschlossenen  Briefen  gleich  zu  achten.  U.  s.  w.  Bund.-G.-Bl. 
ISüi,  S.  61  Reichs-Ges.  Kortkampfschc  Ausgabe  Tit.  X,  Hft.  1,  8.  1.  2.).« 

2.  Die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  Gewerbesteuer  fallen  zwar 
nicht  unter  den  Begriff  der  «Beschränkungen  des  Betriebes  einzelner  Gewerbe«, — 
erleiden  aber  ebenfalls  keine  Aenderung  durch  die  Gewerbe-Ordnung. 

§.  6.  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf  das  Berg- 
wesen vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  §§.  152,  153  und  154.'  die 
Fischerei,  die  Ausübung  der  Heilkunde2  vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
in  den  §§.  29.  30.  53.  SO.  und  114.  , die  Errichtung  und  Verlegung  von 
Apotheken  3 und  den  Verkauf  von  Arzneimitteln  vorbehaltlich  der  Bestim- 
mung in  §.  80.  , das  Unterrichtswesen  , die  advokatorische  und  Notariats- 
Praxis,  den  Gewerbe-Betrieb  der  Auswanderungs- Unternehmer  und  Aus- 
wanderungs-Agenten1 , der  Versicherungs-Unternehmer 5 und  der  Eisen- 
bahn-Unternehmungen '■  , den  Vertrieb  von  Lotterie-Losen die  BefugniBs 
zum  Halten  öffentlicher  Fähren  *)  und  die  Rechtsverhältnisse  der  Schiffs- 
mannschaften auf  den  Seeschiffen  ,Ji . 

Eine  Verordnung  des  Bundes-Präsidiums  wird  bestimmen,  welche  Apo- 
thekerwaaren  dem  freien  Verkehr  zu  überlassen  sind.  10  n 

1.  »Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  dor  §§.  152.  153«,  — deren 
Fassung  übrigens  so  spezifisch  auf  Verhältnisse  ausserhalb  des  Bergwesens  be- 
schränkt ist , dass  der  Inhalt  erst  auf  bergbauliche  Verhältnisse  übertragen  werden 
muss. 

In  Preussen  gilt  das  — auch  in  die  neu  erworbenen  Provinzen  eingeführte 
— A 1 lgeme i n e Be rg-Gc se t z vom  24.  Juni  1865  Ges.-S.  1865,  S.  705  . 

In  Sachsen:  das  Allgemeine  Berg-Gesetz  vom  16.  Juni  1868  Ges. -Bl.  1S68, 
S.  352  . 

In  Sachsen-Meiningen  Berg-Gesetz  vom  17.  April  1868. 

2.  Artikel  4 der  »Verfassung  des  Deutschen  Reichs«  zählt  zu  denjenigen 
Angelegenheiten , die  der  Beaufsichtigung  des  Reichs  und  dessen  Gesetzgebung 
unterliegen:  »M assregeln  der  Medizinal-  und  Veterinär-Polizei.« 
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Hierauf  gründen  sich  die  Anträge,  welche  von  Reichswegen  die  Verwaltungs- 
Organisation  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  und  die  Einführung  eines  gesetz- 
lichen Impfzwanges  verlangen  Vgl.  dieserhalb  die  Reichstags-Beschlüsse  vom 
27.  Novbr.  1871,  — 22.  Mai  1872  u.  23.  April  1873. 

3.  Für  Preussen  ist  namentlich  massgebend  die  »Verordnung  über  die 
Anlegung  neuer  Apotheken«  vom  24.  Oktbr.  1811.  Gcs.-S.  1811, 
S.  359.) 

4.  Der  Gewerbe- Betrieb  der  Auswunderungs  - Unternehmer  und 
Auswanderungs-Agenten  ist  in  Preussen  geregelt  durch  das  Gesetz  vom 

7.  Mai  1853  fGes.-8.  S.  729)  und  das  Reglement  vom  6.  Septbr.  1853,  M.- 
B.  d.  i.  V.  S.  201). 

Für  di«  Provinz  Hannover  gilt  das  Gesetz  vom  19.  März  1852,  betr.  die 
«Beförderung  von  Schiffspassagieren  nach  überseeischen  Häfen»  (G.-S.  für  Hannover 
1852,  S.  19). 

Für  Kurhessen  vgl.  die  Verordnungen  vom  22.  Febr.  1853  und  26.  Ok- 
tober 1854,  betr.  die  »Auswanderungs-Agenten  und  den  Verkauf  von  Billets  zur 
Beorderung  von  Auswanderern.« 

«Die  für  einen  an d er en  Deu  ts c h e n Bundesstaat  ertheilte  Konzes- 
sion zur  Vermittelung  von  Aus  Wanderungen  berechtigt  nicht  zum  Geschäfts- 
betriebe in  Preussen."  Erk.  des  O.-Trib.  vom  23.  Februar  1870.  M.-B.  d.  i.  V.  1870 

S.  135. 

In  Württemberg  gilt  betreffs  der  Auswanderungs-Unternehmer 
die  Verfügung  v.  II.  Januar  1870  Reg.-Bl.  S.  134;;  — in  Baden  §.  133  des 
Polizei-Strafgesetzbuchs  vom  31.  Oktbr.  1863  u.  Verordnung  v.  7.  Novbr.  1865 
Reg.-Bl.  S.  656;. 

6.  Für  den  Gewerbe-Betrieb  der  Versicherungs-Unternehmer  in 
Preussen  sind  massgebend:  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1853,  betreff,  den  Ge- 
schäft s- V e rkeh  r der  Ve  rsi  ch  er  u ngs- Ans  talten  :Ges.-S.  S.  293);  Kö- 
nigl.  Erlass  vom  2.  Juli  1859  u.  18.  Septbr.  1861  G.-S.  1859,  S.  304  u.  1861, 

8.  790  . 

Der  Gewerbe-Betrieb  der  Vers  ich  erun  g s -Ag  en  t e n , — im  Gegensätze 
zu  den  Versicherungs -Unternehmern  , — fällt  unter  die  Gewerbe -Ordnung  (Vgl. 
§.  14)  und  ist  von  der  Konzessionspflicht  befreit. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Bayerischen  Gesetze  über  das  Im- 
mobiliar-Brandveraicherungs  wesen  durch  die  Gewerbe -Ordnung  nicht 
berührt  werden. 

Ueber  die  bestehen  gebliebenen  Vorschriften  bezüglich  des  Versicherungs- 
wesens für  Mecklenburg -Schwerin  und  Mecklenburg  - Strelitz  vgl.  §.  3 der 
Publikanda  vom  28.  Septbr.,  bezieh.  2.  Oktbr.  1869  (s.  u.  Th.  II.  No.  7 u.  9). 

6.  Von  Keichgwegen  sind  bisher  in  Ausführung  der  Art.  4S  und  41 — 47 
der  Reichsverlassung  folgende  Vorschriften  über  das  Eisenbahnwesen  er- 
gangen : 

a.  Bahnpolizei-Reglement  vom  3.  Juni  1870  nebst  Nachtrag  vom  29.  Dezbr. 
1871  s.  Reichs-Ges. -Bl.  1870,  S.  461  u.  1872,  S.  34.  — Vgl.  auch  Deutsche 
Reichs-Ges.  mit  Erläuterungen  Tit.  VIII.  Bd.  1.  Berlin,  Kortkampf. 

b.  Betriebs-Reglement  vom  10.  Juni  1870  nebst  Nachträgen  vom  22.  Dezbr. 

1871  u.  5.  August  1872  s.  Reichs-G.-Bl.  1870 , S.  4 19  , — 187 1 S.  473  u. 

1872  S.  360.  Besondere  Ausgabe  ebenda. 

c.  Gesetz,  betreffend  die  Errichtung  eines  Reiohs-Eisenbahn-Amtos  vom 
27.  Juni  1873.  (Reichs-Q.-Bl.  S.  164.) 

Für  E isen  bah  n-U  nt  er  n e h m ungen  ist  in  Preussen  das  Gesetz  vom 
3.  Novbr.  1838  (Ges.  S.  1838,  S.  505)  massgebend. 
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7.  In  Preussen  ist  der  gewerbsmässige  Vertrieb,  sowie  der  Aufkauf  von 
inländischen  Lotterie-Loosen  zum  Handel  freigegeben  und  unterliegi  keiner 
Beschränkung  oder  Aufsicht. 

8.  »Das  Recht,  Fähren  und  Prahmen  zur  L'ebersetzung  für  Geld  zu 
halten«,  gehört  hinsichtlich  der  schiffbaren  Flüsse  in  Preussen  zu  den  Regalien 
des  Staates.  (Allg.  Landrecht  II.  15.  §§.  51.1  — Gleichartiges  besagt  für  den 
Rhein  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1840  (G.  S.  1840  S.  217). 

Die  Preuss.  Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar  1845,  §.  7 bestimmt: 

»Die  wegen  der  Befugni««  zum  Halten  öffentlicher  Fäh r- A n 8 1 al ten  be- 
stehenden Bestimmungen  bleiben  unverändert.  SofernFshr-Gerechtigkeiten  aus- 
schliessliche Berechtigungen  sind,  können  sie  von  den  Ministerien  gegen  eine  nach  den 
Grundsätzen  des  Gesetzes  vom  IG.  Juni  183$  Ges.-Samml.  S.  353  ff.  zu  gewährende 
Entschädigung  aufgehoben  werden.» 

9.  Es  ist  nunmehr  die  Seemanns-Ordnung  vom  27.  Dezember  1872 
(Reichs-Ges. -Bl.  1872,  S.  409  fl'.  Bes.  Ausg.  bei  Kortkampf  ergangen. 

10.  Diese  Verordnung  ist  seitens  des  Kaisers  unterm  25.  März  1872  Reichs- 
G.-Bl.  1872,  S.  85  erlassen.  Dieselbe  regelt  den  Verkauf  der  Zubereitungen  zu 
Heilzwecken,  sowie  der  Droguen  und  chemischen  Präparate,  welcher  den  Apothe- 
ken ausschliesslich  gestattet  sein  soll.  Eine  nähere  Anweisung  über  die  Anwen- 
dung dieser  Verordnung  ist  erfolgt  durch  die  Preuss.  Min.-Verf.  v.  4.  Novbr. 
1872,  M.-Bl.  d.  i.  V.  1872,  S.  329  : danach  sollen  die  Beschränkungen  des 
Verkehrs  mit  Apothekerwaaren  nur  für  den  Kleinhandel,  — nicht  für  den 
Grosshandel  mit  Arznei -Substanzen  zwischen  Produzenten,  Fabrikanten,  Kauf- 
leuten und  Apothekern  Geltung  haben. 

Eine  Berichtigung  der  Verordnung  vom  25.  März  1872  ist  verlangt  durch 
den  Reichstagsbeschluss  vom  2.  April  1873,  (Stcnogr.  Bericht  S.  187). 

Das  Arzneibuch,  Pharmakopaea  Germanica,  tritt  an  die  Stelle  der  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  geltenden  Pharmakopöen  laut  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers v.  1.  Juni  1872  i Reichs- G. -Bl.  1872.  S.  172  ; vgl.  fernere  Bekannt- 
machung v.  4.  Juli  1873  Reichs-G.-Bi.  1873,  S.  200  . 

11.  Die  im  F ü rste  n t h u m Lippe  bestandenen  eigenthümlichen  »Bestim- 
mungen über  die  gewerblichen  Verhältnisse  der  Ziegel-Arbeiter  und  Ziegel- 
Agenten«,  wonach  den  Letzteren  das  ausschliessliche  Recht  zur  Vermittelung  der 
Beschäftigung  von  Ziegelarbcitern  im  Auslande  zustand . sind  durch  die  Gewerbe- 
ordnung beseitigt. 

7.  Vom  1.  Januar  IS73  ab  sind,  soweit  die  Landes-Gesetze  solches 
nicht  früher  verfügen,  aufgehoben : 

1 . die  noch  bestehenden  ausschliesslichen  Gewerbe-Berechti- 
gungen, d.  h.  die  mit  dein  Gewerbe- Betriebe  verbundenen  Berechti- 
gungen , Anderen  den  Betrieb  eines  Gewerbes , sei  es  im  Allgemeinen  1 
oder  hinsichtlich  der  Benutzung  eines  gewissen  Betriebsmaterials  2 zu 
untersagen  oder  sie  darin  zu  beschränken ; 

2.  die  mit  den  ausschliesslichen  Gewerbe  - Berechtigungen  verbundenen 
Zwangs-  und  Bannrechte,  mit  Ausnahme  der  Abdeckerei-Berech- 
tigungen ; 

3.  alle  Zwangs-  und  Bannrechte,  deren  Aufhebung  nach  dem  Iuhalte 
der  Verleihungs-Urkunde  ohne  Entschädigung  zulässig  ist; 

4.  sofern  die  Aufhebung  nicht  schon  in  Folge  dieser  Bestimmungen  eintritt. 
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oder  sofern  sie  nicht  auf  einem  Vertrage  zwischen  Berechtigten  und  Ver- 
pflichteten beruhen  : 

a.  das  mit  dem  Besitze  einer  Mühle , einer  Brennerei  oder  Brenngerech- 
tigkeit , einer  Brauerei  oder  Braugerechtigkeit  oder  einer  Schankstätte 
verbundene  Recht,  die  Konsumenten  zu  zwingen , dass  sie  bei  den  Be- 
rechtigten ihren  Bedarf  mahlen  oder  schroten  lassen,  oder  das  Getränk 
ausschliesslich  von  denselben  beziehen  der  Mahlzwang,  der 
Branntweinzwang  oder  der  Brauzwang  ; 

b.  das  s t ä d t is ch e n Bäckern  oder  F 1 e i s c h e r n zustehende  Recht, 
die  Einwohner  der  Stadt , der  Vorstädte  oder  der  s.  g.  Bannmeile  zu 
zwingen,  dass  sie  ihren  Bedarf  an  Gebäck  oder  Fleisch  ganz  oder  theil- 
weise  von  jenen  ausschliesslich  entnehmen ; 

5.  die  Berechtigungen,  Konzessionen  zu  gewerblichen  An- 
lagen oder  zu  in  Betriebe  von  Gewerben  zu  ertheilen,  die 
dem  Fiskus,  Korporationen,  Instituten  oder  einzelnen  Berechtigten  zu- 
stehen ; *} 

6.  vorbehaltlich  der  an  den  Staat  und  die  Gemeinde  zu  entrichtenden  Ge- 
werbesteuern, alle  Abgaben , welche  für  den  Betrieb  eines  Ge- 
werbes entrichtet  werden,  sowie  die  Berechtigung,  dergleichen 
Abgaben  aufzuerlegen . 4) 

Ob  und  in  welcher  Weise  den  Berechtigten  für  die  vorstehend  auige- 
hobenen  ausschliesslichen  Gewerbe-Berechtigungen,  Zwangs-  und  Bannrechte 
u.  s.  w.  Entschädigung  zu  leisten  ist,  bestimmen  die  Landes- Gesetze.  s) 

1.  Auch  die  ausschliesslichen  Befugnisse  der  Handelsmäkler  zur  Ver- 
mittelung von  Handelsgeschäften  sind  aufgehoben.  Vgl.  Note  3.  zu  t).  36. i 

2.  Beispielsweise  sei  erwähnt,  dass  die  Verwendung  der  Holzkohlen  für  den 
Eisenhütten-Betrieb,  — der  Lumpen  für  die  Papier-Fabrikation  in  einzelnen  Lan- 
destkeilen  ausschliesslichen  Gewerbe-Berechtigungen  unterlag. 

3.  Selbstverständlich  berührt  die  Bestimmung  unter  5.  nicht  die  Konzcssions- 
Befugniss,  welche  in  der  Gewerbe-Ordnung  selbst  den  B eh  Orden  beigclegt  wird. 

4.  Die  Abgaben,  welche  in  Württemberg  und  Baden  bei  dem  Beginn 
des  Betriebes  der  Bier-  oder  Branntwein-Fabrikation  und  der  Wixthschafts-Ge- 
werbe  zu  entrichten  sind,  — [Württembergiaohes  Gesetz,  betreffend  »die  Berech- 
tigung zum  Bierbrauen  und  Branntweinbrennen  und  zum  Betriebe  von  Wirth- 
schafts -Gewerben « vom  3.  November  lb55.  Art.  II,  Littr.  A.,  'Keg. -Blatt 
S.  260  ; Badi8Choa  Gesetz  . betreffend  »den  Betrieb  von  Wirtschaften  und  den 
Klein-Handel  mit  geistigen  Getränken  vom  2.  Juni  1870,  Art.  7 Ges.-  und  Ver- 
ordn.-Blatt  S.  475]]  — sind  Gewerbesteuern  und  fallen  deshalb  nicht  unter  die  im 
5-  7 der  Gewerbe-Ordnung  aufgehobenen  Abgaben.  Die  Gewerbe -Ordnung  übt 
auf  diese  Abgaben  nur  insofern  eine  Wirkung  aus , als  von  deren  Entrichtung  der 
Beginn  des  Gewerbe-Betriebes  nicht  mehr  abhängig  gemacht  werden  kann. 

Auch  Stempeln  und  Sporteln  für  Krtheilung  von  Konzessionen  werden  durch 
die  §.  7 11  vorgesehene  Aufhebung  von  Abgaben  nicht  betroffen. 

5.  Von  den  bezüglichen  Landos-Gesotzen  ist  Folgendes  zu  erwähnen : 

*■  In  Preusson  war  die  Beseitigung  der  Zwangs-  und  Bannrechte  und  ausschliess- 
lichen Gewerberechte  bereits  durch  die  frühere  Gesetzgebung  und  zwar  wesent- 
lich gleichartig,  wie  in  der  Keichs-Gewerbe-Ordnung , geregelt  worden.  Zu- 
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erst  geschah  die»  durch  die  Gesetze  vom  29.  März  1808,  28.  üktbr.  1810, 

7.  Septbr.  1811  und  11.  Juli  1822  für  die  sogenannten  alten  Provinzen.  Dann 
erging  das  E nt  s chä  dig  ungs -Gesetz  zur  allgemeinen  Gewerbe-Ordnung 
vom  17.  Januar  1845  (Ges.-Samml.  S.  79  und  für  die  im  J.  1866  erworbenen 
neuen  Provinzen  das  Gesetz , betreffend  die  »Aufhebung  undAblö- 
lösung  gewerblicher  Berechtigungen«,  vom  17.  Marz  1868  (Ges.- 
Samml.  1868,  S.  249  ff.).  Es  blieb  nur  noch  die  Aufhebung  und  Ablösung 
der  auf  den  Betrieb  des  Abdeckerei-Gewerbes  bezüglichen  Berechtigun- 
gen zu  ordnen:  dies  ist  durch  das  Gesetz  vom  17.  Dezbr.  1872  geschehen, 
welches  unten  Theil  111,  Abschn.  B.  abgedruckt  ist.  — Zu  bemerken  bleibt 
ferner  noch  das  Gesetz  wegen  Aufhebung  der  ausschliesslichen  Ge- 
werbe-Berechtigungen in  den  Städten  der  Provinz  Posen  vom 
13.  Mai  1833.  (Gv-8.  1833,  S.  52.) 

b.  Für  Sachsen  ist  zu  erwähnen:  einmal  das  Gesetz  vom  15.  Oktbr.  1861  wegen 
Entschädigung  für  Wegfall  gewisser  Verb  i et  u n gerechte  (Oes,-S. 
S.  217  ; — ferner  sind  auf  Grund  der  Reichsgewerbe-Ordnung  die  beiden 
( — unten  Theil  III,  Abschnitt  B,  Nr.  2 — 4 aufgenommenen  — } Gesetze  er- 
gangen : 

aa.  Die  Entschädigung  für  Wegfall  gewisser,  mit  dem  städtischen  Brau- 
urbar verbundenen  Berechtigungen,  sowie  des  Bierverlagsrechts 
von  Land-Brauereien, 

bb.  Die  Entschädigung  für  W egfall  des  Mahlzwangs 

betreffend,  vom  1 2.  und  beziehentlich  13.  Mai  1873  nebst  dazu  gehörigen 
Aust  ührungs-  Verordnungen . 

0.  Für  Württemberg  gilt  das  Gesetz  vom  8.  Juni  1849  über  Bannrechte  und 
dingliche  Gewerbe-Berechtigungen  mit  Ausschliessungs-Befugniss , — nebst 
Vollzugs-Verfügungen  vom  21.  Juli  und  25.  Septbr.  1849  (Reg. -Bl.  1849, 
Nr.  24,  41  u.  65). 

d.  Im  Grosshezogthum  Hessen  ist  die  Entschädigung  für  aufgehobene  Han- 
dels- und  Gewerbe-Berechtigungen  durch  Gesetz  vom  15.  Septbr.  1851  (Reg.- 
Bl.  1851,  S.  336  geregelt. 

e.  Für  Saehsen-Weimar-Eisenaoh  sind  zn  erwähnen:  das  Gesetz  vom  8.  Oct- 
br.  1862  über  die  für  den  Wegfall  innungsmässiger  Verbietungsrechte  zu 
leistende  Entschädigung ; — sowie  das  Gesetz  vom  19.  April  1865,  die  Auf- 
hebung bestehender  Verbietungs-,  Zwangs-  oder  Bannrechte  und  die  diesfalls 
zu  gewährende  Entschädigung  betreffend. 

f.  Für  Mecklenburg-Schwerin  ist  unterm  23.  Dzbr.  1872  die  Verordnung 
wegen  Entschädigung  und  Ablösung  der  Gewerbe-Berechtigungen  ergangen. 

Reg. -Bl.  1872,  Nr.  68. 

§.  8.  Von  dem  gleichen  Zeitpunkte  §.  7)  ab  unterliegen,  soweit  solches 

nicht  von  der  Landes-Gesetzgebung  schon  früher  verfügt  ist , der  Ab- 
lösung: 

1.  diejenigen  Zwangs-  und  Bannrechte,  welche  durch  die  Bestim- 
mungen des  §.  7 nicht  aufgehoben  sind,  sofern  die  Verpflichtung  auf 
Grundbesitz  haftet,  die  Mitglieder  einer  Korporation  als  solche  betrifft 
oder  Bewohnern  eines  Orts  oder  Distrikts  vermöge  ihres  Wohnsitzes 
obliegt ; *) 

2.  das  liecht,  den  Inhaber  einer  Schankstätte  zu  zwingen,  dass  er  für 


Diqitized  bv  Google 


Zu  §.  6.  §§.  9.  10. 


Tit.  I.  Allgemeine  Bestimmungen. 


31 


seinen  Wirthschaftsbedarf  das  Getränk  aus  einer  bestimmten  Fabri- 
kationsstHtte  entnehme.  2 

Das  Nähere  über  die  Ablösung  dieser  Rechte  bestimmen  die  Landea- 
Gesetze. 3 

1.  Dem  gesetzlichen  Anspruch  auf  Ablösung  unterliegen  also  nicht  solche 
Zwangs-  und  Bannrechte,  denen  nur  eine  rein  persönliche,  jedenfalls  mit  der 
Lebensdauer  erlöschende  Verpflichtung  gegenübersteht. 

2.  Dies  ist  das  sog.  Kr  u g Verlags  rech  t. 

3.  Bestimmungen  Ober  Entschädigungen  und  Ablösungen  von  Zwangs-  und 
Bannrechten  und  dergl.  nach  Massgabe  der  §§.  7 und  8 der  Deutschen  Gewerbe- 
ordnung bestehen  in  Bayern  nicht , da  alle  ausschliesslichen  Gewerbe  - Berech- 
tigungen mit  Ausnahme  der  in  der  Gewerbe-Ordnung  selbst  aufrecht  erhaltenen  in 
Bayern  längst  vor  Einführung  der  letzteren  aufgehoben  waren. 

Für  Württemberg  ist  an  das  diesfällige  Gesetz  vom  S.  Juni  1849  (Reg.-Bl. 
S.  159)  zu  erinnern. 

$.  0.  Streitigkeiten  darüber , ob  eine  Berechtigung  zu  den  durch  die 
§§.  7.  und  8.  aufgehobenen  oder  für  ablösbar  erklärten  gehört,  sind  im 
Rechtswege  zu  entscheiden. 

Jedoch  bleibt  den  Landes-Gesetzen  Vorbehalten,  zu  bestimmen,  von 
welchen  Behörden  und  in  welchem  Verfahren  die  Frage  zu  entscheiden  ist, 
ob  oder  wie  weit  eine  auf  einem  Grundstück  haftende  Abgabe  eine  Grund- 
Abgabe  ist,  oder  für  den  Betrieb  eines  Gewerbes  entrichtet  wer- 
den muss. 

§.  10.  Ausschliessliche  Gewerbe- Berechtigungen  oder 
Zwangs-  und  Bannrechte,  welche  durch  Gesetz  aufgehoben  oder  für 
ablösbar  erklärt  worden  sind,  können  fortan  nicht  mehr  erworben  werden. ') 

Real-Gewerbe-Berechtigungen  dürfen  fortan  nicht  mehr  be- 
gründet werden.  *) 

1.  »Können  fortan  nicht  mehrerworben  werden«  bedeutet  soviel, 
wie:  können  fortan  nicht  mehr  begründet  werden.  Denn  begreiflich  können  die 
nur  für  ablösbar  erklärten,  nicht  aufgehobenen  Berechtigungen,  solange  sie 
nicht  abgelöst  sind , von  dem  derzeitigen  Inhaber  in  der  gesetzlich  überhaupt  zu- 
lässigen Weise  auch  auf  Andere  übertragen  werden.  Die  unklare  Fassung  rührt 
dsher,  dass  die  Regierung»- Vorlage  sagte: 

»Können  fortan  nicht  mehr  verliehen  oder  durch  Verjährung  er- 
worben werden.« 

Der  Reichstag  strich  die  Worte:  »verliehen  oder  durch  Verjährung«  lediglich 
in  der  Absicht,  jede,  auch  die  vertragsmässige  Neubegründung  solcher  Gerecht- 
same. welche  der  Regierungs- Entwurf  auf  beschränkte  Zeit  zulassen  wollte,  unmög- 
lich zu  machen. 

Es  wird  übrigens  hierdurch  nicht  verwehrt,  das*  eine  Gemeinde  auch  in  Zu- 
kunft Vertrags  weise  die  ausschliessliche  Benutzung  ihrer  Strassen  etc.,  behufs 
Gas-,  Wasser-  etc.  Leitungen  , Privat-l'nternehmern  einräumt , weil  dies  aus  den 
Befugnissen  des  Eigenthums  entspringt. 

2.  Ueber  die  Ausübung  der  Real-Gewerbe-Berechtigungen  vgl.  §.  48  der 
Gewerbe-Ordnung.  Die  allgemeine  Gewerbefreiheit  hat  den  meisten  Real-Ge- 


Digitized  by  Google 


32 


Gewerbe-Ordnung. 


Zu  §.  10.  §.  11. 


werbe-Berechtigungen  ihren  Real- Werth  genommen.  Solche  Hechte  sind  nur 
noch  insofern  von  Bedeutung,  als  — (wie  bei  den  Gast-  und  Sebankwirthschafts-, 
Apotheker-,  Abdecker-,  Schornsteinfeger -Gewerben  etc.)  — die  volle  Gewerbe- 
freiheit nicht  zur  Anerkennung  gekommen  ist , sondern  die  Errichtung  neuer  Ge- 
schäfte mehr  oder  minder  gesetzlichen  Beschränkungen  unterliegt.  — Thatsäch- 
lich  haben  diejenigen  gewerblichen  Anlagen,  deren  erste  Errichtung  (nach  §.  16  der 
Gewerbe -Ordnung),  nicht  aber  deren  Uebergang  aut  einen  neuen  Erwerber 
(nach  §.  25  der  Gewerbe -Ordnung)  einer  besonderen  Genehmigung  bedarf,  den 
Karakter  einer  realen  Gerechtsame.  Der  einmal  ertheilten  Konzession  wohnt  ein 
Verkehrswerth  bei , da  dieselbe  ein  nicht  beliebig  vermehrbares  Gewerberecht  in 
sich  scftliesst. 

§•  11.  Das  Geschlecht  begründet  in  Beziehung  auf  die  Be- 
fugnisszum  selbstständigen  Betriebe  eines  Gewerbes  keinen 
Unterschied. 

Frauen,  welche  selbstständig  ein  Gewerbe  betreiben  , könne»  in  An- 
gelegenheiten ihres  Gewerbes  selbständig  Rechtsgeschäfte  abschliessen  und 
vor  Gericht  auftreten,  gleichviel,  ob  sie  verheirathet  oder  unverheiratet  sind. 
Sie  können  sich  in  Betreff  der  Geschälte  aus  ihrem  Gewerbe-Betrieb  auf  die  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  bestehenden  Rechts wohlthaten  der 
Frauen  nicht  berufen.  Es  macht  hierbei  keinen  Unterschied,  ob  sie 
das  Gewerbe  allein,  oder  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Personen , ob  sie  das- 
selbe in  eigener  Person  oder  durch  einen  Stellvertreter  betreiben.  ')  2 

1.  Gleichartige  Bestimmungen  trifft  das  Allgemeine  Deutsche  Han- 
dels-Gesetzbuch über  den  Handels-Betrieb  der  Frauen  Bund.-G.- 
Bl.  1S69,  S,  405.): 

»Art.  0.  Eine  Frau,  welche  gewerbemässig  Handelsgeschäfte  betreibt  Handels- 
frau), hat  in  dem  Handels- Betriebe  alle  Rechte  und  Pflichten  eines  Kaufmanns. 

Dieselbe  kann  sich  in  Betreff  ihrer  Handelsgeschäfte  auf  die  in  den  einzelnen 
Staaten  geltenden  Rechtswohlthaten  der  Krauen  nicht  berufen.  Es  macht  hierbei 
keinen  Unterschied,  ob  sie  das  Handelsgeschäft  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit 
Anderen,  oh  sie  dasselbe  in  eigener  Person  oder  durch  einen  Prokuristen  betreibt. 

Art.  7.  Eine  Ehefrau  kann  ohne  Einwilligung  ihres  Ehemanns  nicht  Handels- 
frau sein. 

Es  gilt  als  Einwilligung  des  Mannes,  wenn  die  Krau  mit  Wissen  und  ohne  Ein- 
spruch desselben  Handel  treibt. 

Die  Ehefrau  eines  Kaufmanns,  welche  ihrem  Ehemann  nur  Beihilfe  im  Hundols- 
gewerbe  leistet,  ist  keine  Handelsfrau. 

Art.  8.  Eine  Ehefrau,  welche  Handelsfrau  ist,  kann  sich  durch  Handelsgeschäfte 
gültig  verpflichten , ohne  dass  es  zu  den  einzelnen  Geschäften  einer  besonderen  Ein- 
willigung ihres  Ehemanns  bedarf. 

Sie  haftet  für  die  Handelsschulden  mit  ihrem  ganzen  Vermögen , ohne  Rücksicht 
auf  die  Verwaltungsrechte  und  den  Niessbrauoh  oder  die  sonstigen , an  diesem  Ver- 
mögen durch  die  Ehe  begründeten  Rechte  des  Ehemannes.  Es  haftet  auch  das  gemein- 
schaftliche Vermögen,  soweit  die  Gütergemeinschaft  besteht ; ob  zugleich  der  Ehemann 
mit  seinem  persönlichen  Vermögen  haftet,  ist  naeli  dem  Landes-Gesetze  zu  beurtheilen. 

Art.  9.  Eine  Handelsfrau  kann  in  Handelssachen  selbstständig  vor  Gericht  auf- 
treten; es  macht  keinen  Unterschied,  ob  sie  unverheirathet  oder  verheirathet  ist... 

2.  Die  Gewerbe  - Ordnung  macht  das  Recht  zum  selbständigen  Gewerbe-Be- 
triebe von  keinem  bestimmten  Lebensalter  abhängig. 

Thatsflchlich  verdienen  viele  junge  Leute,  obwohl  noch  minderjährig,  ihren 
Unterhalt  durch  einen  selbständigen  Gewerbe-Betrieb;  es  würde  hart  sein,  in  diese 
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Verhältnisse  einzugreifen.  Desshalb  beseitigte  der  Reichstag  das  in  dem  Regie- 
rungs-Entwurfe  für  den  selbständigen  Gewerbe-Betrieb  gestellte  Erforderniss  der 
»Dispositionsfähigkeit«. 

Nicht  berührt  werden  zwar  durch  die  Gewerbe -Ordnung  diejenigen  Be- 
schränkungen, denen  die  Rechtsfähigkeit  der  Minderjährigen  und  der  unter 
Kuratel  stehenden  Personen  nach  den  Landes  - Gesetzen  unterliegen:  die  Ge- 
werbe-Polizeibehörde hat  indessen  ihrerseits  diese  Beschränkungen  nicht  zu  wahren 
und  bei  der  Gewerbe- Anmeldung  nicht  den  Nachweis  der  Volljährigkeit  oder  der 
väterlichen  oder  vormundschaftlichen  Genehmigung  zu  verlangen. 

Ein  in  entgegengesetzter  Richtung  gehender  Antrag,  dahin  lautend  : 

»Minderjährige  bedürfen  zum  selbständigen  Ge  werbe  - Betriebe  der  Geneh- 
migung Derjenigen,  unter  deren  Gewalt  oder  Vormundschaft  sie  stehen.  Dass 
dieselbe  ertheilt  worden  , ist  bei  der  §.  1 1 (jetzt  §.  15)  vorgeschriebenen  An- 
zeige nachzuweisen« 
wurde  vom  Reichstage  abgelehnt. 

Für  Württemberg  vgl.  Verordnung  . betr.  die  selbständige  Ausübung  von 
Gewerben  durch  Minderjährige,  vom  11.  Mai  1862  (Reg.-Bl.  S.  151). 

§.  12.  Hinsichtlich  des  Gewerbe-Betriebes  der  j uristisch  en  Per- 
sonen des  Auslandes  bewendet  es  bei  den  Landes-Gesetzen.  •) 

Diejenigen  Beschränkungen,  welche  in  Betreff  des  Gewerbe- Betriebes  für 
Personen  des  Soldaten-  und  Beamtenstandes,  sowie  deren  Ange- 
hörigen bestehen,  werden  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  nicht  berührt.  2 

1.  Die  Aufrcchtcrhaltung  der  Landes -Gesetze  hinsichtlich  der  Befugniss  der 
juristischen  Personen  des  Reichs-Auslandes  zum  selbständigen  Gewerbe-Betriebe 
ist  deshalb  erforderlich  erschienen  , weil  die  Bedingungen  , an  welche  in  verschie- 
denen Ländern  das  Recht  der  juristischen  Persönlichkeit  geknüpft  ist,  verschiedene 
«ind , eine  Umgehung  der  einheimischen  Bedingungen  der  Entstehung  juristischer 
Persönlichkeit  also  durch  Verlegung  des  Wohnsitzes  der  juristischen  Person  nach 
dem  Reichs-Auslande  möglich  sein  würde.  Ausserdem  gemessen  auch  die  juristi- 
schen Personen  des  Reichs-Gebiets  im  Auslande  nicht  einmal  überall  Rechtsfähig- 
keit., geschweige  denn  die  Befugniss  zum  selbständigen  Gewerbe-Betriebe , und  es 
erschien  nothwendig,  über  diese  Materien  die  Möglichkeit  von  Verträgen,  die  auf 
Gegenseitigkeit  gegründet  sind,  offen  zu  halten.  Gegenüber  dem  bisherigen  Zu- 
stande liegt  in  der  bezüglichen  Bestimmung  des  §.  12.  ein  wesentlicher  Fortschritt: 
denn  bisher  war  in  Prousson  und  anderen  Bundesstaaten  die  Befugniss  auch  der  in 
anderen  Bundesstaaten  domizilirten  juristischen  Personen  zum  selbständigen  Ge- 
werbe-Betriebe von  besonderer . theilweise  schwer  zu  erlangender  Zulassung  ab- 
hängig. Durch  §.  12.  wird  die  Zulassung  juristischer  Personen  des  Reichs- 
Gebiets  zum  selbständigen  Gewerbe- Betriebe  im  ganzen  Reichs-Gebiete  ausge- 
sprochen , und  somit  ein  Zustand  geschaffen  , der  insofern  der  Zukunft  vorgreift, 
als  er  an  sich  die  Uebereinstimmung  der  Vorbedingungen  des  Entstehens  juristi- 
scher Persönlichkeit  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  voraussetzen  würde.  — 
Elsase -Lothringen  wird  jedoch  noch  zur  Zeit  als  Reichs- Ausland  betrachtet  wer- 
den müssen  , da  dort  die  Gewerbe-Ordnung  noch  nicht  gilt. 

Unter  den  »juristischen  Personen«  werden  besonders  »Aktien-Gesellschaften« 
verstanden  sein,  denen  allerdings  ältere  I.andcs-Gesetze , — so  das  Preussiche 
Gesetz  vom  S).  November  1843  — ausdrücklich  die  Eigenschaft  einer  juristischen 
Person  beilegten.  Letzteres  ist  aber  in  der  allgemeinen  Handels-Gesetzgebung  des 
Reiches  nicht  mehr  geschehen.  Die  auf  Grund  derselben  errichteten  neueren 
Aktien-Gesellschaften  sind  wenigstens  formell  den  juristischen  Personen  nicht  bei- 
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zuzäh  len.  Gleiches  in  auswärtigen  Staaten  vorausgesetzt,  würde  der  Vorbehalt 
des  §.  12  der  Gewerbe-Ordnung  solchen  auswärtigen  Aktien-GcBellschalten,  denen 
die  Rechte  einer  juristischen  Person  von  ihrer  Heimaths-Gcsetzgebung  nicht  bei- 
gelegt sind,  auch  nicht  entgegenstehen.  Von  den  einschlägigen  Landes-Gesetzen 
ist  Folgendes  zu  erwähnen . 

a.  In  Preussen  bestimmt  Art.  I des  Gesetzes  v.  22.  Juni  1861  : 

«Juristische  Personen  des  Auslandes  dürfen,  sofern  nicht  durch  Staatsverträge  ein 
Anderes  bestimmt  ist,  nur  mit  Krlaubnisx  der  Ministerien  in  Preussen  ein  stehendes 
Gewerbe  treiben.« 

Diese  und  ähnliche  landesgesetzliche  Gewerbe- Beschränkungen  haben  gegen- 
wärtig selbstverständlich  auf  juristische  Personen  des  Reichs-Gebietes,  soweit 
in  demselben  die  Gewerbe-Ordnung  gilt,  keine  Anwendung  mehr. 

Die  Bestimmung  des  Preussischen  Gesetzes  vom  4.  Mai  1846,  wonach 
ausländische  Korporationen  und  juristische  Personen  des  Auslandes  Grund- 
eigen thu  m nur  mit  landesherrlicher  Genehmigung  erwerben  können,  gilt  auch 
der  Reichs- Verfassung  und  Gewerbe-Ordnung  gegenüber , also  auch  für  gewerbe- 
treibende Akticn-Gesellschaften  Deutscher  Bundesstaaten  als  noch  fortbestehend. 
Sonstige  Bedingungen , welche  solchen  Gesellschaften  durch  die  besondere  Kon- 
zession , deren  sie  auf  Grund  der  früheren  Preussischen  Gewerbe-Gesetzgebung 
bedurften,  auferlegt  waren,  sind  dagegen  mit  der  Nothwendigkeit  dieser  Konzession 
tortgefallen,  — vorausgesetzt,  dass  der  Gegenstand  des  Gewerbe-Betriebes  über- 
haupt unter  die  Bestimmung  der  Gewerbe-Ordn.  fällt.  vgl.  §.  6 daselbst  . — 
Min. -Verfüg,  vom  21.  April  1871.) 

b.  Für  Baden  bestimmt  Art.  2 des  Gesetzes  vom  2 1 . Dez.br.  1871,  die  Einführung 
der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  betreffend  : 

»Die  juristischen  Personen  des  Auslandes  (Deutsche  Gewerbe-Ordnung  '§.  12.) 
werden  hinsichtlich  ihres  Gewerhe-Betriehes  im  Grossherzogthum  den  Heichs-Ange- 
hörigen  gleich  behandelt. 

Durch  Regierungs-Verordnung  kann  eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  in 
Bezug  auf  die  juristischen  Personen  derjenigen  ausserdeutschen  Staaten  ungeordnet 
werden,  in  welchen  eine  von  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  grundsätzlich  verschie- 
dene , die  Freiheit  des  F.rwerbs  und  der  Niederlassung  beschränkende  Gesetzgebung 
besteht,  oder  in  welchen  der  Bndener  nicht  in  gleicher  Weise  wie  der  eigene  Staats- 
Angehörige  zum  Gewerbe -Betrieb  zugelassen  wird.« 

c.  In  Sachsen-Altenburg : 

ist  der  Geschäftsbetrieb  solcher  juristischen  Personen,  sowie  solcher  Aktiengesell- 
schaften oder  sonstiger  korporativer  Verbände  und  Genossenschaften  des  Heicbs  Aus- 
landes, welchen  nur  beschränktere  Rechte  der  Gesammtpersöniichkeit,  darunter  aber 
das  Recht,  sich  durch  Vorsteher  oder  sonstige  einzelne  Mitglieder  vor  Gericht  vertreten 
zu  lassen,  zustehen,  nur  mit  ministerialer  Genehmigung  zu  gestatten. 

8.  §.  2 der  Ausf.-V.  v.  17.  Septbr.  1Sf>9. 

d.  In  Sachsen-Meiningen: 

bedürfen  juristische  Personen  des  Auslandes  zum  Gewerbe-Betriebe  der  Krlaubniss  der 
Staats-Regierung. 

2.  Für  das  Reich  selbst  bestellt  in  dieser  Hinsicht  folgende  Beschränkung  laut 
(j.  16  des  Re  ich  sbeam  te  n - Ge  se  t zes  vom  31.  März  1873,  (Reichs-G.-Bl. 
S.  64): 

-Kein  Reichs-Beamter  darf  ohne  vorgängige  Genehmigung  der  obersten  Keichs- 
bchiirde  — ein  Gewerbe  betreiben  Dieselbe  Genehmigung  ist  zu  dem  Eintritt  eines 
Reichs-Beamten  in  den  Vorstand.  Verwaltungs-  oder  Aufsichtsrutil  einer  jeden  auf  Er- 
werb gerichteten  Gesellschaft  erforderlich.  Sie  darf  nicht  ertheilt  werden,  sofern  die 
Stelle  mittelbar  oder  unmittelbar  mit  einer  Remuneration  verbunden  ist. 

Die  ertheilte  Genehmigung  ist  jederzeit  widerruflich. 
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Auf  Wahl-Konsilien  und  einstweilen  in  den  Ruhestand  versetzte  Beamte  finden  diese 
Bestimmungen  keine  Anwendung.  * 

(Vgl.  Kanngiesser  , Recht  der  Reichs  - Beamten.  Berlin,  Kortkampf.  Vgl. 
auch  §.  27  des  Kntwurfs  zum  Reichs-Militär-Gesetz,  welcher  besagt: 

Dass  die  Slilitärporsuueu  des  Friedensstandes  für  sieh  und  für  die  in  Dienst- 
gebäuden iiei  ihnen  wohnenden  Mitglieder  ihres  Hausstandes  zum  Betriebe  eines  Be- 
werbes der  Erlaulmiss  ihrer  Vorgesetzten  bedUrlen  , insofern  nicht  das  Gewerbe  mit 
der  Bewirtschaftung  eines  ihnen  gehörigen  ländlichen  Grundstücks  verbunden  ist. 

In  Freussen  gilt  hierüber  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung  vom  1 7 . Januar 
1845,  dahin  lautend: 

■Die  in  Reihe  und  Glied  stehenden  M i 1 i tair- 1* c rso n en , sowie  alle  unmittel- 
baren und  mittelbaren  Staats-Beamten,  auch  solche,  die  ihr  Amt  unentgeltlich  ver- 
walten, bedürfen  au  dem  Betriebe  eines  Gewerbes  der  Erlaubnis*  ihrer  vorgesetiten 
Dienstbehörde,  sofern  nicht  das  Gewerbe  mit  der  Bewirtschaftung  eines  ihnen  ge- 
hörigen ländlichen  Grundstücks  verbunden,  oder  sonst  durch  besondere  gesetzliche 
Bestimmungen  ein  Anderes  angeordnet  ist. 

Diese  Erlaubnis  muss  auch  zu  dem  Gewerbe-Betriebe  ihrer  Ehefrauen,  der  in  ihrer 
väterlichen  Gewalt  stehenden  Kinder,  ihrer  Dienstboten  und  anderer  Mitglieder  ihres 
Hausstandes  eingeholt  werden.* 

Diese  Vorschrift  ist  auf  die  neu  erworbenen  T.andesthcile  ausgedehnt  mittelst 
Verordnung  vom  23.  Septbr.  1867,  §.  1 &,  (Ges.-S.  1867,  S.  1619). 

Beispielsweise  soll  dem  Verwaltereines  Sc  hu  lzen- Amtes  die  Ausübung  der 
Gast-  and  Sc  h an  k w i rth  s c li  a ft  in  der  Kegel  nicht  gestattet  werden.  (Mi- 
nist.-Verf.  v.  15.  Mürz  und  21.  April  1871.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  118  und 
153.) 


§.  13.  Von  dem  Besitze  des  Bürgerrechts  soll  die  Zulassung  zum 
Gewerbe-Betriebe  in  keiner  Gemeinde  und  bei  keinem  Gewerbe  abhängig 
sein.  *) 

Nach  dem  begonnenen  Gewerbe-Betriebe  ist,  soweit  dies  in  der  bestehen- 
den Gemeinde- Verfassung  begründet  ist,  2 der  Gewerbetreibende  auf  Ver- 
langen der  Gemeinde-Behörde  nach  Ablauf  von  drei  Jahren  verpflichtet,  das 
Bürgerrecht  zu  erwerben.  Es  darf  jedoch  in  dieseui  Falle  von  ihm 
das  sonst  vorgeschriebene  oder  übliche  Bürgerrechtsgeld  nicht  gefordert  und 
ebenso  nicht  verlangt  werden,  dass  er  sein  anderweit  erworbenes  Bürgerrecht 
aufgebe.  *1 

1.  Es  soll  die  gewerbliche  Freizügigkeit  nicht  durch  die  Verpflichtung  zum 
Erwerbe  des  Bürgerrechts  und  zur  Zahlung  des  Bflrgerrechtsgeldes  vereitelt  werden. 

2.  Eine  derartige  Verpflichtung  zum  Erwerbe  des  Bürgerrechts  bestellt  u.  a. 
In  Württemberg  und  Baden  nicht. 

3.  Vgl.  die  erläuternde  Preuss.  Min. -Verf.  v.  27.  August  1872,  (M.-Bl. 
i.  i.  V.  1872,  S.  224). 


3* 


Digitized  by  Google 


36 


Gewerbe-Ordnung.  Tit.  II. 


§.  14. 

Titel  II. 

Stehender  Gewerbe-Betrieb. ') 

I.  Allgemeine  Erfordernisse. 

$.  14.  Wer  den  selbständigen  Betrieb  eines  stehenden 
Ge  wer  besS)  an  fängt,  muss  der  für  den  Ort,  wo  solches  geschieht,  nach 
den  I.andes-Gesetzen  zuständigen  Behörde1'  gleichzeitig  Anzeige  davon 
machen.  * Diese  Anzeige  liegt  auch  demjenigen  ob , welcher  zum  Betriebe 
eines  Gewerbes  im  Umherziehen  Titel  III.)  befugt  ist. 

Ausserdem  hat,  wer  Versicherungen  für  eine  Mobiliar-  oder 
Immobiliar  - Feuerversicherungs-Anstalt  als  Agentoder  Un- 
ter-Agent vermitteln  will,  bei  Uebernahmc  der  Agentur,  und  derjenige, 
welcher  dies  Geschäft  wieder  aufgiebt,  oder  welchem  die  Versicherung«  An- 
stalt den  Auftrag  wieder  entzieht,  innerhalb  der  nächsten  acht  Tage  der  zu- 
ständigen Behörde  seines  Wohnortes  davon  Anzeige  zu  machen.  Buch- 
und  Steindrucker,  Buch-  und  Kunsthändler,  Antiquare. 
Leihbibliothekare,  Inhaber  von  Lesekabinetten,  Verkäufer 
von  Druckschriften,  Zeitschriften  und  Bilder  haben  bei  der  Er- 
öffnung ihres  Gewerbes  das  Lokal  desselben  , sowie  jeden  späteren  Wechsel 
des  letzteren  spätestens  am  Tage  seines  Eintritts  der  zuständigen  Behörde 
ihres  Wohnortes  anzugeben. r'  f'  ’ 

1.  Stehend  ist  ein  Gewerbe-Betrieb,  sobald  er  nicht  im  Umherziehen  stall  - 
findet.  (KrkcnntnisR  des  Preuss.  O.-Trib.  v.  2.  März  1871,  M.-Bl.  d.  i.  V. 
1871,  S.  151.; 

Mit  anderen  Worten:  Oer  stehen  de  G e w er  be  - Be  tr  i eb  wird  von  dem 
Gesetzgeber  in  dem  Sinne  aulgefasst , dass  alle  Betriebsformen , welche  nicht,  im 
Titel  III.  der  Gewcrbe-Ordn.  ausdrücklich  als  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen 
bezeichnet  sind  , als  Ausfluss  der  Berechtigung  zum  stehenden  Gewerbe-Betriebe 
gelten. 

2.  Selbständig  ein  Gewerbe  betreiben,  d.  h.  nach  der  Begriffs- 
bestimmung in  dem  fortgcfallenen  §.  10  des  Regierungs-Entwurfes : »für  eigene 
Rechnung  und  unter  eigener  Verantwortlichkeit«. 

Oie  Motive  zu  diesem  §.  10  behandeln  die  Lohn-Weberei  als  eine  Form  der 
Verwerthung  der  Arbeitskräfte , welche  zwar  eine  dem  selbständigen  Gewerbe- 
Betriebe  äuRscrlich  sehr  nahe  kommende  Gestalt  annehme , doch  nicht  zu  dem- 
selben zu  rechnen  sei. 

Die  praktische  Behandlung  der  Frage  in  den  einzelnen  Staaten  ist  verschieden. 
So  bestimmt  §.  6 der  Sächsischen  Ausführ. -V.  vom  16.  Septbr.  1869  (s.  u. 
Theil  II,  Nr.  3). 

» Als  selbständige  Gewerbetreibende  sind  nicht  anzusehen : D i e w e i V i ; h e n 
Handarbeiter  des  Spinnens,  Weissnähens,  Stickens,  Sti  lens, 
Waschens,  Plätten«  u.  s.  w., — ingleichen  die  sogenannten  Hausindustrie- 
Gewerbe  der  Klöppelei,  Stickerei,  Stroh  fl  echte  re  iu.s.  w.,  insoweit  als 
der  Betrieb  derselben  regelmässig  nicht  für  eigene  Rechnung,  sondern  nur  gegen  Lohn 
und  ohne  Verwendung  von  Geholfen  erfolgt,  zu  welchen  letzteren  die  eigenen  Familien- 
glieder nicht  zu  rechnen  sind.  Weber  und  Wirker,  welche  in  ihrer  Behausung 
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auf  ihren  Stühlen,  wenn  auch  nur  gegen  T.ohn,  arbeiten,  «ind  dagegen  der  Anieige- 
pflicht  unterworfen.  « 

Aehnlich  bestimmte  §.  6 der  Gewerbe-Ordnung  für  Reuss  j.  L.  vom 
II.  April  IS63: 

»Nicht  als  selbständiger  Gewerbebetrieb  ist  anzusehen:  I.  jede  gemeine  Lohn-  und 
Handarbeit;  2.  jede  Arbeit,  welche  ohne  Annahme  von  Geholfen  nur  gegen  Lohn  für 
einen  Unternehmer  ausgeführt  wird;  3.  sogenannte  weibliche  Arbeiten , wie  Anferti- 
gung und  Verkauf  von  Frauenkleidern  , Putxgegensländen  , Stickerei,  Wäscherei  und 
dergleichen,  insoweit  nicht  damit  ein  offenes  Verkaufslokal  verbunden  ist.« 

Diese  Begriffsbestimmung  geht  freilich  der  Verfertigung  von  Damenkleidern 
etc.  gegenüber  sehr  weit. 

3.  Diese  Behörde  ist  in  Preussen  die  Gemeinde-Behörde  des  Ortes , wo  das 
Gewerbe  betrieben  werden  soll.  Ebenso  in  Württemberg  der  Orts-Vorsteher 
der  Gemeinde ; in  Baden  die  Orts-Polizeibehörde.  Für  Baiern  werden  die  im 
§.  14  vorgesehenen  verschiedenen  Arten  der  Anmeldung  des  Näheren  geregelt 
durch  §.  1 der  Vollzugs-Verordnung  vom  1.  Dezbr.  IS72:  s.  u.  Theil  II,  Nr.  2 . 

4.  Die  Anzeige  vom  Beginne  des  Gewerbe-Betriebes  muss  bei 
Verbindung  mehrerer  verschiedener  Gewerbe  jedes  derselben  bezeichnen. 
Dieselbe  ist  ferner  erforderlich,  wenn  der  Gewerbetreibende  mit  seinem  bisher  be- 
triebenen Gewerbe  ein  anderes  Gewerbe  verbinden  oder  ein  solches  statt  des 
erstcren  betreiben  will , — oder  den  schon  bestehenden  Gewerbe-Betrieb  an  einen 
anderen  Ort  verlegt. 

Die  Preuss.  Ausfflhrungs- Ar. Weisung  Absch.  I,  1.  und  ebenso  die  Säch- 
sische §.  6,  Abs.  I s.  u.  Theil  II,  Nr.  1 n.  3'  erklären  diese  Anzeige  auch 
dann  für  erforderlich , wenn  es  für  den  Betrieb  des  Gewerbes  einer  besonderen 
Genehmigung  bedarf,  und  diese  schon  erthcilt  ist.  Indessen  stellt  §.  Mb1  der  Ge-" 
wtrbe-Ordn.  die  unterlassene  Anzeige  des  Gewerbebeginnes  nur  ausserhalb 
der  Genchmigungsge werbe  unter  besondere  Strafe. 

In  Braunschweig  soll  sich  ' 

die  Anmeldungspflicht  eines  Gewerbes  auch  auf  jede  wesentliche  Veränderung  dessel- 
ben, sowie  auf  bestellte  Geschäftsführer,  Stellvertreter  und  Pächter  erstrecken,  und  die 
Aumeldung  wesentlich  verschiedener  Gewerbe  getrennt  behandelt  werden.  An  den- 
jenigen Orten  , wo  der  Unternehmer  nicht  selbst  wohnt,  ist  dem  Zweiggeschäfte  ein 
Stellvertreter  vorzusetzen,  und  Zweiggeschäfte  jeder  Art  sind  stets  bei  dem  Gemeinde- 
Vorstände  anzumelden.  Ausfuhr.  Anweis,  vom  2t. Sept.  IS69,  1.  C\,  s.  u.  Theil  II.  II.) 

Es  verdient  hier  ferner  folgende  Bestimmung  der  Schwarzburg-Sondeni- 
hausenschen  Minist.-Verordnung  vom  4.  Dzbr.  1865  zur  Ausführung  der  Ge- 
werbe-Ordnung vom  14.  Novbr.  1865  angezogen  zu  werden. 

■Die  Vereinigung  verschiedener  Gewerbe  in  der  Person  eines  Unternehmers  erheischt 
die  besondere  Anmeldung  derselben.' 

Als  wesentlich  verschiedene  Gewerbe  sind  im  Allgemeinen  nur  solche  zu  betrachten, 
welche  in  Bezug  auf  das  zu  verarbeitende  Material  und  auf  die  Methode  der  Verarbei- 
tung vollständig  von  einander  abweichen. 

Auch  die  Vereinigung  wesentlich  verschiedener  Arbeiten  in  Einer  Hand  ist  imless 
nicht  nls  Betrieb  verschiedener  Gewerbe  anzusehen,  wenn  alle  Arbeiten  auf  die  Her- 
stellung einer  Kategorie  zusammengesetzter  Artikel  oder  auf  Verarbeitung  der  Neben- 
produkte des  Hauptgewerbes  berechnet  sind,  z.  B.  die  Vereinigung  von  Tischler-, 
Tapezierer-  und  Schlosser-Arbeit  zur  Möhel-Fabrikation , der  Wagner-.  Sattler-  und 
Schmiede- Arbeit  zur  Wagen-Fabrikation.« 

In  Bremen  sind  von  der  Anzeige  des  Gewerbe- Beginnes  befreit: 

•Diejenigen  Kaufleute , welche  Bürger  von  Bremen  und  in  das  dösige  Handelsregister 
vor  Eröffnung  ihres  Geschäfte«  eingetragen  sind.«  §.  9.  der  Ausf.-V.  v.  24.  Sept.  1S69.) 

6.  Neben  der  allgemeinen  gewerbeordnunggmässigen  Anmeldung  des 
Gewerbe-Beginnes  ist  für  gewisse  Gewerbe  durch  §.  35  der  Gewerbe-Ordnung  eine 
besondere  polizeiliche  Anmeldepflicht  ausgesprochen. 

Ferner  ist  für  gewisse  Betriebe  noch  aus  steuerlichen  Rücksichten  eine 
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besondere  Anmeldung  bei  der  >S  t e ue  r-  11  e h ör de  vorgeschrieben  (vgl.  §.  5,  Anni. 
1.  B.  C.  I).). 

Es  kann  auch  Kraft  des  §.  367  5 des  Strafgesetzbuchs  vom  15.  Mai  1871  im 
Wege  der  Verordnung  u.  a.  vorgeschrieben  werden,  dass 

«wer  Schiesspulver  oder  andere  cxplodircnde  Stoffe  feilzuhalten  beabsichtigt,  da- 
von vor  dein  Beginne  dieses  Gewerbe-Betriebes  der  Orts-Polizeibehörde  Anzeige  zu 
machen  bat.« 

In  Württemberg  bewendet  es  hinsichtlich  der  Anzeigepflicht  der  Getreide- 
mühlen für  Mahlgäste  bei  dem  bestehenden  Rechte,  d.  h.  bei  der  Vorschrift 
der  Gewerbe-Ordnung  vom  12.  Februar  1862,  Art.  13,  Abschn.  2. 

6.  Das  Erforderniss  einer  obrigkeitlichen  Bestätigung  der  Ver- 
sicherungs-Agenten ist  überall  und  gänzlich  in  Fortfall  gekommen.  Eben- 
dcsshalb  ist  die  im  §.  1t  der  Gewerbc-O.  vorbehaltene  besondere  Anzeige  behufs 
der  nach  den  meisten  Landes-Gesetzen  stattfindenden  Kontrole  des  Feucrversichc- 
rungswesens  nm  so  noth wendiger. 

Die  Strafe  gegen  Unterlassung  dieser  Anzeige  bestimmt  §.  148  - «1er  Gewerbe- 
ordnung. 

Die  in  Sachscn-Altenburg  bestandenen  Vorschriften  der  Bekanntmachung 
vom  S.  Juli  1829  wegen  des  Beitritts  dortseitiger  Untcrthancn  zu  auswärtigen 
Brandvcrsicherungs-Anstalten  sind,  insoweit  sie  den  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung entgegenstehen,  aufgehoben,  s.  §.  3 2 der  Ausführ. -Verordnung  vom 
17.  Septbr.  1869.) 

Für  Lippe-Detmold  ist  über  die  Versicherungen  gegen  Fouersgefahr  bei 
auswärtigen  Assekuranz-Anstalten,  um  die  älteren  Vorschriften  mit  der  Gew.- 
Ordn.  in  Uebercinstimmung  zu  bringen,  die  Verordnung  vom  7.  Septbr.  1869 
ergangen. 

7.  Die  besondere  Anzeigepflicht  der  Press-Gewerbe  ist  desshalb  vorge- 
schrieben, damit  nicht  der  Handhabung  der  Gesetze  durch  verheimlichten  Betrieb 
Hindernisse  bereitet  werden.  Sie  steht  unter  Strafe  des  tj.  1 48  3',  der  Gewerbe- 
ordnung. 

Einer  Prüfung  oderGenchmignng  zum  Betriebe  irgend  eines  Prcss-Gewer- 
bes  bedarf  es'nicht  mehr;  — vorbehaltlich  der  im  §.  43  der  Gewcrbc-Ordn.  ge- 
troffenen Ausnahme. 

Uebrigens  bleiben  auch  die  Press-Gewerbe  in  ihrer  Ausübung  den  durch 
die  Press-Gesetze  festgestcllten  Bedingungen  der  Veröffentlichung  von  Druckschrif- 
ten wie:  Kautionsleistung,  Ablieferung  von  Pflicht- Exemplaren , Bestellung  eines 
verantwortlichen  Redakteurs  , polizeiliche  Revision  der  Leihbibliotheken  etc.  un- 
terworfen ; doch  der  Betrieb  dieser  Gewerbe  ist  Jedermann  gestattet.  Darüber, 
dass  die  K au  t ions p f 1 i c h t der  Zeitschriften  durch  die  Gewerbe-Ordnung 
nicht  berührt  wird,  vgl.  u.  a.  Erkt.  des  Preuss.  O. -Tribun,  v.  1.  Juni  1870 
M.-B.  d.  i.  V.  1870,  S.  195). 

§•  15.  Die  Behörde  bescheinigt  innerhalb  dreier  Tage  den  Empfang  der 
Anzeige.  >) 

Die  Fortsetzung  des  Betriebes  kann  polizeilich  verhindert  werden,  wenn 
ein  Gewerbe,  zu  dessen  Beginn  eine  besondere  Genehmigung  erforderlich  ist, 
ohne  diese  Genehmigung  begonnen  wird.  2 

Gegen  die  untersagende  Verfügung  ist  der  Rekurs  zulässig.  3 

1.  In  Sachsen  ist  die  Bescheinigung  über  den  Empfang  der  Anzeige  ge- 
bührenpflichtig.  :§.  8 der  Ausf.-V.  v.  16.  Septbr.  1869,  s.  unt.  Theil  II,  Nr.  3.) 
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2.  ...  kann  polizeilich  verhindert  werden:  nämlich  im  Exeku- 
tionswege. Daneben  wird  zur  strafgerichtlichen  Verfolgung  Anzeige  zu  machen  sein. 

Bezüglich  des  Verfahrens  der  Untersagung  vgl.  §.  54  der  Gewerbe- 
Ordn.  — Dasselbe  ist  des  Näheren  geregelt  für  Preussen  durch  die  Ausführ.- 
Anw.  v.  1.  Septbr.  1S<>9,  Abschn.  II,  I).  55 — 59  s.  unten  Theil  II,  Nr.  I';  — 
— ferner  für  Bayern  durch  §.  2,  Abs.  1 der  Vollzugs-V.  vom  4.  Dzbr.  1S72  s. 
unten  Theil  II,  Nr.  2 . 

Was  unter  »Genehmigung"  zu  verstehen,  vgl.  Note  1 zu  §.  147  der  Gew.-O. 

3.  DerKekurs  — hält  die  Exekution  der  untersagenden  Verfügung  nicht 
nothwendig  auf;  — doch  wird  sie  nur  in  den  Fällen,  wo  das  öffentliche  Interesse 
cs  gebietet,  zu  vollstrecken  sein.  Vgl.  Preuss.  Ausführ. -Anweis.  v.  4.  Septbr. 
1S69,  Abschn.  I,  2,  s.  unten  Theil  II,  Nr.  1. 


II.  Erfordemiss  besonderer  Genehmigung. 

I.  Anlagen,  welche  einer  besonderen  Genehmigung  be- 

d ü r f e n . “) 

$•  Kl-  Zur  Errichtung  von  Anlagen , welche  durch  die  örtliche  Lage 
oder  durch  die  Beschaffenheit  der  Betriebsstätte  für  die  Besitzer  oder  Be- 
wohner der  benachbarten  Grundstücke  oder  für  das  Publikum  überhaupt  er- 
hebliche Nachtheile,  Gefahren  oder  Belästigungen  herbeiführen  können,  ist 
die  Genehmigung  der  nach  den  Landes-Gesctzen  zuständigen  Behörde  1 er- 
forderlich. Ji 

Es  gehören  dahin : 

Schiesspulver- Fabriken  , Anlagen  zur  Feuerwerkerei  und  zur  Bereitung 
von  Zündstoffen  aller  Art , Gasbercitungs-  und  Gasbcwahrungs- Anstal- 
ten , Anstalten  zur  Destillation  von  Erdöl,  Anlagen  zur  Bereitung  von 
Braunkohlentheer,  Steinkohlentheer  und  Koaks,  sofern  sie  ausserhalb  der 
Gewinnungsorte  des  Materials  errichtet  werden  , Glas-  und  Russhüttcn, 
Kalk-,  Ziegel-  und  Gyps-Oefen,  Anlagen  zur  Gewinnung  roher  Metalle, 
Köst-Oefen,  Mctall-Giessereien,  sofern  sie  nicht  blosse  Tiegel-Giessercien 
sind,  Hammerwerke,  chemische  Fabriken  aller  Art,  Schnellbleichen,  Fir- 
niss-Siedereien,  Stärke-Fabriken,  mit  Ausnahme  der  Fabriken  zur  Berei- 
tung von  Kartoffelstärke,  Stärke-Syrups-Fabriken,  Wachstuch-,  Darm- 
saiten-, Dachpappen-  und  Dachfilz-Fabriken,  Leim-,  Thran-  und  Seifen- 
siedereien, Knochen-Brennereien,  Knochendarren,  Knochen-Kochereien 
und  Knochenbleichen , Zubereitungs-Anstalten  für  Thierhaare,  Talg- 
schtnelzen  , Schlächtereien,  Gerbereien , Abdeckereien , Poudrettcn-  und 
Düngpulvcr-Fabriken,  Stau-Anlagen  für  Wassertriebwerke  §.  25. 

Das  vorstehende  Verzeichniss  kann  je  nach  Eintritt  oder  Wegfall  der 
im  Eingang  gedachten  Voraussetzung,  durch  Beschluss  des  Bundesrathes, 

*j  Das  Erfordernis«  einer  besonderen  vorgängigen  Genehmigung  liegt  ebensosehr 
in  dem  Schutzbedürfnisse  der  Nachhaien  und  des  Publikums , wie  in  dem  Interesse  der 
Gewerbetreibenden:  durch  ein  geordnetes  Prüfungsverfahren  gegen  nachträgliche  Be- 
schwerden und  Auflagen  gesichert  zu  sein. 
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vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  nächstfolgenden  Reichstages,  abgeändert 

werden.  

Der  Bundesrath  hat,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  Reichstages,  be- 
schlossen, das  in  §.  16  der  Gewerbe-Ordnung  enthaltene  Verzeichnis«  konzessions- 
ptiiehtiger  Anlagen 

auf  Hopfen-Schwefeldörren , Asphaltkochereien  und  Pechsiedereien , so- 
fern sic  ausserhalb  der  Gewinnungsorte  des  Materials  errichtet  werden, 

Stroh  papierstoff- Fabriken  und  Darmzubereitungs- Anstalten 
auszudehnen. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  20.  Juli  1 S7 3.  Rcichs-G.-Bl. 
1673,  S.  299.)  

1.  Wer  die  nach  den  L a n d c s -Gesetzen  zuständige  Behörde  ist,  erhellt  aus 
den  Ausführungs-Anweisungen , welche  unten  in  Thcil  II.  für  die  wichtigsten 
•Staaten  mitgcthcilt  sind. 

2.  Vergl.  die  Strafbestimmung  im  §.  147  2 der  Gewerbe-Ordnung. 

8.  Bezüglich  der  einzelnen  gewerblichen  Anlagen  werden  folgende  Erläu- 
terungen für  die  praktische  Handhabung  des  Gesetzes  dienlich  sein.  Wenn 
übrigens  für  die  Genehmigung  verschiedener  dieser  Anlagen  der  Entwurf  von  Be- 
dingungen beispielsweise  hier  mitgetheilt  wird , so  hleibt  doch  die  Anwendung 
solcher  Beispiele  wesentlich  von  den  umgebenden  Verhältnissen  des  einzelnen 
Kalles,  sowie  von  der  fortschreitenden  Entwicklung  der  Industrie  abhängig. 

r Schiess p ul ver-Fabrike n iPutvermühlen  . 

a)  Weg  en  der  zur  Verhütung  von  Unglücksf&Uen  vorzuschreibenden  Vorsichtsmass- 
regeln  siehe  für  Prcussoii  die  Minist. -Verfügungen  vom  1<1.  Sept.  1 >46.  und  vom 
3l.  Mai  1856,  — s.  u.  Theil  III.  C.,  Beil,  l.j  — für  Sachsen  siehe  Regulativ  v. 
IS.  Juli  1 855.  iS.  433  folg,  des  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  für  1836«) 

b)  Schiesspulver  und  alle  der  Selbstentzündung  oder  Explosion  unterworfenen  Gegen- 
stände sind  von  der  Beförderung  auf  Eisenbahnen  ausgeschlossen.  S.  Betriebs- 
Reglement  vom  10.  Juni  1870.  B.  §.  3.  I.  Reichs-G.-B.  1870,  S.  434.  Levin,  Be- 
triebs-Reglern. Berlin  , Kortkampf.  S.  46.)  Polisei-Verordn.  über  Verkauf,  Auf- 
bewahrung und  Transport  von  SchiesRpulver  in  Preussen,  s.  Min.-V  v.  23.  Juli 
1871.  (M.-B.  d.  i V.  1871,  S.  2<>5.) 

c)  Siehe  die  Strafbestimmung  in  Note  3.  zu  §.  147.  der  G.-ü. 

2 Anlagen  zurF  euer  werk  er  ei  und  zur  Bereitung  von  Zü  n da  t offen  aller  Art. 

Allgemeine  Vorschriften  hierüber  für  Sachsen  siehe  im  §.  9.  der  Sächsischen 
Verordnung  vom  16.  Septbr.  1869.  die  Ausführung  der  Gewerbe-Ordnung  betr. 
s.  u.  Thcil  II,  Nr.  3, 

a)  Bedingungen  für  Feuerwerke  re  i insbesondere  siehe  unten  Theil  III.  C.  Beil.  2. 

b)  Bedingungen  für  die  Fabrikation  von  Phosphor-Zündhölzchen  siehe  unten 
Theil  III.  C.  Beil.  3.  a. 

c)  Erleichternde  Vorschriften  über  die  Anlegung  von  Fabriken  für  sogenannte  Sc  h we- 
dische  Reibzündhölze  rav  a.  O.  Beil.  3.  b. 

d)  Bedingungen  für  die  Herstellung  von  Nitrogl yceri n-  und  Nitroglycerin- 
Präparate  Sprengöl,  Dynamit,  Dualin,  Felsenbrecher  etc.)  siehe  a.  a.  O.  Beil.  4. 

©)  Anstalten  zur  Bereitung  von  Knallquecksilber  dürfen  nur  in  bedeutender  Ent- 
fernung von  bewohnten  Gebäuden  und  öffentlichen  Wegen  zugelassen  werden. 
Preuss.  {Min. -Verfügung  vom  29.  Okt.  1843.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1643.  S.  286.) 

f)  Blosse  Niederlagen  von  Zündstoffen  sind  keine  Anlagen  im  Sinne  des  §.  16.  der 
Gewerhe-Ordn. ; sie  pflegen  unter  besonderen  polizeilichen  Verordnungen  zu  stehen ; 

für  Preussen  siehe  dieserhalb  die  Ministerial-Verfügungen  vom  23.  Juli  1871., 
betreffend  den  Verkehr  mit  Sc h ies s pu  1 v er  etc.,  und  vom  25,  Novbr.  1868. , be- 
treffend den  Verkehr  mit  Sprengöl  Nitroglycerin).  Min. Bl.  f.  d.  i.  V.  1871. 
S.  205—207;  1868.  S.  319  ; — 

für  Sachsen  siehe  die  Verordnung  v.  12.  Dezbr.  Iv56,  polizeiliche  Massregeln  in 
Bezug  auf  Bereitung  etc.  leicht  entzündlicher  etc.  Stoffe  etc.  betreffend,  §§.  22—26. 
(Seite  416  des  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  für  1856,. 
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Zu  §.  16.  II.  Erfordernis»  besonderer  Genehmigung  ; — deren  bedürfende  Anlagen.  4 I 

g)  Wegen  Beförderung  leicht  entzündlicher  Gegenstände  auf  Eisenbahnen  s.  das  vor- 
stehende unter  1.  b.  gedachte  Betriebs-Reglement  vom  10.  Juni  1S70.  (Levin, 
Bctr.-Regl.  S.  46  ff. 

3 Gasbcrereitungs-  und  Gasbe  wahrungs-Anstalten; 

a)  Bedingungen  für  PreoHsen  siehe  unten  Theil  III.  C.  Beil.  5. 

b)  Für  Sachsen  s.  die  vorstehend  unter  2f.  genannte  Verordnung  v.  12.  Dezbr.  1856, 
§§.  13  bis  17. 

Gaskraft-Mnschinen  Gasmotoren  sind  nicht  konzessionspflichtig. 

4 Anstalten  zur  Destillation  von  Erdöl  gleichbedeutend  mit  Bergöl, 

Steinöl,  Naphta,  Mineralöl,  Petroleum); 

Verordnungen  wegen  Transport  und  Lagerung  von  Petroleum  und  Ähnlichen 
flüchtigen  Mineralölen : 

a)  in  PreuHseu  vom  6.  Dezbr.  1862,  — 15.  August  1863,  — 14.  Dezbr.  1869  u.  4.  Sept. 
1870.  (M.-Bl.  d.  i.  V.  1863.  S.  14;  1863  S.  182;  1870  S.  17  u.  231}; 

b)  in  Sachsen  v.  6.  Juli  1867  (Gesetz-  u.  Verordnungs-Blatt  für  1867.  S.  181}. 

5 Anlagen  zur  Bereitung  von  Brau  n kohlen-,  Steinkohlen- Theer  und 

K o a k s , sofern  sie  ausserhalb  der  Gewinnungsorte  des  Materials  errichtet 

werden. 

a)  Der  Ausdruck  »G  ewin n u n gsorte«  bezeichnet  diejenigen  Orte,  wo  das  Material  zu 
Tage  kommt  (Förderpunkte  , sowie  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Nieder- 
lageplätze der  betreffenden  Gruben.  Min. -Verfügung  v.  10.  April  1846.  M.-Bl. 
d.  i.  V.  1846  8.  96). 

b)  Als  Bedingung  für  diese  Anlagen  wird  vorzuschreiben  sein,  dass  sie  mindestens  10 
Ruthen  von  öffentlichen  Wegen  entfernt  bleiben,  — und  dass  die  Gase  der  Koaks- 
Oefen  etc.  nicht  der  Nachbarschaft  zur  Last  fallen ; — ausserdem  empfiehlt  sich  ein 
allgemeiner  Sicherungs- Vorbehalt , etwa  wie  in  den  Bedingungen  der  Beilagen 
Nr.  7 u.  8 in  Theil  III.  C. 

c)  Pechsiedereien,  welche  gleich  den  Kohlenmeilern  am  Gewinnungsorte  des 
Materials,  im  Walde,  errichtet  werden,  belästigen  das  Gemeinwesen  nicht  und  be- 
dürfen deshalb  ebensowenig  besonderen  Genehmigung,  wie  die  Kohlenmeiler. 

6 Glas-  und  Russhfttten. 

Wegen  der  Bedingungen  ist  Beilage  Nr.  6.  a.  a.  O.  zu  vergleichen. 

7 Kalk-,  Ziegel  - und  Gyps-Oefen. 

Hierunter  werden  nicht  begriffen  : Feldbrände  oder  Feld-Ziegeleien  und  Flecht- 
Kalköfen  siehe  Preussische  Minist. -Verfügungen  v.  14.  August  1845.  und  15.  Ok- 
tober 1849.  — M.-Bl.  f.  d.  i.  V.  ls45.  8.  263  u.  von  1849.  8.  231). 

Wegen  der  Bedingungen  siehe  Beilage  Nr.  6.  in  Theil  111.  C. 

8 Anlagen  zur  Gewinnung  roher  Metalle,  Rostöfen. 

ft)  Allgemeine  Bedingungen  siehe  unten  in  Beil.  Nr.  7.  Theil  III.  C. 

b)  Bei  Rostöfen  für  Nickel  speise  sind  Giftf&nge  anzubringen  (siehe  Preuss.  Mi- 
nist.-Verfüg.  v.  30.  Septbr.  1857.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1857.  S.  177.) 

Hierhin  fallen  alle  Hochöfen,  Silber-,  Kupfer-,  Blei-, Zink-,  Arse- 
nik-etc.  etc.  Hütten. 

9 Metall-G  iesse  rei  en  , sofern  sie  nicht  blosse  Ticgel-Giessereien  sind. 

a)  Hierher  gehören  auch  alle  Kupolöfen,  namentlich  auch  die  mit  Maschinenbau- 
Anstalten  verbundenen. 

b)  Wegen  Abführung  der  Dämpfe  und  Rauchverbrennung  ist  bei  Krtheilung  der  Ge- 
nehmigung nach  Massgabe  der  Beilagen  6.  u.  7.  Theil  1 1 1 . C.  zu  verfahren. 

C)  Ferner  wird  sich  der  Vorbehalt  empfehlen , dass  zwischen  den  Umfassungsmauern 
und  dem  Feuerungs-  und  Rauchgemäuer  des  Schmelzofens  etc.  ein  freier  Kaum  von 
mindestens  zwei  Fuss  verbleiben  muss. 

10  Hammerwerke. 

ft)  Hierunter  werden  nur  mechanisch  betriebene  verstanden.  Siehe  Preuss.  Mi- 
nist.-Verfügung  v.  14.  Septbr.  1847.  M.-Bl.  f.  d.  i.  V.  1847.  8.  265.  — Gleichgiltig 
ist  es,  ob  das  Hammerwerk  ein  eigenes  Werk  für  sich  oder  nur  den  integrirenden 
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Bestandteil  einer  anderen  Anlage  bildet,  — wie  ein  Dampfhammer  in  einer  Ma- 
schinen-Fabrik. 

b)  Walz  - und  Stampfwerk  e sind  unter  Hammerwerkeneinbegriffen  laut  Erklärung 
des  Präsidenten  des  Reichskanzler-Amtes  in  der  Reichstagssitzung  v.  9.  April  1869.*) 

!l)Chemische  Fabriken  aller  Art. 

A)  Hierher  gehören  auch  Farbe-  und  Lack -Fabriken,  laut  Erklärung  des  Präsiden- 
ten des  Reichskanzler- Amtes  in  der  Sitzung  des  Reichstages  vom  9.  April  1869  ;•♦) 

b)  Färbereien  falls  nicht  mit  denselben  die  Darstellung  chemischer  Präparate  ver- 
bunden ist),  ferner  Anstalten  zur  Bereitung  künstlicher  M i n era  1 w’ äs ser  sind 
nicht  als  chemische  Fabriken  anzusehen.  Preuss.  Minist. -Verfügungen  v.  13.  Juli 
1845.  und  30.  Oktober  1804.  M.-Bl.  f.  d.  i.  V.  Is45  S.  307  ; 1804.  S.  272., 

Anstalten  zur  Entfettung  des  Walke  wassers  gehören  nicht  zu  den  geneh- 
migungspflichtigen gewerblichen  Anlagen , insbesondere  nicht  zu  den  chemischen 
Fabriken.  (Entscheidung  des  Preuss.  Handels-Ministeriums  vom  17.  Januar  1865.) 

c)  Bedingungen: 

u.  für  chemische  Fabriken  überhaupt,  sowie  für  Schwefelsäure-,  Soda-  und 
Chlorkalk-Fabriken,  siehe  unten  Theil  J II.  Abschn.  C.  Beilage  Nr.  8; 
b.  für  Anilin-Farben  - Fabriken  siehe  Beilage  Nr.  9 ; 

r.  für  Mennige-,  Bleiweiss-,  Bleiasche-,  Mincralblau-,  Schwefel- 
kohlenstoff-Fabriken siehe  Beilage  Nr.  10; 
il.  für  Sa  lm  iak-  Fabriken  ist  zu  beaenten,  dass  dieselben  in  der  unmittelbaren 
Nähe  bewohnter  Gebäude  nur  unter  dem  Vorbehalte  zulässig  sind,  dass  daselbst 
nicht  die  Darstellung,  sondern  nur  die  Verarbeitung  des  schwefelsauren  Am- 
moniaks stattfinden  darf.  Siehe  Preussische  Minist. -Verfügung  vom  19.  Januar 
1841.  M.-Bl.  f.  d.  i.  V.  1841.  S.  28.) 

d)  Wegen  Versendung  chemischer  Präparate , namentlich  auch  der  Giftstoffe  auf 
Eisenbahnen  siehe  Bahnbetriebs-Reglern,  v.  10.  Juni  1870.  Abschn.  B.  §.  3.  Reichs- 
G.-Bl.  1870.  S.  435.  (Levin,  Betriebs-Kegl.  47.  50.) 

12  Schnellbleichen. 

Die  Ansicht,  dass  auch  die  Papier- Fabrik  en  als  solche  hierher  fallen,  weil  und 
insofern  sie  mit  Schnellbleicherei  ihrer  Materialien  verbunden  sind,  — ist  von  dem 
Preuss.  Handels-Ministerium  als  nicht  richtig  bezeichnet  worden. 

Bedingungen  für  Schnellbleichen  s.  u.  Theil  III.  C.  in  Beilage  Nr.  11. 

13  Firnigs-Siedereien. 

Zur  Verhütung  der  Feuersgefahr : ganz  isolirte  Lage;  Trennung  der  Fabrika- 
tions- und  der  Lager-Räume,  — des  Kesselraums  und  der  Heizung  etc. ; — An- 
bringung eiserner  Thüren  und  Fensterläden ; zur  Ableitung  der  Dünste  ein  hoher 
Dunstfang;  Rauchverbrennung,  wie  in  Beilage  Nr.  6.  Vgl.  Preuss.  Min.-Verf.  vom 
25.  Febr.  1S25  in  v.  Kamptz’s  Annalen  Band  IX.  8.  208.) 

14)  Stärke-Fabriken  mit  Ausnahme  der  Fabriken  zur  Bereitung  der  Kar- 
toffel stärk  e. 

Bedingungen  siche  unten  Theil  III.  C.  in  Beilage  Nr.  12. 

15,  Stärke-Sy rups  - Fabriken. 

(Vergl.  den  Bescheid  a.  a.  O.  in  Beilage  Nr.  13.) 

16)  Wachstuch-,  Darmsaiten-,  Dachpappen-  und  Dachfilz- Fa- 
briken. 

a)  Vorbehalt  der  Rauchverbrennung,  wie  in  Beilage  Nr.  6;  ! a.  a.  O. 

b)  Bedingungen  einer  Dachpappen-Fabrik  siehe  in  Beilage  Nr.  14.  ( 

17  Leim-,  Thran-  und  Seifen-Siedereien. 

i Bedingungen  siche  unten  Theil  III.  C.  in  den  Beilagen  Nr.  15  und  16.) 

18)  Knochen-Brennereien,  Knochen  -Darren,  Knochen-Kocherei  en 
und  Knochen-Bleichen. 

(Bedingungen  siehe  a.  a.  O.  in  Beilage  Nr.  17.) 

*1  Vergl.  Stenogr.  Berichte  der  Verhandlungen  des  Reichstags  fiber  die  Gewerbe-Ordnung  (Berlin,  Kort- 
kampf).  B.  169. 

*•)  Ebenda.  8.  169. 
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§.  17.  II.  Erfordernis«  besonderer  GcnehmiKun)? ; — deren  bedarfende  Anlagen.  El 

19  Zubereitungs-Anstalten  für  Tbierhaare. 

20 1 Talgschmelzen;  Schlächtereien. 

»)  Hierher  gehören  nicht  blos  eigentliche  Schlachthäuser,  sondern  auch  alle  gewerb- 
lichen Schlächtereien  ohne  Unterschied; 

b)  Bedingungen  siehe  a.  a.  O.  in  Beilagen  Nr.  18  und  19. 

21  Gerbereien. 

Bedingungen  siche  in  Beilage  Nr.  20. 

Das  Waschen,  W eichen  und  Beilen  der  Pelz«  »aren  seitens  der 
Kürschner  ist  unter  dem  Gerberei- Betriebe  nicht  einbegriffen. 

22  Abdeckereien. 

23,  Poudretten-  und  Dü  ng p ul  v er- Fabriken. 

Frische  Exkremente  dürfen  bei  der  Fabrik  nicht  angehfiufl  oder  in  Gruben  bewahrt 
und  nur  desinfisirt  verarbeitet  werden.  Die  übrigen  Bedingungen  sind  nach  Mass- 
gabe  der  anderen  Konzessions-Beispiele  zu  formuliren. 

24  Stau-Anlagen  für  Wasser-Triebwerke. 

A.  Allgemeine  Bedingungen  für  Preussen : 

a)  Die  Lage  des  Fachbaumes  ist  nach  unverrückbaren  Merkmalen  zu  bestimmen; 

b)  die  bewilligte  Höhe  des  Standwassers  über  dem  Fachbaum  ist  durch  einen  auf 
Kosten  des  Unternehmers  zu  setzenden  und  von  ihm  zu  unterhaltenden  Merk- 
pfahl zu  normiren ; 

C)  der  fertige  Wasserbau  ist  durch  einen  Bau-Beamten  zu  untersuchen.  (Siehe  Mi- 
nist.-Verfügung  v.  14.  Juni  1847.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1847.  S.  137;  Justiz-Minist. - 
Verfügung  vom  20.  April  1850.  J. -M.-Bl.  1856.  S.  314.) 

Von  Bedingung  b.  wird  unter  Umständen , z.  B.  bei  hohem  Gefälle  der  Gebirgs- 
wässer,  wenn  kein  Widerspruch  erhoben  wird,  abgesehen  werden  können.  ImUebri- 
gen  ist  hier  das  verwandte  Gesetz  vom  15.  Novbr.  1811  (G.-S.  1811  S.  352  wegen 
des  Wasserstaues  bei  Mühlen  etc.  anzuschliessen , welches  im  §.  1.  bestimmt: 

»Bei  den  Mühlen  oder  anderen  durch  Wehre  oder  Schleussen  veranlassen  Sto- 
rungen, wo  der  Wasserstand  noch  nicht  durch  einen  unter  polizeilicher  Aufsicht 
gesetzten  Merkpfahl  bestimmt  ist,  muss  jeder  Besitzer  derselben  sich  die  Setzung 
eines  Merkpfahles  auf  Antrag  und  Kosten  derer,  die  dabei  interessirt  sind, 
gefallen  lassen.« 

Für  die  Provinz  Hannover  vgl.  Ges.  v.  22.  August  1847  über  Entwässerung 
und  Bewässerung  der  Grundstücke,  sowie  über  Stau-Anlagen  §§.  75.  folg.  (Hannov. 
G.-S.  I.  S.  263.) 

B.  Die  Gewerbe-Ordnung  als  solche  findet  keine  Anwendung  auf  Stauwerke  für 

Be  wässeru  ngs  -Anlagen , — denn  nur  der  Gebrauch  der  Wasserkraft,  nicht 
der  Verbrauch  der  W’assermasse . ist  gewerbekonzessionspflichtig:  Preussische 

Minist. -Verf.  v.  28.  Aug.  1867.  M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  3S0( ; ebensowenig  auf  die  Neu- 
Krrichtung  oder  Veränderung  der  Wasser- Trieb  werke  selbst.  — 

Für  Württemberg  ist,  abweichend  hiervon,  durch  Verfügung  vom  14.  Dezbr. 
1871  bestimmt, 

»dass  das  für  die  Errichtung  von  Gewerbe-Anlagen  vorgeschriebene  Verfahren 

auch  bei  der  Anlegung  und  Veränderung  von  Wasserwerken  dann  in  Anwen- 
dung zu  bringen  ist,  wenn  es  sich  nicht  zugleich  um  eine  Stau-Anlage  handelt.« 
Regierung«- Blatt  für  1871.  S.  372.) 

§.  17.  Dein  Anträge  auf  die  Genehmigung  einer  solchen  Anlage 
müssen  die  zur  Erläuterung  erforderlichen  Zeichnungen  und  Beschreibungen 
beigefügt  werden.  *) 

Ist  gegen  die  Vollständigkeit  dieser  Vorlagen  nichts  zu  erinnern,  so  wird 
das  Unternehmen  mittelst  einmaliger  Einrückung  in  das  zu  den  amtlichen 
Bekanntmachungen  der  Behörde  §.  K>1  bestimmte  Blatt  zur  öffentlichen 
Kenntnis.«  gebracht,  mit  der  Aufforderung,  etwaige  Einwendungen  gegen  die 
neue  Anlage  binnen  vierzehn  Tagen  anzubringen.  2)  Die  Frist  nimmt  ihren 
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Anfang  mit  Ablauf  des  Tages , an  welchem  das  die  Bekanntmachung  enthal- 
tende Blatt  ausgegeben  worden,  und  ist  für  alle  Einwendungen,  welche  nicht 
auf  privatrechtlichen  Titeln  beruhen,  präklusivisch. 

1.  Nähere  Vorschriften  über  die  Erfordernisse  dieses  Antrages  und  der  bei- 
zufügenden Vorlagen , sowie  wegen  den  zuständigen  Behörden  geben  die  unten  im 
Theü  II.  enthaltenen  Ausführung«- Verordnungen  der  Einzelstaaten. 

Hier  möge  nur  daran  erinnert  werden , dass  wenn  es  auf  Prüfung  teuer- 
* polizeilicher  Rücksichten  ankommt , stets  Zeichnungen  unter  Angabe  der 
Masse  beizubringen  sind,  aus  denen  sich  die  bauliche  Anlage  selbst  und  die  um- 
gebenden nächsten  Gebäude,  die  Stärke  der  Mauern,  die  Art  der  Feuerungsanlage 
u.  s.  w.  ergeben.  (Preuss.  Min.-V.  v.  IS.  Jannar  1847,  M.-Bl.  d.  i.  V.  IS47, 
8.  63.) 

2.  Wenn  nach  dem  Dafürhalten  der  Polizeibehörde  materielle  Bedenken 
gegen  die  Zulässigkeit  der  Anlage  obwalten  , so  wird  sie  wohl  thun , solche  dem 
Unternehmer  nicht  zu  verschweigen,  damit  ein  aussichtsloses  Verfahren  vermieden 
werde.  Beharrt  derselbe  aber  bei  seinem  Anträge,  so  muss  die  Veröffentlichung  des 
Unternehmens  erfolgen. 

18.  Werden  keine  Einwendungen  angebracht,  so  hat  die 
Behörde  zu  prüfen,  ob  die  Anlage  erhebliche  Gefahren,  Nachtheile  oder  Be- 
lästigungen für  das  Publikum  herbeiführen  könne.  Auf  Grund  dieser  Prü- 
fung, welche  sich  zugleich  auf  die  Beachtung  der  bestehenden  bau-,  feuei- 
und  gesundheitspolizeilichen  Vorschriften  erstreckt,  ist  die  Genehmigung  zu 
versagen,  oder,  unter  Festsetzung  der  sich  als  nüthig  ergebenden  Bedingungen, 
zu  ertheilen.  Zu  den  letzteren  gehören  auch  diejenigen  Anordnungen,  welche 
zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  Gefahr  für  Gesundheit  und  lieben  nothwen- 
dig  sind. ')  Der  Bescheid  ist  schriftlich  auszufertigen  und  muss  die  festgesetz- 
ten Bedingungen  enthalten : er  muss  mit  Gründen  versehen  sein , wenn  die 
Genehmigung  versagt  oder  nur  unter  Bedingungen  ertheilt  wird.  — ®) 

1.  Anordnungen  zum  Schutze  der  Arbeiter  können,  auch  wenn 
sie  nicht  bei  der  Genehmigung  selbst  vorgesehen  waren,  späterhin  kraft  der  <j§.  107 
und  148  10  der  Gewerbe-Ordn.  getroffen  werden.  Indessen  empfiehlt  sich  min- 
destens folgende  allgemeine  Bedingung  für  die  Genehmigung : »Nach  §.  107  der 
Gewerbe-Ordnung  ist  der  Unternehmer  verbunden,  auf  seine  Kosten  alle  diejenigen 
Einrichtungen  herzustellen  und  zu  unterhalten . welche  mit  Rücksicht  auf  die  be- 
sondere Beschaffenheit  des  Gewerbe-Betriebes  und  der  Betriebsstätte  zu  thun- 
lichster  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  noth  wen- 
dig sind.« 

2.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  alle  gewerblichen  Anlagen  allen  zutreffenden 
polizeilichen  Vorschriften , nicht  blos  den  im  Texte  besonders  hervorgehobenen 
Vorschriften  der  Bau-,  Feuer-  und  Gesundhcits  - Polizei , sondern  u.  a.  auch  der 
Wasser-  und  Strassen-Polizei  unterliegen.  Die  Vorkehrungen,  welche  nöthig  sind, 
um  z.  B.  eine  gemcinschädliche  Verunreinigung  fliessender  Gewässer  oder  der 
Strassen  und  Wege  durch  Abgänge  gewerblicher  Anlagen,  — die  Feuersgefahr 
und  Rauchbelästigungcn  seitens  derselben , — die  Hemmung  und  Belästigung  des 
Strassenverkehrs , als  Folge  des  Gewerbe  - Betriebes , zu  verhindern  oder  doch  auf 
ein  leidliches  Mass  zu  beschränken,  brauchen  nicht  in  einem  Gewerbe-Gesetze  vor- 
gesehen zu  werden ; denn  sie  entspringen  aus  Rücksichten,  denen  unter  ähnlichen 
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Verhältnissen  Jeder  unterworfen  ist,  auch  wenn  er  nicht  zu  den  Gewerbetreiben- 
den gehört. 

Aus  den  eben  gedachten  Erwägungen  wurden  die  Anträge,  auch  Walken, 
Färbereien  , Bcizereien  , Spiegel-,  Papier-Fabriken,  Flachs-  und  Hanf-Röste-An- 
staltcn  von  der  gewerbcordnungsmässigcn  Genehmigung  abhänging  zu  machen,  im 
Reichstage  abgelehnt.  (Koller,  Ü.-O.  S.  55.) 

In  baupolizeilicher  Hinsicht  sind  u.  a.  die  Einschränkungen  des 
Rayon-Ges.  v.  21.  Dezbr.  1871*)  (Reichs-G.-Bl.  S.  459)  zu  berücksichtigen 
ferner  sind  für  Preussen  die  Vorschriften  wegen  Bauten  in  unmittelbarer  Nähe 
von  Chausseen  (M.-V.  v.  10.  Juni  1834,  v.  Kamptz's  Annal.  S.  551),  von 
Eisenbahnen  (M.-V.  vom  4.  Dezbr.  1847,  20.  März  1848,  29.  März  1848, 
28.  Februar  1873,  M.-Bl.  d.  i.  V.  1S47,  S.  332,  1848,  S.  133;  ISIS,  S.  135; 
1873,  S.  63}  , sowie  von  Windmühlen  s.  u.  §.  28  Anmerk.  2 zu  beachten. 

3.  Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  die  Beziehungen  der  gewerblichen  An- 
lagen zur  W aase  r- Pol  ize  i (vgl.  dieserhalb  auch  §.  23,  Absatz  1.) 

In  Preussen  kommen  für  diese  Materie  hauptsächlich  folgende  Vorschriften 
in  Betracht: 

a.  Die  Verordnung  vom  24.  Februar  1810.  (Ges.-S.  1816,  S.  108),  welche  be- 
stimmt, 

• dass  kein  Besitzer  von  Schneidemühlen  Sägespähne  oder  Borke , und  überhaupt  Nie- 
mand , der  eines  schiff-  oder  flossbaren  Flusses  oder  Kanals  sich  zu  seinem  Gewerbe 
bedient,  Abgänge  in  solchen  Massen  in  den  Fluss  werfen  durf,  dass  derselbe  dadurch 
erheblich  verunreinigt  werden  kann." 

b.  Das  Gesetz  über  die  Benutzung  der  Privat  fl  flssc  vom  28.  Febr. 
1843,  (Gcs.-S.  s.  1843,  S.  41)  : 

g.  3.  »Das  zum  Betriebe  von  Färbereien  , Gerbereien  , Walken  und  ähnlichen  An- 
lagen benutzte  Wasser  darf  keinem  Flusse  Quellen,  Bächen,  Flüssen,  oder  Seen, 
welche  einen  Abfluss  haben.  , zugeleitet  werden,  wenn  dadurch  der  Bedarf  der  Um- 
gegend an  reinem  Wasser  beeinträchtigt,  oder  eine  erhebliche  Belästigung  des  Publi- 
kums verursacht  wird.  — Die  Entscheidung  hierüber  steht  der  Polizei -Behörde  zu. 

g.  ß.  Die  Anlegung  von  Flachs-  und  Hanf-Köthen  kann  von  der  Polizei- Behörde 
untersagt  werden,  wenn  solche  die  Heilsamkeit  der  Luft  beeinträchtigt,  oder  den  freien 
Abfluss  des  Wassers  hindert,  oder  zu  den  im  jj.  0.  erwähnten  Nachtheilen  Anlass  giebt.« 

c.  Die  Vorschrift  der  Feldpolizei-Ordnung  vom  1.  November 
1847,  bestimmt  im  §.  41  : 

»Mit  Geldbusse  von  fünf  Silbergroschen  bis  zu  drei  Thalern  ist  zu  bestrafen,  wer 
unbefugterweise  in  Privatgewässem  oder  auf  fremdem  Grund  und  Boden  Flachs  oder 
Hanf  rothet,  oder  Privatgewässer  durch  Aufweichung  von  Fellen  darin  oder  sonst  ver- 
unreinigt.« 

Der  dem  Landtage  neulich«!  vorgelegte  Entwurf  eines  Fischerei-Ge- 
setzes für  Preussen  bezweckt  weitere  Einschränkungen  der  — den  Fischen 
schädlichen  — Ableitungen  aus  gewerblichen  Betrieben. 

Wenn  es  sich  um  gewerbliche  Benutzung  eines  Gewässers  für  eine  geneh- 
migungspflichtige Anlage  handelt,  — wenn  z.  B.  eine  Gerberei  das  Spülen  der 
Felle  im  fliessenden  Wasser  verrichten  will , so  ist  deren  Betriebsstätte  zum  Theil 
das  fliessende  Wasser  selbst.  In  diesem  Falle  muss  über  diese  Benutzung  im  Kon- 
zessions-Verfahren befunden  werden.  Soll  dagegen  das  Gewässer  nicht  für  den 
Gewerbe  - Betrieb  selbst,  sondern  nur  zur  Ableitung  der  Abgänge  einer  ge- 
werblichen Anlage  benützt  werden,  so  bildet  dies  wenigstens  keinen  nothwendigen 
Theil  desKonzessions-Vorfahrens ; es  wird  in  Preussen  vielmehr  von  demselben 


*)  Vergl.  Ges.  betr.  Beschränkung  des  »Grundeigenthums  in  der  Umgebung  von 
Festungen.«  Berlr  , Kortkampf. 
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ausgeschieden  und  zu  besonderer  Verhandlung  verwiesen.  (Vgl.  M.-V.  vom  25. 
Januar  1853,  M.-Bl.  d.  i.  V.  1853,  S.  33.) 

In  Baden  bestimmt  §.  132  des  Polizei-Strafgesetzbuchs: 

»Wer  das  zum  Genüsse  für  Menschen  oder  Thiere  bestimmte  Wasser  in  Brunnen, 
Zisternen,  Leitungen  oder  in  zum  öffentlichen  Gebrauche  dienenden  Quellen  oder 
Bächen  unbefugt  verunreinigt  oder  verdirbt,  wird  an  Geld  bis  zu  50  Gulden  oder  mit 
' einfachem  oder  geschärftem  Gefängnis»  bis  zu  14  Tagen  bestraft.  • 

Das  wirksamste  Mittel  zur  Un  schädlich  mach  u ng  gewerblicher  Abgänge 
wird  immer  deren  Nutzbarmachung  sein . 

4.  Die  Festsetzung  der  fflr  eine  gewerbliche  Anlage  sich  als  nüthig  ergeben- 
den Bedingungen  wird  vorzugsweise  darauf  gerichtet  sein  müssen.  die  Hinrichtun- 
gen und  Beschränkungen,  welche  dem  Unternehmer  aufzuerlegen  sind,  speziell 
vorzuschreiben.  Indessen  ist  daneben  ein  a 1 1 ge  m e iner  Vorbehalt  weiterer 
polizeilicher  Bedingungen  und  Einschränkungen  weder  für  gesetzwidrig  zu  er- 
achten, noch  auch  fflr  Anlagen  mancher  Art,  bei  denen  sich  die  Wirksamkeit  be- 
stimmter Betriebs  - Vorrichtungen . sowie  die  Einwirkung  kflnttig  veränderter  Um- 
stände, neuer  Betriebsweisen  etc.  nicht  mit  Sicherheit  voraussehen  lässt,  überhaupt 
zu  entbehren.  Mehrfache  Beispiele  dieser  Art  liefern  unten  die  Beilagen  in  Theil 
111.  Abschnitt  C. 

Ein  Formular  zu  einem  solchen  Bescheide  (Gcnehmigungs  - Urkunde)  findet 
•sich  in  Beilage  No.  G a.  a.  O. 

Für  Baden  s.  §.  7 der  Vollzugs- Verordnung  vom  26.  Dezbr.  1871  , (unten 
Theil  II.  5.) 

B.  In  Folge  des  oben  in  Anmerkung  2 bemerkten  Grundsatzes  kann  auch 
die  Errichtung  solcher  Gewerbestfittcn,  die  nach  der  Gewerbe-Ordnung  keiner  Ge- 
nehmigung bedürfen,  dennoch  ans  bau-,  feuer-,  Strassen-  etc.  polizeilichen  Rück- 
sichten von  einer  polizeilichen  Erlaubniss  abhängig  sein  und  dabei  besonderen 
Bedingungen  und  Beschränkungen  unterliegen.  So  wird  der  zu  tj.  1b  mehrfach 
erwähnte  Vorbehalt  der  Rauch  Verzehrung  für  alle,  mit  grösserer 
Feuerung  betriebenen  Gewerbestätten  ohne  Unterschied  eine  zweckmässige  Be- 
dingung der  Bau  - Erlaubniss  sein.  S.  Preuss.  Min.-Verf.  v.  7.  März  1855, 
M.-Bl.  d.  i.  V.  1855,  8.  48.) 

Es  sei  ferner  beispielsweise  erwähnt,  dass  für  den  Bau  der  Rübenzucker- 
Fabriken  aus  steuerfiskalischer  Nothwendigkeit  die  Bedingung  hergeleitet  wird, 
dass  zur  amtlichen  Verwiegung  der  Rüben  und  zum  Aufenthalte  der  kontroliren- 
den  Beamten  geeignete  Fabrikräume  herzurichten  sind.  (Preuss.  Min.-Verf. 
vom  22.  Juni  1872.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1872.  S.  184.) 

6.  Ueber  Behandlung  des  M ascb  inen  - Ausp  u t zc  s zur  Verhütung  der 
Selbstentzündung  s.  Preuss.  M.-V.  v".  12.  Juni  1843,  (M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  157.) 

§.  19.  Einwendungen,  welche  auf  besonderen  privatrecht- 
lichen Titeln  beruhen,1)  sind  zur  richterlichen  Entscheidung  zu  ver- 
weisen, ohne  dass  von  der  Erledigung  derselben  die  Genehmigung  der  Anlage 
abhängig  gemacht  wird. 

Andere  Einwendungen  dagegen  sind  mit  den  Parteien  vollständig  zu  er- 
örtern. Nach  Abschluss  dieser  Erörterung  erfolgt  die  Prüfung  und  Ent- 
scheidung nach  den  im  §.  18  enthaltenen  Vorschriften.  Der  Bescheid  ist 
sowohl  dem  Unternehmer,  als  dem  Widersprechenden  zu  eröffnen.  2) 

1.  -»Besondere  pri  vatrech  tl  i che  Titel«  sind:  Vertrag,  Privilegium, 
letztwillige  Verfügung , Verjährung.  Einwendungen,  die  sich  auf  allgemeine 
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privatrechtliche  Titel  (z.  B.  Eigenthum)  gründen,  sind  zwar  von  diesem 
Verwaltungs-Verfahren  nicht  ausgegeschlossen,  vielmehr,  soweit  thunlich,  zur  Er- 
örterung zu  ziehen,  — jedoch  unbeschadet  ihrer  selbständigen  Verfolgung  auf  dem 
Rechtswege  nach  Massgabe  der  gesetzlichen  Vorschriften.  Preuss.  Ausf.-An- 
weis.  vom  4.  Septbr.  1869,  Art.  38,  (s.  u.  Thcil  II.  No.  1.) 

Für  die  Verfolgung  solcher  privatrechtlicher  Einwendungen  auf 
dem  Rechtswege  ist  es  übrigens  durchaus  nicht  erforderlich,  dass  dieselben  in  dem 
Genehmigungs- Verfahren  angemeldet  und  von  der  Verwaltungs-Behörde  zur  richter- 
lichen Entscheidung  verwiesen  werden.  Indessen  ist  wohl  zu  beachten,  dass  wegen 
blosser  Schädlichkeit  einer  einmal  obrigkeitlich  genehmigten  Anluge  nicht  auf  Ein- 
stellung des  Betriebes  geklagt  werden  kann.  (Vgl.  §.  26.; 

In  Baden  sind  für  Einwendungen , welche  sich  auf  gewisse  Ansprüche 
Offen  t lieh  rechtlicher  Natur  gründen  , nur  die  Verwaltungs-Gerichte 
zuständig.  (Verwaltungs-Gesetz  vom  5.  Oktbr.  1863,  §§.  5,  7,  8 und  $.  15*). 
Zutreffenden  Falls  ist  zunächst  über  die  auf  öffentliches  Recht  gestützte  Einsprache 
von  diesen  Gerichten  zu  entscheiden.  Wird  dieselbe  als  begründet  anerkannt,  so 
hat  die  Verwaltungs-Behörde  die  Genehmigung  zu  versagen,  — im  Fall  der  Ver- 
werfung aber  selbständig  des  Weiteren  zu  befinden. 

2.  Ein  Beispiel  eines  solchen  Bescheids  wird  durch  die  Beilage  No.  13  in 
Theil  III.  C.  gegehen. 

§.  20.  Gegen  den  Bescheid  ist  Rekurs  an  die  nächstvorgesetzte  Be- 
hörde zulässig,  welcher  bei  Verlust  desselben  binnen  vierzehn  Tagen,  vom 
Tage  der  Eröffnung  des  Bescheides  an  gerechnet,  gerechtfertigt  werden  muss. 

Der  Rekurs-Bescheid  ist  den  Parteien  schriftlich  zu  eröffnen  und  muss 
mit  Gründen  versehen  sein.  ’) 

1.  Es  liegt  in  der  Verpflichtung  der  Polizei-Behörden,  mit  Sorgfalt  darauf 
zu  achten  , dass  bei  den  gewerblichen  Anlagen  die  gestellten  Bedingungen  genau 
befolgt  und  fortdauernd  inncgehalten  werden.  Durch  dieselben  kann  ungeachtet 
der  obrigkeitlichen  Genehmigung  sowohl  die  Ausführung,  wie  der  Fortbestand  der 
ausgeführten  Anlage  vereitelt  werden.  Es  steht  ihnen  zu  dem  Ende  die  Befugniss 
zu,  hiervon  nicht  nur  vor  dem  Beginne  des  Betriebes  einer  solchen  gewerblichen 
Anlage , sondern  auch  während  des  Betriebes  durch  zweckentsprechende  Unter- 
suchung sich  zu  überzeugen.  Solches  wird  in  mehreren  Bandes- Verordnungen 
ausdrücklich  ausgesprochen.  Vgl.  Preuss.  Ausf.-Anw.  v.  4.  Septbr.  1869,  Art.  6, 
Abs.  1.  's.  u.  Theil  II,  Nr.  I.). 

§.  21.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Behörden  und  das  Ver- 
fahren, sowohl  in  der  ersten  als  in  der  Rekurs-Instanz  bleiben  den  Landcs- 
Gesetzen  Vorbehalten.  Es  sind  jedoch  folgende  Grundsätze  einzuhalten  : 

I.  In  erster  oder  zweiter  Instanz  muss  die  Entscheidung  durch  eine  kolle- 
giale Behörde  erfolgen.  Diese  Behörde  ist  befugt,  Untersuchungen  an 
Ort  und  Stelle  zu  veranlassen,  Zeugen  und  Sachverständige  zu  laden  und 
eidlich  zu  vernehmen,  überhaupt  den  angetretenen  Beweis  in  vollem  Um- 
fange zu  erheben. 

2)  Bildet  die  kollegiale  Behörde  die  erste  Instanz,  so  ertheil t sie  ihre  Ent- 
scheidung in  öf  fentlicher  Sitzung,  nach  erfolgter  Ladung  und  An- 
hörung der  Parteien,  auch  in  dem  Falle,  wenn  zwar  Einwendungen  nicht 
angebracht  sind,  die  Behörde,  aber  nicht  ohne  Weiteres  die  Genehmigung 
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ertheilen  will  und  der  Antragsteller  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  Em- 
pfang des  die  Genehmigung  versagenden  oder  nur  unter  Bedingungen  er- 
theilenden  Bescheides  der  Behörde  auf  mündliche  Verhandlung  anträgt. 

3i  Bildet  die  k oll egia  1 e Behörde  die  zweite  Instanz , so  ertheilt  sie  stets 
ihre  Entscheidung  in  öffentlicher  Sitzung,  nach  erfolgter  Ladung  und 
Anhörung  der  Parteien. 

4)  Als  Parteien  sind  der  Unternehmer  Antragsteller  sowie  diejenigen  Per- 
sonen zu  betrachten,  welche  Einwendungen  erhoben  haben.  ') 

1.  Durch  Reichs-Gesetz  vom  10.  Novbr.  IS7I.  Re  ich  s-G.  - Bl. 
1871,  8.  392.  war  die  Einführung  des  durch  §.  21  der  Gewcrbc-O.  vorgeschrie- 
benen mündlichen  und  öffentlichen  Verfahrens  in  Württemberg  bis  zum  1.  Juli 
1873  befristet  worden.  — Inzwischen  ist  dieserhalb  die  Wü  rttemberg'sche 
Verordhung  vom  19.  Juni  1873,  betr.  das  Verfahren  in  Gewerbcsachen,  ergangen, 
welche  sich  unten  im  Theil  II.,  Nr.  4,  D.  abgedruckt  findet. 

Die  ebenfalls  im  Theil  II.  mitgetheilten  Ausführungs-Verordnungen  anderer 
Kinzelstuaten  enthalten  über  die  Zuständigkeit  und  das  Verfahren  der  Behörden 
in  den  Konzessions-Hachen  der  gewerblichen  Anlagen  das  Nähere. 

§.  22.  Die  durch  unbegründete  Einwendungen  erwachsenden  Kopten 
fallen  dem  Widersprechenden,  alle  übrigen  Kosten,  welche  durch  das  Ver- 
fahren entstehen,  dem  Unternehmer  zur  Last. 

In  den  Bescheiden  über  die  Zulässigkeit  der  neuen  Anlage  wird  zugleich 
die  Vertheilung  der  Kosten  festgesetzt.  ') 

1.  Zur  Vollziehung  der  §§.  16 — 28  der  Gew.-Ordn.  sind  in  Württemberg 
die  besonderen  Verfügungen  vom  14.  Dzbr.  1S71  und  19.  Juni  1873  ergangen, 
welche  unten  im  Theil  II.,  Nr.  4,  B.  und  D.  mitgclheilt  sind. 

Für  Oldenburg  vgl.  wegen  Erhebung  von  Sporteln  für  die  nach  §§.  16, 
24  und  25  der  Gew.-O.  zu  crtheilende  Genehmigung  §.  5')  der  Verf.  vom 
21.  Septbr.  1869.  (s.  u.  Theil  II..  Nr.  10). 

In  Schwarzburg-Sondershauson  sind  die  für  gewerbepolizeiliche  Bescheini- 
gungen, Entscheidungen,  Genehmigungen  etc.  zu  entrichtenden  Sporteln  durch 
Art.  VI.  des  Ausführ. -Gesetzes  v.  25.  Septbr.  1869  auf  5 Sgr.  bis  50  Thlr.  — 
(letzterer  Satz  für  die  Genehmigung  von  Wassertriebwerken'  — bestimmt. 

23.  Bei  den  Stau-Anlagen  für  Wassertriebwerke  sind  ausser 
den  Bestimmungen  der  §§.  17  bis  22  die  dafür  bestehenden  landesgesetzlichen 
Vorschriften  anzuwenden.  ') 

Der  Landes-Gesetzgebung  bleibt  Vorbehalten,  für  solche  Orte,  in  welchen 
ö f fc  n tliche  Schl  ach  thä  use  r in  genügendem  Umfange  vorhanden  sind 
oder  errichtet  werden , die  fernere  Benutzung  bestehender  und  die  Anlage 
neuer  Privat-Schlächtereien  zu  untersagen. 2) 

Der  Landes-Gesetzgebung  bleibt  ferner  Vorbehalten,  zu  verfügen,  in  wie 
weit  durch  Orts-Statuten  darüber  Bestimmung  getrofFen  werden  kann, 
dass  einzelne  Ortstheile  vorzugsweise  zu  Anlagen  der  im  §.  1 6 erwähn- 
ten Art  zu  bestimmen,  in  anderen  Ortsthcilen  aber  dergleichen  Anlagen  ent- 
weder gar  nicht  oder  nur  unter  besonderen  Beschränkungen  zuzulassen  sind.  :,J 
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1.  In  Betreff  der  Stau-Anlagen  für  Wassertrieb  werke  sind  fol- 
gende 1 a n d e s gesetzliche  Vorschriften  besonders  zu  beachten. 

A.  Für  Preussen : namentlich  die  Vorschriften  des  » Allgemeinen  Landrechts  « , 

Th.  I,  Tit.  8,  §§.  96  u.  97  u.  Th.  II.,  Tit.  15,  §.  16  wegen  der  Nothwendig- 
keit  besonderer  Genehmigung  des  Staats  für  alle  Wasserbaue  an  öffentlichen, 
d.  h.  schiffbaren  Flüssen.  Ferner  §§.  229,  ff.  Tit.  15,  Th.  II.  des  A.  Land- 
rechts, wonach  das  Hecht,  Wasser-  und  Schiffsmühlen  an  und  in  öffentlichen 
Flüssen  anzulcgen , einen  Vorbehalt  des  Staates  bildet.  — Vgl.  ferner  die 
Mühlen-Edikte  vom  29.  Mürz  1808  und  2S.  Oktbr.  1 & 1 0 . 

Für  das  Geltungsgebiet  des  Französischen  Rechts  gilt  die  Verordnung 
vom  17.  Mär/,  1798  in  Betreff  der  Bauten  etc.  in  schiffbaren  oder  Hössbaren 
Flüssen. 

Bezüglich  der  Stau-Anlugenist  hier  an  das  oben  S.  43  zu  §.  1 6,  Note  3 **) 
angeführte  Preuss.  Gesetz  vom  15.  Novbr.  IS  11  wegen  des  Wasserstaues  bei 
Mühlen  etc.  zu  erinnern  , welches  allen  Interessenten  den  Antrag  auf  Setzung 
eines  Merkplahls  gestattet  und  ferner  bestimmt : 

g.  S.  "Kein  Besitzer  einer  Stau-Anlage  darf  den  Wasserstand  über  die  durch  den 
Merkpfahl  festgesetzte  Höhe  aufstuuen.  Sobald  das  Wasser  über  diese  Höhe  wächst, 
muss  er  durch  Oeffnung  der  Schleusscn,  Gerinne  und  Grundstöcke,  Abnehmung  der 
beweglichen  Aufsätze  auf  den  Fachbäumen  oder  L'eberfällen,  überhaupt  Wegräumung 
aller  blos  zeitlichen  Hindernisse  den  Abfluss  desselben  unentgeltlich  sogleich  und  un- 
ausgesetzt so  lange  befördern,  bis  das  Wasser  wieder  auf  die  durch  den  Merkpfahl  be- 
stimmte Höhe  herabgefallen  ist. 

§.  9.  Versäumt  er  dies,  so  ist  die  örtliche  Polizei-Behörde  verpflichtet,  auf  Antrag 
der  Interessenten  jene  Abfluss-Hindernisse  auf  Kosten  des  Stauberechtiglen  sofort  be- 
seitigen zu  lassen,  dieser  aber  hat  ausser  dem  Ersätze  alles  durch  die  widerrechtliche 
Stauung  verursachten  Schadens  20  bis  äO  Thlr.  Polizeistrafe  verwirkt.« 

Für  die  Provinz  Hannover  greift  hier  Platz  das  Gesetz  v.  22.  August  1847 
über  Stau-Anlagen  Hannov.  Ges.-S.  I,  S.  263. 

B.  Die  bezügl.  landesgesetzlichen  Vorschriften  für  Stau  - Anlagen  von  Was- 
sertriebwerken in  Baiern  sind  in  dem  Gesetze,  die  «Benutzung  des  Was- 
sers betreffend«,  vom  28.  Mai  1652  :Gesetz-Bl.  1852,  S.  4S9  ff.)  und  in  der 
Verordnung  vom  1 1.  Januar  1855,  das  »Verfahren  bei  Aufstellung  der  Höben- 
masse  für  Stau- Vorrichtungen  und  Triebwerke  betreffend«,  (Reg. -Bl.  1855,  S. 

05  ff.'  enthalten.  Vgl.  im  Ucbrigen  §.  2 der  Vollzugs-V.  v.  4.  Dzbr.  1872  fs. 
u.  Theil  II.,  Nr.  2,  B.). 

C.  Für  Baden:  §§.  11  — 13  der  Mflhlen-Ordnung  v.  18.  März  1822  ; — die  lan- 
desherrliche Verordnung  v.  10.  April  1840  über  »Bauten  in  öffentlichen  Flüs- 
sen und  an  deren  Ufern«;  — die  » Wasser- Polizei-Ordnung  vom  29.  Oktbr. 

1869;  §§.  130  u.  131  des  Polizei-Strafgesetzbuchs«  vom  21.  Oktbr.  1863;  — 
sowie  die  einschlägigen  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches,  nament- 
lich der  Landesrechtssätze  : 538,  640 — 645  über  die  Rechte  des  Staats  an 
schiff  und  flüssbaren  Gewässern  etc. 

D.  Für  Hessen:  Gesetz,  die  »Errichtung  und  Beaufsichtigung  der  Wassertrieh- 
werke  an  Bächen  betreffend«,  v.  20.  Febr.  1853  Hess.  Reg.-Bl.  Nr.  9.). 

E.  Für  Sachsen- Weimar-Eisenach:  Gesetz  v.  16.  Febr.  1854  überden  »Schutz 
gegen  flicsscndc  Gewässer  und  über  die  Benutzung  derselben«  (§§.  34  ff. . und 

Gesetz  über  »Zusammenlegung  der  Grundstücke«  vom  5.  Mai  1S69  i§.  21).  / 

F.  Für  Oldenburg : »Wasser-Ordnung«  v.  20.  Novbr.  1868,  Art.  20  ff.  (Ges.- 

Bl.  1868,  Stück  9 c.).  . 

6.  Für  Braunschweig  : Gesetz , die  »Erhaltung  der  öffentlichen  Flüsse  und  sons- 
tigen Wasserzflge  betreffend«,  vom  19.1  )zbr.  1851  Ges.-Samml.  1851,  Nr.  57.). 

H.  Für  Schwarzburg-Budolstadt : §§.  33  ff.,  des  Gesetzes  vom  7.  Febr.  1868,  die 
»Benutzung  des  Wassers  und  der  Schutz  gegen  dasselbe  betr.« 

K«icbi-ticsetze  i«.  Erl&oUr.  Tit.  lit.  Bd.  3.  4 
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I.  Für  Schwarzburg  - Sondershausen : Gesetz  über  den  »Schutz  gegen  fliessende 
Gewässer  und  über  Benutzung  derselben«  vom  20.  Januar  IS58;  Art.  III.  der 
Ausführ. -Instruktion  vom  15.  Septbr.  1509. 

K.  ln  Sachsen-Meiningen  ist  zu  allen  Verrichtungen  zur  Benutzung  von  Wasser- 
kräften in  öflentlichen  Gewässern  und  zu  jeder  wesentlichen  Veränderung 
die  Genehmigung  der  Verwaltungs-Behörde  erforderlich. 

L.  Für  Bremen:  Gesetz  v.  15.  Novbr.  1869. 

2.  In  Betreff  der  Schlachthäuser.  Siehe  l’reussisches  Gesetz, 
betreffend  die  Errichtung  öffentlicher,  ausschliesslich  zu  benutzender  Schlacht- 
häuser vom  18.  März  180S.  {Ges. -Sam.  für  lböS,  S.  277.)  — Vgl.  auch  die 
Schlussnote  zu  §.  51.  — 

Für  Württemberg  bestimmt  die  Min.  - Verfügung  vom  14.  März  1S0Ü,  be- 
treffend die  »polizeiliche  Aulsicht  auf  den  Verkehr  mit  Fleisch»,  Keg. -Bl.  1800, 
No.  4)  §.  1 : 

» In  Gemeinden,  in  welchen  Offen tlic he  Sch  1 ac h t h ä u se r bestehen,  dar)  das 
grosse  Vieh  nur  in  ihnen  geschlachtet  werden.  Das  Schlachten  des  kleineren  Viehs 
;der  Kälber,  Schafe  und  Schweine)  hat  da,  wo  öffentliche  Schlachthäuser  bestehen,  in 
der  Kegel  gleichfalls  daselbst  Statt  zu  finden , es  kann  jedoch  dessen  Vornahme  in  den 
Schlachthanken  der  Metzger  dann  gestattet  werden , wenn  der  Verweisung  desselben 
in  das  Schlachthaus  überwiegende  Schwierigkeiten  entgegenstehen. • 

3.  In  Betreff  der  beschränkenden  Orts-Statuten. 

Derartige  Bestimmungen  sind  z.  B.  für  manche  Orte  des  Königreichs  Sachsen 
erlassen.  (§.  17  der  Verordnung  vom  10.  Septbr.  1809,  die  Auslührung  der  Ge- 
werbe-Ordnung betreffend.  S.  u Theil  11.  3). 

Für  Baden  ist  der  Erlass  solcher  Orts-Statuten  in  Art.  3 des  die  Einführung 
der  Gewerbe-Ordnung  betreffenden  Gesetzes  vom  21.  Dezbr.  1S71  vorgesehen.  — 
Fis  verdient,  hier  der  folgende  Grundsatz  der  Badischen  Gewerbe- Verwaltung 
zu  allgemeiner  Erwägung  empfohlen  zu  werden . 

»Es  kann  nicht  umgangen  werden,  dass  in  einer  Industrie-  und  Handelsstadt  die 
Folgen  des  gewerblichen  Lebens  sich  Htärker  fühlbar  machen  als  anderwärts,  und  dass 
die  Einwohnerschaft  sich  diese  Schattenseite  des  gewerblichen  Lebens  dort  mehr  als 
sonst  gefallen  lassen  muss ; — während  umgekehrt  an  Orten  oder  in  Stadttheilen ,’  in 
welchen  uro  ihrer  Kühe , gesunden  Lage  und  sonstigen  Annehmlichkeiten  willen  der 
Aufenthalt  gesucht,  der  Werth  des  Eigenthums  ein  höherer  ist,  und  aus  dem  Bestehen 
solcher  Verhältnisse  für  die  gesummte  Einwohnerschaft  Vortheile  erwachsen,  eine  all- 
gemeine Störung  derselben  und  Bcsitzentwerthung  durch  Errichtung  von  Erwerbs- 
Anlagen  nicht  zu  gestatten  ist.« 

ln  Braunschweig  ist  diese  Befugnis«  zu  ortsstatutarischer  Kegelung  schon 
durch  §.  28  des  »Gewerbe-Gesetzes«  vom  3.  August  1804  festgestellt  (s.  1.  B.  der 
Ausf.-Anweis.  v.  24.  Septbr.  1869,  8.  u.  Theil  II.  No.  11). 

‘24.  Zur  .Anlegung  von  Dampfkesseln,*)  dieselben  mögen  zum 
Maschinen- Betriebe  bestimmt  sein  oder  nicht,  ist  die  Genehmigung  der  nach 
den  Landes- Gesetzen  zuständigen  Behörde1)  erforderlich.  Dem  Gesuche 
sind  die  zur  Erläuterung  erforderlichen  Zeichnungen  und  Beschreibungen 
beizufügen.  J) 

Die  Behörde  hat  die  Zulässigkeit  der  Anlage  nach  den  bestehenden  bau-, 
feuer-  und  gesundheitspolizeilichen  Vorschriften, 3)  sowie  nach  denjenigen 

* Vgl.  Gesetze  und  Verordnungen,  betr.  Anlage,  Betrieb  und  Beaufsichtigung  von 
Dampfkesseln  etc.  3.  völlig  umgearbeitete  Aull.  Berlin,  Kortkampf. 
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allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  zu  prüfen,  welche  von  dem  Bundes- 
rathe  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln  erlassen  werden.  *)  Sie  hat  nach 
dem  Befunde  die  Genehmigung  entweder  zu  versagen,  oder  unbedingt  zu 
ertheilen , oder  endlich  bei  Ertheilung  derselben  die  erforderlichen  Vorkeh- 
rungen und  Einrichtungen  vorzusebreiben. 

Bis  zum  Erlass  allgemeiner  Bestimmungen  durch  den  Bundesrath  kom- 
men die  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  bestehenden  Vorschriften  zur  An- 
wendung. 

Bevor  der  Kessel  in  Betrieb  genommen  wird,  ist  zu  untersuchen,  ob  die 
Ausführung  den  Bestimmungen  der  ertheilten  Genehmigung  entspricht.  s| 
Wer  vor  deip  Empfange  der  hierüber  auszufertigenden  Bescheinigung  den 
Betrieb  beginnt,  bat  die  im  §.  147  angedrohtc  Strafe  verwirkt. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  gelten  auch  für  bcweglicheDampf- 
k es  sei.  fi) 

‘fmi r den  Hekurs  und  das  Verfahren  über  denselben  gelten  die  Vorschrif- 
ten der  §§.  20  und  2 1 . 7 — * 

1.  Die  zur  Genehmigung  der  Dampfkessel -Anlagen  zuständigen  Behörden 
sind  in  Preussen  der  Regel  nach  : 

die  Bezirks-Regierungen,  — für  das  Gebiet  der  Kreis-Ordnung  die  Kreis-Aus- 
schüsse, — für  Berlin  das  Polizei- Präsidium,  für  die  Provinz  Hannover 
die  Magistrate  und  Amts-Hauplleute ; — 
für  Dampfkessel- Anlagen  zum  Betriebe  auf  Bergwerken , den  zugehörigen  Lade- 
gleisen und  auf  Aufbereitungs- Anstalten  die  Ober-Bergämter ; — 
auf  Eisenbahnen  , auch  auf  den  besonderen  Ladegleisen  industrieller  Werke  die 
betreffenden  Behörden  der  Eisenbahn- Verwaltung.  (Vgl.  das  Allegat  in  Note 

2,  sowie  Min.-Vcrf.  vom  12.  Dezbr.  1871.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1872,  S.  7.) 

Wegen  Genehmigung,  — erster  Abnahme  und  fortlaufender  Untersuchung 

der  Dampfkessel  - Anlagen  der  Kaiserlichen  Marine  s.  Min.-Verf.  vom  8. 
Septbr.  1872.  (M.-Bl.  d.  i.  V.  1872,  S.  229.) 

Wegen  der  übrigen  grösseren  Staaten  sind  dieserhalb  die  Ausfflhrungs*- 
Verordnungen  (unten  im  Tb.  II.,  No.  2 — 11,  sowie  in  Tli.  III,  Absehn.  D. 
zu  vergleichen. 

2.  Nähere  Vorschriften  über  die  Erfordernisse  des  Gesuchs  und  der  den- 
selben beizufügenden  Zeichnungen  und  Beschreibungen  für  PreuBsen  siehe  in 
der  Ausf.-Anweis.  vom  4.  Sept.  1S69,  (unt.  Th.  II.,  No.  1 A.  — Artikel  49  ff. 
Uber  das  Verfahren  bei  der  Errichtung  oder  Veränderung  von  Dampfkessel-Anlagen.) 

3.  Ueber  die  Anlegung  von  Dampfkesseln  findet  ein  öffentliches  Be- 
kanntmachungs-Verfahren nicht  statt , sondern  die  zuständige  Behörde 
entscheidet  ohne  ein  solches , einfach  nach  Massgabe  der  allgemeinen  Normativ- 
Vorschriften.  Motive  zur  Gew.-Ordn.  Koller,  G.-O.  8.  55.) 

4.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  29.  Mai  1871  über  die  vom 
Knndesrrthe  erlassenen  »Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen 
ä be  r d i e A n 1 egung  von  Dampfk  essi  1 n.f  Reichs-Gesetzblatt  1871,  Seite 
122 — 124.  (Siehe  unten  Theil  III.,  Abschnitt  D.,  Beil.  1.) 

Zur  Ausführung  dieses  polizeilichen  Regulativs  sind  in  den  Einzelstaaten  be- 
sondere Anweisungen  ergangen,  so  ; 

a.  für  Freussen  : Min. -Verfügung  vom  1 1.  Juni  1871,  {#.  unten  Theil  II.,  Ab- 
schnitt Di,  Beil.  2; ; 

4» 
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b.  für  Bayern  gilt  die  Verordn,  vom  21.  Jan.  1872,  »Sicherheit»  - Massregeln  bei 
Anlage  und  Gebrauch  von  Dampfkesseln  und  Dampf  - Apparaten « betreffend, 
(S.  unten  a.  a.  O., Beilage  No.  3); 

e.  für  Sachsen:  Verordnung  vom  16.  Juli  1871,  die  »polizeiliche  Beaufsichti- 
gung der  Damplkessel»  betreffend,  (s.  unten  a.  a.  O.,  Beilage  No.  1 ; 

d.  für  Württemberg:  s.  §§.  21  folg,  der  Verfügung  vom  14.  Dezbr.  1871,  betr. 
die  Errichtung  gewerblicher  Anlagen  (s.  unten  Tlieil  II.,  No.  4,  B.j. 

e.  für  Braunschweig : s.  unten  Note  7.  f. 

Absatz  3 des  §.  24  der  Gewerbe-Ordnung  hat  nunmehr  seine  Bedeutung  ver- 
loren . 

6.  Die  in  irgend  einem  Bundesstaate  vorgenommene  amtliche  Wasserdruck- 
probe eines  neu  aufzustellenden  Dampfkessels  wird  auch  in  den  anderen  Staaten 
als  vollgiltig  anzuerkennen  sein.  [S.  Breuss.  Min. -Verl,  vom  7.  Juni  1872. 
M.-Bl.  d.  i.  V.,  S.  181.) 

Eine  neue  Kesselanlage  im  Sinne  der  gesetzlichen  Vorschriften  ist  auch  dann 
anzunehmen,  wenn  ein  Kessel,  welcher  bisher  schon  betrieben  worden  ist,  an  einer 
anderweiten  Betriebsstätte  aufgestellt  werden  soll,  ohne  sonstige  Abänderungen  zu 
erleiden.  Diese  anderweite  Aufstellung  unterliegt  also  ^von  Neuem!  der  Unter- 
suchung der  vorschriftsmässigen  Kessel -Konstruktion  und  der  Prüfung  mittelst 
Wasserdrucks.  Preuss.  Min.-V'erf.  vom  31.  Oktbr.  1871.) 

Wie  zu  verfahren,  falls  die  Aufstellung  eines  gebrauchten  Dampf- 
kessels an  einem  neuen  Ort  nachgesucht  wird,  wenn  nicht  feststeht,  welche 
Dampfspanunng  ursprünglich  gestattet  worden,  sowie  falls  für  bereits  konzessionirte 
Dampfkessel  eine  Erhöhung  des  Dampfdruckes  über  das  ursprünglich  ge- 
nehmigte Maas  nachgesucht  wird,  — s.  Prcuss.  M.-V.  vom  21.  Juni  1S72. 
(M.-Bl.  d.  i.  V.,  S.  182.) 

Die  Bescheinigung  des  den  Kessel  abnehmenden  Beamten  in  Preussen  ist 
stempelpflichtig.  (Min.-Verf.  vom  2.  Febr.  1868.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1868,  S.  67.) 

6.  Bewegliche  Dampfkessel  bedürfen  beim  Wechsel  ihrer  Betriebs- 
sttitte  keiner  neuen  Konzession , sondern  sie  können  auf  Grund  des  einmal  er- 
theilten  Erlaubniss-Scheines  im  ganzen  Geltungsbereiche  der  Gewerbe- Ordnung 
(d.  h.  innerhalb  des  ganzen  Deutschen  Reiches,  z.  Z.  mit  Ausnahme  von  Klsass 
und  Lothringen)  Verwendung  finden,  — unter  Beachtung  der  für  die  örtliche  Auf- 
stellung und  den  Betrieb  der  Lokomobilen  bestehenden  besonderen  polizei- 
lichen Vorschriften. 

Zu  den  beweglichen  Dampfkesseln  sind  auch  die  sog.  transportabeln 
Dampfmaschinen  zu  rechnen,  bei  denen  Maschine  und  Kessel  ein  Ganzes 
bilden,  und  deren  Aufstellung  die  Verwendung  von  Mauerwerk  nicht  bedingt. 

7.  Zur  Ergänzung  der  reichsgesetzlichen  Vorschriften , — welche  nur  die 
Anlegung  von  Dampfkesseln  betreffen , — ist  auch  überden  Betrieb  der 
Dampfkessel: 

a.  für  Preusaon  ein  besonderes  Gesetz  vom  3.  Mai  1872,  ergangen.  (Siehe  unten 
Theil  III.,  Abschnitt  D.,  Beil.  No.  6.)  Zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  dient 
die  gleichfalls  unten  a.  a.  O.  mitgctheilte  Anweisung  vom  24.  Juni  1872,  aus 
welcher  i§§.  4 und  5)  erhellt,  dass  an  Stelle  der  amtlichen  Kessel -Revisionen 
die  Sachverständigen  - Revisionen  der  Da  m pfk  essel- V er  ei  ne  und  unter 
Umständen  anch  der  Dampfkessel -Besitzer  selbst  treten  können. 

Polizei-Verordnung  über  den  Betrieb  von  Lokomobilen  s.  u.  Theil  III,  Ab- 
schnitt D.,  Beil.  Nr.  7. 

b.  Für  Bayern  s.  die  in  Anmerk.  4 erwähnte  Verordnung  v.  21.  Januar  1872. 

c.  Gleicherweise  besteht  für  Sachsen  die  oben  in  Anmerk.  I gedachte  Verordnung 
v.  6.  Juli  1871,  die  polizeiliche  Beaufsichtigung  der  Dampfkessel  betreffend,  — 
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welche  zugleich  (lbcr  Beschaffenheit,  Festigkeitsprüfung  und  Betrieb  der  Dampf- 
kessel sehr  eingehende  Bestimmungen  enthält;  sowie  die  Verordnung  vom  4. 
Septbr.  1872,  über  Damplkesscl-Inspektion  (s.  u.  Th.  III.,  Absch.  O. , Bei.  3). 

d.  Für  Württemberg  gelten  hinsichtlich  des  Betriebes  der  Dampfkessel  und 
deren  regelmässig  wiederkehrenden  Visitationen  die  Vorschriften  der  die  Er- 
richtung gewerblicher  Anlagen  betreffenden  Verfügung  vom  14.  Dczbr.  1871, 
§.  35,  s.  unten  Theil  II.,  No.  4.  Bl. 

e.  Die  in  Baden  bestehenden  Vorschriften  vom  II.  Septbr.  1871  , bezüglich  der 
Uebcrwachung  der  Dampfkessel -Anlagen  siehe  unten  bei  §.  10  der  Verord- 
nung vom  26.  Dczbr.  1872.  (Theil  II.,  No.  5,  B.) 

f.  In  Braunschweig  sind  unterm  11.  Juni  1873  vier  bezügliche  Gesetze,  be- 
zieh. Verordnungen  ergangen: 

1 . Verordnung , das  Verfahren  bei  der  Genehmigung  von  Dampfkesseln  bis 
zur  Inbetriebnahme  derselben  betreffend. 

2.  Gesetz,  den  Betrieb  der  Dampfkessel  betreffend. 

3.  Verordnung,  die  Kcvision  der  im  Betriebe  befindlichen  Dampfkessel  betr. 
4 Verordnung,  polizeiliche  Vorschriften  beim  Gebrauch  von  Lokomobilen  be- 
treffend. (Siehe  unten  Theil  III,  Abschnitt  D,  Beil.  5,  9 — II.) 

g.  für  beide  Mecklenburg  sind  unterm  18.  April  1873  gleichlautende  Verord- 
nungen über  »Anlage  und  Betrieb  von  Dampfkesseln«  ergangen. 

8.  Formulare  zu  Konzessionen  in  Freueaen: 

a.  für  feststehende,  b.  für  bewegliche  Dampfkessel;  siehe  unten  Theil  III.,  Ab- 
schnitt D.  8. 

9.  In  den  an  den  Eisenbahnen  gelegenen  Fabriken  ist  die  Anwendung  der 
li&mpfpfeife  zum  Signalgebcn  nicht  statthaft.  (8.  Preuss.  Min.-Verf.  v. 
I t.Nov.  1S60.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1860,  8.  242.  SAchs.  Verordn,  v.  6.  Juli  187 1 . §.  9. 

§.  25.  Die  Genehmigung  zu  einer  der  in  den  §§.  16  und  24  bezeich- 
neten  Anlagen  bleibt  so  lange  in  Kraft,  als  keine  Acnderung  in  der  Lage  oder 
Beschaffenheit  der  Betriebsstättc  vorgenonnnen  wird,  und  bedarf  unter  dieser 
Voraussetzung  auch  dann,  wenn  die  Anlagean  einen  neuen  Erwer- 
be rübergeht,  einer  Erneuerung  nicht  Sobald  aber  eine  Ver- 
änderung der  Betriebsstätte  vorgenommen  wird,  ist  dazu  die  Ge- 
nehmigung der  zuständigen  Behörde  nach  Massgabe  der  §§.  17  bis  23  ein- 
schliesslich, beziehungsweise  des  §.24  nothwendig.  Eine  gleiche  Genehmi- 
gung ist  erforderlich  bei  wesentlichen  Veränderungen  in  de  in  Be- 
triebe einer  der  im  §.  16  genannten  Anlagen.  Die  zuständige  Behörde  kann 
jedoch  auf  Antrag  des  Unternehmers  von  der  Bekanntmachung  §.  17)  Ab- 
stand nehmen,  wenn  sic  die  Ueberzeugung  gewinnt ' , dass  die  beabsichtigte 
Veränderung  für  die  Besitzer  oder  Bewohner  benachbarter  Grundstücke  oder 
da»  Publikum  überhaupt  neue  oder  grössere  Nachtheile,  Gefahren  oder  Be- 
lästigungen, als  mit  der  vorhandenen  Anlage  verbunden  sind , nicht  herbei- 
führen werde. 

Diese  Bestimmungen  linden  auch  auf  gewerbliche  Anlagen  §§.  1 6 und  24 
Anwendung,  welche  bereits  vor  Erlass  dieses  Gesetzes  bestanden  haben.  s)  Ä) 

1.  Nach  Anhörung  der  Orts  - Behörden  , bez.  der  Bau-  und  Medizinal  - Be- 
*mten.  S.  Abschnitt  I.,  Art.  3»  der  Preuss.  Ausführ. -Anweisung ; unten  Theil 
II.,  1.  A.). 
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2.  Die  Bestimmung  dieses  Paragraphen , welche  an  eine  Aendcrung  der 
Lage  und  Beschaffenheit  der  BetricbsstäUc  die  Nothwendigkeit  einer  neuen  Ge- 
nehmigung knüpft,  findet  selbstverständlich  auf  bewegliche  Dampfkessel, 
d.  h.  auf  solche,  welche  als  Dampfkessel  ohne  bestimmte  Betriebsstätte  kon/.es- 
sionirt  sind,  keine  Anwendung.  Es  gilt  jedoch  auch  für  diese  die  Bestimmung,  dass 
der  Ucbergang  an  einen  neuen  Erwerber  eine  Erneuerung  der  Konzession  nicht 
bedingt.  Eine  solche  Erneuerung  muss  indessen  stattfinden , wenn  der  bisher  be- 
wegliche Dampfkessel  für  eine  Dampfmaschine  mit  fester  Betriebsstätte  zur  Ver- 
wendung gelangen  soll. 

3.  Der  Wortlaut  des  tj.  25  bedingt  schlechthin  zu  jeder  Veränderung  der  Be- 
triebsstätte die  Genehmigung  der  Behörde.  Indessen  die  Strafbarkeit  einer  ungc- 
nehmiglen  Veränderung  der  Betriebsstätte  tritt  nach  §.  147*)  nur  bei  einer 
wesentlichen  Veränderung  ein. 

§.  26.  Soweit  die  bestehenden  Rechte  zur  Abwehr  be  nach  t heiligen- 
der Einwirkungen,  welche  von  einem  Grundstücke  aus  auf  ein  be- 
nachbartes Grundstück  geübt  werden,  dem  Eigcnthümer  oder  Be- 
sitzer des  letzteren  eine  Privatklage  gewähren , kann  diese  Klage  einer  mit 
obrigkeitlicher  Genehmigung  errichteten  gewerblichen  Anlage  gegenüber  nie- 
mals auf  Einstellung  des  Gewerbe-Betriebes , sondern  nur  auf  Herstellung 
von  Einrichtungen,  welche  die  benachtheiligende  Einwirkung  ausschliessen, 
oder,  wo  solche  Einrichtungen  unthunlich  oder  mit  einem  gehörigen  Betriebe 
des  Gewerbes  unvereinbar  sind,  auf  Schadloshaltung  gerichtet  werden.  *)  *) 

1.  In  Bezug  auf  En tschäd igung  der  N achbarn  wegen  der  durch 
Dämpf e und  Dünste  einer  Fabrikutions-Anstalt  zugefügten 
Nachtheile  hat  das  Preuss.  Ober-Tribunal  mittelst  Plenar-Beschlusses  vom 
7.  Juni  1S52.  folgenden  Rechtsgrundsatz  ausgesprochen: 

« Der  Eigenthiimer  einer  Fabrikations- A n stritt  int  vermöge  Keinen  Kigc  nthums  Hechts 
nicht  unbedingt  befugt , die  durch  den  Itetrieb  einer  solchen  Anstidt  entwickelten  Dämpft 
auf  benachbarte  Grundstücke  zu  verbreiten,  und  kann  den  Ersatz  eines  hierdurch  reran- 
lassten  Schadens  nicht  schon  durch  die  Behauptung  abwenden , dass  er  sich  nur  eines  ans 
dem  Eigenthuine  folgenden  Rechts  bedient  habe.  Eben  so  wenig  schützt  der  Umstand, 
dass  die  Fabrikations-Anstalt  mit  polizeilicher  Jirlaubniss  angelegt  und  betrieben  worden 
ist,  für  sich  ullein  schon  gegen  die  Vertretung  enies  entstandenen  Schadens. 

Zier  Inhaber  einer  Fabrikutions-Anstalt  kann  nach  Umständen  für  den  Schaden  ver- 
antwortlich gemacht  werden,  welchen  der  durch  den  Gebrauch  der  . I n läge  entstehende 
und  sich  über  andere  < rruiulttückc  rerbreitemle  Dampf  oder  Hauch  verursacht , ohne  dass 
es  zur  Begründung  der  Vertretungs-  Verbindlichkeit  des  Xaebweises  einer  besonderen 
Verschuldung  beider  Anlage  und  bei  dem  Betriebe  der  Fabrik-,  install  bedarf.  M.-B. 
d.  i.  V.  tS5i,  S.  176.! 

Vorbehaltlich  der  aus  tj.  29  hervorgehunden  Einschränkung  der  Nachburrechte, 
— kann  übrigens  sowohl  die  Ausführung,  wie  der  Fortbestand  einer  obrigkeitlich  ge- 
nehmigten Anlagen  durch  entgegenstehende  Privatrechte  vereitelt  werden. 

2.  In  England  sind  durch  die  unten  in  Beilage  S.  Abschnitt  C.,  Th.  III. 
näher  gedachte)  Alkali- Akte  besondere  Inspektoren  ernannt,  um  die  Unschäd- 
lichkeit der  Soda-  etc.  Fabriken  für  die  Nachbarschaft  fortdauernd  zu  überwachen. 

§.  27.  Die  Errichtung  oder  Verlegung  solcher  Anlagen,  deren  Betrieb 
mit  ungewöhnlichem  Geräusch  verbunden  ist,  1 muss,  sofern  sie  nicht 
schon  nach  den  Vorschriften  der  §§.  IG  bis  25  der  Genehmigung  bedarf,  der 
Ortspolizei-Behörde  angezeigt  werden.  2 Letztere  hat,  wenn  in  der  Nähe  der 
gewählten  Betriebsstätte  Kirchen , Schulen  oder  andere  öffentliche  Gebäude, 
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Krankenhäuser  oder  Heilanstalten  vorhanden  sind,  3 deren  bestimmungs- 
mässige  Benutzung  durch  den  Gewerbe- Betrieb  auf  dieser  Stelle  eine  erheb- 
liche Störung  erleiden  würde , die  Entscheidung  der  höheren  Verwaltungs- 
Behörde  4 darüber  einzuholen,  ob  die  Ausübung  des  Gewerbes  an  der  ge- 
wählten Betriebsstättc  zu  untersagen  oder  nur  unter  Bedingungen  zu 
gestatten  sei. 

1.  Hierher  gehören  namentlich  Kessel- .Sch  mieden  und  unter  Umständen 
auch  Maschinenbau-Anstalten,  insbesondere  wenn  jene  mit  diesen  verbunden  sind. 

2.  Die  Fassung  lässt  entnehmen,  dass  der  Gesetzgeber  »Kirchen  und  Schulen« 
nur  dann  unter  den  Schutz  dieses  Paragraphen  stellen  will,  wenn  sie  als  öffent- 
liche Anstalten  anerkannt  sind,  — »Krankenhäuser  und  Heilanstalten«  aber  auch 
als  l’rivat-Unternehmungen. 

3.  Eine  8 traf  v o rseh  ri  f t gegen  die  Unterlassung  dieser  Anzeige  hei  der 
Orts-Polizei-Behörde  fehlt. 

Es  erscheint  zulässig,  dass  die  Behörde  die  Erfahrung  darüber  abwarte,  »ob 
die  Ausübung  des  Gewerbes  an  der  gewählten  Betriebsstätte  zu  untersagen,  oder 
nur  unter  Bedingungen  zu  gestatten«. 

Hat  die  Behörde  sich  mit  dem  Gewerbe-Betriebe  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend einverstanden  erklärt,  so  würde  nur  das  Untersagung«- Verfahren  kraft 
des  §.  51  der  Gewerbe-Ordnung  übrig  bleiben. 

4.  Ein  bestimmtes  formelles  Verfahren  ist  für  diese  Untersagung,  bezieh. 
Einschränkung  durch  die  Gewerbe  - Ordnung  nicht  vorgeschrieben.  Soweit 
nicht  — wie  in  Bayern  durch  §.  6 der  Vollzugs-Verordnung  vom  4.  Dezbr.  1872 
i».  u.  Theil  II.,  Nr.  2.  B.)  dicscrhalb  landesgesetzlich  etwas  bestimmt  ist,  — folgen 
die  Verfügungen  der  Behörden  dem  durch  die  Sache  gegebenen  Instanzenzuge,  und 
den  Betheiligten  steht  der  gewöhnliche  Beschwerdeweg  offen.  — In  Baden  ent- 
scheidet der  Bezirksrath.  — 

Nichtbeachtung  der  Untersagung  oder  der  festgesetzten  Bedingungen  ist  durch 
die  Gewerbe  - Ordnung  nicht  unter  Strafe  gestellt ; cs  wird  im  Wege  des  polizei- 
lichen Zwanges  dagegen  einzusehreiten  sein. 

Die  Formlosigkeit  sowohl,  als  auch  die  Straflosigkeit  erscheinen  als  ein 
Uebersehen  des  Gesetzgebers. 

6.  Abgelehnt  wurde  vom  Reichstage  folgender  §.  des  Regierungs-Entwurfes  : 
§.  27.  »Ucber  die  Zulässigkeit  der  Errichtung  oder  Verlegung  von  Bade- 
Anstalten  zu  bestimmen,  bleibt  den  Landes-Gesetzen  Vorbehalten« j 
weil  es  selbstverständlich  erschien,  dass  die  Gewerbe  - Ordnung  dies  Gebiet  der 
Sitten-Polizci  nicht  berühre. 

§.  28.  Die  höheren  Verwaltungs-Behörden  sind  befugt,  über  die  Ent- 
fernung, welche  bei  Errichtung  von  durch  Wind  bewegten  l'rieb- 
werken  von  benachbarten  fremden  Grundstücken  und  von  öffentlichen 
Wegen  inne  zu  halten  ist,  durch  Polizei-Verordnungen  Bestimmung  zu 
treffen.  U *) 

1.  Für  Preussen  gilt  als  Regel  der  Entfernung  einer  neuen  Windmühle  : 
6 Ruthen  von  benachbarten  Aeckern,  — 20  Ruthen  von  benachbarten  öffentlichen 
Wegen. 

Die  Zuständigkeit  zum  Erlasse  von  Polizei^Vezordnungeii  über  die  Errichtung 
von  Windmühlen  ist  in  Bayern  durch  §.  7 der  Vollzugs- Verordnung  vom  4. 
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Dczbr.  1872  's.  u.  Theil  II.,  Nr.  2,  B.)  der  Distrikts- Verwaltungsbehörde , in 
München  der  Lokalbau-Kommission  übertragen. 

Kür  Sachson- Weimar -Eisenach  ist  laut  Verordnung  vom  28.  Mai  1872 
(Reg-Bl.  1S72,  S.  168  bestimmt,  dass  bei  Errichtung  von  durch  Wind  bewegten 
Triebwerken  in  der  Regel  die  Entfernung  von  fremdenm  Grundstück  mindestens 
30  Meter,  von  öffentlichen  Wegen  mindestens  100  Meter  betragen  muss. 

Für  Mecklenburg-Schwerin  hat  §.  20  der  »Wegepolizei-Ordnung«  vom  29. 
Juni  1824  bestimmt,  dass  neue  Windmühlen  nicht  näher  als  auf  eine  Entfernung 
von  mindestens  20  Ruthen  vom  Wege  erbaut  werden  dürfen. 

Nach  Art.  106  der  »Wege- Ordnung«  für  Oldenburg  vom  12.  Juli  1861, 
darf  eine  Windmühle  ohne  Genehmigung  der  Regierung  nicht  in  geringerer  Ent- 
fernung als  250  Kuss  von  einem  Fahrwege,  Feldwege  ausgenommen,  aufgebaut 
werden . 

In  Schwarzburg  - SondershauBen  muss  die  Anlage  einer  Windmühle  von 
vorbeifflhrenden,  zum  Fahren  oder  Reiten  bestimmten  öffentlichen  Wegen  minde- 
stens 20  Ruthen  entfernt  bleiben.  (§.  27.  der  Verordnung  vom  4.  Dczbr.  1865.) 

Windmühlen  bestehen  in  einzelnen  Ländern,  z.  B.  in  Baden,  überhaupt 
gar  nicht. 

2.  Andrerseits  kommt  in  Frage,  ob  und  welchen  Schutz  bestehen- 
de n Windmühlen  gegen  neue  w i nd  f ange n de  Anlagen  zu  gewähren  sei.  In 
Preussen  ist  die  gesetzliche  Beschränkung  der  Anpflanzung  h oher  Bäume 
in  der  Nähe  von  Windmühlen  durch  Verordnung  vom  18.  Novbr.  1819,  Ges.-S. 
1819,  S.  250)  in  Betreff  aller  seitdem  errrichteten  Windmühlen  aufgehoben  worden. 

Dagegen  sollen  bestehende  Windmühlen  gegen  die  windfangende  Nähe  kon- 
zessionspflichtiger gewerblicher  Anlagen  insofern  geschützt  werden,  dass  die  Ent- 
fernung derselben  das  Zwölffache  ihrer  kleineren  Abmessung  — der  Höhe  oder 
der  Breite  — betragen  muss.  Min.-Verf.  v.  17.  Novbr.  1851.  M.-Bl.  d.  i.  V. 
1851,  S.  303.)  Es  erscheint  freilich  zweifelhaft,  ob  cs  zulässig  ist,  gerade  die  ge- 
nehmigungspflichtigen Gewerbe-Anlagen  ausnahmsweise  einer  Bau-Einschränkung 
zu  unterwerfen,  welche  gar  nicht  aus  der  besonderen  Natur  derselben  herzuleiten 
ist,  sondern  jedem  Bau  gegenüber  gleiche  Berechtigung  hätte. 

2.  Gewerbetreibende,  welche  einer  besonderen  Genehmi- 
gung bedürfen.  * 

§.  29.M  Einer  Approbation,  welche  auf  Grund  eines  Nachweises  der 
Befähigung  ertheilt  wird,2  bedürfen  Apotheker  und  diejenigen  Personen, 
welche  sich  als  Aerzte  (W  undärzte,  Augenärzte,  Geburtshelfer, 
Zahnärzte  und  Thier ärzte  oder  mit  gleichbedeutenden  Titeln3  be- 
zeichnen oder  Seitens  des  Staats  oder  einer  Gemeinde  als  solche  anerkannt 
oder  mit  amtlichen  Funktionen  betraut  werden  sollen.  Es  darf  die  Appro- 
bation jedoch  von  der  vorherigen  akademischen  Doktor-Promotion  nicht  ab- 
hängig gemacht  werden  . 

Der  Bundesrath  bezeichnet,  mit  Rücksicht  auf  das  vorhandene  Bedürf- 
niss,  in  verschiedenen  Theilen  des  Bundesgebietes  die  Behörden , welche  für 

* Das  Rubrum  trifft  insofern  nicht  ganz  zu , als  manche  der  darunter  behandelten 
Gewerbe  (vgl.  §§.  95 — 97.)  der  besondern  Genehmigung  n ich t bedürfen , sondern 
nur  anderweit  von  den  ganz  freien  Gewerben  unterschieden  werden. 

Vrgl.  die  Strafbestimmung  in  §.  147  t)  u.  *)  der  Gewerbe-Ordnung. 


Digitized  by  Google 


Zu§.  29. 


Besonderer  Genehmigung  bedürfende  Gewerbetreibende. 


57 


das  ganze  Bundesgebiet  gültige  Approbationen  zu  ertheilen  befugt  sind,  und 
erlässt  die  Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Befähigung.  *;  Die  Namen 
der  Approbirten  werden  von  der  Behörde , welche  die  Approbation  ertheilt, 
in  dem  vom  Bundesrath  zu  bestimmenden  amtlichen  Blättern  veröffentlicht.5) 

Personen,  welche  eine  solche  Approbation  erlangt  haben,  sind  innerhalb 
des  Bundesgebiets  in  der  Wahl  des  Ortes,  wo  sie  ihr  Gewerbe  betreiben 
wollen,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  über  die  Errichtung  und  Verlegung 
von  Apotheken  (§.  6 , nicht  beschränkt. 

Dem  Bundesrath  bleibt  Vorbehalten,  zu  bestimmen,  unter  welchen  Vor- 
aussetzungen Personen  wegen  wissenschaftlich  erprobter  Leistungen  von  der 
vorgeschriebenen  Prüfung  ausnahmsweise  zu  entbinden  sind. 

Personen,  welche  vor  Verkündigung  dieses  Gesetzes  in  einem  Bundes- 
staate die  Berechtigung  zum  Gewerbe-Betrieb  als  Aerzte,  Wundärzte, 
Zahnärzte,  Geburtshelfer,  Apotheker  oder  Thierärzte  bereits 
erlangt  haben,  gelten  als  für  das  ganze  Bundesgebiet  approbirt. 

1.  §.  29  ist  auch  in  Eisass  - Lothringen  durch  §.  t des  Gesetzes  vom  15. 
Juli  1872.  (Reichs-Ges. -Bl.  1872,  S.  350)  mildem  1.  Oktober  1872  ab  einge- 
führt, so  dass  jetzt  die  Freizügigkeit  der  Medizinal-Personen  für  das  ganze  Reichs- 
gebiet hergestellt  ist. 

Von  den  übrigen  §§.  dieses  Gesetzes  sind  hervorzuheben : 

$.  2.  «Die  Approbationen  dürfen  nicht  auf  Zeit  ertheilt  werden  und  können  nur 
dann  zurückgenoimnen  werden,  wenn  die  Unrichtigkeit  der  Nachweise  dargethan  wird, 
auf  deren  Grund  solche  ertheilt  worden  sind. 

Ueber  die  Zurücknahme  der  Approbation  entscheidet  der  Bezirksrath  in  öffent- 
licher Sitzung.  Gegen  die  Entscheidung  ist  Rekurs  an  den  Kaiserlichen  Rath  in  Eisass- 
Lothringen  zidässig,  welcher  bei  Verlust  desselben  binnen  14  Tagen  von  Eröffnung 
der  Entscheidung  an  gerechtfertigt  wurden  muss.  Der  Reknrsbescheid  ist  schriftlich 
zu  eröffnen  und  muss  mit  Gründen  versehen  sein. 

3 enthält  Strafbestimmungen  gleichtnässig  mit  5 117  der  Gewerbe-Ordnung. 

8.  5.  Bestallungen  für  Herboristcn  werden  nicht  mehr  ertheilt.« 

Laut  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  19.  Juli  1872  (Reichs-Ges. - 
Bl.  1872.  S.  351)  ist  der  O ber- Präs  ident  von  Kl  sass- Lo  th  rin  gen  zur 
Krtheilung  der  Approbation  für  Aerzte,  Zahnärzte  und  Apotheker  befugt. 

2.  Ein  bestimmtes  formelles  Verfahren  bei  Ablehnung  der  Approba- 
tion ist  durch  die  Gewerbe-Ordnung  nicht  vorgeschrieben.  Die  Verfügungen  der 
Behörden  folgen  dem  durch  die  Sache  gegebenen  Instanzenzuge ; den  Betheiligten 
steht  der  gewöhnliche  Beschwerdeweg  offen. 

Wegen  Zurücknahme  der  ertheilten  Approbation  s.  §§.  53  u.  54 
der  Gewerbe-Ordnung. 

3.  Die  Regierungs  - Vorlage  vom  Jahre  1868  erklärte  noch  den  Verzicht  auf 
den  Befähigungsnachweis  Aller,  welche  die  Heilkunde  ausüben 
wollen,  für  unmöglich : 

»Denn  die  Gesetzgebung  würde  in  tiefen  Widerspruch  mit  dem  öffentlichen 
Bewusstsein  und  mit  den  berechtigten  Anforderungen , welche  an  die  Staats- 
gewalt ira  Interesse  der  Sorge  für  Leben  und  Gesundheit  der  Staats- Angehörigen 
gestellt  werden,  treten,  wollte  sie  auf  diesem  Gebiete  nicht  in  wirksamer  Weise 
die  Nothwendigkeit  eines  Befähigungsnachweises  aufrecht  erhalten.« 

Dies  war  auch  der  Standpunkt  des  Regierungs -Entwurfes  vom  Jahre  1869.  Das 
gegenwärtige  Gesetz  giebt  den  Betrieb  der  Heilkunde  an  sich  frei  und  verlangt  die 
Prüfung  nur  von  dem,  welcher  sich  dem  öffentlichen  Vertrauen  durch  einen  Titel 
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wissenschaftlicher  Ausbildung  in  der  Heilkunde  empfehlen  oder  behördlicher  Seit« 
als  Arzt  anerkannt  sein  will. 

(Vgl.  die  Strafvorschrift  des  §.  147  ')  der  Gewerbe-Ordnung.) 

Im  Uebrigen  soll  dem  Publikum  fortan  unbenommen  sein,  zwischen  geprüften 
Aerzten  und  anderen  AusQbern  der  Heilkunde  zu  wählen.  Unzweifelhaft  unter- 
liegen Letztere,  wenn  sie  bei  Behandlung  der  Kranken  ein  Verschulden  trifft,  der 
strafgcselzlichen  Ahndung. 

Zu  den  gleichbedeutenden  Titeln,  welche  der  ungeprüfte  Ausflber 
der  Heilkunde  nicht  führen  darf,  gehört  auch  der  Titel  »Homöopath«.  (Er- 
kennt. des  Prcuss.  Ob. -Trib.  vom  19.  Oktober  1871.  Gotdammcr,  Archiv, 
Band  19,  S.  824.) 

4.  Die  Vorschriften  über  Prüfung  der  Aerzte,  — Zahnärzte,  — 
Thierilrzte  und  Apotheker  sind  mittelst  Bekanntmachung  des  Bundeskanz- 
lers vom  25.  September  1869  (Bund. -Ges. -Bl.  1869,  S.  625)  erfolgt,  welche  unten 
Theil  III,  Abschnitt  E.  aufgenommen  ist.  Dieselbe  bezeichnet  die  zur  Ertheilung 
von  Approbationen  befugten  Behörden  für  den  Umfang  des  Norddeutschen  Bundes. 
— Daran  schliessen  sich  die  ferneren  Bekanntmachungen  über  die  Behörden-Bc- 
fugnisse  in  Hesson-Darmstftdt  und  Braunscbweig  vom  9.  Dezbr.  1869  (Bund.- 
Ges.-Bl.  S.  688),  in  Württemberg  und  Badon  vom  21.  Dezbr.  1871  (Keicbs- 
Ges.-Bl.  S.  472),  in  Württemberg  vom  17.  Mai  1872  (Reichs. -Ges. -Bl.  8.  151) 
und  in  Baiern  vom  28.  Juni  1872  (Reichs-Ges. -Bl.  8.  243). 

Die  Zulassung  von  Ausländern  zur  ärztlichnnPrtlf u.n g ist  un- 
bedenklich, da  die  Gewerbe-Ordnung  und  das  Prüfungs-Reglement  v.  25.Sept.  1869 
einen  Unterschied  zwischen  Reichs-Angehörigen  und  Ausländern  nicht  machen. 
(Preuss.  Min.-Verf.  vom  6.  Dezbr.  1872.  Min. -Bl.  d.  i.  V.  1872,  S.  331.) 

5.  Diese  Bekanntmachung  von  don  Namen  der  Approbirten  soll  nach  dem 
Beschlüsse  des  Bundesraths  vom  8.  Novbr.  1871  durch  den  Deutschen  Reichs- 
Anzeiger  und  durch  die  zu  Bekanntmachungen  der  zur  Ertheilung  der  Approbatio- 
nen in  den  einzelnen  Bundesstaaten  befugten  Ministerien  bestimmten  Zentral-Or- 
gane  erfolgen. 

6.  E n t b i n d u ng  von  d c r vor  ge  sch  ri  eb  enen  ärztlichen  Prüfung 
geschieht  durch  die  in  der  Bekanntmachung  vom  25.  September  1869  genannten 
Zentral-Behürden  und  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  dem  Nachsuchenden  amtliche 
Funktionen  von  Seiten  eines  Staates  oder  einer  Gemeinde  übertragen  werden  sol- 
len. (Bekanntmachung  des  Bundes -Kanzlers  vom  9.  Dezbr.  1869,  Bundes-Ges.- 
Bl.  1869,  S.  687.) 

7.  Wundärzte  I.  K 1 asse  dürfen  jetzt  im  ganzen  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  volle  ärztliche  Praxis  treiben.  (Preuss.  Minist. -Verf.  vom  8.  Dezbr.  1870, 
Minist. -Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  10.)  Die  Motive  des  Bügiorungs-Entwurfea  be- 
merkten diescrhalb  ausdrücklich  Folgendes  : 

«Durch  den  letzten  Absatz  des  §.  29  der  Gewerbe-Ordnung  wird  zugleich 
ein  in  Preussen  bestehender  Missstand  beseitigt  werden,  der  sich  in  letzter  Zeit 
mehr  und  mehr  fühlbar  gemacht  hat.  ln  den  zwanziger  Jahren  wurden  nämlich 
die  sogenannten  Wundärzte  erster  Klasse  in  Dörfern  und  in  Städten, 
wo  ein  Arzt  sich  noch  nicht  niedergelassen  hatte,  zur  ärztlichen  Praxis  zuge- 
lassen.  Später  hat  man  die  Ertheilung  von  Approbationen  für  Wundärzte  erster 
Klasse  eingestellt,  es  ist  aber  noch  aus  der  früheren  Periode  eine  ansehnliche 
Zahl  von  Wundärzten  erster  Klasse  vorhanden,  die  zur  ärztlichen  Praxis  be- 
dingt zugelasscn  sind,  aber  sich  nicht  der  vollen  Niederlassungsfreiheit  erfreuen. 
Eine  Folge  der  für  den  letzten  Absatz  des  Paragraphen  gewählten  Fassung 
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wird  es  sein,  dass  diesen  Personen  die  Befugniss  zur  ärztlichen  Praxis  im  gan- 
zen Bundesgebiete  freisteht.  <• 

Im  Uebrigen  mussten  in  diesem  Absätze  die  verschiedenen  Kategorien  der 
Spezialärzte  aufrecht  erhalten  werden,  da  Approbationen  fflr  diese  besonderen  Ka- 
tegorien bestehen1  und  auf  das  ganze  Bundesgebiet  nur  diejenige  Approbation  aus- 
gedehnt werden  kann,  in  deren  Besitze  der  Arzt  sich  befindet. 

Ein  Wundarzt  I.  Klasse  kann  bei  gerichtlichen  Gemüthszustands  - Unter- 
suchungen als  Sachverständiger  zugezogen  werden.  (Minist. -Verf.  vom  27.  Dezbr. 
1S72.  M.  Bl.  d.  i.  V.  1S73,  S.  3.) 

8.  Von  einer  Vereidung  approbirtcr  Aerzte  und  Zahnärzte  in 
Preussen  ist  abzusehen.  Hinsichtlich  der  V er  eid  igung  der  Apo  theker  und 
der  Hebammen  bewendetes  bei  den  bestehenden  Vorschriften.  (Minist. -Verf. 
vom  29.  Dezbr.  1869,  Minist.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  74.) 

9.  Impfungen,  durch  nicht  approbirtc  Personen  ausgeführt , sind  nicht 
verboten,  doch  vom  Standpunkte  des  öffentlichen  Impfwesens  als  nicht  geschehen 
zu  betrachten.  (Preuss.  Minist. -Verf.  vom  4.  October  1871,  Minist.-Bl.  d.  i. 
V.  1871,  S.  291. 

10.  Die  Taxe  für  Med i zi na  1- Perso n en  in  Preussen  vom  21.  Juni 
1815  ist  durch  §.  80  der  Gew.-Ord.  vom  21.  Juni  1869  nicht  ausser  Kraft  ge- 
setzt, — sondern  als  subsidiäre  Rechtsnorm,  beim  Mangel  der  Vereinbarung  über 
die  Bezahlung  der  Aerzte  etc.  bestehen  geblieben.  (Minist. -Verf.  vom  11.  Januar 
1873,  Minist.-Bl.  d.  i.  V.  1873,  S.  3.) 

11.  Für  Württemberg  ist  unterm  8.  April  1872  eine  besondere  Verfügung, 
betreffend  den  Einfluss  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  auf  das  Mediznalwesen, 
ergangen.  (Reg. -Bl.  1872,  Nr.  14.) 

12.  Besondere  Vertretungen  des  ärztlichen  Personals  besitzt  Bayern  in 
»Aerzte- Kammern«  zufolge  Verordnung  vom  10.  Aug.  1871.  — Baden  in  ei- 
nem ärztlichen  Ausschüsse  gemäss  Verordnung  vom  30.  Septbr.  1864. 

13.  lieber  die  Befugniss  zur  Anfertigung  künstlicher  Zähne  und  Ge- 
bisse und  zur  Bezeichnung  alsZahnkünstler  oder  Zahntechniker,  a. Preuss. 
Minist. -Verf.  vom  16.  April  1870.  (Minist.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  158.) 

14.  Ohne  als  Thierarzt  approbirt  zu  sein,  darf  sich  Niemand  die  Bezeich- 
nung als  Thierarzt  beilegen,  — auch  wenn  er  nach  früherer  Gesetzgebung  befugt, 
war,  sich  solchergestalt  zu  bezeichnen.  (Erkennt,  des  Preuss.  Obertrib.  vom  12. 
Oktober  1870,  Minist.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  12.) 

Approbirte  Thierärzte  dürfen  die  von  ihnen  für  die  Heilung  kranker 
Thiere  zu  verwendenden  Arzneien,  mit  Ausschluss  der  Gifte,  selbst  bereiten  und 
dispensiren.  Minist. -Verfügung  (an  die  Regierung  zu  Kassel)  vom  13.  Novbr.  1869. , 
(Minist.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  II.) 

Kreis- Thierärzte  in  der  Provinz  S chl  cs  wig  - Holstein  , — Instruktion 
für  dieselben  vom  22.  Januar  1870.  (Minist.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  188.) 

15.  Berechtigung  der  Aerzte  zum  Selbstdispcnsiren  homöopathi- 
scher Arzneien  nach  abgelegter  Prüfung  oder  5jähriger  Ausübung  dieser  Heil- 
methode oder  bei  ausgezeichneten  schriftstellerischen  Leistungen  in  dem  Fache. 
(Preus#.  Minist. -Verf.  vom  1 1 . Dezbr.  1869,  Minist.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  51.) 

18.  Apotheker  dürfen  Rezepte,  welche  nichtvvon  approbirten 
Aerzten  oder  Wundärzten  verschrieben  sind,  nur  dann  verfertigen,  wenn 
die  verschriebene  Arznei  lediglich  aus  solchen  Mitteln  besteht,  welche  auch  im 
Handverkauf  abgegeben  werden  dürfen.  Ausgeschlossen  sind  die  in  den  Tabellen 
B.  und  C.  zur  Pharmakopoe  aufgeftthrten  Arzneien  und  Gifte.  (Preuss.  Minist. - 
Verf.  vom  8.  März  1870,  Minist.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  101.) 
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Betreibung  der  ärztlichen  Praxis  (Medizinal-Pfuscherei)  der  Apothe- 
ker ist  mit  deren  Berufspflichten  unvereinbar.  (Preuss.  Minist. -Verf.  vom  23. 
Scptbr.  1871,  Minist.-Rl.  d.  i.  V.  1871,  S.  235.) 

Die  früheren  Beschränkungen  der  Verpachtung  von  Apotheken  sind 
aufgehoben.  {Preuss.  Minist.-Verf.  vom  28.  Februar  1870,  Minist. -Bl.  d.  i. 
V.  1871,  S.  106.) 

Die  in  den  Offizinen  der  Apotheker  gebrauchten  Waagen  müssen  durchweg 
als  Präzisions-Waagen  geeicht  sein.  Bekanntmachung  der  Normal-F.ichungs-Kom- 
mission.  (Minist. -Bl.  d.  i.  V.  1872,  S.  132.  Vgl.  auch  Reichs-Ges.  m.  Erläut. 
Tit.  III,  Heft  1.  Berlin,  Kortkampf.) 

Apotheker-Gewerbe,  — über  Freigabe  desselben,  siche  Bericht  der 
Petitions-Kommission  des  Reichstags  von  1873,  Nr.  72. 

17.  Hühneraugen-Operateurc  bedürfen  eines  Prüfungs- Zeugnisses 
nur  dann,  wenn  sie  sich  als  »Geprüfte»  bezeichnen  wollen.  Die  Zurücknahme  die- 
ses Rechtes  und  des  Prüfungszeugnisses  nach  Massgabc  des  §.  53,  Abs.  2 der  Ge- 
werbe-Ordnung bleibt  Vorbehalten.  (Preuss.  Minist.-Verf.  vom  20.  Juli  1870, 
Minist. -Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  229.) 

18.  Auch  die  kleine  Chirurgie,  — das  Gewerbe  der  Hcildicncr  [Ckirur- 
gen-Gehilfen  — ist  freigegeben. 

Geprüfte  Hcildiener  werden  als  solche  durch  Ertheilung  eines  Befähi- 
gungs-Zeugnisses anerkannt.  Dies  Zeugnis«  kann  nach  §.  53,  Abs.  2 der  Gew.- 
Ordnung  wieder  entzogen  werden.  Preuss.  Minist.-Verf.  vom  27.  Dezbr.  1869, 
Minist. -Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  74.) 

Die  älteren  Vorschriften  über  die  Prüfung  der  Bandagis  ten  und  derjenigen, 
welche  mit  Bandagen  oder  chirurgischen  Instrumenten  Handel  treiben, 
sind  aufgehoben.  Preuss.  Minist.-Verf.  vom  15.  Novbr.-1869,  Minist. -Bl.  d.  i. 
V.  1870,  S.  10.) 

§.30.  Unternehmer  von  Privat- Kran ken - , P rivat - E ntb in- 
dun gs  - u n d P riv  at  - Ir  ren  - An  st  al  tc  n bedürfen  einer  Konzession  der 
höheren  Verwaltungs-Behörde,  welche  ertheilt  wird,  wenn  nicht  Thatsachen 
vorliegen,  welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  Beziehung 
auf  den  beabsichtigten  Gewerbe- Betrieb  darthun.  1 

Hebeammen  bedürfen  eines  Prüfungs-Zeugnisses  der  nach  den  Lan- 
des-Gesetzen  zuständigen  Behörde.  *) 

1.  Ueber  das  Verfahren  bei  V ersagung  der  Konzession  vergl.  Preuss. 
Au8f.-Anweisung  v.  4.  Septbr.  1869,  Abschn.  II,  D.  55 — 59.  is.  unten  Thcil  II, 
Nr.  I . A.) 

Leitende  Grundsätze  für  die  Konzcssionirung  und  Beaufsichtigung  von  Privat-, 
Kranken-,  Irren- und  Entbindungs-Anstalten  enthält  die  Preuss.  Minist. -Ver- 
fügung vom  30.  Septbr.  1870.  Minist. -Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  265.) 

Ueber  das  Verfahren  gegen  Unternehmer  von  Privat-  Kranken-  etc.  An- 
stalten, beziehungsweise  gegen  Hebammen,  denen  der  Befähigungsnachweis  man- 
gelt, vergl.  Preuss.  Ausführungs-Anweisung  vom  4.  Septbr.  1869,  Abschn.  I 
2,  (8.  unten  Thcil  II,  Nr.  1.  A.) 

Für  B&iern  bestimmt  die  Zuständigkeit  der  Behörden  zur  Ertheilung  der  nach 
§.  30  erforderlichen  Konzessionen  und  Prüfungszeugnisse  §.  8 der  Vollzugs- Ver- 
ordnung vom  4.  Dezbr.  1872,  {».  unt.  Theil  II,  Nr.  2.  B)  ; für  Württemberg 
vergl.  §.  9 der  Ausführungs-Verfügung  vom  14.  Dezbr.  1871,  (s.  unt.  Theil  II, 
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Nr.  4,  A ; für  Baden  vergl.  §.  11  und  12  der  Vollzugs-Verfügung  vom  26.Dezbr. 
1871,  (».  unt.  Theil  II,  Nr.  5.  B.) 

Ueber  die  Frege,  ob  gesetzliche  Vorschriften  bezüglich  der  »H  altefraucn», 
welche  »Hai  te  k in  der«  in  Pflege  und  Wartung  nehmen,  Noth  thun,  — siehe 
l’reusa.  Minist. -Verf.  vom  15.  Oktober  1872.  Minist,  d.  i.  V.  1872,  S. 
297  folg. 

2.  Ein  bestimmtes  formelles  Verfahren  bei  N ich  tz  ula  s s u n g zu  r H e b- 
ammen  - Prüfung  oder  bei  Versagung  des  Prüfungszeugnisses 
ist  durch  die  Gewerbe-Ordnung  nicht  vorgeschrieben.  Die  Verfügungen  der  Be- 
hörden folgen  dem  durch  die  Sache  gegebenen  Instanzenzuge  ; den  Betheiligten 
steht  der  gewöhnliche  Beschwerdeweg  offen. 

Ueber  die  Prüfung  der  Hebammen  befinden  des  Näheren  die  Landes- 
Uesetze.  — Doch  wird  die  in  einem  Bundesstaate  geprüfte  Hebamme  auch  in  ei- 
nem anderen  Bundesstaate  ohne  neue  Prüfung  zum  Gewerbe-Betriebe  zu  verstatten 
sein.  Vergl.  §.  1 der  Preuss.  Minist. -Verf.  v.  2.  Juni  1870.) 

Durch  die  amtliche  Bestellung  von  Bezirks-Hebammen  wird  die  gewerb- 
liche Freizügigkeit  der  übrigen  Hebammen  nicht  bcschr&nkt. 

In  Preussen  ist  die  Regelung  des  Hebammenwesens  erfolgt  durch  die  unten 
Theil  III,  Abschnitt  F.  mitgetheilte  Minist. -Verfügung vom  2.  Juni  1870.  Minist. - 
Bl.  d.  i.  V.,  S.  166.  — ) 

Für  Oldenburg  bestimmt  die  Verfügung  vom  7.  Scptbr.  1869,  dass  es  hin- 
sichtlich der  Zulassung  der  Hebammen  und  der  Festsetzung  ihres  Wohnortes  bei 
den  bestehenden  Vorschriften  und  Einrichtungen  bewenden  soll. 

Dass  die  Ausübung  geburtshilflicher  Handlungen  ohne  Prüfung  tauch 
den  Frauen  freigegeben  sei,  wurde  in  dem  Krkenntniss  des  Preuss.  Ober-Tri- 
bunals vom  9.  Februar  1870  iMinist.-Bl.  d.  i.  V.  1670.  S.  101  angenommen. 
Dagegen  vertritt  das  Ober-’l  ribunal-Erkenntniss  vom  9.  Januar  1871  Minist. -Bl. 
d.  i.  V.  1871,  S.  61  mit  überwiegenden  Gründen  die  Ansicht: 

» Kine  Frauensperson , t reiche  gewerbsmässig  die  (ieschäfte  einer  Hebamme  ohne 
dag  hierzu  erforderliche  Prüfungszeugnis*  cerrichtet , ist  straffällig , auch  wenn  sie  sich 
nicht  Hebamme  nennt.  • 

Die  zutreffende  Strafvorschrift  findet  das  Erkcnntniss  in  §.  147'  derGewerbe- 
Ordnung  s.  unt.  Note  1 zu  §.  147.. 

Die  Ausübung  der  Geburtshilfe  seitens  eines  Mannes  bleibt  aber  auch  ohne 
Approbation  straffrei,  wenn  derselbe  sich  nicht  den  Titel  eines  Geburtshelfers  etc. 
beilegt. 

H e b am  men-G  c w erbe,  — über  dessen  Beschrünkung  in  Schleswig- 
Holstein  s.  Bericht  der  Petitions-Kommission  des  Reichstags  von  1872,  Nr. 
157.  B. 

§.31.  Seeschiffer,  Seesteuerleute  und  Lootsen  müssen  sich 
über  den  Besitz  der  erforderlichen  Kenntnisse  durch  ein  Beiahigungszeugniss 
der  zuständigen  Verwaltung«- Behörde  ausweisen. 

Der  Bundesrath  erlasst  die  Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Befähi- 
gung. Die  auf  Grund  dieses  Nachweises  ertheilten  Zeugnisse  gelten  für  das 
ganze  Bundes-Gebiet , bei  Lootsen  für  das  im  Zeugniss  angeführte  Fahr- 
wasser. ') 

So  weit  in  Betreff  der  Schiffer  und  Lootsen  auf  Strömen  in  Folge 
v o n S taats  v e r trägen  besondere  Anordnungen  getroffen  sind,  behält  cs 
dabei  sein  Bewenden.  2) 
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1.  Nach  Artikel  54  der  Reichs- Verfassung  hat  das  Reich  die  Bedingungen 
festzustellen,  von  welchen  die  Erlaubniss  zur  Führung  eines  Seeschiffes  abhängig 
ist.  Der  §.31  bildet  die  Ausführung  dieser  Verfassungs- Bestimmung.  Das  Er- 
forderniss eines  Befähigungsnachweises  rechtfertigt  sich  durch  das  Beispiel  der 
meisten  seefahrenden  Nationen  und  durch  die  Erwägung,  dass  der  Geschicklichkeit 
des  Schiffsführers  nicht  nur  das  Leben  der  Mannschaften  und  Passagiere  anver- 
traut wird,  sondern  dass  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Verhält- 
nisse der  Schiffsmannschaften  dem  Schiffsführer  zugleich  strenge  disziplinarische 
Befugnisse  gewähren,  die  nur  solchen  Händen  anvertraut  werden  künnen,  die  ihre 
Befähigung  zu  ihren  Funktionen  nachgewiesen  haben.  Der  §.  31  giebt  zugleich 
den  nach  den  Anordnungen  des  Bundcsrntbs  geprüften  Seeschiffem  und  Seesteucr- 
leuten  die  gewerbliche  Freizügigkeit  innerhalb  des  Reichsgebiets. 

Die  dem  Bundesrathe  vorbehaitenen  Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Be- 
fähigung sind  bezüglich  der  Seeschiffer  und  Se  csteuerl  eu  te  ergangen 
durch  die  Bekanntmachungen  vom  25.  September  1669  Bund. -Oes. - 
Bl.,  8.  660),  und  vom  30.  Mai  1670  (Bund. -Oos. -Bl.  S.  3141,  welche  unten, 
Theil  111,  Abschn.  G.  mitgetheilt  werden.  Ebendaselbst  finden  sich  die  zu  diesen 
Bekanntmachungen  des  Bundesraths  erlassenen  drei  Ausführungs-Bestimmungen 
der  Preuss.  Regierung  vom  11.  Jvdi  1670,  betreffend  die  Prüfung  für  grosse 
Fahrt,  — für  kleine  Fahrt  — und  den  Austausch  der  Beftthigungszeugnisse.  — 
Hinsichtlich  der  Prüfung  der  Lootsen  sind  bisher  noch  keine  Anordnungen  der 
Reichsgewalt  ergangen;  es  bewendet  daher  zur  Zeit  bei  den  landesgesetzlichen 
Vorschriften.  — 

Neben  dem  Nachweis  der  Befähigung  kann  nach  §.  34  auch  besondere  Ge- 
nehmigung zum  Betriebe  des  Lootsen-Gewerbcs  Vorbehalten  werden. 

Ueber  das  Verfahren  gegen  Gewerbetreibende  der  §.31  gedachten  Art,  denen 
das  Befähigungs-Zeugnis«  mangelt,  vergl.  Note  1 zu  §.  147  der  Gewerbe-Ordnung 
und  Preuss.  Ausführ.-Anweisung  vom  4.  September  1660,  Abschn.  I,  Nr.  2 und 
7.  s.  unt.  Theil  II,  Nr.  1.  A. 

Für  das  Beschwerde-Verfahren  bei  Nichtzulassung  zur  Prüfung  oder 
bei  Versagung  des  Prüfungszeugnisses  gilt  das  zu  §.  30,  Note  2 Be- 
merkte in  analoger  Weise. 

»Das  ganze  Bundesgebiet»  ist  jetzt  das  ganze  Reichsgebiet. 

2.  Die  in  Betreff  der  Schiffer  und  Lootsen  auf  Strömen  bestehenden 
Staatsverträge  werden  unten  Theil  III,  Abschn.  G.  mitgetheilt.  Im  Uebrigen  ist 
das  Gewerbe  der  Fluss  Schiffer  frei. 

j§.  32.  S cha  us pi  e 1 -Un  t ernph mer  bedürfen  zuin  Betriebe  ihres 
Gewerbes  der  Erlaubniss.  Dieselbe  ist  ihnen  zu  crtheilcn,  wenn  nicht  That- 
sachen  vorliegen , welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  Be- 
ziehung auf  den  beabsichtigten  Gewerbe-Betrieb  dartliun.  ') 

Beschränkungen  auf  bestimmte  Kategorien  theatralischer  Darstellungen 
sind  unzulässig. 

1.  Anderweite  Erwägungen  der  persönlichen  Befähigung,  als  die  im  Gesetze 
bezcichnctc , sowie  eine  Prüfung  des  Bedürfnisses  sind  nicht  mehr  zulässig.  — 
Vergl.  Preuss.  Ausführungs-Anweisung  vom  4.  September  1S69,  Abschn.  I,  Nr. 
11.  (s.  unt.  Theil  II,  Nr.  1.  A. 

Die  Erlaubniss  zum  Betriebe  des  Gewerbes  eines  Schauspiel-Unternehmers 
berechtigt  innerhalb  des  ganzen  Geltungsbereiches  der  Gewerbe-Ordnung,  — vor- 
behaltlich der  Bestimmungen  der  §§.  59  und  60  der  Gewerbe-Ordnung  in  Betreff 
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der  umberziehenden  .Schauspieler-Gesellschaften.  Preuss.  Miaist.-Verfügung 
vom  24.  Novbr.  1871,  Minist. -Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  345. 

Von  welcher  Behörde  die  Erlaubniss  zum  Ge  werbe  - Be  triebe  der 
Schauspiel-Unternehmer  zu  ertheilen  ist,  bestimmen  die  Landes-Gesetze. 
ln  Preussen:  die  Regierungen,  dus  Polizei  - Präsidium  zu  Berlin  und  die  Land- 
drosteien in  der  Provinz  Hannover.  Dieselben  haben  auch  die  erste  Entscheidung 
über  die  Zurücknahme  zu  treffen;  der  Rekurs  geht  an  den  Ober- Präsidenten. 
Künigl.  Erlas»  vom  30.  Juli  1869.  Min. -Bl.  d.  i.  V.  1869,  S.  234.) 

■ Ueber  das  Verfahren  bei  Versagung  der  Erlaubnis»;  vergl. 
Preuss.  Ausführung»- Anweisung  vom  4.  September  1869,  Abschnitt  II..  D. 
55 — 59,  (s.  unten  Theil  II.,  No.  1.  A.). 

Für  Bayern  bestimmt  über  die  Zuständigkeit  der  Behörden  §.  9 der  Vollzugs- 
Verordnung  vom  4.  Dezember  1872,  (s.  unt.  Theil  II.,  No.  2.  B }. 

Wegen  Zuständigkeit  der  Behörden  in  Sachsen  s.  §.  20  der  Ausführungs- 
Verfügung  vom  16.  September  1869,  s.  unt.  Theil  II.,  No.  3). 

33.  Wer  Gastwirthschaft,  Schankwirthschaft  oder  K 1 ei n - 
handel  mit  Bran  nt  wein  oder  Spiritus  betreiben  will,  bedarf  dazu 
der  Erlaubnis».  ’) 

Diese  Erlaubniss  ist  nur  dann  zu  versagen: 

1.  wenn  gegen  den  Nachsuchenden  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  An- 
nahme rechtfertigen,  dass  er  das  Gewerbe  zur  Förderung  der  Völlerei,  des 
verbotenen  Spiels,  oder  der  Unsittlichkeit  missbrauchen  werde; 

2.  wenn  das  zum  Betriebe  des  Gewerbes  bestimmte  Lokal  wegen  seiner  Be- 
schaffenheit oder  Lage  den  polizeilichen  Anforderungen  nicht  genügt. 

Es  können  jedoch  die  Landes- Regierungen , soweit  die  Landes-Gesetze 
nicht  entgegenstellen,  die  Erlaubniss  zum  Ausschänken  von  Brannt- 
wein und  den  Klein  ha  ndel  mit  Branntwein  undSpiritus  auch 
von  dem  Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig 
machen.  (A,  B,  C,  D,  E,  F. 

A.  Allgemeine  Vorbemerkungen. 

Wegen  Aufhebung  des  Branntwein-  und  Brauzwanges  siebe  §.  7 und  wegen 
Ablösung  des  Krug  Verlagsrechtes  siehe  §.  8 der  Gewerbe-Ordnung.  Real- 
Schank-Gerechtigkeiten  sind  insofern  werthvoll,  als  die  Ausübung  der- 
selben nicht  der  Prüfung  des  Bedürfnisses  unterliegt.  Preuss.  Verordn,  vom 
7.  Febr.  1835,  §.  9.  Ües.-S.  1835,  S.  20). 

Die  Konaossionspflicht  der  Gast-  und  Schankwirthschaft  und  des 
Kleinhandels  mit  Branntwein  und  Spiritus  beruht  sowohl  auf  sitten-, 
als  auch  auf  sicherheitspoli/.eilichen  Gründen , und  ist  nicht  nur  in  Deutschland, 
sondern  auch  in  England  gemeinen  Rechtens.  Die  Gastwirthschaftin  Betreff  der 
Konzessionspflicht  der  Schankwirthschaft  gleichzustcllcn.  ist  deshalb  geboten,  weil 
eine  Gastwirthschaft  ohne  Ausschank  geistiger  Getränke  nicht  wohl  denkbar  ist, 
auch  das  Gastwirthschafts-Gcwerbe  ebenso  leicht  zur  Förderung  der  Unsittlichkeit 
und  des  verbotenen  Spiels  missbraucht  werden  kann.  Dagegen  liegen  bei  blossen 
Speise-  Wi  rtbschaften,  welche  von  den  meisten  Landcs-Gcwerbegesetzen  der 

*)  Vgl.  hierzu  : Gesetze  und  Verordnungen  betr.  den  Gast-  und  Schankwirthschnfts- 
Betrieb  im  Deutschen  Reiche  und  den  Einzelstaaten.  Bearb.  v.  G.  Herrfurth.  Berlin, 
Kortkampf. 
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Schankwirthschaft  gleichgestellt  waren , ähnliche  Bedenken  nicht  vor.  Dieselben 
sind  daher  ausser  Konzessionspflicht  gestellt.  Ebenso  ist  das  in  den  meisten  Ge- 
werbe-Gesetzen als  konzessionspflichtig  bezeichnete  gcwerbsweisc  Vcrmicthen 
von  Schlafstellen  nicht  aufgeführt.  Das  Vermicthen  von  Schlafstellen  ist  in 
so  ausserordentlich  ausgedehntem  Gebrauch,  dass  das  Konzessionswesen  . wenn  es 
dasselbe  umfassen  wollte , einen  sehr  grossen  Umfang  erlangen  würde , wahrend 
doch  nur  in  verbältnissmässig  seltenen  Ausnahmelallen  die  Gefahr  eines  Miss- 
brauches vorliegt.  Soweit  das  Vermicthen  von  Schlafstellen  und  Zimmern  den 
Karaktcr  der  Gastwirthschaft  annimmt , wird  es  durch  Absatz  1 . des  §.  33  ge- 
troffen. 

Die  Bedürlnissfrage  bezüglich  des  Branntweinschankes  wurde  aufrecht  erhal- 
ten, um  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  der  aus  der  Vervielfältigung  der  Schenken, 
namentlich  in  ländlichen  und  Fabrik-Distrikten  drohenden  Förderung  der  Unsitt- 
lichkeit vorzubeugen.  Das  Gewerbe  der  SchankwirthscÜnft  setzt  weder  Vorbildung, 
noch  ein  erhebliches  Kapital  voraus , erfordert  also  gerade  wegen  seiner  leichten 
Zugänglichkeit  für  Personen,  denen  die  gewerkliche  Arbeit  nicht  zusagt , im  In- 
teresse der  guten  Sitten  eine  Beschränkung. 

Die  wesentlichen  Abänderungen,  welche  namentlich  die  Preussische 
Schunkwirthschafts -Gesetzgebung  durch  die  Reichs -Gewerbe -Ordnung  erfahren 
hat,  sind  in  der  Preuss. • Ausführ.  -Anweis.  v.  4.  Septbr.  1869,  Abschnitt  I.,  12 
zusanuuengestcllt  (s.  u.  Theil  II.,  No.  1.  A.). 

B.  Besondere  Anuohuie-Bestlinrnnngcn  ftir  Bayern. 

Das  Reichs -Gesetz  vom  12.  Juni  1872  , betreffend  die  Einführung  der  Ge- 
werbe-Ordnung in  Bayern,  bestimmt  im  §.  1 : 

» Insoweit  bisher  in  Bayern  der  Betrieb  der  Gast-  und  Schankwirth- 
srhaft  oder  des  Kleinhandels  mit  geistigen  Getränken,  dann  der  Aussc/umk 
der  eigenen  Erzeugnisse  an  Getränken  ohne  polizeiliche  Er/aubniss  statt- 
haft war,  bedarf  es  einer  solchen  auch  in  der  Folge  nicht. 

Die  Einstellung  eitles  solchen  Geschäfts- Betriebes  kann  jedoch  nach 
Mussgabe  des  Sä-  53.  Abs.  II  und  §.  54  der  Gewerbe-Ordnung  veifiigt 
werden,  wenn  Thatsachen  vorliegen,  auf  Grund  deren  gemäss  §.  3.1  der 
Gewerbe- Ordnung  die  Erlaubniss  zum  Betriebe  eines  der  daselbst  bezeich- 
net en  Geicerbe  versagt  werden  könnte .« 

Hierzu  besagt  §.  10  der  V ollzugs  - V e rordn  u ng  für  B ay  e rn  vom  4 . 
Dezbr.  1872  (s.  unten  'i'heil  II.,  No.  2): 

« Die  Erlaubniss  zum  Ausschauken  von  Branntwein , sowie  zum  Kleinhandel  mit 
Branntwein  und  dem  als  Getränke  zubereiteten  Spiritus  (Liköre)  darf  in  den  Landes- 
theilen  diesseits  des  Rheines  nur,  wenn  ein  Bedürfnis  hierfür  vorhanden  ist  — 
ivon  den  Distrikts- Verwaltungsbehörden , in  München  von  dem  Magistrate)  — er- 
theilt  werden. 

Als  Kleinhandel  mit  diesen  Getränken  ist  der  Verkauf  in  Quantitäten  unter  2 Liter 
anzusehen , sofern  derselbe  nicht  in  versiegelten  Flaschen  von  mindestens  >/s  Liter 
erfolgt. « 

Zur  Erläuterung  der  bezüglich  der  Gast-  und  Schank-Gewerbe  in  Bayern 
nachgelassenen  Ausnahme  wird  bemerkt,  das  in  der  Bayerischen  Rheinpfalz  das 
Wirthschafts-Gewerbe  und  der  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken  seit  mehr  als 
einem  halben  Jahrhundert  freigegeben  sind,  ohne  dass  erhebliche  Missstände  her- 
vorgetreteten  wären.  Desgleichen  sind  in  den  rechtsrheinischen  Landestheilen 
Bayerns  die  Brauer,  sowie  die  Theilhabcr  der  namentlich  in  einzelnen  Theilen 
Frankens  und  der  Oberpfalz  vorkommenden  Kommunal- Brauereien  nach 
althergebrachter  Gewohnheit  zum  Ausschanke  ihrer  eigenen  Erzeugnisse  berechtigt  . 
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Dieser  Rechtszustand  wurde  in  dem  Bayerischen  Gewerbe-Gesetze  vom  30.  Januar 
IS68,  welches  im  Allgemeinen  das  Wirthschalts-  Gewerbe  der  Konzessionpflicht, 
unterwarf,  unverändert  gelassen  und  ist  gegenwärtig  auch  von  der  Reichs-Gesetz- 
gebung beibehalten,  da  die  fraglichen  Verhältnisse  rein  lokaler  Natur  sind. 

Uebrigens  war  auch  in  Bremen  das  Gast-  und  Schankwirthsehafts  - Gewerbe 
seit  dem  Jahre  1863  ganz  freigegeben ; indessen  diese  Abweichung  vom  Gemeinen 
Rechte  ist  nicht  aufrecht  erhalten  worden. 

C.  Die  Bedtlrfnissfrage. 

»Es  können  die  Landcs-Rcgierungcn,  soweit  die  Landes-Ge- 
setze  nicht  entgegenstehen«  — . Diese  Fassung  spricht  dafür,  dass  die 
Reichs-Gesetzgebung  die  Landes-Regicrungen  ermächtigt  hat,  die  liedürfniss-Er- 
ftrterung  einzuführen,  auch  wenn  die  Landes-Gcsctze  darüber  schweigen. 

Der  Regierungs-Entwurf  wollte  die  Bedürfniss-Erörterungen  auch  bei  Gast- 
wirthschaften  in  Orten  von  nicht  mehr  als  1000  Einwohnern  zulassen.  In 
kleinen  Ortschaften  ist  allerdings  der  Unterschied  zwischen  Gast-  und  Schank- 
wirthsehaften  leider  nur  ein  nomineller;  desshalb  hat  der  ablehnende  Beschluss 
des  Reichstags  vielfach  das  Streben  zur  Folge,  die  Bedürfnissprüfung  der  Schank- 
wirthschaft  unter  dem  Vorwände  der  Gastwirthschaft  zu  umgehen. 

In  Preussen  bestimmen  die  Verordnungen  vom  7.  Februar  1S35  und  vom 
21.  Juni  1844  (Ges.-Samml.  1835,  S.  18  und  1844,  S.  214),  dass 

•die  Erlaubnis»  zum  Beginn  des  Kleinhandels  mit  Getränken  oder  zur  Anlegung 
von  Schankwirthschaften , mit  denen  die  Beherbergung  von  Fremden  nicht  verbunden 
ist,  nur  in  solchen  Fällen  gestattet  werden  soll,  in  denen  sich  die  Behörde  von  der 
NützlichkeitunddcmBedürfnissederAnlage  überzeugt  hat. 

lieber  den  Nachweis  des  vorhandenen  Bedürfnisses  sprechen  sich  des  Nähe- 
ren aus  die  Minist. -Verfügungen  vom  13.  August  1835  (unter  8.  — (v.  Kamptz 
Annalen  1835,  S 251);  — vom  13.  Scptbr.  1850:  (M.-Bl.  d.  i.  V.  1859,  S. 
217  ; vom  10.  Juni  und  20.  August  1861  : M.-Bl.  d.  i.  V.,  S.  137  und  168). 

Für  eine  Ortschaft,  welche  über  500  Einwohner  zählt  und  */s — '/t  Meile  von 
der  nächsten  Schankstätte  entfernt  liegt,  ist  in  einem  Beschwerdefalle  eine  Brannt- 
wein-Schankstltte  als  Bcdürfniss  anerkannt.  (Min.-V.  v.  14.  Januar  1873.  M.- 
Bl.  d.  i.  V.  1873,  S.  12). 

Für  Schleswig-Holstein  ist  die  Bcdürfnissfragc  bei  Schankwirthschaften  und 
bei  dem  Getränke-Kleinhandel  durch  §.  12  der  Verordnung  vom  23.  Septbr.  1867 
Ges.-Samml.  S.  1843)  Vorbehalten. 

Für  Hannover  gilt,  der  gleiche  Grundsatz  laut  §§.  39  und  4 1 der  Gewerbe- 
ordnung vom  1.  August  1847.  (Ges.-Samml.  für  Hannover  1847,  S.  224). 

Im  vormaligen  Herzogthum  Nassau  und  im  Amte  Homburg  ist  bezüglich  der 
Branntwein-Scbankwirthschaften,  nicht  bezüglich  des  Gctränke-Klein- 
handels.  — in  dem  Reg. -Bezirke  Kassel  aber  bezüglich  beider  Gewerbe  die  Er- 
örterung der  BedürfnisBfrage  geltende  Verwaltungs- Praxis.  Für  Frankfurt  a/H. 
ist  die  Bedürfniss-Erörterung  nicht  vorgesehen. 

Wegen  Bayern  siehe  vorstehend  Note  B. 

Hinsichtlich  Behandlung  der  Wirthachafts-Ge werbe  in  Württemberg 
vergl.  §.  12  der  Ausf.-Verfüg.  v.  14.  Dezbr.  1871  s.  unten  Theil  II.,  No.  4.  A.  . 
Danach  bleibt  die  Erlaubniss  zum  Branntweinschanke  und  zum  Kleinhandel  mit 
Branntwein,  soweit  es  sich  nicht  um  Gastwirthschaften  handelt,  von  dem  Nach- 
weise eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig.  Eine  Ausnahme  macht  der  Klein- 
verkauf von  Branntwein  und  Likören  seitens  der  Apotheker  und  der  Ausschank 
von  Likören  seitens  der  Zuckerbäcker. 

Keich»-Ue»etze  m.  Erliatsr.  TH.  I.  Bd.  3.  5 
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Die  Bedürfnissfrage  bei  Branntwein -Schankwirthschaften  und  beim 
Branntwein-  bez.  Spiritus-)  Kleinhandel  ist  ferner  aufrecht  erhalten  : 

a.  im  Königreich  Sachsen  nach  §.  21  der  Ausführ. -Verordnung  vom  16.  Scptbr. 
1669  (s.  u.  Theil  II.,  No.  3.);  — 

b.  in  Mecklenburg-Schwerin  laut  Verordnung  vom  18.  Septbr.  I S69  (s.  unten 
Theil  II.,  No.  7.  B.);  — 

0.  in  Mecklenburg-Strelita  nach  §.  10  des  Ausfuhr. -Publikandums  vom  2.  Okt. 
1869;  — 

d.  in  Braunschweig  nach  B.  5 der  Ausführ. -Anweisung  vom  24.  Septbr.  1869 
(s.  u.  Theil  II„  No.  11);  — 

e.  in  Sachsen-Altenburg  nach  §.  13  der  Ausführ. -Verordnung  vom  17.  Septbr. 
1869;  — 

f.  in  Sachsen-Koburg-Gotha  nach  §.  7 der  Ausführ. -Verordnung  v.  17.  Septbr. 
1869;  — 

g.  in  Schwarzburg- Rudolstadt  nach  §.  4 der  Ausführ.  - Verordnung  vom  25. 
Septbr.  1869,  woselbst  bestimmt  ist:  »Die  Erlaubnis» -Krthcilung  zum  Aus- 
schänken von  Branntwein  und  den  Handel  mit  Branntwein  und  Spiritus  im 
Betrage  von  unter  ’/j  Quart  kann  von  dem  Nachweise  eines  Bedürfnisses  ab- 
hängig gemacht  werden« ; — 

h.  in  Waldeck  nach  I.  §.  10.  der  Ausführ. -Anweis.  v.  30.  Septbr.  1869;  — 

1.  in  Schaumburg  - Lippe  nach  I.  §.  18.  der  Ausführ. -Bekanntmachung  v.  21. 
Septbr.  1869;  — 

k.  in  Anhalt  laut  §.  7 der  Ausführ. -Verordnung  vom  18.  Septbr.  1869;  — 

l.  in  Sachsen  - Meiningen  ist  der  Nachweis  des  Bedürfnisses  nur  für  die  Erlaub- 
nis» zum  Ausschänken  von  Branntwein , nicht  zum  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein erforderlich.  — 

Die  Bcdürfnissfrage  ist  ausdrücklich  beseitigt  für  Oldenburg  laut  Ausführ.  - 
Verordnung  v.  21.  Septbr.  1869  {s.  u.  Theil  11.,  No.  10).  — 

D.  lieber  den  Getränke- Kleinhandel. 

Unter  Kleinhandel  mit  Getränken  in  Preusaen  ist  zu  verstehen: 
Handel  mit  Getränken , welcher  anders  als  in  hölzernen  Gebinden  von  mindestens 
einem  halben  Anker  Inhalt  stattfindet:  (Min. -Verf.  vom  12.  Oktober  1837,  v. 
Kamptzs  Annal.  1873,  S.  1074);  gleichgültig,  ob  in  vorher  abgemessenen  Quanti- 
täten (Flaschen  oder  in  den  von  den  Käufern  mitgebrachten  Gelassen,  — sowie  ob 
er  in  Verbindung  mit  einem  anderen  kaufmännischen  Geschälte  oder  für  sich  allein 
betrieben  wird.  Min. -Verf.  v.  15.  März  1871.  M.-Bl.  d.  i.  V.,  S.  118.) 

Für  die  Hohenzollernschen  Lande  wird  durch  Gesetz  vom  17.  Mai 
1856  (Ges. -Sammlung  1850,  S.  453  bestimmt,  dass  als  Kleinhandel  anzusehen: 
der  Verkauf  von  Branntwein  in  Mengen  unter  einem  Mass. 

Für  Hannover  ist  durch  die  Gewerbe -Ordnung  vom  1 . August  1847  »der 
Handel  mit  Branntwein  und  sonstigen  gebrannten  Wassern  in  Quantitäten  unter 
einem  Stübchen  (vier  Quartier  « für  konzessionspflichtig  erklärt.  (Gesetz. -S.  für 
Hannover  1847,  S.  224.) 

Der  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus  bedarf  gleichermassen  der 
polizeilichen  Erlaubnis»,  mag  er  mit  aelbstfabrizirten  oder  mit  angekauften  Ge- 
tränken betrieben  werden.  Erk.  des  Preuss.  Ober-Trib.  vom  24.  Juni  1859. 
M.-Bl.  d.  i.  V.  1859,  S.  214.) 

Jeder  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken,  auch  wenn  er  als 
Nebengewerbe  betrieben  wird,  — fall»  er  sich  nicht  ausschliesslich  auf  den  Handel 
mit  Bier  beschränkt,  — unterliegt  in  Preussen  einer  besonderen  Handels- 
Gewerbesteuer.  (§.  15.  Ges.  vom  19.  Juli  1861.) 
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Wegen  Bayern  siehe  vorstehend  Note  B. 

ln  Sachsen  »gilt  als  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus  der  Verkauf 
in  Quantilfiten  unter  einem  halben  Eimer«:  §.  21  der  Ausfuhr. -Anweis,  vom  10. 
Septbr.  1860;  s.  u.  Theil  II.,  3);  in  Braunsohwoig : »ein  Handel  unter  4 Quar- 
tier« : (C.  2 der  Ausf.- Anweis.  v.  15.  Septbr.  1869  ; in  Schwarzburg-Rudolstadt : 
»ein  Handel  unter  '/j  Quart:  §.  4 der  Ausf. -Verordnung  v.  25.  Septbr.  1860  . 

In  Baden  wird  zum  K leinhan  d el  mit  Branntwein  oder  Spiritus  der 
Verkauf  in  Mengen  unter  einem  halben  Liter  gerechnet.  Die  Erlaubniss  hierzu 
wird  nur  auf  den  Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  des  Publikums 
ertheilt.  (§.  17  der  Vollzugs-Verordnung  v.  26.  Dezbr.  1871 . s.  u.  Th.  II,  Nr.  5. 
Wegen  Braunschweig  siehe  unten  Note  F. 

In  Schwarzburg- Sondershausen  ist  unter  konzessionspflichtigem  Kleinver- 
kauf von  Branntwein  der  Verkauf  in  Quantitäten  von  2 Nösseln  und  darunter  zu 
verstehen.  (§.  13  der  Min. -Verordnung  vom  4.  Dezbr.  1865.). 

E.  Das  Verfahren  der  Behörden. 

lieber  das  Verfahren  bei  Versagung  der  Schank-  etc.  Erlaubniss 
vgl.  Preuss.  Ausf.-Anweis.  v.  4.  Septbr.  1869,  Abschnitt  II.,  D.  55 — 59:  (s. 
u.  Theil  II.,  No.  1).  — 

lieber  die  Stern  pelp  fl  ichtigkeit  der  Verhandlungen  in  Schank-  etc. 
Angelegenheiten  s.  Preuss.  Min.-Verf.  v.  26.  Oktbr.  1870.  (M.-Bl.  d.  i.  V. 
1871,  S.  55.  — Die  Gesuche  um  Ertheilung  der  Erlaubniss  sind,  wie  alle 

anderen  Gesuche,  gegenwärtig  nach  dem  Gesetze  vom  23.  März  1873,  stempelfrei. 

Wegen  der  in  Oldenburg  für  Ertheilung  der  Erlaubniss  zu  erhebenden 
Sporteln  vgl.  §.  51  der  Ausführ. -Verf.  v.  21.  Septbr.  1869  [s.  unten  Theil  II., 
No.  10). 

Für  Sachsen  befindet  über  das  Verfahren  in  Schank-  etc.  Sachen  §.  21  der 
Ausführ. -Verordnung  v.  16.  Septbr.  1869:  (s.  u.  Theil  II.,  No.  3). 

Für  Baden  sind  durch  die  Vollzugs- Verordnung  vom  26.  Dezbr.  1871,  in 
$.  14  — 17:  s.  u.  Theil  II.,  5.  B.  u.  a.  folgende  Bestimmungen  ergangen,  welche 
um  des  beachtenswerthcn  Verfahrens  willen  hier  noch  besonders  wiedergegeben 
werden : 

•Bei  Gesuchen  um  Erlaubniss  zum  Betrieb  der  Schankwirthschaft  ist  zu  erklären, 
ob  auch  Branntwein  ausgeschenkt  werden  will , bejahendenfalls,  sowie  auch  bei  Ge- 
suchen um  Erlaubniss  zum  Kleinvcrkauf  von  Branntwein  und  Spiritus,  hat  der  Bitt- 
steller in  seinem  Gesuche  darzuthun,  inwiefern  die  Erlaubniss  zum  Ausschank  oder 
Verkauf  des  Branntweins  und  Spiritus  einem  Bedürfnis.«  des  Publikums  entspricht. 

Der  Gemeinderath  hat  nach  Einkunft  des  schriftlichen  Gesuchs  dessen  wesentlichen 
Inhalt  Namen  des  Bewerbers,  Lokal,  Art  des  Geschäfts  durch  Anschlag  an  dem  Ge- 
meindehause zur  öffentlichen  Kenntnis«  zu  bringen.  Etwaige  Einsprachen  gegen  Ge- 
währung des  Gesuches  sind  innerhalb  8 Tagen  nach  erfolgtem  Anschläge  bei  Ausschluss- 
vermeiden  bei  dem  Gemeinderathe  vorzubringen. 

Nach  Ablauf  der  ‘'tägigen  Frist  sendet  der  Gcmeinderath  das  Gesuch  dem  Bezirks- 
Amt  ein  und  fügt  hinzu  : 

1.  eine  ordnungsmfissige  Bescheinigung  über  Zeit  und  Dauer  des  Anschlags  an  dem  Ge- 
raeindehause; 

1 die  etwa  eingekommenen  Einsprachen ; 

3.  sein  eigenes  Gutachten  darüber,  ob  etwa  die  Erlaubniss  wegen  gesetzlicher  Mängel  in 
der  Persönlichkeit  des  Bittstellers  oder  wegen  ungeeigneter  Beschaffenheit  oder  Lage 
des  Lokals  zu  versagen  sei. 

Ist  die  Erlaubnis«  zum  Ausschank  oder  Verkauf  von  Branntwein  nachgesucht , so 
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spricht  sich  der  Gemeinderath  zugleich  darüber  aus,  ob  die  Ertlieilung  der  Erlaubnis« 
einem  Bedürfniss  des  Publikums  entspricht. 

Die  Eriaubniss  zum  Betriebe  einer  Schankwirlhschafl  verleiht  das  liecht  zum  Aus- 
schank von  Getränken  aller  Art  mit  Ausnahme  des  Branntweins.  Soll  auch  Brannt- 
wein verabreicht  werden  dürfen,  so  ist  die  Erlauhniss  hierzu  besonders  zu  erwirken. 
Sie  wird  nur  auf  den  Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  des  Publikums 
ertheilt. « 


F.  lieber  Unterscheidung , Einrichtung  and  Betrieb  der  verschiedenen 
W i rthsehaft  s-fcle  werbe. 

Genaue  Unterscheidung  der  Gastwirthschaften,  welche  zur  vollständigen  Be- 
herbergung und  Verpflegung  der  Reisenden  genügen  müssen,  von  den  Schank- 
wirthschalten , — sowie  der  Branntwein-Schankwirthschaften  von  sonstigem 
Ausschank ; — ferner  Festsetzung  der  Behörden  - Zuständigkeit  siehe  in  der 
Preuss.  Min.-Vcrf.  vom  22.  Febr.  1870.  (M.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  81. 

Die  an  das  Lokal  zu  stellenden  Anforderungen  sind  so  zu  bemessen,  dass  nicht 
unter  dein  Aushftngeschilde  der  Gastwirthschaft  ein  gewöhnlicher  Branntwein- 
schank betrieben  werde.  Insbesondere  genügen  nicht  Einrichtungen  von  mehr  pro- 
visorischer Natur.  Preuss.  Min.-V.  vom  22.  Febr.  1870  und  vom  7.  Januar 
1873.  M.-Bl.  d.  i.  V.  18711,  S.  83  und  1871,  S.  11./ 

Wegen  ZuläBsigkeit  von  Gast-  undSchankwirthschaften  in  ‘ 
derNähederKirchen  — s.  Preuss.  Min.-V.  v.  28.  Novbr.  1870.  /M.-Bl . 
d.  i.  V.  1870,  S.  302.) 

Die  Eriaubniss  zum  Betriebe  der  Gastwirthschaft  schliesst  das  Recht  zur  Aus- 
übung der  unbeschränkten  Schankwirthschalt  in  sich.  Preuss.  Min.-V.  v.  22. 
Febr.  1870.  (M.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  83.)  — Ferner  umfasst  das  Gewerbe  der 
Gast-  oder  Schankwirthschaft  auch  den  Getränke -Kleinhandel.  Preuss.  Min.- 
Verf.  vom  24.  Dezbr.  1867.  /M.-Bl.  d.  i.  V.  1868,  S.  5.) 

Eigentümlich  ist  die  Auffassung  der  Ausf.-Anweis.  für  Braurtschweig  vom 
24.  Septbr.  1869,  V.  3,  (s.  unten  ’l'heil  II.,  No.  11),  dass  mit  dem  Gewerbe  der 
Gast-  und  Schankwirthe  das  Recht,  Branntwein  zu  schenken,  und  mit  der  Krug- 
wirthschatt  auf  dem  Lande  das  Recht,  mit  Branntwein  im  Kleinen  zu  handeln, 
nicht  verbunden  ist,  sondern  dass  es  hierzu  stets  einer  besonderen,  nament- 
lich nach  dem  vorhandenen  Bedürfnisse  zu  bemessenden  Eriaubniss  bedarf.  Unter 
Branntweinhandel  im  Kleinen  ist  Handel  unter  4 Quartier  zu  verstehen.  :a.  a. 
O.  I.  C.) 

Wegen  Unvereinbarkeit  des  Schulzcn-Amtcs  mit  dem  Schankbetricbe  s.  oben 
§.  12,  Note  2 am  Schluss. 

»Die  Gcwcrbsmässigkeit  eines  Schankwirthschafts- Betriebes  ist  nicht 
durch  die  Absicht  bedingt,  dadurch  nachhaltig  den  Lebens-Unterricht  zu  Anden, 
— eine  solche  kann  daher  auch  dann  angenommen  werden , wenn  der  Betrieb  nur 
an  gewissen  Festtagen  stattgefunden  hat.«  Erk.  des  Preuss.  Ober-Trib.  vom 
2.  März  1871.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  151.) 

Der  Ausschank  von  Mineralwassern  in  umherfahrenden 
Trinkhallen  ist  bei  Beschränkung  auf  den  Wohnort  des  Unternehmers  nicht 
als  »Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen«,  sondern  als  »Schankwirthschaft«  zu  be- 
handeln. (Preuss.  Min.-Verf.  vom  30.  Novbr.  1872.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1872, 
8.  335. 

Als  Beispiel  einer  Verordnung  über  die  Polizeistunde  vgl.  die  Würt- 
tembcrg’sche  Verfügung  vom  2.  Dezbr.  1871.  (Regier. -Bl.  1871,  No.  33.) 

Für  Württemberg  ist  die  Verpflichtung  der  Wirthe  zur  Anzeige  der  be  — 
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herbergten  Gäste  durch  Königl.  Verordnung  vom  6.  August  1872  Reg. -Bl. 
1872,  S.  275  festgestellt, 

»Verordnungen,  welche  Schüler  vom  Besuche  der  Konditoreien.  Schank- 
wirthschaften  etc.,  ausschliessen,  sind  mit  der  Gewerbe-Ordnung  nicht  unverein- 
bar.« [Erk.  desPreuss.  Ober-Trib.  vom  13.  Oktober  1870.  M.-Bl.  d.  i.  V. 
1871,  S.  13.) 

»Durch  die  Gewerbe -Ordnung  sind  auf  die  Zulassuung  öffentlicher 
Tanzlustbarkeiten  bezüglichen  Polizei  - Verordnungen  nicht  aufgehoben.« 
Erk.  des  Preuss.  Ober-Trib.  vom  18.  Januar  1871.  Justiz-Minist. -Bl.  1871, 
8.  1 19.) 

»Eine  Polizei-Verordnung,  welche  den  Gastwirthen  zur  Pflicht  macht,  ein 
Fremdenbuch  zu  führen,  ist  durch  die  Gewerbe-Ordnung  (§.  17;  und  das 
Bundes-Pressgesetz  vom  12.  Oktbr.  1867  nicht  unwirksam  geworden.«  ;Erk.  des 
Preuss.  Ober-Trib.  vom  24.  Novbr.  1870.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  11.) 

Ueber  Missstände  der  SchankwirlhBchafts-Gesetzgebung  vgl . 
Reichstags- Verhandl.  von  1871  : Druck-S.  No.  68,  Lit.  C'.;  Stenogr.  Bericht,  32. 
Silz.,  S.  560—566. 


$.  34.  Die  Landes-Gesetze  können  vorschreiben,  dass  zum  Handel 
mit  Giften')  und  zum  Betriebe  des  Loo  t se  n - Ge  we  r bes s)  besondere 
Genehmigung  erforderlich  ist,  ingleichen,  dass  das  Gewerbe  der  Mark- 
scheider3) nur  von  Personen  betrieben  werden  darf,  welche  als  solche  ge- 
prüft und  konzessionirt  sind.  4) 

1.  In  Betreff  des  Gifthandels.  In  Preussen  ist  die  Vorschrift  des 
§.  49  der  Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Jan.  1845  massgebend,  welche  in  der  Fas- 
sung des  dieselbe  abändernden  Gesetzes  vom  22.  Juni  1861  dahin  lautet: 

“Denjenigen,  welcheGiftefeilhalten,  ist  der  Beginn  des  Gewerbe-Betriebes  erst 
dann  zu  gestatten,  wenn  sich  die  Behörden  von  ihrer  Zuverlässigkeit  in  Bezug 
auf  den  beabsichtigten  Gewerbe-Betrieb  überzeugt  haben. « 

Für  Bayern  s.  §.  1 1 der  Vollzugs-V.  v.  4.  Dezbr.  1872  (unten  Theil  II., 
No.  2.  B.j;  — für  Sachsen  vgl.  §.  22  der  Ausfuhr. -V.  v.  16.  Septbr.  1869  s. 
unten  Theil  II.,  No.  3);  — für  Sachsen- Weimar  besteht  das  Gesetz  vom  1.  Juli 
1858  über  den  Gifthandel  vgl.  Ausf.-V.  v.  18.  Septbr.  1869;  s.  u.  Theil  II., 
No.  9);  — für  Sachsen  - Altenburg  gilt  die  Bekanntmachung  v.  27.  April  1835, 
Ges.-S.  1835,  S.  40);  — lür  Sachsen  - Koburg  - Gotha  das  Gesetz  v.  19.  Febr. 
1662,  bezieh,  die  Verordnung  v.  10.  August  1837  ; — für  Beuss  ft.  Jj.  Verord- 
nung v.  10.  Juni  1S59  ; — für  Beuss.  j.  L.  s.  Ausfuhr.  - Verord.  v.  24.  Septbr. 
1869  ; — für  Hamburg  gelten  Art.  83  bis  87  der  Medizinal-Ordn.  von  1818  und 
die  Bekanntmachung  v.  1.  Febr.  1855;  — in  Lübeck  gebührt  der  Verkauf  von 
Giften  im  Kleinen  ausschliesslich  den  Apothekern  : §.  48  der  Medizinal-Ordn.  vom 
25.  Septbr.  1867  ; Ausfuhr. -Bekanntm.  v.  15.  Septbr.  1869  zur  Gcwerbe-Ordn. 
ln  Baden  ist  der  Handel  mit  Giften  nicht  konzessionspflichtig.  Ueber  die  polizei- 
lichen Beschränkungen  der  Zubereitung,  der  Verwendung  und  des  Verkehrs  mit 
giftigen  Stoffen  s.  §.  83  des  Badischen  Polizei-Strafgesetzbuchs. 

Für  Beuss  j.  L.  bestimmt  die  Min. -Verfüg,  vom  24.  Septbr.  1869  : 

»Zum  Handel  mit  Giften  ist  mit  Ausnahme  der  approbirten  Inhaber  von  Apotheken 
die  Genehmigung  erforderlich.  Der  Verkauf  von  Giften  ohne  Genehmigung  ist  bei 
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Vermeidung  einer  Strafe  von  5 bis  50  Thalern  untersagt,  und  haben  diejenigen  Gewerbe- 
treibenden, welche  giftiger  Substanzen  zu  ihrem  Gewerbe-Betriebe  bedürfen  , bei  der- 
selben Strafe  für  deren  sichere  und  jeden  Missbrauch  verhütende  Verwahrung  Sorge 
ju  tragen.« 

Der  Betrieb  des  Kamme  rjüger-Gewerbes  ist  zwar  an  und  für  »ich  kon- 
zessionsfrei, — wird  indessen  hinsichtlich  der  Giftverwendung  durch  polizeiliche 
Vorschriften  angemessen  zu  regeln  sein.  S.  Preuss.  Min. -Verf.  v.  19.  Mai 
1870.  M.-Bl.  d.  i.  V.,  S.  159;  ferner  Note  1 zu  §.  56.) 

2.  Besondere  Genehmigung  zum  Betriebe  des  Loots«n -Ge- 
werbes kann  vorgeschrieben  werden.  — neben  dem  nach  §.31  unbedingt  er- 
forderlichen Bcftthigungszcugnissc.  — lieber  das  Verfahren  bei  Versagung 
der  Genehmigung  vgl.  Preuss.  Ausführ. -Anweis.  v.  4.  Septbr.  1869,  Abschnitt 
I.  8.  (s.  u.  Thcil  II.,  No.  1 . A.l . — Es  erscheint  nicht  unzulässig,  dass  die  Lan- 
des-Gesetze  als  Bedingung  der  Kunzessions-Ertheilung  die  Einhaltung  einer  Taxe 
vorschreiben.  — 

3.  Die  Konzcssionirung  der  Markscheider  ist  nach  dem  allge- 
meinen Preuss.  Berg-Gesetze  vom  24.  Juni  1865,  §.  190  durch  eine  besondere 
Prüfung  bedingt.  Vgl.  auch  Preuss.  Ausführ. -Anweis,  vom  4.  Septbr.  1869, 
Abschnitt  I.  6.  (s.  u.  Theil  II.,  No.  I.  A.  . 

Ein  bestimmtes  formelles  Verfahren  bei  Versagung  der  Prüfung  oder  des 
Prüfungszeugnisses  als  Markscheider  ist  nicht  vorgeschrieben.  Die  Verfügungen 
der  Behörden  folgen  dem  durch  die  Sache  gegebenen  Instanzenzuge ; den  Bethei- 
ligten steht  der  gewöhnliche  Beschwerdeweg  offen. 

4.  Uebcr  das  Verfahren  gegen  Gewerbetreibende , denen  die  Genehmigung 
bezieh.  Konzession  mangelt,  vgl.  Preuss.  Ausführ. -Anweis,  vom  4.  Septbr. 
1869.  Abschnitt  1.  2.  ;s.  u.  Theil  II.,  No.  1 A.). 

g.  35.  Die  Ertheilung  von  Tanz-,  Turn  - und  Schwimm- Unter- 
richt als  Gewerbe  darf  denjenigen  untersagt  werden,  welche  wegen  Ver- 
gehen oder  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  bestraft  sind. 

Der  Handel  mit  gebrauchten  Kleidern,  gebrauchten  Bet- 
ten odergcbrauchterWäsche,  derKleinhandel  mitaltcm  Me- 
tallgeräth  oder  Metallbruch  'Trödel),  oder  in i t Gar n abfäl  1 en 
oder  Dräu  men  von  Seide,  Wolle,  Baumwolle  oder  Leinen,  fer- 
ner das  Geschäft  eines  Pfandleihers  kann  demjenigen  untersagt 
werden,  welcher  wegen  aus  Gewinnsucht  begangener  Vergehen  oder  Ver- 
brechen gegen  das  Eigenthum  bestraft  worden  ist. 

Das  Geschäft  eines  Gesinde- Vermiethers  kann  demjenigen 
untersagt  werden,  welcher  wegen  aus  Gewinnsucht  begangener  Vergehen 
oder  Verbrechen  gegen  das  Eigenthum  oder  wegen  V' ergehen  oder  Verbrechen 
gegen  die  Sittlichkeit  bestraft  worden  ist. 

Personen,  welche  die  in  diesem  Paragraphen  bezeichneten  Gewerbe  be- 
ginnen , haben  vor  Eröffnung  ihres  Gewerbe-Betriebes  der  zuständigen  Be- 
hörde hiervon  Anzeige  zu  machen. >)  J) 

1 . Der  Beginn  des  Gewerbe-Betriebes  der  Tanz-,  Turn  - undSchwimm- 
Lehrer,  der  Trödler,  Pfandleiher  und  Gesinde-Vcrmiether  ist 
also  von  einer  polizeilichen  Vorprüfung  der  Persönlichkeit  oder  des  Bedürfnisses 
nicht  abhängig.  Der  Hegierungs- Entwurf  hielt  noch  die  Konzessionspäichtigkcit 
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dieser  Gewerbe  aufrecht  und  zog  auch  die  Fechtlehrer  und  Unternehmer  von 
B a d e - A n » tal te  n hinein. 

Tanzlehrer  pflegen  ihr  Gewerbe  zum  grossen  Theil  umherziehend  zu 
betreiben.  Dass  indessen  die  Hausir- Vorschriften  nicht  auf  Lehrer,  welche  an  ver- 
schiedenen Orten  periodisch  Unterricht  ertheilen,  Anwendung  finden,  sprach  schon 
die  Preuss.  Min.-Verf.  vom  11.  März  1862.  (M.-Bl.  d.  i.  V.,  S.  126;  aus.  — 
Die  nach  §.  14  der  Preuss.  Minist. -Instruktion  vom  31.  Dezbr.  1869  auch  für 
Tanzlehrer  erforderliche  besondere  Meldung  bei  der  Orts-Schulbehörde  er- 
scheint beseitigt. 

Von  den  Gesichtspunkten , welche  den  Gesetzgeber  bei  der  Einschränkung 
dieser,  z.  B.  in  Württemberg  früher  frei  gewesenen  Gewerbe  geleitet  haben, 
verdient  Folgendes  hervorgehoben  zu  werden  : 

Bei  dem  Pfandleih-Qewerbe,  welches  leicht  zu  Diebeshehlerei  gemiss- 
braucht  werden  kann,  liegt  in  der  Sorge  für  den  Schutz  des  Eigenthums,  nament- 
lich für  die  Abwehr  gewerbsmässiger  Unterstützung  der  gegen  das  Eigenthum 
gerichteten  Verbrechen  und  Vergehen,  der  Beweggrund  für  den  Vorbehalt  der 
Untersagung. 

Bei  dem  Trödler-Gewerbe  treten  den  sichcrtieitspolizeilichen  Interessen 
noch  gesundheitspolizeiliche  hinzu , indem  durch  den  Handel  mit  gebrauchten 
Kleidern  Krankheiten  verschleppt  werden  können  ; auch  ist  das  Trödler-Gewerbe 
von  besonderer  Wichtigkeit  deshalb,  weil  es,  wenn  in  zuverlässigen  und  achtsamen 
Händen , der  Entdeckung  von  Diebstählen  durch  Anzeige  bei  der  Behörde  wesent- 
liche Unterstützung  bietet.  — Eine  Verordnung  über  den  Betrieb  des  Trödler-Ge- 
werbes in  Preussen  findet  sich  in  dem  Minist.-Bl.  für  die  innere  Verwaltung, 
Jahrgang  1870,  S.  159. 

Das  Bedörfniss,  den  Handel  mit  G ar  n-A  bfällen  u.  s.  w.  nicht  in  Jeder- 
manns Händen  zu  lassen,  wird  durch  zahlreiche  Klagen  über  die  Neigung  der  Ar- 
beiter zur  Veruntreuung  der  ihnen  übergebenen  Webcstoffe , über  den  traurigen 
Einfluss  dieser  Uebelstände  auf  den  sittlichen  Zustand  der  Arbeiter  und  ihr  Ver- 
hältniss  zu  dem  Arbeitgeber,  wie  über  die  Grösse  des  durch  diese  Veruntreuungen 
und  Diebstähle  herbeigeführten , auf  die  Verhältnisse  der  Arbeiter  selbst  noth- 
wendig  rückwirkenden  pekuniären  Verlustes  begründet.  Die  Unmöglichkeit,  die 
veruntreueten  Stoffe  als  das  entzogene  Eigenthum  zu  erkennen , hindert  selbst  in 
den  seltenen  Fällen  der  Entdeckung  des  Vergehens  die  Bestrafung  der  Thfiter.  Es 
können  daher  die  Arbeitgeber  dem  durch  umherziehende  Zwischenhändler  be- 
günstigten und  den  Vertrieb  der  entwendeten  Stoffe  in  das  Ausland  vermittelnden 
Handel  mit  diesen  Stoffen  meist  nur  dadurch  entgegen  wirken,  dass  sie  jeden  Ar- 
beiter , gegen  den  sie  Verdacht  haben , entlassen ; ein  Verfahren  , welches  nicht 
selten  den  Unschuldigen  treffen  wird  und  das  schon  bestehende  Misstrauen  zwischen 
beiden  Klassen  zu  steigern  geeignet  ist.  Es  empfiehlt  sich  daher,  so  viel  wie 
möglich , diesen  Veruntreuungen  vorzubeugen  und  den  gedachten  Handel  gleich 
dem  Trödler-Gewerbe  zu  behandeln.  — 

Für  Preussen  ist  von  dem  Erlass  allgemeiner  gleichmässiger  Kontrol-Vor- 
schriften  über  die  Beaufsichtigung  des  Gewerbes  der  Gesinde- V er  miether 
abgesehen  worden.  Die  früher  erlassenen  Bestimmungen  dieser  Art  gelten  für 
aufgehoben.  (Preuss.  Min.  -Verordnung  vom  23.  Juni  1870.  M.-Bl.  d.  i.  V. 
1870,  S.  199.) 

2.  Ueber  das  Verfahren  behufs  Feststellung  etwaiger  gesetzlicher  Hinder- 
nisse eines  der  hier  in  Hede  stehenden  Gewerbe-Betriebe,  sowie  über  das  Verfahren 
der  Untersagung  eines  solchen  Gewerbe- Betriebes  vgl.  Preuss.  Ausführ. -Anweis, 
vom  4.  Sepfbr.  1869,  Abschnitt  I.  13  und  Abschnitt  II.  D.  55  und  59:  (s.  unten 
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Theil  II..  No.  1.  A.  . Wegen  Zuständigkeit  der  Behörden  in  Bayern:  s.  Voll- 
zugs-Verlegung  vom  4.  Dezbr.  1872,  §.  12.  unt.  Theil  II.,  No.  2.  B.);  in  Würt- 
temberg: vgl  §.  14  der  Ausführ. -Yerf.  vom  14.  Dezbr.  1871.  (s.  unt.  Theil  II., 
No.  4.  A.). 

Strafbestimmung  gegen  Uebertretungen  des  §.  35  s.  unten  im  §.  148*). 

$.36.  Das  Gewerbe  der  Feldmesser,  Auktionatoren,  der- 
jenigen, welche  den  Feingehalt  edler  Metalle  oder  die  Be- 
schaffenheit, Menge  oder  richtige  Verpackung  von  Waaren 
irgendeiner  Art  festste  1 len,  der  Güterbestätiger,  Schaffner, 
Wäger,  Messer,  Bracker,  Schauer,  Stauer  u.  s.  w.  darf  zwar  frei 
betrieben  werden,  es  bleiben  jedoch  die  verfassungsmässig  dazu  befugten 
Staats-  oder  Kommunal  Behörden  oder  Korporationen  auch  ferner  berechtigt, 
Personen,  welche  diese  Gewerbe  betreiben  wollen,  auf  die  Beobachtung  der 
bestehenden  Vorschriften  zu  beeidigen  und  öffentlich  anzustellen.  ')  2 *) 

Die  Bestimmungen  der  Gesetze,  welche  den  Handlungen  der  genannten 
Gewerbetreibenden  eine  besondere  Glaubwürdigkeit  beilegen  oder  an  diese 
Handlungen  besondere  rechtliche  Wirkungen  knüpfen,  sind  nur  auf  die  von 
den  verfassungsmässig  dazu  befugten  Staats-  oder  Kotnmunal-Behörden  oder 
Korporationen  angestellten  Personen  zu  beziehen. 

1.  In  den  Bedingungen,  unter  welchen  dio  Anstellung  solcher  verei- 
deten Personen  und  die  für  dieselben  etwa  vorgeschriebene  Prüfung  erfolgt,  — 
sowie  in  den  Verpflichtungon  und  Rechten  derselben  tritt  durch  die  Bestimmung 
des  §.  36  eine  Acnderung  nicht  ein.  Es  sind  hierfür  die  bestehenden  I.andes- 
Vorschriftcn  massgebend.  Auch  Anstellung  auf  Zeit  oder  auf  Widerruf  würde  in 
Betracht  des  §.  40  der  Gewerbe-Ordnung  zulässig  sein.  Dagegen  sind  diejenigen, 
welche  dieses  Gewerbe  ohne  Vereidung  und  Anstellung  frei  betreiben,  an  jene 
Bedingungen  pp.  nicht  gebunden.  Preuss.  Ausführungs-Anweisung  vom  4.  Sep- 
tember 1869,  Abschn.  1.  10.  :s.  unt.  Theil  II,  Nr.  1). 

Die  für  die  Anstellung  solcher  Gewerbetreibenden  bestehenden  Vorschriften 
in  Freussen  sind  namentlich:  §§.  113  ff.  des  Gewerbepolizei-Gesetzes  vom  7. 
September  1811;  tj().  51  ff.  der  Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar  1845;  das 
Reglement  für  die  öffentlich  anzustellenden  Feldmesser  vom  2.  März  1S71 
Ges.-Samml.  S.  101]  nebst  den  dazu  gehörenden  Prilfungs- Vorschriften  s.  unt. 
Theil  III,  Abschn.  H.)  — 

Für  die  amtlich  bestätigten  a ussergcrich  tlichen  Auktionatoren  in 
Preussen  ist  das  Reglement  vom  15.  August  1848  (Minist. -Bl.  d.  i.  V.  1848, 
S.  305:  erlassen.  In  demselben  war  ausdrücklich  die  Befugniss  zur  Verstei- 
ger  ung  von  Immobilien  beanstandet.  Nach  der  Minist. -Verf.  vom  18.  Okto- 
ber 1872  Minist. -Bl.  d.  i.  V.  1872,  S.  303),  sollen  zwar  Anstellungen  zur  aus- 
schliesslichen Versteigerung  von  Immobilien  abgclehnt,  — aber  Anstellungen  mit 
ungetrenntcr  Befugniss  von  Mobiliar-  und  Immobiliar- Auktionen,  bei  vorhandenem 
Bedürfnisse  und  bei  Befähigung  der  Bewerber,  nicht  versagt  werden. 

Die  Rheinischen  Gesetze,  nach  welchen  öffentliche  Mobiliar -Versteige- 
rungen nur  durch  die  vom  Gesetze  dazu  berufenen  Beamten  abgehalten  werden 
durften,  sind  durch  die  Gewerbe-Ordnung  ausser  Kraft  gesetzt. 

Zur  Beglaubigung  der  Feingehaltsbczeichn  ungen  von  Gold- 
und  Silber  waaren  in  Baiern  sind  amtliche  Sachverständige  angesteüt.  Ver- 
ordnung vom  28.  Oktober  1868,  s.  unt.  §.  14  4,  Note  1.  B.) 
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2.  Ein  bestimmten  formelles  Verfahren  bei  Versagung  des  Gesuchs  um  öffent- 
liche Anstellung  in  den  bezeichneten  Gewerben  ist  nicht  vorgeschrieben.  Die  Ver- 
fügungen der  Behörden  folgen  dem  durch  die  Sache  gegebenen  Instanzenzuge ; den 
Betheiligten  steht  der  gewöhnliche  Besch' werdeweg  offen. 

3.  Die  Konzessionspflicht  derjenigen  Gewerbetreibenden , welche  aus  der 
Vermittelung  von  Geschäften  oder  der  Uebernahme  von  Aufträgen,  namentlich  aus 
der  Abfassung  schriftlicher  Aufsätze  für  Andere  ein  Gewerbe  machen , — der 
Agenten,  Kommissionäre,  Da  rieh  ns  Vermittler,  — ist  weggefallen. 

Was  die  Handelsmäkler  oder  Sensale  betrifft,  so  bestimmt  das  Allge- 
meine Deutsche  Handelsgesetzbuch  im  Titel  VII.  (Bund. -Oes. -Bl.  1869,  S. 
416): 

Art.  66.  »Die  Handelsmäkler  (Sensale  sind  amtlich  bestellte  Vermittler  für  Han- 
delsgeschäfte 

Sie  leisten  vor  Antritt  ihres  Amtes  den  Eid,  dass  sie  die  ihnen  obliegenden  Pflich- 
ten getreu  erfüllen  wollen.« 

Art.  84.  »lieber  die  Anstellung  der  Handelsmäkler  . . . das  Erforderliche  zu  be- 
stimmen, bleibt  den  Landcs-Gcsetzcn  überlassen.» 

•Es  kann  den  nandelsmäklern  das  ausschliessliche  Recht  zur  Vermitteluug  von 
Handelsgeschäften  beigclegt  werden.«  (Diese  letztere  Bestimmung  ist  durch  §§.  7 und 
IO  der  Gew.  -Ord.  beseitigt .) 

Art.  82.  »Der  Betrag  der  Maklergebühr  wird  durch  Örtliche  Verordnungen  ge- 
regelt.« 

Dazu  ist  für  Preussen  zu  vergleichen  das  Einführungs-Gesetz  vom  24.  Juni 
1861  (Ges.-Samml.  S.  449),  welches  im  §.  1 verfügt: 

• Die  Handelsmäkler  werden  an  Orten,  für  welche  kaufmännische  Korpo- 
rationen oder  Handelskammern  bestehen,  von  diesen  ernannt;  die  Ernennung  bedarf 
der  Bestätigung  der  Regierung. 

Die  Anstellung  von  llundelsm&klern  an  anderen  Orten  geschieht  durch  die  Re- 
gierung.« 

2.  »Den  Handelsmäklern  steht  ein  ausschliessliches  Recht  zur  Vermitte- 
lung von  Handelsgeschäften  nicht  zu.  Die  Gesetze  oder  Verordnungen,  durch  welche 
ihnen  ein  solches  Recht  beigelegt  ist,  werden  aufgehoben.» 

Die  Festsetzung  der  Taxen  für  die  Mäkler  gehört  nach  §.  93  der  l’reu ss. 
Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar  1845  vor  die  Minist. -Instanz. 

37.  Der  Regelung  durch  die  Orts  - Polizeibehörde  unterliegt  die 
Unterhaltung  des  öffentlichen  Verkehrs  innerhalb  def  Orte 
durch  Wagen  aller  Art,  Gondeln,  Sänften,  Pferde  und  andere 
Transportmittel,  sowie  das  Gewerbe  derjenigen  Personen,  welche  auf 
öffentlichen  Strassen  oder  Plätzen  ihre  Dienste  anbieten. 'j 

1.  Die  Gewerbe-Ordnung  hat  sich  absichtlich  einer  materiellen  Regelung  die- 
ser Strassen-Oe werbe  enthalten  und  die  Ordnung  derselben  lediglich  der  K om- 
petenz  der  Orts- Polizeibehörde  zugewiesen.  fPreuss.  Minist -Verf.  vom  19.  März 
1873,  M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  177.) 

Der  Orts- Polizeibehörde  steht  es  also  z.  B.  zu,  die  Zahl  der  eine  bestimmte 
Strasse  passirenden  Omnibuslinien  im  Interesse  des  städtischen  Verkehrs  zu  be- 
schränken, ebenso  den  aufzustellenden  Transportmitteln  bestimmte  Plätze  für  eine 
begrenzte  Zahl  anzu weisen.  Die  ortspolizeiliche  Regelung  wird  sich  indessen  nicht 
auf  die  Art  der  Ausübung  des  Gewerbes  zu  beschränken  brauchen,  sondern  auch 
auf  die  Bedingungen  der  Zulassung  zu  demselben  sich  erstrecken,  den  Beginn  des 
Betriebes  von  einer  polizeilichen  Erlauhniss  und  diese  von  dem  Nachweise  der  Zu- 
verlässigkeit des  Konzessions-Bewerbers  abhängig  machen  können.  Sie  wird  in 
Preussen  in  der  Form  einer  Polizei- Verordnung  zu  erlassen  sein.  — Bei  Aufstel- 
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lang  einer  Taxe  bedarf  es  des  K in  Verständnisses  der  Gemeinde-Behörde.  (§.  76  der 
Gewerbc-Ordn.j 

Ist  durch  diese  polizeiliche  Regelung  der  Betrieb  der  gedachten  Verkehrs- 
Gewerbe  an  eine  polizeiliche  Genehmigung  gebunden,  so  wird  der  Beginn 
oder  die  Fortsetzung  des  Betriebes  ohne  die  vorschriftsmässige  Genehmigung  un- 
ter die  Strafbestimmung  des  §.  147  1 fallen. 

Beschränkt  sich  dagegen  die  polizeiliche  Regelung  darauf,  den  Vorbehalt  der  U n- 
torsagung  des  Betriebes  nach  Analogie  des  §.  35  auszusprechen,  wie  dieB  § . 40 
voruussetzt,  so  fehlt  in  der  Gewerbe-Ordn.  eine  Strafbestimmung  lür  das  Zuwider- 
handeln gegen  die  Untersagung  (vgl.  §.  148  4 . doch  kann  die  Orts-l’olizeibohörde, 
soweit  sie  überhaupt  zum  Erlass  von  Polizei-Strafvorschriften  ermächtigt  ist,  auch 
hier  solche  in  die  Regelung  aufnehmen.  Für  Badon  ist  die  Strafvorschrift  durch 
§.  134  a des  Polizei-Strafgesetzbuches  gegeben.  — Wegen  des  Verfahrens  bei  Un- 
tersagung iliosc»  Gewerbe-Betriebes,  bezieh,  bei  Verweigerung  der  Genehmigung,  so- 
wie bei  Entziehung  derselben  ist  in  der  Gewerbe-Ordnung  selbst  nichts  vorgesehen. 
Für  Prousson  vgl.  die  Anweis,  vom  4.  Scptbr.  1860,  Abschn.  II,  26.  js.  unt. 
Theilll,  Nr.  1; . - — FürBaiorn  ist  dio  Zuständigkeit  der  Behörden,  sowie  das  Ver- 
fahren der  Untersagung  hinsichtlich  dieser Strassen-Gewerhe  durch  §.  13  derVoll- 
zugs-V.  vom  4.  Dezbr.  1872:  s.  unt.  Theil  II.  Nr.  2.  B)  geregelt.  — Für  Sach- 
sen vgl.  §.  23  der  Ausführ. -V.  v.  16.  Septbr.  1868:  (s.  unt.  Theil  II,  Nr.  3). 

(§.  38.  Die  Zentral-Behörden  sind  befugt,  Vorschriften  darüber  zu  er- 
lassen, in  welcher  Weise  die  im  §.  35,  Absatz  2 und  3 verzeichneten  Ge- 
werbetreibenden ihreBücher  zu  führen  und  welcher  polizeilichen 
K ontrole  über  den  Umfang  und  die  Art  ihres  Geschäfts- Betriebes  sie  sich 
zu  unterwerfen  haben.1; 

1.  Unter  Z entral-Behörde  sind  übereinstimmend  mit  §.155  der  Gew. — Ordn. 
die  Zentral-Behörden  der  einzelnen  Bundesstaaten,  — die  obersten  Lundes-Ver- 
waltungsbehörden  zu  verstehen.  — Zuwiderhandlungen  gegen  solche  Betriebs-  und 
Kontrol-Vorschriftcn  hat  die  Gew.-O.  nicht  unter  Strafe  gestellt.  Indessen  be- 
stimmt §.  360**1  des  Strafgesetzbuchs: 

■Mit  Geldbusse  bis  zu  60  Thalern  oder  mit  Haft  wird  bestraft  wer  als  Pfand- 
leiher bei  Ausübung  seines  Gewerbes  don  darüber  erlassenen  Anordnungen  zu- 
widerhandelt.« 

Im  Uebrigcn  bleibt  der  Erlass  bezüglicher  Strafvorschriften  den  Landes-fiesetz- 
gebungen  überlassen.  Vgl.  z.  B.  §.  131a  des  Badischen  Polizei-Strafgesetz- 
buchs . 

In  Bezug  auf  Fil  hrung  der  Bücher  und  polizeilicheAufsicht:  a.  in 
Preussen  wegen  der  Trödler  und  Gesinde- Vermicther  s.  Note  I zu  §.  35;  wegen 
der  Pfandleiher  sind  noch  keine  Vorschriften  der  Zentral-Behörden  ergangen ; b.  im 
Königreich  Sachsen  s.  §.24  der  Ausführ. -Verordn,  v.  16.  Septbr.  1869:  js.  unt. 
Theil  II,  Nr.  3) ; — c.  in  Sachsen- Altenburg  s.  §.  16  der  Ausführ. -Verordn,  v.  17. 
Septbr.  1869  ; — e.  in  Sachsen-Koburg  s.  §.  7 der  Ausführ. -Verordn,  v.  21.  Septbr. 
1869;  — f.  in  Schwarzburg-Rudolstadt  s.  §.  6 der  Ausführ. -V.  v.  25.  Septbr. 
1869; — g.  in  Reusa  ä.  L.  s.  Ausführ. -V.  v.  28.Sept.  1869;  — h.inReussj.  Ij. 
s.  Ausführ. -V.  v.  24.  Septbr.  1869. 

In  Braunsohwelg  sind  die  Pfandleiher  verpflichtet,  ein  vollständiges 
Pländregistcr  zu  führen,  in  welches  sämmtlicbe  bei  ihnen  anfgegebene  Plfinder  der 
Reihe  nach  eingetragen  sind,  und  aus  welchem  die  genaue  Bezeichnung  dea  Pfand- 
objektes, der  Name  des  Verpfänders,  soweit  derselbe  bekannt  ist,  der  Tag  des 
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Versatzes,  bezüglich  der  ertheilten  Prolongation  und  der  etwaigen  Wiedereinlösung, 
sowie  der  Betrag  des  gezahlten  Pfandschillings  hervorgehen  muss.  Die  Polizei-Be- 
amten sind  jeder  Zeit  zur  Einsicht  des  Pfandregisters  und  zur  Revision  der  Ge- 
schäftsräume befugt.  (Ausftlhr. -Anweisung  zur  Gew.-O.  vom  24.  Septbr.  lbb'J, 
V 2,  s.  unt.  Theil.  II.  Nr.  11.) 

39.  Die  Landes- Gesetze  können  die  Einrichtung  von  Kehrbe- 
zirken für  Schornsteinfeger  gestatten.  Jedoch  ist,  wo  Kehrbezirke 
bestehen,  oder  eingerichtet  werden,  die  höhere  Verwaltungs  Behörde,  soweit 
nicht  Privatrechte  entgegenstehen,  befugt,  die  Kehrbezirke  aufzuheben  oder 
zu  verändern , ohne  dass  deshalb  den  Bezirks-Schornsteinfegern  ein  Wider- 
spruchsrecht oder  ein  Anspruch  auf  Entschädigung  zusteht.  *} 

1.  Die  Einrichtung  der  Kehrbezirke  für  Schornsteinfeger  ist  weit 
verbreitet : sie  ist  feuerpolizeilicher  Natur  und  hat  sich  da,  wo  sic  eingebürgert  ist, 
als  zuträglich  bewährt.  Ein  Bedflrfniss,  die  Verhältnisse  der  Schornsteinfeger  ein- 
heitlich zu  gestalten,  ist  nirgends  hervorgetreten,  und  erschien  es  daher  angemes- 
sen. in  Betreff  dieser  Einrichtungen  das  lokale  Bedürihiss  auch  ferner  walten  zu 
lassen. 

Von  derartigen  landesgesetzlichen  Vorschriften  ist  Folgendes  zu  bemerken. 

In  Preussen  gilt  nachstehende  Bestimmung  der  Gewerbe-Ordnung 
vom  17.  Januar  1845: 

ff.  56.  »Die  Kehrbezirke  der  Schornsteinfeger  können  nach  dem  Ermessen  der 
Regierung  nicht  nur  da,  wo  sie  bisher  bestanden,  beibehaltcn,  sondern  auch  da,  wo  sie 
bisher  nicht  bestanden,  eingeführt,  andererseits  aber  auch  aufgehoben  und  verändert 
werden,  ohne  dass  desshalti  den  Bezirks-Schornsteinfegern  ein  Widerspruohsrecht  oder 
ein  Anspruch  auf  Entschädigung  zusteht.  Nur  da,  wo  Zwangsrechte  bestehen,  ist  eine 
Aufhebung  oder  Beschränkung  der  diesen  Rechten  unterworfenen  Kelirbezirkc  erst 
nach  vorgängiger  Ablösung  der  Zwangsrechte  zulässig.» 

Bezüglich  dieser  Ablösung  vgl.  §.  8 der  Reichs-Gewerbe-Ordnung,  dem  In- 
halte nach  übereinstimmend  mit  §.  5 der  Preuss.  Gewerbe-Ord.  vom  17.  Januar 
IS45. 

Die  landesgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  von  Kehrbe- 
zirken für  Schornsteinfeger  in  Baiern  linden  sich  in  der  Königl.  Verordnung  vom 
27.  Februar  1869,  die  Regelung  der  Verhältnisse  der  Kaminkehrer  betr. , Re- 
gierunftsbl.  1869,  S.  289  f). 

Im  Königreich  Sachsen  besteht  über  Einrichtung  der  Schornsteinfeger-Bezirke 
die  Verordnung  vom  20.  März  1866:  (vgl.  § . 25  der  Augführ. -Verordn,  v.  16. 
Septbr.  1869;  s.  unt.  Theil  II,  Nr.  3). 

Hinsichtlich  des  Schomsteinfegerwesens  in  Württemberg  vgl.  §.  15  der 
Ausf.-Verfüg.  v.  17.  Dezbr.  1871  : (g.  unt.  Theil  II,  Nr.  4'. 

Für  Baden  vgl.  §.  22  der  Vollzugs-V.  v.  26.  Dezbr.  1871:  's.  unt.  Theil 
II,  Nr.  5). 

Gleicherweise  für  Sachsen- Weimar  die  Ausführ. -V.  v.  18.  Septbr.  1869, 
s.  unt.  Theil  II,  Nr.  8). 

Auch  in  Mecklenburg-Schwerin  bestehen  die  Kehrbezirke  für  Schornstein- 
leger  als  eine  landesgesetzliche  Einrichtung.  S.  Hekanntm.  vom  27.  Dezbr.  1872, 
Reg. -Bl.  1872,  S.  448). 

fff.  40.  Die  in  den  §§.  29  bis  3 I erwähnten  Approbationen  und  Genehmi- 
gungen dürfen  weder  auf  Zeit  ertheilt,  noch  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmungen in  den  §§.  53  und  143,  w iderrulen  werden.  ’) 
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(regen  Versagung  der  Genehmigung  zum  Betriebe  eines  der  in  den  §§.  30, 
32,  33  und  34,  sowie  gegen  Untersagung  des  Betriebes  der  in  den  §§.  35  und 
37  erwähnten  Gewerbe  ist  der  Rekurs  zulässig.  Wegen  des  Verfahrens  und 
der  Behörden  gelten  die  Vorschriften  der  §§.  20  und  '21.*) 

1.  Mit  dieser  Untersagung  der  zeitlichen  Beschränkung  einer  ertheil- 
ten  Konzession  erscheint  es  jedoch  wohl  vereinbar,  dass  die  Krlaubniss  zum  Be- 
triebe des  Branntwein-Schankes,  bez.  Kleinhandels  §.  33  nur  für  ein  vorflber- 
gehendes  Bedtlrfniss,  z.  11.  für  einen  öffentlichen  Bau,  für  die  Anwesenheit  von 
Badegästen,  ertheilt  und  nur  desshalb  an  eine  bestimmte  Zeitdauer  gebunden 
wird. 

2.  Bei  Aufzählung  derjenigen  §§.,  welche  von  Gewerben  handeln,  die  eine 
Ve  rsagu  ng  der  Gen  e hm  igung  erleiden  können,  ist  §.  37  übersehen. 

Ueber  das  in  den  Versagungs-  oder  Untersagungs-Fällen  des  §.  40  cinzuhal- 
tende  Verfahren  in  Sachsen  s.  §.  26  der  Ausf.-V.  v.  16.  Septbr.  1S69,  (s.  unt. 
Theil  n,  Nr.  3). 


III.  Umfang,  Ausübung  und  Verlust  der  Gewerbe-Befugnisse.1 

Mi.  Die  Befugniss  zum  selbständigen  Betriebe  eines  stehenden  Ge- 
werbes begreift  das  Recht  in  sich,  in  bc  1 icbi ge r Zahl  Ge s el  le n.  Ge- 
holfen, Arbeiter  jeder  Art  und,  soweit  die  Vorschriften  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  nicht  entgegenstehen,  Lehrlinge  anzunehmen.  In  der 
Wahl  des  Arbeits-  und  Hülfs-Personals  finden  keine  anderen  Beschränkungen 
statt,  als  die  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  festgestellten. 

In  Betreff  der  Berechtigung  der  Apotheker,  Gehülfen  und  Lehrlinge 
anzunehmen,  bewendet  es  bei  den  Bestimmungen  der  Landes- Gesetze. :l 

1.  Allen  Deutschen  Fabrikanten  ist  der  Gebrauch  und  die  Abbildung  des 
Kaiserlichen  Adlers  — mit  Ausschluss  der  Form  des  Wappenschildes — , zur 
Bezeichnung  ihrer  Waaren  und  Etiketten  gestattet  (Kaiserl.  Erlasse  vom  16.  März 
und  16.  April  1872.  Reichs-G.-Bl.  1872.  S.  90  u.  93.) 

Der  Gebrauch  des  Preussischen  Adlers  ist  durch  Königl.  Erlass  vom 
4.  Januar  1862  allen  Preussischen  Fabrikanten  zur  Bezeichnung  ihrer  Waaren 
oder  Etiketten  gestattet.  (M.-Bl.  d.  i V.  1862.  S.  37.) 

Für  Sachsen  bestimmt  gleichartig  die  Verordnung,  den  Gebrauch  des  Landes- 
wappens auf  Waarenctikettcn  und  Marken  betreffend,  vom  20.  Januar  1855. 
(Ges.-S.  1855  S.  37.) 

Hierzu  tritt  die  strafrechtliche  Vorschrift  in  §.  360.  ’)  des  Strafgesetz- 
buches: 

»Mit  Geldbusse  bis  zu  fünfzig  Thalern  oder  mit  Haft  wird  bestraft : wer  unbefugt 
die  Abbildung  von  Wappen  eines  Bundesfiirsten  zur  Bezeichnung  von  Waaren 
auf  Aushängeschildern  oder  Etiketten  gebraucht.» 

2.  Es  sei  hier  ferner  erinnert  an  die  nachstehenden  Beschränkungen  der  ge- 
werblichen Betriebsfreiheit  hinsichtlich  der  Waaren- Bezeichnungen  uni 
des  F irmen-Ge  br  auchs : 

a.  Das  Strafgesetzbuch  bestimmt  in  §.  287  : 

»Wer  Waaren  oder  dereu  Verpackung  fälschlich  mit  dem  Namen  oder  der  Firma 
eines  inländischen  Fabrik -Unternehmers,  Produzenten  oder  Kaufmanns  bezeichnet 
oder  wissentlich  dergleichen  fälschlich  bezeichnete  Waaren  in  Verkehr  bringt,  wird 
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mit  Geldstrafe  von  fliufzig  bis  zu  Eintausend  l'haleru  oder  mit  Gefäugniss  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

Dieselbe  Strafe  tritt  ein , wenn  die  Handlung  gegen  Angehörige  eines  fremden 
Staats  gerichtet  ist,  in  welchem  nach  veröffentlichten  Staatsverträgen  oder  nach  Ge- 
setzen die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 

Die  Strafe  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  der  Waaren  - Bezeichnung 
der  Name  oder  die  Firma*,  mit  so  geringen  Abänderungen  wiedergegeben  wird,  dass 
die  letzteren  nur  durch  Anwendung  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgenommen  wer- 
den können.« 

In  dem  Handels  - und  Zoll  vertrage  zwischen  dem  Zollvereine  einerseits 
und  Oesterreich  andererseits  vom  9.  März  1808,  Art.  19.  (Bund. -Ges. -Bl.  18(18 
S.  246  ist  vereinbart : 

«In  Betreff  der  Bezeichnung  oder  Etikcttirung  der  Waaren  oder  deren  Verpackung 
sollen  die  Untertbauen  eines  jeden  der  vertragenden  Theile  in  dem  andern  denselben 
Schutz,  wie  die  Inländer  gemessen.« 

Gleichartig  lautet  Art.  10.  des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen 
dem  Zollvereine  und  der  Schweiz  vom  13.  Mai  1809  Bund. -Ges. -Bl.  1809, 
S.  600  ; ferner  die  Vereinbarungen  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
Amerika,  — mit  Portugal,  — mit  Schweden  und  Norwegen  — mit  Russ- 
land. (Reichs-Ges. -Bl.  1872,  S.  100,-258,-293;  — 1873,  S.  337.) 

b.  In  zivilrechtlicher  Hinsicht  bestimmt  Art.  27  des  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuches: 

«Wer  durch  den  unbefugten  Gebrauch  einer  Firma  in  seinen  Rechten  verletzt  ist, 
kauu  den  Unberechtigten  auf  Unterlassung  der  weiteren  Führung  der  Firma  und  auf 
Schadenersatz  belangen.« 

c.  Für  Baiern  ist  unterm  21.  Dezbr.  1802  ein  Gesetz,  den  Schulz  der  Waaren- 
Bezeichnungen  betreffend,  ergangen,  wonach 

«Jeder,  welcher  Erzeugnisse  der  Natur  oder  des  Gewerbfleisses  als  Produzent  oder 
Handelsmann  in  den  Verkehr  bringt,  befugt  ist,  zum  Zwecke  der  Wahrung  seiner 
Interessen,  die  Erzeugnisse  selbst  oder  deren  Verpackung  durch  bestimmte  Bezeich- 
nungen (Fabrik-  oder  Gewerbszeichen,  Namen  oder  Firma  , mit  der  Wirkung  kennbar 
zu  machen  , dass  die  Nachahmung  und  der  Gebrauch  dieser  Bezeichnungen  jedem 
Dritten  verboten  bleibt.  > 

d.  Für  Preussen  ist  zu  beachten  : die  Verordnung  vom  18.  August  1847.  (G.-S. 

1847.  S.  335)  und  Gesetz  vom  24.  April  1854.  G.-S.  1854.  S.  213),  be- 

treffend den  Schutz  der  Fabrikzeichen  anKisen-  und  Stahlwaaren 
in  der  Rheinprovinz  und  Westfalen. 

e.  Für  Württemberg  erging  das  Gesetz,  betreffend  den  Schutz  von  Waagen - 
Bezeichnungen  vom  12.  Februar  1802.  Regierungs-Bl.  1802,  S.  87. 

Der  Erlass  eines  Reichs  - Gesetzes  zum  Schutze  der  Fabrik-  und  Waaren- 
Z eichen  ist  angeregt  durch  Reichstagsbeschluss  vom  20.  Mai  1873. 

3.  §.41  ist  massgebend  auch  für  die  Innungs-Statuten,  so  dass  die  in  den 
letzteren  etwa  enthaltenen  Beschränkungen  der  Innungsmeistcr  in  der  Auswahl 
ihres  Hülfspersonales  Wegfällen. 

Der  Vorbehalt  in  Betreff  der  Apotheker  rechtfertigt  sich  daraus,  dass  die 
landesgesetzlichen  Beschränkungen  der  Apotheker  in  der  Annahme  von  Geholfen 
und  Lehrlingen  in  untrennbarem  Zusammenhänge  mit  den  durch  §.  0.  aufrechter- 
haltenen Bestimmungen  über  Errichtung  von  Apotheken  stehen  und  mit  diesen  zu- 
sammen der  ferneren  Reichs-Gesetzgebung  Vorbehalten  werden  müssen. 


*;  Die  Angabe  des  Ortes  ist  für  den  Thatbestand  der  Firmcnfälschung  nicht  erfor- 
derlich. 
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§.  42.  Wer  zum  selbständigen  Betriebe  eines  Gewerbes  befugt  ist,  darf 
dasselbe  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  §.  59  am  Orte  seiner  gewerb- 
lichen Niederlassung  und,  soweit  nicht  die  Vorschriften  des  dritten  Titels 
einen  Legitimationsschein  erfordern,  auch  ausserhalb  dieses  Ortes  aus- 
üben. ')  2)  3) 

1.  §.  42  stellt  im  Gegensätze  zu  den  Bestimmungen  der  meisten  Landes- 
Uesetzc  über  den  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  ein  überaus  wichtiges  Prinzip 
fest.  Wahrend  nach  der  Mehrzahl  der  letzteren  jede  nicht  besonders  dem  stehen- 
den Gewerbe-Betriebe  vorbehaltene  Ausübung  des  Gewerbes  ausserhalb  des  Wohn- 
ortes als  umherziehender  Betrieb  aufgefasst  und  den  Bestimmungen  über  das 
Hausir-Gewerbe  unterworfen  werden  konnte  , wird  durch  §.  4 2 festgestellt , dass 
die  Ausübung  des  stehenden  Gewerbes  ausserhalb  des  Wohnortes , soweit  frei  ist, 
als  das  vorliegende  Gesetz  nicht  besondere  Einschränkungen  vorschreibt.  Eine 
Ausübung  des  stehenden  Betriebes  ttusscrhalb  des  Wohnortes , die  nicht  durch 
den  Titel  III.  als  Hausir-Betrieb  ausdrücklich  erklärt  ist,  gilt  daher  als  Ausübung 
des  stehenden  Betriebes.  Dies  ist  namentlich  folgenreich  für  die  Gewerbe-Befug- 
nisse der  V e r s ich e r u ng  s - A gen  te n.  Das  Gewerbe  der  Versicherungs- Agen- 
ten besteht  in  der  Vermittlung  von  Versicherungs- Verträgen  zwischen  den  zu  Ver- 
sichernden und  der  Versicherungs-Unternehmung.  Von  den  verschiedenen  Zweigen 
des  Gewerbes  der  Vermittelung  von  Geschäften  ist  durch  Titel  III.  nur  derjenige 
dem  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  zugezählt , welcher  in  dem  Aufsuchen  von 
Waarenbestellungen  besteht.  Die  Geschäftsvermittelung  der  Versicherungs- 
Agenten  ausserhalb  ihres  Wohnortes  ist  mithin  als  ein  Ausfluss  des  stehenden 
Gewerbe-Betriebes  zu  betrachten,  nicht  als  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziohen.  Sie 
ist  daher  von  einer  polizeilichen  Genehmigung  nicht  abhängig. 

Indessen  will  die  Preussische  Ausführungs-Anweisung  vom  4.  Septbr. 
1869,  Abschnitt  I.  Artikel  16  (s.  u.  Thcil  II,  Nr.  1.  A.)  diesen  Gewerbe-Betrieb 
der  Versicherungs-Agenten  zur  Hausir-Steuer  heranzichen.  Vgl.  hiergegen:  Be- 
richt der  Petitions-Kommission  des  Reichstages  von  1871,  Nr.  58.  B.  und  Stcnogr. 
Bericht  der  123.  Sitzung,  S.  416;  — Bericht  der  Handels-Kommission  des  Abge- 
ordnetenhauses für  1869/70,  No.  349.  B. ; — Bericht  der  Petitions-Kommission 
des  Abgeordnetenhauses  für  1872/73,  No.  74.  A.  und  Stenogr.  Bericht  der  26. 
Sitzung,  S.  557  — 561. 

2.  Wer  ein  stehendes  Gewerbe  selbstständig  ausübt,  bedarf  zur  Ausführung 
von  Gewerbsarbeiten  auf  Bestellung  (bei  seinen  Kunden) , sowie  zum  Austragen 
bestellter  Waaren  keines  Legitimationsscheins. 

3.  Die  in  §.  59  der  Gew.-Ordn.  bezeichneten  Strasscn-Ge  werbe  öffent- 
licher Belustigung  sind  ebenso  am  Orte  der  Niederlassung,  wie  ausserhalb, 
an  die  obrigkeitliche  Erlaubniss  gebunden. 

W egen  der  Ertheilung  der  Erlaubniss  für  den  stehenden  Betrieb  derselben 
in  Sachsen  s.  §.  27  der  Ausführ. -V.  v.  16.  Septbr.  1869:  (unten  Theilll,  Nr.  3.) 

§.43.  Wer  gewerbsmässig  Druckschriften  oder  andere  Schrif- 
tenoderBildwerkeauf  öffentlichenWegen,  Strassen,  Plätzen 
oder  an  anderen  öffentlichen  Orten  ausrufen,  verkaufen,  ver- 
thcilen,  anheften  oder  anschlagen  will,  bedarf  dazu  einer  Erlaub- 
niss der  Orts-Polizeibehörde,  und  hat  den  über  diese  Erlaubuiss  auszustellen- 
den, auf  seinen  Namen  lautenden  Legitimationsschein  bei  sich  zu  führen.  '} 
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Diese  Erlaubnis  darf  nur  unter  den  Bedingungen  und  nach  Massgabe 
des  §.57  versagt  werden.  2) 

1.  Ks  handelt  sich  hier  um  das  Gewerbe  der  sogenannten  fliegenden 
Buchhändler.  Die  dieserhalb  vorgesehene  Erlaubnis  ist  nur  für  die  gewerbs- 
mässige, nicht  für  jede  vereinzelte  Ausübung  der  gedachten  Thatigkeit  erforderlich. 
Eine  Zeitbeschränkung  der  ertheilten  Erlaubniss  scheint  dem  Sinne  der  Gewerbc- 
Ordn.  nicht  zu  w idersprechen,  da  §.  40  solche  nicht  ausschliesst,  und  auch  die  Legi- 
timationsscheine  des  Titel  111.  nur  für  ein  Jahr  ertheilt  werden.  Eine  Entziehung 
oder  Versagung  der  Erneuerung  dieser  Erlaubniss  darf  aber  jedenfalls  nicht  statt- 
finden, so  lange  die  im  §.  57  bezeichneten  Erfordernisse  vorhanden  sind. 

Zuwiderhandlungen  gegen  §.  43  stehen  unter  der  Strafe  des  §.  1 4 8 s)  der  Ge- 
werbe-Ordnung . 

Die  besondere  Wahrung  der  strassenpolizeilichcn  Rücksichten  wird 
der  Behörde  durch  §.  43  in  keiner  Weise  verschränkt. 

2.  Ueber  die  Zuständigkeit  der  Behörden  und  das  Verfahren 
in  Prouasen  vgl.  Ausführ.-Anweis.  vom  4.  Septbr.  1809,  Abschn.  II.  I).  55 
bis  59 ; in  Baiern  vgl.  §.  15  der  Vollzugs-V.  vom  4.  Dezbr.  1872 ; über  die  Ge- 
bühr für  den  Legitimationsschein  in  Württemberg  vgl.  tj.  17  der  Ausführ. -V. 
vom  14.  Dezbr.  1871.  (s.  unten  Theil  II,  No.  1.  2.  4.) 

44.  Kaufleute,  Fabrikanten  und  andere  Personen,  welche  ein  stehen- 
des Gewerbe  betreiben,  sind  befugt,  ausserhalb  des  Ortes  ihrer  gewerblichen 
Niederlassung  persönlich  oder  durch  in  ihren  Diensten  stehende  Reisende 
Waaren  aufzukaufen  und  Bestellungen  auf  Waaren  zu  suchen.1! 

Sie  bedürfen  dazu  eines  Lcgitimationsscheins , welcher  von  der  unteren 
Verwaltung»- Behörde  ausgestellt  wird  und  für  das  Kalenderjahr  gilt.  Dieses 
Dgitiniationsscheines  bedarf  es  nicht,  wenn  die  betreffenden  Gewerbetreiben- 
den durch  die  nach  den  Zollvereins-Verträgen  erforderliche  Gewerbc-Le- 
gitimationskarte  bereits  für  das  Gesamintgebiet  des  Zollvereins  legitiinirt 
sind.  T; 

Der  Inhaber  eines  solchen  Legitimationsscheines  darf  aufgekaufte  Waaren 
nur  behufs  deren  Beförderung  nach  dem  Bestimmungsorte  und  von  den 
Waaren,  auf  welche  er  Bestellungen  sucht,  nur  Proben  oder  Muster  mit  sich 
führen . 3j  4) 

1.  Die  Bestimmungen  über  Handlungsreisende  entsprechen  den  über 
gegenseitige  Zulassung  von  Handlungsreisenden  bestehenden  Zollvereins-  und 
Handels- Verträgen.  (Vgl.  namentlich  Art.  26  des  Vertrages  über  die  Fortdauer 
des  Deutschen  Zoll-  und  Handelsvereins  vom  8.  Juli  1867  , Bund. -Ges. -Bl.  , S. 
81  tf.  Zollvereins-Ges.  Heft.  1.  Berlin,  Kortkampf.) 

Sie  sind  im  landespolizeilichen  und  Steuer-Interesse  nothwendig,  um  die 
Grenzlinie  zwischen  H andlu ngs reisend en  und  Hausirern  zu  ziehen,  ohne 
welche  der  Titel  III.  seiner  festen  Umgrenzung  entbehren  würde.  Zugleich  ge- 
winnen sie  eine  besondere  Wichtigkeit  durch  die  erwähnten  Verträge  über  die  Zu- 
lassung ausländischer  Handlungsreisender , da  nach  diesen  unter  denselben  Be- 
dingungen , wie  die  inländischen,  auch  die  Handlungsreisenden  der  betreffenden 
anderen  Staaten  zugelassen  werden  müssen.  Hätte  also  die  Reichs-Gesetzgebung 
nicht  eine  bestimmte  Scheidelinie  zwischen  den  gewerblichen  Geschäften  der 
Handlungsreisenden  und  der  Ausübung  des  Hausir-Gewerbes  gezogen , so  würde 
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auch  gegenüber  ausländischen  llausirern  und  zwar  ohne  Gegenseitigkeit  die  Grenz- 
linie verwischt. 

Geber  die  erwähnte  internationale  Regelung  deB  ausserwohnorllichen 
Gewerbe-Betriebes  durch  Handlungsreisende  ist  Folgendes  zu  bemerken. 

ln  dem  Handels-  und  Zollvertrage  zwischen  dem  Deutschen  Zoll- 
verein (jetzt  dem  Deutschen  Reiche  und  Grossherzogthum  Luxemburg,  und 
Oestorreioh  vom  9.  März  186S,  Art.  16  (Bund. -Ges. -Bl.  1S6S,  S.  246)  ist  ver- 
einbart : 

"Kaufleute,  Fabrikanten  und  andere  Gewerbetreibende,  welche)  sich  darüber  aua- 
weisen,  dass  sie  in  dem  Staate,  wo  sic  ihren  Wohnsitz  haben,  die  gesetzlichen  Ab- 
gaben filr  das  von  ihnun  betriebene  Geschäft  entrichten,  sollen,  wenn  sie  persönlich 
oder  durch  in  ihren  Diensten  stehende  Reisende  Ankäufe  machen  oder  Bestellungen, 
nur  unter  Mitführung  von  Mustern,  suchen,  in  dem  Gebiete  des  anderen  vertragenden 
Theils  keine  weitere  Abgabe  hierfür  zu  entrichten  verpflichtet  sein.« 

Gleichartig  lautet  Art.  9 des  Handels-  und  Zol  1- Vertrages  des  Zoll- 
vereines mit  der  Schweiz  vom  13.  Mai  1S69  (Bund. -Ges. -Bl.  1669,  S.  606). 

Zum  Betriebe  des  Gewerbes  der  Handlungsreisenden  in  Oesterreich  und 
der  Schweiz  ist  auch  in  Zukunft  der  Besitz  der  bisher  crtheilten  Legitimations- 
Karten  nothwendig.  Vgl.  Preuss.  Ausführ. -Anweis,  vom  4.  Septbr.  1669, 
Abschn.  I.  17.  (g.  u.  Theil  II.  No.  1.  A.) 

Frankreich  gegenüber  hat  Deutschland  nach  Art.  11  des  Friede  ns-Ver- 
trages  vom  10.  Mai  1871.  das  Recht  der  »Behandlung  auf  dem  Fusse  der  meist- 
begünstigten Nation  in  Handelsbeziehungen «.  [Ges. -8.  1671,  S.  231.  Fricdens- 
Vertr.  m.  Frankreich.  Berlin,  Kortkampf.  S.  34.  35.) 

Das  Gewerbe  der  H a n d 1 u n g s r e i s e n d e n ist  im  Sinne  der  Gewcrbc-Ordn . 
ein  Ausfluss  des  stehenden  Gewerbe-Betriebes ; — nicht  mehr  von  einem  be- 
stimmten Alter  abhängig.  — Der  Handlungs-Reisende  ist  in  seinem  Geschäfts- 
verkehre nicht  mehr,  — wie  früher  namentlich  in  Preussen  und  Oldenburg  (s. 
u.  Note  4.)  — auf  den  Besuch  des  Gewerbetreibenden  beschränkt,  — und  es  steht 
ihm  frei,  für  mehrere  Geschäftsherren  zu  gleicher  Zeit  zu  reisen. 

Dagegen  sind  Reisende,  welche  Waaren  zum  Verkauf  mit  sich 
führen,  den  Handlungsreisenden  nicht  gleich  zu  stellen,  sondern  bedürfen  eines 
Legitimationsscheins  zum  Gewerbe-Betriebe  im  Umherzichen  nach  §.  58  der  Ge- 
werbe-Ordnung. 

Auch  hinsichtlich  der  Handlungsreiscnden  bleiben  die  Gewerbesteuer- 
Vorschriften  der  Landes-Gcsetzgebungen  unberührt.  Vgl.  für  Preussen  dieser- 
halb  die  Ausführ. -Anweis,  vom  4.  Septbr.  1869,  Abschn.  1.  18.  (s.  u.  Theil 

II.  No.  1.  A.)  Namentlich^bedarf  es  für  das  Aufsuchen  von  Warenbestel- 
lungen auch  bei  Nich  t-Ge  w erbetre ibenden  in  Preussen  nach  Erlass 
der  Gewerbe-Ordnung  ebenso,  wie  früher  eines  steuerpflichtigen  Gewerbescheins. 
(Erk.  des.  O.-Trib.  vom  15.  Januar  1871.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  67.) 

2.  Der  Legitimationsschein  für  Handlungsreisende  fällt  nicht  in  den 
Bereich  der  von  subjektiven  Erwägungen  abhängigen  Konzessionen.  Er  ist  ledig- 
lich ein  Ausweis  des  stehenden  Gewerbe-Betriebes  und  der  Erfüllung  der  Ge- 
werbesteuer-Verpflichtung, — also  dem  wirklichen  Thatbestand  gegenüber  nicht 
zu  verweigern.  — Ein  bestimmtes  Verfahren  für  den  Fall  der  Versagung 
ist  in  der  Gewerbe-Ordnung  nicht  vorgesehen. 

Nichtbesitz  des  Legitimationsscheins  steht  unter  Strafe  des  §.  149  ')  der  Ge- 
werbe-Ordnung. 

lieber  die  Zuständigkeit  der  Behörden  nnd  die  anzu wendenden 
Formulare  der  Legitimationen  in  Baiern  s.  §.  16  der  Vollzugs-V.  v.  4.  Dczbr. 
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IS72;  — für  Württemberg  vgl.  §.  18.  der  Ansfülir.-V.  v.  14.  Dezbr.  IS7I. 
s.  u.  Theil  II.  No.  2 u.  4.) 

3.  Zuwiderhandlungen  gegen  Absatz  3 des  §.4  4 werden  zufolge  §.  148®; 
der  Gewerbe-Ordnung  bestraft. 

4.  Zu  beachten  ist,  dass  der  Reichstag  folgende  liestimmungen  des  Regie- 
rungs-Entwurfes ablehnte  : 

a.  »Für  Personen  unter  18  Jahren  wird  der  Eegitimationssehein  nicht  ertheilt. « 

b.  »Die  Bandes-Gesetzgebung  kann  bestimmen,  dass  der  Inhaber  des  I.cgiti- 
mationsschcincs  Bestellungen  nur  bei  Gewerbetreibenden  suchen  darf.« 
'Koller,  Gewerbe-Ordnung  S.  87.) 

Die  vorstehend  unter  6.  gedachte  Bestimmung  war  in  den  Motiven  folgen- 
detmaassen  begründet : 

»Die  am  Schluss  des  Paragraphen  vorbehaltenen  landesgesetzlichen  Bestim- 
mungen finden  sich  für  Preussen  in  der  Kabinets-Order  vom  8.  Dezbr.  1843, 
für  Oldenburg  in  Art.  5 t des  Gewerbe-Gesetzes  vom  I I . Juli  IStit.  Sie 
sind  liervorgernfen  durch  Klagen  des  Publikums  über  Belästigung  durch  Han- 
delsreisende und  cs  kann  für  ihre  Wiederaufhebung  ein  Bedürfniss  um  so 
weniger  anerkannt  werden , als  bei  der  heutigen  Entwicklung  der  stehenden 
Gewerbe  eine  aus  der  ip  Rede  stehenden  Beschränkung  hervorgehende  Benach- 
thciligung  der  Konsumenten  nicht  vorausgesetzt  werden  kann.  Zugleich  ge- 
bietet in  Preussen  die  unerlässliche  Rücksicht  auf  die  Besteuerung  des  Hausir- 
handela  und  die  Freiheit  der  Handlungsrcisendcn  von  diesen  Steuern  die  Auf- 
rechteThaltung  dor  in  Rede  stehenden  Beschränkung.  Würde  dem  Handlungs- 
reisenden das  Aufsuchen  von  Bestellungen  bei  Privatleuten  freigegeben , so 
würde  es  unmöglich  sein,  eine  Umgehung  der  Gewerbesteuer  des  eigentlichen 
Hausirhandels  Seitens  derselben  zu  kontroliren.  So  weit  der  Kaufmann  oder 
Fabrikant  den  unmittelbaren  Absatz  an  das  Publikum  ermöglichen  will , steht 
ihm  frei , für  seine  Handlungsreiscnden  einen  Gewerbeschein  als  Hausirer  zu 
erwerben.« 

$f.  45.  Die  Befugnisse  zum  stehenden  Gewerbe-Betriebe  können 
durch  Stellvertreter  ausgeübt  werden;  diese  müssen  jedoch  den  für  das 
in  Rede  stehende  Gewerbe  insbesondere  vorgeschriebenen  Erfordernissen  ge- 
nügen. 'j 

1.  Wer  selbst  nicht  zum  Betriebe  eines  Gewerbes  berechtigt  ist,  darf  das- 
selbe auch  nicht  durch  S tellv e rt re te r ausüben  lassen.  (Prcuss.  Min.-Verf. 
v.  15.  März  1871,  M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  118.) 

Stellvertreter,  welche  ein  Gewerbe  betreiben,  ohne  den  für  dasselbe 
vorgeschriebenen  Erfordernissen  zu  genügen , werden  denselben  Strafen  unter- 
liegen, wie  wenn  sie  das  Gewerbe  selbständig  für  eigene  Rechnung  ausübten.  — 
Bei  den  Gewerben  des  vollständig  freien  Betriebes  ist  die  Stellvertretung  eine 
reine  Privatangelegenheit,  welche  das  öffentliche  Recht  nicht  berührt. 

lieber  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Stellvertreter 
bei  Ausübung  des  Gewerbes  vgl.  §.  151  der  Gewerbe-Ordn. 

Der  Betrieb  im  Umherziehen  darf  nicht  durch  Stellvertreter  ausgeübt  werden. 
'§.  62  der  Ücwcrbc-Ordn.' 

K-.fl: io.  ErUotor.  Tit.  1-  Bä.  .1.  6 
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Ein  »Braumoistor»  ist  keineswegs  als  StoUvertroter  des  Braueroi- 
Bositsers  anzusehen,  insoforn  ihm  nur  technische  Funktionen,  d.  h.  die 
Fabrikation  übertragen  ist,  sondern  als  Ge  wo  rb  o -Go  hü  lfo.  'Ent- 
scheid un  g des  Uoi oh s-Oberh und els-Gerichts. 

s-  10.  Nach  dem  Tode  eines  Gewerbetreibenden  darf  das  Gewerbe  für 
Rechnung  der  Wittwe  während  des  Wittwenstandcs,  oder, 
wenn  minderjährige  Erben  vorhanden  sind,  für  deren  Rech- 
nung dureheinen  nach  §.  45  qualifizirten  Stellvertreter  betrieben  werden, 
insolent  die  über  den  Betrieb  einzelner  Gewerbe  bestehenden  besonderen 
Vorschriften  nicht  ein  Anderes  anordnen.  Dasselbe  gilt  während  der  Dauer 
einer  Kuratel  oder  Nachlassregulirung.  *) 

1.  Nach  dem  Tode  eines  Gast-  oder  Schankwirths  kann  also  z.  U.  die 
Wittwe  das  Geschäft,  auch  wenn  nie  nicht  selbst  eine  eigene  Konzession  erwirkt, 
durch  einen  konzc-ssionirtcn  Stellvertreter  für  ihre  Rechnung  fortführen  lassen. 

Wegen  tler  Rechtsverhältnisse  nach  dem  Tode  eines  Innungsgenossen  vgl. 
§.  S 7 der  Gcwcrbe-Ordn.  Wegen  Verpachtung  von  Apotheken  s.  §.  29.  Note  16. 


§.  47.  Inwiefern  für  die  nach  den  §§.  34  und  36  konzessionirten  oder  an- 
angestellten  Personen  eine  Stellvertretung  zulässig  ist,  hat  in  jedem 
einzelnen  Falle  die  Behörde  zu  bestimmen,  welcher  die  Konzessionirung 
oder  Anstellung  znsteht.  ' 

Dasselbe  gilt  in  Beziehung  auf  diejenigen  Schornsteinfeger,  denen  ein 
Kchrbezirk  zugewiesen  ist  §.  39' . 2 

1.  Diese  Bestimmung  der  Behörde  ist  weder  materiell  noch  formell  durrh 
die  Gewerhe-Ordn.  beschränkt. 

Auch  für  die  im  §.  37.  bczeichnctcn  Gewerbe  wird  die  Orts- Polizeibehörde 
die  Stellvertretung  regeln  können. 

2.  Ueber  Strafbarkeit  der  Stellvertreter  s.  die  Anmerkung  zu  §.  45. 

48.  Rcal-Gewcrbc- Berechtigungen  können  auf  jede,  nach 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zum  Betriebe  des  Gewerbes  befähigte  Person 
in  der  Art  übertragen  werden,  dass  der  Erwerber  die  Gewerbe-Berechtigung 
für  eigene  Rechnung  ausüben  darf.') 

1.  Der  allgemeinen  Gewerbefreibeit  gegenüber  haben  die  allermeisten  Real- 
Gewcrbe-Bercchtigungcn  keinen  Werth  mehr.  Eine  Ausnahme  findet  nur  statt 
bezüglich  solcher  Berechtigungen,  die  einem  genehmigungspflichtigen  und  zugleich 
der  Bedürfniss-Erörterung  unterliegenden  Gewerbezweige  namentlich  dem  Apo- 
theken- oder  Schank-Gewerbe)  angeboren.  (Vgl.  §.  10,  Anmerk.  2.1 

Inder  durch  §.48  gewährten  Befugniss , eine  Real-Gewerbe-Berechtigung 
auf  eine  dritte  Person  zur  Ausübung  zu  übertragen,  liegt  noch  nicht  die  Befugniss, 
dieRO  Ausübung  ausserhalb  des  berechtigten  Grundstücks  auf  einem  anderen 
Grundstücke  geschehen  zu  lassen.  Ob  Letzteres  zulässig,  wird  in  jedem  einzelnen 
Falle  nach  Massgabe  der  Landes-Gesetze  zu  prüfen  sein.  Dasselbe  gilt  in  erhöhtem 
Masse  von  der  dauernden  Ueberlragung  einer  Real-Gewcrbc-Bcrechtigung  von 
einem  Grundstücke  auf  ein  anderes  ; — worin  die  naeh  §.  10.  der  G.ewerbe-Ordn. 
unzulässige  neue  Begründung  gefunden  werden  könnte. 
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f$.  49.  Bei  Ertheilung  der  Genehmigung  zu  einer  Anlage  der  in  den 
§§.  16  und  24  bezoichnctcn  Arten , ingleichen  zur  Anlegung  von  Privat- 
Kranken-,  Privat-Enthindungs-  und  Privat-Irren-Anstalten , zu  Schauspiel- 
Unternehmungen,1  sowie  zum  Betriebe  der  im  §.  33  gedachten  Gewerbe, 
kann  von  der  genehmigenden  Behörde  den  Umständen  nach  eine  Frist 
festgesetzt  werden,  binnen  welcher  die  Anlage  oder  das  Unternehmen  bei  Ver- 
meidung des  Erlöschens  der  Genehmigung  begonnen  und  ausgeführt  und  der 
Gewerbe  - Betrieb  angefangen  werden  muss.  Ist  eine  solche  Frist  nicht 
bestimmt,  so  erlischt  die  ertheiltc  Genehmigung,  wenn  der  Inhaber  nach  Em- 
pfang derselben  ein  ganzes  Jahr  verstreichen  lässt,  ohne  davon  Gebrauch 
zu  machen. 

Eine  Verlängerung  der  Frist  kann  von  der  Behörde  bewilligt 
werden,  sobald  erhebliche  Gründe  nicht  entgcgenstchcn. 

Hat  der  Inhaber  einer  solchen  Genehmigung  seinen  Gewerbe -Betrieb 
während  eines  Zeitraumes  von  3 Jahren  eingestellt,  ohne  eine  Fristung 
nachgesucht  und  erhalten  zu  haben,  so  erlischt  dieselbe. 

Für  die  im  §.  16  angeführten  Anlagen  darf  die  nachgesuchtc  F ristung 
so  lange  nicht  versagt  werden , als  wegen  einer  durch  Erbfall  oder  Konkurs- 
erklärung entstandenen  Ungewissheit  über  das  Eigenthum  an  einer  Anlage 
oder,  in  Folge  höherer  Gewalt,  der  Betrieb  entweder  gar  nicht  oder  nur  mit 
erheblichem  Nachtheile  für  den  Inhaber  oder  Eigcnt.hüiner  der  Anlage  statt- 
finden kann. 

Das  Verfahren  für  die  Fristung  ist  dasselbe,  wie  für  die  Genehmigung 
neuer  Anlagen.2) 

1.  Die  Festsetzung  einer  Anfangsfrist  bei  Genehmigung  von  Privat-Kranken-, 
Privat-Entbindungs-  und  Privat  - Irrenanstalten  , sowie  von  Schauspiel  - Unterneh- 
mungen ist  ohne  sonderliche  Bedeutung,  da  die  Genehmigung  immer  von  Neuem 
ertheilt  werden  muss , so  lange  nicht  Thatsachcn  gegen  die  Zuverlässigkeit  des 
Unternehmers  vorliegen,  — wenn  dies  aber  der  Fall , zurückgenommen  werden 
kann.  (§§.  30,  32  und  53  der  Gewerbe-Ordnung). 

Wichtig  ist  dagegen  die  Einhaltung  der  Frist  für  gewerbliche  Anlagen  §.  IG 
ff.)  und  Wirthschafts-Gewerbe  §.33  , da  veränderte  örtliche  Umstände  inzwischen 
der  Zulassung  des  Unternehmens  hinderlich  geworden  sein  kennen. 

2.  Die  Bestimmungen  in  Abschnitt  4 und  5 beziehen  sich  nur  auf  den  in 
Abschnitt  3 gedachten  Fall  der  Einstellung  eines  Gewerbe- Betriebs,  nicht  auf 
den  in  Abs.  1 und  2 behandelten  Fall  des  unterbleibenden  Beginns  des 
Gewerbe-Betriebes  oder  der  unterbleibenden  Ausführung  der  gewerblichen 
Anlage.  In  diesem  Fall  kann  die  Behörde  die  Frist  ohne  ein  neues  Genehmigungs- 
verfahren verlängern,  — in  jenem  nicht. 

§.  50.  Auf  die  Inhaber  der  bereits  vor  dem  Erscheinen  des  gegenwär- 
tigen Gesetzes  ertheilten  Genehmigungen  finden  die  im  §.  49  bestimmten 
Fristen  ebenfalls  Anwendung,  jedoch  mit  der  Massgabc,  dass  die  Friaten 
von  dem  Tage  der  Verkürzung  des  Gesetzes  an  zu  laufen  anfangen. 

I.  Wenn  der  Inhaber  einer  Anlage , welche  nach  der  Gewerbe-Ordnung  ge- 
nehmigungspflichtig ist . indessen  vor  Erlass  derselben  auf  Grund  der  damaligen 
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Gesetzgebung  ohne  Genehmigung  errichtet  worden,  den  Betrieb  derselben  einstcllt. 
so  wird  über  die  Krage,  binnen  welcher  Frist  die  Wiedereröffnung  des  Betriebes 
ohne  Genehmigung  zulässig  ist,  nach  Analogie  des  §.  49  «u  entscheiden  sein. 

4j.  51.  Wejgen  überwiegender  Nachtheile  und  Gefahren 
für  das  Gemein  wohl  kann  die  fernere  Benutzung  einer  jeden 
gewerblichen  Anlage  durch  die  höhere  Vcrwaltungs  - Behörde  zu  jeder 
/eit  untersagt  werden.1  Doch  muss  dem  Besitzer  alsdann  für  den  erweis- 
lichen Schaden  Ersatz  geleistet  werden.2/ 

Gegen  die  untersagende  Verfügung  ist  der  Rekurs  zulässig;  wegen  der 
Entschädigung  steht  der  Rechtsweg  offen.3) 4 

1.  Die  Motive  zum  Regier  ungs-Entwurfe  weisen  für  dieNothwendig- 
keit  einer  solchen  Bestimmung  namentlich  ntif  den  Fall  hin  , wo  Städte  sich  bis  in 
die  Umgehung  von  Anlagen  ausdehnen,  welche  ursprünglich  nach  ausserhalb  der 
Stadt  verwiesen  waren  (Abdeckereien  etc.). 

2.  Von  wem  der  Schadensersatz  zu  leisten  ist,  beantwortet  sich  nach  der 
Landes-Gcsctzgebung. 

3.  lieber  das  Verfahren  der  Untersagung,  bezieh,  die  Zuständigkeit  der  Be- 
hörden vgl.  §.  54;  ferner  für  Preussen : die  Ausführungs- Anweisung  vom  4. 
Septbr.  1869,  Abschnitt  II.  C.  52—54  ; für  Bayern:  §.  17  der  Vollzugs- Verord. 
v.  4.  Dczbr.  1872;  für  Württemberg:  tj.  19  der  Ausführ.-Vcrord.  v.  14.  Dezbr. 
1871.  (s.  unten  ’l'hcil  II.,  No.  1.  2.  4). 

4.  Abgelehnt,  wurde  im  Reichstage  folgender  Antrag  : 

»Ohne  Entschädigung  kann  der  Besitzer  einer  gewerblichen  Anlage  zu  jeder 
Zeit  angehalten  werden,  die  nöthigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  dass  das  Wasser 
der  umliegenden  Quellen  und  Brunnen , sowie  stehenden  und  fliessenden  Ge- 
wässer durch  Vermengung  mit  Abgängen  aus  der  gewerblichen  Anlage  (Ab- 
fällen, Spülwässern)  keine  den  Genuss  oder  Gebrauch  beeinträchtigende  Ver- 
schlechterung erleide,« 

weil  die  bestehenden  allgemeinen  Vorschriften  zum  Schutze  der  Gewässer  etc.  ge- 
nügend erschienen. 

Der  Erwähnung  werth  ist,  in  Betreff  der  nach  der  Genehmigung  sich  zeigen- 
den l'ebelstände,  die  Bestimmung  der  früheren  Gewerbe-Ordnung  für  Sch  w arz- 
burg- Sondershausen  vom  14.  Novbr.  1865,  §.  32:  dass  der  Besitzer  einer  Ge- 
werbs-Anlage  Einrichtungen,  welche  zu  Beseitigung  von  Uebelständen  für  die  Um- 
gebung bezüglich  des  Betriebes  der  Anlage  in  Folge  technischer  Erfahrun- 
gen ungeordnet  worden,  aufseine  Kosten  auszuiühren  hatte. 

Nach  dem  Preuss.  Gesetze  vom  18.  März  1868,  §.  7 (Ges.-S.  S.  278)  ist 
bei  Errichtung  eines  öffentlichen  ausschliesslichen  Schlachthauses  den  Rigen- 
thilmern  und  Nutzungsberechtigten  der  vorhandenen  Privat  - Schlachtanstalten  für 
den  erweislichen,  wirklichen  Schaden,  welchen  sie  dadurch  erleiden,  dass  die  zun 
Schlacht  betriebe  dienenden  Gebäude  und  Einrichtungen  ihrer  Bestimmung  entzogen 
werden,  von  der  Gemeinde  Ersatz  zu  leisten. 

, {§.  52.  Die  Bestimmung  des  §.  51  findet  auch  auf  die  zur  Zeit  der  Ver- 
kündung des  gegenwärtigen  Gesetzes  bereits  vorhandenen  gewerblichen  An- 
lagen Anwendung;  doch  entspringt  aus  der  Untersagung  der  ferneren  Be- 
nutzung kein  Anspruch  auf  Entschädigung,  wenn  bei  der  früher  ertheilten 


Digitized  by  Google 


§§.  53.  54.  III.  Umfang  etc.  der  Gewerbe-Befugnisse.  S5 

Genehmigung  ausdrücklich  Vorbehalten  worden  ist,  dieselbe  ohne  Entschädi- 
gung zu  widerrufen. 

J$.  53.  Die  im  §.  29  bezeichneten  Approbationen  können  von  der  Ver- 
waltungs-Behörde nur  dann  z urüc  k genom  ine n werden,  wenn  die  Un- 
richtigkeit der  Nachweise  dargethan  wird,  auf  deren  Grund  solche  ertheilt 
worden  sind.1} 

Ausser  aus  diesem  Grunde  können  die  in  den  §§.  30,  92,  93,  3 1 und  3ti 
bezeichneten  Genehmigungen  und  Bestallungen  in  gleicher  Weise*«  u rüc  k- 
geno inincn  werden,  wenn  aus  Handlungen  oder  Unterlassungen  des  In- 
habers der  Mangel  derjenigen  Eigenschaften,  welche  bei  der  Ertheilung  der 
Genehmigung  oder  Bestallung  nach  der  Vorschrift  dieses  Gesetzes  vorausge- 
setzt werden  mussten , klar  erhellt.  Inwiefern  durch  die  Handlungen  oder 
Unterlassungen  eine  Strafe  verwirkt  ist,  bleibt  der  richterlichen  Entscheidung 
Vorbehalten.'2, 

1.  lieber  die  Zuständigkeit  der  Behörden  in  Bayom  zur  Zurücknahme  der 
Approbationen  vgl.  §.  IS  der  Vollzugs-Verordnung  vom  I.  Dez.br.  1872.  (s.  unt. 
Theil  H.,  2.) 

2.  Wer  nach  erfolgter  Zurücknahme  der  Genehmigung  etc.  den  Betrieb 
fortsetzt,  unterliegt  der  Strafe  des  <>.  117'  der  Gewerbe-Ordnung. — 

Wegen  Zurücknahme  der  Konzession  etc.  bei  Uebertretungen  des  Stellver- 
treters s.  §.  151  der  Gewerbe- Ordnung.  — 

In  Betreff  der  Zurücknahme  der  Bestallungen  der  Feldmesser  in  Preussen  s. 
§.  4 des  Reglements  v.  2.  Mürz  1871  (unten  Theil  III.,  Abschnitt  H.).  — 

Unter  den  Eigenschaften,  bei  deren  Mangel  die  Zurücknahme  der  Erlaubnis« 
für  G as  t - und  Schankwirthschuften  erfolgen  kann  , sind  auch  die  Eigen- 
schaften der  zum  Gewerbe  - Betriebe  bestimmten  Lokalien  zu  verstehen. 
(Preuss.  Miffl.-V.  vom  27.  Januar  1872.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1872,  S.  57.)  Um 
so  nothwendiger  erscheint  cs,  dieselben  vor  Ertheilung  der  Konzession  durch  Zeich- 
nung und  Beschreibung  aktenmässig  fcxtzustcllcn. 

§.  54.  Wegen  des  Verfahrens  und  der  Behörden,  welche  in  Bezug  auf 
die  untersagte  Benutzung  einer  gewerblichen  Anlage  {§.  51),  auf  die  Unter- 
sagung eines  Gewerbe-Betriebes  (§.  15,  Absatz  2 und  §.  35)  und  die  Zurück- 
nahme einer  Approbation,  Genehmigung  oder  Bestallung  }§.  53)  massgebend 
sind,  gelten  die  Vorschriften  der  §§.  20  und  21.*)  *) 

X.  §.  51  lässt  ausser  Betracht,  dass  in  §.  -10  der  Gewerbe-Ordnung  die  Un- 
Ursugung  des  Betriebes  auch  der  in  §.  37  erwähnten  Gewerbe  ausdrücklich  vor- 
gesehen ist,  — wird  aber  hierauf  gleichfalls  anzuwenden  sein. 

2.  Nähere  Vorschriften  über  das  Verfahren  bei  Untersagung  eines  Ge- 
werbe-Betriebes oder  bei  Zurücknahme  einer  Approbation  etc.  s.  in  der  Preussi- 
schen  Ausführ. -Anweisung  vom  4.  Scptbr.  1869,  Abschnitt  II.,  D.  E.  55 — 66. 
— Ferner  wegen  des  Verfahrens  und  der  Zuständigkeit  der  Behörden:  in  Bayern 
s.  §.  18  der  Vollzugs-Verordnung  vom  4.  Dezbr.  1871 ; — in  Sachson  §.  30  der 
Auiführ.-V.  v.  16.  Scptbr.  1869;  — in  Württemberg  t).  20  der  Ausführ. -Verf. 
».  14.  Dezbr.  1871.  s.  unten  Theil  II.,  No.  1 — 4), 
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Titel  III. 

Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen. ') 

1.  Diese  Bezeichnung  ist  mit  dem  in  der  Gewerbe -Ordnung  nicht  ver- 
kommenden Ausdruck  H a usir- Be tr ieb  für  gleichbedeutend  zu  erachten. 

Bei  Anwendung  des  Titel  111.  ist  von  dem  Grundsätze  auszugehen,  dass 
das  Gesetz  die  Ausübung  gewerblicher  Geschäfte  ausserhalb  des  Wohnorts 
des  Gewerbetreibenden  der  Hegel  nach  als  einen  Ausfluss  der  Berechtigungen 
des  stehenden  Gewerbe  - Betriebes  betrachtet  und  den  Bestimmungen  über 
den  Gewerbe-BctriebimUmherziehen  nur  diejenigen  Betriebsformen 
unterwirft,  welche  ausdrücklich  als  Gewerbe  - Betrieb  im  Umherziehen 
bezeichnet  sind.  Der  Begriff  des  stehenden  Gewerbe- Betriebes  ist  in  Note  1 
zu  g.  14  des  Näheren  erläutert. 

Ebenso  geht  die  Gewerbe  - Ordnung  davon  aus,  dass  der  Hausirhandel 
auf  alle  Waaren  ausgedehnt  werden  kann,  welche  nicht  besonders  ausge- 
nommen sind.  Nicht  das  Verbot,  sondern  die  Zulässigkeit  des  Hausirens  ist 
die  Regel. 

Zahlreiche  Beschränkungen,  welchen  der  Gewerbe -Betrieb  im  Umher- 
ziehen  früher  durch  die  Landes  - Gesetzgebungen  unterworfen  war,  wurden 
diktirt  durch  die  Absicht,  den  stehenden  Gewerbe  - Betrieb  gegen  die  Mit- 
werbung des  umherziehenden  zu  schützen.  Es  lässt  sich  nicht  verkennen, 
dass  eine  gleich  gute  und  gleich  wohlfeile  Versorgung  des  verbrauchenden 
Publikums  vorausgesetzt,  eine  Bedienung  desselben  durch  den  stehenden  Ge- 
werbe - Betrieb  vor  der  durch  den  umherziehenden  im  Allgemeinen  vorzu- 
ziehen sein  wird.  Allein  ein  Zustand,  wo  der  stehende  Gewerbe- Betrieb  so 
ausgebildet  ist,  dass  er  der  Ergänzung  durch  den  umherzichenden  nicht  mehr 
bedarf,  und  in  Folge  dessen  den  umherziehenden  Betrieb  durch  seine  natür- 
liche Ueberinacht  ausschliesst,  kann  nicht  durch  das  Gesetz  erzwungen  wer- 
den ; er  bildet  für  jeden  Zweig  der  Versorgung  des  Verbrauchs  das  Ergebniss 
einer  langjährigen  gewerblichen  und  Kultur-Entwickelung.  Da  die  Möglich- 
keit des  stehenden  Betriebes  von  einem  gewissen  Umfange  des  Absatzes  ab- 
hängt und  die  hauptsächlichste  Wirkung  des  umherziehenden  Betriebes  darin 
besteht,  für  den  Absatz,  für  die  Erweiterung  des  Marktes  Bahn  zu  brechen, 
so  wird  eine  Beschränkung  des  umherziehenden  Betriebes  zu  Gunsten  des 
stehenden,  eine  dem  Bedürfnisse  des  Publikums  entsprechende  Entwicklung 
des  stehenden  Betriebes  nicht  fordern,  sondern  hemmen.  Das  Gesetz  hat 
daher  die  lediglich  den  Schutz  des  stehenden  Betriebes  gegen  die  Konkurrenz 
des  Hausir-Betricbes  bezweckenden  Beschränkungen  des  Letzteren  nicht  auf- 
genommen. 

Dagegen  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  der  Gewerbe-Betrieb  im  Umher- 
ziehen theils  im  sicherheitspolizeilichen  Interesse,  theils  auch,  um  ihn  für  das 
das  Publikum  mit  ähnlichen  Bürgschaften  zu  umgeben,  wie  der  stehende  Be- 
trieb sic  bietet,  gewissen  Kontrolen  und  Beschränkungen  unterworfen  werden 
muss,  wenn  nicht  das  Gemeinwohl  Schaden  nehmen  soll. 

Der  Gewerbe  - Betrieb  iin  Umherziehen  bildet  leicht  den  Vorwand  für 
Bettelei  und  Unsittlichkeit , er  kann  wegen  der  Schwierigkeit  der  Kontrole 
leicht  zur  Beförderung  des  Vertriebes  von  gestohlenen  oder  gefälschten  Sachen 
gemissbraucht  werden.  Das  mit  dieser  Form  des  Gewerbe  - Betriebes  verbun- 
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denc  Betreten  der  Häuser  wird  leicht  zum  Auskundschaften  von  Gelegenheit 
tum  Diebstahl  benutzt  und  die  Leichtigkeit,  den  Nachforschungen  des  be- 
trogenen Käufers  zu  entgehen , kann  zur  Erleichterung  des  Betruges  miss- 
braucht werden. 

Von  diesen  Sicherheit»-  und  siltenpolizeilichcn  Rücksichten  aus  ertheilt 
das  Gesetz  die  Vorschriften,  welche  nothwendig  sind,  um 

1.  unlautere  und  gclährlichc  Elemente  nach  Möglichkeit  auszuschlicssen; 

2.  den  Handel  mit  solchen  Waaren  auszuschlicssen,  deren  Vertrieb  in  un- 
gleich höherem  Grade  uulauteren  Zwecken  als  dem  redlichen  Erwerbe  zu 
dienen  pflegt; 

3.  dem  Gewerbe- Betriebe  im  Umherziehen  eine  Legitimalionspllicht  aufzu- 
erlegeu,  welche,  abgesehen  von  ihrer  Sicherheitspolizei  liehen  Unentbehr- 
lichkeit bestimmt  ist,  für  das  Publikum  gewisse  Bürgschaften  zu  ersetzen, 
welche  der  anzeigepflichtige  stehende  Betrieb  von  selbst  bietet. 

Die  umherziehenden  Gewerbe  sind  um  desshalb  sehr  nützlich , weil  sic 
eine  ganz  ausserordentliche  Masse  von  Gewcrbs  - Erzeugnissen  bis  in  die 
feinsten  Vcrästungen  des  Volksverkehrs  überführen  und  andrerseits  wieder 
eine  Menge  von  Stoffen,  welche  sonst  verloren  gehen  würden,  für  die  bürger- 
liche Gesellschaft  nutzbar  machen.  Stenogr.  Bericht  des  Reichstages  vom 
7.  Novbr.  1871. 

Eine  weitere  Entwicklung  der  Ueichs-Gcwcrbe-Gesetzgebung  könnte 
noch  eine  freiere  Bahn  für  das  Hausir-Gewerbe  mit  sich  führen,  da  dasselbe 
in  manchen  Landes- Gesetzen  schon  günstiger,  als  in  jener,  behandelt  war. 

Berechtigt  gleich  der  Legitimationsschein  in  der  Regel  mit  Ausnahme 
der  falle  des  §.  59  der  Gew.-O.  zum  umhcrzichcnden  Gewerbe- Betriebe  im 
ganzen  Geltungsbereiche  der  Gewerbe- Ordnung , so  müssen  doch  in  jedem 
einzelnen  Staate,  wo  der  umhcrzichende  Geschäfts- Betrieb  stattlindcn  soll, 
die  demselben  landesgesetzlich  obliegenden  Steuern  entrichtet  werden.  Hier- 
durch wird  die  Freizügigkeit  dieser  Gewerbsart  zur  Zeit  noch  wesentlich  be- 
einträchtigt. 

•Das  Reichs-Gebiet  ist  für  den  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  in 
getcerbepolizeilicher  Hinsicht  ein  einheitliches  Gebiet ; in  steuerlicher  Hin- 
sicht dagegen  ein  durch  verschiedene  Grenzen  zerschnittenes,  und  die 
Ausdehnung  des  Betriebes  über  die  Gebiete  verschiedener  Staaten  führt 
durch  Summirung  der  zur  Erhebung  gelangenden  Steuern  zu  Steuerbe- 
tragen. die  das  Gewerbe  nicht  aufzubringen  vermag .« 

Erklärung  des  Bundes- Kommissars  in  der  Reichstags  - Sitzung  vom 
12.  April  1871;  stenogr.  Berichts.  194. ) 

Insbesondere  sind  die  bisherigen  Preußischen  Hausir- Gesetze,  soweit 
sie  die  Besteuerung  des  H ausir- Ge  werbes  betreffen , durch  die  Gc- 
werbe-Ordn.  nicht  berührt  worden.  Auch  wenn  es  nach  der  Gewerbe- Ordn. 
in  polizeilicher  Beziehung  eines  Legitimationsscheins  zum  Gewerbe-Be- 
triebe im  Umherziehen  nicht  bedürfen  sollte,  so  bleibt  doch  die  Verpflich- 
tung zur  Lösung  eines  steuerlichen  Hausir-Gewerbescheins,  so- 
weit durch  das  Hausir- Regulativ  vom  28.  April  1 824  begründet,  fortbestehen. 
Erk.  des  Ob.-Trib.  vom  18.  Novbr.  1870.  M.-Bl.  d.  l.  V.  1871,  S.  2(j.) 

Ein  Gleiches  gilt  hinsichtlich  der  steuergesetzlichen  Vorschriften  in 
Bayern  über  die  für  Ausstellung  von  Hausirscheinen  zu  entrichtenden  Ab- 
gaben. (Vgl.  §.  22  ff.  der  Vollzugs-V.  v.  4.  Dzbr.  1872;  s.  unt.  Th.  II. , Nf,  2.) 
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In  den  beiden  üeckletlborg  ist  durch  die  bezüglichen  Verordnungen 
vom  16.  Dezbr.  1869  eine  Hausir-Gewerbesteucr  neu  eingeführt  worden. 

Ueber  die  Steuer  pllichtigkeit  des  Gewerbe-Betriebes  der  Versicherungs- 
Agenten  im  Umherziehen  — vgl.  Freuas.  Min.-V.  vom  17.  Oktbr.  1870 
(M.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  26)  und  Note  I zu  §.  42  der  Gewerbe- Ordnung. 

Von  Ausführungs-Bestimmungen  zu  Titel  111.  sind  insbesondere  zu  be- 
achten: für  Preuteson  Anweisung  vom  21.  Novbr.  ISO'.);  für  Bayern  §§.  19 — 
27  der  Vollzugs-V.  v.  4.  Dzbr.  1872:  für  Württemberg  §§.  22 — 28  der  Aus- 
führ.-V.  v.  14.  Dzbr.  1871.  s.  unten  Theil  11.,  Nr.  I,  2,  4'. 

Eine  eigentümliche  Mittelstellung  zwischen  dem  stehenden  und  dem 
Hausir-Gewcrbe-Bctriebc  nimmt  das  Halten  von  Wandcrlagcrn  ein. 
Es  ist  dies  der  Gewerbe  Betrieb  solcher  Personen,  welche  ausserhalb  ihres 
Wohnsitzes  und  ausser  dem  Mess  und  Marktverkchr  zwar  vorübergehend, 
doch  feste  Verkaufslokale  zum  Absätze  von  Waaren  halten.  Diese  Betriebs- 
form fällt  im  Sinne  der  Gewerbe-Ordn.  nicht  unter  den  Hausir- Betrieb,  son- 
dern unter  den  Begriff  des  stehenden  Gewerbes,  von  welchem  die  Wander- 
lager vorübergehende  Niederlassungen  bilden.  Dagegen  zählt  das  Ver- 
ein szo  1 1 -G esetz  vom  I.  Juli  1869  in  den  Bestimmungen  über  die  Kon- 
trole  der  Gewerbetreibenden  §.  124.  Bund. -G. -Bl.  1869,  S.  350;  vgl.  oben 
S.  23  das  Halten  von  Wanderlagern  zu  den  Hausir-Gewerben. 

ln  Baden  bestellt  ein  besonderes  Gesetz  über  die  Besteuerung  der  Wan- 
derlager vom  26.  Mai  1866.  Reg.-Bl.  S.  145. 

§.55.  Wer  ausserhalb  seines  Wohnorts1;,  ohne  Begrün- 
dungeinergewerblichen Niederlassung  und  oh  ne  Vorgang  ige 
Bestell ung,  in  eigener  Pe rson : U 

1 . Waaren  irgend  einer  Art  feilbieten, 

2.  Waaren  irgend  einer  Art  bei  anderen  Personen  , als  bei  Kaufleuten  oder 
an  anderen  Orten,  als  in  offenen  Verkaufsstellen  zum  Wiederverkauf  an- 
kaufen, 

3.  Waarenbestellungen  aufsuchen,  oder 

4.  gewerbliche  oder  künstlerische  Leistungen  oder  Schaustellungen,  bei 
welchen  ein  höheres  wissenschaftliches  oder  Kunst-Interesse  nicht  ob- 
waltet, feilbieten  will,  3 

bedarf,  vorbehaltlich  der,  in  den  §§.  44  und  64  getroffenen  Bestimmungen, 
eines  Legitimation sschci ne s.  1 •' 

Ein  Legitimationsschein  ist  nicht  erforderlich  zum  Verkauf  oder 
Ankauf  roher  Erzeugnisse  der  I^and-  und  Forstwirthschalt,  des  Garten-  und 
Obstbaues.  5]  s) 

1.  Innerhalb  des  Wohnortes  d.  h.  innerhalb  des  Gemeinde  - Bezirkes, 
in  welchem  der  Gewerbetreibende  wohnt,  ist  das  Umhertragen  zum  Verkauf  oder 
der  Aufkauf  von  solchen  Waaren,  mit  welchen  der  Verkehr  im  Umherzicbcn  über- 
haupt statthaft  ist,  wenn  dies  von  dem  Gewerbetreibenden  selbst  oder  seinen  Haus- 
genossen geschieht,  le g i t i ma  t i on  s f rci  und  nach  Freussischem  Recht  auch 
steuerfrei  und  nicht  gewerbescheinpflichtig.  (Preuss.  Minist. -Vcrf.  vom  13. 
Januar  1870  und  vom  25.  März  1871.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  153.) 

2.  Die  Begründung  einer  gewerblichen  Niederlassung  erfolgt 
auf  dem  §.  14  bezeichnetcn  Wege.  — 
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»In  eigener  Personn  schliesst  nicht  aus  , dass  der  Gewerbetreibende  den  um- 
herziehenden Betrieb  fflr  seine  Rechnung  durch  einen  Dritten  besorgen  lässt.  Letz- 
terer ist  es  alsdann,  der  das  Geschäft  in  eigener  Person  betreibt  und  eines  auf  seine 
Person  lautenden  Legitimationsscheines  vgl.  §.  tiü)  bedarf. 

3.  Zu  den  ge  w e r bl  iche  n oder  k ü ns  tlerisc  he  n Lei  st  u ngen  o d e r 
Schaustellungen,  bei  welchen  ein  höheres  nissenschultliches  oder  Kunst- 
Interesse  nicht  obwaltet,  sind  namentlich  zu  rechnen:  Aufführung  von  Musik.  — 
Darstellungen  körperlicher  Fertigkeiten,  — Schaustellungen  von  Krzeugnisscn  der 
Natur  und  Kunst,  — Darbietung  von  Lustbarkeiten,  — Karrussels,  Schiessbuden, 
Buden  mit  Kegclspielen , King-  oder  Platten- Wurfspielen,  — theatralische  Vor- 
stellungen, — endlich  gewerbliche  Leistungen  jeder  Art. 

Zu  den  im  Umherziehen  statthalten  gewerblichen  Leistungen  gehört  auch  die 
Ausübung  der  Heilkunde  seitens  ungeprüfterPersonen  , wenn  diese 
keinen  ärztlichen  Titel  führen  und  sich  des  nach  § 56  unzuliisigen  Verkaufs  von 
Arzneimitteln  enthalten.  Preuss.  Min.-Verf.  vom  6.  Septbr.  18721. 

Zum  Wahrsagen  im  Umherziehen  ist  kein  Legitimationsschein  zu  er- 
tbeilen , weil  dasselbe  gegen  die  guten  Sitten  verstösst.  Preuss.  Minist.  - Verf. 
vom  II.  Febrnar  1873.  Minist. -Bl.  d.  i.  V..  S.  62.  Vgl.  auch  §.  1,  Note  3 
am  Schluss  und  Erkennt.  des  Ob. -Tribunals  v.  16.  Juli  1873.  Justiz-Min.-Bl. 
Nr.  33.) 

Auch  fremde , das  heisst  nicht  ortsangehörige  Schauspieler , Sänger . Musiker 

u.  s.  w.,  welche  bei  dem  Unternehmer  eines  stehenden  Gewerbes  in  dessen  Lokal 
und  lediglich  für  dessen  Kechnung,  wenngleich  nur  vorübergehend  auftreten, 
bedürfen  keines  Legitimations-,  bezieh.  Gewerbe-Scheines.  (Preuss.  Min.- 
Verf.  vom  I.  Juli  1873.) 

Zur  Schau  gestellte  Personen,  als  solche,  bedürfen  weder  eines  eigenen  Legiti- 
mations- , noch  Gewerbe-Scheines  . müssen  aber  in  dem  Legitimationsscheine  der 
schaustcllcndcn  Gewerbetreibenden  mit  aufgelührt  werden.  (Preuss.  Min. -V. 

v.  I.  Januar  1871.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  50.) 

4.  §.  55  grenzt  den  Begriff  des  eigentlichen  Gewerbe-Betriebes  im 
Umherz  iehen  gegen  die  andern  Formen  der  Ausübung  des  stehenden  Gewerbe- 
Betriebes  a u sscrh  a 1 b der  Betriebsstätte  bestimmt  ab.  Es  wird  hiernach 
namentlich  als  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  nicht  angesehen : der  Besuch  der 
Messen  und  Märkte;  — der  in  Folge  vorgängiger  Bestellung  ausserhalb 
des  Wohnorts  stutthndende  Gewerbe-Betrieb ; — der  Gewerbe-Betrieb  in  Zweig- 
niederlassungen; — das  Aufsuchen  von  Waarcnbestellungcn  durch  Hand- 
lungsreisende; — die  Vermittelung  von  Geschäften;  — das  Darbieten 
von  Leistungen , Schaustellungen,  bei  welchen  ein  höheres  wissenschaft- 
liches oder  Kunst-Interesse  obwaltet  (musikalische  Aufführungen  höherer 
Gattungen  im  Umherziehen  , wissenschaftliche  Vorträge  u.  s.  w.);  — endlich  der 
Verkauf  oder  Ankauf  roher  Erzeugnisse  der  I.stnd-  und  Forstwirthschaft,  des  Gar- 
ten- und  Obstbaues. 

Personen,  welche  umherzichend  Mäkler- Geschäfte  suchen,  z.  B.  den  Ver- 
kauf der  Wolle  auf  dem  Lande  vermitteln  , sind  nicht  legitimationsscheinpflichtig. 
(Stenograph.  Bcr.  des  Reichstags  von  1869,  S.  696.) 

Für  einige  Bundesstaaten  liegt  in  der  Abgrenzung  des  legitimationspflichtigen 
Gewerbe-Betriebes  im  Umherziehen  durch  die  Reichs-Gewcrbe-Ordnung  ein  Rück- 
schritt gegen  die  bisherige  freisinnigere  Behandlung.  — Einzelne  Landcs-Gewcrbc- 
Ordnungcn  namentlich  der  Thüringischen  Staaten)  stellten  z.  B.  »das  Anbieten 
von  Leistungen»  nicht  unter  den  Begriff  des  Gewerbe- Betriebes  im  Umherzichen, 
sondern  befreiten  dasselbe  von  jeder  Erlanbuiss.  Andere  (z.  B.  für  Oldenburg) 
erklärten  wenigstens  das  nach  dem  Landesgebrauch  stattfindendc  Anbictcn  gewerb- 


Digitized  by  Google 


90 


Gewerbe-Ordnung,  'fit.  111. 


Zu§.  55.  §.  56. 


lieber  Leistungen,  z.  B.  der  Müller,  Glaser,  Barbiere,  Schornsteinfeger  etc.  für 
frei  und  unbeschränkt.  Ebenso  war  in  Oldenburg  nach  Art.  47  des  Gewerbe- 
Gesetzes  vom  11.  Juli  1861  der  Aufkauf  von  Waaren  im  Umherziehen  unbe- 
schränkt. 

In  Sac  h sen-  K ob  u rg  war  sogar  der  Ilausirhandcl  mit  Druckschriften 
gänzlich  freigegebeu. 

Zum  selbständigen  Betriebe  eines  stehenden  Gewerbes  befugte  Gewerbetrei- 
bende künneu  von  ihrem  Wohnorte  aus  Ke|>araturcn  und  andere  Gewerbsarbeiten 
auch  auswärts  bei  ihren  Kunden  vornehmen,  nicht  minder  Gegenstände,  an  denen 
Keparaturarbeitcn  vorzunehmen  sind,  bei  ihren  Kunden  sammeln,  ohne  eines  Legi- 
timationsscheines zu  bedürfen. 

Ständige  Gewerbetreibende , welche  ohne  an  bestimmte  Kunden  sieh  zu  wen- 
den, nur  uul’s  Geradcwuhl  im  Umherziehen  in  der  Nähe  ihres  Wohnorts  Beschäf- 
tigung suchen  und  Gegenstände , an  denen  Gewerbsarbeiten  vorzunehmen  sind, 
sammeln  wollen , bedürfen  dagegen  eines  Legitimalionsscheines  nach  §.  5SJj  der 
Gewerbe -Ordnung  (vgl.  §.  111  der  Sächsischen  Ausf.-Verf.  vom  16.  Scptbr. 
1869;  s.  unt.  Theil  11.,  No.  3). 

6.  Uebcr  den  Geschäftsgang  und  die  Formalien  der  Nachsuchung 
oder  der  Krthcilung  der  Legitimalions-,  beziehungsweise  Ge- 
werbe-Scheine, — sowie  über  die  Berechnung  der  Gewerbe-Steuer  in 
PreUBSon  vgl.  s.  Ausführ. -Anweisung  vom  21.  Novbr.  1869:  (s.  unt.  'l'hoil  II., 
Nu.  2.  11.).  Es  ist  besonders  zu  beachten,  dass  der  nach  der  Gewerbe-Ordnung 
legitimationsscheinfreie  Verkauf  und  Ankauf  ruher  Erzeugnisse  der  Lund- 
wirthschaft  etc.  nur  in  beschränktem  Masse  ge  w erbes  teuc  r f rei  ist. 

6.  Hohe  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirthschaft,  des 
Garten-  und  Obstbaues  sind  nur  die  durch  den  Betrieb  einer  solchen  Wirth- 
schufl  u n m i ttel  ba  r gewonnenen  Erzeugnisse,  nicht  solche  Produkte,  welche  vor 
ihrer  Verwendung  zum  Verkaufe  einer  besonderen  Zubereitung  oder  Bearbeitung 
bedürfen.  Die  Erzeugnisse  der  Viehzucht,  insbesondere  auch  alle  Arten  des 
lebenden  Viehes,  sind  den  rohen  Produkten  nicht  zuzurechnen.  Jene  rohen  Er- 
zeugnisse dürfen  überhaupt  nicht  in  einem  Legitimationsscheine  aufgeführt  werden, 
(l’reuss.  Minist. -Verf.  vom  5.  Februar  1870.  Minist. -Bl.  d.  i.  V.  S.,  132.) 

Der  Hausirhandel  der  Fleischer  mit  selbstgeschlachtetem 
frischen  Fleische  innerhalb  der  zweimeiligen  Umgegend  des  Wohnorts  ist  in 
Preussen  nicht  Steuer-,  noch  gewcrbcscheinpflichtig.  (Minist. -Verf.  v.  13.  Januar 
1870.  Minist. -Bl.  d.  i.  V.  1870,  Seite  131.)  — In  Baden  wird  der  Hausirhandel 
mit  Geflügel  innerhalb  der  Umgegend  des  Wohnortes  dem  §.  58?)  gedachten 
Betriebe  gleichgestellt  (§.  28  der  Vollzugs- Verf.  s.  unt.  Theil  II.  5). 

Das  Verbot  der  sog.  Hengstreiterei,  wonach  z.  B.  in  der  Provinz  Han- 
nover auch  die  gekehrten  Hengste  nicht  zum  Beschälen  umhergefflhrt  werden 
durften,  ist,  als  mit  der  Gewerbe  - Ordnung  unvereinbar,  aufgehoben  (vgl.  Steno- 
gruph.  Verhandlungen  des  Preuss.  Abgeordneten-Hauses  1873,  S.  815  und  816. 

Zuwiderhandlungen  gegen  §.  55  stellt  §.  11b7)  der  Gewerbe  - Ordnung  unter 
Strafe. 


56.  Ausgeschlossen  vom  An-  und  Verkauf  im  Umher- 
ziehen  sind:  *) 

1.  geistige  Getränke  aller  Art; 1 

2.  gebrauchte  Kleider  und  Betten , Garnabfallc , Enden  und  Dräumcn  von 
Seide,  Wolle,  Lciueu  oder  Baumwolle,  Bruchgold  und  Bruchsilber  ; 

3.  Spielkarten,  Lottcrielose,  Staats-  ut>d  sonstige  Werth- Papiere ; 
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4.  Schiesspulver,  Feuerwerkskörper  und  andere  explosive  Stoffe ; 4,  , 

5.  Arzneimittel,  Gifte  und  giftige  Stoffe.  J)  •) 

Der  Bundesrath  ist  befugt,  soweit  ein  Bedürfniss  obwaltet,  anzuordnen, 
dass  die  Erlaubnis»  zum  Verkauf  oder  Ankauf  der  einzelnen  ausgeschlossenen 
Gegenstände  ertheilt  werde. 

Der  Bundesrath,  und  in  dringenden  Fällen  der  Bundeskanzler  nach  Ein- 
vernehmen mit  dem  Ausschuss  des  Bundesrathes' für  Handel  und  Verkehr, 
ist  befugt,  aus  Gründen  der  öffentlichen  Sicherheit  oder  der  Gesundheitspflege 
anzuordnen,  dass  auch  andere  Gegenstände  innerhalb  einer  zu  bestimmenden 
Frist  nicht  im  Umherziehen  feilgeboten  oder  angekauft  werden  dürfen.  7) 

1.  Der  Gewerbe-BetricbimUmhcrziehen  mitDrucksehriften 
ist  hiernach  nicht  ausgeschlossen,  und  die  Krtheilung  eines  Legitimationsscheines 
hierzu  darf  nicht  verweigert  werden.  Das  Verbot  der  Verbreitung  unzflehtiger 
Druckschriften  und  Abbildungen  (§.  187  des  Straf-üesclzb.  1 ist  hierbei  besonders 
im  Auge  zu  behalten,  lieber  die  Krtheilung  steuerfreier  Erlaubnisg-Scheine 
rum  umherziehenden  Vertrieb  von  Bibeln  und  Krbauungsschriftcn  in 
Preusson  s.  Min. -Verfügung  vom  9.  Juni  1849  (M.-Bl.  d.  i.  V.,  S.  166};  vom 
23.  Januar  1851  (a.  a.  ().,  S.  21);  vom  27.  Januar  und  28.  Oktober  1859  (a. 
s.  O.,  S.  319);  vom  19.  Juli  1860  (a.  a.  O.,  8.  175)  und  vom  21.  Oktober  1867 
(a.  a.  O.,  S.  374}. 

2.  Der  nach  dem  Regierungs  - Entwürfe  beabsichtigte  weitergehende  Aus- 
schluss Yon  Verzehrungs-Gegenständen,  die  nicht  zu  den  Wochen- 
markts-Artikeln  gehören,  wurde  vom  Reichstage  abgelehnt ; dabei  aber  anerkannt, 
dass  namentlich  hoch  bczolltc  Verzehrungs-Gegenstände  im  Grenzbezirke 
vom  umherziehenden  Gewerbe-Betriebe  ausgeschlossen  werden  könnten  (Koller’s 
Gewerbe-Ordnung,  S.  103). 

3.  »Gebrauchte  Kleider  und  Betten«  werden  auch  die  im  §.  35  be- 
sonders genannte  »gebrauchte  Wäsche«  in  sich  schliessen.  — Nach  einem  Be- 
schlüsse des  Bundesraths  sind  unter  »gebrauchten  Betten«  auch  Theile  gebrauchter 
Betten  und  insbesondere  gebrauchte  Bettfedern  zu  verstehen,  mit  denen  also 
der  llausirhandel  nicht  statthaft  ist. 

ln  Württemberg  war  der  Hausirhandel  mit  den  unter  Ziff.  2 anfgefflhrten 
Gegenständen  frflher,  angeblich  ohne  sanitäts-  und  sicherheitspolizeiliche  Nach- 
theile. freigegeben. 

4.  Feuerwerkskörper  dürfen  nicht  im  Umherziehen  verkauft  werden  ; der  um- 
herziehende Betrieb  der  Feuerwerkerei  selbst  wird  dagegen  nichtzu  versagen  sein. 

6.  Umherziehende  Kammerjäger  dürfen  daher  auch  kein  Gift  verkaufen, 
sondern  — wie  in  Proussen  durch  Polizei- Verordnung  streng  vorgeschrieben  ist, 
— »das  Gift  nur  selbst  auslegen  und  unter  keiner  Bedingung  dem  Käufer  zum 
Sclbstverkauf  überlassen«.  (Vgl.  Note  1 am  Schluss  zu  §.  34.) 

0.  Der  Hausir-Betrieb  mit  den  ausgeschlossenen  Gegenständen  ist  durch  die 
Gewerbe-Ordnung  nicht  an  und  für  sich  bei  Strafe  verboten , sondern  nur  von  der 
Legitimationsschein-Ertheilung  ausgeschlossen,  mithin  bei  irrthümlicher  Legitima- 
tions-Ausfertigung nicht  strafbar.  Anders  ist  es  , wenn  die  Landes  - Gesetze  eine 
solche  Strafvorschrift  treffen.  So  bestimmt  §.  142  des  Baden'schen  Polizei- Straf- 
gesetzbuchs vom  31.  Oktober  1863; 

- Eine  Ocldbusse  bis  zu  50  Gulden  verwirkt,  wer  mit  Wsaren  hausirt,  deren  An-  und 
Verkauf  ira  Umhcrziehen  verboten  ist.  • 
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7.  »lieber  die  besonderen  Beschränkungen  der  Hausir- Gewerbe  im  Grenz- 
bezirke »gl.  §.  121  des  V'ereinszoll-Gesctzes  vom  1.  Juli  1869  s.  o.  8.  23  . 

Es  kann  nach  dem  l’reussischen  Hausir-Regulative  vom  28.  April  1824, 
§.  21  innerhalb  des  Grenz-Zullbczirkcs  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  nur 
dann  betrieben  werden,  wenn  die  Erlaubnis*  dazu  im  Lcgilimatiunsscheine,  bezieh, 
in  dem  selbständigen  Gewerbescheine  ausdrücklich  crthcilt  ist.  Min.  - Ycrf.  vom 
8.  Dezbr.  1869.  M.-Hl.  d.  i.  V.  1870,  S.  18.) 

#.  57.  Einem  Bundes- An  ge  hörigen,  welcher  innerhalb  des 
Norddeutschen  Bundes-Gebietes1)  einen  festen  Wohnsitz  be- 
sitzt und  das  21.  Leben sjahr  überschritten  haf,  *|  darf  der  Legiti- 
mationsscheiu  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  §.  59  nur  dann  versagt  wer- 
den, wenn  er: 

1.  mit  einer  abschreckenden  oder  ansteckenden  Krankheit  behaltet  ist; 

2.  oder  wegen  strafbarer  Handlungen  aus  Gewinnsucht,  gegen  das  Eigen- 
thum, gegen  die  Sittlichkeit,  wegen  vorsätzlicher  Angriffe  auf  das  Leben 
und  die  Gesundheit  der  Mensehen,  wegen  vorsätzlicher  Brandstiftung, 
wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  Verbote  oder  Sichcrungsinassregeln  be- 
treffend Einführung  oder  Verbreitung  ansteckender  Krankheiten  oder 
Viehseuchen  zu  Gelangniss  von  mindestens  6 Wochen , oder  zwar  zu 
einer  geringeren  Strafe  verurtheilt,  aber  in  der  Ausübung  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  beschränkt  worden  ist,  innerhalb  zweier  Jahre  nach  erfolgter 
Verurtheilung , und  im  Falle  der  Gefangnissstrafc  nach  verbüsstem  Ge- 
iängniss; 

3.  oder  unter  Polizei- Aufsicht  steht; 

4 . oder  wegen  gewohnheitsmässiger  Arbeitsscheu , Bettelei,  Landslreicherei, 
Trunksucht  übel  berüchtigt  ist. 

Die  Behörde  muss  innerhalb  14  Tagen  dem  Nachsuchenden  entweder 
den  Legitimationsschein  crtheilen  oder  unter  Angabe  des  gesetzlichen  Hin- 
derungsgrundes schriftlich  versagen.  Gegen  die  Versagung  steht  der  Rekurs 
zu.  Wegen  des  Verfahrens  und  der  Behörden  gelten  die  Vorschriften  der 
§§.  20  und  21.*} 

Ausländern  kann  der  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  gestattet  wer- 
den. Der  Bundesrath  ist  befugt,  die  dcsshalb  nöthigen  Bestimmungen  zu 
treffen.  1 

1.  Gegenwärtig  bezieht  sich  diese  Vorschrift  auf  alle  Reichs-Angehörigen  in- 
nerhalb des  Geltungsgebietes  der  Gewerbc-Ordn.  d.  h.  des  Deutschen  Reichs  mit 
Ausschluss  von  Elsass-Lothringcn  . 

2.  Ob  namentlich  auch  jüngeren  Personen  bis  zu  14  Jahren  hinab  — 
§.  02  am  Schlüsse  — der  Lcgitimalionsschcin  ertheilt  werden  soll,  — liegt  im 
freien  Ermessen  der  zuständigen  Behörde,  bezieh,  der  Landes- Verwaltung. 

3.  Ucber  das  Verfahren  der  Versagung  desLegitimutionsscheincs  in  Sachsen 
vgl.  §.  32  der  Ausföhr.-V.  v.  16.  Scptbr.  1869  s.  unt.  Theil  II,  Nr.  3 . 

4.  Wenn  es  unbedenklich  war,  in  Bezug  auf  die  Zulassung  zum  stehen- 
den Gewerbe-Betriebe  die  Ausländer  den  Reichs-Angehörigen  gleich  zu  behandeln, 
so  gilt  nicht  ein  Gleiches  von  der  Zulassung  der  Ausländer  zum  Gewerbe-Betrieb  im 
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Umherziehen.  En  sprechen  vielmehr  die  erheblichsten  sirhcrheitspolizeilichcn  Be- 
denken gegen  die  Zulassung  der  Elemente,  welche  mit  ihrem  Wander-Gewerbe  den 
Kontinent  zu  durchziehen  gewöhnt  sind,  zu  den  überaus  leichten  Bedingungen, 
welche  für  die  inländische,  ganz  anders  geartete  Bevölkerung  vorgeschrieben  sind. 

Die  dem  Bundesrathe  dieserhalb  vorbehaltenen  Bestimmungen  sind  noch  nicht 
getroffen.  Dagegen  sind  Bekanntmachungen  des  Reichskanzlers  über  die  zur  Aus- 
stellung von  Legitimationsscheinen  zum  Gewerbe-Betriebe  im  l'mhcrziehen  für 
Ausländer  befugten  Behörden  unterm  17.  Januar  1871  und  31.  Dezbr.  1871 
Reichs-G.-Bl.1871  S.  27,  und  1872,  S.  2}  erlassen. 

lieber  die  Zulassung  von  Ausländern  zum  Gewerbe-Betriebe  im 
lim h erz  iehen  in  Preusson , sowie  über  die  von  denselben  zu  entrichtende 
Hausirsteuer  nach  Massgabe  der  bestehenden  Verträge  s.  Min. -Verordn,  vom  28. 
Dezbr.  1869  und  16.  Febr.  1870.  ;M.-B1.  d.  i.  V.  1870,  S.  19  und  86.);  — 

sowie  die  älteren  Minisl.-Reskripte  vom  27.  Dezbr.  1825,  — 14.  Mai  1828,  — 
IC.  August  1834,  — 12.  und  IS.  Scptbr.  1835,  — 25.  März  1839. 

Nicht  aufgehoben  ist  die  Bestimmung  des  §.  12  des  Hausir-Regulativs 
vom  28.  April  1824  Ges.-Samml.  1824,  S.  129  , wonach  Ausländern  in  der  Re- 
gel der  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  nur  für  den  Hausir-Handcl  mit  Wochen- 
marktsartikeln, ferner  um  Waarenbestellungen  zu  suchen  und  zu  gewissen  Dienst- 
leistungen und  Schaustellungen,  ausserdem  aber  nur  dann  gestattet  werden  darf, 
wenn  ihr  Gewerbe  in  der  Gegend  gar  nicht  oder  nicht  mit  der  ihnen  eigenen  Ge- 
schicklichkeit getrieben  wird  oder  doch  als  öffentliches  Bedürfniss  anzusehen  ist, 
oder  wenn  die  Reziprozität  gegen  Nachbarstaaten  solches  erfordert. 

Zigeunern,  Slovakischen  Kesselflickern,  Drahtbindern  etc., 
wenn  sie  in  grösseren  oder  kleineren  Haufen  in  Preussen  eintreten  wollen,  ist  der 
Legitimationsschein  zu  versagen.  (Min.-Verf.  vom  22.  Oktober  1871.) 

Vgl.  auch  §.  60,  Note  2. 

Für  die  persönlichen  Erfordernisse  eines  ausländischen  Hausircrs  sind  zur 
Zeit  noch  die  Gesetze  desjenigen  Einzelstaates  massgebend , in  welchem  die  Zu- 
lassung erfolgt. 

{§.58.  Die  Erthcilung  des  Legitimationsscheines  erfolgt: 

1 . für  den  Ankauf  und  Verkauf  sclbstgewonnener  Erzeugnisse  der  Jagd  und 
des  Fischfanges, 

2.  für  den  Verkauf  selbstverfertigter  Waaren , welche  zu  den  Gegenständen 
des  Wochenmarkt- Verkehrs'gehören  ')  und  für  das  nach  Landesgebrauch 
hergebrachte  Anerbieten  gewerblicher  Leistungen  innerhalb  der  von  der 
Polizei-Behörde  näher  zu  bestimmenden  Umgegend  des  Wohnortes 

durch  die  Unter-Behörde,  welche  für  den  Ort,  wo  der  Gewerbetreibende 
seinen  Wohnsitz  hat,  zuständig  ist, 

für  alle  anderen  Arten  des  Gewerbe-Betriebes  im  Umherziehen  durch 
die  höhere  V erwaltungs-Behörde. :l)  *j 

In  den  Fällen,  für  welche  die  Gesetze  die  Ausstellung  eines  Gewerbe- 
scheines3) nothwendig  machen,  kann  dieser  auch  zugleich  den  Legitima- 
tionsschein ersetzen.  •) 

l.  Selbstverfertigte  Waaren,  welche  zu  den  Gegenständen  des  Wochcnmarkt- 
Verkchrs  gehören,  — sind  nach  tj.  66  2)  und  3)  der  Gew.-Ordn.  zu  bestimmen. 
Es  gehört  dazu  u.  a.  selbstgesclilachtetes  Fleisch.  Desshalb  ist  der  Hausirbandel 
der  Fleischer  mit  selbstgeschlachtetem  frischem  Fleische  in  der  zweimeiligen  Um- 
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gegend  des  Wohnorts  in  Preuasen  nieht  «teuer-  und  gewerbcscheinpflichtig.  'Min- 
V.  vom  13.  Januar  1870;  Min. -Bl.  d.  i.  V..  8.  131.) 

Das  naeli  Landesgebrauch  hergebrachte  Anerbieten  gewerblicher  Leistungen, 
ist  z.  B.  bei  Glasern,  Schleifern,  Schornsteinfegern  üblich. 

2.  Diese  Umgegend  des  Wohnortes  pflegt  auf  2 Meilen  bemessen 
zu  werden.  Vgl.  für  Prousson  Min. -Verfüg,  vom  22.  Juli  1830:  v.  Kamptz 
Annal.  1830,  S.  00!)  ; für  Baden  Vollzugs-V.  vom  26.  De7.br.  1871,  §.  30:  s. 
unt.  Tlieil  II,  Nr.  5). 

3.  Die  Küthlichkeit  der  Bestimmung,  welche  die  Ertheilung  der  Gewerbe- 
scheine für  denjenigen  umherziehenden  Gewerbe-Betrieb,  welcher  die  betreffenden 
Gewerbetreibenden  der  ltegel  nach  von  ihrem  Wohnorte  fern  hält,  der  höheren 
Verwaltungs-Behörde  vorbehält.  motivirt  sich  daraus,  dass  die  örtlichen  Behörden, 
welche  mit  der  Bettclpolizei  und  Armenpflege  zu  thun  haben,  leicht  in  die  Ver- 
suchung gerathen  könnten,  sich  unbequemer  Elemente  der  Bevölkerung,  die  sich 
am  wenigsten  filr  den  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  eignen,  durch  Ertheilung 
von  Hausirscheinen  zu  entledigen. 

4.  §.2,  Abs.  2 des  Gesetz-Entwurfes,  betreffend  die  E i n f ü h r u n g der  Ge- 
werbe-Ordnung in  W ilrttemberg  und  Baden,  besagte : 

»Die  in  den  §t).  58,  59,  60  der  Gewerbe-Ordnung  den  höheren  Verwal- 
tungs-Behörden xugewienenen  Geschäfte  liegen  in  Württemberg  den  König- 
lichen Obcr-Aemtern  ob.« 

Dieser  Absatz  ist  auf  Beschluss  des  Reichstages  fortgefallen,  weil  Angesichts 
dp«  §.  155  der  Gewerbe-Ordn.  überflüssig,  — auch  sonst  nicht  unbedenklich. 

6.  Unter  »Gewerbeschein«  ist  der  amtliche  Ausweis  Ober  die  Berichti- 
gung der  dem  betreffenden  Gewerbe-Betriebe  landesgesetzlich  obliegenden  Steuern 
7.u  verstehen. 

6.  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten  kann  der  Legitimations- 
Schein  zum  Hausir- Betriebe  in  Proussen  sowohl  von  der  zuständigen  Behörde  des 
Heimathstaatcs , als  auch  von  der  Preussischen  Behörde  crtheilt  werden.  fMin.- 
Verf.  vom  18.  April  1870;  M.-Bl.  d.  i.  V.,  8.  133.) 

Ueber  die  Zuständigkeit  der  Behörden,  die  Form  der  Legitimationsscheine, 
die  Gebühren  u.  s.  w.  in  Sachsen  vgl.  §§.  33  und  34  der  Ausföhr. -V.  vom  16. 
Septbr.  1S69;  in  Baiom  vgl.  §.  14  der  Vollzugs-V.  vom  14.  Dezbr.  1872:  (s. 
unt.  Theil  II,  Nr.  3 und  2). 

§.51).  Wer  auf  den  Strassen  oder  sonBt  im  Umherziehen  oder 
an  einem  Orte  vorübergehend  und  ohne  Begründung  eines 
stehenden  Gewerbes  öffentlich  Musik  aufführen,  Schaustellungen,  thea- 
tralische Vorstellungen  oder  sonstige  Lustbarkeiten  öffentlich  darbieten  will, 
ohne  dass  ein  höheres  Interesse  der  Kunst  oder  Wissenschaft  dabei  obwaltet, 
bedarf,  ausser  den  übrigen  Erfordernissen,  der  vorhergehenden  Erlaubniss 
durch  die  Behörde  desOrtes,  an  welchem  die  Leistung  beabsichtigt 
wird.  *) 

Die  Ertheilung  von  Legitimationsscheinen  für  diese  Gewerbe  wird  ver- 
sagt, sobald  der,  den  Verhältnissen  des  Verwaltungs-Bezirkes  der  höheren 
Verwaltung#- Behörde  entsprechenden  Anzahl  von  Personen  Legitimations- 
scheine crtheilt  sind.  *) ») 

Umherziehenden  Schauspieler-Gesellschaften  wird  der  Legitimations- 
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schein  nur  dann  ertheilt,  wenn  der  Unternehmer  die  im  §.  32  vorgeschriebene 
Erlaubnis  besitzt. 

1.  In  Abschnitt  3 der  Preuss.  Ausführ.-Anwcisung  vom  24.  Novbr.  1869 
(s.  unt.  Theil  II,  Nr.  I.  B.  sind  die  besonderen  Beschränkungen  der  dem  §.  59 
unterliegenden  Gewerbe- Bet  riebe  anschaulich  hervorgehoben. 

Ueber  die  Ertheilung  der  örtlichen  Erlaubnis«  für  solche  Aufführungen,  Schau- 
stellungen auf  den  Strassen  pp.  entscheidet  die  Orts-Behörde  nach  freiem  Ermessen. 

Auch  für  den  stehenden  Betrieb  dieser  Gewerbe  auf  den  Strassen  ist  dieselbe 
Erlaubniss  erforderlich.  Preusg.  Ausführ. -Anw.  vom  4.8cptbr.  1869,  Abschn. 
I,  15;  s.  unt.  Theil  II,  Nr.  1.  A.) 

Der  Betrieb  dieser  Strasscn-Gewerl>e  ohne  vorschriftsmässige  Erlaubniss  der 
Orts-Behörde  ist  in  der  Gewerbe-Ordnung  selbst  nicht  unter  Strafe  gestellt.  Zur 
Ergänzung  dieses  Mangels  sind  in  Preussen  besondere  Polizei-Strafverordnungen 
ergangen,  s.  Min.-Verf.  v.  4.  Septbr.  1869;  unt.  Theil  II,  Nr.  t.  A . — In 

Bodon  wird  diese  I.ücke  durch  §.  63  des  Polizei-Strafgesetzbuchs  vom  31.  Oktbr. 
1863  ergänzt,  woselbst  bestimmt  ist: 

»Wer  ohne  vorherige  Anzeige  bei  der  zuständigen  Polizeibehörde,  gegen  deren  Ver- 
bot oder  mit  Nichtbeachtung  der  von  derselben  , insbesondere  auch  bezüglich  des  Orts 
und  der  Zeit  getroffenen  Anordnungen  öffentliche  Schau-  und  Vorstellungen  unter- 
nimmt, wird  an  Geld  bis  zu  äO  Gulden  oder  mit  Hafl  bis  zu  14  Tagen  bestraft.« 

Für  Schwarzburg-Rudolstadt  ist  die  fehlende  Strafvorsehrift  durch  Art.  V 
des  Ausfflhr.-Gesetzes  vom  25.  Septbr.  1869  ergänzt. 

2.  Der  Vorbehalt  der  Bedürfnissfrage  für  jeden  Verwaltung»- Be- 
zirk rücksichtlich  des  Legitimationsscheines  der  wandernden  Schauspieler,  Markt- 
schreier, Bänkelsänger  pp.  rechtfertigt  sich  dadurch,  dass  es  sich  hier  um  einen 
Gewerbe-Betrieb  von  zweifelhaftem  Wcrthe,  dagegen  um  erhebliche  Interessen  der 
Sittenpolizei  handelt,  und  die  Möglichkeit  arger  Belästigung  des  Publikums  zu  ver- 
hüten ist. 

In  Preussen  ertheilt  diesen Legitimationsschein stets  die  obere  Verwaltungs- 
Behörde  desjenigen  Bezirks,  in  welchem  der  Gewerbe-Betrieb  beabsichtigt  wird, 
auch  wenn  der  Gewerbetreibende  ausserhalb  des  Bezirkes  wohnt.  (Min.-Verf.  v. 
28.  Febr.  und  18.  April  1870.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  106  und  133.) 

Wenn  ein  Gewerbe  der  im  §.  59  bezcichneten  Art  in  einem  anderen  Prcuss. 
Regierungs-Bezirke,  als  in  demjenigen,  in  welchem  der  Wohnort  des  betreffenden 
Gewerbetreibenden  belegen  ist,  betrieben  werden  soll,  so  hat  die  Polizei-Behörde 
des  Wohnort»  diesen  Antrag  detjenigen  Regierung  zuzustellen,  in  deren  Bezirk 
das  Gewerbe  betrieben  werden  soll.  (Min.-V.  v.  6.  Januar  1870,  M.-Bl.  d.  i.  V. 
1870,  S.  19.) 

3.  Ein  bestimmtes  formelles  Verfahren  bei  der  auf  Grund  des  §.  59  stattfin- 
denden Versagung  der  örtlichen  Erlaubniss  (Absatz  l]  oder  des  Bc- 
zirks-Legitimationsschcines  (Absatz  2)  ist  nicht  vorgcschricben.  Die 
Verfügungen  der  Behörden  folgen  dem  durch  die  Sache  gegebenen  Inslanzenzuge ; 
den  Betheiligten  stoht  der  gewöhnliche  Beschwerdenweg  offen.  Vgl.  Abschn.  3 
der  Preuss.  Ausführ. -Anweis.  v.  24.  Novbr.  IS69,  (g.  unt.  Theil  II,  Nr.  1 . B. ) 

Ueber  die  Zuständigkeit  der  Behörden  in  Baiern  vgl.  §.  26  der  Vollzugs. -V. 
v.  14.  Dezbr.  1872;  in  Sachsen  vgl.  §.  35  der  Ausführ. -V.  v.  16.  Septbr.  1869 
s.  unt.  Theil  II,  Nr.  2 und  3). 

In  Oldenburg  wird  an  Ausländer,  welche  zu  den  im  §.  59  bezcichneten 
Personen  gehören,  der  Legitimationsschein  der  Regel  nach  nur  beschränkt  auf  die 
Zeiten  der  Jahrmärkte,  Volks-,  Schützen-  pp.  Feste  ertheilt.  Eine  gteiche  Be- 
schränkung wird  als  Regel  auch  für  die  Ertheilung  der  nach  §.  59  erforderlichen 
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(«•(»polizeilichen  Erlaubnis*  empfohlen.  §.  10  der  Ausfflhr.-Verordn.  r.  4.  Januar 
1870;  s.  unt.  Theil  II,  Nr.  10.] 

Entspricht  der  Gewerbe-Betrieb  thatsächlich  nicht  dem  Inhalte  de»  Legitima- 
tionsscheins, — z.  B.  die  als  Thierführer , Karus»el-Be»itzer  etc.  mit  Musikbe- 
gleitung zugelassenen  1‘ersonen  machen  nur  Drehorgel  - Musik , so  wird  ihnen 
schon  desshalb  die  örtl  iche  Erlaubnis»  zu  versagen  sein. 

60.  Der  Legitimationsschein  enthält  das  Signalement 
des  Inhabers  und  die  nähere  Bezeichnung  des  von  demselben 
beabsichtigten  Ge  wcrbe-Bet  ricbcs. 1 Er  ist  nur  für  das  Kalender- 
jahr gültig.  Seine  Erneuerung  darf  nicht  versagt  werden,  so  lange  die  im 
§.  50  bezeichnten  Erfordernisse  vorhanden  sind. 

Der  Legitimationsschein  für  den  Betrieb  der  im  §.  50  bezeichneten  Ge- 
werbe gewährt  die  Befugnis»  zum  Gewerbe- Betriebe  in  einem  anderen,  als 
dem  Bezirke  derjenigen  höheren  Verwaltung»- Behörde,  welche  ihn  ausge- 
stellt hat,  nur  dann , wenn  er  auf  den  anderen  Bezirk  von  der  höheren  Ver- 
waltungs-Behörde des  letzteren  ausgedehnt  ist.  Diese  Ausdehnung  wird  ver- 
sagt , sobald  für  die , den  Verhältnissen  des  Bezirkes  entsprechende  Anzahl 
von  Personen  Legitimationsscheinc  bereits  ausgestellt  oder  ausgedehnt  sind.2, 

1.  Die  Aufnahme  deijenigen  Gegenstände,  mit  denen  der  Hausir- 
Handel  stattfinden  soll,  in  diesen  polizeilichen  Legitimationsschein  ist  weder  ge-, 
noch  verboten.  Die  Angabe  wird  jedenfalls  möglichst  generell  zu  erfolgen  haben 

vgl.  I’reuss.  Min.-V.  v.  8.  Dczbr.  1S69;  M.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  18). 

2.  Wegen  Versagung  des  Gewerbe-Legitimationsscheines  in  Preusson  für 
ausl änd i. sehe  Bären fü hrer : s.  Min.-Verf.  vom  16.  März  1872.  (M.-Bl.  d. 
i.  V.  1872,  S.  1 14.)  — 

Geber  das  Verfahren  im  Kall  der  Versagung  s.  Note  S zu  §.  59.  — 

Die  bezügliche  Strafvorschrift  ist  in  §.  1 -1 9 •*)  der  Üewerbc-Ordn.  gegeben. 

#.  61.  Der  Inhaber  des  Legitimationsscheines  ist  verpflichtet,  diesen 
während  der  thatsächlichen  Ausübung  des  Gewerbe-Betriebes  bei  sich  zu 
führen,  auf  Erfordern  der  zuständigen  Behörde  vorzuzeigen  und  sofern  er 
hierzu  nicht  im  Stande  ist,  auf  Gcheiss  der  Behörde  den  Betrieb  bis  zur  Ab- 
hülfe des  Mangels  einzustellen. ') 

1.  Vgl.  die  Strafbestimmung  im  §.  149  *)  und  4)  der  Gewerbe-Ordnung.  — 

Ausserdem  wird  die  polizeiliche  Verhinderung  der  Fortsetzung  des  un- 
legilimirten  Betriebes  auf  Grund  des  §.15  der  Gewerbe-Ordn.  stattfinden  können. 

Der  »zuständigen  Behörde«  wird  auch  der  einzelne  landesgesetzlich  befugte 
Beamte  (Gensdarm,  Polizeidiener  pp.  glciclizustcllcn  sein. 

Wenn  Jemand  gewerbsmässig  den  Ausdrusch  von  Getreide  durch  Lokomobi- 
len betreibt,  welche  unter  verschiedenen  Führern  an  verschiedenen  Orten 
arbeiten,  — so  bedarf  jeder  dieser  Lokomobil-Führer  eines  Legitimationsscheines, 
da  nach  §.  Gl  letzterer  bei  der  Gewerbe-Ausübung  mitgeführt  werden  muss. 

$.62.  Der  Gewerbe-Betrieb  im  Umherzichen  darf  nicht 
durch  Stellvertreter  ausgeübt  werden.1)  Ausgenommen  hiervon 
sind  der  Verkauf 5 der  im  §.  58  bezeichneten  Gegenstände,  sofern  er  inner- 
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halb  der  von  der  Polizei- Behörde  näher  zu  bestimmenden  Umgegend  des 
Wohnortes  erfolgt,  und  der  ebendaselbst  unter  2.  bczeichnete  Gewerbe- 
Betrieb. 

Die  Mitführung  von  Begleitern,  sei  es  zur  Beförderung  der 
Waarcn,  zur  Wartung  des  Gespannes  oder  zu  anderen  Zwecken , bedarf  der 
in  dem  Legitimationsscheine  auszud rückenden  Genehmigung  derjenigen  Be- 
hörde, welche  den  Schein  ertheilt  hat , oder  in  deren  Bezirk  sich  der  Nach- 
sucher befindet.  Diese  Genehmigung  darf  nur  unter  den  Voraussetzungen 
und  Formen  versagt  werden,  welche  §.  57  für  die  Versagung  des  Legitima- 
tionsscheines gegenüber  dem  Unternehmer  vorschreibt.  Für  Kinder  un- 
ter vierzchnJahren  wirddieseGenclimigungnieht  ertheilt.1*)4, 

1.  Wie  schon  ans  Note  2 zu  §.  55  erhellt,  ist  die  privatrechtliche  Frage,  ob 
der  umherziehende  Betrieb  fflr  eigene  Rechnung  oder  stellvertretend  stattfindet,  für 
die  Erthcilung  des  Lcgitimationsscheins  gleichgiltig.  Nur  darf  der  Legitimation*- 
schein  unbedingt  nicht  an  Stelle  des  Empfängers  durch  einen  Dritten  benutzt  wer- 
den. Diese  stellvertretende  Ausübung  ist  untersagt  vgl.  Erk.  des  l’reuss.  über- 
Trib.  v.  29.  Scptbr.  18G9,  (ioltdammcrs  Archiv.  Bd.  19,  S.  773]. 

2.  Der  Verkauf,  nicht  der  Aufkauf! 

8.  Das  Verbot  des  Mitführens  von  Kindern  unter  1 1 Jahren  ist  in 
Preusson  noch  besonders  eingeschtirft  durch  Min.-Verf.  vom  5.  Novbr.  1871. 
M.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  345.) 

4.  Die  verschiedenen  Vorschriften  des  §.  62  stehen  unter  den  Strafvorschrif- 
ten der  §§.  1487),  149*1  und  I 4 9 sj  der  Ge werbe-Ordn . Vebrigcns  macht  die  Fas- 
sung des  Gesetzes  die  Anwendung  des  §.  149  der  Gcwerbe-O.  in  solchen  Fällen 
sehr  zweifelhaft,  in  denen  Kinder  unter  vierzehn  Jahren  nicht  als  Begleiter,  nicht  in 
der  Absicht,  sie  zu  gewerblichen  Zwecken  zu  verwenden,  sondern  aus  anderenGrün- 
den  mitgeführt  werden  , — wie  dies  bei  den  kleinen , noch  nicht  arbeitsfähigen 
Kindern  der  Fall.  Ebenso  ist  es  dem  §.  62  der  Üewerbe-Ordn.  gegenüber  bedenk- 
lich , auf  das  unbedingte  Verbot  des  §.  13  des  Preuss.  Huusir-Kegulativs  vom 
2S.  April  1824,  Kinder  unter  vierzehn  Jahren  beim  Hausir-Betriebe  mitzuführen, 
zurüekzugehen. 

Nachdem  Regierungs-Entwurfe  sollte  ein  besonderes  V e r b o t , Pri- 
vathäuser ohni'  Aufforderung  zu  betreten,  das  Hausrecht  wahren.  Der 
Reichstag  erachtete  dies  nicht  für  nöthig.  Das  Hausrecht  steht  unter  dem  beson- 
deren Schutze  des  Strafgesetzbuches  §.  123). 

$.  63.  Der  Gesetzgebung  jedes  Bundesstaates  bleibt  Vorbehalten,  für  das 
Gebiet  des  letzteren  den  Verkauf  oder  Aufkauf  im  Uniherziehen  von  näher 
zu  bezeichnenden  G egens tänd en  des  gemeinen  Verbrauches  von 
den  beschränkenden  Vorschriften  dieses  Titels  auszunehmen.  ') 

1.  Von  solchen  landesg  e Ret z li  ch  en  Verkehrs-Erleichterungen 
ist  F'olgendes  zu  erwähnen 

a.  In  Sachsen  gehören  zu  diesen  ausgenommenen  Gegenständen  des  ge- 
meinen Verbrauchs: 

»Viktualien,  Brennmaterialien,  Besen,  Sand,  Thon.  Auch  gehört  dahin  da*  Sammeln 
von  Lumpen  und  Abfallen.* 

§.  36  der  Ausf -V.  v.  16.  Septbr.  1869  (s.  unt.  Theil  II,  Nr.  3). 

b.  In  Württemberg  ist  für  den  hausirweisen  Verkauf  von 

Siichi-OetetK  m.  Erllotfr.  Tit.  I.  Bd.  3*  * 
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»Brod  und  Fleisch  im  zweimeiligen  Umkreise  des  Wohnortes  da»  Erfordern*»»  des 
Legitimationsscheins  erlassen.« 

§.  *27  der  Ausf.-Verfttg.  v.  14.  Der.br.  1871  s.  unt.  Tbeil  II,  Nr.  4 . 

0.  Für  Baden  bestimmt  Art.  4 des  die  Einführung  der  Oewerbe-Ordn.  betref- 
fenden Gesetzes  vom  21.  Dezbr.  1871  : 

»Die  in  §.  63.  der  Deutschen  Gewerbe- Ordnung  vorbehaltenen  Ausnahme-Bestim- 
mungen können  im  Wege  der  Verordnung  oder  der  auf  Grund  einer  solchen  ergehen- 
den Bezirks-  oder  ortipoli *ei liehen  Vorschriften  erlnssen  werden.« 

d.  In  Hessen  sind  freigegeben  : 

»Rusen  aus  Reisern,  Braunkohlen,  Bett-  und  Sc h reih- Federn , frische  Fische,  Fuss- 
decken  und  Matten  aus  Rast,  Stroh  oder  Binsen , wildes  Geflügel,  Krebse,  Lohkuchen, 
Sand,  .Schwefelhölzer,  Schwefelfaden  und  Srhwefelspan  'Streichhölzer  ausgenommen;, 
Torf,  Wildpret,  Zunder  und  Zwieback.« 

e.  In  Oldenburg  sind  ausgenommen  : 

1.  Die  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft,  des  Gartenbaues,  der  Viehzucht,  der  Forst  wirth- 
sch&ft,  der  Torfyroduktion,  der  Fischerei  und  der  Jagd  vorbehaltlich  der  bestehenden 
Bestimmungen  Über  den  Verkauf  des  Wildes  während  der  geschlossenen  Zeit,  ; 

*2.  die  Gewcrbserzeugnisse,  welche  zum  täglichen  Verbrauche  im  Haushalte  gehören , ins- 
besondere auch  von  Brod  und  Fleisch  ; 

3.  die  Erzeugnisse  der  eigenen  Hausindustrie  des  inländischen  Verkäufers. 

(Art.  6 der  Auaführunga-V.  v.  14.  Scptbr.  1869,  s.  unt.  Tbeil  II,  Nr.  10.) 

f.  In  Saohsen-Koburg : 

Ohne  LegitimationA.schein  können  im  Umherziehen  verkauft  und  angekauft 
werden : 

Lalle  in  der  Haus-  und  Landwirtschaft  aus  Erzeugnissen  des  Acker-,  Garten-  und 
Obstbaues,  sowie  der  Viehzucht  gefertigten  Gegenstände , mit  Einschluss  von  Brod, 
frischen  und  gesalzenen  Fleisch  waaren  ; 

2.  Erzeugnisse  uer  Muhl-  und  Oehlmühle»  ; 

3.  grobe  Holzwaaren , wie  Bretter,  Bohlen,  Latten,  I^itern,  Getreideschaufeln,  Rechen, 
Quirle,  Holzschuhe,  Backtröge,  Mulden  u.  dergl.  , ferner  Körbe,  Siebe,  Besen  und 
ordinäre  Strohwaaren; 

4.  Sand,  Thon,  Wetz-  und  Schleifsteine; 

5.  Pech,  Theer,  Kienruss,  Wagenschmiere,  Wichse; 

6.  Säfte  aus  rohen  Früchten  und  Hefen ; 

7.  ungemusterte  leinene  und  baumwollene  Weber-  und  Bandwaaren; 

S.  Schreibmaterialien. 

Für  Gotha  treten  hei  1 noch  hinzu : 
lebende  Thiere  der  eigenen  Zucht  oder  Wirtschaft. 

g.  In  Sachson-Altonburg  ist  ein  Legitimationsschi  in  zum  Gewerbe-Betriebe  im 
Umherziehen  nicht  erforderlich; 

*»zum  Ankauf  inländischer  Erzeugnisse,  — einschliesslich  der  Lumpen.  — zum  Verkaufe 
von  Viktualien  aller  Art,  Brennmaterialien,  Hefen,  Pech,  Theer,  Wagenschmiere,  Kien- 
russ, Sand,  Thon,  groben  Holz-,  Bast-,  Stroh-,  Rohr-,  Schilf-  und  Binsenwaaren, 
groben  Bürstenwaaren,  Besen  und  Hecheln,  Schreibmaterialien  und  Streichhölzern.« 

(s.  §.  24  der  Ausführ. -V.  v.  17.  Septbr.  IS69.) 

h.  In  Sachson-Moiningon  ist  der  Hausir-Betrieb  freigegeben  mit ; 

»Holz-,  Korb-,  Stroh-,  Rohr-,  Bast-,  Schilf-,  Binspn-,  Besen-  und  Bürstenwaaren  zum 
gemeinen  Verbrauch,  — mit  Lebensmitteln  sum  unmittelbaren  Genuss,  mit  Hefe, 
Sand,  Thon,  Heizmittcln.« 

(Art.  13  des  Ausführ. -Gesetzes  v.  22.  Dezbr.  1869.' 

i.  In  Reuse  j.  L.  ist  der  unterziehende  Verkauf  von 

»Viktualien  und  Brennmaterial,  von  grobem  Holz- , Bast-  und  Strohwaaren , Besen, 
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Sand , Tlion , Wagenschmiere,  Holzkohlen  , Wetzsteinen , Hefen,  Putxpulver,  Stiefel- 
wichse, Kienrus»  und  Schreibmaterialien,  mit  Ausschluss  des  Papiers» 

freigegeben  (s.  Minist. -Verlüg.  vom  24.  Septbr.  1 Mül  . — In  anderen  kleinen 
Staaten  gleichartig. 


Titel  IV. 

Marktverkehr.  >)  *) 

Der  Besuch  der  Messen,  Jahr-  und  Wochen-Märkte, 
sowie  der  Kauf  und  Verkauf  auf  denselben  steht  einem  Jeden 
mit  gleichen  Befugnissen  frei. 

Wo  jedoch  nach  der  bisherigen  Ortsgewohnheit  gewisse  Hand- 
werk erwaaren , welche  nicht  zu  den  im  §.  06  l>e zeichneten  Gegenständen 
gehören,  nur  von  Bewohnern  des  Marktortes  auf  dem  Wochenmarkte 
verkauft  werden  durften,  kann  die  höhere  Verwaltungs- Behörde,  auf  Antrag 
der  Gemeinde  - Behörde , den  einheimischen  Vcrkä  ufern  die  Fort- 
setzung des  herkömmlichen  Wochenmarkt -T  erkehrs  mit  jenen  Handwerker- 
waaren  gestatten , ohne  auswärtige  Verkäufer  derselbe^  Waaren  auf  dem 
Wochenmarkte  zuzulassen.  *) 

Beschränkungen  des  Marktverkehrs  der  Ausländer  als  Erwiederung 
der  im  Auslande  gegen  Bundes- Angehörige  angeordneten  Beschränkungen 
bleiben  dem  Bundesrath  Vorbehalten.  5) 

V.  Eine  Begriffs-Bestimmung  der  »Messen  und  Märkte»  ist  in  derGewerhe-Ordn. 
nicht  gegeben,  sondern  aus  den  bestehenden  Einrichtungen,  Zuständen  und  Ge- 
wohnheiten herzuleiten.  Der  gesetzliche  Unterschied  zwischen  Jahr-  und  Wochen- 
Märklen  ist  in  den  §§.  06  und  67  durch  Bezeichnung  der  zulässigen  Verkaufs- 
Gegenstände  festgestellt.  Kram  - Märkte  sind  gleichbedeutend  mit  Jahr-  Märkten. 
Messen  sind  dem  Herkommen  entsprechend  zu  den  Jahrmärkten  oder  den  im  §. 
70  gedachten  besonderen  Märkten  zu  rechnen. 

2.  Die  Zuständigkeit  der  Behörden  für  das  Marktwesen  in  Baiern  regelt 
die  Vollzugs-V.  v.  4.  Dezbr.  1872,  §§.  28 — 3t  ; in  Württemberg  die  Ausführ. - 
V.  v.  14.  Dezbr.  1871,  §.  29.  (s.  unt.  Theil  II,  Nr.  2 und  1). 

3.  Der  Eingang  des  §.  64  schliesst  eine  Auslegung  der  Bestimmungen  des 
Titel  III.  aus,  als  sei  zum  Besuche  der.  Messen  und  Märkte  ein  Hausirschein  noth- 
wendig.  Der  Besuch  der  Messen.  Jahr-  und  Wochen-Märkte  gehört  im  Sinne  der 
Gowerbe-Ordn.  nicht  zum  Gewerbe-Betriebe  im  Umlierzieben  und  ist  nicht  an  den 
Besitz  eines  Legitimationsschcincs  gebunden.  Nach  Preusaischem  Rechte  ist 
aller  Handel  der  Inländer,  wie  der  Ausländer  auf  Märkten  auch  steuerfrei.  (Ges. 
wegen  Knirichtung  der  Gewcrbe-8teuer  v.  30.  Mai  1820,  §.  7 und  Hausir-Regu- 
lativ  v.  28.  April  1824,  §§.  1 und  2.) 

Die  früheren  , gegen  den  Zwischenhandel  gerichteten  , gesetzlichen  und  poli- 
zeilichen Beschränkungen  des  freien  Verkehrs  auf  Wochenmärkten  sind  durch 
tj.  64  der  Gewerbc-Ordn.  ausser  Kraft  gesetzt.  Preuss.  Min.-Verf.  v.  18.  Mai 
1871.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  176;  — Erkenntn.  desO.-Trib.  v.  7.  Dezbr.  1870, 
Justiz -Minist. -Bl.  1871.  S.  47.)  Es  ist  die  Ausschliessung  gewisser  Klassen 
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von  Käufern  während  eines  Thciles  der  Marktzeit,  — sowie  die  Untersagung  des 
Ankaufs  ausserhalb  der  Marktstätte  ( — Verbot  des  Auf-  und  Vorkaufs  un- 
zulässig. Zulässig  aber  ist  das  Verbot,  an  Markttagen,  solange  die  Marktzeit 
dauert,  auf  anderen  , als  den  durch  die  Marktordnung  bestimmten  Plätzen,  Markt- 
Artikel  feil  zu  halten.  Denn  §.  tit  handelt  lediglich  von  dem  Verkehre  auf 
den  Märkten  selbst;  nicht  von  sonstigem  Verkehre  am  Marktorte,  sei  s auch 
während  der  Marktzeit. 

4.  ln  manchen  Städten  ist  cs  hergebracht,  dass  Bewohner  des  Marktorts  ge- 
wisse H a n d w e rk e r- Waarc n auf  den  Wochenmärkten  feilbieten  dtirfen.  Eine 
Anwendung  des  im  ersten  Absatz  des  §.  (»4  aufgestelltcn  Grundsatzes  auf  dieses 
Vcrhältniss  würde  zur  Folge  haben,  dass  entweder  die  Feilbietung  gleicher  Hand- 
werker-'Waaren  auch  Seitens  Auswärtiger  gestattet,  und  damit  die  nicht  wünschens- 
wertlic  Ausbildung  der  Wochenmärkte  zu  Jahrmärkten  begünstigt,  oder  die  P eil— 
bietung  dieser  Handerwerker- Waaren  auch  Seitens  der  Orts-Angehörigen  ausge- 
schlossen werden  müsste.  Für  die  Anwendung  der  in  diesem  Ausschlüsse  liegenden 
Härte  besteht  kein  Bedürfniss ; cs  hat  daher  ein  Vorbehalt  zu  Gunsten  dieses  her- 
gebrachten Wochenmarkt- Verkehrs  aufgestellt  werden  müssen.  — 

Die  Fortsetzung  des  her kömmli chcn  Wochenm ark t- Verkehrs 
mit  Hand werker- Waaren  — wird  mit  schonender  Rücksicht  auf  die  davon 
abhängigen  Interessen  zu  regeln  sein.  Vgl.  Bericht  der  Kommission  für  Handel 
und  Gewerbe  des  Abgeordnetenhauses  vom  8.  März  1872.  Nr.  284.  B. 

5.  Art.  18  des  Handels-  und  Zollvertrags  zwischen  Deutschland 
und  Oostorrelch  vom  !>.  März  18li8  Bund. -Ges. -Bl.  1868,  S.  246  bestimmt: 

* Beim  Besuche  der  Märkte  und  Messen  sollen  zur  Ausübung  de«  Handels  und  zuni 
Absätze  eigener  Erzeugnisse  oder  Fabrikate  die  Angehörigen  des  anderen  Thetis 
ebenso,  wie  die  eigenen  Angehörigen  behandelt  werden.  * 

Vgl.  auch  Schlussprotokoll  13,  Ahsclin.  2. 

6.  Wegen  Beschränkung  des  Markt- Verkehrs  im  Grenz  bezirke  fl- 
ohen Anmerkung  t.  A.  zu  tj.  5. 

Ueber  die  Strafbarkeit  unzulässigen  Markt-Verkehres  s.  §.  (19  und  149“)  der 
Gewerbe-Ordnung. 

65.  Die’Zahl,  Zeit  und  Dauer  der  Messen,  Jalir-  und 

Wochen- M ärktc  wird  von  der  zuständigen  Verwaltungs- Behörde  festge- 
setzt. ') 

Dem  Marktberechtigten  steht  gpgen  eine  solche  Anordnung  kein  Wider- 
spruch zu;  ein  Ent  sc  hädigungs -Anspruch  gebührt  demselben  nur 
dann,  wenn  durch  die  Anordnung  die  Zahl  der  bis  dahin  abgehaltenen  Märkte 
vermindert  wird,  und  eine  grössere  Zahl  ausdrücklich  und  unwiderruflich 
verliehen  war.  Gemeinden , welche  einen  Entschädigungs-Anspruch  geltend 
machen  wollen , müssen  ausserdem  nachweisen  , dass  ihr  Recht  auf  einen 
speziellen  lästigen  Titel  sich  gründet.  2) 

1.  Ueber  die  Zuständigkeit  der  Behörden  in  Preussen  s.  Ausf.- 
Anweis.  v.  4.  Septbr.  1869,  Abschn.  I.  19  (s.  unt.  Th.  II.  Nr.  1).  Die  Bewilligung 
von  Kram-  und  Vieh-Märkten  gehört  vor  die  Ober-Präsidenten.  Min.-Verf.  vom 
12.  Juli  1 845.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1845,  S.  274.) 

Ueber  die  Zuständigkeit  der  Behörden  zur  Genehmigung  neuer  Messen,  Jahr- 
und  sonstiger  Märkte  für  Bayern  vgl.  §.  29  der  Vollzugs-V.  v.  4.  Dezbr.  1872 
s.  unt.  Thcil  II,  Nr.  2)  ; für  Württemberg  s.  Min. -Erlass  vom  11.  Febr.  1862, 
betreffend  die  Eltheilung  von  Marktberechtigungen. 
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Lieber  die  Zuständigkeit  der  Behörden  und  die  Zahl  der  Jahrmärkte  in  Sach- 
sen vgl.  §.  OS  der  Ausf.-V.  v.  10.  Septbr.  I hü!)  (s.  unt.  Theil  II,  Nr.  3.i 

2.  Der  Entschädigungs- Anspruch  wird  gegen  den  Staat  zu  richten 
sein  und  gehört  lediglich  auf  den  Rechtsweg. 

<$.  6ß.  Gegenstände  des  Wochen ma rk t- Verk eh rs  sind:  1 

1.  rohe  Naturerzeugnisse  mit  Ausschluss  des  grösseren  Viehs;  2j 

2.  Fabrikate,  deren  Erzeugung  mit  der  Land-  und  Forstwirthschaft,  dem 
Garten-  und  Obstbau  oder  der  Fischerei  in  unmittelbarer  Verbindung 
steht,  oder  zu  den  Nebenbeschäftigungen  der  Landleute  der  Gegend  ge- 
hört oder  durch  Tagelöhnerarbeit  bewirkt  wird,  mit  Ausschluss  der  geisti- 
gen Getränke ; 

3.  frische  Lebensmittel  aller  Art. 

Die  zuständige  Vcrwaltungs- Behörde  ist  auf  Antrag  der  Gemeinde  - Be- 
hörde befugt,  zu  bestimmen,  welche  Gegenstände  ausserdem  nach  Ortsge- 
wohnheit und  Bcdürfniss  in  ihrem  Bezirk  überhaupt  oder  an  gewissen  Orten 
zu  den  Wöchenmarkts- Artikeln  gehören.  3) 1 

1.  In  Württemberg  bestund  vor  Erlass  der  Gewerbe-Ordn.  seit  langer  Zeit 
keinerlei  gesetzliche  Beschränkung  der  Wochenmarkts- Artikel.  Nunmehr  muss  der 
Vorbehalt  im  letzten  Absatz  dieses  §.  dazu  dienen,  die  bisherige  — naebahmens- 
werthe  — Verkehrsfreiheit  zu  wahren. 

2.  Auch  das  der  Regel  nach  ausgeschlossene  »grössere  Vieh"  kann  nach 
Ortsgewohnheit  und  Bedürfnis«  unter  Wochenmarkts-Artikel  aufgenommen  wer- 
den, laut  Erklärung  des  Präsidenten  des  Reichskanzler- Amtes  in  der  Reichstags- 
sitzung vom  20.  April  1869.  Vcrhandl.  d.  Reichstags  Aber  d.  Gewerbe-Ordnung 
S.  437,  Berlin,  Kortkampf.t 

3.  Zu  den  Gegenständen  des  Wochenmarkt-Verkehres  gehören  nicht:  ge- 
werbliche oder  künstlerische  Leistungen  oder  Schaustellungen; 
dieselben  sind  legitimationsscheinpflichtig  s.  oben  tj.  55). 

4.  Nach  Preussischen  Verwaltungs-Grundsätzen  sind  laut  Min. -Vcrf.  v.  26. 
Dezbr.  1847  (M.-Bl.  d.  i.  V.  1848,  S.  25)  Gegenstände  des  allgemeinen  Wochen- 
markt-  Verkehres : 

I.  Erzeugnisse  des  Bodens,  der  Land-  und  Forstwirthschaft, 
der  Ja  gd  und  Fischerei,  welche  zum  Genüsse  dienen. 

Alle  essbaren  Garten-,  Wald- und  Feld-Früchte  (frisch,  getrocknet,  gebacken 
oder  eingekocht  , als : Obst,  Citroncn,  Pommeranzen,  Apfelsinen,  Gemüse,  Kräu- 
ter, Knollen  und  Wurzeln,  auch  rohe  ungedörrte  Cichorienwurzeln:  ferner  Pilze, 
Beeren,  Sämereien,  Getreide  und  Hülsenfrüchte,  Mehl  jeder  Art  einschliesslich 
des  Kartoffel-  und  Senf-Mehls  und  alle  anderen  Mühlenfabrikate  aus  Getreide  und 
Hülsenfrüchten,  sodann  Hefe,  Brot,  Semmel  und  ähnliche  Backwaaren. 

Kleine  vierfüssige  Thiere,  Kälber,  Schafvieh,  Schweine,  Ziegen.  Milch,  But- 
ter, Käse,  Fleisch  und  Fleisch-Waaren  'frisch,  gesalzen  oder  geräuchert  , wildes 
Geflügel  und  Wildpret  aller  Art,  Federvieh,  Eier,  Honig,  Krebse,  Muscheln, 
Fische  frisch,  gesalzen,  gedörrt  oder  geräuchert' . 

II.  Andere  Erzeugnisse  der  Natur  und  der  mit  dem  Landbau 
und  mit  der  Forstwirthschaft  verbundenen  gewerblichen  Thä- 
tigkeit. 
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Rohe  Steine  und  Erde,  Schiefer,  Kalksteine,  roher  Gyps  und  Turf,  Kreide, 
Thon,  Walkerde,  Sand-,  Feuer-,  Wetz-  und  Schleif-Steine  und  Ziegel. 

Gras,  Heu,  Viehfutter  auch  Oelkuchcn  ; Stroh,  Schilf.  Kohr,  Bast,  Laub- 
und Nadelstreu,  Seetang. 

Moos , Schwamm , rohe  Wurzelgewächse  , Stengel  und  Blätter  namentlich 
auch  rohe  unbearbeitete  Ta  backblätter  , Blumen  und  Bilanzen,  Hopfen,  Wau,  Kar- 
den, desgleichen  Oel-  und  Klee-Saat  und  andere  l’flunzcn-Suamen. 

Sträucher,  Bäume,  Ruthen,  Heiser,  auch  Besen  aus  Ueisern,  sowie  grobe 
Geflechte  aus  Holzspähncn,  aus  Weide,  Schilf,  Kohr,  Bast,  Stroh  und  dergl. 

Flachs,  Hanf,  Leinengarn,  Zwirn,  Bund  und  Strümpfe  aus  Leinen,  Leine- 
wand, Zwillich  und  Drillich. 

Brennholz,  Torf,  Holz-,  llraun-  und  Steinkohlen  und  andere  Brennmateria- 
lien. Lohe  und  Lohkuchcn,  Harz,  Theer,  l’ech,  Kienöl.  Kienruss,  Asche,  Bau-, 
Nutz-  und  Schirrholz,  Pfähle,  Bretter,  Balken,  Dachspliltcr,  auch  grobe  Holz- 
Waaren . 

Vögel,  Bienenstöcke,  rohes  Wachs,  Schreib-  und  neue  Bettfedern,  rohes 
Horn,  Knochen,  rohe  Thierfelle,  Borsten,  Thierhaare  und  wollenes  Strickgarn. 

Die  Schranken  dieses  Verzeichnisses  werden  von  den  Bedürfhissen  des  Ver- 
kehrs vielfach  thatsächlich  überschritten.;  • 

Auf  Jahrmärkten  dürfen  ausser  den  im  §.  6b  benannten 
Gegenständen,  Verzehrungs-Gegenstände  und  Fabrikate  al  1er  Art 
feilgehalten  werden.  *) 

Zum  Verkauf  von  geistigen  Getränken  zum  Genuss  auf  der 
Stelle  bedarf  es  jedoch  der  Genehmigung  der  Ortspolizei-Behörde.  2) 

1.  Gewerbliche  Leistungengehören  nicht  zu  dem  freigegebenen  Jahr- 
markts-Verkehre ; vgl.  §.  6b,  Note  3. 

Leber  die  Stellung  der  Messen  s.  §.  61,  Note  1 . 

2.  Für  die  Gründe  zur  Versagung  dieser  Genehmigung  wird  §.  33 
der  Gcwerbe-Ordn.  lediglich  analoge  Anwendung  Anden.  Ein  besonderes  formelles 
Verfahren  ist  für  den  Fall  der  Versagung  nicht  vorgeschrieben.  Ks  wird  der  ge- 
ordnete Weg  der  Verfügung  und  der  Beschwerde  stattflnden. 

t$.  68.  Der  Markt  verkehr  darf  in  keinem  Falle  mit  anderen 
als  solchen  Abgaben  belastet  werden,  welche  eine  Vergütung 
für  den  überlassenen  Raum  und  den  Gebrauch  von  Buden  und 
Gerlthschaften  bilden.  In  den  Bestimmungen  darüber,  ob  und  in 
welchem  Umfange  Abgaben  dieser  Art  erhoben  werden  dürfen , wird  durch 
gegenwärtiges  Gesetz  nichts  geändert.  Ein  Unterschied  zwischen  Einheimi- 
schen und  Fremden  bezüglich  der  Zahlung  der  Abgaben  darf  nicht  statt- 
finden. *) 

1.  Vgl.  FreusBiBches  Gesetz,  betreffend  die  Erhebungvon  Marktstands- 
geld, vom  26.  April  I S 72  Ges.-S.  S.  519;  und  die  Anweisung  zur  Ausführung 
dieses  Gesetzes  in  der  Minist. -Verf.  vom  10.  Juni  1872  (M.-Bl.  d.  i.  V.  1872, 
S.  185;;  — unten  mitgetheilt  im  Theil  111.  Abschnitt  1. 

Bezüglich  der  M ark tgcbü Kien  in  Württemberg  s.  <|.  65,  lit.  n.  des 
Verwaltungs-Edikts  vom  1.  März  1822. 

Der  Privat-Eigenthümcr  wird  in  der  Bestimmung  der  Bedingungen,  unter 
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denen  erden  Markt-Besuchern  die  Benutzung  seines  Grundstücks  etc.  zum  Keil- 
haltcn  gestatten  will,  durch  die  Vorschrift  des  §.  OS  nicht  beschränkt. 

ÜB.  In  den  Grenzen  der  Bestimmungen  der  §§.  65  bis  (iS  kann  die 
.Orts-Polizci-Behörde’),  im  Einverständnis»  mit  der  Gemeinde -Behörde,  die 
Markt-Ordnung  nach  dem  örtlichen  Bediirfniss  festsetzen,  namentlich 
auch  für  das  Feilbieten  von  gleichartigen  Gegenständen  den  Platz,  und  für 
das  Feilbieten  im  Umhertragen,  mit  oder  ohne  Ausruf,  die  Tageszeit  und  die 
Gattung  der  Waaren  bestimmen.  *} 

1.  ln  München  der  Magistrat.  §.  31  der  Vollzugs-V.  v.  I.  Dczbr.  I S 7 2 . 

2.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  polizeilichen  Markt-Anordnungen  unter- 
liegen der  Strafe  des  §.  1 19 11  der  Gcwerbe-Ordn.  — 11er  Ankauf  von  Gegen- 
ständen des  Marktverkchrs  an  anderen,  als  den  für  den  Marktverkehr  bestimmten 
I’läizen  ist  nicht  strafbar.  Erkennt,  des  Preuss.  O. -Tribun,  v.  7.  Dezbr.  1870. 
Justiz-Min.-Bl.  1S71,  S.  17. 

3.  Es  sei  hier  das  Württomborgischo  Gesetz  vom  6.  April  1859  Keg.- 
Bl.  S.  57  erwähnt,  wonach 

»auf  Märkten  — nur  nach  dem  Gewichte  verkauft  werden  dürfen  : Getreide , Mais, 
Oel,  Hülsenfrüchte,  Samen  aller  Art,  Mühlcnfabrikate,  Kartoffeln,  ltüböl,  Obst.» 

7ü.  In  Betreff  der  Märkte,  welche  bei  besonderen  Gelegen- 
heiten oder  für  bestimmte  Gattungen  von  Gegenständen  ge- 
halten werden,  bewendet  es  bei  den  bestehenden  Anordnungen.  *) 

Erweiterungen  dieses  Marktverkehrs  können  von  der  zuständigen  Be- 
hörde mit  Zustimmung  der  Gemeinde  - Behörde  angeordnet  werden.  2) 

1.  Hierher  gehören  W ci  hnacb  ts- , l’fingst-,  Schützen-,  Kirch- 
weih-, Vieh-,  Tauben-,  Bienen-,  Woll-,  Flachs-,  Hanf-,  Garn-, 
Lei  n wand- Märkte.  — Auch  für  diese  Märkte  muss  der  in  §.  61  ausgesprochene 
Grundsatz  allgemeiner  Marktfreiheit  gelten. 

Mit  den  Leinwand- Märkten  verwandt  sind  auch  die  sog.  Leggc-An- 
st alten.  In  Preuasen  'Kreis  Bielefeld,  Halle,  Herford  und  Lübbecke,  — Land- 
drosteien Hannover,  Hildesheim.  Lüneburg  und  Osnabrück.  — Kreis  Rinteln)  be- 
stehen nämlich  ächauanstaltcn  für  Leinengewebe,  Legge- A ns ta  1 ten  genannt, 
unter  dem  gesetzlichen  Zwange,  dass  die  Leinengewebe,  welche  in  dem  betreffen- 
den Bezirke  verfertigt  werden,  vor  dem  Verkaufe  bei  der  Anstalt  zur  Schau  {Prü- 
fung der  Beschaffenheit  und  des  Masscs  zu  bringen  sind.  Unmittelbar  an  die  Schau 
pflegt  sich  der  meistbietende  oder  freihändige  Verkauf  zu  knüpfen.  Die  Auflösung, 
bezieh.  Umwandlung  dieser  Legge-Anstalten  scheiterte  in  der  Landtags-Session 

1871/72. 

Die  in  den  älteren  und  neueren  Landestheilcn  ergangenen  Vorschriften  über 
das  Legge- Wesen  sind  nachgewiesen  in  v.  Rönne  s Staatsrecht  der  Preuss. 
Monarchie,  3.  Auflage  II,  2.  8.  441. 

2.  Ueber  die  Zu  st  ftn  di  gkei  t der  Behö  r den  vgl.  Preuss.  Ausf.-An- 
wei«.  vom  4.  Septbr.  1869  1.  19,  (s.  unt.  Theil  11,  Nr.  1.  A.) 

§.  71.  Beschränkungen  des  Verkehrs  mit  den  zu  Messen 
undMärkt  engebrachten,  aberunverkauftgebliebenen  Gege n- 
ständen  werden  hierdurch  aufgehoben.  Der  Einzelverkauf  solcher 
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Gegenstände  ausser  der  Marktzcit  ist  jedoch  nur  unter  denselben  Bedingungen 
zulässig,  unter  welchen  derselbe  statthaft  sein  würde,  wenn  die  Gegenstände 
nicht  auf  den  Markt  gebracht  wären. 

1.  Der  Kinzcl  verkauf  der  unverkauft  gebliebenen  Marklgegenstände  ist  also 
von  der  Lösung  eines  Lcgitiniationsscheines  im  Falle  des  §.  55.  der  Gewerbe- 
Ordn.  oder  von  der  Errichtung  eines  stehenden  Geschäftes  abhängig. 


Titel  V. 

T a x e n.  ■; 

72.  Polizeiliche  Taxen  sollen,  soweit  nicht  ein  Anderes  nach- 
stehend angeordnet  worden , künftig  nicht  vorgeschrieben  werden; 
da,  wo  sie  gegenwärtig  bestehen,  sind  sie  in  einer  von  der  Orts- Polizeibe- 
hörde zu  bestimmenden,  höchstens  einjährigen  Frist  aufzuheben.  2j 

1.  Vgl.  die  Strafbestimmung  in  § . 148.  * der  Gewcrbe-Ordn.  gegen  Ueber- 
schreitung  der  zulässig  gebliebenen  obrigkeitlichen  Taxen. 

Die  Gewerbe-Ordnung  für  Württemberg  vom  12.  Febr.  1862  bestimmte: 

«ln  Nothfallen  und  aus  Gründen  de»  öffentlichen  Wohls  ist  die  Polizei- Behörde  be- 
fugt, den  Gewerbetreibenden  zur  Arbeit  und  zum  Verkaufe  seiner  Waaren  anzuhalten 
und  den  Preis  dafür,  vorbehaltlich  de»  ordentlichen  Keclit»wege»,  vorläufig  zu  be- 
stimmen.» 

2.  — Polizeiliche  Taxen,  als:  Brod-,  Fleisch-,  Lohn-Taxen,  überhaupt 
alle  von  übrigkeils wegen  ungeordnete  Taxen. 

#.  73.  DieBäcker  und  die  Verkäufer  von  Back  waaren  können 
durch  die  Orts -Polizeibehörde  angchalten  werden,  die  Preise  und  das 
GewichtihrerverschiedenenBackwaaren  für  gewisse  von  derselben 
zu  bestimmende  Zeiträume  durch  einen  von  aussen  sichtbaren  Anschlag  am 
Verkaufslokale  zur  Kenntniss  des  Publikums  zu  bringen.  2, 

Dieser  Anschlag  ist  kostenfrei  mit  dem  polizeilichen  Stempel  zu  versehen 
und  täglich  während  der  Verkaufszeit  auszuhängen.  3 

1.  Für  München:  der  Magistrat.  (§.  32.  der  Vollzugs-V.  vom  I.  Dezbr. 
1872,  s.  u.  Theil  IL  Nr.  2.) 

2.  Die  Orts-Polizeibehörde  wird  eine  solche  Anordnung  mittelst  der  ihr  zu- 
atehenden  allgemeinen  Exekutiv- Befugnisse  durchzuführen  haben , — falls  nicht 
durrh  Landes-Oesefz  oder  Verordnung  eine  Strafvorschrift  gegeben  ist.  — Das 
Bardische  Polizei-Strafgesetzbuch  stellt  in  §.  1 34  */  Zuwiderhandlungen  gegen 
§§.  73.  74  und  75  der  Oewerbe-Ordn.  unter  Strafe.  — Vgl.  ferner  W ürttem- 
bergische  Minist. -Verf.  v.  27.  Mai  1864,  betr.  die  polizeiliche  Aufsicht  über 
den  Verkehr  mit  Brod  in  Gemeinden  , in  welchen  keine  Brodtaxc  besteht  Keg.- 
Bl.  S.  63.;  ; woselbst  auch  die  zulässige  Wassermenge  des  gut  ausgebackenen 
Brodes  bestimmt  ist. 

3.  Nichteinhaltung  des  Anschlags  fällt  unter  die  Strafvorschrift 
des  §.  148  6 der  Gewerbe-Ordn.,  woselbst  freilich  der  Ausdruck:  «genehmigte 
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Taxen«  für  die  von  den  Gewerbetreibenden  ganz  selbständigen  aufgestellten  Preis- 
listen nicht  zutreffend  gewählt  ist. 

§.  74.  Wo  der  Verkauf  von  Baekwaaren  nur  nach  den  von  den  Bäckern 
und  Verkäufern  an  ihren  Verkaufslokalcn  angeschlagenen  Preisen  erlaubt  ist, 
kann  die  Orts  - Polizeibehörde  die  Bäcker  und  Verkäufer  zu- 
gleich anhaltcn,  im  V'erk aulslokale  eine  Waage  mit  den  erforder- 
lichen  geaichten  Gewichten  aufzustcllen  und  die  Benutzung  der- 
selben zum  Nachwiegen  der  verkauften  Baekwaaren  zu  gestatten.  1 

1.  Vgl.  §.  360*)  des  Strafgesetzbuches.  vs.  u.  §.  153.  Note  2., 

#.  75.  Die  Gastwirthe  können  durch  die  Orts-Polizeibe- 
hörde angehalten  werden,  das  Verzeichniss  der  von  ihnenge- 
stellten  Preise  einzureichen  und  in  den  Gastzimmern  anzu- 
schlagen. Diese  Preise  dürfen  zwar  jederzeit  abgeändert  werden,  bleiben 
aber  so  lange  in  Kralt,  bis  die  Abänderung  der  Polizei- Behörde  angezeigt 
und  das  abgeänderte  Verzeichniss  in  den  Gastzimmern  angeschlagen  ist.  Auf 
Beschwerden  Reisender  wegen  Ueberschreitung  der  verzeichneten  Preise 
steht  der  Orts  - Polizeibehörde  eine  vorläufige  Entscheidung  vorbehaltlich  des 
Rechtsweges  zu.  2 3 ) 

1.  In  München  der  Magistrat.  (§.  32.  der  Vollzugs- V.  v.  4.  Dezbr.  1872. 
s.  u.  Tbeil  U.  2. 

2.  Hin  Rekurs  im  Verwaltungswege  gegen  die  polizeiliche  Entscheidung 
findet  nicht  statt.  Eine  Frist  für  die  Beschreitung  des  Rechtsweges  ist  nicht  vor- 
gesehen; desshalb  wird  die  polizeiliche  Verfügung  eine  solche  Frist  zur  Vermei- 
dung der  Vollstreckung  zu  setzen  haben. 

Eine  Ueberschreitung  der  gesetellten  Preise  fällt  unter  die  im  §.  1 18 ®) 
der  Gewerbe-Ordn.  vorgesehene  Stralbarkcit  der  genehmigten  Taxe  n : ein  nicht 
korrekter  Ausdruck ! 

2.  Eine  Polizei-Verordnung,  welche  den  Gastwirlhen  zur  Pflicht  macht, 
ein  Fremdenbuch  zu  führen,  ist  durch  die  Gewerbe-Ordn.  (§.  75.)  und  das 
Reichs  - Passgesetz  vom  12.  Oktbr.  1867  nicht  unwirksam  geworden.  ,Erk.  des 
Preuss.  Ober-Trib.  v.  24.  Novbr.  1870.  M.-Bl.  d.  i.  V.  187),  S.  115.1 

$.  7fi.  Die  Orts-Polizeibehörde  ')  ist  in  Uebereinstimmung  mit  der  Ge- 
meinde-Behörde befugt,  für  Lohnbediente  und  andere  Personen, 
welche  auf  off  entliehen  Strassen  und  Plätzen  oder  in  Wirths- 
häusern  ihre  Dienste  anbieten  (§.  37  , sowie  für  die  Benutzung 
von  Wagen,  Pferden,  Sänften,  Gondeln  und  anderen  Trans- 
portmitteln, welche  öffentlich  zum  Gebrauch  aufgestellt  find, 
Taxen  festzusetzen.  J) 

1.  In  München  die  Polizei-Direktion.  §.  33.  der  Vollzugs-Verf.  vom 
4.  Dezbr.  1872,  s.  u.  Theil  II.  2.) 

2.  §.  76  geht  insofern  weiter,  wie  der  angezogene  §.  37,  — als  für  das  An- 
bieten von  Diensten  in  Wirthshäusern  dort  nicht  die  polizeiliche  Rege- 
lung, hier  aber  die  Festsetzung  einer  Taxe  Vorbehalten  ist. 
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Obrigkeitliche  Taxen  für  das  Lei  c h e n f u h rw  e se  n werden  nicht  unter 
die  Kategorie  der  hier  vorgesehenen  Taxen  für  rum  Gebrauch  öffentlich  aufge- 
stclltc  Transportmittel  zu  bringen  sein. 

§.  77.  Ebenso  können  für  Schornsteinfeger,  wenn  ihnen  Be- 
zirke ausschliesslich  zugewiesen  sind  1 , von  der  Orts  - Polizeibe- 
hörde 1 , iin  Einverständnis  mit  der  Gemeinde-Behörde,  oder,  wenn  der  zu- 
gewiesene Bezirk  mehr  als  eine  Ortschaft  umfasst,  von  der  unteren  Ver- 
waltungs-Behörde Taxen  aufgcstellt  werden. 

1.  Vgl.  dicserhalb  §.  39  der  Qewcrbc-Ordn. 

2.  In  Baiern  die  Distrikts-Verwaltungsbehörde.  (§  39  der  Vollzugs- Ver- 
ordn. vom  4.  Dezbr.  1872,  s.  u.  Theil  II,  No.  2.) 

§.78.  Hinsichtlich  der  Taxen  für  solche  gewerbetreibende 
Personen,  welche  nach  den  Bestimmungen  im  §.  3b  von  den 
Behörden  zu  beeidigen  und  anzustellen  sind,  wird  durch  das 
gegenwärtige  Gesetz  nichts  geändert.  Die  nach  §.  36  zuständigen  Behörden 
sind  befugt,  für  diese  Personen  auch  da  Taxen  einzuführen , wo  dergleichen 
bisher  nicht  bestanden.  ') 

1.  Nach  §.  36  der  Gcwerbe-Ordn.  können  nicht  bloss  von  Behörden,  son- 
dern auch  von  Korporationen  Gewerbetreibende  öffentlich  angestellt  werden. 
Es  scheint  unabsichtlich  zu  »ein,  dass  §.78  nur  die  von  Behörden  ungestellten 
Personen  anführl. 

§.  79.  Die  in  den  §§.  73  bis  78  genannten  Gewerbetreibenden  sind  be- 
rechtigt, die  festgeslelltcn  Preise  und  Taxen  zu  ermässigen. 

§.80.  Die  Taxen  für  die  Apotheker  können  durch  die  Zentral- 
Behörden  festgesetzt  werden,  Ermässigungen  derselben  durch  freie  Verein- 
barungen sind  jedoch  zulässig.  ') 

Die  Bezahlung  der  approbirten  Acrzte  u.  s.  w.  .§.  29,  Ab- 
satz 1)  bleibt  der  Vereinbarung  überlassen.  Als  Norm  lür  streitige  Fälle 
im  Mangel  einer  Vereinbarung  können  jedoch  für  dieselben  Taxen  von  den 
Zentral-Behörden  festgesetzt  werden.  *)  3) 

1.  Die  Apotheker  dürfen  also  unbeschränkt  Kabatt  geben  ; — was  früher 
(in  Preussen)  zeitweise  unzulässig  war. 

Eine  Vergütung  für  das  Tariren  der  Gefässc  bei  Dispensation  von  Arzneien 
findet  nicht  statt.  (Preuss.  Min.-Verf.  vom  5.  März  1873,  M.-Bl.  d.  i.  V.S.52.) 

2.  Strafbar  sind  hiernach  Ueberschreitungcn  der  ärztlichen  Taxe  nicht. 

Wegen  der  Taxe  für  Medizinal-Pcrsonen  in  Preussen  s.oben  §.  29,  Note  10. 

Prenssische  Wundärzte  I . Klasse  »ind  belügt,  für  ihre  ärztlichen  Bemühungen 

nach  den  für  Acrzte  erlassenen  Taxen  zu  lirpiidiren.  Min.-Verf.  v.  7.  Mai  1872. 

3.  ln  Preussen  ist  von  der  Einführung  einer  allgemeinen  Taxe  für  die 
Hebammen  Abstand  genommen.  Die  Bezahlung  derselben  lür  ihre  Dienst- 
leistungen ist  zunächst  der  freien  Vereinbarung  überlassen  ; doch  empfiehlt  sich  da- 
neben die  Feststellung  von  Taxen  für  dieBezirks- Hebammen.  (Preuss. 
Min.-Verf.  v.  2.  Juni  1870,  s.  u.  Theil  III.  Absehn.  F.) 
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Titel  VI. 

Innungen  von  Gewerbetreibenden. 

1.  Titel  VI.  der  Gewerbe-Ordnung  findet  auf  die  in  Bayern  auf  Grund 
des  Gewerbe-Gesetzes  vom  30.  Januar  1868  gebildeten  Gewerbe- Vereine 
keine  Anwendung.  Dieses  Gesetz  hat  nämlich  mit  dem  früheren  In- 
nungswesen vollständig  gebrochen  und  zwar  in  der  Weise,  dass  sich 
6ämmtliche  Innungen  unter  Auseinandersetzung  ihrer  V ermögens- V er- 
hältnisse  aufzulösen  hatten.  Dagegen  stellt  das  gedachte  Gesetz  den  Ge- 
werbetreibenden, wie  allen  übrigen  Berufsklasscn  frei,  zur  Förderung  ihrer 
Interessen  Vereine  zu  bilden  und  bestimmt  demgemäss  in  Art.  25  Folgendes: 
/.  die  Gewerbetreibenden  haben  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Vereins- 

Gesetzes 

» das  Recht,  zur  Förderung  gemeinsamer  gewerblicher  Interessen  freie 
Vereine  zu  bilden. 

Dergleichen  Vereine  veruxdten  ihre  Angelegenheiten  selbständig  und 
erlangen,  wenn  sie  die  Bestätigung  ihrer  Satzungen  erwirken,  die  juris- 
tische Persönlichkeit. « 

Diese  Vereine  werden  demnach  nicht  zu  den  Innungen  oder  Zünften, 
welche  der  Titel  VI.  der  Gewerbe-Ordnung  im  Auge  hat,  gerechnet.  (Anders 
in  Baden:  s.  unten  Note  1 zu  §.  81.) 

In  eigentlichen  Innungssachen  bilden  für  Bayern  die  Kreis-Regierungen, 
Kammern  des  Innern,  die  höhere  Verwaltung  - Behörde  §.  35  der  Vollzugs- 
Verordnung  v.  4.  Dezbr.  t872,  s.  u.  Theil  11.,  No.  2). 

In  Württemberg  sind  durch  die  Gewerbe -Ordnung  vom  12.  Februar 
1882  alle  Zünfte  aufgelöst,  und  Bestimmungen  über  ihr  Vermögen  für  ge- 
werbliche und  gemeinnützige  Zwecke  getroffen. 

2.  Je  weniger  eine  bedeutende  Fortentwicklung  des  Innungswesens 
auf  dem  Boden  unsrer  gegenwärtigen  Gesetzgebung  zu  erwarten  ist,  desto 
mehr  erscheint  es  angezeigt,  hier  einer  anderen  Form  der  Vergesellschaftung, 
welche  grossentheils  gerade  von  den  Meistern  der  Klein-Gewerbe  iür  die  För- 
derung ihrer  gewerblichen  Interessen  in  Anspruch  genommen  wird,  und  der 
man  wohl  den  Namen  Innung  der  Zukunft«  beigelegt  hat,  — (bis  eine  neuere, 
gesetzlich  noch  nicht  besonders  anerkannte  Gesellschaftsbildung , »Die  Ge- 
werke-Vereine», in  den  Vordergrund  getreten  und  mit  demselben  Namen  be- 
ehrt worden  ist  , — eine  Stelle  einzuräumen.  Es  sind  dies  die  Genossen- 
schaften; wir  lassen  die  grundlegenden  gesetzlichen  Vorschrifen  über  die- 
selben im  Auszuge  folgen. 

Das  Reichs-Gesetz  vom  4.  Juli  1868,  betreffend  die  privat- 
rechtliche Stellung  der  Erwerbs-  und  Wirthschafts-Genossen- 
schaften,  Bundes-Gesetzbl.  S.  4 15")  bestimmt: 

Von  Errichtung  der  Genossenschaften.  * 

$.  1.  Gesellschaften  von  nicht  geschlossener  Milgliederzahl . welche  die  För- 
derung des  Kredits , des  Erwerbes  oder  der  Wirthsehaft  ihrer  Mitglie- 

*1  l)as  Genossenschafts-Gesetz  hat  kraft  des  Art.  SO.  der  Verfassung  des  Deutschen 
Bunde«,  — des  Gesetze«  vom  12.  Juli  1872  (Ge». -Bl.  für  Ktsass-Lothringen  1872.  8.  511.) 
und  de«  Gesetze»  vom  23.  Juni  1*73.  (Reich»-G.-Ul.  1573.  8.  14H.)  im  ganzen  Deutschen 
Reiches,  einscbl.  Elsas«  und  Lothringen , Geltung.  Vergl.  die  besondere  Ausgabe  des- 
selben mH  ErtkattTungen,  Deutsche  Reichs-Ges.  Tit.  XIII.  Bd.  3.  Berlin,  Kortkampf.) 
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der  mittelst  gemeinschaftlichen  Geschäfts- Betriebes  bezwecken  , Ge- 
nossenschaften) , namentlich : 

/.  Vorschuss-  und  Kredit- Vereine, 

2.  Rohstoß-  und  Magazin-  Vereine. 

3.  Vereine  zur  Anfertigung  ton  Gegenständen  und  zum  Verkauf  der 
gefertigten  Gegenstände  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  Produk- 
tiv- Genossenschaften  , 

4.  Vereine  zum  gemeinschaftlichen  Einkauf  ton  Lebensbedürfnissen 
im  Grossen  und  Ablass  in  kleineren  Partien  an  ihre  Mitglieder  [Kon- 
sum-Vereine . 

.5.  Vereine  zur  Herstellung  ton  Wohnungen  für  ihre  Mitglieder, 
enterben  die  im  gegenwärtigen  Gesetze  bezeienneten  Rechte  einer  » ein- 
getragenen Genossenschaft ",  unter  den  nachstehend  angegebenen  Be- 
dingungen. *) 

1 »l>ic  im  §.  I.  bezeichncten  Gesellschaften  verlieren  den  Karuktcr  von  Genossen- 
schaften im  Sinne  dieses  Gesetzes  dadurch  nicht , dass  ihnen  die  Ausdehnung  ihres  Ge- 
schäfts-Betriebes auf  I’ersonen , welche  nicht  zu  ihren  Mitgliedern  gehören,  im 
Statute  gestattet  wird.«  ;Keichs-GeseU  vom  19.  Mai  IST],  lteichs-G.-B.  8.  191. 

$.  2.  Zur  Gründung  der  Genossenschaft  bedarf  es: 

1.  der  schriftliehen  Abfassung  des  Gesellschaf  ts-  Vertrages  i Statut  , 

2.  der  Annahme  einer  gemeinschaftlichen  Firma. 

Die  Firma  der  Genossenschaft  muss  com  Gegenstände  der  Unter- 
nehmung entlehnt  sein  und  die  zusätzliche  Bezeichnung  » eingetragene 
Genossenschaft « enthalten. 

Der  Name  von  Mitgliedern  Genossenschaftern  oder  anderen  Per- 
sonen darf  in  die  Firma  nicht,  aufgenommen  werden.  Jede  neue  Firma 
muss  sich  von  allen  an  demselben  Orte  oder  in  derselben  Gemeinde  be- 
reits bestehenden  Firmen  eingetragener  Genossenschaften  deutlich  un- 
terscheiden. 

Zum  Beitritt  der  einzelnen  Genossenschafter  genügt  die  schriftliche. 
Erklärung. 

§.  3.  Der  Gesellschafts- Vertrag  muss  enthalten: 

1.  die  Firma  und  den  Sitz  der  Genossenschaft ; 

2.  den  Gegenstand  des  Unternehmens ; 

3.  die  Zeitdauer  der  Genossenschaft , im  Falle  dieselbe  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  beschränkt  sein  soll ; 

4.  die  Bedingungen  des  Ein-  und  Austritts  der  Genossenschafter  ; 

5.  den  Betrag  der  Geschäfts- Antheile  der  einzelnen  Genossenschafter 
und  die  Art  der  Bildung  dieser  Antheile  ; 

ti.  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  aufzunehmen  und  der  Ge- 
winn zu  berechnen  ist,  und  die  Art  und  Weise,  wie  die  Prüfung 
der  Bilanz  erfolgt ; 

7.  die  Art  der  Wahl  und  Zusammensetzung  des  Vorstandes  und  die 
Formen  für  die  Legitimation  der  Mitglieder  des  Vorstandes  und 
der  Stellvertreter  derselben  ; 

S.  die  Form,  in  welcher  die  Zusammenberufung  der  Genossenschafter 
geschieht ; 

9.  die  Bedingungen  des  Stimmrechts  der  Genossenschafter  und  die 
Form,  in  welcher  dasselbe  ausgeübt  wird  ; 

10.  die  Gegenstände,  über  welche  nicht  schon  durch  einfache  Stimmen- 
mehrheit der  auf  Zusammenberufung  erschienenen  Genossenschaf - 
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ter.  sondern  nur  durrh  eine  if rötutere  Stimmenmehrheit  oder  nach 
nnderen  Erfordernissen  Beschluss  gefasst  werden  kann  ; 

1t.  die  Form,  m ire/eher  die  ron  der  Genossenschaft  ausgehenden  Be- 
kanntmachungen erfolgen,  sowie  die  öffentlichen  Blätter,  in  welche 
dieselben  aufzunehmen  sind; 

12.  die  Bestimmung,  dass  alle  Genossenschafter  für  die  Verbindlich- 
keiten der  Genossenschuft  solidarisch  und  mit  ihrem  ganzen  Ver- 
mögen haften. 

4.  Del • Gesellschaft»- Vertrag  muss  bei  dem  Hamich-  Gerich  te.  in  dessen 
Bezirk  die  Genossenschaft  ihren  Sitz  hat,  nebst  dem  Mitglieder-  Ver- 
zeichnisse durch  den  Vorstand  eingereicht , vom  Gerichte  in  tlas  Ge- 
nossenschafts-Register. welches,  wo  ein  Handels-Register  existirt,  einen 
Th  eil  ron  diesem  bildet,  eingetragen  und  im  Auszuge  veröffentlicht 
werden. 

Der  Auszug  muss  enthalten: 

1 . Das  Datum  des  Gesellschafts-  Vertrages : 

2.  die  Firma  und  den  Sitz  der  Genossenschaft ; 

3.  den  Gegenstand  des  t'nternehmens  ; 

4.  die  Zeitdauer  der  Genossenschaft . im  Falle  dieselbe  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  beschränkt  sein  soll  ; 

5.  die  Namen  und  den  Wohnort  der  zeitigen  Vorstands-Mitglieder ; 

G.  die  Form , in  welcher  die  von  der  Genossenschaft  ausgehenden  Be- 
kanntmachungen erfolgen,  sowie  die  öffentlichen  Blätter,  in  welche 
dieselben  aufzunehmen  siiul. 

Zugleich  ist  bekannt  zu  machen,  dass  das  Verzeichniss  der  Genossen- 
schafter jeder  Zeit  bei  dem  Handels-Gerichte  eingesehen  werden  könne. 

Ist  in  dem  Gesellschafts-  Vertrage  eine  Form  bestimmt . in  welcher 
der  Vorstand  seine  Willenserklärungen  kund  giebt  und  für  die  Ge- 
nossenschaft zeichnet,  so  ist  auch  diese  Bestimmung  zu  veröffentlichen . 
j}.  5.  Vor  erfolgter  Eintragung  in  das  Genossenschaf  Is-  Register  hat  die  Ge- 
nossenschaft die  Rechte  einer  eingetragenen  Genossenschaft  nicht. 

§.  (i.  Jede  Abänderung  des  Gesellschafts-  Vertrages  muss  schriftlich  erfolgen 
und  dem  Handels-Gerichte  unter  l’eberreichung  zweier  Abschriften  des 
Gesellschafts-Beschlusses  angemeldel  werden. 

Mit  dem  Abändrrungs- Beschlüsse  wird  in  gleicher  Weise  wie  mit 
dem  ursprünglichen  Vertrage  verfahren.  Eine  Veröffentlichung  des- 
selben findet  nur  in  so  weit  statt,  a/s  sich  dadurch  die  in  den  früheren 
Bekanntmachungen  enthaltenen  Punkte  ändern. 

Der  Beschluss  hat  keine  rechtliche  Wirkung , bevor  derselbe  bei  dem 
Handels-Gerichte , in  dessen  Bezirk  die  Genossenschaft  ihren  Sitz  hat, 
in  das  G enossenschafts-  Register  eingetragen  ist. 
g.  11.  Die  eingetragene  ( ienossenschaft  kann  unter  ihrer  Firma  Rechte  er- 
werben und  I r er  bind l ichkeiten  eingehen  , Eigenthum  und  andere  ding- 
liche Rechte  an  Grundstücken  erwerbet i . vor  Gericht  klagen  und  ver- 
klagt werden. 

Genossenschafter  gelten  als  Kaufleute  im  Sinne  des  Allgemeinen 

Deutschen  Handels- Gesetzbuches. 

ltl.  Insoweit  die  Genossenschafts-Gläubiger  aus  dem  Genossenschaf ts- Ver- 
mögen nicht  befriedigt  werden  können,  haften  ihnen  alle  Genossen- 
schafter . ohne  dass  ihnen  die  Einrede  der  Theilung  zusteht , für  die 
Ausfälle  solidarisch  und  mit  ihrem  ganzen  Vermögen. 
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3.  Eine  besondere  Berücksichtigung  verdienen  ferner  an  dieser  Stelle 
die  gesetzlichen  Vorschriften  über  organisirte  Vertretungen  der  Handwerke, 
Fabrik-  und  Handels-Gewerbe,  — die  Gewerbe  - und  Handels*  Ka  in  in  e r n. 

A.  Abgelehnt  wurde  vom  Reichstag  der  Antrag : 

»Den  Landcs-Gesctzen  bleibt  cs  Vorbehalten,  Gewerbe-Kammern 
zu  errichten,  welche  von  den  in  das  Handels-Register  nicht  eingetragenen 
oder  zu  der  Handels-Kammer  nicht  wahlberechtigten  Gewerbetreibenden 
und  gewerblichen  Lohnarbeitern  eines  gewerblichen  Kreises  gewählt  wer- 
den und  berufen  sind,  die  gemeinsamen  Interessen  dieser  Gewerbetreiben- 
den zu  vertreten  u.  s.  w.«  Koller,  G.-O.,  S.  135.) 

Dieser  Vorbehalt  wurde  nämlich  für  selbstverständlich  erachtet ; denn 
es  bleibt  den  Landcs-Gesctzen  ohnedies  durchaus  unbenommen,  ebenso 
Gewerbe-Kammern,  wie  Handels- Kammern  zu  errichten. 

B.  Von  den  bestehenden  Landcs-Gesctzen  über  Handels  - und  Ge- 
werbe- Kam  incrn  ist  unten  in  Theil  III.,  Abschnitt  K.  eine  Uebersicht 
mitget  heilt. 


I.  Bestehende  Innungen. 

jf.  81.  Alle  zur  Zeit  gesetzlich  bestehenden  Korporatio- 
nen von  Gewerbetreibenden  {Innungen,  Zünfte)  dauern  fort. 
Ihre  Statuten  Innungs-Artikel,  Zunft-Artikel)  bleiben  in  Kraft,  soweit  sie 
nicht  durch  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  oder  nach  Maasgabe  der  Be- 
stimmung im  §.  92  abgeändert  werden.  '] 

1.  Die  bisherige  statutarische  Verfassung  der  Innungen  bleibt  also  soweit  in 
Kraft,  als  sie  mit  der  Gewerbe-Ordn.  nicht  in  Widerspruch  steht,  f Vgl.  Preuss. 
Ausfuhr. -Anweisung  vom  4.  Septbr.  1869.  Abschn.  I.  21,  b.  unt.  Theil  II,  Nr. 
1.  A.) 

Sofern  die  L a ndes-Gese  tze  die  Verfassung  der  Innungen  an  Stelle  der 
Statuten  geregelt  haben,  bilden  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  einen  Theil  der 
statuarischen  Verfassung  und  bleiben  auch  fortan  bis  zu  ihrer  Abänderung  gflltig. 

Den  Staats-Behörden  steht  eine  Einwirkung  auf  die  Innungen  nur  in 
einigen  ausdrücklich  hervorgehobenen  Beziehungen  zu  ; im  Uebrigen  ist  die  Beauf- 
sichtigung den  G emei  n de- Behörd  en  übertragen. 

In  einzelnen  Deutschen  Staaten  waren  die  Innungen  schon  aufsichtsfreier  ge- 
stellt, als  gegenwärtig  nach  den  Vorschriften  der  Gewerbe-Ordnung. 

In  Baden  sind  die  Zünfte  und  zunftartigen  Innungen  durch  Art.  26 
des  Gewerbe-Gesetzes  vom  20.  Septbr.  1862  aufgehoben  worden;  an  deren  Stelle 
haben  sich  aber  auf  Grund  des  Art.  24  dieses  Gesetzes  vieler  Orten  zur  Förde- 
rung gemeinsamer  gewerblicher  Interessen  »gewerbliche  Genossenschaften« 
gebildet,  welche,  wenn  ihre  Satzungen  von  Seiten  der  Regierung  bestätigt  werden, 
zu  den  gewerblichen  Korporationen  im  Sinne  des  Tit.  VI.  der  Gewerbe-Ordnung 
gerechnet  werden.  (Anders  in  Baiem  : s.  oben  Note  1 zu  Titel  VI. 

In  Baden  wird  die  in  den  S5  und  92  vorgesehene  Genehmigung  von  dem 
Bczirksrathc  erthcilt.  An  denselben  geht  der  Rekurs  im  Falle  des  §.  95.  Die  nach 
SR  93,  94,  Abs.  4 und  5,  und  97  zu  ertheilende Genehmigung,  Entscheidung  oder 
Bestätigung  geht  von  dem  Handels-Ministerium  aus.  i§.  40  der  Vollzugs- V.  vom 
26.  Dezbr.  1S71,  s.  unt.  Theil  II,  Nr.  5.) 

Für  Mecklenburg-Sohwerin  und  Mecklenburg-Strelit*  ist  die  wesent- 
lich voränderte  Stellung  der  Hand  w erk  s - Aem  ter  in§.  1 5 ff.  der Publikanda  vom 
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28.  Septbr.,  bezieh.  2.  Oktbr.  180«  {».  nnt.  Theil  II.  Nr.  7 und  9)  eingehend 
behandelt.  Bedingung  des  Eintritt«  in  ein  Handwerks-Amt  soll  der  Kegel  nach 
die  Ablegung  der  Prüfung  nach  Massgabe  der  bestehenden  Vorschriften  bleiben. 

#.82.  Jedes  Mitglied  einer  Innung  kann  jederzeit,  vor- 
behaltlich der  Erfüllung  seiner  Vcrp  fl  ichtungen1),  au  «schei- 
den und  darf  das  Gewerbe  nach  dem  Austritt  fortsetzen.  Der  Ausgeschiedene 
verliert  alle  Ansprüche  an  das  Zunftvermögen  und  die  durch  dasselbe  ganz 
oder  theilweise  fundirten  Nebenkassen,  soweit  die  Statuten  nicht  ein  Anderes 
bestimmen. ') 

* 

I.  Die  vorbehaltene  Erfüllung  der  Verpflichtungen  des  Ausscheidenden  kann  im 
Weigerungs-  und  Streit-Falle  nur  auf  dem  Rechtswege  verfolgt  werden. 

$.  83.  Von  dem  Eintritt  in  cinclnnung  können  diejenigen 
ausgeschlossen  werden: 

1 . welche  die  bürgerliche  Ehre  verloren  haben, 

2.  welchen  die  Ausübung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  auf  Zeit  untersagt  ist, 

3.  welche  sich  im  Konkurs  befinden. 1 

1.  Dieser  Paragraph  betrifft  nur  den  Ausschluss  vom  Eintritt  in  die  Innung, 
nicht  von  der  schon  bestehenden  Mitgliedschaft.  Letztere  kann  nicht  entzogen, 
sondern  nur  gemäss  §.  SG  beschränkt  werden.  Uebrigens  hängt  es  von  der  Innung 
selbst,  — von  ihren  Statuten  oder  besonderen  Innungsbeschlüssen  ab,  ob  die  ge- 
setzlichen Aussehliessungsgrflnde  überhaupt  Anwendung  finden  sollen. 

Ein  dauernder  Verlust  der  bürgerlichen  Ehre  findet  nachdem 
Strafgesetzhuche  für  das  Deutsche  Reich  vom  15.  Mai  1871  nicht  mehr  statt, 
— sondern  nur  die  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehenrechte  auf  Zeit  § 32). 

Die  Innungen  werden  Angesichts  der  §§.  83  und  84  nicht  berechtigt  sein, 
Eintritts-Bedingungen  in  Betreff  persönlicher  Eigenschaften  über  die  Grenzen  des 
§.  S3  hinaus  vorzuschreiben.  Bedingungen  sachlicher  Art  sind  ihnen,  soweit 
nicht  die  §§.  84  und  85  Schranken  setzen,  freigegeben. 

#.  84.  Vorbehaltlich  der  vorstehenden  Bestimmung  (§.  83)  darf  der 
Eintritt  in  eine  Innung  Keinem  versagt  werden,  welcher  die  in 
dem  Statut  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt  hat. 

Bedarf  es  zu  diesem  Zwecke  der  Ablegung  einer  Prüfung,  so  ist  dieselbe 
auf  den  Nachweis  der  Befähigung  zur  selbständigen  Ausführung  der  ge- 
wöhnlichen Arbeiten  des  Gewerbes  zu  richten.  Die  deshalb  zu 
lösenden  Aufgaben,  sowie  der  zur  Bestreitung  der  Prüfungskosten  von  dem 
zu  Prüfenden  zu  zahlende  Betrag  werden  von  der  Innung  bestimmt.  Bevor- 
zugungen sind  dabei  nicht  statthaft. 1 

Die  Prüfungszeugnisse  der  für  einzelne  Gewerbe  angeordneten  beson- 
deren Prüfungs-  Behörden  und  der  bisher  zur  Abnahme  von  Prüfungen  be- 
fugt gewesenen  Kommissionen  sind  ein  genügender  Nachweis  der  Befähigung 
zuu»  Betriebe  der  Gewerbe,  über  welche  sie  ausgestellt  sind.  s) 

Die  Ablegung  einer  Prüfung  kann  von  denjenigen  nicht  gefordert  wer- 
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«len,  welche  (las  betreffende  Gewerbe  mindestens  seit  einem  Jahre  selb- 
ständig ausüben.  3 

X.  Den  Innungen  ist  die  Befugnis«  gelassen,  den  Beitritt  von  der  Ablegung 
einer  Prüfung  abhängig  zu  machen.  Es  ist  lediglieh  ihre  Sache,  die  Prüfungs-Be- 
dingungen zu  regeln  und  die  Prüfungs-Kommissionen  zu  bilden.  Den  Behörden 
sieht  eine  Mitwirkung  hierbei  nicht  zu. 

Die  Prüfungs-Gebühren  dürfen  nicht  über  den  zur  Bestreitung  der  Prüfungs- 
Kosten  erforderlichen  Betrag  hinausgehen.  Krlass  der  Prüfung  oder  Prüfungs- 
Kosten  in  einzelnen  Fällen  erscheint , soweit  es  sich  als  Bevorzugungen  Einzelner 
dar« teilt,  unzulässig. 

2.  Besondere  Prüfungs-Behörden  sind  durch  die  Gewerbe-Ordnung  angeord- 
net oder  vorgesehen  nur  für  Aerzte  und  Apotheker  §.  2l),,  Hebammen  (§.  30) , 
Schiffer,  Steuerleute  und  Lootscn  §.  31  und  Markscheider  §.  31  , — üewerbe- 
treib«*nde,  welche  nicht  zu  Innungen  zummmenzutreten  pflegen. 

Auch  ausserhalb  einer  Innung  sind  Einrichtungen  amtlicher  oder  privater  Art 
zur  Ablegung  freiwilliger  Prüfungen  seitens  derjenigen  Gewerbetreibenden, 
welche  Werth  darauf  legen,  unbedenklich.  Hierher  gehören  n.  a.  die  von  Bau- 
gewerk-Schn  len  ertheilten  Abgangs-Zeugnisse.  Vgl.  ferner  die  Württem- 
berg'sche  Minist. -Verfügung  vom  21.  Novbr.  1805  wegen  freiwilliger  Prü- 
fung in  den  Bau-Gewerben.  Heg. -Bl.  S.  480.) 

3.  Die  gesetzlich  vorgeRchriebenen  Erleichterungen  des  Eintritts  in  die  In- 
nung haben  die  Kehrseite,  dass  die  Mitgliedschaft  nicht  als  eine  Auszeichnung  der 
Meister  und  eine  Bürgschaft  für  das  Publikum  von  den  Tüchtigsten  gesucht  wird. 
Auch  dies  ist  ein  Grund,  von  der  Zukunft  der  Innungen  wenig  zu  hoffen. 

{$.  85.  Die  bei  «1er  Aufnahme  in  eine  Innung  zu  entrichtenden  An- 
trittsgclder  müssen  für  alle  Genossen  der  Innungen  gleich  sein.  Wo  sie 
mehr  als  fünf  Thaler  betragen,  bedarf  es  zu  ihrer  Erhöhung  der  Geneh- 
migung der  höheren  Verwaltung.«- Behörde.  Diese  Genehmigung  ist  auch 
daun  erforderlich,  wenn  Antrittsgelder,  welche  den  Betrag  von  fünf 
Thalern  nicht  übersteigen,  über  diesen  Betrag  erhöht  werden  sollen. 

. Der  Beitritt  zu  einer  Innung  schliesst  die  Befugniss  nicht  aus,  an  an- 
deren Innungen  Theil  zu  nehmen.  *) 

1.  Die  Ausführ. -Verordnung  für  Anhalt  vom  18.  Septbr.  1809,  §.  12,  be- 
stimmt : 

»Die  bei  der  Aufnahme  in  eine  Innung  zu  entrichtenden  Antrittsgelder  dürfen  den 
Betrag  von  In  Thlr.,  ausschliesslich  dessen,  was  au  Beitrag  zu  den  Innungs-Geräthen 
und  zu  Begräbnis«-  und  Unterstützungs-Kassen  der  betreffenden  Innung  zu  entrichten 
ist,  nicht  übersteigen.« 

#.  8B.  Durch  Beschluss  der  Innung  kann  von  Ausübung 
deB  Stimmrechts,  sowie  der  Ehrenrechte  innerhalb  der  In- 
nung, der  jenige  ausgeschlossen  werden,  welcher  in  einem  der  in 
§.  83  unter  1,  2,  3 bezeichneten  Verhältnisse  sich  befindet. 

#.  87.  Wird  nach  dem  Tode  eines  Innungsgenossen  dessen 
Gewerbe  durch  einen  Stellvertreter  fürRechnung  derWittwe 
oder  minderjährigen  Erben  fortgesetzt,  so  gehen  die  Befugnisse 
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und  Obliegenheiten  des  Verstorbenen,  mit  Ausnahme  des  Stimmrecht»  in  der 
Innungsversammlung,  auf  die  Wittwe  für  die  Dauer  des  Wittwenstandes, 
beziehungsweise  auf  die  minderjährigen  Erben  für  die  Dauer  der  Minder- 
jährigkeit über. 

§.  88.  Die  Innung  wird  bei  gerichtlichen  wie  bei  ausser- 
gerichtlichen  Verhandlungen  durch  ihren  Vorstand  ver- 
treten. 

Die  Legitimation  desselben  wird  durch  eine  amtliche  Bescheinigung  der 
Gemeinde-Behörde  über  seine  Eigenschaft  als  solcher  geführt. 

Die  Befugniss  zur  Vertretung  erstreckt  sich  auch  auf  diejenigen  Geschäfte 
und  Rechtshandlungen,  für  welche  nach  den  Gesetzen  eine  Spezial- Vollmacht 
erforderlich  ist. 

Soweit  in  dem  Statut  Innungsartikeln,  Zunftartikeln)  einem  Mitgliede 
oder  mehreren  Mitgliedern  des  V orstandes  die  Vertretung  der  Innung  nach 
Aussen  übertragen  ist,  behält  es  hierbei  sein  Bewenden. 

§.89.  Verträge  der  Innung  über  die  Erwerbung,  Ver- 
äusserung  oderVerpfändung  unbeweglichcrSachen  und  über 
Darlehen,  für  welche  da^  unbewegliche  Vermögen  der  In- 
nung oder  die  Nutzungen  desselben  auf  länger  als  ein  Jahr 
haften  sollen,  bedürfen  zu  ihrer  Rechtsgültigkeit  der  Ge- 
nehmigung der  Gemeinde-Behörde.  Dieselbe  darf  jedoch  nicht  ver- 
sagt werden,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  die  Erfüllung  aller  bestehenden 
Verpflichtungen  der  Innung,  sowie  der  für  den  Fall  der  Auflösung  durch 
§ 94  getroffenen  Vorschriften  gesichert  bleibt. 

§.  90.  Zahlungen  aus  den  Einnahmen  oder  dem  Vermögen 
der  Innung  an  Genossen  derselben  dürfen  nur  insoweit  geleistet 
werden,  als  sie  auf  ausdrücklichen  Vorschriften  des  Statuts  beruhen.  Für 
Zehrung  dürfen  solche  Zahlungen  niemals  geleistet  werden.  ') 

1.  Die  unbedingte  Unzulässigkeit  jeder  Zahlung  för  »Zehrung«  wird  sich 
wohl  nur  auf  Zehrung  bei  Vorstands-  und  Innungs-Versammlungen  beziehen  sollen. 
Ersatz  der  Zebrungs-  etc.  Kosten  bei  Reisen  für  die  Innung,  z.  B.  zu  den  Ver- 
sammlungen der  Handwerkertage,  wird  damit  nicht  betroffen  sein. 

§.91.  Die  ex e k u ti vi sch e Beitreibung  der  Innungs-Bei- 
träge und  der  von  den  Innungs-  Genossen  wegen  Verletzung  statutarischer 
Vorschriften  verwirkten  Geldstrafen  im  Verwaltungswege  findet 
fern  er  nicht  statt.  ') 

1.  Es  ist  seitens  der  Preus  sischen  Verwaltungs-Behörden  angenommen 
worden,  dass,  wenn  eine  Innung  nicht  die  Mittel  zur  Tilgung  einer  rechtskräftigen 
Schuld  besitzt,  es  Sache  dgr  Aufsichts-Behörde  sei,  die  Schuldsumme  statutge- 
mäss  auf  die  einzelnen  Innungs  Genossen  zu  vcrtheilcn,  die  geeigneten  Zahlungs- 
fristen vorzuschlagen  und  diese  Uebersicht  dem  Exekutions-Richter  zu  unterbreiten . 

R»it*b,-Q«»eU«  tn.  Srl4ut«r.  TU.  t.  Bd.  3.  S 
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§§.92-  94. 


§.  92.  Abänderungen  des  Statuts  können  in  einer  Versammlung 
der  Innung,  zu  welcher  säinmtlichc  stimmberechtigte  Genossen  unter  aus- 
drücklicher Bezeichnung  des  Gegenstandes  der  Berathung  schriftlich  einge- 
laden sind,  durch  absolute  Mehrheit  der  Anwesenden  beschlossen  werden. 
Der  Beschluss  bedarf  der  Genehmigung  der  höheren  Verwal- 
tungs-Behörde, wenn  er  Zahlungen  aus  den  Einnahmen  oder  dem  Ver- 
mögen der  Innung  an  Genossen  derselben  oder  andere  Verfügungen  über  das 
Innungsvermögen  zum  Gegenstände  hat.  Diese  Genehmigung  darf  jedoch 
nicht  versagt  werden  , wenn  nachgewiesen  wird  , dass  die  Erfüllung  aller  be- 
stehenden Verpflichtungen  der  Innung,  sowie  der  für  den  Fall  der  Auflösung 
durch  §.  94  getroffenen  Vorschriften  gesichert  bleibt. 

§.93.  Ihre  Auflösung  k a n n d i e I n nun g in  einer  Versammlung, 
zu  welcher  sämmtlichc  stimmberechtigte  Genossen  unter  ausdrücklicher  Be- 
zeichnung des  Gegenstandes  der  Berathung  schriftlich  eingeladen  sind, 
durch  absolute  Mehrheit  der  Anwesenden  be s chliessen.  Der 
Beschluss  bedarf  der  Genehmigung  der  höheren  Verwaltung»- Behörde.  Diese 
Genehmigung  wird  ertheilt,  wenn  die  Berichtigung  der  Schulden  und  die 
Erfüllung  der  Vorschriften  des  §.  94  sichergestellt  ist.  *) 

1.  Von  Amtswegen  kann  die  Auflösung  der  Innung  nicht  angeordnet  werden, 
abgesehen  von  dem  Falle  des  §.  94,  Absatz  6. 

#.  94.  Löst  eine  Innung  sich  auf,  so  muss  ihr  Vermögen 
zuvörderst  zur  Berichtigung  ihrer  Schulden  und  zur  Erfüllung 
ihrer  sonstigenVerpflichtungen  verwendet  werden.  War  dasselbe 
bisher  ganz  oder  theilweise  zur  Fundirung  von  Unterrichts-Anstalten  oder  zu 
anderen  öffentlichen  Zwecken  bestimmt,  so  darf  dasselbe  dieser  Bestimmung 
nicht  entzogen  werden.  Wird  dafür  nicht  in  anderer  genügender  Weise  Sorge 
getragen,  so  fallt  das  betreffende  Vermögen  der  Gemeinde  gegen  Uebemahme 
der  darauf  lastenden  Verpflichtungen  zu. 

Eine  Vertheilung  des  hiernach  verbleibenden  Reinvermügens  unter  die 
zeitigen  Mitglieder  kann  die  Innung  bei  ihrer  Auflösung  nur  soweit  be- 
achliessen,  als  dasselbe  aus  Beiträgen  dieser  Mitglieder  entstanden  ist. 

Der  Best  des  Vermögens  wird,  sofern  in  dem  StatVit  oder  in  den  Landes- 
Gesetzen  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  bestimmt  ist,  der  Gemeinde,  in 
welcher  die  aufgelöste  Innung  ihren  Sitz  hatte,  zur  Benutzung  für  gewerbliche 
Zwecke  überwiesen.  ') 

Entstehen  aus  den  vorstehenden  Bestimmungen  Differenzen  zwischen 
der  Ortsgemeinde  und  der  Innung,  so  steht  die  Entscheidung  darüber  der 
höheren  Verwaltungs-Behörde  zu. 

Letzterer  steht  auch  die  Befugniss  zu,  den  bisher  mit  der  Innung  ver- 
bunden gewesenen  Unterrichts- Anstalten,  Hülfskassen  oder  anderen  In- 
stituten zu  öffentlichen  Zwecken  nach  der  Auflösung  der  Innung  Korpora- 
tionsrechte zu  ertheilen.  s) 
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Die  vorstehenden  Vorschriften  kommen  auch  im  Falle  des  Erlöschens 
einer  Innung  durch  Aussterben  ihrer  Mitglieder  zur  Anwendung.  5) 

1.  Es  ist  hierbei  die  Erwägung  leitend  gewesen,  dass  das  Innungs-Vermögen, 
vreil  meist  die  Frucht  des  gesetzlichen  Zwangs-Beitritts,  einen  öffentlichen  Karakter 
gewonnen  habe,  und  demnach  dafür  gesorgt  werden  müsse,  dass  das  Vermögen  ent- 
weder in  den  Händen  der  Innungen  oder,  wenn  diese  sich  auflösen,  in  den  Händen 
der  Gemeinden  gemeinnützigen  gewerblichen  Zwecken  diene. 

Der  in  den  §.  94  aufgenommene  Vorbehalt  anderweitiger  Bestimmungen 
der  Landes-Gesetze  hat  die  Wirkung,  dass  cs  da,  wo  die  Landcs-Gesetzgebung 
über  das  Schicksal  der  Innungen  bereits  in  dem  Sinne  entschieden  hat,  dass  das 
Vermögen  derselben  als  reines  Privat-Vermögen  des  Vereins  angesehen  wird,  bei 
dieser  einmal  getroffenen  Entscheidung  sein  Bewenden  behält. 

2.  Kür  solche  Institute  wird  ein  die  Verfassung  ausreichend  ordnendes  Statut 
festzustellen  sein,  auf  Grund  dessen  die  Verleihung  der  Korporations-Rechte  er- 
folgen kann.  (Vgl.  Preuss.  Ausführ. -Anweis,  vom  4.  Septbr.  1869;  Abschn.  I. 
21  : s.  unt.  Theil  II,  Nr.  1.) 

3.  In  Saohsen  erlischt  eine  Innung,  deren  Mitgliederzahl  unter  drei  herab- 
gesunken ist.  §.  14  der  Ausführ. -Verordn,  vom  16.  Septbr.  1869;  s.  unt.  Theil 
II,  Nr.  3.) 

§.95.  Die  Gemeinde- Behörde  übt  die  Aufsicht  über  die 
Innungen  aus.  Sie  entscheidet  Streitigkeiten  über  die  Aufnahme  und 
Ausschliessung  von  Genossen,  über  die  Wahl  der  Vorstände  und  über  die 
Rechte  und  Pflichten  der  letzteren.  Gegen  ihre  Entscheidung  steht  der  Re- 
kurs an  die  höhere  Verwaltungs-Behörde  offen,  welcher  binnen  einer  präklu- 
sivischen Frist  von  vier  Wochen  bei  der  Gemeinde- Behörde  anzubringen  ist. 

Innungs- Versammlungen,  in  welchen  über  Abänderungen  des  Statuts 
oder  die  Auflösung  der  Innung  Beschluss  gefasst  werden  soll,  wohnt  die  Ge- 
meinde-Behörde durch  eines  ihrer  Mitglieder  oder  einen  Beauftragten  bei. 
An  anderen  Berathungen  der  Innung  nimmt  sie  nicht  Theil.  Die  Bestätigung 
der  Wahl  der  Vorstände  steht  ihr  fortan  nicht  zu.  1 

1.  Die  Gemeinde-Behörde  hat  also  einerseits  über  die  Innungen  das  allge- 
meine Aufsichtsrecht  innerhalb  der  von  der  Gewerbe-Ordn.  gesetzten  Schranken 
und  in  dem  für  andere  Aufsichts-Befugnisse  landesgesetzlich  geregelten  Verfahren 
auszuüben , — andrerseits  die  im  §.  95  besonders  bezeichnten  Streitigkeiten  zu 
entscheiden.  — Andere  Streitigkeiten  werden  dem  Rechtswege  zu  überlassen  sein. 

§.  96.  Alle  Bestimmungen  der  Gesetze  oder  der  Statuten  (Innungsar- 
tikel, Zunftartikel),  durch  welche  der  Gemeinde-Behörde  in  Angelegenheiten 
der  Innungen  grössere  Befugnisse  beigelegt  sind,  als  durch  gegenwärtiges 
Gesetz,  treten  ausser  Kraft.  ') 

1.  Dasselbe  wird  auch  von  den  in  Betreff  der  Innungen  erlassenen  Orts-Sta- 
tuten gelten. 
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§§  97—102. 


n.  Neue  Innungen. 

$.  97.  Diejenigen,  welche  gleiche  oder  verwandte  Ge- 
werbe selbständig  betreiben,  können  zu  einer  Innung  zu- 
sam  inentreten. 

Neue  Innungen  erlangen  durch  die  Bestätigung  ihrer  Statuten  die 
Rechte  einer  Korporation.  ') 

1.  Die  allgemeine  Vereinsfreiheit  gestattet  natürlich  auch  Denjenigen,  welche 
gleiche  oder  verwandte  Gewerbe  selbständig  betreiben,  zur  Förderung  der  gemein- 
samen gewerblichen  Interessen  zusammenzutreten  und  ihren  Verein  »Innung«  zu 
nennen,  — ohne  Bestätigung  der  Statuten.  Von  dieser  Bestätigung  ist  nur  die  Er- 
langung der  Korporations-Rechte  abhängig.  Verzichtet  die  Genossenschaft  auf 
diese  Rechte,  so  wird  sie  als  freier  Verein  auch  ihre  Statuten  nach  eigenem  Ermes- 
sen, ohne  Rücksicht  auf  die  Vorschriften  der  Gewerbe-Ordnung  §§.  100  ff  ge- 
stalten können.  Die  Korporations-Rechte  geben  nicht  mehr,  als  die  Anerkennung 
der  juristischen  Persönlichkeit,  und  haben  desshalb  nur  für  hypothekarische  und 
prozessualische  Geschäfte  der  Innung  einen  Werth.  Der  Abschnitt:  »Neue 
Innungen«,  wird  im  Grossen  und  Ganzen  todtes  Recht  bleiben. 

98.  DerZweck  der  neu  zu  gründenden  Innungen  besteht 
in  derFörderungderge  in  einsamen  gewerblichen  Interessen. 

§.99.  Die  Genehmigung  der  Innungs-Statuten  steht  den 
höheren  Verwaltungs-Behörden  zu.  ') 

I.  Die  Behörde  wird  nur  zu  prüfen  haben,  ob  die  Statuten  nicht  mit  den 
Gesetzen  in  Widerspruch  stehen.  Tritt  in  dieser  Beziehung  kein  Bedenken  her- 
vor, so  wird  die  Genehmigung  nicht  zu  beanstanden  sein. 

Die  zuständige  Behörde  ist  diejenige,  in  deren  Bezirk  das  Domizil  der  Innung 
liegt.  Der  Umfang  der  Innung  ist  übrigens  nicht  an  örtliche  Grenzen  gebunden. 

Wegen  Zuständigkeit  der  Behörden  in  Sachsen  vgl.  (j.  12.  der  Ausf.-Verf. 
v.  16.  Septbr.  tS69:  (s.  u.  Theil  III,  No.  3.);  — in  Bayern  vgl.  §.  35  der  Voll— 
zugs-V.  v.  14.  Dezbr.  1872:  (s.  unten  Theil  II,  No.  2.). 

$f.  100.  In  dem  Statut  sind  die  Bedingungen  der  Aufnahme  in  die  In- 
nung, die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder,  der  Masstab,  nach  welchem 
laufende  Beiträge  der  Innungs-Genossen  auszuschrciben  sind,  und  die  beson- 
deren Folgen , welche  an  die  unterlassene  Zahlung  derselben  sich  knüpfen, 
die  Art  der  Zusammensetzung  des  Vorstandes,  ingleichen  die  Einrichtungen 
für  die  Verwaltung  der  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  festzusetzen. 

§.  101.  Jede  Innung  muss  einen  Vorstand  haben,  dessen  Mitglieder 
von  den  Innungs-Genossen  zu  wählen  sind. 

§.  102.  Die  Höhe  und  die  Verwendung  der  Beiträge,  sowie  die  Ver- 
waltung des  Etats-,  Kas»en-  und  Rechnungswesens,  wird  durch  Beschlüsse 
der  Innung  geordnet.  ') 
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1.  Die  autonomischon  Befugnisse  der  Innung  werden  auf  diese  ausdrücklich 
genannten  Angelegenheiten  nicht  beschränkt  sein , sondern  auch  darüber  hinaus, 
innerhalb  drs  gesetzlichen  Zweckes  der  Innung  und  der  durch  die  Gewerbe- 
ordnung gesetzten  Schranken  sich  bewegen  können. 

§.  103.  Die  Bestimmungen  in  den  §§.  82 — 96  finden  auch  auf  neue  In- 
nungen Anwendung. 

§.  101.  Korporationen  von  Kaufleuten,  welchen  ausschliess- 
liche Gewerbsbefugnisse  nicht  zugestanden  haben,  unterliegen  nicht  den  Vor- 
schriften dieses  Titels.  ') 

1.  Solche  karu  fmän  n i s ch  e Korporationen  bestehen  u.  a.  zu  Berlin, 
Stettin,  Magdeburg,  Tilsit,  Königsberg,  Danzig,  Memel  und  Elbing.  Sic  bilden 
die  Vertretung  des  Handelsstandes  der  genannten  Städte,  — an  Stelle  der  Handels- 
kammern. Vgl.  §.  36  des  Prouss.  Gesetzes  über  die  Handelskammern  vom 
24.  Februar  1870.  (G.-S.  1870,  S.  110.  Kortkampfsche  Ausgabe  Preuss.  Ges. 
Heft  4.) 

Dass  die  Kramer-Innung  zu  Leipzig  zu  diesen  Korporationen  nicht  gehört, 
sondern  als  wirkliche  Innung  im  Sinne  der  Gewcrbe-Ordn.  anzusehen  ist.  — dar- 
über vgl.  im  Bericht  der  Reichstags-Kommission  tür  Petitionen  vom  I.  Mai  1871. 


Titel  VII. 

Gewerbe-Gehiilfen,  Gesellen,  Lehrlinge,  Fabrik-Arbeiter. 

I.  Verhältnis»  der  Gesollon,  GehüLfen  und  Lehrlinge. 

I.  Im  Allgemeinen. 

Die  unter  dein  Namen  der  »Gewerk- Vereine«  bekannten  Verbindungen 
der  gewerblichen  Arbeiter  zum  Schutze  und  zur  Förderung  ihrer  Rechte  und 
ihrer  Interessen  stehen  lediglich  auf  dem  Boden  des  Rechtes  der  freien  Ver- 
einigung und  fallen  ausserhalb  des  Rahmens  unsrer  Aufgabe.  Indessen  wird 
es  der  Bedeutung,  welche  diese  Vereine  in  dem  gewerblichen  Leben  ein- 
nehmen, entsprechen,  wenn  das  Muster-Statut  derselben  unten  in  Tlieil  III., 
Abschnitt  L.  Aufnahme  findet,  ohne  dass  damit  zu  dessen  ganzen  Inhalte  eine 
Zustimmung  ausgesprochen  werden  soll.  Nicht  mit  Unrecht  hat  man  wohl 
gasagt:  »die  Englischen  Gewerk  - Vereine  sind  von  Unten  gewachsen  — die 
Deutschen  von  Oben  geschaffen«. 

§.  105.  Die  Festsetzung  der  Verhältnisse  zwischen  den  selbständigen 
Gewerbetreibenden  und  ihren  Gesellen,  Gehilfen  und  Lehrlingen  ist  Gegen- 
stand freier  Uebereinkunft.  *) 

Zum  Arbeiten  an  Sonn  - und  Festtagen  ^ ist,  vorbehaltlich  der  an- 
derweitigen Vereinbarung  in  Dringlichkeitsfallen,  Niemand  verpflichtet.  s)  *) 

I.  Der  Gesetzgeber  stellt  an  die  Spitze  der  Vorschriften  über  das  Arbeits- 
verhältniss , dass  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sich  als  Gleichberechtigte 
gegenüber  stehen.  Nicht  mehr  ein  Herrschafts- Verhältnis»  des  Lohnherrn, 
sondern  ein  freies  Vertrags-Verbältniss  bindet  beide  Thcile.  Die  »freie  Ueber- 
einkunft» kann  auch  Abweichungen  von  den  privatrechtlichen  Vorschriften  der 
folgenden  §§.  begründen. 
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Zu  §.  Il)5. 


1 IS 


In  die  Verhältnisse  zwischen  Geschäftsherren  und  Arbeitern  lässt  die  Ge- 
werbe-Ordnung keine  weitere  zwingende  Kinmischung  der  öffentlichen  Gewalt  zu, 
als  diejenige , welche  bedingt  ist  durch  die  Fürsorge  für  Unmündige  (Sicherung 
der  heran  wach  senden  Jugend  gegen  vorzeitige  Ausbeutung  ihrer  Kräfte  in  den 
Fabriken)  ; für  Nachhülfs-  und  Fortbildungs-Unterricht,  soweit  derselbe  noth- 
wendig;-  — für  thunlichste  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  die  aus  der  besonderen 
Beschaffenheit  des  Gewerbe-Betriebes  oder  der  Betriebsstätte  sich  ergebende  Ge- 
fahr für  Leben  und  Gesundheit ; — endlich  für  Beseitigung  von  Missbräuchen  bei 
Lohnzahlungen. 

Einen  gesetzlichen  Unterschied  zwischen  Gesellen  und  Fabrik- 
Arbeitern  zu  bestimmen,  liegt  nicht  in  der  Absicht  der  Gewerbe-Ordnung.  Der 
unter  Titel  VH  fallende  Stoff  hat  nur  deshalb  so , wie  cs  geschehen  ist , in  zwei 
Abschnitte  zertheilt  werden  müssen , weil  für  gewisse  Vorschriften  (über  Be- 
schäftigung jugendlicher  Arbeiter  und  wegen  Bnarlöhnung)  bisher  lediglich  auf  dem 
Gebiete  der  Gesetzgebung  über  die  Fabrik-Industrie  ein  Bedürfniss  hervorgetreten 
ist,  und  diese  Vorschriften  daher  dem  Handwerks-Betriebe  gegenüber  keine  An- 
wendung finden  sollen.  — Es  blieb  desshalb  im  Interesse  des  klaren  Verständnisses 
nichts  übrig,  als  im  Abschnitt  über  Fabrik-Arbeiter  § . 127)  zunächst  die  Vor- 
schriften über  Gesellen  und  Geholfen  auch  für  Fabrik-Arbeiter  anwendbar  zu 
erklären  und  demnächst  jene  beiden,  den  Fabrik -Betrieb  allein  betreffenden 
Materien  abzuhandeln. 

2.  Die  nähere  Bezeichnung  der  Feiertage  ist  der  Landes-Gesetzgebung  über- 
lassen. 

3.  Verträge  über  Leistung  von  Sonntags-Arbeit  ausserhalb  der  Dringlich- 
keitsfälle sind  unverbindlich. 

4.  Abgelehnt  wurden  vom  Keichstage  die  beiden  gleichartigen  Anträge : 

a.  »Die  regelmässige  Lo  h nar  beit  an  Sonn-  un  d Fei  ert  a gen  ist  verboten. 
Ausgenommen  hiervon  ist  die  Lohnarbeit  bei  Verkehrs- Anstalten , Gastwirt- 
schaften aller  Art,  öffentlichen  Erholungs-  und  Vergnügungs-Anstalten  und 
beim  Handel  mit  Lebensmitteln.« 

b.  »Die  Arbeit  in  gewerblichen  Anstalten  ist  an  Sonn-  und  Festtagen  ver- 
boten. Für  Dringlichkcitsfülle  sind  Ausnahmen  nur  mit  Genehmigung  der 
zuständigen  Behörde  zulässig.  Den  Landes-Gesetzen  bleibt  cs  Vorbehalten, 
für  einzelne  Arten  von  Fabriken  allgemeinere  Ausnahmen  festzustellen. « 

Entscheidend  für  die  Ablehnung  waren  die  Erwägungen , dass  die  polizei- 
lichen Vorschriften  über  die  Sonntagsfeier  nicht  in  das  Gebiet  der  Gewerbe-Ge- 
setzgebung als  solcher  gehören,  und  dass  die  ganze  Frage  zu  tief  in  viele  Verhält- 
nisse eingreift , als  dass  sie  so  nebenbei  ohne  sorgfältige  Vorbereitung  geregelt 
werden  könnte.  (Koller,  Gewerbe-Ordn.  S.  137.) 

Was  die  Landes-Gesetzgebung  betrifft , so  besteht  wenigstens  für  Preussen 
kein  allgemeines  Verbots-Gesetz  gegen  Sonntags- Arbeit  in  gewerblichen 
Anstalten.  Nur  die  einzelnen  Bezirks- Polizei-Verordnungen  wegen  Heilig- 
haltung des  Sonntags  enthalten  beschränkende  Bestimmungen , z.  B.  in  folgender 
Fassung : 

»Während  der  Zeit  des  öffentlichen  Gottesdienstes  sind  in  Mühlen,  Fabriken, 
Berg- und  Hüttenwerken  alle  Gewerb-Arbeiten  untersagt,  sie  seien  geräuschvoll 
oder  nicht;  ausgenommen  diejenigen,  welche  auch  in  dieser  Zeit  für  die  Erhaltung 
des  Betriebes  aus  technischen  Gründen  unentbehrlich  sind,  z.  B.  bei  Hochöfen; 
bei  den  Bränden  der  Theer-,  Ziegel-,  Gins-,  Porzelian-Oefen  u.  s.  w.« 

Für  Baden  besteht  über  die  weltliche  Feier  der  Sonn-  und  Festtage  die 
landesherrliche  Verordnung  vom  28.  Januar  1869  (G.  u.  V.-Bl.  S.  25.)  , durch 
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welche  fftr  alle  Sonntage  und  die  Hauptfesttage  alle  öffentlichen  Arbeiten , aller 
Handel  auf  Strassen  oder  öffentlichen  Plätzen,  alle  geräuschvollen  Beschäftigungen 
oder  Handlungen,  durch  welche  der  Gottesdienst  gestört  würde , und  während  des 
vormittägigen  Haupt-Gottesdienstes  das  öffentliche  Aushängen  oder  Auslegen  von 
VVaarcn  untersagt  sind. 

SonntagsaTbeit,  — über  Beschränkung  derselben  s.  Bericht  der  Peti- 
tions-Komm.  des  Reichstags  von  1872,  No.  186.  A. 

Nachtarbeit;  Normal-Arbeitstag:  ebendaselbst. 

§.  1(M».  Die  nach  den  Landes-Gesetzcn  zuständige  Behörde  ')  hat  darauf 
zu  achten,  dass  bei  Beschäftigung  der  Lehrlinge  J)  gebührende  Rücksicht  auf 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  genommen  und  denjenigen  Lehrlingen, 
welche  des  Schul  - und  Religions-Unterrichts  noch  bedürfen , Zeit 
dazu  gelassen  werde. 

Durch  Orts-Statut  (§.  142)  können  Gesellen,  Gehülfen  und  Lehrlinge, 
sofern  sie  das  achtzehnte  Lebensjahr  nicht  überschritten  haben,  oder  einzelne 
Klassen  derselben , zum  Besuche  einer  Fortbildungs-Schule  des  Ortes, 
Arbeits-  und  Lehrherren  aber  zur  Gewährung  der  für  diesen  Besuch  erforder- 
lichen Zeit  verpflichtet  werden.  J) 

1.  In  Bayern:  Die  Orts- und  Distrikts- Verwaltungs-Behörden ; — für 
München  der  Magistrat.  (§.  36  der  Vollzugs-V.  vom  4.  Dezbr.  1872;  s.  u. 
Theil  n,  No.  2).  In  Württemberg:  Die  Orts-Polizeibehördo  (§.  31  der  Ausf.- 
V.  vom  14.  Dezbr.  1871  ; s.  u.  Theil  II,  No.  4). 

2.  Auf  Lehrlinge  über  18  Jahren  findet  diese  Bestimmung  keine  An- 
wendung (§.  115,  Absatz  2 der  Gewerbe-Ordn.). 

3.  Wenn  durch  ein  solches  Orts-Statut  die  jugendlichen  Gewerbe-Arbeiter 
zum  Besuche  der  Fortbildungs- Schule  verpflichtet  werden,  so  kann  sich  das  Be- 
dürfnis« einer  Strafbestimmung  gegen  Arbeitsherren  und  Lehrlinge  etc.  , welche 
dem  Orts-Statute  nicht  nachkommen , geltend  machen.  Die  Gewerbe-Ordnung 
trifft  nur  insofern  eine  einschlägige  Strafvorscbrift , als  §.  HS*)  den  Lehrherrn, 
welcher  seine  Pflichten  gegen  die  ihm  anvertrauten  Lehrlinge  gröblich  vernach- 
lässigt, unter  Strafe  stellt.  Erscheint  nun  daneben  eine  allgemeine  Strafsndrohung 
gegen  Schulversäumnisse  unentbehrlich,  so  kann  dieselbe  — wenigstens  nach 
P re  u ss  i sc  hem  Rechte  — nicht  durch  das  Orts-Statut  selbst,  sondern  nur  im 
Wege  einer  besonderen  Polizei-Verordnung  ergehen  (siehe  Minist. -Verfügung  v. 

4.  März  1871,  M.-B.  d.  i.  V.  1871,  S.  106).  Beispiele  eines  solchen  Schul-Orts- 
statuts,  sowie  einer  sich  anschliessenden  Polizei-Verordnung  liefert  Theil  III,  Ab- 
schnitt M, 

Erwünscht  ist  es  gewiss  , dass  die  Errichtung  , wie  die  Fortführung  dieser 
Schulen  sich  vorzugsweise  auf  den  guten  Willen  und  die  Einsicht  der  Betheiligten 
gründe  , und  desshalb  die  Bestrafung  von  Schulversäumnisson  möglichst  nur  in 
Ausnahmefällen  eintretc. 

Eine  Verpflichtung,  bei  obligatorischem  Besuche  der  Fortbildungs-Schule 
Schulgeld  zu  bezahlen  , ist  in  der  Gewerbe-Ordnung  nicht  begründet  und  wird 
desshalb  auch  nicht  durch  die  Orts-Statuten  ausgesprochen  werden  können.  (Siehe 
die  oben  angezogene  Minist. -Verf.  vom  4.  März  1871). 

Da  die  Fortbildung  im  Sinne  der  Gewerbe-Ordn.  grösstcntheils  Wiederholung 
und  Nachbülfe  sein  wird , so  weist  der  Begriff  eines  solchen  Fortbildungs-Unter- 
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richte  hauptsächlich  auf  Benutzung  des  Sonntags  und  werktäglicher  Neben- 
Stunden  (Feierabend)  hin. 

In  Württemberg  sind  alle  jungen  Leute  bis  zum  18.  Jahre  verpflichtet,  die 
Nachhülfeschule  (Sonntags-,  bezw.  Winterabend-Schule)  zu  besuchen.  Ausserdem 
bestehen  dort  freie  gewerbliche  Fortbildung-Schulen  {im  Jahre  1872  in  150  Ge- 
meinden mit  fast  9000  Schülern),  welche  sich  trefflich  bewährt  haben. 

In  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz  kann  der  Erlass  des 
in  §.  106  der  Gcwerbe-Ordn.  vorgesehenen  Orts-Statuts  durch  §.51  der  Amtsrolle 
entbehrlich  werden.  (Vergl.  §.  18  des  Publikandums  vom  28.  Scptbr.  , bez.  vom 
2.  Oktbr.  1869;  s.  u.  Theil  II,  Nr.  7 und  9.) 

107.  Jeder  Gewerbe -Unternehmer  ist  verbunden,  auf  seine  Kosten 
alle  diejenigen  Einrichtungen  herzustellen  und  zu  unterhalten,  welche  mit 
Rücksicht  auf  die  besondere  Beschaffenheit  des  Gewerbe  - Betriebes  und  der 
Betriebsstätte  zu  thunlichster  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahr 
für  Leben  und  Gesun  dhe  i t nothwendig  sind.  ')  s) 

1.  In  Preussen  ist  die  sorgsamste  Durchführung  dieser  Vorschrift  und  der 
sich  anschliessenden  Bestimmung  des  §.  18  der  Gewerbe-Ordn.  allen  zuständigen 
Behörden  durch  Minist. -Verf.  vom  27.  April  1872  dringend  zur  Pflicht  gemacht. 
Die  weitere  Entwicklung  dieser  Aufgabe  staatlicher  Fürsorge  ist  (zunächst  und  na- 
mentlich in  statistischer  Beziehung)  durch  Min. -Verf.  vom  30.  Mai  1873  einge- 
leitet worden. 

§.  43  der  Sächsischen  Verordnung,  vom  16.  Septbr.  1869  wegen  Aus- 
führung der  Gewerbe-Ordn.  bestimmt : 

»Die  Gewerbe-Polizei-Bchörden  sind  befugt,  «ich  durch  eigene  Einsicht,  nach  Be- 
finden unter  Zuziehung  von  Sachverständigen  zu  überzeugen,  ob  der  Bestimmung  im 
§.  1U7  der  G.-ü.  nachgegangen  wird.  Für  derartige  Erörterungen  sind  dem  Unter- 
nehmer nur  dann  Kosten  anzusinnen,  wenn  begründete  Beschwerden  oder  zweifellose 
Zuwiderhandlungen  und  Unterlassungen  vorliegen.« 

Ueberdicss  sind  in  Sachsen  4 Fabrik-Inspektoren  zur  Aufsichtführung  über 
die  Beobachtung  der  Vorschriften  w egen  des  Schutzes  der  Arbeiter  in  Fabriken 
gegen  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  angestcllt.  S.  u.  §.  132. 

Eine  gleichartige  Bestimmung,  wie  die  eben  für  Sachsen  mitgetheilte , enthält 
die  Ausführungs-Verordnung lür  Sachsen-  Altenburg  v.  17.  Septbr.  1869,  §.29. 

Beispielshalber  seien  von  einschlägigen  Preuss.  Polizei-Verordnungen  er- 
wähnt : 

a.  Polizei-Verord.  der  Regier,  zu  Arnsberg  vorn  25.  März  1854  »zum  Schutz 
der  Nähnadelschleif  er«; 

b.  ferner  Polizei-Verord.  derselben  Regierung  vom  16.  August  1856: 

»dass  alle  Arbeiter  in  der  unmittelbaren  Nähe  umgehender  Maschinen  nur 
eng  anschliessende  Kleider  tragen  dürfen;  — lediglich  den  Feuer- 
arbeitern an  Walzwerken  der  Gebrauch  eines  Schurzfells  mit  leicht  zerreissbaren 
Bändern  oder  Riemen  zu  gestatten,  u 

c.  Bezüglich  derjenigen  gewerblichen  Unternehmungen , deren  Betrieb  mit  Ge- 
fahren für  das  Leben  und  die  Gesundheit  der  Arbeiter  verknüpft  ist,  hat  die 
Königl.  Regierung  zu  Wiesbaden  neulichst  folgende  Vorsiehtsmass- 
regeln  angeordnet : 

1.  Sämmtlichc  unmittelbar  hei  Maschinen  beschäftigte  Arbeiter  haben  während  der  Be- 
schäftigung knapp  anliegende  Kleider  in  tragen 

2.  Zwischcn-Mechanisnien  der  Arbcttsmaschinen,  Regulatoren,  Rezeptoien  {Wasserräder, 
Dampfzilinder , soweit  die  Kolbenstangen  daraus  hervorgehen  , die  Schwung-  und 
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Transmission»- Rider  und  Wellen  etc.  etc.,  ebenso  alle  Aufzugs-Oeffnungen,  sowohl  in 
Fabriken  als  in  Mühlen,  sind  mit  soliden  Geländern,  bez.  mit  Kasten,  Drahtgittem  oder 
andern  Vorrichtungen  zu  umgeben,  und  überall  auch  da  Gelinder  anzubringen,  wo  bei 
dem  Schmieren  von  Maschinentheilen  das  Betreten  von  schmalen  Treppen  und  Gängen 
erforderlich  ist,  neben,  bei,  über  oder  unter  denen  sich  Transmissionen  befinden. 

3 ln  Fabriken  'Arbeitsräumen;  aller  Art  sind  von  dem  Willen  der  Arbeiter  unabhängige 
I.uftventilatoren  anzubringen ; in  denjenigen  Arbeitsriumen , in  welchen  Staub  oder 
widerliche  Gerüche  nicht  zu  vermeiden  sind,  haben  die  Arbeiter  ihre  Mahlzeiten  in  be- 
sonderen, von  den  Fabrikbesitzern  zu  stellenden  Räumlichkeiten  einzunehmen. 

4.  Die  Bestimmungen,  betreffend  die  Verwendung  arsenikhaltiger  Farben,  sind  zu  sorg- 
fältiger Beachtung  in  Erinnerung  zu  bringen. 

з.  Die  Benutzung  bleihaltiger  Glasurschmelze  ist  in  den  Fayence-  und  Thonfabriken  zu 
verbieten. 

Erwähnenswcrth  sind  auch  die  in  Preussen  bestehenden,  zwar  den  Gebrauch 
landwirtschaftlicher  Maschinen  betreffenden,  doch  für  den  Betrieb  von 
Maschinen  überhaupt  anwendbaren  Polizei-Vorschriften  folgenden  Inhalts: 

»Die  von  dem  Triebwerke  ausgehende  Betriebswelle  ist,  wenn  dieselbe  sich  in 
einer  Lage  befindet,  in  welcher  Menschen  oder  deren  Kleidungsstücke  mit  ihr 
in  Berührung  kommen  können , zwischen  dem  Triebwerke  und  der  Maschine 
kastenartig  mit  Brettern  oder  anderweit  zu  umkleiden.  Ausserdem  sind  alle 
nicht  in  dem  Gehäuse  der  Maschine  befindlichen,  sondern  an  der  äusseren  Seite 
derselben  sichtbaren  Triebräder  und  beweglichen  Theile  dergestalt  mit  Brettern 
oder  sonst  zu  verkleiden,  dass  eine  Berührung  der  in  der  Nähe  der  Maschine 
arbeitenden  Menschen  oder  ihrer  Kleidungsstücke  mit  diesen  beweglichen  Ma- 
schinentheilen unmöglich  gemacht  wird. 

Steht  die  Maschine  in  einem  Gebäude,  das  Triebwerk  aber  ausserhalb  des- 
selben, so  ist  sowohl  der  ausserhalb,  als  auch  der  innerhalb  des  Gebäudes  be- 
findliche Theil  der  B.triebswelle  mit  dem  kastenartigen  Gehäuse  zu  umgeben. 
Ist  der  Zwischenraum  zwischen  den  Maschinen  und  der  Wand  des  Gebäudes 
zu  beiden  Seiten  der  Betriebswelle  mit  einem  festen,  mit  der  Gebäudewand 
und  dem  Brettergehäuse  der  Maschine  verbundenen  Geländer  versehen,  welches 
das  Betreten  des  Zwischenraumes  und  die  Annäherung  an  Betriebsräder  und 
sonstige  bewegliche  Maschinentheile  unmöglich  macht,  so  ist  dort  die  Umklei- 
dung der  Betriebswelle  und  der  beweglichen  Maschinentheile  nicht  nothwendig. 

(Hier  folgen  besondere,  nur  für  Dreschmaschinen  anwendbare  Bestimmungen.) 

Bei  Maschinen,  welche  durch  thierische  Kraft  getrieben  werden,  sind  die 
Thiere  abzuspannen,  wenn  das  Schmieren  von  Theilcn  des  Triebwerkes  er- 
forderlich wird. 

Zum  Gebrauche  aufgestellte  Maschinen  dürfen  niemals  ohne  Aufsicht  ge- 
lassen werden.« 

S.  über  den  Mühlhauser  Verein  zurVerhütungvon  Maschinen- 
Unfällen  unten  Note  4 zur  Ueberschrift  des  Haftpflicht-Gesetzes. 

Die  Nichtbefolgung  der  auf  Grund  deB  §.  107  der  Gewerbe-Ordn.  getroffenen 
Anordnung  der  Behörde  steht  unter  der  Strafe  des  §.  148.  ,#) 

2.  Es  verdient  hier  mit  Anerkennung  genannt  zu  werden  das  neue  Werk  : 
•Die  Krankheiten  der  Arbeiter«  von  Dr.  L.  Hirt  (Verlag  von  Ferd.  Hirt 

и.  Sohn  in  Leipzig) , als  ein  Quelle  der  Belehrung  auch  für  den  nothwendigen 
Schutz  der  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit. 

108.  Streitigkeiten  der  selbständigen  Gewerbetreiben- 
den mit  ihren  Gesellen,  Gehülfcn  oder  Lehrlingen,  die  sich  auf 
den  Antriit,  die  Fortsetzung  oder  Aufhebung  des  Arbeite-  oder  Lehr-Ver- 
hiltnisses,  auf  die  gegenseitigen  Leistungen  während  der  Dauer  desselben 
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oder  auf  die  Ertheilung  oder  den  Inhalt  der  in  den  §§.  113  und  124  erwähn- 
ten Zeugnisse  beziehen,  sind,  soweit  für  diese  Angelegenheiten  besondere 
Behörden  bestehen,  bei  diesen  zur  Entscheidung  zu  bringen. 

Insoweit  solche  besonderen  Behörden  nicht  bestehen,  erfolgt  die  Ent- 
scheidung durch  die  Gemeinde- Behörde. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Gemeinde -Behörde  steht  den  Betheiligten 
eine  Berufung  auf  den  Rechtsweg  binnen  zehn  Tagen  präklusivischer  Frist 
offen;  die  vorläufige  Vollstreckung  wird  aber  hierdurch  nicht  aufgehalten.  *) 

Durch  Orts-Statut  (§.  142)  können  an  Stelle  der  gegenwärtig  hierfür  be- 
stimmten Behörden  Schieds-Gerichte  mit  der  Entscheidung  betraut  wer- 
den. Dieselben  sind  durch  die  Gemeinde- Behörde  unter  gleichmässiger  Zu- 
ziehung von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  bilden.  J_‘) 

Ein  Gesetz-Entwurf,  bestimmt  an  Stelle  des  §.  10S  der  Gewerbe-Ordnung  zu  treten 
und  insbesondere  die  Institution  staatlicher  Gewerbe-Gerichte  einzuführen,  wurde  im 
Reichstage  18731  eingehracht,  gelangte  indessen  nicht  mehr  zur  Berathung. 

1.  Die  bezeichneten  Geschäfte  der  Gemeinde-Behörde  besorgt  in  Baden  das 
Bürgermeister-Amt.  (S.  §•  41  der  Vollzugs-V.  vom  26.  Dezbr.  1874  : s.  u. 
Theil  II,  5.) 

2.  Der  Rekurs  im  Verwaltungswege  ist  also  ausgeschlossen. 

3.  Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  Praxis  ist  die  Frage:  »Wie  soll  die 
Entscheidung  der  Gemeinde-Behörde,  beziehungsweise  des  Schieds-Gerichts  gegen 
den  leistungsweigerlichen  Arbeitnehmer  vollstreckt  werden?« 

In  Preussen  ist  hierfür  §.  9 der  Exekutions- Verordnung  vom  4.  März  1834. 
(Ges. -Sammlung  1834,  Seite  33)  massgebend.  Danach  muss  dem  Verpflichteten 
»die  Vollziehung  der  Handlung  binnen  einer  Frist  von  wenigstens  8 Tagen  und 
höchstens  4 Wochen«,  durch  ein  Mandat  aufgegeben  werden.  — Fordert  dem- 
nächst der  Berechtigte  die  Leistung  durch  den  Verpflichteten  selbst , und  hängt 
solche  nach  dem  Ermessen  des  Richters  von  dem  Willen  des  Verpflichteten  ab,  so 
ist  dieser  durch  Pe rs on al- Ar r e s t von  höchstens  einjähriger  Dauer  dazu  anzu- 
halten. — Andernfalls  kann  der  Berechtigte  entweder  die  Leistung  auf  Kosten  des 
Verpflichteten  durch  einen  Dritten  oder  aber  sein  Interesse  fordern.  (S.  Min.-Verf. 
vom  14.  Juni  1872.  M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  176.  Vgl.  auch  Hafemann  , Exekution 
in  Zivilsachen  8.  69,  70.  Berlin.  Kortkampf.) 

Fehlen  der  Gemeinde-Behörde  die  Mittel  zur  Vollstreckung  ihrer  Entschei- 
dung, so  äat  sie  sich  dieserhalh  an  die  Polizei-Behörde  zu  wenden , welche  insbe- 
sondere auch  die  Personalhaft  gegen  den  weigerlichen  Gesellen  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  4.  März  1834  zu  vollstrecken  hat.  (Preuss.  Min.-Verf.  vom 
11.  Fehr.  1873.)  • 

4.  Zwei  verschiedene  schiedsrichterliche  Einrichtungen  sind  auseinander 
zu  halten : 

a.  die  auf  Grund  dieses  §.  der  Gewerbe-Ordn.  errichteten  amtlichen  Schieds- 
Gerichte  zur  Entscheidung  von  Rechtsstreitigkeiten  eines  bestehen- 
den Arbeite-  oder  Lehr- Verhältnisses,  über  Auslegung  und  Erfüllung  be- 
stehender Verträge ; 

h.  von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  frei  begründete  und  frei  gewählte  Vermitte- 
lungs-Organe (Einigung8-Aemter,  auch  wohl  Arbeits-Kammern 
genannt  , hauptsächlich  bestimmt  zur  gütlichen  Ausgleichung  von  Interessen- 
Streitigkeiten  über  die  künftigen  Bedingungendes  Arbeitsvertrages, 
— als  : Höbe  des  Lohnes,  Zeitdauer  der  Arbeit  u.  s.  w.  Das  rechtskräftige  Ur- 
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theil  des  Schieds-Gerichtes  wird  von  Obrigkeitswegen  vollstreckt;  — dasUrthcil 
der  Vergleichs-  oder  Einigungs-Acmter  muss  auf  freiwillige  Unterwerfung  der 
Betheiligten  rechnen.  13er  Austrag  von  Zerwürfnissen  über  künftigen  Lohn, 
über  künftige  Arbeitszeit,  über  künftiges  gegenseitiges  Verhalten  fällt 
lediglich  unter  die  gütliche  Verständigung.  — Die  gewerblichen  Schieds-Gerichte 
sind  durch  die  Preuss.  Min.-Verf.  vom  4.  Oktbr.  1870  (Min. -Bl.  d.  i.  V. 
1870,  S.  282)  warm  empfohlen. 

Wenn  das  Vertrauen  der  Geschäfts-Herren  und  ihrer  Arbeiter  dem  amtlichen 
Schieds-Gerichte  auch  die  Aufgabe  der  gütlichen  Vermittelung  von  Interessen-  ' 
Ansprüchen  überträgt,  so  wird  demselben  unbenommen  sein,  hierauf  einzugehen. 
Ebenso  kann  andererseits  auch  das  Einigungs-Amt  zum  Schieds-Gerichte  über 
Kechtsstreitigkeiten  von  den  Parteien  des  einzelnen  Falles  aus  freier  Wahl  bestellt 
werden. 

Vorgänge  für  die  Statuten  : 

s.  zu  einem  ortsstatutarisch  begründeten  Schieds-Gerichte ; 

b.  zu  einem  freien  Schieds-Gerichte  (Einigungs-Amte)  siehe  unten  Theil  III.,  Ab- 
schnitt N. 

Es  sei  hier  zur  Empfehlung  solcher  Einigungs-Aemteran  den  Aus- 
spruch e rfahrener  englischer  Sachkenner  erinnert : 

n Das  Wesentliche  und  Vortreffliche  hierbei  ist  das:  die  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  von  Angesicht  zu  Angesicht  zusammenzubringen,  bevor  ihre 
Stimmung  sich  verbittert  hat,  — welches  Letztere  sonst  nur  zu  häufig  ge- 
schieht, indem  nämlich,  ohne  gegenseitige  Besprechung,  jede  Partei 
auf  ihrer  Ansicht  von  dem,  was  recht  ist,  hartnäckig  besteht.« 

(Vgl.  über  die  schiedsrichterliche  Unfall-Kommission  zu  Mühlhausen  unten 
Note  2 au  §.  6 des  Haftpflicht-Gesetzes.) 

6.  Wo  Schieds-Gerichte  bestehen,  haben  sie  für  die  Angelegenheiten  des 
§.  108  dieselbe  ausschliessliche  Zuständigkeit,  wie  die  Gemeinde-Behörde. 

Die  Vollstreckung  der  schiedsgerichtlichen  Urtheile  wird  Sache  der  Ge- 
meinde-Behörden sein,  da  das  Gesetz  den  Schieds-Gerichtcn  eben  nur  die  Ent- 
scheidung an  Stelle  der  Gemeinde-Behörde  überträgt. 

Ein  Antrag,  die  Errichtung , das  Verfahren  etc.  der  Gewerbe-Gerichte  durch 
die  Gewerbe-Ordnung  selbst  in  einer  Reihe  von  Paragraphen  eingehend  zu  regeln, 
wurde  vom  Reichstage  abgelehnt. 

0.  In  verschiedenen  Staaten  sind  besondere  Anordnungen  für  die  Gestaltung 
und  das  Verfahren  der  §.  10S  gedachten  Behörden,  bezieh,  der  gewerblichen 
Schieds-Gerichte  getroffen.  Siehe  u.  A.  für  Sachsen  §§.  44  und  45  der  Ausf.- 
Verf.  vom  16.  Sptbr.  1869:  (s.  u.  Theil  II.,  3.)  ; für  Hamburg  das  Gesetz  vom 
24.  Septbr.  1869,  betreffend  Behörden  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  der 
selbständigen  Gewerbetreibenden  mit  ihrem  Hülfspersonal  und  Verfahren  vor 
denselben. 

7.  Nach  der  Fassung  dieses  §.  wird  derselbe  eine  Ausdehnung  auf  Streitig- 
keiten zwischen  Fabrikanten  und  Meistern  der  Hausindustrie  nicht  gestatten. 


2.  Insbesondere: 
a.  Der  Gesellen  und  Gehülfen. ') 

$.  109.  Die  Gesellen  und  Gehülfen  sind  verpflichtet,  den  Anordnungen 
der  Arbeitgeber  in  Beziehung  auf  die  ihnen  übertragenen  Arbeiten  und  auf 
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die  häuslichen  Einrichtungen  Folge  zu  leisten ; zu  häuslichen  Arbeiten  sind 
, sie  nicht  verbunden.  2) 

1,  Geselle  ist  jeder  unselbständige  gewerbliche  Arbeiter,  der  weder  als 
Lehrling  (§.  115),  noch  als  Fabrik-Arbeiter  (§.  117)  anzusehen  ist.  Geselle  und 
Gehülfe  sind  im  Sinne  der  Gcwcrbe-Ordn.  gleichbedeutende  Bezeichnungen. 

» Arbeiter , welche  filr  ein  Gewerbe  thätig  sind,  ohne  die  zu  dessen  Betreibung 
erforderliche  technische  Ausbildung  zu  besitzen,  zählen  nicht  zu  dm  Gewerbegthülfm 
im  Sinne  des  §.  20,  des  Reichs-Gesetzes  vom  6.  Juni  JS70 , betreffend  den  Unter- 
stützungs-  Wohnsitz.  « 

Diese  Entscheidung  des  Bundesamts  fflrHeimath  wesen  bestätigt  einen 
Grundsatz,  welcher  auch  schon  anderweit,  z.  B.  bei  Anwendung  der  Strafvorschrift 
des  §.  153  der  Gew.-Ordn.  vom  Richter  anerkannt  worden  ist. 

2.  Der  in  §.  105  festgestellte  Grundsatz  der  »freien  Ucbereinkunft«  behält 
den  privatrechtlichen  Vorschriften  der  §§.  109  folg,  gegenüber  seine  Geltung. 

§.  110.  Das  Verhältniss  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  den  Gesellen 
oder  Gehülfen  kann,  wenn  nicht  ein  Anderes  verabredet  ist,  durch  eine, 
jedem  Theile  freistehende,  vierzehn  Tage  vorher  erklärte  Aufkündigung  auf- 
gelöst werden.  ') 

1.  Vergleiche  Note  3.  zu  (j.  108. 

111.  Vor  Ablauf  der  vertrag smässigen  Arbeitszeit  und 
ohne  vo  r her  geg  an  ge  n e Aufkündigung  können  Gesellen  und  Ge- 
holfen entlassen  werden : 

1.  wenn  sie  eines  Diebstahls,  einer  Veruntreuung  oder  eines  liederlichen 
Lebenswandels  sich  schuldig  machen ; 

2.  wenn  sie  den  in  Gemässheit  des  Arbeits- Vertrages  ihnen  obliegenden  Ver- 
pflichtungen nachzukommen  beharrlich  verweigern ; 

3.  wenn' sie,  der  Verwarnung  ungeachtet,  mit  Feuer  und  Licht  unvorsichtig 
umgehen ; 

4.  wenn  sie  sich  Thätlichkeiten  oder  grobe  Ehrverletzungen  gegen  den  Ar- 
beitgeber oder  die  Mitglieder  seiner  Familie  zu  Schulden  kommen  lassen ; 

5.  wenn  sie  mit  den  Mitgliedern  der  Familie  des  Arbeitgebers  verdächtigen 
Umgang  pflegen,  oder  Mitarbeiter  zu  Handlungen  verleiten,  welche  wider 
die  Gesetze  oder  wider  die  guten  Sitten  verstossen; 

G.  wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  geworden,  oder  mit  einer 
abschreckenden  Krankheit  behaftet  sind. 

Inwiefern  in  den  zu  6 gedachten  Fällen  dem  Entlassenen  ein  Anspruch 
auf  Entschädigung  zustehe,  ist  nach  dem  Inhalt  des  Vertrages  und  nach  den 
allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  zu  beurtheilen.  * 

1.  Die  Verurtheilung  eines  Gewerbe-Gehülfen  zu  Geld-  resp.  Gefnngniss-Strafe 
wegen  einer  sein  ein  Prinzipal  zugefügten  Beleidigung  genügt  intlessen  nicht  ohne  W fiteres 
zur  Entlassung,  vielmehr  wird  noch  besonders  festzustellen  sein,  ob  die  Ehrverletzung  eine 
grobe  war.  Hierbei  ist  auch  nicht  die  Schicere  der  beleidigenden  Aeusscrung  für  sich 
allein,  sondern  auch  der  Utnsland  in  Betracht  zu  ziehen , ob  der  Beleidiger  durch  eben - 
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fall»  beleidigende  Aeusserungen  seines  Prinzipals  zu  der  Beschimpfung  gereizt  worden  ist. 
(Entscheidung  des  Reichs-Oberhandcls-Gerichts. 

$.  112.  Die  Gesellen  und  Geholfen  können  die  Arbeit  vor  Ablauf 
der  vertragsmässigen  Zeit  und  ohne  vorhergegangene  Auf- 
kündigung verlassen: 

1 . wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  werden  ; 

2.  wenn  der  Arbeitgeber  sich  Thätlichkeiten  oder  grobe  Ehrverletzungen 
, gegen  sie  oder  Mitglieder  ihrer  Familie  zu  Schulden  kommen  lässt; 

3.  wenn  er  oder  dessen  Angehörige  sie  oder  ihre  Angehörigen  zu  Handlun- 
gen verleiten , •)  welche  wider  die  guten  Sitten  laufen ; 

4.  wenn  er  ihnen  nicht  den  schuldigen  Lohn  in  der  bedungenen  Weise  aus- 
zahlt, bei  Stücklohn  nicht  für  ausreichende  Beschäftigung  sorgt,  oder 
wenn  er  sich  widerrechtlicher  Uebervortheilungen  gegen  sie  schuldig 
macht; 

5.  wenn  bei  Fortsetzung  der  Arbeit  ihr  Leben  oder  ihre  Gesundheit  einer 
erweislichen  Gefahr  ausgesetzt  sein  würde,  welche  bei  Eingehung  des  Ar- 
beits-Vertrages nicht  zu  erkennen  war.  a) 

1.  »verleiten  wollene,  — lautete  die  einen  ausgiebigeren  Schutz  ge- 
währende Fassung  des  Regierungs-Entwurfes. 

2.  Zu  Absatz  5 ist  §.  107,  ferner  §.  1 4 S ,0)  der  Gewerbe-Ordn.  in  Betracht 
zu  ziehen. 

* 

113.  Beim  Abgänge  können  die  Gesellen  und  Gehülfen  ein  Zeug- 
nis s über  die  Art  und  Dauer  ihrer  Beschäftigung  fordern,  welches 
auf  Antrag  der  Betheiligten  und,  wenn  gegen  den  Inhalt  sich  nichts  zu  er- 
innern findet,  von  der  Gemeinde -Behörde  •)  kosten-  und  stempelfrei  zu  be- 
glaubigen ist.  Dieses  Zeugniss  ist  auf  Verlangen  der  Gesellen  und  Ge- 
hilfen auch  auf  ihre  Führung  auszudehnen. 

Die  gesetzliche  Verpflichtung  zur  Führung  von  Arbeitsbüchern  ist  auf- 
gehoben. *) 

X.  In  Baden  wird  unter  der  Gemeinde-Behörde  das  Bürgermeister- Amt  ver- 
standen (§.  41  der  Vollzugs-Verf.  v.  26.  Dezbr.  1871;  «.  u.  Theil  II.,  5.}. 

2.  Im  Zusammenhänge  hiermit  stehen  die  Vorschriften  des  Reichs-Ge- 
setzes vom  12.  Oktbr.  1867  über  das  l’ass  we s e n : 

§).  1.  »Angehörige  des  Deutschen  Reichs  bedürfen  zum  Ausgange  aus  dem  Reichs- 
gebiete, zur  Rückkehr  in  dasselbe,  sowie  zum  Aufenthalte  und  zu  Reisen  innerhalb 
desselben  keineReise pupiore. 

Doch  sollen  ihnen  auf  ihren  Antrag  Pässe  oder  sonstige  Reisepapierc  crthcilt  wer- 
den. wenn  ihrer  Befugniss  zur  Reise  gesetzliche  Hindernisse  nicht  entgegen  stehen.« 

5.  »Eine  Verpflichtung  zur  Vorlegung  der  Reisepapiere  behufs  der  Visirung 
findet  nicht  statt.« 

§.  30  der  Ausführung»- Verordnung  für  Sachsen- Altenburg  v.  17.  Septbr. 
1869  befindet  über  die  Zulässigkeit  der  Arbeitsbücher  des  gewerblichen  Hülfs- 
personals  nachWegfall  derVerpflichtung  zur  Führung  derselben.  (Koller, 
Gewerbe-O.  8.  372.) 
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Ueber  Wiedereinführung  der  Lehrlings-Prüfung  ; von  Passvorschriften  für  die 
Gewerbs-Gehülfen ; Wiedereinführung  von  Arbeitsbüchern;  — Aufhebung  des 
§.  110  der  Gew.-Ordn.  ; — Erlass  von  Strafbestimmungen  gegen  ungehorsames 
und  widerspenstiges  Hülfspersonal  der  Gewerbetreibenden  und  Errichtung  von 
Handwerker-Kammern:  s.  Reichstags-Verhandl.  von  1872:  Bericht  der  Petitions- 
Komm.  No.  82  A. ; 25.  Sitz.,  S.  4G7  und  468;  ferner  von  1873:  30.  Sitzung,  — 
Stenogr.  Bericht,  S.  571  und  Bericht  der  Petitions-Komm.  Nr.  67. 

Nach  dem  Preussi sehen  Allgemeinen  Berg-Gesetze  vom  24.  Juni  1865, 
§.85  dürfen  Bergwerks-Besitzer  Arbeiter,  von  denen  ihnen  bekannt  ist,  dass  sie 
schon  früher  beim  Bergbau  beschäftigt  waren,  nicht  eher  zur  Bergarbeit  annehmen, 
als  bis  ihnen  von  denselben  der  Abkehrschein  vorgelegt  ist.  * 

§.  114.  Gesellen  und  Gehilfen  sind  in  der  Wahl  ihrer 
Meister  oder  Arbeitgeber  unbeschränkt. 

Eine  Verpflichtung  zum  Wandern  findet  nicht  statt.  Auf 
Unterstützung  von  Seiten  der  Gew'erbsgenossen  haben  wandernde  Gesellen 
und  Gehülfen  keinen  Anspruch.  ') 

1.  Die  Förderung  der  Herbergen  und  der  Einrichtungen  für  Arbeits- 
Nachweisungen  wird  empfohlen  durch  §.  47  der  Sächsischen  Verordnung  zur 
Ausführung  der  Gewerbe-Ordn.  vom  16.  Septbr.  1869:  (s.  u.  Theil  II.,  No.  3.) 

b.  der  Lehrlinge. 4) 2) 

§.  115.  Als  Lehrling  ist  Jeder  zu  betrachten,  welcher  bei  einem  Lehr- 
herrn zur  Erlernung  eines  Gewerbes  in  Arbeit  tritt,  ohne  UnÄrschied,  ob  die 
Erlernung  gegen  Lehrgeld  oder  unentgeltliche  Hülfsleistung  stattfindet, 
oder  ob  für  die  Arbeit  Lohn  gezahlt  wird. 

Auf  Lehrlinge  über  18  Jahre  finden  die  Bestimmungen  der  §§.  106,  1 16, 
117  und  1 19  keine  Anwendung. 

1.  Der  von  den  Verhältnissen  der  Lehrlinge  handelnde  Abschnitt  ist  (nach 
dem  Vorgänge  der  Preussischen  Gewerbe-Ordn.  vom  17.  Januar  1845)  von  dem 
Gesetzgeber  nicht  auf  die  Fabrik-Arbeiter  ausgedehnt  worden.  Denn  in  diesem 
Abschnitt  wird  ein  festes,  die  gesammte  Ausbildung  der  jugendlichen  Arbeiter  zum 
selbständigen  Betriebe  eines  Geschäftes  bezweckendes  Lehrverhältniss  vor- 
ausgesetzt , wie  solches  dem  Handwerke  eigenthümlich  , im  Fabrik-Betriebe  aber 
nicht  üblich  ist.  In  letzterem  sind  überdies  die  Grenzen  zwischen  dem  lernenden 
Lehrlinge  und  dem  mitarbeitenden  Gehülfen  zu  unsicher  und  flüssig. 

2.  Für  das  Auslchren  taubstummer  Lehrlinge  bewilligt  Preussen  die 
Prämie  von  50  Thlrn.  auch  Lehrmeistern  in  anderen  Staaten  des  Deutschen  Reichs. 
Min.-Verf.  vom  19.  Mai  1871.  (M.-Bl.  d.  i.  v.  1871,  S.  176.). 

116.  Von  der  Bcfugniss,  Lehrlinge  zu  halten,  sind  aus- 
geschlossen diejenigen,  welchen  wegen  anderer,  als  politischer  Verbrechen 
oder  Vergehen  der  Vollgenuss  der  staatsbürgerlichen  Rechte  entzogen  ist,  für 
die  Zeit  der  Entziehung , sofern  sie  nicht  in  diese  Rechte  wieder  eingesetzt, 
oder  welche  wegen  Diebstahls  oder  Betruges  rechtskräftig  verurtheilt  worden 
sind.  ’) 
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1.  Die  Bestimmungen  der  §§.  116  und  117  finden  auch  auf  Lehrlinge  der 
Apotheker  und  der  Kaufleute,  — dagegen  nicht  auf  Lehrlinge  über  18  Jahre  An- 
wendung. §§.  115,  Abs.  2 und  126  der  Gcwerbc-Ordn.)  Uebertretung  derselben 
unterliegt  der  Abhülfe  nach  Vorschrift  des  §.  117. 

»Entziehung  des  Vollgenusses  der  staatsbürgerlichen  Rechte«  ist  nach  §<j.  32 
folg,  des  Strafgesetzbuches  vom  15.  Mai  1871  als  »Aberkennung  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte«  aufzufassen. 

§.  117.  Ein  Gewerbetreibender,  welcher  von  der  Befugniss,  Lehrlinge 
zu  halten,  ausgeschlossen  ist , darf  auch  die  bereits  angenommenen  Lehrlinge 
nicht  ferner  beibehalten. 

Die  Entlassung  unbefugt  angenommener  oder  beibehaltener  Lehrlinge 
kann  im  Wege  der  polizeilichen  Exekution  erzwungen  werden.  ') 

X.  Dos  Verfahren  der  polizeilichen  Exekution  richtet  sich  nach  den 
Landes-Gesetzen . 

Leber  die  Zuständigkeit  der  Behörden  in  Prousaen  vgl.  Ausf.-Anweis.  vom 
4.  Septbr.  1869,  Abschn.  I.  22.  (s.  u.  Theil  II.  Nr.  1.  A.) 

§.  118.  Der  Lehrherr  muss  sich  angelegen  sein  lassen,  den  Lehrling 
durch  Beschäftigung  und  Anweisung  zum  tüchtigen  Gesellen  auszu- 
bilden. Er  darf  dem  Lehrlinge  die  hierzu  erforderliche  Zeit  und  Gelegenheit 
durch  Verwendung  zu  anderen  Dienstleistungen  nicht  entziehen.  Der  Lehr- 
herr muss  bemüht  sein,  den  Lehrling  zur  Arbeitsamkeit  und  zu  guten  Sitten 
anzuhalten  und  vor  Lastern  und  Ausschweifungen  zu  bewahren.  ') 

1.  Vernachlässigung  dieser  Pflichten  unterliegt  der  Strafvorschrift  des  §.  1 48  9) 
der  Gewerbc-Ordn.  und  berechtigt  zur  Auflösung  des  Lehr- Verhältnisses  (§.  121). 

§.  119.  Der  Lehrling  ist  der  väterlichen  Zucht  des  Lehrherrn 
unterworfen  und  in  Abwesenheit  des  Lehrherrn  auch  dein  denselben  ver- 
tretenden Gesellen  oder  Geholfen  zur  Folgsamkeit  verpflichtet.  ') 

1.  Auf  Lehrlinge  über  IS  Jahren  findet  diese  Bestimmung  keine  Anwen- 
dung (§.  115,  Absatz  2 der  Gewerbc-Ordn.) 

J$.  120.  Das  I .ehr- Verhalt niss  kann  in  den  Fällen,  welche  im  §.111  be- 
zeichnet sind,  von  dem  Lehrherrn  vorAblauf  der  Lehrzeit  auf- 
gehoben weiden.  Sind  für  einen  solchen  Fall  keine  besonderen  Verab- 
redungen getroffen,  so  ist  das  Lehrgeld  stets  für  die  bereits  abgelaufene  Zeit 
zu  entrichten.  Daneben  gebührt,  wenn  der  Lehrling  in  den  Fällen  des  §.  11t, 
Nr.  1 bis  5 zu  seiner  Entlassung  Veranlassung  gegeben  hat,  dem  Lehrherrn  als 
Entschädigung  das  weiterlaufende  Lehrgeld  bis  zu  einem  halbjährigen  Be- 
trage. ') 

1.  Der  Fall  des  §.  111,  Nr.  6 ist  absichtlich  von  dem  Entschädigungs-An- 
sprüche des  Lehrhcrra  ausgeschlossen  worden,  weil  derselbe  ohne  Verschulden  des 
Lehrlings  eintreten  kann.  — Vgl.  auch  Anmerk.  1 zu  §.  122. 

§.121.  Wid  er  den  Willen  des  Lehrherrn  kann  dag  Ver- 
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hältniss  vor  Ablauf  der  Lehrzeit  aufgehoben  werden,  wenn  der 
Lchrherr  die  ihm  nach  §.  118  obliegenden  Verpflichtungen  gröblich  vernach- 
lässigt oder  das  Recht  der  väterlichen  Zucht  missbraucht.  ') 

Fällt  die  Entscheidung  hierüber  gegen  den  Lehrherrn  aus  (§.  108),  so 
kann  derselbe  zur  Erstattuug  der  durch  die  anderweitige  Unterbringung  des 
Lehrlings  entstehenden  Mehrkosten  im  Rechtswege  angehaltcn  werden. 

Letzteres  gilt  auch  von  dem  Falle , wenn  dem  Lehrherrn  die  Befugniss, 
Lehrlinge  zu  halten,  entzogen  wird  (§.  117).  2) 

1.  Aus  dieser  Bestimmung  folgt  nicht,  dass  lediglich  in  den  gedachten  Fällen, 
nicht  auch  bei  sonstigen  Unbilden  die  Aufhebung  des  Lehr- Verhältnisses  wider  den 
Willen  des  Lehrherm  gerechtfertigt  sein  kann.  (Vgl.  die  Fälle  des  §.  1 12.) 

2.  Der  in  zweiter  Lesung  des  Reichstages  beschlossene  Zusatz: 

»Der  Gewerbetreibende  ist  den  Lehrlingen  in  diesen  Fällen  zum  Schadens- 
ersatz verpflichtet.« 

scheint  in  dritter  Lesung  irrthümlieh  übersehen  zu  sein.  (Vgl.  Koller  Gewerbe- 
Ordn.  S.  148  und  149*) 

§.  122.  Wider  den  Willen  des  Lehrherrn  kann  das  Ver- 
hältniss  vor  Ablauf  der  Lehrzeit  aufgehoben  werden,  wenn 
der  Lehrling  zu  einem  anderen  Gewerbe  oder  zu  einem  anderen  Beruf  über- 
geht. Dem  Lehrherrn  ist  in  diesem  Falle,  wenn  nicht  ein  Anderes  verab- 
redet worden , das  weiterlaufende  Lehrgeld  noch  bis  zu  einem  halbjährigen 
Betrage  zu  zahlen . >) 

1.  Nicht  vorgesehen  im  Gesetze  ist  die  Entschädigung  des  Lehrherrn  für  die 
häufigsten  Fälle,  wenn  nämlich  kein  Lehrgeld  gezahlt  wird,  und  dafür  die  I<ehrseit 
länger  abgemessen  ist.  Der  Lehr-Vertrag  muss  die  Lücke  ausfüllen. 

123.  Durch  den  Tod  des  Lehrherrn  oder  Lehrlings  wird 
der  Lehr-Vertrag  aufgehoben. 

Auf  den  Antrag  des  einen  oder  des  anderen  Thcils  ist  der  Lehr-Ver- 
trag auch  dann  aufzuheben , wenn  der  Lehrherr  oder  der  Lehrling  zur  Er- 
füllung der  eingegangenen  Verpflichtungen  unfähig  wird. 

In  beiden  Fällen  erfolgt , wenn  nichts  Anderes  verabredet  ist , die  Aus- 
einandersetzung hinsichtlich  des  Lehrgeldes  nach  Verhältniss  des  bereits  ab- 
gelaufeucn  Theiles  der  Lehrzeit  zur  ganzen  Dauer  deseiben. 

§.  124.  Bei  Auflösung  des  Lehr-Verhältnisses  kann  der  Lehr- 
ling über  die  Dauer  der  Lehrzeit  und  die  während  derselben  erworbenen 
Kenntnisse  und  Fertigkeiten,  sowie  über  sein  Betragen  vom  Lehrherrn'  ein 
Z e u g n i s s fordern , welches  auf  Antrag  der  Bctheiligtcn  und  wenn  gegen 
den  Inhalt  sich  nichts  zu  erinnern  findet,  von  der  Gemeinde-Behörde  kosten- 
und  Stempel  frei  zu  beglaubigen  ist.1)  „ 

1.  ln  Baden  wird  dies  Geschäft  der  Gemeinde-Behörde  von  dem  Bürger- 
meister-Amt versehen.  (§.  41  der  Vollzugs-V.  v.  2<i.  Dezbr.  1871,  b.  unt.  Theil 
111.,  Nr.  5.) 
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II.  Verhältnisse  der  Fabrik-Arbeiter.  . 


125.  Für  3ic  Aufnahme  und  Entlassung  der  Lehrlinge  dürfen  keine 
Gebühren  erhoben  werden.  ') 

1.  Dieses  absolute  Verbot  ist  aus  der  älteren  l’reussi  sehen  Gesetzgebung, 
welche  die  Aufnahme  und  Entlassung  der  Lehrlinge  obligatorisch  vor  die  Innung 
oder  die  Gemeinde-Behörde  wies,  ohne  inneren  Grund  in  die  jetzige  ganz  privat- 
rechtliche  Stellung  des  Lehr- Verhältnisses  übernommen  werden.  Eine  Strafbe- 
stimmung fehlt.  Doch  kann  auf  die  Befolgung  hinsichtlich  der  bei  Innungen  auf- 
genommenen Lehrlinge  von  der  Aufsichts-Behörde  {§.  95 i gehalten  werden. 

i .• 

ff.  126.  Die  Bestimmungen  der  §§.  105  bis  115  und  1 18  bis  125  finden, 
jedoch  soviel  die  Lehrlinge  betrifft,  mit  Ausnahme  des  §.  10t»,  Absatz  2 ’), 
auf  die  Gehülfen  und  Lehrlinge  der  Apotheker  und  Kauf- 
leute, ingleichen  auf  die  VV  erkmeister  in  F abriken,  keine  Anwendung. 
Die  Verhältnisse  derselben  zu  ihren  Lehrherren  und  Arbeitgebern  sind  ferner- 
hin nach  den  bisherigen  Vorschriften  zu  beurtheilen. 

, • 

1.  »Jedoch,  so  viel  die  Lehrlinge  betrifft,  mit  Ausnahme  des  §. 
10G,  Absatz  II«:  — also  der  negative  Satz  schliefst  die  positive  Bestimmung  in 
sieb,  dass  auch  die  Lehrlinge  der  Apotheker  und  Kauflcute  durch  eine  auf  Grund 
des  § . 106  zu  erlassendes  Orts-Statut  zum  Besuche  der  Fortbildungs-Schule  ver- 
pflichtet werden  können., 

Wegen  der  Gehülfen  der  Kaufleutc  s.  §.  127,  Note’1.1 


IL  Verhältnisse  der  Fabrik-Arbeiter.  *)  1 

...  :t  ■ ■■  , ■ ■■■!  ■':  ■) 

$.127.  Die  Bestimmungen  der  §§.  105 — 114  finden  auch  auf  Fabrik- 
Arbeiter  Anwendung.  *~5) 

1.  lieber  den  Begriff  »Fabrik«  s.  Einleitung  S.  8— 14. 

Zu  Fabrik- Arbeitern  werden  nur  die  in  geschlossenen  Fabrik- Werken 
beschäftigten  Arbeiter  zu  rechnen  sein.  Eine  Erweiterung  dieses  Begriffs  bestimmt, 
ausnahmsweise  §.  136.  / :•  ■ ; 

Werkmeister  in  Fabriken  werden  nicht  als  Fabrik-Arbeiter  betrachtet. 

*.  §.  1 2 6. ^ 8b  weit  im  Fabrik-Betrieb  das  kaufmännische  Geschäft  sieh  von  dem 
gewerblichen  trennt , und  für  jenen  Geschäftszweig  besondere  HandlnngB-Ge-’1 
h 4 1 f e n angestellt  sind,  findet  auf  diese  das  »Allgem.  Deutsche  Handels-Gesetz- 
buch« ‘(Art.  57 — 65)  Anwendung,  (vgl.  §.  126  der  Gewerbe-Ordn.) 

2.  Der  Gesetzgeber  hat  auf  Vorschriften  über  die  Einführung  vöh  Fabrik- 

Ordnu  nge  n verzichtet.  Es  kann  jedoch  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  die 
ausdrückliche  oder  durch  die  Annahme  der  Arbeit  mich  geschehener  Mittheilung 
der  Fabrik-Ordnung,  stillschweigend  erfolgte  Unterwerfung  eines  Arbeiters  unter 
eine  bestehende  Fabrik-Ordnnng  als  Vertrag  zu  gelten  hat.  In  diesem  Falle  sind 
liihsfchtfich  der  Kündigungsfrist  u.  s.  w.  nicht  die  Bestimmungen  in  5$.  110  ff. 
des  Gesetzes  „sondern  die  Vorschriften  der  Fabrik-Ordnung  massgebend.  / 

Abgclehnt  wurde  im  Reichstage  der  Antrag  : 

*)  Zur  Kritik  der  nachfolgenden  Gesctzcsvorschriften  Vgl.  »Zur  Durchführung  der 
Kr  form  der  Deutschen  Fabrik-Gesetzgebung.  • Gutachten  von  Prof.  llr.  Neumann  in  der 
»auf  Veranlassung  der  Eisenacher  Versammlung  zur  Besprechung  der  sozialen  Frage  abge- 
gegrbenen  Gutachten.« 

Biiiti  OoHU»  m Frliator.  Tit.  1.  M.  3.  0 
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»Wenn  mehr  al«  Hl  Arbeiter  ohne  Unterschied  de»  Altera  und  «des  Geschlechtes  von 
einem  Unternehmer  in  gemeinschaftlichen  Werkstätten  beschäftigt  werden,  dann  ist 
derselbe  gehalten,  mit'seinen  Arbeitern  eine  Fabrik-(Ilaus-)Ordnungzu  verein* 
baren.  Dieselbe  muss  im  Arbcitalokal  angeschlagen  werden  und  muss  das  Nöthige 
enthalten : 

aber  die  Klassen  des  Arbeilsnersonals  und  ihre  Verrichtungen; 

über  Kündigungsfristen  und  Entlassungsgründe; 

Ober  die  Dauer  der  Arbeitszeit ; 

über  die  Abreehnungs-  und  Lohnzeiten; 

über  die  Befugnisse  des  Aufsichtspersonals ; 

über  die  Dissiplin  in  den  Arbeitslokalen,  einschliesslich  des  Verhaltens  mit  Feuer 
und  Licht ; 

aber  die  Behandlung  im  Falt  der  Erkrankung  oder  Verunglückung; 

über  die  UnterstQUungs-  und  Kranken-Kassen,  insoweit  diese  schon  bestehen  oder 
errichtet  werden. 

Jede  Fabrik-Ordnung  ist  der  Orts-Behörde  vorzulegen,  welche  darauf  zu  achten  hat, 
dass  dieselbe  keine  dem  Gesetze  zuwiderlaufende  Bestimmung  enthalte.  • 

Grund  der  Ablehnung  war,  dass  Vereinbarungen  »ich  nicht  mit  Erfolg  ge- 
bieten lassen,  und  dass  dem  Arbeiter  gegen  die  Willkür  der  Arbeits-Ordnungen 
die  Freiheit  des  Vereinsrechtes  zur  Seite  stehe. 

Dessenungeachtet  bleibtderGedankejenes  Antrags,  als  Auf- 
gabe der  freien  Vereinbarung,  gewiss  sehr  empfehlenswerth. 

Bemerkenswerthe  Beispiele  einer  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  ver- 
einbarten Fabrik-Ordnung  sind  u.  a.  das  Fabrik-Statut  für  die  Werke  von 
Künig  und  Bauer  in  Oberzell  bei  Wflrzburg,  welches  namentlich  als  »ge- 
setzgebende Behörde»  und  als  »rechtsprechende  oberste  Instanz  für  alle  Angelegen- 
heiten, welche  in  Beziehung  zur  Fabrik  stehen»,  einen  Fabrik-Ratli  aus  den 
Prinzipalen,  Vertretern  der  Werkmeister  und  der  Arbeiter  einsetzt ; ferner  für 
ein  ganz  es  Gewerk  »die  Fabrik-Ordnung  für  diePforzheiiner  Bijou- 
terie-Fabriken  und  verwandten  Geschäfte«  {nebst Statuten  des Schieds- 
Gerichts),  genehmigt  von  dem  Grossherzoglichen  Bezirks-Amte  unterm  30.  März 
1870. 

Arbeits-Ordnungen  auf  Bergwerken  sind  nach  dem  Preuss.  allge- 
meinen Berg-Gesetze  vom  24.  Mai  1865  {§.  80)  gleichzeitig  mit  der  Bekanntma- 
chung auf  dem  Werke  zur  Kenntniss  der  Berg-Behörde  zu  bringen. 

8.  Wegen  der  für  Arbeits-Verträge  mit  Minderjährigen  erforderlichen 
Einwilligung  des  Vaters  oder  Vormundes  siehe  für  Sachsen  §.  48  der  Ausführ.- 
Verordn.  v.  16.  Septbr.  1869.  [u.  Theil  II,  Nr.  3.) 

*4.  Abgelehnt  wurden  im  Reichstage  die  nachstehenden  beiden  Anträge: 

a.  »In  allen  GrossbetriebR-Unternehmungen  darf  ein  Lohnarbeiter  nicht  länger  als  12  Stun- 
den der  Tages-  oder  Nachtzeit  beschäftigt  werden.  Von  dem  Augenblicke  der  been- 
deten Arbeitszeit  eines  Tages  oder  einer  Nacht  bis  zum  Wiederbeginn  der  Arbeit  müs- 
sen 12  Stunden  verflossen  sein. 

Unter  Grussbetriebs- Unternehmungen  werden  verstanden  alle  diejenigen  Unter- 
nehmungen, bei  welchen  mindestens  10  Lohnarbeiter  zur  Produktion  von  Waaren  oder 
persönlichen  Dienstleistungen  th&tig  sind : insbesondere  der  Geschäfts-Retieb  , welcher 
sich  vollstreekt  in  Fabriken,  Werkstätten,  Berg-,  Hütten-  oder  Pochwerken,  auf  land- 
wirthschaftlichen  Gütern,  auf  Schiffswerften,  bei  Eisenbahnen,  Dampfschiffen  u.  s.  w. 

In  Fabriken  und  Werkstätten  ist  innerhalb  der  12  Arbeitsstunden,  wenn  dieselben 
in  die  Tageszeit  fallen,  den  Lohnarbeitern  eine  Pause  von  je  einer  halben  Stunde  Vor- 
und  Nachmittags  und  von  einer  Stunde  Mittags  zu  gestatten,  so  dass  also  die  wirkliche 
Arbeitszeit  in  ihrem  erlaubten  Höehatbetragc  sich  auf  10  Stunden  beläuft.  Eine  ent- 
sprechende freie  Zeit  ist  hei  der  Nachtarbeit  zu  bewilligen.« 

b.  »In  allen  Grossbetriebs-Untemehmungen  darf  eine  Lohnarbeilerin  nicht  länger  als 
8 Stunden  der  Tageszeit  beschäftigt  werden.«  [Koller,  Gew.-Ordn.  S.  154,  Vernandl. 
über  den  Entw.  einer  Gew.-Ordn.  S.  656  ff.  674  ff.) 

Der  Bundes-Kommissar  hatte  sich,  wie  folgt,  geäussert: 


Zu  §.  127.  §.  128. 
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»Ich  glaubt,  wir  Alle,  wie  wir  hier  beisammen  sind,  sind  darüber  einverstanden, 
dass  es  wünschenswerih  ist,  dass  die  Arbeitszeit  sowohl  innerhalb  wie  ausserhalb  der 
Fabriken  im  Lauft  der  Entwickelung  abgekürzt  werde;  wir  sehen  Alle  die  Abkür- 
zung der  Arbeitszeit  gern , als  eine  Frucht  der  Kultur  und  der  Fortentwickelung  des 
Wohlstandes  innerhalb  aller  Klassen  der  Gesellschaft.  Fine  andere  Frage  aber  ist 
es,  ob  man  einen  solchen  Zustand,  der  ebrn  nur  entstehen  und  dauernd  aufrecht  er- 
halten werden  kann  als  Frucht  der  Ktdturentwickrlung , hers teilen  kann  im  Wege 
gesetzlicher  Verbote. 

Die  Vorlage  ist  allerdings  davon  ausgegangen,  dass  es  nicht  nur  unmöglich  sei , 
die  Kultur  durch  das  Gesetz  zu  erzwingen , sondern  dass  es  zum  Nachtheile  nicht 
allein  der  Arbeitgeber,  sondern  in  erster  Linie  auch  der  Arbeiter  selbst  ausschlayen 
würde , icollte  man  schablonisirend  eine  Maximal- Arbeitszeit  für  alle  Arbeite- Gebiete 
feststellen.  Die  Vorlage  lässt  den  Lohn-Vertrag  aus  freier  Vereinbarung  hert'or- 
gehen  ttnd  hebt  die  Verbote  der  Koalition  auf , um  freie  Hand  zu  geben  zu  gemein- 
samem Wirken,  in  der  Richtung  auf  Verbesserung  der  Lage  beider  Theile  in  Betrejf 
des  Arbeite-  Vertrages.  Das,  meine  Herrn,  ist  der  Weg  und  die  rechtliche  Möglich- 
keit, um  zu  einer  fortschreitenden  und  für  alle  Theile  mehr  zufriedenstellenden  IjÖ- 
sung  der  Frage  zu  gelangen.  Mit  einem  Zwange  wie  er  in  dem  Anträge  vorgeschlagen 
Ul,  — mit  einem  solchen  Zwange  würden  Sie  wahrlich  um  allerwenigsten  den  Arbei- 
tern eine  Wohlthal  erweisen. 

Es  ist  ja  möglich,  dass  es  sich  für  gewisse  Klassen  und  innerhalb  gewisser 
Industriezweige  als  zweckmässig  erweist , in  dieser  Beziehung  gewisse  Beschränkun- 
gen festzustellen  — darüber  lässt  sich  hier  nicht  absprechen.  — Aber  wenn  man  von 
dieser  Ansicht  ausgeht,  so  ist  es  doch  noth wendig,  dass  eine  gejiaue  Untersuchung  der 
Verhältnisse,  auf  welche  man  solche  geselzlir/te  Bestimmungen  anwenden  könnte, 
voraus  gehe. 

Aber  hier  bei  Berathung  eines  kodifizirten  Gesetzes,  welches  eine  grosse  Zahl  von 
Bestimmungen  enthalten  und  zusammen  fassen  muss,  diese  Frage , die  eine  der  schwie- 
rigsten der  Gesetzgebung,  auch  im  Sinne  derjenigen  Ul,  die  durch  die  Gesetzgebung 
ihr  Ziel  erreichen  zu  können  glauben,  so  beiläufig  abzumachen,  das,  glaube  ich,  würde 
nicht  der  Weg  sein,  tim  zu  einem  zufriedenstellenden  Resultat  zu  gelangen.  Ich  kann 
daher  nur  empfehlen,  diese  Anträge  abzulehnen .« 

(Stenogr.  Ber.  der  Verhandl.  des  Reichstags  über  den  Kntw.  einer  Ge- 
werbe-Ordn.,  S.  666  ff.,  Berlin,  Kortkampf. 

6.  Die  Beschäftigung  weibl  icher  Arbe.i  ter  in  Bergwerken  unter 
Tage  wird  in  Preussen  überhaupt  nicht  geduldet.  S.  3ter  Bericht  der  Kommission 
des  Abgeordnetenhauses  für  Handel  und  Gewerbe  vom  19.  Febr.  1969.) 

128.  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen  in  Fabriktm  zu  einer  regel- 
mässigen Beschäftigung  nicht  angenommen  werden.  *) 

Vor  vollendetem  vierzehnten  Lebensjahre  dürfen  Kinder  in  Fabriken 
nur  dann  beschäftigt  werden,  wenn  sie  täglich  einen  mindestens  dreistün- 
digen Schulunterricht  in  einer  von  der  höheren  Vcrwaltungs -Behörde 
genehmigten  Schule  erhalten.  Ihre  Beschäftigung  darf  sechs  Stunden  täg- 
lich nicht  übersteigen.  8) 

Junge  Leute,  welche  das  vierzehnte  Lebensjahr  zurückgelegt  haben, 
dürfen  vor  vollen  detem  sechzehn  ton  Leben  sj  ah  re  in  Fabriken  nicht 
über  zehn  Stunden  täglich  beschäftigt  werden.  Auch  für  diese  jugend- 
lichen Arbeiter  kann  durch  die  Zentral-Behörde  die  zulässige  Arbeitsdauer  bis 

9* 
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auf  sechs  Stunden  täglich  für  den  Fall  eingeschränkt  werden,  dass  dieselben 
nach  den  besonderen  in  einzelnen  Theilen  des  Bundesgebietes  bestehenden 
Schuleinrichtungen  noch  im  schulpflichtigen  Alter  sich  befinden.  4) 

Die  Orts  - Polizeibehörde  ist  befugt , eine  Verlängerung  dieser  Arbeits- 
zeiten um  höchstens  eine  Stunde  und  auf  höchstens  vier  Wochen  dann  zu  ge- 
statten, wenn  Naturereignisse  oder  Unglücksfälla  den  regelmässigen  Ge- 
schäfts-Betrieb in  der  Fabrik  unterbrochen  und  ein  vermehrte«  Arbeitsbe- 
dürfhiss  herbeigeführt  haben . i~»)  \ - 

• ■.  v • 1 ■ • i ■■  • ■ , > . . .1  ■ tv*V  tu\\v  \ *A) 

l.  Für  Preussen  ist  unterm  18.  August  1853  zur  Ausführung  des  Gesetzes 
vom  18.  Mai  1853  über  die  »Beschäftigung  jugendlicher  Fabrik-Arbeiter«  eine 
ausführliche  Anweisung  ergangen,  welche  auch  jetzt  noch  im  Wesentlichen  zutriffl 
und  unten  in  Theil  III.,  Abschn.  O.  mitgotheilt  wird.  Abschnitt  I.  derselben  han- 
delt von  dem  Unterschiede  der  Lehrlinge  und  der  jugendlichen  Fabrik-Arbeiter,, 

Für  Sachsen  siehe  §.  4 9 flg-  der  Verordnung  vom  16.  Septbr,  1869.,  die 
Ausführung  der  Gewerbe-Ordn.  betreffend.  (8.  unt,  Theil  II,,  Nr,  v ,4 

Für  Württemberg  siehe  §.  32  der  Verfügung  vom  14.  Dezbr.  1871  iu  Be- 
treff Anwendung  der  Gew.-Ordn.  (Theil  II.,  Nr.  4.)  ; , Vm 

Für  München  ist  die  Polizei-Direktion  mit  den  Geschäften  der.Orte-Polizei- 
behürde  in  den  Fällen  des  §.  128,  Abs.  4,  — §.  130,  Absatz  1 und  2,  — ■§.  131, 
Abs.  2 betraut.  (§,  38  der  Voltzugs-V.  vom  4.  Dezbr.  1872,  s.  unt.  Theil  II, 

Nr. 2, 

< 2.  Fabrik  begreift  hier  nur  den  Fabrik- Betrieb  im  engeren  Sinn*,  nämlich 

innerhalb  des  geschlossenen  Werkes,  — nicht  die  Haus-Industrie,  noch  weniger  na- 
türlich den  eigentlichen  handwerksmässigen  Betrieb.  (Vgl.  §.  49  der  Sächs. 
Ausftthr.-V.  v.  16.  Septbr.  1869,  s.  unt.  Theil  II,  Nr.  8.)  Dagegen  fallen  hier- 
unter alle  Fabrikations-Betriebe  der  Landwirtschaft , Hie  mögen  sieh  als  selbst- 
ständiger Gewerbe-Betrieb  oder  nur  als  integrirender  Theil  der  Gutswirthschaft 
d erstellen.  ■ i ...  , > V-,\  ..V, 

Zu  den  Fabriken  im  Sinne  dieser  Gesetzes-Vorschriften  gehören  ui  . Ai  auch 
gewerbsmässig  betriebene  Ziegeleien.  > . . • \«  .«>V'.  •.„« 

Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  jugendlichen  Arbeite*  roh -dem 'Fabrik- 
Besitzer  selbst,  oder  von  seinen  Arbeitern  angenommen  und  gelohnt  weiden. 

> •>  Man  hat  zwischen  inländischen  und  aualändischdn,  In  diesseitige 
Fabriken  auf  Arbeit  gehenden  Kindern  unterscheiden  und  die  gewerbeordn  ungs-: 
mässige  Beschränkung  der  Kinder- Beschäftigung  in  Fabriken  nur  auf  die  Freieren 
beziehen  wollen.  Das  ist  ungerechtfertigt.  Es  darf  nicht  unterschieden  werden, 
weil  das  Gesetz  nicht  so  unterscheidet.  Ueberdie*  würde  dadurch  die  Kpntcolp  des 
Gesetzes  sehr  erschwert  werden.  Nur  die  Frage  der  Schulpflicht  solcher  auslän- 
dischen Kinder  wird  der  Hcimaths-Behörde  ihres  Wohnorts  zu  Überlassen  seih)’ 
dä  nur  diese  füT  die  Erziehung  nach  Massgabe  der  dortigen  Gesetzgebung  verant- 
wortlich sein  kann.  1 t .?.••.  4 •»  >.1  1101.I1  io« 

Als  eine  nicht  regelmässige  Beschäftigung  ist  wohl  die  ab  and  zu  statt-  , 
findende  Beschäftigung  von  Kindern  an  schulfreie*!  Nachmittagen  (wie  die«,  *.  B.;i 
in  Papier-Fabriken  beim  Papiersortiren  vorkommt)  oder  in  Ijächulferien  oder  beirrt 
zeitweiligen  Besuche  ihrer  in  Fabriken  arbeitenden  Eltern  (mit  kleinen  Hilfs- 
leistungen) angesehen  worden. 

Es  soll  nicht  geduldet  werden,  dass  Personen,  welche  Verbrechen  haltet  un- 
ter polizeilicher  Aufsicht  Stehen,  in  Fabriken  als  Aufseher  jugendlicher  Arbeiter 
verwendet  werden.  Treust.  Min.-V.  v.  18.  Septbr.  1856.)  > i i t i -,h/\  n-jii  . 1 1 
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8.  Bit  s\(f  EWflllung  dCr  S eh  ul  p fli  ch  t bezüglichen  Landes-fresetze  wer- 
den durch  die  Gewerbe-Ordnung  nicht  berührt,  so  das*  al*o,  wenn  durch  Befol- 
Kuok  deräelbu»  thaUäehlich  eine  Beschränkung  in  der  Möglichkeit  der  Verwendung 
qcbulpftichtigur  Kinder  zu,  Gewerbsarbeiten  berbeigpführt  wird,  welche  noch  w e i- 
ter  geht,  als  §128,  hierin  ein  Widerspruch  mit  der  Gewerbe-Ordnung  nicht  zu 
finden  ist.  §.  118  bestimmt  nur  ein  unter  allen  Umständen  festzuhaltcndes  Min- 
destmass des  Unterrichts,  n ’ ’ ‘ ■ ■ / • - t II  .1 

Ein  Beispiel  der  iim  §.  128,  Abs.  2 vorbehaltenen  weiteren  Einschränkung 
der  Arbeitszeit  über  14jährige  Kinder,  s.  in  der  Preuss.  Min. -Verfüg,  v.  11.  Juni 
l«7li  (M.-Bl.  d.  i:  V,  »811,  8.  252il  i • '/  .0.1.5 

n 1 4i' 'Es  58t  wohl  zir beachten,  dass  huk die  Zeit  der  Besehäftigung,  nicht 
die  Dauer  des  Aufenthalts  in  der  Fabrik,  gesetzlich  beschränkt  ist.  Also  wider- 
spricht e»i  nicht  dem  Gesotz«,  wenn  1-1  jährige  Kinder  während  einer  1 2stündigen 
.^rjb^tgschjpJbtff.fll/ätuntfen  -Arbeit  und  2 Stunden  Pause  haben. 

-slio'R J.  Vgl i die  «egen  Uebertretung  der  §§.  128  ff.  gerichteten  Strafbcwtirumun- 

und  150  4«F  ppTT^*bfrpgd^,N  !( -f  , ,,  , ,ti|  llv  •«  „j 

tob  <Rs  i Bin.  Reichstags-Abgeordneter  bemerkter  .'[  ttn-b  /. 

»Nur  wer  Fabrik-Arbeiter  gewesen  ist,  wie  ich,  — nur  der  kann  wissen, 
wie  nachtheilig  der  Umgang  der  Erwachsenen  mit  den  Kindern  in  den  Fabriken 
auf  die  Sittlichkeit  der  Khidet  einWiAti'«  •"  - -1 

Von  dieser  Seite  wurden  die  Anträge  gestellt: 

Eahrikbeschäftlgun*  der  unter  I ^jährigen  Kinder  ganz  zu  verbieten ; ' * 8 
b.  die -Beschäftigung  der  über  14jährigen  Künder  auf  » (»UUi  tu  Stunden  zu  beschranken  ; 

Letzteres,  um  überhaupt  die  Einteilung  des  24»töndigah  Arbeitstages  in  3 
Ssttndige  Schiebten  herbeizuführen.  Doph  wurden  beide  Anträge  vom  Reichstage 
lifgfllfljipj.  /(Y^fhaqdl.  über  den  Entjv  einer  Getv.-Ordn.  S.  674  ff.  p,  a.  Koller, 
£few,-Ordn.  8. ,155.)  . 

7.  Die  ausserhalb  4er  Vorschrift  des  §,  1 3S  der  Gew.-Ordn,  liegende- Be- 

schäftigung schulpflichtiger  Kinder  zu  n i qh  t regelmässigen  Arbeiten  in  Fabriken, 
sowie  bei  anderen  gewerblichen  Lohnarbeiten,  als  in  Fabriken,  kann  übrigens 
unter  besondere,  zur  Sicherung  des  Schul- Besuchs  getroffene  landesrechtlichen  Straf- 
bestimmungen fallen.  , •>-- . i ' t • . < ' i-.  .i  »i-n  u*  .1 

8.  Auf  den  Preussiachen  Bergwerken  dürfen  jugendliche  Arbeiter  vor 

vollendetem  16.  Lebensjahre:  : ii  'iil  i-nii  r-.'-.  /.  int*  n-1  ä>'u'i  <1  uri  ■> 

a)  in  den  Gruben  (unter  Tage) , ' ii  i - . ;l  • i.il  .1 . i< ! • > } | •, n > i ^ » 

! h bei  deri  s.  g Haspel  sichen  und  Karrenlaufen  auf  ansteigenden  Bahnen  auch 
* M„i  über  Tage.—  gar  nicht  beschäftigt  werden.  (Min.-V.  v.12.  Aug.  1854.  i Vi 
M.-Bl.,  .fliew  dbw  die  Oowerbt-Ordn.  hinausgehende  Einschrän- 

kung wird  in  Betracht  des  §.  154  rechtlich  nicht  mehr  haltbar  sein.  That- 
" ’ üÄehüch  wirtf  jedtith  üfib  Beschäftigung  jugendlicher  »Atbeitfer  unter  ’^age« 
l'’“1  ^in  Bergwerken  durch  die  Vorschrift  des  §.129,  welcher  Bewegung  in 
freier  Luft  während  der  täglich  dreimaligen  Arbeits-Pausen  verlangt,  auch 
fernerhin  kusgAclilbssen  seiii. 

biluii)  ii/ij  ibltill  'H  - i *rMl  t ..  .'.u.  Lu  -id,  -i-.i.P.  !•*.(,  ■ - *>  «ti  l /.  1 d*  ...I  u,  : » I 

Zwischen  den  Arbeitsstunden  muss  den  jugendlichen  Arbeitern 
(§.  128)  Vor-  und'  Nachmittags  eine  Pause  von  einer  halben  Stunde  und 
Mittags  eine  ganze  Freistunde,  und  zwar  jedesmal  auch  Bevyeguyg  ijj  der 


yXi  fTlIi '10(19  IV  i'.jf  •!)  ' : 

freien  Luit,  gewahrt  werden. 

nMKtis  , l*r Äoui-in,iui  u ilm«  «J 


I .-(1  «O’l 


||i-il|tI|l|Ui|J 
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Die  Arbeitsstunden  dürfen  nicht  vor  5*/2  Uhr  Morgens  be- 
ginnen und  nicht  über  S */*  Uhr  Abends  dauern.  >) 

An  Sonn-  und  Feiertagen,  sowie  während  der  von  dem  ordentlichen 
Seelsorger  für  den  Katechumenen-  und  Konfirmanden -Unterricht  bestimmten 
Stunden  dürfen  jugendliche  Arbeiter  nicht  beschäftigt  werden.  *) 

1.  Hiernach  ist  jede  Nachtarbeit  verboten. 

2.  Vgl.  die  Strafbestimmung  in  §.  150  der  Gew.Ordg. 

$.  130.  Wer  jugendliche  Arbeiter  in  einer  Fabrik  zu  einer  regelmässigen 
Beschäftigung  annehmen  will,  hat  davon  der  Orts-Polizeibehörde  zuvor  An- 
zeige zu  machen. 

Der  Arbeitgeber  hat  über  die  von  ihm  beschäftigten  jugendlichen  Ar- 
beiter eine  Liste  zu  führen,  welche  deren  Namen,  Alter,  Wohnort,  Eltern, 
Eintritt  in  die  Fabrik  und  Entlassung  aus  derselben  enthält,  in  dem  Arbeits- 
lokal auszuhängen  und  den  Polizei-  und  Schul  - Behörden  auf  Verlangen  in 
Abschrift  vorzulegen  ist.  Die  Anzahl  dieser  Arbeiter  hat  er  halbjährlich  der 
Orts- Polizeibehörde  anzuzeigen.  ') 

1.  Vgl.  die  Strafbestimmung  in  §.  1 49 7)  der  Gew.-Ordn. 

#.  131.  Die  Annahme  jugendlicher  Arbeiter  zu  einer  regelmässigen  Be- 
schäftigung darf  nicht  erfolgen,  bevor  der  Vater  oder  Vormund  derselben  dem 
Arbeitgeber  ein  Arbeitsbuch  eingehändigt  hat. 

Dieses  Arbeitsbuch,  welchem  die  §§.  128 — 133  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes vorzudrucken  sind,  wird  auf  den  Antrag  des  Vaters  oder  Vormundes 
des  jugendlichen  Arbeiters  von  der  Orts-Polizeibehörde  ertheilt  und  enthält: 

1.  Namen,  Tag  und  Jahr  der  Geburt,  Religion  des  Arbeiters; 

2.  Namen,  Stand  und  Wohnort  des  Vaters  oder  Vormundes; 

3.  ein  Zeugniss  über  den  bisherigen  Schulbesuch; 

4.  eine  Rubrik  für  die  bestehenden  Schufverhältnisse ; 

5.  eine  Rubrik  für  die  Bezeichnung  des  Eintrittes  in  die  Anstalt; 

6.  eine  Rubrik  für  den  Austritt  aus  derselben; 

7.  eine  Rubrik  für  die  Revisionen.  ') 

Der  Arbeitgeber  hat  dieses  Arbeitsbuch  zu  verwahren , der  Behörde  auf 
Verlangen  jederzeit  vorzulegen  und  bei  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses 
dem  Vater  oder  Vormunde  des  Arbeiters  wieder  auszuhändigen.  5) 

1.  Wegen  Ausstellung  der  Arbeitsbücher  und  wegen  der  Gebühren  für  die- 
selben in  Sachsen  vgl.  §.  50  der  Ausführ.-V.  v.  10.  Septbr.  1869,  (s.  unt.  Theil 
II.,  Nr.  3.)  — 

Für  die  in  Anmerk.  2,  §.  128  gedachten  ausländischen  Kinder  ist  die  Aus- 
fertigung der  Arbeitsbücher  durch  die  inländische  Orts-Polizei-Behörde  auf  Grund 
der  beizubringenden  heimathliehen  Bescheinigungen  für  zulässig  befunden  worden. 

2.  Vgl.  die  Strafbestimmung  in  §.  150  der  Gewerbe-Ordn. 

132.  Wo  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  vorstehenden  Be- 
stimmungen ;§§.  128  bis  133}  *)  eigenen  Beamten  übertragen  ist,  stehen 
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denselben  bei  Ausübung  dieser  Aufsicht  alle  amtlichen  Befugnisse  der  Orts- 
Polizeibehörden,  insbesondere  das  Recht  zur  jederzeitigen  Revision  der 
Fabriken  zu. 

Die  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§.  128  bis  133  auszuführenden 
amtlichen  Revisionen  der  gewerblichen  Anstalten  sind  die  Besitzer  derselben 
verpflichtet,  zu  jeder  Zeit,  namentlich  auch  in  der  Nacht,  während  die  An- 
stalten im  Betriebe  sind,  zu  gestatten. 

1.  Richtiger  hätte  der  Gesetzgeber  sagen  sollen  : §(j.  128 — 131  (nicht  133). 

2.  Der  Antrag,  die  Anstellung  von  Fabrik-Inspektoren  als  Staats-Beamte  für 
den  Umfang  des  Bundes,  vorzuschreiben,  wurde  vom  Reichstage  abgelehnt, 
schon  deshalb,  weil  die  Ernennung  solcher  Bundcs-Beamten  über  das  erkennbare 
Bedürfnis«  hinausgehe.  (Verhandl.  über  Gew. -Ordn.  S.  691  ff.  Koller,  Gew. -Ordn. 
S.  157.) 

Gleicherweise  wurde,  als  nicht  durch  den  Nachweis  eines  praktischen  Bedürf- 
nisses unterstützt,  der  Antrag  verworfen  : 

»Wöchnerinnen  dürfen  in  den  ersten  10  Tagen  nach  derEntbindung  auf  keinen 
Fall,  in  den  zweiten  10  Tagen  nur  mit  ihrer  freien  Einwilligung  und  höchstens  10  Stun- 
den täglich  ausser  ihrer  Wohnung  beschäftigt  werden,  und  darf  eine  Kündigung  wäh- 
rend dieser  Frist  nicht  staufinden  — 

Müttern  ist  die  nöthige  Zeit  und  Gelegenheit  zum  Nähren  ihrer  Kinder  zu  ge- 
währen. 

Arbeitgeber,  welche  ihre  Arbeiterinnen  durch  Androhung  der  Entlassung  oder  son- 
stiger Nachtheile  sur  Unzucht  verleiten  oder  zu  verleiten  suchen , verlieren,  abge- 
sehen von  den  strafgesetzlichen  Folgen,  bei  zweimaliger  Wiederholung  das  Recht, 
weibliche  Arbeiter  zu  beschäftigen.  Werkführer  und  andere  Vorgesetzte  von  Arbei- 
terinnen müssen  im  Falle  solcher  Verleitung  sofort  entlassen  werden.«  (Verhandl.  über 
Gew. -Ordn.  S.  717  ff.  Koller,  Gewerbe-Oran.  S.  159.) 

3.  Preussen  hatte  bisher  3 Fabrik-Inspektoren,  nämlich  in  den  Regie- 
rungs-Bezirken Aach  en  , Düssoldorf  und  Arnsberg;  ein  4ler  ist  jetzt  in 
Berlin  angestellt. 

Eine  Dienstanweisung  für  Fabrik-Inspektoren  siche  im  Minist. -Bl.  d.  i.  V. 
1855,  S.  31. 

In  Sachsen  sind  durch  Verordnung  vom  4.  Septbr.  1872  vier  Fabriken-  und 
Dampfkessel-Inspektoren  angestellt,  denen  einmal  die  Prüfung  und  Revision  der 
Dampfkessel,  dann  die  Aufsichtführung  über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Ar- 
beiter in  den  Fabriken  und  über  den  Schutz  der  Arbeiter  in  den  Fabriken  gegen 
Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  obliegt  S.  unt.  Theil  III,  Abschn.  O.) 

Für  Baden  ist  die  Anstellung  eines  Fabrik-Inspektors  durch  §.  43  der  Voll- 
zugs-Verordnung vom  26.  Dezbr.  1871  vorgesehen.  Das  Amt  eines  Fabrik-Inspek- 
tors ist  dort  ein  unbesoldetes  Ehrenamt.  Der  Bezirksrath  ernennt  die  Fabrik- 
Inspektoren  aus  seiner  Mitte  oder  aus  der  Zahl  sonstiger,  ihm  beiähigt  erscheinen- 
der Personen.  Eine  Instruktion  für  dieselben  enthält  Theil  III.,  Abschn.  O. 

§.  133.  Sollte  durch  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der  §§.  1 28  und 
129  bereits  bestehenden  gewerblichen  Anstalten  die  nöthige  Arbeitskraft  ent- 
zogen werden,  so  ist  die  Zentral-Behörde  befugt,  auf  bestimmte  Zeit,  jedoch 
höchstens  ein  Jahr,  Ausnahme- Vorschriften  zu  erlassen.  ') 

In  Betreff  der  beim  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  bereits  beschäftigten 
jugendlichen  Arbeiter,  ist  die  im  §.  130  vorgeschriebene  Anzeige  bei  der 
Orts-Polizeibehörde  binnen  vier  Wochen  zu  bewirken. 

1.  Gegenwärtig  sind  also  solche  Ausnahme-Vorschriften  nicht  mehr  zulässig. 
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■ . - t . ■ i ■ . • • 

Andrerseits  wird  es  mit  der  Vorschrift  des  §•  4 1 der  Gewerbe-Oxdn. : • — 

»ln  der  Wahl  des  Arbeits-  und  Hfllfs-Personals  finden  keine  andere  Beschrän- 
kungen statt,  als  die  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  fcsgestellten ;« 

— nicht  vereinbar  sein , die  besondere  Gefährlichkeit  gewisser  Gewerbe  durch 
weitergehende  Aussohliessung  der  Kinderarbeit  lindern  ; wie  dies  früher  in  einzel- 
nen Deutschen  Staaten  heilsamer  weise  geschehen  ist.  ■ ;i  ■ , 

i.,  ,,  ,■  . v / • > • •<  • »■  ’ 1 ■' 

<§.  134.  Fabrik-Inhaber,  sowie  alle  diejenigen,  welche  mit  Ganz-  oder 
Halbfabrikaten  Handel  treiben,  sind  verpflichtet,  die  Löhne  der  Arbeiter, 
welche  mit  Anfertigung  der  Fabrikate  für  sie  beschäftigt  sind,-  in  batrem 
Geld«  auszuzahlen. 

Sie  dürfen  denselben  keine  Waarcn  kreditiren. 

Dagegen  können  den  Arbeitern  Wohnung,  Feuerungsbedarf,  Land- 
nutzung,  regelmässige  Beköstigung,  Arzneien  und  ärztliche  Hülfe,  sowie 
Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  von  ihnen  anzufertigenden  Fabrikaten  unter 
Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  verabreicht  werden.  l) 

1.  Die  Vorschriften  gegen  das  s.  g.  Trucksystem  sind  durch  Missbräuche 
von  Einrichtungen  und  Gewohnheiten,  welche  an  und  für  sich  zum  Theil  weder 
rechtlich,  noch  sittlich  verwerflich  sind,  ja  selbst  woblthntig  sein  können,  nöthig 
geworden.  — Gleichartigen  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Preuss.  Berg- 
Gesetzes  vom  24.  Mai  1865  (§.  86)  war  die  Ausnahme  beigefügt:  . / , ' 

»Im  Falle  eines  Nothstandes  ist  die  Regierung  befugt,  durch  einen  Beschluss 
zu  bestimmen,  dass  und  welche  Lebensmittel  und  Saatfrflchte  den  Bergleuten 
von  den  Bergwerks-Besitzern  unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  verab- 
folgt werden  dürfen.«  (Beseitigt  durch  §.  154  der  Gewerbe-O.) 

Als  Beispiel  eines  schweren  Missbrauehs  sei  erwähnt,  dass  in  England 
[Südwales  noch  jetzt  die  Unsitte  herrscht,  die  Ueberarbcit  der  Eisenhütten-  und 
Kohlengruhcn-Arbciter  nicht  mit  Geld,  sondern  in  Wirthshäusern  mit  Bier  zu 
bezahlen  ! s i 

Zum  wirtschaftlichen  Schutze  der  Arbeiter  war  in  Preuasen  durch  den  — 
mit  der  Reichs-Gewerbe-Ordnung  nicht  mehr  vereinbaren  — Königl.  Erlass  v.  16, 
Novbr.  1816  (G.-S.  S.  184,  bestimmt,  dass 

»Fabrik-Inhabern  und  Fabrikanten,  sowie  den  Familiengliedern , Bevollmäch- 
tigten oder  Geschäftsführern,  Werkmeistern,  Faktoren,  Komptoir-  undFabrik-Gehülfen 
derselben  und  anderen,  von  ihnen  abhängigen  Personen  der  Betrieb  der  Schank-  oder 
Gastwirtschaft , ingleichen  des  Kleinhandels  mit  Getränken  am  Fabrikorte  selbat 
oder  im  Umkreise  einer  Meile  um  letzteren  in  der  Regel  nicht  nachgelassen,  — in  allen 
Fällen  aber  nur  unter  dem  Vorbehalte  des  Widerruft  erteilt  werden  tollte.« 

w , .»  , , ■ ‘ . *f,  J • - * 1 \ * * ) J*  I * 5 I«  H « "[  *li  a 

{§.  135.  Die  Bestimmungen  des  §.  134  finden  auch  Anwendung  auf 
FariiiliengUcder,  Gehülfen,  Beauftragte,  Geschäftsführer,  Aufseher  und  Fak- 
toren der  dort  hezeiahneten  Arbeitgeber , sowie  auf  Gewerbetreibende , bei 
deren  Geschäft  eine  der  hier  erwähnten  Personen  unmittelbar  oder  mittelbar 
betheiligt  ist.  • , . i . • j s . L - .«  •■-<{■•«  sf 

„ ..  ....  | ,i  . . .:  , I • . :•  „ . . .-  .'  • !i  ll  I 

$j.  136.  Unter  Arbeitern  {§.  134)  werden  hier  auch  diejenigen  vor- 
standen, welche  ausserhalb  der  Fabrikstatten  für  Fabrik-Inhaber  oder  für  die 
ihnen  gleichgestellten  Personen,  die  zu  deren  Gewerbe  - Betriebe  nöthigen 
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Ganz-  oder  Halbfabrikate  anfertigen,  oder  solche  ah  sie  nbsetzen,  ohne  aus 
dein  Verkaufe  dieser  Waaren  an  Konsumenten  ein  Gewerbe  zu  machen.  l) 

l.  Immer  bleibt  die  Anwendung  des  Gebots  der  Baarlöhnung  von  dem  Vor- 
handensein eines  fabrikartigen  Arbeits-Verhältnisses  abhängig,  - — eratreckts  ich 
also  nicht  auf  alle  übrigen  Fälle,  wo  Unternehmer  ihre  Arbeiter  durch  Waaren- 
Liefcrung  und  Waaren-Kreditirung  fibervortheilen  und  in  drückende  Abhängigkeit 
bringen.  Einen  gewissen  Schutz  gegen  diese  Abhängigkeit  hat  übrigens  inzwischen 
die  Aufhebung  der  Lohn-Beschlagnahme,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  So  doch  that- 
Sächlich,  geboten. 

, ; . • : s s.  ; : r i*»*'*s.:**A  *»‘I»  l*mi 

§.  187.  Arbeiter,  deren  Forderungen  den  Vorschriften  der  §§.  134  bis 
136  zuwider  anders  als  dnrch  Baarzahlung  berichtigt  sind,  können  zu  jeder 
Zeit  die  Bezahlung  ihrer  Forderungen  in  baarem  Gelde  verlangen,,  ohne  das« 
ihnen  eine  Einrede  auB  dem  an  Zahlungsstatt  Gegebenen  entgegengesetzt 
werden  kann.  Letzteres  fallt,  soweit  es  noch  bei  dem  Empfänger  vorhanden 
oder  dieser  daraus  bereichert  ist,  der  im  §.  139,  Absatz  2 gedachten  Kasse  zu. 

§.138.  Verträge,  welche  den  §§.  134  bis  136  zuwiderlaufen,  sind 
nichtig.  . i«  jia'GiH  uilailihowt,!) 

Dasselbe  gilt  von  Verabredungen  zwischen  Fabrik, -Inhabern  ßfor  ihnen 
gleichgestellten  Personen  einerseits  und  Arbeitern  andrerseits  über  die  Ent- 
nehmung  der  Bedürfnisse  dieser  Letzteren  aus  gewissen  Verkaufsstellen , so- 

° .i  j.  _ , , _ , ,'iii  i im  lim  } ■ > 

wie  überhaupt  über  die  \ erwendung  des  \ erdienstes  derselben  zu  einem 
andern  Zweck,  als  zur  Betheiligung  an  Einrichtungen  zur  Verbesserung  der 

Lage  der  Arbeiter  oder  ihrer  Familien  (§.  134).  •)  , 

° r . ..  i-i-A-  uf  il-mili  -l-a-oib  ii'w^in 

l.  Die  Hinweisung  auf  §.  134  ist  nur  als  Beispiel  der  beregten,. Einrichtun- 
gen, nicht  mit  ausschliessender  Geltung  aufzufassen.  . 

Sind  gleich  die  im  Texte  gedachten  Verabredungen  nicht  rechtsverbindlich,  so 
sind  sie  doch  nicht  verbaten,  und  noch  weniger  ist1  cs  dem  wohlwollenden  Pibrik-*- 
Inhaber  verwehrt,  seinen  Arbeitern  die  Vortheile  der  wE&tnehmuog  ihrer  Bedürf- 
nisse aus  gewissen  Verkaufsstellen»  zu  freiwilliger;  Benutzung  darzubieten.  jNoch 
besser  vielleicht,  wenn  die  Arbeiter  sich  diese  Yyrtheile  im  Wege  genossenschaft- 
licher Selbsthülfe  sicher  stellen. 


*:  I - I 


,'i) 


et - i n.iini)'i 


§.  189.  Forderungen  für  Waaren  , welche  Unbeachtet 'des  Verbots  den 
Arbeitern  kreditirt  worden  sind,  können  von  Fabrik -Inhabern  und  von  den 
ihnen  gleichgestellten  Personen,  .weder  eingeklagt  noch  durch  Anrechnung 
oder  sonst  geltend  gemacht  werden,  ohne  Unterschied , ob  sie  zwischen  den 
BetheUigten -‘unmittelbar  entstanden  oder  mittelbar  erworben  sind,  1 1 f ,jj 
nl  Dagegen  fallen  dergleichen  Forderungen  der  Kranken-,  Sterbe-,  Bpajb 
oder  ähnlichen  Hülfs-Kassoizu,  welche  iu  der  Wohnorts  - Gemeinde  des  be- 
thsdligten  Arbeiters  für  diejenige  Klasse  von  Arbeitern  besteht,  zu  welcher 
er  gehört.  Sind  mehrere  solcher  Kassen  vorhanden,  so  fällt  die  Forderung 
allen  zu  gleichen  Theilen  zu , in  Ermangelung  derartiger  Anstalten  aber  der 
Orts- Armenkasse.  • . .. ,,  ■ .ff-,  « ,u  ,doi{-,^i  „r.  ir--uMr<pil»  -ij i ^-»bm  Iniw 

1,  Der  Antrag:  irii.-U ■•yn«.  v-.i.d  r.ifwi  -Hiill  ,-rmjlni.i /f  malm« 
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§§.  140. 141. 


»Zu  Zahlungen  an  Arbeiter  für  T.ohn  und  gelieferte  Arbeit  dürfen  Gold,  aus- 
ländische Scheidemünzen,  verbotene  Münzen  anderer  Art,  verbotenes  Papiergeld  und 
dergleichen  Banknoten,  Wechsel  oder  Anweisungen,  endlich  Waaren  irgend  einer  Art 
bei  Strafe  bis  zu  300  Thalern  selbst  dann  nicht  verwendet  werden,  wenn  der  Arbeiter 
vorher  oder  nachher  sugestimml  hat. 

Arbeiter,  w elche  in  einer  vorstehend  verbotenen  Weise  bezuhlt  worden  sind,  können 
jederzeit  die  Bezahlung  nschverlangen , ohne  dass  sie  gehalten  werden  können  das 
bereits  Empfangene  zurücktugeben,  • 

wurde  int  Reichstage  abgelchnt.  Der  Missbrauch  schlechter  Zahlungsmittel  der 
Arbeiter  gegenüber  sei  sehr  zu  verdammen,  doch  nicht  durch  eine  derartige  Vor- 
schrift zu  unterdrücken.  Die  öffentliche  Meinung  müsse  denselben  verurtheilen  und 
ausstossen,  und  die  Arbeiter  mittelst  des  ihnen  jetzt  gewährten,  vollen  freien  Ver- 
einsrechtes  und  kraft  der  Befugniss.  ein  solches  Arbeits-Verhältniss  ohne  Weiteres 
aufzuheben  (§.  1 1 24j , sich  gegen  dergleichen  Uebervortheilung  schützen. 

Uebrigens  bestand  eine  gleichartige  Bestimmung  bisher  in  dem  Sächsischen 
Gewerbe-  Gese  tze . 


Titel  VIII. 

Gewerbliche  Hülfskassen. 

§.  14-0.  Die  durch  Orts-Statut  oder  Anordnung  der  Verwaltungs-Behörde 
begründete  Verpflichtung  der  selbständigen  Gewerbetreibenden, 
einer  mit  einer  Innung  verbundenen  oder  ausserhalb  derselben  bestehenden 
Kranken-,  Hülfs-  oder  Sterbe-Kasse  für  selbständige  Ge  werbetrei- 
bende beizutreten,  wird  aufgehoben.  Iin  Uebrigen  wird  in  den  Verhält- 
nissen dieser  Kassen  durch  gegenwärtiges  Gesetz  nichts  geändert. ') 

Neue  Kassen  der  selbständigen  Gewerbetreibenden  für  die  er- 
wähnten Zwecke  erhalten  durch  die  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungs- 
Behörde  die  Rechte  juristischer  Personen,  soweit  es  zur  Erlangung  dieser 
Rechte  einer  besonderen  staatlichen  Genehmigung  bedarf.  *) 

1.  Die  Verpflichtung  der  Handwerksmeister,  den  Hülfskassen  der  Innung  etc. 
beizutreten,  hatte  u.  a.  fürPreussen  eine  gesetzliche  Unterlage  in  der  Verordnung 
vom  9.  Februar  1849,  §.  56.  Ges.-S.  1849,  S.  105.' 

2.  Da,  wo  nach  der  Landes- Gesetzgebung  die  Rechte  einer  juristischen  Per- 
son durch  Personen-Vercine  auch  ohne  Mitwirkung  der  Verwaltungs-Behörde  auf 
Grund  allgemeiner  Gesetze  erlangt  werden,  bewendet  es  hierbei. 

In  Baden  ist  die  zuständige  Behörde  das  Handels-Ministerium. 

141.  Bis  zum  Erlass  eines  Bundes-Gesetzes  bleiben1)  die  Anordnungen 
der  Landes-Gesetze  über  die  Kranken-,  Hülfs-  und  Sterbe-Kassen 
iür  Gesellen,  Gehülfen  und  Fabrik-Arbeiter  in  Kraft. 

Die  durch  Orts-Statut  oder  Anordnung  der  Verwraltungs-Behörde  be- 
gründete Verpflichtung  der  Gesellen,  Gehülfen,  Lehrlinge  und  Fabrik- 
Arbeiter,  einer  bestimmten  Kranken-,  Hülfs-  oder  Sterbe-Kasse  beizntreten, 
wird  indesB  für  diejenigen  aufgehoben,  welche  nach  weisen,  dass  sie  einer 
andern  Kranken-,  Hülfs-  oder  Sterbe-Kasse  angehören. 
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1.  Der  Erlass  dieses  Reichs-Gesetzes  aber  die  Regulirung  der  gewerblichen 
Hülfskassen,  sowie  der  8.  g.  freien  Kassen  ist  durch  Reichstags-Beschluss  vom  5. 
Mai  1873  wiederholentlich  angeregt  worden. 

2.  Die  Gewerbe- Ordnung  sieht  in  diesen  Hülfskassen  eine  unentbehrliche 
Ergänzung  der  örtlichen  Armenpflege  für  die  zahlreichen  Fälle,  wo  die  gewerbliche 
Entwickelung  einer  Gemeinde  eine  so  überwiegende  Zahl  besitzloser  Leute  zufährt, 
dass  sie  allein  der  gesetzlichen  Pflicht  der  Armenpflege  nicht  gewachsen  sein  würde. 
Die  zur  Erleichterung  der  Gemeinden  in  solchen  Fällen  zutretenden  gewerblichen 
Hälfskassen  erscheinen  als  ein  gewichtiger  Schutz  gegen  die  aus  der  Freizügigkeit 
für  die  Gemeinden  erwachsenden  Gefahren. 

3.  In  dem  Falle,  dass  ein  Arbeiter  seine  Thcilnahme  an  einer  ortsstatutari- 
schen Hülfskasse  um  desshalb  ablehnt,  weil  er  einer  anderen  Kranken-,  Hülfs- 
oder  Sterbe-Kasse  angehöre,  wird  derselbe  verpflichtet  sein,  diese  Angehörigkeit 
und  deren  Fortdauer  gluubhaft  nachzuweisen.  Es  wird  auch  die  Gemeinde-Behörde 
berechtigt  sein,  je  nach  den  Verhältnissen  des  Orts  Massregeln  zu  treffen,  welche 
eine  zuverlässige  Kontrolc  in  dieser  Beziehung  möglich  machen. 

Wenngleich  ferner  in  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  nicht  besonders  ausgedrückt, 
scheint  es  doch  in  dem  Sinne  desselben  selbstverständlich  zu  sein,  dass  die  an- 
dere Kasse,  welche  der  Gesetzgeber  als  Ersatz  der  gewerblichen  Hülfs-Kasse  im 
Auge  hat,  — 

1.  zu  Recht  bestehen,  — also  insofern  landesgesetzlich,  wie  in  Preussen 
(s.  unt.  §•  152,  Note  2.  A.J,  auch  derartige  Privatkassen  einer  obrigkeitlichen 
Genehmigung  bedürfen,  diese  erlangt  haben  muss,  — 

2.  auch  geeignet  sein  muss,  die  obrigkeitliche  Kasse  zu  ersetzen,  also  we- 
sentlich dieselben  Leistungen,  wie  diese  Kasse  gewähren  muss. 

4.  'Von  den  im  §.  111  vorbehaltenen  wichtigsten  Landes-Gesetzen  über  das 
gewerbliche  Kassenwesen  wird  nachstehend  eine  Uebersicht  gegeben,  welche  in- 
dessen auf  Vollständigkeit  keinen  Anspruch  macht. 

A.  In  Preussen  jedoch  nur  für  den  Umfang  des  Staates  vor  186G  ist  die 
Befugniss  der  Gemeinde-Behörden  und  der  Bezirks-Regierungen,  die  Fabrik-Ar- 
beiter zum  Eintritt  in  gewerbliche  Hülfskassen  und  die  Fabrik-Inhaber  zu  Beiträ- 
gen an  dieselben  zu  verpflichten,  durch  folgende  Gesetze  geregelt  worden : 

a)  die  Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar  1 845  bestimmt: 

§.  144.  Den  Gesellen  und  Gehülfen  ist  die  Beibehaltung  der  zur  gegenseitigen 
Unterstützung  vorhandenen  besonderen  Verbindungen  und  Kassen  gestattet ; es  bleibt 
jedoch  Vorbehalten,  die  Einrichtungen  derselben  nach  Befinden  abzuändern  und  zu 
ergänzen.  Auch  können  dergleichen  Verbindungen  und  Kassen  mit  Genehmigung  der 
Regierung,  unter  den  von  dieser  festzusetzenden  Bedingungen  neu  gebildet  werden. 

§.  145.  Die  Bestimmungen  des  §.  141  finden  auch  auf  Fabrik-Arbeiter  Anwendung. 

1Ö9.  Durch  Orts-Statuten  kann  für  alle  an  dem  Orte  beschäftigten  Gesellen  und 
Gehülfen  die  Verpflichtung  festgesetzt  werden , den  im  §.  114  erwähnten  Verbindungen 
und  Kassen  zur  gegenseitigen  Unterstützung  beizutreten. 

b)  Verordnung,  betr.  die  Errichtung  von  Ge  w erbe- Rät  he  n 
und  verschiedene  Abänderungen  der  Allgemeinen  Gewerbe-Ord- 
nung vom  9.  Februar  184  9.  Ges.-S.  S.  105.) 

JS.  57.  Durch  Orts-Statuten  kann  für  alle,  welche  am  Orte  gleiche  oder  verwandte 
Gewerbe  selbständig  betreiben,  die  Verpflichtung  festgesetzt  werden , zur  Beförderung 
solcher  Einrichtungen,  welche 

1.  die  Unterbringung  oder  Unterstützung  arbeitsuchender,  erkrankter  oder  aus  anderen 
Gründen  hülfshcdürftigcr  Gesellen  oder  Gehülfen, 

2.  die  Fortbildung  der  Lehrlinge,  Gesellen  oder  Gehülfen  bezwecken  , unter  den  von  der 
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Komomnal -Behörde  mit  Genehmigung  der  Regierung  festeustellendetr  Bedingungen  zu- 
samrneuzu  treten  und  datu  Beiträge  aus  eigenen  Mitteln  zu  entrichten  Diese  Beiträgt) 
sind  für  alle  Betheiligte  nach  gleichen  Grundsätzen  abzumessen. 

Als  üesammtbeitrag  der  selbständigen  Gewerbetreibenden  zu  den  Kosten  der  unter 
I.  gedachten  Einrichtungen  darf  ein  höherer  Betrag  als  die  Halft«  desjenigen,  welchen 
die  mithethciligten  Gesellen  und  Gehülfen  entrichten,  ni.cht  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Auch  kann  den  selbständigen  Gewerbetreibenden  durch  die  Orts -Statuten  die' Ver- 
pflichtung auferlegt  werden , die  Beiträge  ihrer  Gesellen  und  Geholfen  zu  den  oben 
erwähnten  Einrichtungen,  unter  Vorbehalt  der  Anrechnung  aut  die  nächste  Lohni- 
. Zahlung,  yorzuschiessen.  . ...  . ,t,  .,  j„|| 

8*  &H,  Die  Bestimmungen  im  §.  IG‘,1  der  üewerbe-OrdnMug.  Uber  die  Regelung  der 
Verhältnisse  der  selbständigen  Gewerbetreibenden  zu  ihren  Gesellen  und  Lehrlingen, 
so  wie  übor  die  Verpflichtung  der  Gesellen  zum  Beitritte  zu  den  Gesellewkiuhen  finden 
auch  auf  Fabrik-Arbeiter  Anwendung.  s-i.,1  -rf'il  I nurfoa 

Ausserdem  kann  durch  Orts-Statuten  für  die  Fabrik-Inhaber  die  VernfUch jung 
festgesetzt  werden,  sich  bei  den  Unterstützungs-Kassen  der  Fabrik-Arbeiter  durch  Bei- 
träge aus  eigenen  Mitteln  bis  zur  Hälfte  des  Betrages,  den  die  bei  ihnen  beschäftigten 
Arbeiter  aafbringen,  zu  betheiligen  , auch  die  Beiträge  der  letzteren , unter  Vorbehalt 
der  Anrechnung  auf  die  nächste  Lohnzahlung,  vorzuschieBsen.  A h in  u i 

ln  den,  von  der  Regierung  zu  genehmigenden  Statuten  der  einzelnen  Verbindungen 
und  Kassen  muss  den  Fabrik-Inhabern  eine  ihrer  Stellung  als  Arbeitsgeber  und  der 
Höhe  ihrer  Beiträge  entsprechende  Theünahme  an  der  Kassehrerwnltung  eingeräumt 
■i  werden.  II  i v I -Ir.  vod  • • • 1 • • Oil  ' •<u.A  <vjb 


8-  59.  Alle  Beiträge  der  Gesellen,  Gehülfen  und  Fabrik-Arbeiter  zu  den  in  §§.  14$, 
(iv  -USD  dt*  Gewerbe-Ordnung  und  in  den  §§.  61,  üb  der  gegenwärtigen  Verordnung  erwähn- 
„ tan  Kassen  und  Einrichtungen,  aowie  die  zu  denselben  vop  dun  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden und  Tun  den  Fabrik-Inhabern  zu  leistenden  Beiträge  und  Vorschüsse 
können  von  den  zur  Zahlung  Verpflichteten  durch  cxekutivische  Beitreibung  im  Ver- 
waltungswege eingezogen  Werden. 

--  ri  i.ii. //  t-  •«- • ,./[  esjib  >:  //  ,i  *i:iiiilai  ul  u dl >s  idj.ii  iillil'M 
c)  Gesotz,  betreffend  die  gewerblichen.  Um  je  rstü,tzij,ngs- 
lUssen  ; vom  3.  .April  lSb-U  ,|Ge^-SC’l S&f mbiWiww»» 

8-  1.  Durch  Orts-Statuten  kann  für  Gesellen,  Gehälfen  urjdFäbrikt- Arbeiter  die 
Verpflichtung  festgesetzt  werden , Kassen  und  Verbindungen  zu  gegenseitiger  Unter- 
stützung zü  bilden,  oder  bereits  baztehenden  Einrichtungen  dieser  Ati  luizutrezen 
! Lehrlinge,  welche  Lohn  erhalten,  können  durch  das  Statut  hinsichtlich  der  Betbci- 
ligung  bei  jenen  Kassen  den  Gesellen  und  Gehülfen  gleichgestellt  werden.  ,,  ,,  , ( ; 

8.  3.  Die  in  §.  5J>  der  Verordnung  vom  9.  Februar  1W4V,  und  in  §.  1 und  2 dos 
gegenwärtigen  Gesetzes  erwähnten  Bestimmungen  können  künftig,  sofern  dem  ob- 
waltenden Bedürfnisse  durch  ein  entsprechendes  Orts-Statut  nicht  genügt  wird  , auch 
von  der  Regierung  nach  Anhörung  Gewerbetreibender  und  der  Kummuoalr  Behörden 
für  einzelne  oder  nach  Massgabc  des  Bedürfnisses  für  mehrere  Ortschaften  getroffen 

u.  *erden  .»  v „I  t 

8.  4.  Sowohl  die  bestehenden  , als  die  neu  zu  errichtenden  , in  deu  §§.  1 und  d er- 
wähnten Küssen  haben,  wenn  ihre  Statuten  von  der  zuständigen  Behörde  genehmigt 

sind  , die  Rechte  juristischer  Personen.  Die  Ansprüche  der  Berechtigten  auf  jlie  Lei- 
stühgeh dieser  Kassen  können  weder  an  Dritte  übertragen,  noch  auch  tml  Arrest  be- 

I,  .legt  werden.  ■ • <•,.  , : .(NH  .6 

" J §.  5.  Die  vorbezeichnelen  Kassen  stehen  unter  der  Aufsicht  der  Kopnmunal- 
Behörde,  welche  dieselbe  durch  einen  Knmmissarius  auszuüben  hat.  RieKbsten  der 
n , Verwaltung, können  bi»  zur  Hälfte  ihres  Betrage«  durch  Orts-Statuten  oder  durch  die  im 
§,  ,l  erwähnte  Apordnung  der  Regierung  den  betreffenden,  Qemeiuden  zur  Last  gelegt 
werden.  1 1 ' . ‘ ... 

. " I - .ul  . i 1 I r'  t - , i , i ,t  • '!  in  « r j,  o n !• 

In  den  neuen  Provinzen  besteht  namentlich  nichteine  allgemeine  Ver- 
pflichtung der  gewerblichen  Arbeitgeber,  eich  au  den  1 liilfskassen  ihrer  Arbeiter 
mit  eigenen  Beitrügen  zu  betheiligen.  ...  , ,, ■ ,|  ■[  ,,l ,1,,« 

B.  Bayern:  Gesetz  über  öffentliche  Armen-  und  Krankcn-Pflege  vom  2li. 
Mai  1569,  jGasctz-Bl.  Jfr.  63.,  S.  11)93  lgl.).  .,i  . ,e  , I r*i>  gm-biidnol  u)>  .2 
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> Art.  11.  Wenn  1 benstboten  . Gewerbe-Gehilfen , Lehrlinge . Fabrik- oder  andere 
Lohn* Arbeiter,  welche  ausserhalb  ihrer  Hei math  im  Dienste  oder  in  einer  ständigen 
Arbeit  stehen,  wegen  Erkrankung  der  Hilfe  bedürfen,  so  ist  letztere  Ton  jener  Ge- 
meinde. in  welcher  aiexur  Zeit  der  Erkrankung  im  Dienste  oder  in  Arbeit  stehen,  su 
gewähren. 

Art.  80.  Die  Gemeinden  sind  berechtigt , von  den  im  Art.  1 1 beeeichneten  Per- 
sonen, so  lange  sie  im  Gemeinde- Bezirke  dienen  oder  arbeiten,  einen  regelmässigen 
^ Kranken -Kassen-Hcitrag  su  erheben,  der  nioht  mehr  als  3 Kr.  wöchentlich  be- 
tragendarf. '' 

Art.  21.  Unternehmer  von  bedeutenden  industriellen  oder  gewerblichen  Anlagen, 
welche  gleichseitig  eine  grosse  Arbeitersahl  beschäftigen,  können  durch  die  Gemeinde- 
verwaltung verpflichtet  werden,  ihren  Arbeitern  die  nöthige  Krankenhüife  nach  Maß- 
gabe des  Art.  1 1 selbst  su  gewähren. 

Tbl!  Solche  Unternehmer  sind  daun  befugt,  su  diesem  Zwecke  eine  Kranken  Unter- 
stützungs-Knsse  su  gründen  und  für  dieselbe  Beiträge  von  ihren  Arbeitern  zu  erheben., 
So  lange  die  Unternehme):  ihrer  Unterstützungspflicht  nachkommen,  sind  ihre  Ar- 
beiter von  der  Verbindlichkeit  die  in  Art.  20  erwähnten  Beiträge  zu  leisten,  befreit. 

C.  Fttr  Sachsen  gelten  die  nachfolgenden  Bestimmungen  des  §.  16  des  Ge- 
setzes vom  23.  Juni  1SG8  : 

1.  Gesellen , Geholfen  und  Fabrik- Arbeiter  sind  verpflichtet , zu  einer  Kasse  Beiträge  zu 
zahlen,  deren  Zweck  die  Unterstützung  in  Erkrankungsfidlen  und  die  Bestreitung  von 
Beerdigungskosten  ist. 

8.  Vorstehender  Verpflichtung  wird  genügt  durch  den  Nachweis  der  Betheiligung  bei 
irgend  einer  der  zur  Erreichung  der  bczcichnetcn  Zwecke  bestehenden  oder  noch  zu 
errichtenden  Kassen,  welche  den  allgemeinen  Voraussetzungen  der  Sicherheit  nach 
Entrichtung  und  Mitgliederzahl  entspricht. 

3.  Soweit  durch  die  bestehenden  oder  durch  die  Betheiligten  noch  zu  errichtenden  frei- 
willigen Kassen  dem  Bedürfnisse  nicht  genügt  wird,  ist  von  Seiten  der  Obrigkeit  zu 
Bildung  von  Kassen  zu  schreiten,  zu  welchen  dann  sämmtliche,  keiner  andern  Spezial-, 
kasse  angehürende  Geholfen  und  Fabrik-Arbeiter  zu  Bteuern  verbunden  sind. 

4*  Soweit  es  sich  um  die  Krankenpflege  handelt,  kann  der  Zweck  auch  durch  die  Ver- 
p flieh  tuag  zu  regelmässigen  Beiträgen  an  ein  für  den  Ort  oder  den  Bezirk  bestehende« 
Krankenhaus  erreicht  werden.  i 

5.  Arbeitgeber  können  sich  nicht  weigern,  restirende  Beiträge  zu  einer  Krankenkasse  auf 
Auslangen  der  Kassen-  Verwaltung  dem  Arbeiter  vom  Lohne  zu  kürzen  und  an  die  Kasse 
abzuliefern. 

I).  Für  Württemberg  sind  die  nachstehenden  Art.  45  und  49  der  Gewerbe- 
ordnung .vorn  12.  Februar  1869  massgebend: 

Art.  45.  Kranken-Unterstützung.  Die  Unternehmer  von  Fabriken 
können  durch  die  zuständige  Krcis-ltcgierung  verpflichtet  werden,  für  die  Unter- 
stützung ihrer  Arbeiter  in  Fällen  der  Erkrankung,  insoweit  hiefiir  nicht  durrh  örtliche 
Einrichtungen  (Art.  4!lj  oder  durch  von  denselben  aus  freien  Stücken  getroffene  Ein- 
richtungen genügend  gesorgt  ist,  regelmässige  periodische  Beiträge  von  ihren  Arbeitern 
zu  erheben  und  solche  nach  einem  unter  Genehmigung  der  Kreis-Regierung  festzu- 
stellenden  Statute  zu  jenen  Zwecken  au  verwenden. 

•j  Art.  49.  K ranken- Versieh  e rung.cn  der  Ge  hülfen.  Die  in  einer  Gemeinde 
in  Arbeit  stehenden,  aber  daselbst  nicht  im  Familien- Verbände  lebenden  Gewerbe-Ge- 
hülfen  können  mit  Genehmigung  der  Kreis-Regierung  durch  Beschlüsse  des  Gemeinde- 
ralhs  und  Bürger-Ausschusses  vorpflichtet  werden , für  den  Zweck  ihrer  Verpflegung 
in  örtlichen  Kranken-Anstalten  in  Fällen  von  Erkrankung  oder  Körperverletzung 
..  regelmässige  periodische  Beiträge  zu  entrichten.  * i 

Diese  Verpflichtung  kann  auch  auf  Lehrlinge  ausgedehnt  werden. 

Die  Gewerbe-Inhaber  sind  verpflichtet,  die  festgesetzten  Beiträge  für  die  hei  ihnen 
■in  Arbeit  stehenden  Geholfen  und  Lehrlinge  zu  bezahlehj  sie  sind  dagegen  berechtigt, 
deren  Betrag  von  denselben  wieder  einzuziehen. 

•••!  .i  ' : t t 

Für  Baden  ist  hier  folgende  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  5,  Mai  1870 
'Gesetz-  und  V.-Bl.  S.  394)  üher  die  öffentliche  Armenpflege  erwähnenswert)! : 

§.  84.  Dienstboten,  Fabrik-  und  Hand-Arbeiter,  Gewerbs-Gehülfen  und  Lehrlinge, 
welche  am  Ort,  tyo  sie  im  Dienst  oder  Arbeit  stehen  , nicht  im  Familien-Verband  leben, 
können,  auch  Wenn  sie  daselbst  den  Unterstlltzungs-  Wohnsitz  oder  Bürgerrecht  haben, 
auf  den  Antrag  der  örtlichen  Armen-Behörde  durch  Gemeinde- Beschluss  mit  Staats- 
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genehmigung  verpflichtet  werden,  zur  Deckung  des  Aufwandes  für  zu  ihrer  Verpflegung 
im  Fall  der  Erkrankung  bestimmte  Anstalten  besondere  Beiträge  bis  zum  Betrag  von 
wöchentlich  3 Kreuzer  zu  entrichten,  sofern  sie  nicht  den  Nachweis  liefern,  dass  ihre 
Verpflegung  in  Krankheitsfällen  in  anderer  Weise  sicher  gestellt  ist.  Die  Dienstherr- 
schaften, Arbeitgeber  und  Lehrherren  haben  die  Obliegenheit , für  die  bei  ihnen  in 
Dienst,  Arbeit  oder  Lehre  stehenden  Verpflichteten  die  festgesetzten  Beiträge  zu  be- 
zahlen ; sie  sind  dagegen  berechtigt,  deren  Betrag  von  denselben  au  erheben. 

Die  Entrichtung  solcher  Versicherungsbeiträge  berechtigt  zu  freier  Verpflegung 
auf  die  Dauer  von  * Wochen.  Wird  die  Verpflegung  länger  gewahrt,  so  ist  der  weitere 
Aufwand  aus  dem  Vermögen  des  Verpflegten  oder  von  der  nach  Massgabe  dieses  Ge- 
setze» Verpflichteten  der  Anstalt  zu  ersetzen. 

(Vgl.  Vollzugs- V.  v.  II.  Jan.  1870,  a.  a.  O.  8.  555.) 

F.  Für  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz  gelten  folgende 
Grundsätze : 

«Die  durch  die  Amtsrollen  für  die  Gesellen  re»p.  Lehrlinge  begründete  Verpflich- 
tung, einer  Verpflegung«-  oder  Kranken- Kasse  ihres  Handwerker- Amtes  anzugehören 
oder  beizu treten,  ergreift  noch  §.141  der  Gewerbe-Ordn.  nur  diejenigen  Gesellen  oder 
Lehrlinge  nicht , welche  nachweisen,  dass  sie  einer  anderen  Kranken-,  Hülfs-  oder 
Sterbe-Ka**e  angehören. 

Alle  diejenigen  Gesellen,  welche  der  Verpflegung-  oder  Kranken-Kasse  ihres  Hand- 
werks-Amtes nicht  angehören,  sind  %erpflichtet,  bei  einer  Kranken-,  Hülfs-  oder  Sterbe- 
Kasse  einzutreten.  Die  Orts-Obrigkeiten  (Gemeinde-Behörden)  und  die  Vorstände  der 
Handwerks-Aumter  und  der  Gesellen-  Verpflegungskassen  haben  auf  die  Erfüllung  dieser 
Verpflichtung  sorgfältig  zu  achten  und  eintretenden  Falles  von  den  Betheiligten  den 
Nachweis  zu  verlangen,  welcher  Kranken-,  Hülfs-  oder  Sterbe-Kasse  dieselben  ange- 
hören.« §.  19  der  Publikanda  v.  28.  Septbr.,  bezieh.  2.  Oktbr.  1869  {s.  u.  Theil  II  ). 

G.  Für  Sachsen-Altenburg  gelten  folgende  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung vom  31.  März  I S G3  und  der  Verordnung  vom  16.  Mai  IS65  : 

»Gewcrba-Gehülfen  und  Fabrik -Arbeiter  können  verpflichtet  werden,  Beiträge  zu 
zahlen,  deren  Zweck  die  Unterstützung  in  Erkrankungsfällen  und  Bestreitung  von  Be- 
gräbniskosten ist. 

Jeder  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  rückständige  Beiträge  zu  einer  von  der  Landes- 
regierung bestätigten  Kasse , deren  Zweck  die  Unterstützung  von  Gewerbs-Gehilfen 
oder  Fabrik- Arbeitern  in  Erkrankungsfallen  und  die  Bestreitung  von  Begräbnis- 
kosten ist,  auf  Anlangen  der  Verwalter  dieser  Kasse  dem  in  Zahlungsrückstände  ver- 
bliebenen Arbeiter  vom  rückständigen  , sowie  von  dem  ferner  fällig  werdenden  Lohne 
den  fünften  Theil  desselben  bei  eigner  Haftpflicht  zu  kürzen  und  an  die  Kasse  ab- 
zuliefern.« 

H.  Für  Hamburg  bestimmt  §.  29  des  Gew. -Gesetzes  vom  Jahre  1864  : 

»Jeder  Geschäfts-Arbeiter  ist  verpflichtet,  einer  Krankenkasse  beizutreten;  der  Ge- 
werbetreibende ist  für  sein  Geschäfts-Personal  verantwortlich  dafür,  dass  die  Zahlung 
der  Beiträge  regelmässi-*  erfolgt.« 

ln  Ausführung  dieser  Gesetz-Bestimmung  ist  im  Verordnungswege  festgesetzt,  dass 
der  Gewerbetreibende  falls  sein  Hülfsarbeiter  keiner  Kasse  angehört,  oder  mit  seinen  Bei- 
trägen im  Rückstände  geblieben  ist,  und  dadurch  «eine  Ansprüche  an  die  Kasse  verloren 
hat,  gehalten  ist,  die  ganzen  durch  Erkrankung  des  Hülfsarbeiters  entstandenen  Kosten, 
sowohl  für  Pflege  und  Unterhalt,  als  auch  die  für  die  Beerdigung  zu  vergüten. 

I. *Für  Sohwarzburg-Sondorshaußen  bestimmt  die  Gewerbe-Ordnung  vom 
14.  Novbr.  1865,  §§.  74—76: 

»Qewerbs-Gehülfen  und  Fabrikarbeiter  können  vemflichtet  werden,  Beiträge  zu 
Kassen  zu  zahlen , deren  Zweck  die  Unterstützung  in  Erkrankuugsfällen  und  die  Be- 
streitung von  Begräbnisskosten  ist,  oder  Beiträge  an  ein  für  den  Ort  oder  Bezirk  be- 
stehendes Krankenhaus.« 

5.  §.141  der  Gewerbe-Ordn.  findet  auf  die  Kassen  der  Bergwerks-Arbeiter 
Knappschafts-Kassen)  keine  Anwendung. 

In  Preussen  befindet  das  Allgemeine  Berg-Gesetz  vom  24.  Juni  1S65  §§.  1G5 
ff.  über  die  Knappschafts-Vereine. 
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Titel  IX. 

Orts-Statuten. 

142.  Orts-Statuten  können  die  ihnen  durch  das  Gesetz  überwie- 
senen gewerblichen  Gegenstände1)  mit  verbindlicher  Kraft  ordnen.  Die- 
selben werden,  nach  Anhörung  betheiligter  Gewerbetreibender,  auf  Grund 
eines  Gemeinde-Beschlusses  abgefasst.  Sie  bedürfen  der  Genehmigung  der 
höheren  Verwaltungs-Behörde. 

Die  Zentral-Behörde  ist  befugt,  Orts-Statuten,  welche  mit  den  Gesetzen 
in  Widerspruch  stehen,  ausser  Kraft  zu  setzen.  2) 

1.  Den  Orts-Statuten  hat  die  Gewerbe-Ordnung  Oberwiesen  : die  Bestimmung 
der  s.  g.  Fabrikviertel  fj.  23,  Abs.  3)  ; die  Einführung  obligatorischer  Fortbildungs- 
schulen 106,  Abs.  2 ; die  Errichtung  gewerblicher  Schieds-Gerichte  §.  108, 
Abs.  4'  ; bis  auf  Weiteres  noch:  die  Verpflichtung  der  Arbeitnehmer  zu  Kranken- 
etc.  Kassen. 

2.  Für  Bayern  ertheilt  die  Genehmigung  der  Orts-Statuten  die  der  betreffen- 
den Gemeinde  Vorgesetzte  Verwaltungs-Behörde.  (§.  39  der  Vollzugs-V.  vom  4. 
Dezbr.  1872,  s.  unt.  Theil  II.,  2.) 

In  Baden  genehmigt  der  Bezirksrath  die  Orta-Statuten  über  gewerbliche 
Gegenstände  und  legt  Abschrift  derselben  mit  den  Akten  dem  Handels-Ministerium 
vor.  f§.  40  der  Vollzugs-V.  v.  21.  Dezbr.  1871,  s.  unt.  Theil  II.,  5.1 

Uebertretungen  solcher  Orts-Statuten  sind  durch  die  Gew.-Ordn.  selbst  nicht 
unter  Strafe  gestellt.  In  Preusaen  werden  diesfätlige  Strafbestimmungen  nicht  in 
den  Orts-Statuten,  sondern  durch  ergänzende  Polizei-Verordnungen  zu  treffen  sein. 
(S.  §.  106,  Note  2.) 


Titel  X. 

Straf  - Bestimmungen. 

143.  Die  Berechtigung  zum  Gewerbe-Betriebe  kann,  ab- 
gesehen von  Konzessions-Entziehungen  und  den  in  diesem  Gesetze  gestatte- 
ten Untersagungen  des  Ge  werbe- Betriebes  (§.  15,  Absatz  2 und  §.  35)  weder 
durch  richterliche  noch  administrative  Entscheidung  ent- 
zogen werden. ') 

Ausnahmen  von  diesem  Grundsätze,  welche  durch  die  Steuer-Ge- 
setze begründet  sind,  bleiben  so  lange  aufrecht  erhalten , als  diese  Steuer- 
Gesetze  in  Kraft  bleiben.  s) 

Ebenso  bewendet  es  bei  den  Vorschriften  der  Landes-Gesetze , welche 
die  Entziehung  der  Befugniss  zum  selbständigen  Betriebe  eines  Gewerbes 
durch  richterliches  Erkenntniss  als  Strafe  im  Falle  einer  durch  die  Presse 
begangenen  Zuwiderhandlung  vorschreiben  oder  zulassen.  J) 

Die  Bestimmungen  der  Landes-Gesetze,  nach  welchen  die  Befugniss  zur 
Herausgabe  von  Druckschriften  und  zum  Vertriebe  derselben 
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innerhalb  des  Norddeutschen  Bundes-Gebietes  im  Verwaltungswege  entzogen 
werden  darf,  werden  hierdurch  aufgehoben.  *)  s) 

1.  Von  den  Fallen  der  KcmieDslotts^SntziebOn^  handeln  §§.  40,  53  und  54 
der  Gewerbe-Ordnung. 

Was  die  Untersagung  dos  Gewerbe- Betriebes  anlangt,  so  ist  bei  Abfassung 
des  §.  143  nicht  in  Betracht  gesogen,  dass  dieselbe  auch  hinsichtlich  der  im  §.  37 
gedachten  Gewerbe  zulässig  ist.  iVgl.  §.  40.)  ■ ■ , . '( ,* 

2.  Die  in  Steuer-Gesetzen  angedrohte  Entziehung  der  Berechtigung  zum  Ger-. 
werhe-Betriebe  ist  auch  durch  §.  6 des  Einführungs-Gesetzes  zum  Reichs-Straf- 
gesetzbuche vom  31.  Mai  1S70  nicht  beseitigt.  F,rl.  des  Prcuss.  Ober-Tribun, 
v.  7.  Desto'.  t S74  : M.-Bl.  d.  i.  V.  1872,'  S.  5 ) 

Beispiele  solcher  steuergesetzliehen  Vorschriften  sind  folgende  1 Zu  den  Stra1' 
fen  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1868*  betreffend  die  Besteuerung  des  Branntweins  in 
verschiedenen  Bundes-Staaten,  gehört  der  zeitweise  oder  dauernde  Verlust  des 
Rechts,  das  0 e w er b e des  B re  nnens  aus zuüben;  .,  / ,1  io 

ferner  verliert  nach  g.  L4  des  Gesetzes  vom  12-  Oktbr.  1867 , betr.  die 
Erhebung  einer  Abgabe  von  Salz,  der  rückfällige  Salzwerks-Besitzer  die  Befugnias 
zur  eigenen  Verwaltung  seines  Salzwerkes. 

1 v I • . 

Werden  die  bestehenden  Steuer-Gesetze  aufgehoben,  so  dürfen  die  Ausnah- 
men von  dem  Grundsätze  des  §.  134  in  die  an  deren  Stelle  tretenden  neuen  Steuer- 
Gesetze  nicht  übernommen  werden.  ' , „ 1 

3.  Die  Entziehung  der  Befugniss  zum  selbständigen  Betriebe  der  Press-Qe- 
werbc  ist  u.  a.  zulässig  qaeh  §.  54  des  Prougs.  Press-Gcsctzes  v.  12.  Mai  1 854» 

4.  »Innerhalb  des  Norddeutschen  Bundes-Gebietes«  d.  h.  gegenwärtig  inner- 
halb des  Reichs- Gebiete«  mit  Ausschluss  von  Elsas«  und  Lothringen,  — ^ ent- 
sprechend de»  Geltungsbereiche  der  Gewerbe- Ordn. 

Für  Hecklenburg-Sohwerin  sind  die  früher  erlassenen  Verbote  von 
Druckschriften  durch  Bekanntmachung  vom  28.  Septbr.  1869  ausdrücklich 
aufgehoben. 


§•  144.  Inwiefern,  abgesehen  Von  de«  Vorschriften  über  die  Entziehung 
des  Gewerbe-Betriebes  (§.  14.Ji)>  Z;uwi darbend  1 u n ge n der  Gewerbe- 
treibenden gegen  ihre  Berufspflichten  ausser  den  in  diesem  Ge- 
setze erwähnten  Fällen  einer  Strafe  unterliegen,  ist  nach  den  darüber  be- 
stehenden Gesetzen  zu  beurtheilcn. ') 

' Jedoch  werden  aufgehoben  die  für  Medizinal-Personen  bestehenden 
besonderen  Bestimmungen,  welche  ihnen  unter  Androhung  von  Strafen  einen 
Zwang  zu  ärztlicher  Hül  fe  auferlegen.  2) 

1.  Beispiele  solcher  Regelung  gewerblicher  Beru  fs  pflichten  durch 
die  Reichs-Gesetzgebung  bietfcn  die  unten  zu  §.  153  der  Gewerbe-Ordnung  mitge- 
theilten  §§.  174,  222,  230,  266,  278,  283,  285,  287,  290,  300,  360;,  965,' 267/ 
369  ,dea  Str^f-Gcsetzbüchel. : • !.  ' J.-i 

Ferner  stehen  im  unmittelbaren  Anschlüsse  au  die  Reichs-Handele-Gesetz-  > 
gebung  «die  Vorschrilten  über  Bestrafung,  selbst  Entsetzung  der  Handelsmäk- 
ler in  Preusson  ; vgl.  Preussiscbes  Einführungs-Gesetz  zum  Handels-Gesetz- 
buche vom  24.  Juni  18(11,  §.  5 (Üesetz-Samml.  S.  449.  Koller  Handels-Geselz- 
bach  S.  Berlin,  KortkaWpl). 

,•  " Von  1 andesgesetzl ich eh  Vorsohritten  seien  hier  lediglich  beispielsweise 
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diejenigen  Aber  die  Bemfapflichten  der  Gold-  und  Silber waa re n- 
Verfertiger  und  -Händler  erwähnt. 

A.  Für  Baden  bestimmt  §.  140  des  Polizei-Strafgesetzbuches: 

»An  Geld  bis  zu  fünfzig  Th  «lern  wird  bestraft  : 

1.  Wer  Gold- oder  Silberwaaren  im  Kinde  verkauft , welche  die  durch  Verord- 
nung vorgeschriebene  Bezeichnung  des  Feingehaltes  nicht  haben. 

2.  wer  d u h I i rte  oder  platt  irte  Waagen  zum  Absatz  hält,  welche  nicht  als  solche 
der  Verordnung  gemäss  bezeichnet  sind. 

Bei  wiederholter  Uebertretung  kann  überdies  auf  Konfiskation  solcher  Waaren  an- 
erkannt W’erdrn.» 

Unter  Hinweis  hierauf  ist  durch  Ministern!-' Verordnung  vom  3.  Aug.  1805 
bestimmt  : 

»Dublirte  oder  plattirte  Gold-  und  Silber- Waaren , welche  im  Inlande  verfertigt 
werden,  müssen  an  einer  leicht  wahrnehmbaren  Stelle  mit  dem  Worte  Double,  oder  wo 
dafür  kein  Raum  vorhanden  ist,  an  einer  solchen  Stelle  mit  dem  noch  durch  das  unbe- 
waffnete Auge  leshuren  Buchstaben  D und  ausserdem  auf  der  angehängten  Etikette  mit 
dem  Worte  Double  bezeichnet  werden.  Inländische  Waaren  dieser  Art,  welche  nicht  mit 
diesen  Bezeichnungen  versehen  sind,  — desgleichen  Ausländische,  welche  nicht  auf  die 
gleiche  oder  auf  eine  andere  ihre  Eigenschaft  als  dublirte  oder  plattirte  Waare  unzwei- 
deutig darstellende  Weise  bezeichnet  und  etikettirt  sind,  dürfen  nicht  zum  Absatz  ge- 
halten werden.» 

B.  Verwandten  Inhalta  ist  die  Königlich  Bayerische  Verordnung,  den 
Feingehalt  und  die  Probe  von  Gold-  und  Silbcr-AVaaren  betr.,  vom  28.  Oktober 
1S08.  Reg. -Bl.  1808.  Nr.  70.' 

§.  1.  Gold-  und  Silber- Waaren  dürfen  in  jedem  Mischung»- Verhältnisse  (Legirung) 
feilgehalten  oder  verkauft  werden. 

§*  Eine  Bezeichnung  des  Feingehaltes  auf  Gold-  und  Silber- Waaren  ist  nur  zu- 
lässig, wenn  dieselben  in  Gold  mindestens  r*/too  (LP'/i*  Karat),  in  Silber  mindestens 
m/\00  (12  Loth  14,4  Grän!  fein  enthalten. 

Gold-  und  Silher-Waaren  von  geringerer  Legirung  dürfen  mit  keinem  Feingehalts- 
Stempel  versehen  sein. 

Die  Bezeichnung  des  Feingehaltes  hat  ausschliesslich  nach  Hundertlheilen  des 
Mischungsverhältnisse*  zu  geschehen. 

$•  3.  Für  die  Richtigkeit  des  auf  einer  Gold-  oder  Silber- Waare  aufgeschlagenen 
Feingehaltes  ist  der  Verkäufer  verantwortlich.  Keine  Waare  darf  im  Ganzen  mit 
Einschluss  des  Schlaglothe*  oder  in  einem  ihrer  einzelnen  Bestandtheile  einen  gerin- 
geren als  den  durch  den  Stempel  ausgedrückten  Feingehalt  enthalten. 

Von  dem  eingczeichueten  Feingehalte  wird  bei  Gold  sowohl  als  bei  Silber  eine  Ab- 
weichung von  1(»  Tausend  t hei  len  gestattet. 

§.  (•  Bezüglich  der  Gold-  und  Silber- Waaren,  welche  mit  einem  Feingehaltsstempel 
versehen  werden,  sind  ausserdem  nachstehende  Bestimmungen  zu  beachten : 

1.  Dieselben  müssen  den  Namen  Namenschiffre)  oder  das  Gewerbszeichen  des  Verfer- 
tigers oder  Verkäufers  deutlich  erkennen  lassen. 

*2.  Zur  Ausfüllung  hohler  Gegenstände  darf  nur  Kitt  verwendet  werden 

3.  Da*  zur  Löthung  verwendete  Schlngloth  muss  wenigstens  zur  Hälfte  aus  demselben 
edlen  Metalle  bestehen. 

4.  Zur  Legirung  von  Gold  darf  nur  Silber  oder  Kupfer,  oder  Silber  und  Kupfer,  zur 
Legirung  von  Silber  nur  Kupfer  dienen. 

5«  Die  Erholung  einer  amtlichen  Beglaubigung  für  Feingehalts-Bezeichnungen 
ist  nicht  geboten. 

Um  den  Verfertigern  oder  Verkäufern  von  Gold-  und  Silber- Waaren  Gelegenheit  zu 
geben,  ihre  Feingehalts-Bezeichnungen  amtlich  bestätigen  zu  lassen , wird  Veranstal- 
tung getroffen  werden,  dass  eine  amtliche  Prüfung  und  Beglaubigung  dieser  Bezeich- 
nungen ausser  bei  dem  Haupt-,  Münz-  und  Stempel-Amte  München  auch  an  anderen 
Orten  durch  besonders  aufgestellte  und  verpflichtete  Sachverständige  gegen  Entrich- 
tung massiger  Gebühren  erwirkt  werden  kann. 

Die  bezüglichen  Anordnungen , sowie  die  Festsetzung  des  hei  diesen  Prüfungen 
anzuwendenden  Verfahrens , dann  die  Regtdirung  der  Probegebühren  und  die  Bcstim- 
R*icha-0*seUe  m.  ErliuUr.  Tit.  I.  Bd.  3.  lö 
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mung  de»  Degluubigungs-Zeichen»  bleiben  dem  BtaaUministerium  des  Handels  und  der 
öffentlichen  Arbeiten  Vorbehalten. 

§.  6.  Im  Auslände  verfertigte  Gold-  und  Silber-  Waaren  , welche  mit  einem  nied- 
rigeren Feingehalte  als  tn  Gold  und  sno/mno  in  Silber  bezeichnet  sind,  werden  nur 

dann  zum  Verkaufe  augelassen,  wenn  sie  mit  dem  Beglaubigungs-Stempel  der  betreffen- 
den auswärtigen  Behörde  versehen  sind. 

7.  Die  Polizei- Behörden  sind  verpflichtet,  die  Beachtung  der  vorstehenden  Be- 
stimmungen strenge  su  überwachen  und  daashalb  zeitweise,  namentlich  bei  »tattfinden- 
Mesaen  oder  Jahrmärkten , die  in  ihren  Bezirken  befindlichen  Verkaufslager  für  Gold- 
und  Silber- Waaren  unter  Beiziehung  eines  verpflichteten  Sachverständigen  einer 
amtlichen  Beschau  zu  unterziehen. 

In  Betreff  des  Feingehaltes  hat  sich  diese  Kuntrole,  vorbehaltlich' der  in  zweifel- 
haften Fallen  zu  veranlassendem  chemischen  Untersuchungung,  auf  die  Nadel- oder 
Strichprobe  zu  beschranken. • 

C.  In  Hessen  bestimmt  die  Verordnung  vom  23.  April  1829: 

»Die  Gold-  und  Silber-Arbeiter  und  J u w e I i ere  müssen  sich  bei  Verferti- 
gung von  Gold-  und  Silber-Arbeiten  genau  nach  den  über  den  Feingehalt  de»  Goldes 
und  Silbers  bestehenden  Vorschriften  richten,  — sie  müssen  den  von  ihnen  verfertigten 
Gold-  und  Silber-Arbeiten  — mit  Ausnahme  von  Kleinigkeiten  unter  2 fl.  Werth  — 
den  Gehalt  des  Goldes  oder  Silber«  nebst  dem  besonderen  vorschriftsmassigen  Stempel 
aufschlagen  und  dürfen  dergleichen  ungestempelte  Arbeiten  nicht  verkaufen.  Zu- 
widerhandlungen werden  mit  S bis  50  11.  und  mit  Konfiskation  der  Waaren,  bei  welchen 
tlcr  Feingehalt  an  Gold  und  Silber  mangelt,  bestraft.« 

D.  Dieselbe  Klasse  von  Gewerbetreibenden  berührt  die  Vorschrift  in  §.  141 
des  Badischon  Polizei-Strafgesetzbuchs: 

»Verkäufer  von  Juwelen,  Uhren,  Gold-  undSilber-Waaren,  welchen 
Gegenstände  ihres  Gewerbes  unter  Umständen,  welche  gegen  den  Besitzer  den  dringen- 
den Verdacht  des  rechtswidrigen  Erwerbs  derselben  erwecken  müssen,  angeboten  wer- 
den, verwirken,  wenn  sie  nicht  davon  unverweilt  der  Polisei-Behörde  Anzeige  machen, 
eine  Geldstrafe  bis  ^u  50  Gulden.« 

Ganz  anderen  gewerblichen  Gebieten  sind  folgende  Beispiele  entnommen. 

E.  Das  Badische  Polizei  - Strafgesetzbuch  vom  31.  Oktbr.  1863 
behandelt  in  den  §(>.  93- — 95  die  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften,  be- 
treffend die  Beschau  desSchlachtviehs  und  anderer  verkäuflicher  Nahrungs- 
mittel, Esswaaren  oder  Getränke,  — betreffend  die  Verhütung  von  Gefahren  für 
die  Gesundheit  bei  der  Zubereitung  und  Aufbewahrung,  dem  Ausmessen  und  Aus- 
wiegen der  Nahrungsmittel,  — betr.  die  Reinlichkeit  in  Mühlen,  auf  den  Märkten, 
in  den  Schlachthäusern,  Fleischbänken,  — betr.  das  Schlachten  und  den  Fleisch- 
verkauf. 

F.  Ferner  bedroht  (j.  136  des  Badischen  Polizei-Strafgesetzbuchs 
denjenigenmit  Strafe,  der  sich  mit  dem  Vermiethen  von  Schlafstellen  anDienst boten, 
Arbeits-Gehülfen,  Lehrlinge  belasst  und  dabei  den  zur  Ueberwachung  dieses 
Geschäfts-Betriebes  erlassenen  ortspolizeilichen  Anordnungen  zuwiderhandelt. 

G.  Zu  den  Berufspflichten  der  Gewerbetreibenden  gehört  auch  die  Befolgung 
der  über  den  Betrieb  der  einzelnen  Gewerbe  erlassenen  polizeilichen  An- 
ordnungen, z.  B.  der  in  den  Noten  unter  F bei  §.  33  erwähnten  polizeilichen 
Vorschriften  über  den  Betrieb  der  Gast-  und  Schankwirthschaft. 

2.  Den  angestellten  Aerzten  kann  die  Verpflichtung  zur  Hfllfs- 
lcistung  vertragsmassig  , bei  Konventional-Strafe  oder  Entlassung,  auferlcgt 
werdon. 


§.  145.  '}  Für  das  Mindestmass  der  Strafen,  das  Verhältniss  von  Geld- 
strafe zu  Freiheitsstrafe , sowie  für  die  Verjährung  des  im  §.  153  verzeich- 
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neten  Vergehens  sind  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  für  das  Deutsche 
Reich  massgebend.  2)  s) 

Die  übrigen  in  diesem  Titel  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen  verjähren 
binnen  drei  Monaten,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  sie  begangen 
sind. 

1.  §§.  145,  1 16,  1 17,  148,  149  und  150  erscheinen  hier  in  derjenigen  Ge- 
stalt, welche  ihnen  durch  das  neuere  Gesetz  vom  12.  Juni  1872  (Reichs-G.-Bl. 
1872.  S.  170)  gegeben  ist. 

2.  Wo  die  Gewerbe-Ordnung  kein  Straf- Mindestmass  vorschreibt,  kann  die 
Behörde  es  auch  bei  einem  Verweise  bewenden  lassen.  (Vgl.  t).  53  der  Sächsischen 
Ausführ. -V.  v.  16.  Septbr.  1869,  s.  unt.  Theil  II.,  Nr.  3.) 

3.  Bei  gewerbepolizeilichen  Uebertrctungen  wird  cs  für  die  Stralbarkeit  als 
genügend  angesehen,  dass  an  sich  ein  bewusstes  vorsätzliches  Thun  vorlag;  das 
Bewusstsein  der  Strafbarkeit  der  Handlungsweise  ist  nicht  erforderlich. 
(Erk.  desl’reuss.  ü. -Tribun,  v.  12.  Dezbr.  1870.  Dcsshalb  wird  der  That- 
bestand  der  Zuwiderhandlung  auch  nicht  durch  eine  unrichtige  Belehrung  seitens 
des  betreffenden  Beamten  ausgeschlossen. 

141».  Zuwiderhandlungen  gegen  die  §§.  134  bis  136  werden  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  fünfhundert  Thalern  bestraft.  Kann  die  Geldstrafe  nicht 
beigetrieben  werden,  so  ist  der  Höchstbetrag  der  an  Stelle  derselben  treten- 
den Freiheitsstrafe  Gefangniss  von  sechs  Monaten.  Im  Wiederholungsfälle 
wird  die  Strafe  verdoppelt. 

Die  Geldstrafen  Üiessen  derjenigen  Kasse  zu,  welcher  die  im  §.  130  er- 
wähnten Forderungen  nach  den  dort  ertheilten  Vorschriften  zufallen. 

Jede  rechtskräftige  Verurtheilung  wird  auf  Kosten  des  Vcrurthcilten 
durch  das  amtliche  Organ  der  höheren  Verwaltungs-  Behörde  des  Bezirks  und 
andere  öffentliche  Blätter  derjenigen  Kreise,  in  welchen  derselbe  und  der  be- 
theiligte Arbeiter  ihren  Wohnsitz  haben,  bekannt  gemacht.  ') 

1.  Die  Zulässigkeit  dieser  öffentlichen  Bekanntmachung  wird  mit 
Rücksicht  darauf  angefochtcn  . dass  das  Reichs-Strafgesetzbuch  eine  Strafe  oder 
Strafschärfung  solcher  Art  nicht  kennt,  und  nach  §.  6 des  Einführungs-Gesetzes 
zum  Reichs -Strafgeselzbuchc  vom  31.  Mai  1870  nur  noch  auf  die  in  Letzterem 
enthaltenen  Strafarien  erkannt  werden  darf. 

147.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  Einhundert  Thalern  und  im  Unvermögens- 
falle mit  Haft  wird  bestraft: 

1.  wer  den  selbständigen  Betrieb  eines  stehenden  Gewerbes,  zu  dessen  Be- 
ginne eine  besondere  polizeiliche  Genehmigung  (Konzession  , Approba- 
tion, Bestallung)  erforderlich  ist,  ohne  die  vo rsc h ri ft  s massige  Ge- 
nehmigung unternimmt  oder  fortsetzt,  oder  von  den  in  der  Genehmi- 
gung festgesetzten  Bedingungen  abweicht;  ‘) 

2.  wer  eine  gewerbliche  Anlage,  zu  der  mit  Rücksicht  auf  die  Lage  oder 
Beschaffenheit  der  Betricbsstätfe  oder  des  Lokals  eine  besondere  Genehmi- 
gung erforderlich  ist  (§§.  16  und  24),  ohne  diese  Genehmigung  er- 
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richtet,  oder  die  wesentlichen1}  Bedingungen,  unter  welchen  die  Ge- 
nehmigung ertheilt  worden,  nicht  innehält,  oder  ohne  neue  Genehmigung 
eine  wesentliche1)  Veränderung  der  Betriebsstätte  oder  eine  Verlegung  des 
Lokals  oder  eine  wesentliche1  Veränderung  in  dem  Betriebe  der  Anlage 
vornimmt;  *} 

3.  wer,  ohne  hierzu  approbirt  zu  sein,  sich  als  Arzt  (Wundarzt, 
Augenarzt,  Geburtshelfer,  Zahnarzt,  Thierarzt)  bezeichnet  oder  sich  einen 
ähnlichen  Titel  beilegt,  durch  den  der  Glauben  erweckt  wird,  der  Inhaber 
desscltien  sei  eine  geprüfte  Medizinal- Person. 

Enthält  die  Handlung  zugleich  eine  Zuwiderhandlung  gegen  die  Steuer- 
Gesetze,  so  soll  nicht  ausserdem  noch  auf  eine  Steuerstrafe  erkannt  werden, 
cs  ist  aber  darauf  bei  Zumessung  der  Strafe  Rücksicht  zu  nehmen.1 

In  dem  Falle  zu  2 kann  die  Polizei-Behörde  die  Wegschaffung  der  An- 
lage oder  die  Herstellung  des  den  Bedingungen  entsprechenden  Zustandes 
derselben  anordnen. 5) 

1.  Nr.  1 umfasst  auch  den  Fall,  wo  die  erthcilte  Genehmigung  wieder  ent- 
zogen ist. 

Fraglich  erscheint  es.  ob  unter  »Genehmigung!'  auch  das  Erfordernis«  des 
Prüfung«-,  bezieh.  Be  filh  ig  u n g s- Ze  ugnisses  in  den  Fällen  der  §§.  30 
und  31  begriffen  wird.  Dafür  spricht,  dass  der  Gesetzgeber  auch  diese  Fülle  unter 
den  von  »besonderer  Genehmigung«  handelnden  Abschnitt  II..  2.  des  Titels  II  ge- 
bracht hat.  Das  Erkenntnis«  des  Preuss.  O. -Tribunals  v.  9.  Januar  1871  [M  - 
Bl.  d.  i.  V.  8.  Öl  erachtet  es  tür  unzweifelhaft,  dass  »unter  den  Genehmigun- 
gen und  Bestallungen«  in  §.  147  Nr.  1.  auch  die  Prüfungs-Zeugnisse  der  Hebam- 
men begriffen  sind. 

2.  Die  Einschränkung  auf  die  »wesentlichen«  Bedingungen,  — auf  eine 
»wesentliche«  Veränderung  soll  die  Straffälligkeit  auch  der  geringsten  unerheblichen 
Abweichungen  und  Veränderungen  verhüten. 

3.  Folgende  Strafbestimmungen  sind  bei  Nr.  1 und  2 noch  in  Betracht  zu 
ziehen  : 

a.  tj.  367,  Nr.  3,  4,  5 des  Strafgesetzbuches,  — unten  in  Note  2 zu  (j,  153  der 
Gewerbc-Ordn.  mitgethcilt. 

b.  Die  Aufstauung  des  Wasserstandes  über  den  auf  Grund  der  Gewerbc-Ordn. 
gesetzten  Merkpfahl  unterliegt  in  Proussen  auch  der  besonderen  Slrafvor- 
schrift  der  §(j.  8 und  fl  des  Vorfluth-Gcset  zes  vom  15.  Novbr.  1811  (s. 
unt.  §.  23,  Anmerk.  1). 

4.  Auf  eine  geringere  als  die  verwirkte  Stcucrstrafe  darf  in  diesem  Falle 
nicht  erkannt  werden.  Krk.  des  P re  u ss.  O. -Tribun,  v.  21.Septbr.  1870,  M . - 
Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  288.;  — 

Ist  das  Gcwcrbe|)olizei-Vcrgchen  verjährt  , so  kann  wegen  des  ideell  kon- 
kurrirenden  (als  solchen  nicht  verjährten'  Steuert  ergehen«  nicht  geklagt  werden. 
,Erk.  des  Preuss.  O. -Tribun,  v.  26.  Januar  und  15.  Septbr.  1870.) 

8.  Die  Wegschaffung  der  Anlage  wird  nur  in  dem  Falle  anzuordnen 
sein,  wenn  die  Untersagung  des  Betriebes  nicht  bereits  genügt,  die  dem  öffent- 
lichen Wesen  nachtheiligen  Folgen  der  Anlage  zu  beseitigen.  (Stenogr.  Berichte 
1869,  8.  768.  Für  diese  Anordnung  der  l’olizei-Behürde  ist  ein  bestimmtes  for- 
melles Verfahren  nicht  vorgeschrieben.  Die  Durchführung  erfolgt  im  Wege  des 
polizeilichen  Zwanges. 
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§.  148.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzig  Thalcrn  und  im  Falle  des  Unver- 
mögens mit  Haft  bis  zu  vier  Wochen  wird  bestraft: 

1.  wer  ausser  den  im  §.  147  vorgesehenen  Fällen  ein  stehendes  Gewerbe  be- 
ginnt, ohne  dasselbe  vorschriftsinässig  an  zuzcigen  ; 

2.  wer  die  im  §.  14  erforderte  An-  oder  Abmeldung  einer  übernommenen 
Feuer-Versieherungs-Agentur  unterlässt ; 

3.  wer  die  im  §.  14  erforderten  Anzeigen  über  das  Betriebs-Lokal 
unterlässt ; 

4.  wer  der  nach  §.  35  gegen  die  ihn  ergangenen  UntersagungeinesGe- 
werbe-Betriebes  zuwiderhandelt , oder  die  im  §.  35  vorgeschriebene 
Anzeige  unterlässt ; *) 

5.  wer  dem  §.  43  zuwiderhandelt; 

li.  wer  bei  dem  Aufsuchen  "von  Waarenbestellungen  den  Vor- 
schriften im  §.  44  zuwiderhandelt  ; 

7.  wer  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  ohne  Legi  timation s-Schei n be- 
treibt ; 5) 

3.  wer  bei  dem  Betriebe  seines  Gewerbes  die  von  der  Obrigkeit  vorgeschric- 
benen  oder  genehmigten  Taxen5’  überschreitet; 

9.  wer  als  Lehrherr  seine  Pflichten  gegen  die  ihm  anvertrauten  Lehrlinge 
gröblich  vernachlässigt ; 

10.  wer  der  Aufforderung  der  Behörde  <)  ungeachtet  den  Bestimmungen  des 
§.  107  entgegenhandelt. 

In  allen  diesen  Fällen  bleibt  die  Strafe  ausgeschlossen  , wenn  die  straf- 
bare Handlung  zugleich  eine  Zuwiderhandlung  gegen  dioStcuer-Gesetze 
enthält. 

1.  §.  I iS5)  hätte  such  den  Fall  der  Untersagung  des  Betriebes  der  §.  37 
erwähnten  Gewerbe,  übereinstimmend  mit  §.  10,  aufnehmen  sollen. 

2.  Oie  Slrafvorschrift  des  §.  I4S7)  wird  auch  dann  Anwendung  finden,  wenn 
Jemand  ein  andere«,  als  das  im  Legitimations-Schein  genannte  Gewerbe  (§.  60) 
betreibt. 

3 Der  Ausdruck  »genehmigte  Taxe«  ist  für  das,  was  damit  bezeichnet  wer- 
den soll,  nämlich  die  von  den  Bäckern  und  Gastwirthen  selbständig  gemäss  §§. 
73  — 75  der  Gewerbe-Ordn  gestellten  Preise,  wenig  zutreffend. 

4.  Kür  Bayern:  die  Distrikts- Verwaltungsbehörde,  — in  München  der 
Magistrat.  (§.  41  der  Vollzugs- Verordn,  v.  4.  Dezbr.  1S72;  s.  unt.  Th.  II,  Nr.  2.) 

Es  mag  an  dieser  Stelle  daran  erinnert  werden,  dass,  wenn  auch  die  Mine- 
ralwasser-Fabriken nicht  mehr,  wie  früher,  als  chemische  Fabriken  und  dess- 
halb  als  konzessionspflichtig  angesehen  werden,  vgl,  §.  oben  §.  16,  Note  3 1 * b.) 
— doch  die  Gefahr  einer  Explosion  der  Apparate  zu  gebührender  Vorsicht  itn  In- 
teresse der  Arbeiter  auffordert.  Die  angemessenen  Sicherheits-Einrichtungen  sind 
unten  Theil  HL,  Abschnitt  C.  am  Schlüsse  der  Beilage  10  uufgenommen. 


149.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  zehn  Thalern  und  im  Falle  des  Unver- 
mögens mit  Haft  bis  zu  acht  Tagen  wird  bestiaft: 
l.  wergewerbliche  Verrichtungen,  zu  welchen  er  nach  Vorschrift  des  §.  44 
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einer  Legitimation  bedarf,  vorniinmt,  ohne  dieselbe  zu  besitzen , be- 
ziehungsweise mit  sich  zu  führen ; 

2.  wer  bei  dem  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  den  ihm  ertheilten  Legi- 
timations-Schein  nicht  mit  sich  führt,  oder  einen»  Anderen  überlässt ; 

3.  wer  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  , für  welches  ihm  ein  auf  einen  be- 
stimmten Bezirk  lautender  Legitimations-Schein  (§.  BO'  ertheiltist,  un- 
befugt in  einem  anderen  Bezirk  betreibt ; 

4.  wer  den  Vorschriften  im  §.  Bl  zuwiderhandelt; 

5.  wer  bei  dem  Gewerbe- Betrieb  im  Umherziehen  unbefugt  Begleiter  mit- 
führt und  wer  einem  Gewerbetreibenden  im  Umherziehen  unbefugt  als 
Begleiter  dient ; 

6.  werden  polizeilichen  Anordnungen  wegen  des  M a r k t - V e rkeh  rs  zu- 
wider handelt; 

7.  wer  es  unterlässt,  die  in  den  §§.  130  und  133  vorgeschriebenen  Anzeigen 
zu  machen  oder  Listen  zu  führen.  ') 

1.  In  der  Vorlage  des  Hundesratbes  hatte  dieser  tj.  am  Schlüsse  noch  fol- 
genden Zusatz  : 

■■Dieselbe  Strafe  findet  auf  Gesellen,  Gehillfen  und  Fabrik-Arbeiter  Anwendung, 
welche  ohne  gesetzlich  eGründe  eigenmächtig  die  Arbeit  verlassen  oder 
ihren  Verrichtungen  sich  entziehen  oder  sich  groben  Ungehorsams  oder  beharrlicher 
Widerspenstigkeit  schuldig  machen.»  (Koller,  S.  185.) 

Derselbe  war  begründet  durch  die  Erwägung.  dass  diese  Strafbestimmung  den 
einzigen  Weg  zum  wirksamen  Schutze  des  Arbeits-Vertrages  gegen  willkürliche 
Verletzung  von  Seiten  des  Arbeiters  darbiete,  und  gegenüber  der  Aufhebung  der 
Koalitions-Beschränkungen  ein  wirksamer  Schutz  des  Arbeits-Vertrages  von  der 
Gesetzgebung  nicht  vernachlässigt  werden  dürfe.  Die  Rückkehr  zu  dieser  Auflas- 
sung lug  einem  Gesetz-Entwürfe  zu  Grunde  , welcher  von  der  Keiehs-Regierung 
dem  Reichstage  1873  vorgelegt  wurde,  der  jedoch  nicht  mehr  zur  Reralhung  kam. 

Auch  nach  der  Englischen  Gesetzgebung  unterliegt  der  widerrecht- 
liche Bruch  des  Arbeiter- Verhältnisses  einer,  und  zwar  strengen  Strafe. 

150.  W er  «len  Vorschriften  in  den  §§.  128,  129  und  131  zuwider 
jugendliche  Arbeiter  annimmt  oder  beschäftigt , wird  mit  einer  Geld- 
husse  bis  zu  fünf  Thalern  und  im  Falle  des  Unvermögens  mit  Haft  bis  zu 
drei  Tagen  für  jeden  vorschriftswidrig  angenommenen  oder  beschäftigten 
Arbeiter  bestraft. 

War  er  innerhalb  der  letzten  fünf  Jahre  bereits  drei  verschiedene  Male 
auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmung  bestraft,  so  kann  auf  den  Verlust  der 
Befugniss  zur  Beschäftigung  jugenillicher  Arbeiter  für  eine  bestimmte  Zeit 
oder  für  immer  gegen  ihn  erkannt  werden.  ') 

Es  muss  auf  diesen  Verlust , und  zwar  für  mindestens  drei  Monate  er- 
kannt werden , wenn  er  innerhalb  der  letzten  fünf  Jahre  bereits  sechs  ver- 
schiedene Male  bestraft  war. 

Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  solche  Erkenntnisse  (Absatz  2 und  3) 
kann  die  im  ersten  Absätze  dieses  Paragraphen  bestimmte  Strafe  bis  zum  vier- 
fachen Betrage  erhöht  werden.  J) 
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1.  Die  Zulässigkeit  dieser  Aberkennung  der  Betugniss,  jugendliche  Arbeiter 
zu  beschäftigen,  wird  aus  denselben  Gründen  angclochten,  welche  in  Anmerk.  I 
zu  §.  Mb  angegeben  sind. 

2.  ln  dem  Erkenntnisse  des  Prcuss.  O -Tribunals  vom  23.  Novbr.  1854 
M.-Bl.  d.  i.  V.  1855,  8.  !)  wird  ausgeführt,  dass  der  selbstleitende  Fabrik-Be- 

siizer  sich  seiner  Verantwortlichkeit  nicht  dadurch  entledigen  könne,  dass  er  die 
Anstellung  und  Beschäftigung  der  Arbeiter  einem  Werkmeister  überträgt. 

J}.  151.  Sind  polizeiliche  Vorschriften  ')  von  dem  Stellvertreter 
eines  Gewerbetreibenden  bei  Ausübung  des  Gewerbes  übertreten  worden , so 
trifft  die  Strafe  den  Stellvertreter,  ist  die  Uebertretung  mit  Yortvissen 
des  verfügungsfähigen  Vertretenen  begangen  worden , so  verfallen  beide  der 
gesetzlichen  Strafe. 

Ist  an  eine  solche  Uebertretung  der  Verlust  der  Konzession,  Approbation 
oder  Bestallung  geknüpft,  so  findet  derselbe  auch  als  Folge  der  von  dem 
Stellvertreter  begangenen  Uebertretung  statt,  wenn  diese  mit  Vorwisgen  des 
verfügungsfähigen  Vertretenen  begangen  worden.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so 
ist  der  Vertretene  bei  Verlust  der  Konzession,  Approbation  u.  s.  w.  ver- 
pflichtet, den  Stellvertreter  zu  entlassen.  ’1) 

1.  Zu  den  «polizeilichen  Vorschriften«  werden  aurh  polizeilich— 1 a n d es  - 
rechtliche,  sei’s  Gesetze,  sei*»  Verordnungen,  zu  rechnen  sein. 

2.  Der  Verlust  der  Konzession  wird  in  dem  Verfahren  des  §.  54  der  Gew.- 
Ordnung  aiiszuspreclien  sein.  — S.  im  fiebrigen  Note  2 zu  tj.  150. 

$.  152.  Alle  Verbote  und  Strafbestimmungen  gegen  Gewerbetreibende, 
gewerbliche  Gehülfen , Gesellen  oder  Fabrikarbeiter  wegen  Verabredungen 
und  Vereinigungen  zum  Behüte  der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen, insbesondere  mittelst  Einstellung  der  Arb  eit  oder  Ent- 
lassung der  Arbeiter  werden  aufgehoben.  ') 

Jedem  Theilnehmer  steht  der  Rücktritt  von  solchen  Vereinigungen 
und  Verabredungen  frei,  und  es  findet  aus  letzteren  weder  Klage  noch  Ein- 
rede statt.  s) 

1.  Die  Aufhebung  dieser  Verbote  und  Slralbestimmungen,  der  s.  g.  Koali- 
tion s-V  erbot  e bat  namentlich  auch  die  Ge  wer  k - Vere  i ne  ,s.  o 8.  117)  von 
gesetzlichen  Hindernisse  befreit. 

2 Die  Freigebung  dps  Rechts  der  »Vereinigungen  zum  Behufe  der  Erlangung 
günstiger  Lohn-  und  Arbeits-Bedingungen«  versteht  sich  natürlich  unter  dem  Vor- 
behalte gemessener  Beobachtung  der  sonst  zutreffenden  allgemeinen  gesetzlichen 
Vorschriften,  namentlich  der  Bedingungen  des  Vereinsrechts. 

A.  Einmal  ist  hierbei  zu  beachten  §.  360 *1  des  Strafgesetzbuches,  da- 
hin lautend  : 

»Mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzig  Tlmlern  oder  mit  ilal't  wird  bestraft:  wer  gesetz- 
lichen Bestimmungen  zuwider  ohne  Genehmigung  der  Staats-Behörde  Aus- 
steuer-, Sterbe-  oder  Wittwen-Kassen , Versicherungs-Anstalten  oder  andere  der- 
gleichen Gesellschaften  oder  Anstalten  errichtet,  welehe  bestimmt  sind,  gegen  Zahlung 
eines  Einkaufsgeldes  oder  gegen  Leistung  von  Geldbeiträgen  beim  Eintritt  gewisser 
Bedingungen  oder  Friston,  Zahlungen  an  Kapital  oder  Beute  zu  leisten  ■ 
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In  Preussen  ist  dies  Eriordemiss  der  Regierungs-Genehmigung  für  »V er- 
sieh erungs - Anstalten  jeder  Art«  durch  Gesetz  vom  1 7.  Mai  1853  (G.-S. 
S.  293)  vorgeschrieben.  Die  Verwaltung«- Behörden  beanspruchen  dasselbe  auch 
für  die  gegenseitigen  Unterstützung« -Kassen  (Kranken-,  Sterbe-  etc.  Kassen), 
welche  Gewerk-  und  andere  Vereine  der  Arbeiter  neuerdings  errichtet  haben.  Vgl. 
Note  3 zu  §.  141 . 

B.  Bezüglich  der  Beschränkungen  des  Vereins- Rechtes  sind  in  Preussen  a) 
namentlich  folgende  Vorschriften  der  Verord  nung  vom  1 1.  März  1850 
(Ges.-Samml.  1S50.  S.  277}  einzuhalten: 

>•#.  1 • Von  allen  Versa  m in  hi  n g e n , in  welchen  Öffentliche  Angelegenheiten  '*) 
erörtert  oder  berathen  werden  solleu,  hat  der  Unternehmer  mindestens  v ierundzwanzig 
Stunden  vor  dein  Beginne  der  Versammlung,  unter  Angabe  des  Ortes  lind  der  Zeit  der- 
sellien,  Anzeige  bei  der  Orts -Polizeibehörde  zu  machen.  c,  Diese  Behörde 
hat  darüber  sofort  eine  Bescheinigung  zu  erthcilcn. 

Beginnt  die  Versammlung  nicht  spätestens  eine  Stunde  nach  der  in  der  Auzeige  au- 
gegcbcnoit  Zeit,  so  ist  die  später  beginnende  Versammlung  als  vorschriftsuiässig  auge- 
zeigt nicht  uuzusehen.  Dasselbe  gilt,  wenn  eine  Versammlung  die  liingcrals  eine  Stunde 
ausges  'tzteu  Verhandlungen  wieder  aulhimmi. 

$.2.  Die  Vorsteher  von  Vereinen,  welche  eiue  Einwirkung  auf  öffentliche 
Angelegenheiten  bezwecken,  sind  verpflichtet,  Statuten  des  Vereins  und  das 
Verzeichnis«  der  Mitglieder  binnen  3Tageu  nach  Stiftung  des  Vereins,  und  jede 
A e n d e r u n g d e r S t it  t u t e n o d e r der  Vereins  - Mitglieder  binnen  drei  Tagen, 
nachdem  sie  eingetreten  ist,  der  Orts-Polizeibehörde  zur  Kenn tniasnahme  einzureichen, 
derselben  auch  auf  Erfordern  jede  darauf  bezügliche  Auskunft  zu  ertheilen. 

Die  Orta-Polizcibchördc  hat  über  die  erfolgte  Einreichung  der  Statuten  und  der 
Verzeichnisse,  oder  der  Abänderungen  derselben,  sofort  eine  Bescheinigung  zu  er- 
theilen. A) 

8.  Wenn  fUr  die  Versammlungen  eine«  Vereins,  welcher  eine  Einwirkung  auf 
öffentliche  Angelegenheiten  bezweckt,  Zeit  und  Ort  statutenmässig  oder  durch 
einen  besonderen  Beschluss  ini  Voraus  bestellt,  und  dieses  wenigstens  24  Stuudcu 
vor  der  ersten  Versammlung  zur  Kenntniss  der  Orts- Polizeibehörde  gebracht  worden 
ist,  so  bedarf  cs  einer  besonderen  Anzeige,  wie  sie  der  §.  I erfordert,  fiir  die  einzelnen 
Versammlungen  nicht. 

fl.  4.  Die  Orts-Polizeibehörde  ist  befugt,  in  jede  Versammlung,  in  welcher  öffent- 
liche Angelegenheiten  erörtert  oder  beratlicu  werden  sollen,  einen  oder  zwei  Polizei- 
Beamte  oder  eine  oder  zwei  andere  Personen  als  Abgeordnete  zu  sendeu. 

Die  Abgeordneten  dürfen,  wenu  sie  Polizei-Beamte  sind,  nur  iu  ihrer  Dienstkleidung 
oder  unter  ausdrücklicher  Kundgebung  ihrer  dienstlichen  Eigenschaft  erscheinen.  Sind 
sie  nicht  Polizei-Beamte,  so  müssen  sie  durch  besondere  Abzeichen  erkennbar  sein. 

Den  Abgeordneten  muss  ein  besonderer  Platz  eingeräumt,  ihnen  auch  auf  Erfordern 
durch  den  Vorsitzenden  Auskunft  Uber  die  Person  der  Redner  gegeben  werden. 

§.  5.  Die  Abgeordneten  der  Polizei-Behörde  sind,  vorbehaltlich  des  gegen  die  Be- 
teiligten gesetzlich  einzuleitenden  Strafverfahrens,  befugt,  sofort  jede  Versamm- 
luug  aufzulösen,  bezüglich  deren  die  Bescheinigung  der  erfolgte u Anzeige  §§.  1 
und  3)  nicht  vorgelegt  werden  kann.  Ein  Gleiches  gilt,  wenn  in  der  Versammlung 


u.  Gleichartige  Mitteilungen  auch  nur  für  die  grösseren  anderen  Staaten  würden  zu  viel 
Raunt  fortnehmen,  — dürften  auch  im  Hinblick  auf  du«  hoffentlich  bald  zu  erwartende 
Reichs-Vereinsgesetz  ein  su  vorübergehendes  Interesse  haben.  Es  genügt  wohl,  — wie 
geschehen  — die  Aufmerksamkeit  der  Bet  heiligten  auf  die  Beachtung  dieser  Rechts- 
niateric  hingewiesen  zu  haben  und  durch  Darstellung  dessen,  was  in  P re  u s s e n Rechtens 
ist,  die  leitenden  Grundzüge  der  meisten  andern  Deutschen  Gesetzgebungen  anzudeuten, 
b.  Oeffentli che  Angelegenheiten  sind  im  Gegensätze  zu  reinen  Privat-Angelegenheiten 
solche,  welche  das  Gebiet  des  staatlichen  Bebens , die  Gesetzgebung  und  die  Verwal- 
tung des  Staates,  seine  politischen  und  sozialen  Einrichtungen  betreffen. 

C#  Ks  genügt  die  Anzeige , dass  überhaupt  öffentliche  Angelegenheiten  er- 
örtert und  berathen  werden  sollen;  eine  bestimmte  Bezeichnung  dieser  Angelegen- 
heiten ist  nicht  erforderlich. 

U.  Also  die  hier  in  Rede  stehenden  Vereine  sind  gesetzlich  verpflichtet,  bestimmte 
Satzungen  zu  errichten. 
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Anträge  odor  Vorschläge  erörtert  werden,  die  eine  Aufforderung  oder  Anrei- 
zung zu  strafbaren  Handlungen  enthalten;  oder  wenn  in  der  Versammlung 
Bewaffnete  erscheinen,  die  der  Aufforderung  des  Abgeordneten  der  Obrigkeit  ent- 
gegen, nicht  eutferut  werden. 

8*  8,  Sobald  ein  Abgeordneter  der  Polizei-Behörde  die  Versammlung  für  aufgelöst 
erklärt  hat,  sind  alle  Anwesenden  verpflichtet,  sich  sofort  zu  entfernen.  Diese  Er- 
klärung kann  nöthigenfnlis  durch  die  bewaffnete  Macht  zur  Ausführung  gebracht 
werden. 

§.7.  Niemand  darf  in  einer  Versammlung  bewaffnet  erscheinen , 
mit  Ausnahme  der  im  Dienst  befindlichen  Polizei-Beamten. 

8.8.  Für  Vereine,  welche  bezwecken,  politische  Gegenstände  in  Versamm- 
lungen zu  erörtern,  gelten  ausserdem  besondere  Beschränkungen.« 

8.  Es  ist  wohl  zu  bemerken,  dass  durch  die  Vorschriften  der  Gewerbe-Ordnung 
die  ansscrhnlb  der  gewerblichen  Arbeits-Verhältnisse  gesetzlich  bestehenden 
Beschränkungen  der  Verabredung  von  Arbeits-Einstellungen,  wie  rflcksiehtlich  des 
Gesindes,  der  S c hi  f f sk  n ech  te  , der  Dienstleute  und  sonstiger  lund- 
wirt h sch  aftl  icher  Arbeiter  nicht  berührt  werden. 

(Für  Freussen  siehe  Gesetz  v.  24.  April  1854,  Ges.-Samml.  1854,  S.  215.) 

Dagegen  finden§§.  t 5 2 und  153  auch  auf  Bergwerks-Besitzer 
und  -Arbeiter  Anwendung  s.  oben  §.  6). 

Vgl.  auch  Note  I zu  §.  109. 

{$.  153.  Wer  Andere  durch  Anwendung  körperlichen  Zwangs, 
durch  Drohungen,  durch  Ehrverletzung  oder  durch  Verrufs- 
Erklärung  bestimmt  oder  zu  bestimmen  versucht,  an  solchen  Verabredun- 
gen (§.  152)  Theil  zu  nehmen,  oder  ihnen  Folge  zu  leisten,  oder  Andere 
durch  gleiche  Mittel  hindert  oder  zu  hindern  versucht  von  solchen  Verab- 
redungen zurückzutreten , wird  mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft, 
sofern  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetz  nicht  eine  härtere  Strafe  ein- 
tritt.  >)  ») 

1 Die  Erfahrungen,  welche  bisher  hinsichtlich  der  Ausschreitungen 
bei  Ausübung  des  Rechts  verabredeter  Arbeits-Einstellung  ge- 
macht  worden  sind,  lassen  es  räthlich  erscheinen,  hier  noch  folgende  Bestimmung 
des  Strafgesetzbuches  vom  15.  Mai  IS71  *)  in  Erinnerung  zu  bringen: 

8-  110.  Wer  öffentlich  vor  einer  Menschenmenge,  oder  wer  durch  Verbreitung 
oder  öffentlichen  Anschlag  oder  öffentliche  Ausstellung  von  Schriften  oder  anderen 
Darstellungen  zum  Ungehorsam  gegen  Gesetze  oder  rechtsgil tiga  Ver- 
ordnungen oder  gegen  die  von  der  Obrigkeit  innerhalb  ihrer  Zu- 
ständigkeit getroffenen  Anordnungen  auffordert,  wird  mit  Geldstrafo 
bis  zu  zweihundert  Thalem  oder  mit  Gefängniss  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 

8.  111.  Wer  auf  die  vorbezeichnete  Weise  zur  Begehung  einer  strafbaren 
Handlung  auffordert,  ist  gleich  dem  Anstifter  zu  bestrafen,  wenn  die  Auffor- 
derung die  strafbare  Handlung  oder  einen  strafbaren  Versuch  derselben  zur  Folge  ge- 
habt imt. 

Ist  die  Aufforderung  ohne  Erfolg  geblieben,  so  tritt  Geldstrafe  bis  zu  zweihundert 
Thalcra  oder  Gefängniss-Strafe  bis  zu  Einem  Jahre  ein.  Die  Strafe  darf  jedoch,  der 
Art  oder  dem  Masse  nach,  keine  schwerere  sein,  als  die  auf  die  Handlung  selbst  an- 
ged  ruhte. 

§.  118.  Wer  einem  Beamten  , welcher  zur  Vollstreckung  von  Gesetzen,  von  Be- 
fehlen und  Anordnungen  der  Verwaltungs-Behörden  oder  von  Urtheilcn  und  Verfü- 
gungen der  Gerichte  berufen  ist,  in  der  rechtmässigen  Ausübung  seines 

*;  Vgl  Meyer-Thora  Straf- Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich.  S.  «U  ff. 
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Amtes  durch  Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit  Gewalt  Widerstand 
leistet,  oder  wer  einen  solchen  Ueauiten  wahrend  der  rechtmässigen  Ausübung  sei- 
nes Amtes  thntsächlich  angreift,  wird  mit  Gefangniss  bis  zu  zwei  Jahren  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  fünfhundert  Thalcrn  bestraft. 

Dieselbe  Strafe  tritt  ein,  wenn  die  Handlung  gegen  Personen,  welche  zur  Unter- 
stützung des  Beamten  zugezogen  waren,  oder  gegen  Mannschaften  der  bewaffneten 
Macht  oder  igegou  Mannschaften  einer  Gemeinde-,  Schutz-  oder  ßilrgerwehr  in  Aus- 
übung des  Dienstes  begangen  wird. 

y.  114.  Wer  es  unternimmt,  durch  Gewalt  oder  Drohung  eine  Be- 
hörde oder  einen  Beamten  zur  Vornahme  oder  Unterlassung  einer 
Amtshandlung  zu  nöthigen,  wird  mit  Gcfängniss  bestraft. 

$.  115.  Wer  au  einer  öffentlichen  Zusammenrottung,  bei  welcher 
eine  der  in  den  §$.  113  und  114  bczeiclmctcn  Handlungen  mit  vereinten  Kräften  be- 
gangenwird, Theil  nimmt,  wird  wegen  Aufruhrs  mit  Gefängnis»  nicht  unter  sechs 
Monaten  bestraft. 

Die  Rädelsführer,  sowie  diejenigen  Anführer,  welche  eine  der  in  den  6$. 
113  und  114  bezeichneten  Handlungen  begehen,  werden  mit  Zuchthaus  bis  zu  zehn 
Jahren  bestraft;  auch  kann  auf  Zulässigkeit  von  1‘olizei-Aiifsieht  erkannt  werden 
Sind  mildcrndu  Umstände  vorhanden,  so  tritt  Gelanguisa-Strafe  nicht  unter  sechs  Mo- 
naten ein. 

6.  1 10.  Wird  eine  auf  üffcntliehcn  Wegen,  Strassen  oder  Plätzen  versammelte 
Volksmenge  von  dem  zuständigen  Beamten  oder  Befehlshaber  der  bewaffneten  Macht 
aufgefordert,  sich  zu  entfernen,  so  winl  jeder  der  Versammelten,  welcher  naeit  der 
dritten  Aufforderung  sieh  nicht  entfernt,  wegen  Auilaufs  mit  Gefuuguisa  bis  zu 
drei  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfhundert  Thalcrn  bestraft. 

Ist  bei  einem  Aufläufe  gegen  die  Beamten  oder  die  bewaffnete  Macht  mit  ver- 
einten Kräften  thätlicher  Widerstand  geleistet  oder  Gewalt  verllbt  worden,  so  treten 
gegen  Diejenigen,  welche  an  diesen  Handlungen  Theil  genommen  halten,  die  Strafen 
des  Aufruhrs  ein. 

y.  134.  Wer  öffentlich  angosch  1 agene  Beka  n ntuiach ungen , Ver- 
ordnungen, Befehle  oder  Anzeigen  von  Behörden  oder  Beamten 
böswillig  abreisst,  beschädigt  oder  verunstaltet,  wird  mit  Geldstrafe 
bis  zu  einhundert  Thalcrn  oder  mit  Gefiiugniss  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

y.  340.  Wer  einen  Anderen  widerrechtlich  durch  Gewalt  oder 
durch  Bedrohung  mit  einem  Verbrechen  oder  Vergehen  zu  einer 
Handlung,  Duldung  oder  Unterlassung  uüthigt,  wird  mit  Gefängnis»  bis 
zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  zweihundert  Thaleru  bestraft 

Der  Versuch  ist  strafbar. 

Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

y.  241.  Wer  einen  Anderen  mit  der  Begehung  eines  Verbrochen» 
bedroht . wird  mit  Gefangniss  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  ein- 
hundert Thalern  bestraft. 

Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

2.  Kür  den  Gewerbe-Betrieb  sind  ferner  noch  folgende  Bestimmungen  des 
Strafgesetzbuches  von  besonderer  Wichtigkeit:*) 

y.  174.  Mit  Zuchthaus  bis  zu  fdnf  Jahren  werden  bestraft : 

Aerztc  oder  andere  Medizinal-Personen,  welche  in  Gefängnissen  oder  in 
öffentlichen,  zur  PHege  von  Kranken,  Armen  oder  anderen  HUIflosen  bestimmten  An- 
stalten beschäftigt  oderangestellt  sind,  wenn  sie  mit  den  in  das  Gefangniss  »der  in 
die  Anstalt  aufgenommenen  Personen  unzüchtige  Handlungen  vornehmen. 

Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  Gefangniss-Strafe  nicht  unter  sechs 
Monaten  ein. 

y.  184.  Wer  nuzllchtige  Schriften,  Abbildungen  oder  Darstellungen  verkauft,  ver- 
tlieilt  oder  sonst  verbreitet,  oder  an  Orten,  welche  dem  Publikum  zugänglich  sind, 
ausstellt  oder  auschlügt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundert  Thalern  oder  mit  Ge- 
fangniss bis  zu  seohs  Monaten  bestraft. 

y.  828.  Wer  durch  Fahrlässigkeit  den  Tod  eiues  Menschen  verursacht,  wird  mit 
Geflingniss  bis  zu  drei  Jahren  bestraft. 


*)  MeyeZ-Thorn  Straf-Gesetsbuch.  S.  266  ff..  2$)  ff.  u.  292  ff. 
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Wenn  der  Thäter  zn  der  Aufmerksamkeit,  welche  er  aus  den  Au^en  setzte,  vermöge 
seines  Amtes.  Berufes  oder  Gewerbes  besonders  verpflichtet  war.  so  kann  die  Strafe 
bis  auf  flinf  Jahre  Gefängnis«  erhöht  werden. 

#.  230.  Wer  durch  Fahrlässigkeit  die  Körper-Verletzung  eitles  Anderen  verur- 
sacht, wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Thalern  oder  mit  Gefängnis«  bis  zu  zwei 
Jahren  bestraft. 

War  der  Thäter  zu  der  Aufmerksamkeit,  welche  er  aus  den  Augen  setzte,  vermöge 
seines  Amtes,  Berufes  oder  Gewerbes  besonders  verpflichtet,  so  kann  die  Strafe  auf 
drei  Jahre  Gefangniss  erhöht  werden. 

#.  20»i.  Wegen  Untreue  werden  mit  Gefangniss,  neben  welchem  auf  Verlust  der 

bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden  kann,  bestraft:  — 

3. Feldmesser,  Versteigerer,  Mäkler,  Oliterbestätiger,  Schaffner, 
Wäger,  Messer,  Bracker,  Schauer,  Stauer  und  andere  zur  Betrei- 
bung ihres  Gewerbes  von  der  Obrigkeit  verpflichtete  Personen, 
weuu  sie  bei  deu  ihnen  übertragenen  Geschäften  absichtlich  diejenigen  Iicnachthei- 
ligen.  deren  Geschäfte  sie  besorgen. 

Wird  die  Untreue  begangen,  um  sich  oder  einem  Anderen  einen  Vermügensvor- 
theil  zu  v erschaffen,  so  kann  nebeu  derGefiingniss-Strafe  auf  Geldstrafe  bis  zu  ein- 
tausend Thalern  erkannt  werden. 

jj.  274.  Mit  Gefangniss,  neben  welchem  auf  Geldstrafe  bis  zu  eintausend  Tha- 
lern erkannt  werden  kann,  wird  bestraft,  wer 

2.  einen  Grenzsteiu  oder  ein  anderes  zur  Bezeichnung  einer  Grenze  oder  eines 
Wasserstandes  bestimmtes  Merkmal  iu  der  Absicht,  einem  Anderen  Nächtlich  zu- 
z u fügen,  wegnimmt,  vernichtet,  unkenntlich  macht,  verrückt  oder  fälschlich  setzt. 

$.  277.  Wer  unter  der  ihm  nicht  zns teilenden  Bezeicli  u ung  al s 
Arzt  oder  als  eine  andere  approbirtc  Mediziual-Person  oder  uiilierechtigt  unter  dem 
Namen  solcher  Personen  ein  Zeugniss  über  seinen  oder  eines  Anderen  Gesundheitszu- 
stand ansstellt  oder  ein  derartiges  echtes  Zeugniss  verfälscht,  und  davon  zur  Täu- 
schung von  Behörden  oder  Versicherungs-Gesellschaften  Gebrauch  macht,  wird  mit 
Gefangniss  bis  zu  einem  Jahre  bestraft. 

278.  Aerzte  und  andere  approbirtc  Medizinal-Personon.  welche 
ein  unrichtiges  Zeugniss  über  den  Gesundheitszustand  eines  Menschen  zum  Gebrauche 
lioi  einer  Beliörde  oder  Versicherungs-Gesellschaft  wider  besseres  Wissen  aiissteilen, 
werden  mit  Gefangniss  von  einem  Monat  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 

J}.  280.  Neben  einer  nach  Vorschrift  der  §§.  271,  277,  27S  erkannten  Gefängniss- 
Strafo  kann  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden. 

§.  281.  Kaufleute,  welche  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  werden  wegen  be- 
trug liehen  Baukerutts  mit  Zuchthaus  bestraft,  wenn  sie,  in  der  Absieht  ihre 
Gläubiger  zu  bcnachthciligcu, 

1.  Vermögensstlicke  verheimlicht  oder  bei  Seite  geschafft  haben; 

2. Schulden  oder  Rechtsgeschäfte  anerkannt  od  er  «u  fge  s tel  1 1 ha- 
ben, welche  ganz  oder  theilweise  erdichtet  sind; 

3.  HaudelsbUcher  zu  führen  unterlassen  haben,  deren  Führung  ihnen  ge- 
setzlich oblag,  oder 

4.  ihre  liandelsbiicher  vernichtet  oder  verheimlicht  oder  so  geführt 
oder  verändert  haben,  dass  dieselben  keine  Ucbersiclit  des  Vermögens-Zustandes 
gewähren. 

Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  Gefangniss-Strafe  nicht  unter  drei 
Monaten  ein. 

$.283.  Kaufleute,  welche  ihre  Zahlungen  eingestellt  hallen,  werden  wegen  ein- 
fachen B»  n kc  r u t ts  mit  Gefangniss  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft,  wenn  sie 

1 . durch  Au  f wand  , Spiel  oder  Di  ff  er  en  z hau  de  I mit  Waare  n oder  Bör- 
sen papieren  übermässige  Summen  verbraucht  haben  oder  schuldig  ge- 
worden sind; 

2.  Handclshilchcr  zu  führen  unterlassen  haben,  deren  Führung  ihnen  ge- 
setzlich oblag,  oder  dieselben  verheimlicht,  vernichtet  oder  so  unordentlich  ge- 
führt haben,  dass  sie  keine  Ucbersiclit  des  Vermögens-Zustandes  gewähren,  oder 

3.  es  unterlassen  haben,  die  Bilanz  ihres  Vermögens  in  dergesetz- 
licb  v or g esch r iebeneu  Zeit  zu  ziehen. 

jj.  284.  Wer  aus  dem  Glücksspiele  ein  Gewerbe  macht,  wird  mit  Ge- 
fängniss  bis  zn  zwei  Jahren  bestraft,  neben  welchem  auf  Geldstrafe  von  einhundert 


Digitized  by  Google 


Gewerbe-Ordnung. 


Zu§.  153. 


lf)6 

bi»  zu  twei  tausend  Thalern,  sowie  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt 
werden  kann 

Ist  der  Vernrtheilte  ein  Ausliiniier,  so  ist  die  Landes-Polizeibehördc  befugt,  den- 
selben aus  dem  Buudes-Gebiete  zu  verweisen. 

jj.  SSö.  Uer  Inhaber  eines  öffentlichen  Versammlungsorts,  wel- 
cher Glücksspiele  daselbst  gestattet  oder  zur  Verheimlichung  solcher  Spiele 
mitwirkt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfhundert  Thalern  bestraft. 

y.  380.  Wer  ohne  obrigkeitliche  Erlaubnis»  öffentliche  Lot- 
terien veranstaltet,  wird  mit  Gefäugnlss  bis  zu  zwei  dahron  oder  mit  Geldstrafe 
bis  zu  eintausend  Thalern  bestraft. 

Den  Lotterien  sind  öffentlich  veranstaltete  Ausspielungen  beweglicher  oder  unbe- 
weglicher Sachen  gleich  zu  achten. 

{f.  287.  Wer  Waarcn  oder  deren  Verpackung  fälschlich  mit  dem 
Namen  oder  der  Firma  eine»  inländischen  Fabrik-Unternehmers, 
Produzenten  oder  Kaufmanns  bezeichnet  oder  wissentlich  dergleichen 
fälschlich  bezeichnet©  Waaren  in  Verkehr  bringt,  wird  mit  Geldstrafe  von  fünfzig  bis 
zu  eintausend  Thalern  oder  mit  Gcfätigniss  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Dieselbe  Strafe  tritt  ein,  wenn  die  Handlung  gegen  Angehörige  eines  fremden 
Staates  gerichtet  ist,  in  welchem  nach  veröffentlichten  Staats- Verträgen  oder  nach 
Gesetzen  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 

Die  Strafe  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  der  Waareubezeie.htiung 
der  Name  oder  die  Firma  mit  so  geringen  Abänderungen  wiedergegeben  wird,  dass 
die  letzteren  nur  durch  Anwendung  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgemmimen  wer- 
den können. 

y.  290.  Oe  ffentliche  Pfandleiher,  welche  die  von  ihnen  in  Pfand 
genommenen  Gegenstände  unbefugt  in  Gebrauch  nehmen,  werden 
mit  Gelnngniss  bis  zu  einem  dahre,  neben  welchem  auf  Giddstrafe  bis  zu  dreihundert 
Thalern  erkannt  werden  kann,  bestraft. 

y.  300.  A erzte , Wundärzte,  ilcbaui  men,  A potheker  so  wie  die  Ge- 
hiiifen  dieser  Personell  werden,  wenn  sie  unbefugt  Pri vatgeheim- 
nisse  offenbaren,  die  ihnen  kraft  ihres  Amtes,  Standes  oder  Gewerbes  anver- 
traut sind,  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfhundert  Thalern  oder  mit  Gefängnis»  bis  zu  drei 
Mouateu  bestraft. 

Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

jf.  33-1.  Wer  vorsätzlich Gegenstände,  welche  zum  öffentlichen  Verkaufe 

oder  Verbrauche  bestimmt  sind,  vergiftet  oder  deuselben  Stoffe  beimischt,  von 
denen  ihm  bekannt  ist,  dass  sic  die  menschliche  Gesnndheit  zu  zerstören  geeignet  sind, 
ingleichen,  wer  solche  vergiftete  oder  mit  gefährlichen  Stoffen  ver- 
mischte Sachen  wissentlich  und  mit  Verschweigung  dieser  Eigenschaft  verkauft, 
feilhält  oder  sonst  in  Verkehr  bringt,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  zehn  Jahren  nnd, 
wenn  durch  die  Handlung  der  Tod  eines  Menschen  verursacht  worden  ist,  mit  Zucht- 
haus nicht  unter  zehn  Jahren  oder  mit  lebenslänglichem  Zuchthaus  bestraft.  * 

y.  8314.  Ist  eine  der  im  § 324  bezeichneten  Handlungen  aus  Fahrlässigkeit  began- 
gen worden,  so  ist,  wenn  durch  die  Handlung  ein  Schaden  verursacht  norden  ist,  auf 
Gefängnis«  bis  zu  einem  Jahre  und,  wenn  der  Tod  eines  Menschen  verursacht  worden 
ist,  auf  Uefängniss  von  einem  Monat  bis  zu  drei  Jahreu  zu  erkenueu. 

y.  3(40.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzig  Thalern  oder  mit  Haft  wird  bestraft 

* a.  Vgl.  wegen  Verwendung  ar sen i k h a 1 1 iger  Kupferfarben  die  Minist.-Ver- 
fßgungen  vom  3.  Januar  IS4S,  — 3,  Mai  1950,  2.  Mai  1 SA J , und  29.  Dez.  IS54. 

M B.  d.  i.  V.  ISIS,  S.  15;  1950,  S.  129;  1851,  S.  37;  1855,  S.  6.'  — 

b.  Vgl.  Sächsische  Verordnung  vom  9.  März  l»72,  befreffend  die  zu  Kinder- 
Spielwaaren,  Tusch-  und  Malcrkaaten  zu  verwendenden  Farben. 

c.  Durch  Verordnung  des  Polizei-Präsidiums  zu  Berlin  vom  ' ^ s ‘ ^ j„t  1,,.'. 

14.  Novbr.  1972 

Strafe  verboten  worden:  zum  Färben  von  Spielwaaren  und  Genuas- 
mittein,  Präparate  und  Farben,  welche  Arsenik,  Antimon  SpiessglanzJ,  Blei. 
Chrom,  Kupfer.  Koball,  Volvbdän  , Kadmium,  Zink,  Mangan  , Nickel,  Uran, 
Wismuth,  Zinn,  Quecksilber  (mit  Ausnahme  des  reinen  Zinnobers},  Gummi-Gutti 
oder  Pickrin-Säure  enthalten  , sowie  Unrechtes  Blattsilber,  zu  verwenden,  sowie 
Spielwaaren  und  Genussmittel,  weiche  mitdiesen  Stoffen  gefärbt  sind,  zu  verkaufen  . 


Digitized  by  Google 


Zu  § 153. 


Tit.  X.  Straf-Bestimmungen. 


157 


4.  wer  ohne  schriftlichen  Auftrag  einer  Behörde  Stempel,  Siegel,  Stiche,  Platten  oder 
andere  Formen,  weiche  r.or  Anfertigung  von  Metall-  oder  Papiergeld,  oder  von 
solchen  Papieren,  welche  nach  0 149  dem  Papiergelde  gleich  geachtet  werden,  oder 
von  Stempelpapier,  öffentlichen  Bescheinigungen  oder  Beglaubigungen  dienen  kön- 
nen, anfertigt  oder  an  einen  Anderen  als  die  Behörde  verabfolgt; 

5.  wer  ohue  schriftlichen  Auftrag  einer  Behörde  den  Abdruck  der  in  N'r.  1 genann- 
ten Stempel.  Siegel,  Stiche.  Platten  oder  Formen,  oder  einen  Druck  von  Formu- 
laren zu  den  daselbst  bezeichneten  öffentlichen  Papieren , Beglaubigungen  oder 
Bescheinigungen  unternimmt,  oder  Abdrücke  an  einen  Anderen  , als  die  Behörde 
verabfolgt ; 

b.  wer  Waaren-Kinpfehlungskarten . Ankündigungen  oder  andere  Drucksachen  oder 
Abbildungen,  welche  in  der  Form  oder  Verzierung  dem  Papiergelde  oder  den  dem 
Papiergelde  nach  §.  149  gleich  geachteten  Panieren  ähnlich  sind,  anfertigt  oder 
verbreitet,  oder  wer  Stempel,  Stiche,  Platten  oder  andere  Formen,  welche  zur  An- 
fertigung von  solchen  Drucksachen  oder  Abbildungen  dienen  können,  anfertigt, 

7.  wer  unbefugt  die  Abbildung  von  Wappen  eines  Bunde.« fürsten  zur  Bezeichnung 
von  Waaren  auf  Aushängeschildern  oder  Etiketten  gebraucht; 

9.  wer  gesetzlichen  Bestimmungen  zuwider  ohne  Genehmigung  der  Staats  - Behörde 
Aussteuer-,  Sterbe-  oder  Wittwen-Kasseu  , Versicherungs-Anstalten  oder  andere 
dergleichen  G<  Seilschaften  oder  Anstalten  errichtet,  welche  bestimmt  sind,  gegen 
Zahlung  eines  Einkaufsgcldes  oder  gegen  Leistung  von  Geld-Beiträgen  beim  Ein- 
tritte gewisser  Bcdi ngungen  oder  Fristen,  Zahlungen  au  Kapital  oder  Heute  zu  leisten ; 
12.  wer  als  Pfandleiher  bei  Ausübung  seines  Gewerbes  den  darüber  erlassenen  Anord- 
nungen zuwidcrhandolt ; 

14.  wer  unbefugt  auf  einem  öffentlichen  Wege,  einer  Strasse,  einem  öffentlichen  Platze 
oder  in  einem  öffentlichen  Versammlungsorte  Glücksspiele  hält.  >) 
ln  den  Fällen  der  Nummern  4..  5.,  ti.  und  1 1.  kann  neben  der  Geldstrafe  oder  der 
Haft  auf  Einziehung  der  Stempel,  Siegel,  Stiche,  Platten  oder  anderen  Formen,  der 
Abdrücke  oder  Abbildungen  oder  der  auf  dem  Spieltische  oder  in  der  Bank  hufiud- 
liehen  Gelder  erkannt  werden,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurtheilten  gehören 
oder  nicht. 

g.  MS.  Wer,  um  Behörden  oder  Privatpersonen  zum  Zwecke  seines  besseren  Fort- 
kommens zu  täuschen.  Pässe,  MillUir-Abschiede,  W ande r- Büche r oder  son- 
stige Legitimations-Papiere,  Dienst-  oder  Arbeits-Bücher  oder 
sonstige  aufGrund  besonderer  Vorschriften  auszustellende  Zeugnisse,  sowie  Führungs- 
osler Fälligkeits-Zeugnisse  fslsch  anfertigt  oder  verfälscht,  oder  wissentlich  von  einer 
solchen  falschen  oder  verfälschten  Urkunde  Gebrauch  macht,  wird  mit  Haft  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  fünfzig  Thalcrn  bestraft. 

Gleiche  .Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  zu  demselben  Zwecke  von  solchen  für 
einen  Anderen  ausgestellten  echten  Urkunden,  als  ob  sie  für  ihn  ausgestellt  seien, 
Gebrauch  macht,  oder  welcher  solche  für  ihn  ausgestellte  Urkunden  einem  Anderen 
zu  dem  gedachten  Zwecke  überlässt. 

$.  365.  Wer  in  eiuer  Schaukstubc  oder  an  einem  öffentlichen  Vergnllgungsortc 
ii  be r die  gebe tc ne  Po I i ze i s t u n de  h i na u » verweilt,  ungeachtet  der  W irlh.  sein 
Vertreter  oder  ein  Polizei-Beamter  ihu  zum  Fortgehen  aufgefordert  hat,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  zu  fünf  Thalcrn  bestraft. 

Der  Wirth,  welcher  das  Verweilen  seiner  Gäste  über  die  gebotene  Polizeistunde 
hinaus  duldet,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu, zwanzig  Thalcrn  oder  mit  Haft  bis  zu  vier- 
zehn Tagen  bestraft 

#.  366.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  zwanzig  Thalem  oder  mit  Haft  bis  zu  vierzehn  Tagen 
wird  bestraft : 

1.  wer  den  gegen  die  Störung  der  Feier  der  Sonn-  und  Festtage  erlassenen 
Anordnungen  zuwiderhaudelt; 

9.  wer  auf  öffentlichen  Wegen,  Strassen  oder  Plätzen  Gegenstände,  durch  welche 
der  freie  Verkehr  gehindert  wird,  aufstellt,  hinlogt  oder  liegen  lässt; 
ln.  wer  die  zur  Erhaltung  der  Sicherheit,  Beouomliehkeit,  Reinlichkeit  und  Ruhe  auf 
den  öffentlichen  Wegen,  Strassen  und  Plätzen  erlassenen  Polizei-Verordnungen 
Übertritt. 

R.  367.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzig  Thalcrn  oder  mit  Haft  wird  bestraft ; 

')  Die  Ausspielungen  von  Waaren  vermittelst  Würfel  oder  Murmel,  eines  Rades,  einer 
»og.  Druckmaschine  oder  anderer  Apparate  werden  in  Oldenburg  nicht  mehr,  anch  nicht 
auf  Jahrmärkten  gestattet.  !§.  13  der  Ausführ. -V.  r.  4.  Januar  I « 70;  5.  u.  Theil  II,  10.! 
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3.  wer  ohne  polizeiliche  Erlaubnis» G i ft  oder  Arzeneieu,  soweit  der  Handel  mit  den- 
selben uiclit  freigegeben  ist,  zubereitet,  feilhiilt,  verkauft  oder  sonst  an  Andere  Uberlässt , 

4.  wer  ohne  die  vorgeschriebene  Erlaubnis»  Schiesspulver  oder  andore  explodirendc 
Stoffe  oder  Feuerwerke  zubereitot ; 

j.  werbet  der  Aufbewahrung  oder  bei  der  Beförderung  von  Giftwaaren,  Schiess- 
pulvcroder  anderen  explodirenden  Stoffen  oder  Feuerwerken , oder  bei  AusUbung 
der  Befugnis»  zur  Bereitung  oder  Feilhaltung  dieser  Gegenstände  sowie  der  Arzeueien 
die  desshalb  ergangenen  Verordnungen  nicht  befolgt , 

6.  wer  Waaren,  Materialien  oder  andere  Vorräthe,  welche  sich  leicht  von  selbst 
entzünden  oder  leicht  Feuer  fangen,  an  Orten  oder  in  Behältnissen  aufbewahrt,  wo 
ihre  Entzündung  gefährlich  werden  kann,  oder  wer  Stoffe,  die  nicht  ohne  Gefahr 
einer  Entzündung  bei  einander  liegen  können,  ohne  Absonderung  aufbewahrt ; 

7.  wer  verfälschte  oder  verdorbene  Getränke  oder  Esswaaren,  insbesondere 
trichinenhaltiges  Fleisch  feilliält  oder  verkauft; 

9.  wer  einem  gesetzlichen  Verbot  zuwider  Stoss-,  Hieb-  oder  Schusswaffen, 
welche  in  Stöcken  oder  Köhren  oder  in  ähnlicher  Weise  verborgen  sind,  feilhält  oder 
mit  sich  führt; 

14.  wer  Ba  utei\  oder  Ausbesserungen  von  Gebäuden.  Brunnen,  Brücken,  Schleiissen  oder 
anderen  Bauwerken  vornimmt,  ohne  die  von  der  Polizei  angeordneten  oder  sonst  er- 
forderlichen Sieherungsmassregeln  zu  treffen ; * ; 

15.  wer  als  Bauherr.  Baumeister  oder  Bauhandwerker  einen  Bau  oder  eine  Ausbosserung, 
wozu  die  polizeiliche  Genehmigung  erforderlich  ist,  ohne  diese  Genehmigung  oder  mit 
eigenmächtiger  Abweichung  von  dem  durch  die  Behörde  genehmigten  Bauplane  aus- 
fiilirt  oder  ausfUhren  lässt. 

In  den  Fällen  der  Nummern  7 und  9 kann  neben  der  Geldstrafe  oder  der  Haft  auf  ilie 
Einziehung  der  verfälschten  oder  verdorbenen  Getränke  oder  Esswaaren  , ingleichen  der 
verbotenen  Waffen  erkannt  werden,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurteilten  ge- 
hören oder  nicht. 

§.  !MM).  Mit  Geldstrafe  bis  zu  dreissig  Thalern  oder  mit  Haft  bis  zu  vier  Wochen 
werden  bestraft : 

1.  Schlosser,  welche  ohne  obrigkeitliche  Anweisung  oder  ohne  Genehmigung  des  In- 
habers einer  Wohnung  Schlüssel  zu  Zimmern  oder  Behältnissen  in  der  letzteren 
anfertigen  oder  Schlösser  an  denselben  öffnen , ohne  Genehmigung  dos  Hausbesitzers 
oder  seines  Stellvertreters  einen  Hausschlüssel  anfertigen,  oder  ohne  Erlaubniss 
der  Polizei-Behörde  Nachschlüssel  oder  Dietriche  verabfolgen. 

2.  Gewerbetreibende,  bei  denen  ein  zum  Gebrauche  in  ihrem  Gewerbe  geeignetes,  mit 
dem  gesetzlichen  Eich uugs-Sternpel  nie htvorsehene s Mas»  oder  Ge- 
wicht, oder  eine  unrichtige  Waage’*)  vorgefumlen  wird,  oder  welche  sieh  einer 
anderen  Verletzung  der  Vorschriften  über  die  Maäs-  und  Gewichts-Polizei  schuldig 
machen ; 

3.  Gewerhtreibendo,  welche  in  Feuer  arbeiten,  wenn  sie  die  Vorschriften 
nicht  befolgen,,  welche  von  der  Polizei-Behörde  wegen  Anlegung  und  Verwahrung 
ihrer  Feuerstätten,  sowie  wegen  der  Art  und  derZeit,  sich  des  Feuers  zu  be- 
dienen. erlassen  sind. 

In  dem  Falle  der  Nr.  2 ist  neben  der  Geldstrafe  oder  der  Haft  auf  die  Einziehung 
dos  tingceichtcn  Masses  und  Gewichtes,  sowie  der  unrichtigen  Waage  zu  erkennen. 


Schluss-Bestimmungen. 

154.  Die  Bestimmungen  der  §§.  128  bis  139  finden  auch  aut  die  Be- 
sitzer, beziehungsweise  Arbeiter  von  Bergwerken,  Aufbercitungs- 
Anstaltcn  und  unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oderGruben 
Anwendung.  ') 

Diejenigen  Bestimmungen,  welche  die  bezeichnctcn  Arbeiter  wegen 

•}  Schon  der  Besitz  eines  solchen  ungeeichten  Masses  oder  Gewichtes  ist  strafbar. 

**)  In  den  einzelnen  l’reussisehen  Regierungs-Bezirken  pflegen  besondere  Verord- 
nungen über  die  hei  Bau-Ausführungen  zu  treffenden  Sicherbeits-Masaregcln  zu  bestehen, 
vgl.  z B,  Amts-Bl.  der  Regierung  zu  Eiegnitz  1S4I,  S 217  ff., 
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groben  Ungehorsams,  beharrlicher  Widersetzlichkeit  oder  wegen  Verlassen* 
der  Arbeit  mit  Strafe  bedrohen,  werden  aufgehoben.  *) 

1 . Kür  den  Bereich  der  Bergwerke  und  Aufbereitung»  - Anstalten 
wird  in  Frousson  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  die  Beschäftigung  jugend- 
licher Arbeiter  betreffenden  Vorschriften  von  den  Be  rg- B eh  örde  n in  unterster 
Instanz  von  den  Rov  ier- Beamten  geführt.  Vgl.  Preuss.  Ausführ. -Anweis.  v. 
4.  Septbr.  1869,  Abschn.  1.  23;  s.  unt.  Theil  lt,  Nr.  1. 

Wegen  der  Arbeit  von  Frauen  und  jungen  Leuten  bis  16  Jahren  unter  Tage 
s.  oben  §.  127,  Note  5 und  §.  128,  Note  8;  — wegen  der  Knappschafts-Kassen 
s.  §.  141,  Note  4 . 

Die  nicht  erwünschte  Beschränkung  auf  unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oder 
Gruben  ist  in  dem  Haftpflicht-Gesetze  vom  7.  Juni  1&71,  §.  2 vermieden. 

2.  Folgerichtig  und  unzweideutiger  wäre  es  gewesen,  nicht  im  h.  6,  sondern 
im  §.  154  die  Ausdehnung  der  tj§.  152  und  153.  ebenso  wie  der  §(}.  128 — 139,  auf 
die  Besitzer  und  Arbeiter  von  Bergwerken  auszusprechen  und  dann  im  §.  6 nur 
auf  §.  154  zu  verweisen. 

4$.  155.  Wo  in  diesem  Gesetze  auf  die  Landes  Gesetze  verwiesen  ist, 
sind  unter  den  letzteren  auch  die  Verfassung»-  oder  gesetz  massig  erlassenen 
Verordnungen  verstanden.  '} 

Welche  Behörden  in  jedem  Bundesstaate  unter  der  Bezeichnung:  höhere 
Verwaltungs-  Behörde,  untere  Verwaltungs - Behörde , Gemeinde- Behörde, 
Orts- Behörde,  Unter- Behörde,  Polizei-Behörde,  Orts-Polizei-Behörde  zu  ver- 
stehen sind,  wird  von  der  Zentral  - Behörde  des  Bundesstaates  bekannt  ge- 
macht. *) 

1.  Zu  den  gesetzmässig  erlassenen  Verordnungen  sind  in  [’reussen  auch 
die  auf  Grund  der  Landes-Gesetzgebung  (Gesetz  über  die  Polizei-Verwaltung  v. 
II.  März  1850,  G.-S.  S.  265  llg.)  erlassenen  Polizei-Verordnungen  zu  zählen. 

2.  Ks  würde  zu  viel  Raum  fortnehmen  und  im  Allgemeinen  zu  wenig  Interesse 
darbieten,  für  alle  Bundesstaaten  die  theilweise  sehr  umfänglichen  Festsetzungen 
über  die  Zuständigkeit  der  Behörden  aus  den  Ausführungs- Verordnungen  zur  Ge- 
werbe-Ordnung hier  wiederzugeben.  Man  beschränkt  sich  deshalb  hier  darauf,  die 
betreffenden  Nachrichten  für  Preusscn,  flachsen,  Württemberg,  Baden 
uDd  Baiern  beizubringen: 

Preuasen:  Unter  der  Bezeichnung  : »höhere  Verwaltungs-Behörden«  sind  die 
Regierungen,  die  Landdrosteien  und  das  Polizei-Präsidium  in  Ber- 
lin, unter  der  Bezeichnung:  »untere  Verwaltungs-Behörden«  die  Landräthe.  die 
A m 1 8- H au  pt  leu  te  und  Ober- Am  t män  ner , ferner  in  den  deren  Aufsicht 
nicht  unterworfenen  Städten  die  städtischen  Polizei-Behörden,  oder  die 
an  Stelle  dieser  Behörden  amtirenden  Königlichen  Polizei-Behördon  Po- 
lizei-Direktionen und  Polizei-Präsidien  zu  verstehen. 

Als  »Gemeinde-Behörden«  im  Sinne  der  Gewerbe-Ordnung  sind  endlich 
diejenigen  Behörden  zu  betrachten,  welche  nach  der  in  den  einzelnen  Landest  hei- 
len geltenden  Gemeinde- Verfassung  den  Vorstand  der  Gemeinden  bilden. 

Sachsen : Unter  den  Bezeichnungen  : »nach  den  Landcs-Ücsetzen  zuständige 
Behörde,  untere  Verwaltungs-Behörde,  Unter-Behörde,  Polizei-Behörde,  Orts- 
Polizei-Behörde,  Gewerbe-Polizei-Behörde , Obrigkeit , Orts-Obrigkeit  und  Ge- 
meinde-Behörde« ist  überall  die  Verwaltungs-Behörde  erster  Instanz 
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nach  §§.  7 und  23  des  Gesetzes,  die  künftige  Einrichtung  der  Behörden  erster  In- 
stanz für  Rechtspflege  und  Verwaltung  betreffend,  vom  11.  August  1855,  unter 
«höhere  Verwaltungs-Behörde»  die  Kreis- U i rek  tion  , unter  »Zentral-Behörde« 
das  Ministerium  des  Innern  zu  verstehen . 

In  Württemberg  ist  für  die  Gewerbe-Verwaltung  der  Regel  nach  die  vorbe- 
reitende Behörde : das  Ober- Amt;  die  entscheidende  Behörde:  erster  Instanz  die 
Kreis-Regierung,  — zweiter  Instanz  — das  Ministerium  des  Innern. 

Für  Bayern  und  Baden  Hind  die  entsprechenden  Anguben  zum  grossen  Theil 
schon  oben  bei  den  einzelnen  §§  als  Noten  zu  finden. 

Im  Uebrigen  wird  sowohl  wegen  der  genannten  [5  Staaten,  als  auch  wegen 
Hessen,  den  beiden  Mecklenburg,  Sachsen- Weimar,  Oldenburg  und  Braun- 
schwoig  auf  die  unten  im  Theil  II  abgedruckten  Ausfübrungs- Verordnungen  ver- 
wiesen. 

Wer  bezüglich  der  kleineren  Staaten  ein  Anliegen  an  den  betreffenden  Fest- 
setzungen hat,  wird  leicht  die  nöthige  Auskunft  erlangen  können.*) 

§.  156.  Die  Titel  I,  11,  IV  bis  X dieses  Gesetzes  treten  drei  Monate 
nach  dessen  Verkündung,  der  Titel  III  tritt  am  1.  Januar  1870  in  Kraft. 

Das  Gesetz,  betreffend  den  Betrieb  der  stehenden  Gewerbe  vom  8.  Juli 
186b  Bundes  - Gesetzblatt , Seite  406),  tritt  drei  Monate  nach  Verkündung 
dieses  Gesetzes  ausser  Anwendung.  ')  5) 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beige- 
drucktem  Bundes- Insiegcl. 

Gegeben  Berlin,  den  21.  Juni  1869. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Graf v.  Bismarck. 

1.  Vgl.  oben  Seite  5 und  6 der  Einleitung. 

2.  Durch  die  Reichs-Gewerbe-Ordnung  müssen  für  beseitigt  erachlet  wer- 
den: alle  Gesetze  und  Verordnungen  der  Einzelstaalen.  welche  über  dieselben 
Gegenstände,  die  den  Inhalt  der  Gewerbe-Ordnung  bilden,  Bestimmung  treffen, 
oder  mit  den  leitenden  Grundsätzen  der  Gewerbe-Ordnung  unverträglich  sind. 


*i  Die  betr.  Verordnungen  sind  wörtlich  nbgedruckt  in  der  mehrfach  erwähnten  Ge- 
werbe-Ordnung von  Koller. 
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B.  Gesetz, 

betreffend 

die  Beschlagnahme  des  Arbeits-  oder  Dienstlohnes. 

Vom  21.  Juni  1HB9. 
lBnn«luH-Uff(>txb]att  filr  186»,  Nr.»25,  S.  242.) 

Dieses  Gesetz  ist  gegenwärtig  Reichs-Gesetz.  Siehe  Gesetz,  betreffend 
die  Verfassung  des  Deutschen  Reichs,  v.  16.  April  1871,  §.  2.,  und  Gesetz, 
betreffend  die  Einführung  Norddeutscher  Bundes-Gesetze  in  Bayern , vom 
22.  April  1871,  §.  2.#j.  Reichs-Ges. -Bl.  1871,  S.  83  u.  88.) 

Wir  Wilhel  m , von  Gottes  Gnaden  König  von  l’reussen  etc.  etc. 
verordnen  iin  Namen  des  Norddeutschen  Bundes  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bundcsrathes  und  des  Reichstags  was  folgt : 

1.  Die  Vergütung  (Lohn,  Gehalt,  Honorar  u.  8.  w.)  für  Arbeiten 
oder  Dienste,  welche  auf  Grund  eines  Arbeits-  oder  Dien  st- Verhältnisses  ge- 
leistet werden,  darf,  sofern  dieses  Verhältniss  die  Erwcrbsthätigkeit  des  Ver- 
güt ungs- Berechtigten  vollständig  oder  hauptsächlich  in  Anspruch  nimmt,  ') 
zum  Zwecke  der  Sicherstellung  oder  Befriedigung  eines  Gläubigers  erst  dann 
mit  Beschlag  belegt  werden , nachdem  die  Leistung  der  Arbeiten  oder 
Dienste  erfolgt  und  nachdem  der  'JTag,  an  welchem  die  Vergütung  gesetzlich, 
Vertrags-  oder  gewohnheitsinässig  zu  entrichten  war,  abgelaufen  ist,  ohne  dass 
der  Yergütungs-  Berechtigte  dieselben  eingefordert  hat.  J]  * 4) 

1.  Das  Gesetz  bezieht  sich  nur  auf  den  berufsmässigen  Lohn,  nicht 
auf  jede  Vergütung,  welche  vertragsmässig  für  Dienste  oder  Arbeiten  gewährt  wird. 

§.  1 der  Regierungs-Vorlage  hatte  bestimmte  Arbeiterklassen  : «Fabrik-,  Burg- 
und Hütten- Arbeiter,  Gesellen  undÜewerbe-Gehfllfen,  sowie  Dienstboten»,  gerade 
deshalb  genannt , um  sofort  zum  klaren  Verständnisse  zu  bringen , dass  bei  den 
genannten  Personen  ein  die  Erwerbsthätigkeit  Vollständigoder  hauptsächlich  in  An- 
spruch nehmendes  I.ohnvcrhältniss  obwaltet , also  bei  ihnen  die  Anwendung  der 
dem  bc  rufsmässigen  Lohne  gebührenden  Rücksichtsnahmen  unzweifelhaft  ein- 
tritt.  In  seiner  jetzigen  Fassung  hat  das  Gesetz  die  Anwendbarkeit  auf  alle  Lohn- 
empfänger an  die  Spitze  gestellt.  Der  Reichstag  wollte  »gleiches  Recht  für  .Alle«,  die 
sich  in  einem  stetigen  Arbeits-  oder  Dienst-Verhältnisse  befinden,  — gleichviel, 
von  welcher  Beschaffenheit  die  Vertrags-Personen  und  die  persönlichen  Dienste 
sind  : »für  Schreiber,  für  Fabrik-Arbeiter,  wie  für  ländliche  Arbeiter«. 

2.  Der  Regier u n ga-Entw  u rf  bezweckte  gleichfalls,  den  berufsmässigen 
Lohn  vor  der  Beschlagnahme  zu  schützen,  jedoch  nur  insoweit,  als  der  Lohn  zum 
nothdürftigen  Unterhalte  des  Schuldners  und  seiner  Familienglieder  erforderlich 
ist.  Diesen  nothwendigen  Unterhaltsbedarf  sollte  das  Gericht,  mit  Rücksicht  auf 
die  persönlichen  Verhältnisse  und  die  bürgerliche  Stellung  des  Schuldners,  nach 
billigem  Ermessen  festsetzen.  Der  Reichstag  hat  aber  jede  Lohn-Beschlagnahme 
schlechthin  abgelelmt.  Dem  Exekutionsrechte  soll  nicht  die  unverwerthete 
oder  noch  in  der  Verwerthung  begriffene  Arbeitskraft,  sondern 
nur  der  zu  Kapital  gewordene  Verdienst  unterliegen,  — sei  es,  dass  der  Berech- 
tigte ihn  eingufordert,  sei  es,  dass  er  ihn  nach  der  Fälligkeit  beim  Lohnherrn  hat 
stehen  lassen.  Leitend  waren  hierbei  folgende  Erwägungen:  »Es  sollte  der  unge- 
sunde Kredit,  — der  unmässige  Kredit  für  unnölhige  und  schlechte  Waaron,  un- 
möglich werden,  der  die  Arbeiter  in  eine  solche  Schuld- Knechtschaft  zu  bringen 
pflegt,  dass,  wenn  sie  von  dem  einen  Arbeitgeber  wegen  der  Lohn-Verkümmerung 
entlassen  sind  und  sich  nun  zu  einem  anderen  wenden,  sie  auch  dort  von  der  Be- 

R«ic8i-0«»*t*fl  io.  ErUater.  Tit.  I.  Bd.  3.  11 
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schlagnahme  wieder  verfolgt  werden,  daher  nicht  zu  Athem  kommen  können  und 
nur  zu  oft  Landstreicher  werden.  Wer  diesem  ruinösen  Kredit  der  Lohn-Beschlag- 
nahme einmal  verfallen  ist,  der  rettet  sich  schwerlich  wieder  heraus.  Der  Lohn- 
Arrest  erschien  als  eine  gesteigerte  Schuldhaft.  In  der  Schuldhaft  muss  der  Schuld- 
ner vom  Gläubiger  unterhalten  werden ; bei  dem  Lohn-Arreste  muss  der  Schuldner 
sich  selbst  unterhalten  aus  dem  Abfall,  den  ihm  der  Gläubiger  vom  Lohne  lässt. 
— das  ist  der  ganze  Unterschied.  Wenn  es  irgend  ein  Geschäft  giebt,  das  die  Be- 
zeichnung »wucherisch«  verdient,  so  ist  es  die  Kredit-Gewährung,  die  kein^  andere 
Grundlage  hat,  als  die  Möglichkeit,  den  Lohn  des  Schuldners  mit  Arrest  zu  be- 
stricken, als  die  Drohung,  den  Schuldner  durch  Lohn-Beschlagnahme  hrodlos  zu 
machen,  — die  solchergestalt  den  Leichtsinn  ausbeutet  und  auf  die  Noth  spekulirt. 
Zur  Befriedigung  eines  blossen  Vermögens-Anspruches  darf  nur  das  Vermögen, 
nicht  die  Person  des  Schuldners  dem  Zwange  unterworfen  werden.  Man  soll  den 
Arbeiter,  der  kein  Vermögen  hat,  nicht  schlechter  stellen,  als  Denjenigen,  der 
Vermögen  hatte  und  Konkurs  gemacht  hat.  Der  erste  Schritt  gegen  den  Wucher- 
Kredit  war  die  Aufhebung  der  Schuldhaft*;,  der  zweite  soll  die  Aufhebung  des 
Lohn-Arrestes  sein.  Die  Arbeiter  sollen  sieh  an  Baarzahlungen  gewöhnen; 
das  ist  das  einzige  Mittel,  sie  aus  den  Händen  Derer,  die  so  oft  ihre  Kreditnoth 
missbrauchen,  zn  befreien  und  ihnen  billige  Einkäufe  zu  ermöglichen.  Ohne  dass 
durch  die  Aufhebung  der  Lohn-Beschlagnahme  die  Möglichkeit,  auf  Borg  zu  leben, 
vermindert  wordenewürdc  die  Geneigtheit  zu  Arbeitseinstellungen  wohl  noch  grös- 
ser sein«.  a 

3.  Auch  der  schon  erhobene  Lohn  darf  bei  dem  Arbeiter  selbst  nicht  eher  mit 
Beschlag  belegt  werden,  als  bis  der  Tag  abgelaufen,  an  dem  die  Zahlung  bewirkt  ist. 

4.  Der  am  Fälligkeitstage  nicht  eingeforderte  Lohn  gilt  für  kreditirt  und  ge- 
niesst,  — weil  dem  Arbeiter  etc.  allem  Anscheine  nach  nicht  unentbehrlich,  — 
nicht  den  Schutz  dieses  Gesetzes. 

$.  2.  Die  Bestimmungen  des  §.  1 können  nicht  mit  rechtlicher  Wirkung 
durch  Vertrag  ausgeschlossen  oder  beschränkt  werden. 

Soweit  nach  diesen  Bestimmungen  die  Beschlagnahme  unzulässig  ist,  ist 
auch  jede  Verfügung  durch  Zession,  Anweisung,  Verpfandung  oder  durch 
ein  anderes  Rechts-Geschäft  ohne  rechtliche  Wirkupg. ') 

1.  Abgelehnt  wurde  Seitens  des  Reichstags  folgender  Antrag: 

»Der  Arbeitgeber  oder  Dienstherr  ist  zu  einer  Aufrechnung  eigener  Forderun- 
gen auf  den  verdienten  Lohn  wider  den  Willen  des  Lohnberechtigten  nur  insoweit 
befugt,  als  diese  Forderung  für  die  innerhalb  der  Lobnzeil  von  ihm  bewirkte  Ver- 
abreichung von  Wohnung,  Feucrungsbedarf,  Landnutzung,  Beköstigung  und  Nah- 
rungsmitteln , Arzneien  oder  ärztlicher  Hülfe , sowie  Werkzeugen  oder  Stoffen  zu 
anzufertigenden  Fabrikaten  entstanden  sind,  oder  auf  einem  aus  dem  Arbeite-  oder 
Dienst-Verhältnisse  hervorgegangenen  Schadenersatz-Ansprüche  beruhen.« 

Es  bewendet  also  bei  dem  vollen  Kompensations-Rechte  des  Lohnherrn.  Hier- 
unter fällt  auch  die  Deckung  der  für  die  Arbeiter  zu  den  gewerblichen  Hiilfskassen 
entrichteten  Beiträge,  zu  deren  vorschussweiser  Leistung,  unter  Vorbehalt  der  An- 
rechnung auf  die  nächste  Lohnzahlung,  die  Arbeitgeber  nach  Preussischer  Ge- 
setzgebung verpflichtet  werden  können.  (Verordnung  v.  9.  Februar  1S49,  §§.  57 
und  55,  s.  o.  S.  139;  Preuss.  Minist. -Verfügung  vom  13.  September  1573. 

*)  »Der  Pe  rson al  - A r re s t ist  als  Exekutionsmittel  in  bürgerlichen  Rechtssachen 
insoweit  nicht  mehr  statthaft,  als  dadurch  die  Zahlung  einer  Geldsumme  oder  die  Leistung 
einer  Quantität  vertretbarer  Hachen  oder  Werthpapiere  erzwungen  werden  soll.«  Reichs- 
Gesetz  vom  29.  Mai  IS6S.  Vgl.  Lesse,  Aufhebung  der  Schuldhaft.  Berlin,  hurtkampf, ) 
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3.  Als  Vergütung  ist  jeder  dein  Berechtigten  gebührende  Vermögens- 
V ortheil  anzusehen.  Auch  macht  es  keinen  Unterschied , ob  dieselbe  nach 
Zeit  oder  Stück  berechnet  wird. 

Ist  die  Vergütung  mit  dem  Preise  oder  Werth  für  Material  oder  mit  dem 
Ersatz  anderer  Auslagen  in  ungetrennter  Summe  bedungen , so  gilt  als  Ver- 
gütung im  Sinne  dieses  Gesetzes  der  Betrag,  welcher  nach  Abzug  des  Preises 
oder  des  Werthes  der  Materialien  und  nach  Abzug  der  Auslagen  übrig  bleibt. 

$•  4.  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  keine  Anwendung : 1 

1 . auf  den  Gehalt  und  die  Dienstbezüge  der  öffentlichen  Beamten  ; 

2.  auf  die  Beitreibung  der  direkten  persönlichen  Staats-Steuern  und  Kom- 
munal-Abgaben  die  derartigen  Abgaben  an  Kreis-,  Kirchen-,  Schul-  und 
sonstige  Kommunal- Verbände  mit  eingeschlossen),  sofern  diese  Steuern 
und  Abgaben  nicht  seit  länger  als  drei  Monaten  fällig  geworden  sind; 

3.  auf  die  Beitreibung  der  auf  gesetzlicher  Vorschrift  beruhenden  Alimenta- 
tions-Ansprüche der  Familienglieder; 2 

4.  auf  den  Gehalt  und  die  Dienstbezüge  der  im  Privatdienste  dauernd  Ange- 
stellten Personen,  soweit  der  Gesainmt- Betrag  die  Summe  von  vierhun- 
dert Thalern  jährlich  übersteigt.  3 

Als  dauernd  in  diesem  Sinne  gilt  das  Dienst- Verhältniss , wenn  das- 
selbe gesetzlich , Vertrags-  oder  gewohnheitsmässig  mindestens  auf  Ein 
Jahr  bestimmt,,  oder  bei  unbestimmter  Dauer  für  die  Auflösung  eine 
Kündigungsfrist  von  mindestens  drei  Monaten  einzuhalten  ist. 4) 

1.  Hinsichtlich  der  in  diesem  §.  genannten  Rechts-Verhältnisse  bewendet  es 
lediglich  bei  den  Landes-Gesetzen,  — mögen  diese  die  Beschlagnahme  zukünftiger 
Gehälter  etc.  fflr  zulässig  erachten  oder  nicht. 

2.  Die  Ausdehnung  der  unter  Nr.  3.  vorgesehenen  Ausnahme  auf  die  Ali- 
mentations-Ansprüche aussereheliehcr  Kinder  wurde  vom  Reichstage  abgelehnt. 

3.  Narh  Preussischem  Rechte  sind  auch  die  Besoldungen  aller  öffent- 
lichen Beamten  bis  zu  dem  Betrage  von  10(1  Thnlem . Pensionen  bis  zu  201) 
Thalern,  — der  Ueberschuss  zur  Hälfte  arrestfrei.  (Verordnung  v.  23.  Mai  1626, 
G.-S.  1626.  S.  54.)  Gleiches  findet  auch  auf  die  Reichs-Beamten  Anwendung, 
welche  in  I’reussen  ihren  Wohnort  haben  Reichs-Beamten-Gesetz  v.  31.  März 
IS73,  §.  19.  Reichs-O. -Bl.  S.  64). 

4.  In  dem  nicht  mehr  zur  Berathung  ira  Reichstage  gelangten  Regierungs- 
Entwurf«  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  Ge- 
werbe-Ordnung, hiess  es : 

»Ist  eine  Entschädigung  beizutreiben,  welche  wegen  widerrechtlichen  Ver- 
lassens  oder  Verweigems  der  Arbeit  zuerkannt  ist,  so  ist  die  Beschlagnahme  des 
Arbeit»-  oder  Dienst-Lohnes  den  im  Gesetz  vom  21.  Juni  1669  ausgesprochenen 
Beschränkungen  nicht  unterworfen". 

5.  Dieses  Gesetz  tritt  aui  I . August  1869  in  Kraft. 

Die  bis  dahin  verfügten,  mit  den  V orschriften  dieses  Geseties  nicht  ver- 
einbaren Beschlagnahmen  sind  auf  Antrag  des  Schuldners  aufzuheben  oder 
einzuschränken.  — Dagegen  finden  die  Bestimmungen  des  zweiten  Absatzes 
des  §.  2 auf  frühere  Fälle  keine  Anwendung. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beige- 
drucktem Bundes-Iusiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  21.  Juni  1869. 

(L.  S.)  Wilhelm. 
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C.  Gesetz, 

betreffend 

die  Verbindlichkeit  zum  Schadenersatz  fiir  die  bei  dem  Betriebe  von  Eisen- 
bahnen, Bergwerken  etc.  herbeigefiihrten  Tödtungen  und  Körperver- 
letzungen. 

Vom  7.  Juni  1871. 

(B<>ich«-0«M.Ublutt  »Ml,  Nr.  25.  S.  207.) 

Durch  Gesetz  vom  1.  Nov.  1872  (vom  1.  Jan.  187.*»  an  auch  in  Elsaat-Lothriugen  eingeführt. 
{Ges*U-Bl&U  für  Elsas*-Lotbring<*n.  Nr.  27  vom  0.  Nor.  1072,  9.  7KV.) 


Vorbemerkungen. 

1.  Aus  der  Rede  des  B u nd  es -Ko  mini  ssars  in  der  Reichstags-Sitzung 
vom  8.  Mai  1871 : 

«Meine  Herren  , beobachten  Sie  bei  der  Ihnen  vorliegenden  Frage  Mass, 
gehen  Sie  mit  Besonnenheit  vorwärts,  beruhigen  Sie  durch  die  Besonnen- 
heit Ihres  Vorsehreitens  nach  allen  Seilen  hin  die  bctheiligtcn  Kreise; 
und  sollte  es  sich  in  Zukunft  erweisen,  dass  dasjenige,  was  heute  herge- 
stcllt  ist , nicht  genügend  erscheint  und  nicht  den  wahren  Bedürfnissen 
entspricht,  so  werden  Sie  alsdann,  wenn  man  sieh  in  die  veränderten  Zu- 
stände gefunden  und  an  die  inzwischen  eingeführte  Gesetzgebung  ge- 
wöhnt hat,  in  der  Lage  sein,  auf  dem  gegenwärtig  eingeschlagenen  Wege 
weiter  vorzugehen,  o 

2.  Der  Verfasser  des  vorliegenden  Handbuches  kann  sich  nicht  ent- 
schlagen,  gerade  bei  Vorführung  dieses  Gesetzes  ausdrücklich  zu  betonen, 
dass  jede  Kritik,  so  nahe  sie  auch  läge,  sich  der  hier  gestellten  Aufgabe 
einer  Uebersicht  und  Erläuterung  des  bestehenden  Rechtes  entzieht.  Her- 
vorgehoben sei  nur,  dass  das  vorliegende  Gesetz  nur  bei  den  seltenercnln- 
fällen  des  Bergwerks-  und  Fabrik-Betriebes  Schutz  gewährt,  da  die  Haftbar- 
keit des  Unternehmers  nur  beim  Nachweise  seines  eigenen  Verschuldens  oder 
des  Verschuldens  seines  Bevollmächtigten  oder  eines  sonstigen  Betriebsleiters 
eintritt.  Die  meisten  Unfälle  entstehen  aber  durch  anscheinend  schuldlose 
Veranlassung  oder  durch  eigene  Unvorsichtigkeit  oder  durch  Schuld  der  Mit- 
arbeiter oder  durch  gar  nicht  zu  ermittelnde  Ursachen.  Für  alle  solche  Un- 
fälle findet  eine  Haftpflicht  des  Unternehmers  nicht  statt. 

3.  Das  ganze  Haftpflicht-Gesetz  handelt  nur  von  Unfällen  an  Leib  und 
Leben , nicht  von  Sachen-Beschädigung.  Auch  innere  Gesundheitsschädi- 
gungen , selbst  Geisteskrankheiten  werden  aber  von  dem  Straf-Gesetzbuehe 
i§§.  228  und  22  4 unter  den  Begriff  der  Körperverletzung  gebracht,  und  da- 
her auch  diesem  Gesetze  zu  unterstellen  sein. 

4.  Zu  Mühlhausen  im  Eisass  besteht  seit  dem  Jahre  1867  ein  von  den 
bedeutendsten  der  dortigen  Firmen  gebildeter  Verein  zur  Verhütung 
von  Ma schi nen -II n fäl  1 en  zunächst  bei  Spinnereien,  Webe- 
reien, Druckereien  und  Maschinenbau-Anstalten  , welcher  zu 
diesem  Behufe  einen  besonderen  Aufsichts-Beamten  hält.  Die  bisher  ver- 
lautbartcn  Nachrichten  über  die  Erfolge  des  Vereins  sind  sehr  günstig.  Es 
fragt  sich,  ob  dieser  \ organg  nicht  auch  im  alten  Deutschen  Reiche  Nach- 
folge verdient’.  Vielleicht  ist  mit  der  Aufgabe  der  Sachverständigen  der 
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§•! 

sich  mehr  und  mehr  verbreitenden  Dampfkessel-Vereine  die  Inspektion 
der  Betriebs-Maschinen  — etwa  für  jene  oben  gedachten  Fabrikationszweige 
— nicht  unvereinbar. 


Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser  etc.  elc. 
verordnen  im  Namen  des  Deutschen  Reiches,  nach  erfolgter  Zustimmung  des 
Bundesrathes  und  des  Reichstags,  was  folgt : 

1.  Wenn  bei  dem  Betriebe  einer  Eisenbahn  1 ein  Mensch  getödtet 
oder  körperlich  verletzt  wird,  so  haftet  der  Betriebs-Unternehmer  für  den  da- 
dadurch  entstandenen  Schaden,2  sofern  er  nicht  beweist,  dass  der  Unfall 
durch  höhere  Gewalt  oder  durch  eigenes  Verschulden  des  Getödteten  oder 
Verletzten  verursacht  ist.  3 4) 

1.  Zura  Betriebe  einer  Eisenbahn  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  zu  rech- 
nen: alle  der  Eisenbahn  als  solcher  eigentümlichen  Verrichtungen,  — alle  die 
Beförderung  der  Personen  und  Güter  vorbereitenden,  ausführenden  und  abschlies- 
senden Geschäfte  innerhalb  des  Bahnkörpers,  — z.  B auch  das  Rangircn  der 
Wagen,  das  Wasscreinnehmcn  der  Lokomotiven  , das  Stellen  der  Weichen  , das 
Signnlisiren  etc.  Es  ist  im  Wesentlichen  wohl  mit  Recht  angenommen  worden, 
dass  alle  Eisenbahnen  und  alle  Verrichtungen  auf  denselben,  welche  unter  die 
Bahn-l’olizei-  und  Betriebs-Reglements  lallen  . auch  dem  Haftpflicht-Gesetze  un- 
terliegen . 

Wenn  aber  ein  Un  fall  auf  der  Eisenbahn  weder  durch  Einwirkung  der 
Dampfkraft  noch  durch  einen  Zusammenstoss  der  Beförderungsmittel  unter  einan- 
der, sondern  nur  bei  Gelegenheit  der  Entladung  eines  an  seinem  Ziele  angelangten 
Wagens  veranlasst  ist,  so  tritt  derselbe  aus  aller  Verbindung  mit  der  bahnmä8sigen 
Beförderung  so  heraus,  dass  die  für  letztere  erlassenen  Ausnahme-Bestimmungen 
nicht  auf  ihn  Anwendung  finden  können. 

Der  Betrieb  von  gewerblichen  Anlagen  (Maschinenbau-,  Gas-An- 
stalten, Coaksöfen  etc.)  seitens  einer  Eisenbahn  fällt  nicht  unter  §.  I,  sondern 
unter  §.  2 des  Haftpflicht-Gesetzes.  — Gleicherweise  muss  begreiflich  hinsichtlich 
der  von  Eisenbahnen  benutzten  Dampfkessel  unterschieden  werden,  ob  sie  beim 
Bahn-Betriebe  oder  ausserhalb  desselben  — in  besonderen  Werkstätten  — arbei- 
ten. Ebenso  werden  Bahn-Geleise,  die  nurzur  Betriebs-Erleichterung 
eines  Bergwerks,  eines  Steinbrucks,  einer  Fabrik  bestimmt  und  nur  Zubehör  sol- 
cher Werke  sind,  namentlich  unterirdische  Schienenwege,  nicht  von  §.  I,  sondern 
von  §.  2 betroffen;  cs  sei  denn,  dass  sie  ihrer  bedeutenden  Ausdehnung  halber 
ebenfalls  dem  Bahn-Polizei-Reglement  unterstellt,  werden. 

Betriebs-Unfälle  auf  Gitter-Böden  der  Eisenbahnen  fallen  überhaupt  nicht 
unter  dieses  Gesetz,  — ebenso  wenig,  wie  etwa  Betriebs-Unfälle  in  dem  Speicher 
eines  Privatmannes. 

Der  allgemeine  Ausdruck:  »Eisenbahnen"  soll  auch  die  mit  Pferden  betrie- 
benen Bahnen  in  sich  begreifen. 

2.  Auch  für  solche  Unfälle  haftet  die  Eisenbahn , welche  auf  verborgene 
Fehler  der  Betriebs-Materialien  oder  auf  die  Schuld  eines  beim  Betriebe  selbst, 
nicht  unmittelbar  bcthciliglen  Arbeiters  zurtickzuführen  sind. 

Die  weit  umfassendere  Haftpflicht  der  Eisenbahnen,  gegenüber  den  Berg- 
werken und  Fabriken,  wird  vornehmlich  begründet  durch  das  denselben  tliaUficli- 
lich  zustehende  Monopol  der  Beförderung. 

3.  Nachrichtlich  wird  die  der  Bestimmung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ziel- 
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gebende  Vorschrift  des  Freu  srisc  hen  K isenb  a hn-Oe  s et  z es  vom  3.  No- 
vember I 838  hier  erwähnt: 

• Die  Gesellschaft  ist  zum  Ersatz  verpflichtet  für  allen  Schaden,  welcher  bei  der 
Beförderung  auf  der  Bahn,  an  deu  auf  derselben  beförderten  Personen  und  Gütern  oder 
auch  an  anderen  Personen  und  deren  Sachen  entsteht  und  sie  kann  sich  von  dieser 
Verpflichtung  nur  durch  den  Beweis  befreien,  dass  der  Schallen  entweder  durch  die 
eigene  Schuld  des  Beschädigten  oder  durch  einen  unabwendbaren  äusseren  Zufall  be- 
wirkt worden  ist.  Die  gefährliche  Natur  der  Unternehmung  selbst  ist  als  ein  solcher, 
von  Schadens-Ersatz  befreiender  Zufall  nicht  anzuerkennen". 

4.  In  Bezug  auf  andere  Tra  nsport- A uh  ta  1 ten  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

Kör  die  Schifffahrt  zur  Sec  gelten  Art.  451  und  478  folg,  des  »Handels- 
Gesetzbuchs",  wonach 

n Der  Rheder  mit  Schilf  und  Fracht'  für  deu  Schaden  verantwortlich  ist,  welchen  eine 
Person  der  Schilfs- Besatzung  einein  Dritten  durch  ihr  Verschulden  in  Ausführung  ih- 
rer Dienstverrichtung  zulligt ; 

h der  Führer  des  Schilfes  für  jeden  durch  sein  Verschulden  entstandenen  Schaden  auch 
dem  Reisenden  und  der  Schilfs-Besatzung  haftbar  ist.  (Kuller,  Haudclsgcsetzb.  S.  101., 
109  Berlin,  Kortkaiupf.J 

Ferner  kommen  in  Betracht  §§.  48  folg,  der  »Seema  nns- Ordnu  ng  • vom 
17.  Dezbr.  1872.  Rcicha-G.-Bl.  1872,  S.  417. 

Für  die  Bi nnen- Schifffahrt,  auch  auf  Dampfschiffen,  fehlen  besondere  Vor- 
schriften in  Betreff  der  Haftpflicht  bei  Unfällen  von  Personen.  »Wir  haben  glück- 
licherweise nicht  die  Neigung,  Boot ■ Wettfahrten  anzustellcn,  wie  auf  dem  Missi- 
sippi. « 

Die  Postverwaltung  leistet  bei  Reisen  mit  der  ordentlichen  Post  Ersatz  : 

»ftir  die  erforderlichen  Kur-  und  Verpflegungs-Kosten  iui  Falle  der  körperlichen  Be- 
schädigung eines  Reisenden,  wenn  dieselbe  nicht  erweisslich  durch  höhere  Gewalt  oder 
durch  eigene  Fahrlässigkeit  der  Reisenden  herbeigeführt  ist  « 

{§.  1 1 des  Reichs-Gesetzes  über  das  Postwesen  v.  28.  Oktbr.  1871.) 

$.2.*;  Wer  ein  Bergwerk1)  einen  Steinbruch,  eine  Gräberei 
Grube)3)  oder  eine  Fabrik4)  betreibt,  haftet,  wenn  ein  Bevollmächtigter 
oder  ein  Repräsentant  oder  eine  zur  Leitung  oder  Beaufsichtigung  des  Be- 
triebes oder  der  Arbeiter  angenommene  Person5!  durch  ein  Verschulden  in 
Ausführung  der  Dienstverrichtungen  •)  den  Tod  oder  die  Körperverletzung 
eines  Menschen  herbeigeführt  hat,  für  den  dadurch  entstandenen  Schaden.7)' 

1.  Das  Gesetz  bezweckt  durch  den  §.  2 in  unser  ltcchtslchen  eine  neue 
Verantwortlichkeit  cinzul'ühren,  welche  aus  den  bisherigen  Gesetzen  , abgesehen 
von  dem  Gebiete  der  Französischen  Gesetzgebung,  nicht  herzuleiten  war.  Das 
Gesetz  legt  dem  Bergwerks-  und  Fabrik-Unternehmer  die  Verantwortlichkeit  für 
den  Lebens-  und  Leibes-Schaden  auf,  welchen  seine  Vertreter  beiden  ihnen 
übertragenen  Dienstverrichtungen  verschulden.  Leitend  ist  hierbei  der  Grundsatz, 
dass  Jeder  für  die  Handlungen  seiner  Untergebenen  haftet,  wenn  er  den  Gewinn  aus 
diesen  Handlungen  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Diese  Steigerung  der  bisherigen 
rechtlichen  Verantwortlichkeit  der  Bergwerks-  und  Fabrik-Unternehmer  wurde 
namentlich  hinsichts  derjenigen  Betriebs- Anlagen  gerechtfertigt  befunden,  welche 
Naturkräfte  in  ihren  Dienst  nehmen,  die  nur  zu  leicht  eine  von  dem  Arbeiter  nicht 
\ orherzusehende  oder  ubzuwendende  zerstörende  Wirkung  ausüben.  Da  der  Ar- 
beiter in  Bergwerken  und  Fabriken  bezüglich  der  Sicherheit  seiner  Person  den 
Einrichtungen  und  Vorkehrungen  des  Unternehmers  vertrauen  und  denselben  oft- 
mals willenlos  sich  überlassen  muss,  so  erschien  die  Forderung  nicht  abzu weisen, 
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das»  die  Verantwortlichkeit  des  Untornehmer«  im  Verhältnisse  zur  Grösse  der  Ge- 
fahr stehen  müsse.  — Indessen  kommt  die  Haftpflicht  des  §.  2,  gleich  §.  1,  eben- 
so dritten  Personen,  wie  den  Arbeitern  zu  Gute. 

2.  Auf b erei tungs- Ans ta Iten  (Wäschen  aller  Art,  Pochwerke) 
für  Bergwerks-Erzeugnisse  — (nachdem  Allgemeinen  Prcussischen  Berg- 
Gesetze  §.  196  unter  bergpolizeilicher  Aufsicht  stehend  — ) werden,  wenigstens 
insofern  sie  integrirende  Bestandteile  eines  Bergwerks  bilden,  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  zu  den  Bergwerken  zu  rechnen  sein. 

Hütten  (Hochöfen,  Kupferschmelzen,  Blei-,  Zink-  u.  s.  w.  Hütten’,  welche 
die  »Gewerbe-Ordnung«  im  16  mit  dem  Ausdrucke:  »Anlagen  zur  Gewin- 
nung roher  Mctulleu  aufführt,  sind  unter  der  Bezeichnung  : »Fabriken«  einbegriffen. 

3.  Unter  dem  Ausdrucke:  »Gräberei«  werden  Mergel-,  Kies-,  Sand-, 
Thon-,  Lehm-  und  ähnliche  Gruben  zusammengefasst. 

4.  Das  Gesetz  bezieht  sich  auf  alle  Fabriken  ohne  Unterschied,  — mögen 
sie  Dampfkraft  oder  eine  andere  Naturkraft  anwenden  oder  nicht ; es  findet  Anwen- 
dung auch  auf  die  mit  landwirtschaftlichem  Betriebe  verbundenen  Fabrik-Gewerbe 
(Brennereien,  Brauereien,  Flachsaufbereitungs-Anstalten , Stärke-,  Zucker-,  Ci- 
chorien-Fabriken  etc.) 

Eine  Begriffs-Bestimmung  für  »Fabriken«  ist  in  dem  Gesetze  nicht  gege- 
ben . wie  oben  (s.  S.  I I)  schon  des  Näheren  bemerkt  ist.  Nicht  unterliegen  dem 
Gesetze  Unfälle,  welche  sich  ausserhalb  des  (Eisenbalm-,  Montan-  oder)  Fabrik- 
Betriebes  , z.  B.  in  der  Land-  oder  Forstwirtschaft,  wenngleich  bei  Benutzung 
von  durch  Dampf,  Wasser , thierische  Kräfte  etc.  bewegten  Trieb- Werken,  zu- 
tragen. 

6.  Der  Unternehmer  haftet  nur  für  das  Versehen  aller  leitenden  und  auf- 
sichtführenden  Betriebs-Organe,  — übrigens  ohne  Unterschied,  ob  sie  dauernd 
oder  vorübergehend,  und  unter  welchem  Namen  als  Beamte,  Werkmeister  etc.  j sie 
angestellt  sind,  und  welcher  Art  die  Aufsichts-Funktion  ist.  Er  haftet  nicht  für 
ein  Verschulden  der  gewöhnlichen  Arbeiter ; eben  desshalb  vertritt  er  nicht  den 
Schaden,  den  die  Schuld  des  einen  Mitarbeiters  dem  anderen  zufügt.  — Jeder 
Arbeiter  übernimmt  durch  das  Arbeits-Verhältnis»  diejenige  Gefahr,  welche  in  der 
Gemeinschaft  mit  anderen  Arbeitern  liegt ; gegenseitige  Ucberwachung  der  Mit- 
arbeiter ist  eine  nothwendige  Bedingung  der  eigenen  Sicherheit. 

Ein  Betriebs  f ü h re r , welcher  an  einem  gefährlichen  Punkte  zu  einer  Arbeit, 
die  eine  Vertrautheit  mit  der  Verrichtung  voraussetzt,  einen  derselben  offenbar 
nicht  gewachsenen  Arbeiter  verwendet,  begeht  ein  Verschulden,  welches  den  Be- 
triebs-l!  n terneh  m c r verantwortlich  macht. 

Zu  den  betriebslcit enden  Personen  (für  deren  Verschulden  der  Unterneh- 
mer haltet  gehört  auch  der  Dampfkessel-Wärter.  Je  grösser  die  Gefahr  der 
Vernachlässigung  gerade  seiner  Dienst-Obliegenheiten  ist,  desto  dringender  wird 
die  Ueberwachung  desselben  für  den  Kessel-Besitzer  »ein.  Maschinisten  und 
Heizer,  welche  die  Verrichtungen  der  Kesselwärter  zu  besorgen  haben,  stehen 
denselben  gleieli. 

6.  Eine  Ersstzpfliclit  des  Unternehmers  wird  jedenfalls  dann  anzunehmen 
sein,  wenn  die  für  den  Betrieb  erlassenen  po*li  ze  i 1 i che  n Vorschriften  oder 
bei  Genehmigung  der  Anlage  festgesetzten  besonderen  Bedingungen  nicht 
eingehalten  sind,  oder  die  »zu  thunlichster  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahr 
für  Leben  und  Gesundheit«  ergangenen  Anordnungen  der  Behörde  (§§.  107  und 
I IS1“  der  Gewerbe-Ordnung1  nicht  befolgt  werden,  und  die  Körper- Verletzung  oder 
Tödtung  damit  im  ursächlichen  Zusammenhänge  steht.  Indessen  auch  das  Nicht- 
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Vorhandensein  der  zwar  nicht  angeordneton,  doch  erfahrungsmässig  erforderlichen 
Sicherheits-Vorkehrungen  etc.  kann  ein  vertretbares  Verschulden  des  Unternehmers 
begründen. 

Die  nach  den  Landes-  Gesetzen  zu  eutscheidende  Verhaftung  des  Unter- 
nehmers wegen  eigenen  Verschuldens  wird  im  §.  !l  noch  ln  sonders  Vorbehalten. 

Ganz  insbesondere  kommen  hierbei  die  auf  die  Dampfkessel  bezüglichen 
Vorschriften  in  Betracht ; einerseits  die  reichsgesetzlichen  über  die  Anlegung 
von  Dampfkesseln  [namentlich  (j§,  2 1 und  25  der  Gewerbe-Ordnung  und  die 
reichspolizeilichen  Bestimmungen  vom  29.  Mai  1S71),  — andrerseits  die  landes- 
gesetzlichen  und  landespolizeilichen  Anordnungen,  welche  theils  zur  Ausführung 
jener  reiehsgcsetzlichcn  Vorschriften  ergangen  sind,  theils  den  Betrieb  der 
Dampfkessel  regeln.  Vergl.  Anlage  Betrieb  und  Beaufsichtigung  von  Dampf- 
kesseln, 3.  Auflage.  Berlin,  Kortkampf.) 

7.  Bei  Bergwerken  und  Fabriken  hat  nicht  der  Unternehmer,  sondern  der 
Arbeiter  die  aus  der  besonderen  Gefährlichkeit  des  Gewerbes  an  und  für  sich  ent- 
springenden Gefahren  zu  tragen.  Die  Eisenbahn  haftet  auch  für  die  Gefährlichkeit 
des  Unternehmens  selbst ; der  Bergwerks-  oder  Fabrik-Besitzer  ohne  Schuld- 
Nachweis  aber  nicht  einmal  für  die  Folgen  einer  Dampfkessel-Explosion. 

8.  Eine  Schuld- Vermuthung  bezüglich  des  Bergwerks-  und  Fabrik-Betriebes 
ähnlich,  wie  in  Betreff  deB  Eisenbahn-Betriebes,  hat  der  Gesetzgeber  nicht  aus- 
sprechen wollen.  Von  den  Seitens  des  Reichstages  abgelehnten  Verbesserungs- 
Anträgen  dieser  Richtung  mögen  hier  Erwähnung  finden  : 

a.  Derjenige  Antrag,  welcher  die  im  §.  1 und  2 unterschiedenen  Betriebe  unter 
gleiche  Verantwortung  stellen  wollte: 

»Wenn  beim  Betriebe  gewerblicher  Anlagen, welcher  seiner  Natur  nach  mit 
Tödtung  und  Körperverletzung  verknüpft  ist,  ein  Mensch  getödtet  oder 
körperlich  verletzt  wird,  so  haftet  der  Betriebs-Unternehmer  für  den  Scha- 
den, sofern  er  nicht  beweist,  dass  der  Unfall  durch  höhere  Gewalt  oder 
eigene  Schuld  des  Getödteten  oder  Verletzten  verursacht  ist.  Zu  diesen 
Anlagen  gehören  namentlich  Eisenbahnen,  Berg-  und  Hüttenwerke,  Stcin- 
brüche,  Gräbereien  (Gruben)  und  alle  Unternehmungen,  in  welchen  der 
Dampf  als  Triebkraft  benutzt  wird,  oder  explodirendc  Stoffe  hergcstellt  oder 
verarbeitet  werden.« 

b.  Einer  derjenigen  Anträge,  die  den  Bergwerks-  und  Fabrik-Unternehmern  die 
Beweislast  der  Unsträflichkeit  der  Betriebs-Einrichtung  und  Betriebs-Führung 
auferlegen  wollten : 

»Wenn  bei  der  Anwendung  eines  Dampfkessels  oder  Triebwerks,  bei  dem 
Betriebe  eines  Bergwerks,  eines  Steinbruchs,  einer  Grube,  einer  Fabrik  oder 
einer  anderen  gewerblichen  Anlage  ein  Mensch  getödtet  oder  verletzt  wor- 
• den,  so  haftet  der  Unternehmer  für  den  Schaden,  wenn  er  nicht  beweist, 
dass  bei  der  Einrichtung  und  dem  Betriebe  die  nach  bestehenden  Verord- 
nungen oder  nach  Wissenschaft  und  Erfahrung  zur  Sicherheit  des  Lebens 
und  der  Gesundheit  erforderlichen  Vorkehrungen  getroffen  waren. 

Der  Unternehmer  haftet  ferner,  wenn  der  Tod  oder  die  Körper-Ver- 
letzung durch  die  Schuld  eines  Beamten,  Bevollmächtigten,  Repräsentanten 
oder  einer  zur  Leitung  oder  Beaufsichtigung  des  Betriebs  oder  der  Arbeiter 
angenommenen  Person  verursacht  ist.« 
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3.  Der  Schadenersatz  §§.  1 u.  2 ist  zu  leisten : 

I.  im  Falle  der  Tödtung  durch  Ersatz  der  Kosten  einer  versuchten  Heilung 
und  der  Beerdigung,  sowie  des  Vermögcns-Nachtheils , welchen  der  Ge- 
tödtete während  der  Krankheit  durch  Erwerbsunfähigkeit  oder  Vermin- 
derung der  Erwerbsfahigkeit  erlitten  hat.  War  der  Getödtete  zur  Zeit 
seines  Todes  vermöge  des  Gesetzes  verpflichtet,  einem  Andern  Unterhalt 
zu  gewähren,  so  kann  dieser  insoweit  Ersatz  fordern,  als  ihm  in  Folge  des 
Todesfalles  der  Unterhalt  entzogen  worden  ist;1' 

?.  im  Fall  einer  Körperverletzung  durch  Ersatz  der  Heilungskosten  und  des 

V ermögens  - Nachtheils , welchen  der  Verletzte  durch  eine  in  Folge  der 

V erletzung  eingetretene  zeitweise  oder  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  oder 
Verminderung  der  Erwerbsfähigkeit  erleidet. 

1.  Es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  der  Verletzte  selbst  Ersatz  des  vollen 
Vermögens-Nachtheiles  seiner  Erwerbsunfähigkeit  fordern  kann,  die  unterhaltsbe- 
rechtigtcn  Angehörigen  des  Getödteten  aber  nur,  insoweit  ihnen  der  Unterhalt  ent- 
zogen ist. 

4.  War  der  Getödtete  oder  V erletzte  unter  Mitleistung  von  Prämien 

oder  anderen  Beiträgen  durch  den  Betriebs- Unternehmer 1 bei  einer  Ver- 
sicherungs-Anstalt . Knappschafts-,  Unterstützungs-,  Kranken-  oder  ähn- 
lichen Kasse  gegen  den  Unfall  versichert.,  so  ist  die  Leistung  der  Letzteren 
an  den  Ersatz-Berechtigten  auf  die  Fintschädigung  einzurechnen, 1 wenn  die 
Mitleistung  des  Betriebs- Unternehmers  nicht  unter  einem  Drittel  der  Ge- 
sammtleistung  beträgt  *)  . 

1.  § 5 verbietet,  die  durch  dieses  Gesetz  begründete  Haftpflicht  des  Betriebs- 
Unternehmers  durch  Verträge  im  Voraus  auszuschliessen  oder  zu  beschränken. 
Hiernach  würde  cs  auch  unzulässig  sein,  dass  an  Stelle  der  Unfall-Entschädigung, 
aus  alleinigen  Mitteln  des  Arbeitgebers  die  Entschädigung  aus  einer  durch  ge- 
meinschaftliche Mittel  des  Arbeitgebers  und  Arbeitnehmers  bewirkten  Ver- 
sicherung träte.  Zur  Abhilfe  dessen  ist  von  dem  Reichstage  der  in  der  Regierungs- 
vorlage fehlende  §.  -1  hinzugefügt  worden.  Derselbe  gestattet,  dass  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  sieh  gemeinsam  gegen  die  gemeinsame  Gefahr  der  Beschädigung 
der  die  Letzteren  durch  die  dem  gegenwärtigen  Gesetze  unterliegenden  Betriebs- 
unfälle ausgesetzt  sind,  versichern. 

Es  wurde  dabei  die  Erwartung  gehegt,  dass  die  Versicherung  sich  auf  Unfälle 
jeder  Art,  auch  auf  solche  erstrecken  werde,  für  welche  dem  Betriebs-Unternehmer 
die  Haftpflicht  nicht  obliegt,  - dass  also  hei  eintretendem  Unfälle  der  Gmnd  der 
Schuld  gar  nicht  untersucht,  sondern  die  versicherte  Entschädigungssumme  gewährt 
werde,  gleichviel  wer  die  Gefahr  des  Unfalls  gesetzlich  zu  tragen  hat. 

Durch  die  Hinzufügung  des  §.  4 wurde  beabsichtigt,  der  sonst  unvermeidlichen 
Nothwendigkeit  vorzubeugen,  dass  der  Arbeitgeber  sieb  bei  der  einen  Kasse  ver- 
sichert gegen  die  Unfälle,  die  er  zu  decken  hat.  und  der  Arbeitnehmer  sich  bei  einer 
anderen  Kasse  versichert  gegen  solche  Unfälle,  die  nicht  der  Arbeitgeber  zu  decken, 
sondern  er  selbst  zu  tragen  hat,  — und  dass  alsdann  bei  jedem  einzelnen  Unfall 
missliche  Weiterungen  cintreten  durch  die  Krage , ob  derselbe  zu  derjenigen  Gat- 
tung von  Unfällen  gehört , die  unter  der  Haftpflicht  dieses  Gesetzes  stehen  oder 
nicht. 

2.  4 will  einfach  die  Vertragsfreiheit  offen  lassen  für  eine  gemcin- 
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scbaftliche  Versicherung,  welche  natürlich  viel  billiger  zu  verwalten  ist.  als  eine 
getrennte  Versicherung,  und  als  ein  Band  des  Friedens  zwischen  Arbeitnehmer 
und  Arbeitgeber  aufgetässt  wurden. 

§.  4 denkt,  ungeachtet  seiner  allgemeinen  Fassung,  nur  an  die  Versicherung 
des  Arbeiters,  nicht  dritter  Personen. 

Kin  Zwang  gegen  Knappschafts-  oder  gewerbliche  llülfs-Kassen  für  diejeni- 
gen Unfälle,  für  welche  nach  diesem  Gesetze  nunmehr  der  Unternehmer  einzutreten 
hat.  ihrerseits  in  Zukunft  dieselben  Leistungen  zu  gewähren,  wie  früher,  wo 
die  Haftpflicht  des  Unternehmers  dafür  gesetzlich  nicht  bestand,  ist  in  keiner 
Weise  gegeben. 

Ucbcrhaupt : falls  die  bei  irgend  einer  Kasse  versicherte  Leistung  nicht  aus- 
reicht.  um  die  volle,  nach  diesem  Gesetze  zu  bemessende  Entschädigung  zu  decken, 
so  bleibt  das  Fehlende  dem  Betriebs-Unternehmer  zur  Last.  Auch  ist  es  den  Kas- 
sen unbenommen,  sich  für  die  von  ihnen  zu  leistende  Unfall-Entschädigung  gegen 
den  eigentlichen  Urheber  des  Schadens,  den  schuldigen  Beamten,  Aufsichtsführer 
etc.,  nach  Massgabe  der  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  erholen. 

S.  Ist  die  Versicherung  gegen  den  Unfall  ohne  jede  Mitleistung  des  Betriebs- 
Unternehmers  bewirkt,  so  ist  ein  Vermögensrecht  erworben,  welches  selbständig 
neben  dem  Ansprüche  auf  Entschädigung  seitens  des  Betriebs-Unternehmers  be- 
steht und  der  Letzteren  nicht  einzurcchnen  ist,  — ebensowenig  wie  etwa  eine  Ver- 
gütung, welche  von  dritter  Reite  her  freiwillig  gewährt  wird.  Dies  ist  auch  bei  den 
Verhandlungen  des  Heichslagcs  wiederholen tlich  betont  worden. 

In  den  Motiven  zum  Gesetze  heisst  es  zwar:  »Als  selbstverständlich  darf 

vorausgesetzt  werden,  dass  der  Richter  bei  Abschätzung  des  Schadens  auch  darauf 
werde  Rücksicht  zu  nehmen  haben,  ob  ctw’a  dem  Verletzten  oder  den  Hinterblie- 
benen des  Getödteten,  insbesondere  auf  Grund  von  Leistungen  des  Ersatzpflichti- 
gen, Pensions-  oder  sonstige  Entschädigungs-Ansprüche  zur  Seite  stehen.  Nur  die 
.Schadloshaltung,  nicht  die  Bereicherung  des  Beschädigten  . kann  das  Gesetz  im 
Auge  haben.«  Diese  Voraussetzung  wird  Jedoch  nur  dahin  Geltung  haben  können, 
dass  der  Verletzte  nicht  durch  den  Haftpflichtigen  doppelt,  einmal  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  und  dünn  auf  Grund  irgend  eines  anderen  Titels,  namentlich  der 
Angehörigkeit  zu  einer  Versicherungs-Kasse,  entschädigt  werden  soll.  Die  durch 
eigene  Beiträge  erkaufte  Versicherungssumme  kann  nicht  unter  den  Gesichts- 
punkt einer  Bereicherung  fallen. 

Abweichend  stellt  sich  indessen  diese  Krage  f(jr  die  Hinterbliebenen  des  Ge- 
tödteten. Da  diese  nämlich  naeh  fj.  3 nur  insoweit  Ersatz  fordern  können,  als 
ihnen  in  Eolge  des  Todesfalles  der  Unterhalt  entzogen  ist,  so  tritt,  wenn  sie  von 
einer  Versichcrungs- Anstalt  eine  auf  den  Todesfall  versicherte  Leistung  empfan- 
gen, die  Haftpflicht  dieses  Gesetzes  nicht  ein.  insofern  und  insoweit  jene  Leistung 
zur  Bestreitung  des  Lebensunterhalts  hinreieht. 


5.  Die  in  den  1 und  1 bezeichneten  Unternehmer  sind  nicht  be- 
fugt, die  Anwendung  der  in  den  tj§.  I bis  3 enthaltenen  Bestimmungen  zu 
ihrem  Vortheil  durch  Verträge  mittelst  Reglements  oder  durch  besondere 
Ucbereinkunlt  im  Voraus  auszuschliessen  oder  zu  bc-chränken. 

Vertrags- Bestimmungen,  welche  dieser  Vorschrift  entgegenstehen,  haben 
keine  rechtliche  Wirkung.  1 

')  Vcrgl.  Anmerk.  1 zu  (j.  4. 
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(}.  Das  Gericht  hat  über  die  Wahrheit  der  thatsächlichen  Behaup- 
tungen unter  Berücksichtigung  des  gesammten  Inhalts  der  Verhandlungen 
nach  freier  Ueberzeugung  zu  entscheiden.  ') 

Die  Vorschriften  der  Landes-Gesetze  über  den  Beweis  durch  Eid,  sowie 
über  die  Beweiskraft  öffentlicher  Urkunden  und  gerichtlicher  Geständnisse 
bleiben  unberührt. 

Ob  einer  Partei  über  die  Wahrheit  oder  Unwahrheit  einer  thatsächlichen 
Behauptung  noch  ein  Eid  aufzulegen,  sowie  ob  und  inwieweit  über  die  Höhe 
des  Schadens  eine  beantragte  Beweis-Aufnahme  anzuordnen  oder  Sachver- 
ständige mit  ihrem  Gutachten  zu  hören,  bleibt  dem  Ermessen  des  Gerichts 
überlassen. ,J 

1.  Die  in  diesem  und  dem  folgenden  §.  ausgesprochene  Erleichterung  des 
gerichtlichen  Verfahrens,  der  Beweisführung  und  der  Schadenswürdigung,  — die 
Anerkennung  der  freien  richterlichen  Ueberzeugung  und  des  freien  richterlichen 
Ermessens  in  der  Schuld-  und  Schadensfrage  ist  von  besonderer  Wichtigkeit,  ln 
vielen  Itcchtsgcbieten  von  Deutschland  machte  die  strenge  Beweistheorie  bisher 
den  Erfolg  der  Schadenersatz-Klagen  fast  unmöglich.  Die  Reform  des  Schaden- 
ersatz-Prozesses  gehört  daher  zu  den  dringendsten  Bedürfnissen  der  Gesetzgebung. 
Nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  hat  nun  der  Richter  unter  Berücksichtigung  aller 
Verhältnisse  des  einzelnen  Falles  und  unter  freier  Beweiswflrdigung  zu  entschei- 
den, wer  den  Unfall  verschuldet,  — worin  der  Schaden  besteht,  — welchen  Um- 
fang derselbe  genommen  hat,  — und  wie  für  denselben  Ersatz  zu  leisten. 

2.  Zu  M ft  h 1 h ausen  im  Eisass  war  von  der  dortigen  »industriellen  Gesell- 
schaft» eine  besondere  »Unfall-Kommission»  gebildet,  welche  bei  eingetretenen  Un- 
fällen den  prozessualischen  Streitigkeiten,  sei's  durch  gütlichen  Vergleich,  sei's 
durch  Schiedsspruch,  Vorbeugen  soll.  Ihre  Wirksamkeit  wurde  sehr  gerühmt. 

$).  7.  Das  Gericht  hat  unter  Würdigung  aller  Umstände  über  die  Hölle 
des  Schadens, sowie  darüber,  ob,  in  welcher  Art  und  in  welcher  Höhe 
Sicherheit  zu  bestellen  ist,  nach  freiem  Ermessen  zu  erkennen.  Als  Ersatz 
für  den  zukünftigen  Unterhalt  oder  Erwerb  ist,  wenn  nicht  beide  Theilc  über 
die  Abfindung  in  Kapital  einverstanden  sind , in  der  Regel  eine  Rente  zuzu- 
billigen.2; 

Der  Verpflichtete  kann  jederzeit  die  Aufhebung  oder  Minderung  der 
Rente  fordern,  wenn  diejenigen  Verhältnisse,  welche  die  Zuerkennung  oder 
Höhe  der  Rente  bedingt  hatten,  inzwischen  wesentlich  verändert  sind.  ^ 
Ebenso  kann  der  Verletzte, 1 dafern  er  den  Anspruch  auf  Schadenersatz  in- 
nerhalb der  Verjährungsfrist  §.  8’  geltend  gemacht  hat,  jederzeit  die  Er- 
höhung oder  Wiedergewährung  der  Rente  fordern,  wenn  die  Verhältnisse, 
welche  für  die  Feststellung,  Minderung  oder  Aufhebung  der  Rente  massge- 
bend waren,  wesentlich  verändert  sind.  *) 

Der  Bei  eehtigte  kann  auch  nachträglich  die  Bestellung  einer  Sicherheit 
oder  Erhöhung  derselben  fordern,  wenn  die  Vermögens- Verhältnisse  des  Ver- 
pflichteten inzwischen  sich  verschlechtert  haben. 

X.  Es  verdient  hier  an  die  strafrechtlichen  Bestimmungen  über  fahr- 
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lässige  Tödtung  oder  Körperverletzung  zu  erinnern.  Das  » Deutsche  Strafge- 
setzbuch« besagt : 

8.  222.  Wer  durch  Fahrlässigkeit  den  Tod  eines  Menschen  verursacht,  wird  mit 
Gefängnis*  bis  zu  drei  Jahren  bestraft. 

Wenn  der  Thäter  zu  der  Aufmerksamkeit,  welche  er  aus  den  Augen  setzte,  ver- 
möge seines  Amtes,  berufe*  oder  Gewerbes  besonders  verpflichtet  war,  so  kann  die 
Strafe  bis  auf  fünf  Jahre  Gefängnis*  erhöht  werden. 

8.  230.  Wer  durch  Fahrlässigkeit  die  Körperverletzung  eines  Anderen  verursacht, 
wird  mit  Geldstrafe}!»*  zu  dreihundert  Thalem  oder  mit  Gefängnis*  bis  zu  zwei  Jahren 
bestraft 

War  der  Thätcr  zu  der  Aufmerksamkeit,  weicherer  aus  don  Augen  gesetzt  hat,  ver- 
möge seines  Amtes,  Berufes  oder  Gewerbes  besonders  verpflichtet,  so  kann  die 
Strafe  auf  drei  Jahre  Gefängniss  erhöht  werden. 

8.23t.  ln  allen  Fällen  der  Körperverletzung  kann  auf  Verlangen  des  Verletzten 
Hebender  Strafe  auf  eine  an  demselben  zu  erlegende  Busse  bis  zum  Betrage  von 
zweitausend  Thalern  erkannt  werden. 

Eine  erkannte  Busse  schliesst  die  Geltendmachung  eines  weite- 
ren Ent  schäd  igungs- A nspruches  aus. 

Für  diese  Busse  haften  die  zu  derselben  Verurtheilten  als  Gesammtschuldner. 

8-  232.  Die  Verfolgung  - aller  durch  Fahrlässigkeit  verursachten  Körper- Ver- 
letzungen §§.  223  und  230  tritt  nur  auf  Antrag  ein,  insofern  nicht  die  Verletzung  mit 
der  Uebertrctung  einer  Amts-,  Berufs-  oder  Ge  werbspflich  t begangen  worden  ist. 
Vgl.  Moyer-Thorn,  Strafgesetzl)  . u.  Gesetze  etc.  betr  Anlage  etc.  von  Dampfkesseln. 
Behle  Berlin.  Kortkampf. 

Der  Verletzte  hat  also  die  Wahl  zwischen  dem  Anträge  auf  Zuerkennung  der 
im  231  des  Strafgesetzbuches  vorgesehenen  Busse  im  Strafprozesse,  oder 
aber  der  Verfolgung  seines  Ersatz-Anspruches  im  Wege  des  Gesetzes  vom  7.  Juni 
1871.  Das  Eine  schliesst  das  Andere  aus. 

Nach  §§.  195  und  232  haben,  wenn  Ehefrauen  oder  unter  väterlicher  Gewalt 
stehende  Kinder  verletzt  sind,  sowohl  die  Verletzten,  als  deren  Ehemänner  und 
Väter  das  Recht,  auf  Bestrafung  anzutragen. 

Der  zum  Straf- Anträge  Berechtigte  muss  diesen  Antrag  binnen  drei  Monaten 
stellen  (§.  61.) 

2.  Als  Ersatz  des  verkümmerten  persönlichen  Erwerbes  empfiehlt  sich  um 
Meisten  die  Natur  der  Rente.  Auch  lässt  sich  in  der  ersten  Zeit  nach  Eintritt 
des  Unfalles  olt  noch  kein  sicheres  Urtheil  über  das  Muss  der  durch  denselben  be- 
wirkten Verminderung  der  Erwerbsfähigkeit  fällen,  — namentlich  nicht,  wenn  es 
auf  Würdigung  des  Einflusses  ankommt , den  eine  Beschädigung  auf  das  Allge- 
meinbefinden ausübt.  Dies  lässt  sieb  in  der  Regel  erst  nach  Ablauf  einer  längeren 
Zeit  feststellen.  Auch  desshalb  verdient  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  die  Entschä- 
digung in  Form  einer  Rente  welche  erhöht  oder  gemindert  werden  kann  , den 
Vorzug.  Durch  das  Erkennen  auf  Rente  tritt  aber  die  Frage  der  Sicherheits-Be- 
stellung sehr  in  den  Vordergrund. 

3.  Der  Haftpflichtige  kann  von  der  Renten-Zahlung  z.  B.  durch  Wiederver- 
heirathung  der  Wittwe,  durch  anderweite  Versorgung  der  Waisen,  durch  Wieder- 
Anstellung  des  Verletzten  befreit  werden. 

4.  Unter  dem  Ansdrucke:  »der  Verletzte«,  sind  auch  seine  Rechtsnachfolger 
und  die  zur  Forderung  des  Unterhalts  gegen  ihn  Berechtigten  zu  verstehen. 

6.  Eine  Erhöhung  oder  Wiedergewährung  der  Rente  kann  der  Verletzte  na- 
türlich nur  in  dem  Falle  verlangen,  dass  seine  Verhältnisse  in  Nachwirkung  seiner 
Beschädigung  sieh  verschlimmert  haben,  — dagegen  alsdann  namentlich  nicht, 
wenn  diese  Verschlimmerung  eine  Folge  zunehmenden  Alters  oder  gar  nachweisba- 
rer eigener  Verschuldung  ist. 


§§.6.9. 
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$.  8.  Die  Forderungen  auf  Schadenersatz  §§.  I bis  3:  verjähren  in  zwei 
Jahren  vom  Tage  des  Unfalls  an.  1 Gegen  denjenigen,  welchem  der  Ge- 
tödtete  Unterhalt  zu  gewähren  hatte  §.  3,  Nr.  1 , beginnt  die  Verjährung 
mit  dem  Todestage.  Die  Verjährung  läuft  auch  gegen  Minderjährige  und 
diesen  gleichgestellte  Personen  von  denselben  Zeitpunkten  an,  mit  Ausschluss 
der  Wiedereinsetzung.  2 

1.  Bei  Unfällen  der  in  'Rede  stehenden  Art  entzieht  sich  der  thatsächliche 
Vorgang  in  der  Regel  nach  Verlauf  einiger  Zeit  jeder  sicheren  Prüfung  und  Fest- 
stellung. Hieraus  folgt  das  Bedürfniss  einer  nicht  zu  langen  Verjährungsfrist. 

Mit  dem  Abläufe  von  zwei  Jahren  nach  dem  Tage  des  Unfalls  verjähren 
sämmtliche  Ansprüche  auf  Schadenersatz.  — vorbehaltlich  der  im  § . 7 vorgesehenen 
Erhöhung  der  Rente.  Auch  nachweisbar  erst  später  eingetretene  Schäden  des 
Unfalls  sind  dann  nicht  weiter  verfolgbar.  Wenn  also  der  Unfall  erst  2 Jahre 
nachher  den  Tod  zur  Folge  hat.  so  würde  kein  Anspruch  auf  Ersatz  der  Beerdi- 
gungs-Kosten, — und  wenn  die  Firwerbs-Unfähigkeit  erst  2 Jahre  nach  dem  Un- 
fall als  Folge  desselben  hervortritt,  diescrhalb  kein  Entschädigungs-Anspruch  statt- 
finden. — Eine  Ausnahme  macht  das  Gesetz  für  die  Unterhaltungs-Forderungen 
der  Hinterbliebenen  eines  Getödteten. 

2.  Abgelehnt  wurde  seitens  des  Reichstages  folgender  Antrag: 

»Für  die  Aburlheilung  der  auf  dieses  Gesetz  sich  gründenden  Schadens-An- 
sprüche ist  neben  den  Gerichten,  welche  nach  den  jedesmaligen  Landes-Ge- 
setzen  zuständig  sind,  immer  auch  das  Gericht  des  Ortes,  an  welchem  der 
Unfall  stattgefunden  hat.  zuständig.« 

Der  Gerichtsstand  für  Klagen  über  Unfälle  in  Fabriken  wird  also  der  Regel 
nach  der  persönliche  Gerichtsstand  des  Fabrik-Besitzers  Scan 

9.  Die  Bestimmungen  der  Landes-Gesetze , nach  welchen  ausser  den 
in  diesem  Gesetz  vorgesehenen  Fällen  der  Unternehmer  einer  in  den  §§.  1 
und  2 bezcichneten  Anlage  oder  eine  andere  Person,  b insbesondere  wegen 
eines  eigenen  Verschuldens  für  den  bei  dem  Betriebe  der  Anlage  durch 
Tüdtung  oder  Körperverletzung  eines  Menschen  entstandenen  Schaden  haftet, 
bleiben  unberührt.  äj 

Die  Vorschriften  der  §§.  3,  4,  6 bis  fj  finden  auch  in  diesen  Fällen  An- 
wendung, jedoch  unbeschadet  derjenigen  Bestimmungen  der  Landes-Gesetze, 
welche  dem  Beschädigten  einen  höheren  Ersatz-Anspruch  gewähren. :l  . 

1.  Zu  den  »anderen  Personen«,  welche  wegen  eigenen  Verschuldens  haftbar 
sein  können,  wird  unter  Umständen  der  Dampfkessel-Fabrikant  gehören,  wenn 
ihn  entweder  in  der  Wahl  des  Materials  oder  in  der  Konstruktion  des  Dampfkessels 
ein  schuldbares  Versehen  trifft,  das  einen  Unfall  verursacht. 

Für  Preusaon  und  zwar  für  das  Gebiet  des  Allgemeinen  Land- 
rechts bestimmt  dies  Gesetzbuch  im  Titel  t»,  Theil  I.,  §.  US- — I2!l  über  den 
Schadensersatz,  als  Folge  einer  Tödtung  oder  Körperverletzung,  und  berührt  dabei 
insbesondere  auch  den  Ersatzanspruch  eines  Verletzten  »wegen  verursachter  t’n- 
fähigkeit  zur  Fortsetzung  eines  Gewerbes  oder  Erschwerung  des  Betriebes«. 

2.  Absatz  I ist  dahin  zu  verstehen, 

dass  die  Bestimmungen  der  Landes-Gesetze  unberührt  bleiben,  nach  denen 
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a.  der  Unternehmer  auch  ausser  den  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Killen, 

b.  eine  andere  Person,  sei's  in,  Rei's  ausser  den  Fällen  dieses  Gesetzes, 

namentlich  wegen  eigenen  Verschuldens, 
haftbar  ist. 

Es  bleibt  also  dem  Beschädigten,  welcher  nicht  anderweit  zu  seinem  Ersatz- 
Ansprüche  kommt,  unbenommen,  sich  an  dem  eigentlichen  Urheber  des  Schadens, 
namentlich  an  dem  schuldbaren  Betriebsftthrer , nach  Mnssgabe  der  allgemeinen 
landesgesetzlichen  Vorschriften  zu  erholen ; jedoch  nur  innerhalb  der  Verjährungs- 
frist des  §.  S.  — Die  Kegrcssklage  des  Betriebs-Unternehmers  , sowie  einer  Ver- 
sicherungs-Anstalt gegen  den  schuldigen  Urheber  des  Unfalls  wird  von  diesem 
Gesetze  gar  nicht  berührt,  unterliegt  also  auch  nicht  der  Verjährung  des  §.  8. 

3.  Das  »Allgemeine  Preussische  Berg-Gesetz«  v.  24.  Juni  lS6f> 
schreibt  Ober  das  Verfahren  bei  Unglücksfällen  Folgendes  vor: 

204.  Ereignet  sich  auf  einem  Bergwerke  unter  oder  über  Tage  ein  Unglücksfall, 
welcher  den  Tod  oder  die  schwere  Yt.Tlet7.UTig  einer  oder  mehrerer  Personen  herbeige- 
führt  hat . so  ist  der  Betriebsfiihrer  und  im  Verhinderungsfälle  der  denselben  vertre- 
tende Grubeu-Beamtu  zur  sofortigen  Anzeige  an  den  Revier-Beamten  und  an  die 
nächste  Polizei  Behörde  verpflichtet. 

#.  205.  Der  Revier-Beamte  ordnet  die  zur  Rettung  der  verunglückten  Personen 
oder  zur  Abwendung  weiterer  Gefahr  erforderlichen  Massregeln  an. 

Die  zur  Ausführung  dieser  Massregeln  nothwendigen  Arbeiter  und  lllilfsmitte)  hat 
der  Besitzer  des  Bergwerks  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  Besitzer  benachbarter  Bergwerke  sind  zur  Hiilfsleistung  verpflichtet. 

§.  20«.  Sämmtliche  Kosten  für  die  Ausführung  der  im  § 205  bezcirhneten  Mass- 
regeln  trägt  der  Besitzer  des  betreffenden  Bergwerks  , vorbehaltlich  des  Kegross-Au- 
sprnches  gegen  Dritte,  welche  den  Ungllicksläll  verschuldet  haben. 

§.  10.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  betreffend  die  Errichtung  eines 
obersten  Gerichtshofes  für  Handelssachen,  vom  12.  Juni  1869,  sowie  die  Er- 
gänzungen desselben  werden  auf  diejenigen  bürgerlichen  Rechts-Streitig- 
keiten ausgedehnt,  in  welchen  durch  die  Klage  oder  Wiederklage  ein  An- 
spruch auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  oder  der  in  §.  9 erwähnten 
landesgesetzlichen  Bestimmungen  geltend  gemacht  wird.  *) 

1.  Das  Reichs-Oherhandcls-Gericht  hat  seinen  Sitz,  in  Leipzig.  Dasselbe  ist 
in  Handelssachen  der  oberste  Gerichtshof  für  das  ganze  Reichsgebiet  und  zwar 
mit  derjenigen  Zuständigkeit,  welche  nach  den  Landes-Gesetzen  desjenigen  Ge- 
biets, innerhalb  dessen  die  Sache  in  erster  Instanz  anhängig  geworden  ist,  dem 
obersten  Gerichtshöfe  gebührt.  (Vgl.  Beutner,  Ges.  betr.  Oberhandels-Gericht. 
Berlin.  Kortkampf.) 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchseigenhändigen  Unterschrift  und  beige- 
drucktem Kaiserlichem  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  7.  Juni  1871. 

iL.  8.) 


Wilhelm. 


Zweiter  Theil. 


Laiidesrefhtliclie  allgemeine  Ausführung*- Yerord  innigen 

zur 

Reichs  - Gewerbe  - Ordnung 

für 

Preussen,  Bayern,*  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen, 
Mecklenburg-Schwerin.  Sachsen-Weimar,  Mecklenbnrg-Strelitz. 
Oldenburg  und  Braunschweig. 


1.  Preussen. 

A.  Anweisung  zur  Ausführung  der  Oowerbe-Ordnung  (mit  Ausehlusa 
dos  dritten  Titels). 

Ministerial-RlaU  für  innere  Verwaltung  S.  20n  ff.) 

Die  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  d.  J.  tritt 
mit  Ausschluss  des,  von  dem  Gewerbe-Betrieb  im  Umherzielieu  handelnden  Titels 
III.  am  1.  Oktober  d.  J.  in  Wirksamkeit.  Um  eine  gleielimässige  Anwendung  des 
Gesetzes,  dessen  Vorschriften  mit  Ullcksicht  auf  die  verschiedenartigen  Verhältnisse 
der  einzelnen  Bundesstaaten  vielfach  ganz  allgemein  haben  gehalten  werden  müssen, 
innerhalb  des  Preussischen  Staates  sicher  zn  stellen,  wurde  hiermit  die  beiliegende 
Anweisung  zur  Ausführung  desselben  erlassen. 

Die  darin  zusammengefassten  Erläuterungen  und  Ausführungs-Bestimmungen 
werden  voraussichtlich  genügen,  die  Behörden  zur  Handhabung  des  neueu  Gesetzes 
in  den  Stand  zu  setzen.  Sofern  in  einzelnen  Punkten  noch  woiterc  Anordnungen  er- 
forderlich werden  sollten,  bleibt  Vorbehalten,  seiner  Zeit  deshalb  besondere  Verfü- 
gung zu  treffen. 

Die  im  Verwaltungs-Bezirke  der  Königlichen  Regierung  geltenden  polizeilichen 
Verordnungen  sind,  soweit  sie  mit  den  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ordnung  nicht 
im  Einklang  stehen,  anfznheben  und  durch  auderweite  Vorschriften  zu  ersetzen, 
falls  hierzu  überhaupt  noch  ein  Bedürfnis»  vörhaiulen  ist.  Auch  hat  die  Königliche 
Regierung  zu  prüfen,  ob  noch  etwa  weitere  durch  die  örtlichen  Verhältnisse  bedingte 
Anordnungen  erforderlich  sind,  und  event.  diese  im  Anschluss  an  die  Vorschriften 
der  Anweisung  zu  erlassen. 
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Allgemeine  Ausführung»- Verordnungen. 


Art.  2-4. 


Uebertretuugen  der  in  der  Gewerbe-Ordnung  enthaltenen  Festsetzungen  sind 
der  Hauptsache  nach  durch  das  Gesetz  selbst  bereits  mit  Strafen  bedroht.  Nach 
dieser  Richtung  hin  wird  es  daher  polizeilicher  Verordnungen  im  Allgemeinen  nicht 
weiter  bedürfen.  Nur  fiir  die  Nichtbeachtung  der  einschränkenden  Vorschriften, 
welche  in  den  §§.  42  und  5!)  der  Gewerbe-Ordnung  für  gewisse  gewerbliche  Ue- 
triebsarteu  getroffen  sind,  fehlt  cs  in  dem  Gesetze  an  einer  Strafbestimmung.  I)a 
es  sich  hierbei  um  Verhältnisse  handelt,  die  an  vielen  Orten  von  erheblichem  prak- 
tischen Interesse  sind,  so  wolle  die  Königliche  Regierung  erwägen,  ob  cs  sich  nicht 
empfiehlt,  für  den  dortigen  Uezirk  eine  ergänzende  Polizei- Verordnung  zu  erlassen, 
welche  Zuwiderhandlungen  gegen  jene  Uestimmungen  unter  angemessene  Strafen 
stellt. 

Dio  Verschiedenheit  der  in  dem  Bundes-Gesetz  zum  Ausdruck  gelaugten  Prin- 
zipien von  denjenigen,  auf  welchen  die  in  dem  grössten  Theile  des  Landes  bisher 
geltend  geweseue  Gewerbe-Gesetzgebung  beruht,  wird  in  der  ersten  Zeit  der  Hand- 
habung des  Gesetzes  mancherlei  Schwierigkeiten  bereiten.  Um  irrige  Auffassungen 
und  Missgriffe  zn  vermeiden,  werden  die  Behörden  sieh  jederzeit  daran  zu  erinnern 
haben,  dass  der  neuen  Gewerbe-Ordnung  die  Absicht  zum  Grunde  liegt,  den  Ge- 
werbe-Betrieb. soweit  dies  mit  dem  öffentlichen  Wohle  irgend  verträglich  ist.  von 
polizeilichen  Beschränkungen  und  Kontrolen  zu  befreien,  und  dass  daher  diejenigen 
Vorschriften,  durch  welche  solche  Beschränkungen  aufrecht  erhalten  sind,  Ausnah- 
men von  der  Regel  bilden. 

Berlin,  don  4.  September  I SGI) . 

Wer  Finanz-Minister.  Der  Minister  für  Handel,  Her  Minister  der  geistlichen, 
Gewerbe  und  ölfeiitllrlie  Unterrichts-  und 

Der  Minister  des  Inuern.  Arbeiten.  Medlzlnal-Angelegenheiteu. 


Anweisung  zur  Ausführung  der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869- 

Mit  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  2t.  Juni  d.  J. 
ist  die  durch  das  Gesetz,  betreifend  den  Betrieb  der  stellenden  Gewerbe,  vom  8. 
Juli  v.  J.  eingeleitete  Regelung  des  Gewerbewesens  für  die  Staaten  des  Norddeut- 
schen Bundes  nunmehr  im  Sinne  und  in  der  Richtung  der  Geworbefreiheit  zur 
Durchführung  gebracht.  Von  dem  Tage  ab.  mit  welchem  die  Gewerbe-Ordnung  in 
Wirksamkeit  tritt,  werden  die  Bestimmungen  derselben  für  die  Ordnung  des  Ge- 
werbewesens in  erster  Reihe  massgebend : soweit  die  Vorschriften  des  bestehenden 
Rechtes  damit  nicht  vereinbar  sind,  verlieren  sie  ihre  Kraft:  nur  soweit,  als  sie 
neben  der  Gewerbe-Ordnung  bestehen- können,  bleiben  sie  in  Geltung. 

Die  Gcwerbe-Ordmiug  bat  au  verschiedenen  Stellen,  wenngleich  nicht  überall 
in  gleicher  Form,  auf  die  in  Kraft  bleibenden  Theile  der  Landes-Gesetzgebung  hin- 
gewiesen ; sie  nimmt  bald  auf  die  bestehenden  landesgesetzlichen  Bestimmungen 
ausdrücklich  Bezug,  bald  hat  sie  der  Landes-Gesetzgebung  nnr  die  Regelung  ge- 
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wisser  gewerblicher  Verhältnisse  Vorbehalten  oder  auch  die  Befuguiss  zu  einer  sol- 
chen liegelung  zugesproehen.  Es  wird  nach  der  Absicht  des  Gesetzes  davon  auszu- 
gehen sein,  dass  in  allen  diesen  Fällen  diejenigen  Bestimmungen  der  Landes-Geaetz- 
gebung,  die  zur  Zeit  bereits  bestehen,  in  Wirksamkeit  verbleiben  sollen.  Es  ist 
ausserdem  zu  beachten,  dass  die  Gewerbe-Ordnung,  indem  sie  die  Berechtigung  zum 
Gewerbe-Betrieb  grundsätzlich  keinen  anderen,  als  den  von  ihr  ausdrücklich  hervor- 
gehobenen Beschränkungen  unterwirft,  nicht  beabsichtigt,  die  Gewerbetreibenden 
von  der  Beachtung  derjenigen  Beschränkungen  zu  entbinden,  welche  sich  aus  allge- 
meinen polizeilichen,  theils  in  Gesetzen,  theils  in  Verordnungen  der  Behörden  ent- 
haltenen Vorschriften  ergeben  und  die  für  Jedermann,  er  mag  ein  Gewerbe  betrei- 
ben oder  nicht,  Anwendung  finden.  Die  in  den  einzelnen  Landestheilen  bestehenden 
allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften,  insbesondere  der  Bau-,  Feuer-,  Gesundheits-, 
Sicherheit»-  und  Sitten- Polizei,  werden  daher  bei  dem  Betriebe  eines  Gewerbes  auch 
ferner  noch  zu  beachten  sein. 

Ein  grosser  Theil  der  Bestimmungen  ist  in  die  Gewerbe-Ordnung  aus  der  be- 
stehenden Prcussischen  Gesetzgebung  unverändert  übernommen.  Das  Preussische 
Gewerberecht  hat  insofern  eine  sachliche  Veränderung  nicht  erfahren.  Soweit  daher 
zu  diesen  Bestimmungen  im  Laufe  der  Zeit  erläuternde  Verfügungen  ergangen  sind, 
ist  es  unbedenklich,  dieselben  auch  bei  der  Anwendung  deü  neuen  Gesetzes  zur 
Richtschnur  zu  nehmen. 

Nach  §.  156  der  Gewerbe-Ordnung  werden  die  allgemeinen  Bestimmungen  und 
die  Bestimmungen  über  den  stehenden  Gewerbe-Betrieb  bereits  mit  dem  1 . Oktober 
d.  J. , die  Bestimmungen  des  dritten  Titels  über  die  Hausir-Gewerbe  dagegen  erst 
mit  dem  t.  Januar  k.  J.  in  Kraft  treten.  Unter  Vorbehalt  der  zur  Ausführung  der 
letzteren  nothwendigen  Anordnungen  werden  für  den  stehenden  Gewerbe-Betrieb  die 
folgenden  Ausführungs-Bestimmungen  erlassen : 

I. 

1.  Als  allgemeines  Erforderniss  für  den  selbständigen  Betrieb  eines  jeden 
Gewerbes  hat  §.  1 4 der  Gewerbe-Ordnung  die  Anzeige  vom  Beginn  desselben  auf- 
gestellt. Die  Anzeige  hat  den  Zweck,  die  Beaufsichtigung  des  Gewerbe-Betriebes 
nach  Maasgabe  der  Gewerbe-Ordnung,  und  die  Handhabung  der  sonstigen,  mit  den 
Gewerben  in  Beziehung  tretenden  Gesetze,  insbesondere  der  Steuer-Gesetze,  zu  er- 
möglichen. 

Die  Anzeige  ist  von  dem  Gewerbetreibenden  an  die  Gemeinde-Behörde 
des  OrteB,  wo  er  das  Gewerbe  betreibt,  zu  erstatten:  Bie  ist  stets  erforderlich, 
auch  wenn  es  selbst  für  den  Betrieb  des  Gewerbes  einer  besonderen  Genehmigung 
bedürfen  und  diese  bereits  ertheilt  sein  sollte. 

Die  besonderen  Anmeldungen , welche  nach  §.14  des  Gesetzes  ausserdem  für 
die  Agenturen  der  Feuer-Versicherungs-Anstalten  und  für  die  Press-Gewerbe  vorge- 
schrieben sind,  müssen  an  die  dafür  zuständige  Polizei-Behörde  und  zwar  an 
die  des  Wohnortes  des  Gewerbetreibenden  gerichtet  werden. 

Die  Gemeinde-Behörden  haben  über  die  an  sic  erstatteten  Anzeigen  fortlaufende 
Verzeichnisse  zu  führen. 

2.  Soweit  die  Verwaltung  der  Gewerbe- Polizei  zur  Zeit  den  Gemeinde-Behör- 
den zusteht,  hat  es  dabei,  wenn  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  bestimmt  ist,  sein 
Bewenden. 

Wenn  die  Verwaltung  der  Gewerbe-Polizei  der  Gemeinde-Behörde  nicht  zu- 
steht,  so  hat  dieselbe  bei  Ertheilung  der  Bescheinigung  über  den  Empfang  der  An- 
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zeige  vom  Beginn  eines  Gewerbes  zugleich  der  Polizei-Behörde  des  Orts  von  deren 
Inhalt  Mittheilung  zu  machen. 

Die  Polizei-Behörde  prüft,  ob  von  dem  Gewerbetreibenden  den  gesetzlichen 
Anforderungen  Genüge  geleistet  ist. 

Mangeln  demselben  für  den  begonnenen  Gewerbe-Betrieb  der  vorgeschriebene 
Befähigungs-Nachweis  (§§.  30,  31,  34),  oder  die  erforderliche  Approbation,  Kon- 
zession, Bestallung,  Erlaubnis»  oder  Genehmigung  (§§.  29,  30,  32,  33,  34,  42, 
43),  erscheint  ferner  mit  Kücksicht  auf  eine  erfolgte  Bestrafung  sein  Gewerbe-Be- 
trieb im  polizeilichen  Interesse  bedenklich  (§.  35),  oder  entspricht  der  Gewerbetrei- 
bende sonst  den  polizeilichen  Anforderungen  nicht  (§.  37),  so  ist  ihm  der  Gewerbe- 
Betrieb  zu  untersagen  und,  falls  die  Untersagung  nicht  beachtet  wird,  der  zustän- 
digen Gerichts-Behörde  zur  strafgerichtlichen  Verfolgung  Anzeige  zu  machen. 

ln  denjenigen  Fällen,  in  welchen  es  zu  dem  Betriebe  einer  vorherigen  Appro- 
bation, Konzession,  Bestallung,  Erlaubniss  oder  Genehmigung  bedurft  hätte,  kann 
der  Fortbetrieb  des  Gewerbes  im  Exekutionswege ')  verhindert  werden,  falls  dies 
das  polizeiliche  Interesse  erfordert. 

Die  Einlegung  des  Rekurses  hebt  die  Exekution  nicht  auf ; jedoch  ist  die  letz- 
tere nur  in  Fällen,  wo  das  öffentliche  Interesse  dieses  erheischt,  zu  vollstrecken, 
bevor  die  untersagende  Verfügung  rechtskräftig  geworden  ist. 

3.  Wo  die  im  §.  16  der  Gewerbe-Ordnung  aufgeführten  gewerblichen 
Anlagen  , zu  deren  Errichtung  eine  besondere  polizeiliche  Genehmigung  erforder- 
lich ist.  bisher  einer  solchen  Genehmigung  nicht  bedurften,  ist  dieselbe  für  jede  der- 
artige Anlage  nachzusnchen.  welche  zu  dem  Zeitpunkte,  mit  dem  die  Gewerbe-Ord- 
nung in  Kraft  tritt,  noch  nicht  vollendet  ist. 

Zur  Ertheilung  der  Genehmigung  ist  die  Bezirks-Regierung^  (Landdrostei  . in- 
nerhalb des  Polizei-Bezirks  von  Berlin  das  Polizei-Präsidium  zuständig. 

Für  die  Stau-Aulagen  der  zum  Betriebe  auf  Bergwerken  und  Aufbereitungs- 
Anstalten  bestimmten  Wasser-Triebwerke  wird  die  Genehmigung  von  der  Regierung 
und  dem  Ober-Bergamt  gemeinschaftlich  ertheilt. 

Auch  für  die  Dampfkessel- Anlagen  (§.  24)  steht  die  Genehmigung  den  bezeicli- 
neten  Behörden  zu.  mit  Ausnahme  der  Dampfkessel,  die  zum  Betriebe  auf  Berg- 
werken und  Aufbereitungs-Anstalten  bestimmt  sind,  und  der  für  den  Gebrauch  anf 
den  Eisenbahnen  bestimmten  Lokomotiven.  Für  jene  ertheilt  sie  das  Ober-Bergamt : 
die  Genehmigung  dieser  erfolgt  nach  Massgabe  der  für  die  Eisenbahn-Verwaltung 
ertheilten  Vorschriften. 

4.  Alle  Anlagen,  zu  deren  Errichtung  es  nach  der  Gewerbe-Ordnung  einer 
besonderen  Genehmigung  bedarf,  sind  bezüglich  ihres  Betriebes  auch  für  die 
Zukunft  derjenigen  polizeilichen  Aufsicht  unterworfen,  welche  besondere  Gesetze 
oder  polizeiliche  Verordnungen  eingeführt  haben. 

[Demgemäss  bleiben  die  in  einzelnen  Landestheilen  bestehenden  Bestimmungen, 
wonach  die  im  Betriebe  befindlichen  Dampfkessel  einer  regelmässig  wiederkeh- 
renden Revision  unterworfen  sind,  insbesondere  das  Gesetz,  betreffend  den  Betrieb 
der  Dampfkessel,  vom  7.  Mai  1856  nebst  dem  dazu  erlassenen  Regulativ  vom  23. 
August  1856  (Minist. -Blatt  für  die  innere  Verw.  8.  210)  nach  wie  vor  in  Kraft.)  *) 
Ebenso  behalten  die  auf  Grund  des  Zirkular-Erlasses,  betreffend  die  Aufstellung 
und  den  Gebrauch  von  Lokomobilen,  vom  13.  März  1855  Minist. -Bl.  für  die  in- 


*j  Durch  §.  20  des  Gesetzes  vom  11.  März  1850  wird  die  Befugnis»  der  Polizei-Behör- 
den begründet,  ihre  Anordnungen  durch  Exekutiv-Strafen  (bis  zu  lOOThtrn.;  durchzu- 
setzen  oder  auf  Kosten  des  Verpflichteten  zur  Ausführung  zu  bringen. 

*)  Beziehend,  der  Kreis-Ausschuss,  (s.  u.  S.  191.) 

3)  Beseitigt  durch  das  Gesetz  vom  3.  Mai  1672.  (t.  Theil  111.,  Abschn.  D.) 
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nere  Verw.  S.  49;  ergangenen  Polizei-Verordnungen  insoweit  ibre  Geltung,  als  sie 
den  Betrieb  der  beweglichen  Dampfkessel  unter  die  besondere  Aufsicht  der  Orta- 
Polizei-Behörden  gestellt  und  ihre  wechselnde  örtlieho  Aufstellung  an  die  Beachtung 
gewisser  Vorsichtsmassrcgelu  gebunden  haben.  Auf  Grund  der  nach  §.  24  der 
Gewerbe-Ordnung  ertheilten  Genehmigung  können  die  beweglichen  Dampfkessel 
mr  an  jedem  beliebigen  Orte  aufgestellt  und  in  Betrieb  gesetzt  werden,  ohne  dass 
es  einer  wiederholten  Genehmigung  bedarf ; es  sind  aber  die  für  den  Gebrauch  der- 
selben an  den  einzelnen  Orten  erlassenen  Vorschriften  nach  wie  vor  zu  beachten. 

Anträge  auf  Genehmigung  des  Befahrens  der  Chausseen  mit  sogenannten  Stras- 
sen-Lokomotiven  sind  nach  Massgabe  der  Zirkular- Verfügung  vom  18.  März  1 Mi  l 
Minist. -Blatt  fllr  die  innere  Verw.  S.  53)  und  der  späteren  ergänzenden  Vorschriften 
zu  behandeln. 

5.  Bis  die  allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  Uber  die  Errichtung  von 
l)ampf ke 88el- Anlagen , deren  Erlass  dem  Bnndesrathe  Vorbehalten  ist,  er- 
gangen sein  werden,  kommen  für  die  Prüfung  der  Zulässigkeit  dieser  Anlagen  in 
den  einzelnen  Landestheilen  diejenigen  Vorschriften  znr  Anwendung,  welche  zur 
Zeit  bestehen.  In  denjenigen  Landestheilen,  wo  es  bisher  an  derartigen  Bestimmun- 
gen überhaupt  noch  fehlte,  haben  bei  der  Prüfung  neuer  Kessel-Anlagen  die  Be- 
stimmungen des  Regulativs  betreffend  die  Anlage  von  Dampfkesseln,  vom  31.  Au- 
gust 1S61  (Minist. -Blatt  für  die  innere  Verw.  S.  177)  und  für  bewegliche  Dampf- 
kessel der  Erlass  vom  13.  März  1855  i Minist. -Blatt  für  die  innere  Verw.  3.  49) 
zur  Richtschnur  zu  dienen. 

So  lange  für  das  ganze  Bundes-Gebiet  gültige  polizeiliche  Vorschriften  nicht 
erlassen  sind,  können,  insoweit  nicht  für  besondere  Verhältnisse  abweichende  An- 
«dnungen  getroffen  sind,  nur  solche  Dampfkessel  in  Betrieb  gesetzt  werden,  welche 
innerhalb  des  Preussischen  Staats-Gebietes  geprüft  worden  sind.  4) 

6.  Die  Polizei-Behörde  ist  befugt,  vor  dem  Beginn  des  Betriebes  einer  jeden 
gewerblichen  Anlage,  die  der  Genehmigung  bedarf,  sich  durch  eine  Untersuchung 
zu  überzeugen,  dass  die  Ausführung  den  Bedingungen  der  erlheilten  Genehmigung 
entspricht. 

Bei  Dampfkessel-Anlagen  ist  eine  solche  vorgängige  Untersuchung  noth- 
wendig.  Sie  hat  aicli  auf  die  vorschriftsmässige  Konstruktion  des  Dampfkessels  und 
die  gehörige  Ausführung  der  sonstigen,  für  die  Anlage  massgebenden,  allgemeinen 
«der  besonderen  Bestimmungen  zu  richten. 

Die  Untersuchung  des  Kessels  in  Betreff  der  vorschriftsinässigen  Kon- 
struktion muss  vor  dessen  Aufstellung  erfolgen  und  kann  in  der  Fabrik,  wo  der- 
selbe verfertigt  ist,  oder  an  dem  Orte  geschehen,  wo  er  aufgestellt  werden  soll.  Zur 
Ausführung  derselben  ist  jeder  Königliche  Bau-Beamte  und  Revier-Beamte,  sowie 
jeder  Königliche  Eisenbahn-Masehinen-Meister  befugt.  Soweit  ausser  dieser  Unter- 
suchung noch  eine  besondere  Prüfung  des  Dampfkessels  mittelst  Wasserdruckes  vor- 
geschrieben ist.  bleiben  die  darüber  erlassenen  Bestimmungen  in  Kraft. 

Die  weitere  Untersuchung  — deren  es  bei  Lokomobilen  nicht  bedarf  — 
wird  nach  der  Aufstellung  des  Dampfkessels  vorgeuommen.  Die  Ausführung  dieser 
Untersuchung  liegt,  soweit  nicht  besondere  Beamte  dafür  berufen  sind,  dem  für  den 
Grt  der  Anlage  zuständigen  Bau-Beamten,  bei  Dampfkesseln,  die  der  Genehmigung 
des  Ober-Bcrg-Amts  bedürfen,  dem  zuständigen  Revier-Beamten  ob.  Die  Unter- 
suchung hat  spätestens  3 Tage  nach  Empfang  der  Anzeigo  zu  erfolgen,  dass  die 


* Beseitigt  durch  die  reichepolizeilichen  Bestimmungen  vom  29.  Mai  1871.  ,n.  Theil 
1U.,  Absclm.  D.) 
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Dampfkessel-Anlage  zur  Untersuchung  fertig  und  bereit  gestellt  sei.  lieber  ihren 
Ausfall  ist  binnen  3 Tagen  eine  schriftliche  Bescheinigung  zu  ertheilen. 

Für  jede  Untersuchung  hat  der  Besitzer  des  Kessels  dem  Beamten  eine  Gebühr 
von  3 Thalern  und,  wenn  die  Untersuchung  ausserhalb  des  Wohnorts  des  Beamten 
erfolgt,  die  demselben  zukommenden  lieisekosten  zu  entrichten. 

Die  Untersuchung  der  Dampfkessel  auf  den  Khein-  und  Mosel-Schiffen  rich- 
tet sich  bis  auf  Weiteres  auch  fernerhin  nach  den  darüber  erlassenen  besonderen 
Vorschriften.  Die  Untersuchung  der  Dampfkessel  auf  den  für  den  Gebrauch  der 
Eisenbahnen  bestimmten  Lokomotiven  erfolgt  ausschliesslich  durch  die  dazu  bezeich- 
neten  Beamten  der  Eisenbalm-Verwaltung  und  nach  den  dafür  gegebenen  besonde- 
ren Bestimmungen.  5) 

7.  Das  Befähigungs-Zeugnis»  der  See-Schiffer,  See-Stteuerleute  und 
Lootseu  (§.  31)  ist  auf  Grund  der  von  ihnen  nachgcwiesenen  Befähigung  durch 
die  Bezirks-Kegiorungen  (Landdrosteien)  zu  ertheilen.  Bis  zum  Erlass  der  dem 
Bundesrath  vorbehaltenen  Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Befähigung  ®)  ver- 
bleibt es  bei  den  in  den  einzelnen  Landestheilen  gegenwärtig  geltenden  Prüfungs- 
Vorschriften.  Soweit  daselbst  bisher  eine  Prüfung  dieser  Gewerbetreibenden  noch 
nicht  bestanden  hat,  kann  der  Betrieb  des  Gewerbes  bis  zum  Erlass  der  Bundes- 
V Urschriften  von  dem  .Nachweis  einer  Befähigung  überhaupt  nicht  abhängig  gemacht 
werden. 


8.  Andere  als  die  in  den  §§.  29,  30,  31  vorgesehenen  gewerblichen  Prü- 
fungen kennt  die  Bundes-Gesetzgebung  nicht.  Den  in  den  Landes-Gesetzen  für 
andere  Gewerbe  etwa  noch  begründeten  Befähigungs-Nachweis  hat  sie  für  fernerhin 
zulässig  nicht  erklärt : es  fallen  also  insbesondere  die  Prüfungen  der  Abdecker, 
welche  das  Bundes-Gesetz  vom  8.  Juli  v.  J.  noch  aufrecht  erhalten  hatte,  künftig 
ebenfalls  fort. 

Dagegen  hat  die  Gewerbe-Ordnung  im  §.  34  es  bei  den  Landes-Gesetzen  inso- 
fern belassen,  als  diese  den  Handel  mit  Giften,  den  Betrieb  des  Loot- 
sen-Gewerbes  und  der  Mar ksc h e id e kunst  von  einer  besonderen  Genehmi- 
gung oder  Konzession  abhängig  machen  ; da  nach  dem  gegenwärtig  in  allen  Laudes- 
theilen  geltenden  Berg-Gesetze  vom  24.  Juni  1865  die  Konzessionirung  der  Mark- 
scüeider  durch  eine  besondere  Prüfung  bedingt  ist,  bleibt  auch  diese  bestehen.  In 
Betreff  der  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Gewerbetreibenden  dieser  Art  zu- 
gelassen werden,  der  Behörden,  welche  Uber  ihre  Zulassung  zu  entscheiden  haben, 
der  Bedingungen,  welchen  ihr  Geschäfts-Betrieb  unterliegt,  insbesondere  auch  in 
Betreff  der  Prüfungen,  welchen  sich  die  Markscheider  vor  ihrer  Konzessionirung  zu 
unterwerfen  haben,  bewendet  es  daher  bis  auf  Weiteres  bei  den  in  den  einzelnen 
Landestheilen  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  und  den  dazu  erlassenen  Aus- 
führungs-Bestimmungen . 

9.  Bei  den  bestehenden  Vorschriften  bewendet  es  ferner  in  Betreff  derjenigen 
Gewerbetreibenden,  welche  nach  §.  36  ai^f  Grund  ihrer  Vereidigung  und  An- 


5)  Für  die  Errichtung  stehender  D ampfkessel- A n lag en , welche  den 
Staats-Eisenbahnen  und  den  unter  Staats- Verwaltung  stehenden  Ei- 
senbahnen angehören,  ist  zwar  die  Genehmigung  der  Regierung  nach  §.  24  der  Ge- 
werbe-Ordnung erforderlich.  Dagegen  bleibt  die  erste  Untersuchung  dieser  Anlagen  vor 
der  Inbetriebsetzung,  — ebenso  wie  die  periodische  Untersuchung  der  im  Betriebe  befind- 
lichen Kessel  den  dazu  bestimmten  Beamten  der  Eisenbahn-Verwaltung  Vorbehalten. 
(Min.-Verf.  vom  27.  Oktober  1872.) 

®)  Diese  Vorschriften  sind  hinsichtlich  der  Seeschiffer  und  See-Steuerleute  durch  Be- 
kanntmachung des  Bundesraths  vom  25.  September  1869  ergangen,  (s.  Theil  III  , Ab- 
schnitt G.) 
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Stellung  oder  Konzession  eine  besondere  Glaubwürdigkeit  in  ihrem  Gewerbe- 
Betriebe  erhalten.  In  den  Bedingungen,  unter  welchen  ihre  Anstellung,  und  die 
dieser  vorhergehende  Prüfung,  sofern  eine  solche  vorgeschrieben  ist,  erfolgt,  in  den 
Verpflichtungen,  die  sie  in  ihrem  Geschäfts-Betriebe  zn  beobachten  haben,  in  den 
Rechten  endlich,  die  ihnen  die  Anstellung  verleiht,  tritt  eine  Aenderung  vorläufig 
nicht  ein. 

Dagegen  sind  diejenigen  dieser  Gewerbetreibenden,  welche  ihr  Gewerbe  auf 
Grand  des  §.  36  ohne  Vereidigung  und  ohne  eine  besondere  Anstellung  oder  Kon- 
zession frei  betreiben,  bei  Ausübung  ihres  Gewerbes  an  jene  Vorschriften  ferner 
nicht  gebunden. 

10.  In  Betreff  der  Press-Gewerbc  treten  folgende  Veränderungen  der 
Gesetzgebung  in  Kraft. 

Die  im  §.  1 des  Press-Gesetzes  vom  12.  Mai  1851  vorgeschriebene  Geneh- 
migung der  Bezirks-Regierung  zum  Gewerbe-Betriebe  der  Buch-  nnd  Stein- 
drucker,  Buch-  und  Kunsthändler,  Antiquare,  Leih-Bibliothekare.  Inhaber  von 
Lese-Kabinetten.  Verkäufer  von  Zeitungen.  Flugschriften  und  Bildern,  sowie  die 
für  diese  Genehmigung  vorgeschriebenen  Bedingungen  fallen  hinfort  weg. 

Die  Prüfung  der  Buchhändler  nnd  Buchdrucker  findet  auch  fernerhin  nicht 
mehr  statt. 

Durch  die  Aufhebung  der  Erfordernisse  für  die  Genehmigung  zum  Betriebo 
der  Press-Gewerbe  werden  auch  die  Vorschriften  beseitigt,  welche  in  den  §§.  3 nnd 
4 des  Pross-Gesetzes  vom  12.  Mai  1851  in  Bezug  auf  die  Ausübung  der  Press- 
Gewerbe  durch  Stellvertreter  enthalten  sind;  diese  Ausübung  ist  in  Gemäss- 
beit der  §§.  45  und  16  der  Gewerbe-Ordnung  für  die  Press-Gewerbe  unbedingt  und 
ohne  besondere  Genehmigung  gestattet.  Dagegen  bedarf  es  zum  Betriebe  des  Press- 
Gewerbes  nach  §.  11  der  Gewerbe-Ordnung  der  bereits  unter  Nr.  1.  erwähnten 
Anzeige  über  das  Betriebs- Lokal  nnd  jeden  späteren  Wechsel  desselben  bei  der 
Orts  - Polizeibehörde.  Die  Zuwiderhandlung  ist  im  §.  146  Nr.  3.  mit  Strafe  be- 
droht. 

Nach  §.  10  des  PreBS-Gesetzes  durfte  bisher  Niemand  ohne  Erlaubniss  der 
Orts-Polizeibehörde  auf  öffentlichen  Wegen.  Strassen,  Plätzen  etc.  Druckschriften 
ausrufen,  verkaufen,  vertheilen,  anheften  oder  anschlagen;  — die  betreffende  Er- 
lanbniss  konnte  jederzeit  zurückgenommen  werden. 

Nach  §.43  der  Gewerbe-Ordnung  ist  die  Erlaubniss  fortan  nur  für  diejenigen 
erforderlich,  welche  gewerbsmässig  die  erwähnte  Tbätigkeit  ausüben  wollen, 
und  die  Erlaubniss  darf  nur  unter  den  Bedingungen  und  nach  Massgabe  des  §.  57 
versagt  werden.  Die  Erlaubniss  darf  dem  entsprechend  auch  nicht  zurückgezogen 
oder  die  Erneuerung  nicht  versagt  werden,  so  lange  die  im  §.  57  bezeichneten  Erfor- 
dernisse vorhanden  sind* 

Wer  den  Vorschriften  des  §.  43  zuwider  handelt,  unterliegt  nach  §.  148,  Nr.  5. 
der  dort  vorgesehenen  Strafe. 

Abgesehen  von  den  vorbezeichneten  Punkten  bleiben  die  im  Press-Gesetze  ent- 
haltenen Bestimmungen  über  die  Ordnung  der  Presse  durchweg  in  Kraft.  Insbe- 
sondere bewendet  or  nach  §.  143  der  Gewerbe-Ordnung  bei  den  bestehenden  Vor- 
schriften über  die  Entziehung  der  Befugnis»  zum  Betriebe  der  Press-Gewerbe  durch 
richterliches  Erkenntniss  (§.  54  des  Press-Gesetzes't . 

11.  Schauspiel-Unternehmer  bedürfen  nach  §.  32  zum  Betriebe  ihres 
Gewerbes  auch  ferner  einer  Erlaubniss.  Diese  wird  durch  die  Bezirks-Regierungen 
(Landdrosteien)  ertheilt.  Sie  muss  ertheilt  werden,  wenn  nicht  Thatsachen  vorlie- 
gen. welche  die  Unzuverlässigkeit  in  Beziehung  auf  den  beabsichtigten  Gewerbe- 
Betrieb  darthun.  Anderweitige  Erwägungen  der  persönlichen  Befähigung,  sowie 
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eine  Prüfung  des  Bedürfnisse»  sind  fernerhin  nicht  mehr  zulässig,  ebensowenig  Be- 
schränkungen auf  bestimmte  Kategorien  theatralischer  Darstellungen. 

12.  Die  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den  Gast-  und  Schauk- 
wirtlischafts-Betricb  und  den  Kleinhandel  mit  Getränken,  erleiden  mehrfache  we- 
sentliche Abänderungen. 

Nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Nord- 
deutschen Bund  ist: 

1.  der  gleichzeitige  Betrieb  dieser  Gewerbe  in  mehreren  Betriebs-  und  Ver- 
kaufsstätten zulässig  (§.  3).  Es  muss  aber  jedes  einzelne  derjenigen  Lokalo.  in 
welchem  ein  solcher  Betrieb  statttinden  soll,  nach  seiner  Beschaffenheit  und 
Lage  den  polizeilichen  Anforderungen  genügen  (§.  33,  Nr.  2.). 

2.  Es  können  die  Befugnisse  zum  Betriebe  vorgenannter  Gewerbe  fortan  durch 
Stellvertreter  ausgeübt  werden;  diese  müssen  jedoch  den  für  dieso  Gewox-be 
insbesondere  vorgeschriebenon  Erfordernissen  ebenfalls  genügen  (§.  15). 

3.  Die  Erlaubnis»  zum  Gewerbe-Betrieb,  welche  bisher  für  die  Dauer  eines  Kalen- 
derjahres in  einzelnen  Landestheilcn  auf  Widerruf  erthcilt  worden  ist,  darf 
nunmehr  weder  auf  Zeit  ertheilt,  noch  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  den 
§§.  53  und  113  widerrufen  werden. 

4.  Die  einmal  zugelaasenen  Gewerbe  können,  nach  dem  Tode  des  Gewerbetreiben- 
den, für  Rechnung  der  Wittwe  während  des  Wittwenstandcs,  ferner  der  min- 
derjährigen Erben  und  während  einer  Kuratel  oder  Nachlass-Regulirung  durch 
qualifizirtc  Stellvertreter  betrieben  werden  (§.  46). 

Auch  bezüglich  der  besonderen  Bestimmungen  über  die  Zulassung  zu  den 
im  §.  33  erwähnten  Gewerben  sind  mehrere  Abänderungen  eingetreten: 

1. Die  Errichtung  von  blossen  Speise- Wirtschaften  ist  überall  nieht 
mehr  an  eine  polizeiliche  Erlaubnis«  gebunden.  Dagegen  bedarf  fortan 

2.  der  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus,  auch  wenn  er  in 
Verbindung  mit  einem  kaufmännischen  Geschäfte  betrieben  wird,  der  polizeilichen 
Erlaubnis«. 

3.  Für  die  Zulassung  zu  dieson  Gewerben  kommen  die  Vermögens-Verhältnisse  des 
Nachsuchenden  nicht  weiter  in  Betracht. 

4 . An  Stelle  der  bisher  erforderlich  gewesenen  Prüfung  : 

ob  die  Persönlichkeit  und  die  Führung  des  Nachsuchenden  die  Bürgschaft 
eines  ordnungsmässigen  Gewerbe-Betriebes  gewähre? 
tritt  die  besondere  Feststellung  darüber: 

oh  gegen  die  Nachsuchenden  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Annahme 
rechtfertigen,  dass  er  das  Gewerbe  zur  Förderung  der  Völlerei,  des  ver- 
botenen Spiels,  der  Hehlerei  oder  der  Unsittdichkeit  missbrauchen 
werde  (§.  33  zu  l.). 

5.  Das  zum  Betriebe  des  Gewerbes  bestimmte  Lokal  muss  seiner  Beschaffenheit 
und  Lage  nach  den  polizeilichen  Anforderungen  genügen  §.  33  zu  2.)  ; daher 
in  dieser  Beziehung  die  Prüfung  der  Polizei-Behörde  nach  wie  vor  stattfindet. 

6.  Nach  dein  Schlusssatz  des  §.  33  können  die  Landes-Regicrungen,  soweit  die 
Landes-Gesetzc  nicht  entgegenstehen  , die  Erlaubnis«  zum  Ausschänken 
von  Branntwein  und  den  Kleinhandel  mit  Branntwein  und 
Spiritus  auch  von  dem  Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig 
machen. 

Die  Erörterung  der  Bedürfnissfrage  ist  hiernach  für  alle  Fälle  ausgeschlossen  : 
bei  der  Gastwirthschaft; 
beim  Bier-  und  W e i n sebank ; 
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bei  der  gewerbmässigen  Verabreichung  von  Kaffee,  Thee,  Mineralwas- 
ser etc. 

In  Beziehung  auf  die  Erlaubnis*  zum  Ausschänken  von  Branntwein 
und  zum  Betriebe  des  Kleinhandels  mit  Branntwein  und  Spiri- 
tus soll  es  dagegen  im  Proussischon  Staate  bei  dem  bisherigen,  den  Bandes-Ge- 
setzen entsprechenden  Verfahren  bewenden,  nacli  welchem  zunächst  der  Nachweis 
des  Bedürfnisses,  als  die  Bedingung  der  Zulassung  zum  Gewerbe-Betrieb,  geführt 
werden  muss. 7) 

13.  Personen,  welche  eines  der  im  §.  35  des  Gesetzes  bezeichneten  Gewerbe 
beginnen,  haben  die  am  Schlüsse  dieser  Bestimmung  ihnen  zur  Pflicht  gemachte 
Anzeige  an  die  Gemeinde-Behörde  ihres  Wohnortes  zu  erstatten,  die,  falls 
ihr  die  Verwaltung  der  Gewerbe-Polizei  nicht  zusteht,  an  die  Polizei-Behörde 
des  Orts  eine  Mittheilung  gelangen  lässt. 

Die  Polizei-Behörde  hat  festzustellen,  ob  der  Gewerbetreibende  wegen  eines 
der  im  §.  35  genannten  Verbrechen  oder  Vergehen  schon  bestraft  ist,  und  zu  prü- 
fen, ob  mit  Rücksicht  hierauf  der  Geschäfts-Betrieb  desselben  im  polizeilichen  In- 
teresse Bedenken  erregt. 

Die  gleiche  Prüfung  hat  sie  vorzunehmen,  wenn  späterhin  eine  Bestrafung 
des  Gewerbetreibenden  wegen  eines  der  bezeichneten  Verbrechen  oder  Vergehen 
erfolgt. 

Fällt  die  Prüfung  zu  Ungunsten  des  Gewerbetreibenden  aus,  so  ist  nach  Nr.  2. 
dieser  Anweisung  zu  verfahren. 

Nach  §.  35  ist  der  Beginn  des  Gewerbe-Betriebes  der  Trödler,  Pfand- 
leiher und  der  Gesinde-Vermiether  von  einer  polizeilichen  Vorprüfung  der 
persönlichen  Zuverlässigkeit  oder  des  Bedürfnisses  fernerhin  nicht  mehr  abhängig. 
Mit  Rücksicht  auf  die  wichtigen  polizeilichen  Interessen,  welche  sich  an  den  Betrieb 
dieser  Gewerbe  knüpfen,  werden  die  Polizei-Behörden  fortan  einer  sorgfältigen  Kon- 
trole  desselben  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  haben. 

In  Betreff  der  Buchführung  dieser  Gewerbetreibenden  und  der  Aufsicht 
der  Polizei-Behörden  über  den  Umfang  tind  die  Art  ihres  Geschäfts-Betriebes  wer- 
den auf  Grund  des  §.  38  bis  auf  weitere  Verfügung  die  zur  Zeit  in  Geltung  befind- 
lichen Verordnungen  aufrecht  erhalten. 

14.  Die  durch  die  Verkehrs-Interessen  gebotene  Regelung  der  im  §.  37  bc- 
zeichneten  Strassen-Gewerb  e ist  fortan  lediglich  in  das  Ermessen  der  Orts-Po- 
lizeibehörden gestellt,  und  zwar  nach  der  Absicht  des  Gesetzes  ohne  diejenigen 
Einschränkungen,  welche  durch  die  Landes-Gesctzgebuug,  namentlich  auch  durch 
§.  4t)  der  Allgemeinen  Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar  1845  in  der  Fassung  des 
Gesetzes  vom  22.  Juni  1861  8)  vorgeschrieben  waren.  Die  polizeilichen  Anordnun- 
gen werden  sich  demgemäss  nicht  nur  auf  die  Art  der  Ausübung  dieser  Gewerbe 
selbst,  sondern  auch  auf  die  Bedingungen  der  Zulassung  zu  denselben  zu  erstrecken 
haben.  Sie  sind  lediglich  von  den  lokalen  Bedürfnissen  eines  jeden  Ortes  abhängig, 
müssen  indessen  jedenfalls  in  genereller  Weise,  d.  h.  in  der  Form  von  Polizei- 
Verordnungen,  getroffen  werden. 

Handelt  es  sich  um  die  Aufstellung  von  Taxen  für  diese  Gewerbe,  so  hat  sich 
die  Polizei-Behörde  nach  §.76  des  Gesetzes  zuvor  des  Einverständnisses  der  Ge- 
meinde-Behörde zu  vergewissern. 


*)  Vergb  Gesetze  und  Verordnungen  betr.  Gast-  und  Schank  wirf  hschafts-Bctrieb  im 
Deutschen  Reiche  und  den  Einzelstaaten.  Berlin,  Kortkampf. 

Vergl.  Gewerbe-Gesetz  vom  17.  Jan.  P>45  und  22.  Juni  186t.  Verlag  von  Fr.  Korl- 
kampf  in  Berlin., 
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15.  Nach  §.  59  wird  es  vom  Beginn  des  nächsten  Jahre«  ab  für  Musik- 
Aufführungen,  Schaustellungen  n.  s.  w.  auf  den  Strassen,  falls 
diese  Produktionen  von  umherziehenden  Gewerbetreibenden  ausgehen,  an  einem 
jeden  Orte  einer  besonderen  Erlaubnis«  bedürfen.  Durch  §.  42  ist  vorgeschrieben, 
dass  die  gleiche  Erlaubnis«  auch  für  den  stehenden  Betrieb  jener  Gewerbe  erforder- 
lich sein  soll.  Fflr  den  stehenden  Betrieb  tritt  die  Anordnung  indessen  nicht  erst 
mit  dem  Beginn  des  nächsten  Jahres,  sondern,  gleich  den  sonstigen  Bestimmungen 
(Iber  den  stehenden  Gewerbe-Betrieb,  bereits  am  1.  Oktober  d.  J.  in  Kraft. 

Ueber  die  Ertheilung  der  Erlaubniss  hat  die  Orts- Polizeibehörde  nach  ihrem 
Ermessen  zu  entscheiden. 

16.  Die  Vermittelung  von  Geschäften  ausserhalb  des  Ortes  der  gewerblichen 
Niederlassung  bat  die  Gewerbe-Ordnung  als  einen  Ausfluss  des  stehenden  Gewerbe- 
Betriebes  behandelt. 

Bezüglich  der  steuerlichen  Seite  dieses  Gewerbe-Betriebes  im  Umherziehen 
hat  dagegen  die  bestehende  Landes-Gesetzgebung  durch  die  Gewerbe-Ordnung 
keine  Aenderung  erfahren.  Versicherung«-  und  andere  Agenten,  Mäkler,  Kommis- 
sionaire  und  Auktionatoren,  sowie  alle  Personen,  welche  aus  der  Vermittelung  von 
Geschäften  ein  Gewerbe  machen,  bedürfen  daher,  abgesehen  von  der  für  das  stehende 
Gewerbe  zu  entrichtenden  Steuer,  sobald  sie  ihr  Gewerbe  im  Umherziehen  betreiben, 
eines  steuerpflichtigen  Gewerbescheins,  welcher  von  der  Bezirks-Regierung,  in  Han- 
nover von  der  Finanz-Direktion  auszustellen  ist. 

Die  Steuer  für  jeden  Gewerbeschein  beträgt  nach  §.  20,  Absatz  1 . des  Gesetzes 
vom  19.  Juli  1S6 1 !G.-8.  8.  697)  16  Thaler. 

Durch  die  Erlegung  dieser  Steuer  ist  die  Steuerpflicht  für  den  Umfang  der  gan- 
zen Monarchie  erfüllt  ; der  Inhaber  .des  Gewerbescheins  hat  danach  bei  seinem 
Uebertritte  in  einen  anderen  Regierungs-Bezirk  weder  die  Ausdehnung  des  Gewerbe- 
scheins nachzusuchen,  noch  eine  Nachsteuer  zu  erlegen. 

Ueber  die  Form  und  Anfertigung  der  Gewerbescheine  bleibt  besondere  Anord- 
nung Vorbehalten. 9)  • 

17.  Durch  §.  44  ist,  in  der  Anwendung  auf  das  Gewerbe  der  Handlungs- 
Reisenden,  die  Grenze  zwischen  dem  stehenden  Gewerbe-Betrieb  und  dem  Hauair- 
Gewerbe  gezogen.  Die  polizeiliche  Zulässigkeit  des  Gewerbes  der  Handlungs- 
Reisenden,  das  im  Sinne  der  Gewerbe-Ordnung,  abweichend  von  derStener-Gesetz- 
gebnng,  als  ein  Ausfluss  des  stehenden  Gewerbe- Betriebes  betrachtet  wird,  bat  sich 
fortan  lediglich  narh  dieser  Bestimmung  zu  richten.  Es  unterliegt  den  weitergehen- 
den Beschränkungen  der  Landes-Gesetzgebung  nicht  mehr.  Der  Betrieb  desselben 
ist  daher  insbesondere  von  einem  bestimmten  Alter  nicht  weiter  abhängig ; der 
Handlungs-Reisende  ist  in  seinem  Geschäfts- Verkehre  auf  den  Besuch  von  Gewerbe- 
treibenden nicht  mehr  beschränkt  und  es  ist  ihm  freigestellt,  ftlr  mehrere  Geschäfts- 
herren  zu  gleicher  Zeit  zu  reisen. 

Dagegen  wird  die  steuerliche  Seite  dieses  Gewerbe-Betriebes  durch  die 
Gewerbe-Ordnung  nicht  berührt ; die  Steuer,  welcher  derselbe  nach  der  Landes- 
Gesetzgebung  unterliegt,  ist  fernerhin  noch  zu  entrichten  und  es  ist  zu  beachten, 
dass  die  Preussische  Gesetzgebung  den  Betrieb  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen 
steuerfrei  gestattet,  im  Uebrigen  zur  Hausir-Gewcrbesteuer  heranzieht,  in  allen 
Fällen  aber  die  Lösung  eines  Gewerbescheines  verlangt. 

Die  Legitimations-Scheine,  deren  die  Handlungs- Reisenden  nach  §.  14  zu  ihrem 
Geschäfts-Betriebe  bedürfen,  sind  ihnen  von  den  Behörden  demgemäss  erst  dann 
auszuhändigen,  wenn  die  gesetzliche  Steuer  für  das  Gewerbe  entrichtet  worden  ist. 


»)  Vgl.  Minist.- Verf.  v.  21.  Novbr  1869.  (M.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  S.  39.) 
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Bia  au  dem  Ende  de«  laufenden  Jahres  sind  Kaufleute,  Fabrikanten  und  andere,  ein 
stehendes  Gewerbe  betreibende  Personen,  welche  persönlich  oder  durch  in  ihren  Diensten 
stehende  Heisende  Waaren  aufkaufen  oder  Bestellungen  auf  Waaren  suchen  , und  diesen 
Gewerbe-Betrieb  bereits  vor  dem  1.  Oktober  d.  J.  begonnen  haben,  für  das  Inland  durch 
die  ihnen  zu  dem  Behufe  ortheilten  Gewerbescheine  und  für  das  übrige  Gebiet  des 
Norddeutschen  Bundes  durch  die  auf  Grund  der  Zollvereins-Bestimmungen  ausge- 
fertigten Legitimations-Karten  legitimirt;  sie  bedürfen  daher  eines  weiteren  Legitimations- 
Scheines  für  das  Jahr  1969  nicht.) 

Wer  noch  in  dem  laufenden  Jahre,  aber  erst  nach  dem  1.  Oktober  d.  J.  einen 
derartigen  Geschäfts-Betrieb  beginnen  will,  sowie  ein  Jeder,  welcher  nach  Ablauf 
dieses  Jahres  einen  solchen  Geschäfts-Betrieb  unternimmt,  hat  zu  dem  Behufe  auf 
Grund  des  §.  44  der  Gewerbe-Ordnung  und  nach  Massgabe  der  weiterhin  folgenden 
Bestimmungen  einen  Legitimations-Schein  nachzusuchen.  Dieser  Schein  legitimirt 
für  das  ganze  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes)  Ein  damit  versehener  Reisender 
bedarf  daher  für  das  Inland  eines  besonderen  Gewerbescheins  der  bisherigen  Art, 
und  für  das  übrige  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes  einer  Legitimations-Karte  nach 
Massgabe  der  Zollvereins-Bestimmungen  nicht  mehr. 

Nach  §.  41  berechtigt  der  Legitimations-Schein  den  Inhaber  nur  zum  Mitfilhren 
aufgekaufter  Waaren  Behufs  deren  Beförderung  nach  dem  Bestimmungsorte,  zum 
Mitfübren  von  Waaren  anderer  Art  oder  zu  anderen  Zwecken  dagegen  nicht.  Rei- 
sende, welche  bei  ihrem  Geschäfts-Betriebe  Waaren  mit  sich  zu  führen  beabsich- 
tigen, haben  daher  nicht  einen  Legitimations-Schein  nach  t).  1 1 des  Gesetzes,  son- 
dern bis  zum  Ende  des  laufenden  Jahres  einen  Hausir-Gewerbeschein  bisheriger  Art 
und  vom  Beginn  des  nächsten  Jahres  ab  einen  Legitimations-Schein  für  den  Gewerbe- 
Betrieb  im  Umherziehen  nach  §.  58  des  Gesetzes  nachzusuchen. 

Reisenden,  welche  ihr  Gewerbe  nicht  innerhalb  des  Preussischen  Slaates,  son- 
dern nur  in  dem  übrigen  Gebiete  des  Norddeutschen  Bundes  betreiben  wollen,  ist 
zu  dem  Behufe  nicht  ein  Legitimations-Schein  nach  §.  44  der  Gewerbe-Ordnung, 
sondern  eine  Legitimations  - Karte  nach  Massgabe  der  Zollvereins- Bestimmungen  zu 
ertheilen.  Angehörige  der  übrigen  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  Jetzt  des 
Deutschen  Reichs)  sind  vom  1.  Oktober  d.  J.  ab  zn  dem  Aufkauf  von  Waaren  und 
dem  Aufsuchen  von  Waaren-Bestellungen  nach  Massgabe  des  §.  14  der  Gewerbe-  ' 
Ordnung  innerhalb  des  diesseitigen  Staats-Gebiets  für  befugt  zu  erachten,  wenn  sie 
entweder  einen  auf  Grund  des  tj.  44  ausgefertigten  Legitimations-Schein  besitzen 
oder  auf  Grund  der  Zollvereins-Bestimmungen  mit  einer  Legitimations-Karte  ver- 
geben sind. 

Zu  dem  Betriebe  des  hier  in  Krage  stehenden  Gewerbes  in  den  nicht  zum  Nord- 
deutschen Bunde  (jetzt  zum  Deutschen  Reiche)  gehörigen  Zollvereins-Staaten,  ferner 
in  Oesterreich  und  in  der  Schweiz,  ist  auch  in  Zukunft  noch  der  Besitz  der  bisher 
ertheilten  Legitimations-Karten  nothwendig. 

18.  Die  bisher  den  diesseitigen  Geschäftstreihenden  für,  Reisen  im  Inlande  er- 
theilten Gewerbescheine  werden  für  die  Zukunft  in  veränderter  Form  mit  den  nach 
§.  44  der  Gewerbe-Ordnung  zu  crtheilenden  Legitimations-Srheinen  der  Art  ver- 
bunden werden,  dass  der  Gewerbetreibende  sich  durch  den  Besitz  eines  Legitima- 
tions-Scheins jeder  Zeit  auch  über  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Steuerverpflichtung 
aaszuweisen  vermag.  Die  Formulare  der  Legitimations-Scheine  werden  den  zu  ihrer 
Ausfertigung  ermächtigten  Behörden  durch  die  Bezirks-Regierungen  .Landdrosteien) 
übersandt  werden.  Ueber  ihre  Form  nnd  Anfertigung  bleibt  besondere  Anordnung 
Vorbehalten. ,0) 


<°]  Die  Formulare  für  die  Legitimations-Scheine  müssen  für  den  ganzen 
Staat  übereinstimmend  sein.  (Min— Verf.  vom  28.  Oktober  1869.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1869, 
8.  284. ) 
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Der  Antrag  auf  Ertlieilnng  eines  Legitimations-Seheins  ist  an  den  Landrath 
{Amts-Hauptinann,  Ober-Amtmann! , oder  an  die  zuständige  Polizei -Behörde  (Nr. 
25.  der  Anweisung]  zu  richten.  Wenn  dem  Anträge  Bedenken  nicht  entgegenstehen, 
so  fertigt  diese  Behörde  den  Legitimation«- Schein  ans,  berechnet  sodann  — erforder- 
lichenfalls nach  eingezogener  Erkundigung  bei  der  Steuer-Behörde  — den  Steuer- 
t betrag  und  trägt  diesen  in  das  dem  Legitimations-Schein  angeschlossene  Formular 
des  Gewerbe-Scheins  ein.  Der  Schein  ist  demnächst  auf  kürzestem  Wege  und  mit 
Vermeidung  besonderer  Anschreiben  der  zur  Einziehung  der  Gewerbe-Steuer  be- 
stimmten Königlichen  Kasse  zu  übersenden  und  gleichzeitig  der  Antragsteller  zu 
benachrichtigen,  dass  er  dort  den  Schein  gegen  Zahlung  der  veranlagten  Steuer  in 
Anspruch  nehmen  könne. 

Ist  für  den  Gewerbe-Betrieb  eine  besondere  Steuer  nicht  zu  entrichten,  so  ver- 
merkt die  Behörde  dieses  an  der  für  die  Eintragung  der  Steuer  bestimmten  Stelle 
und  fertigt  den  Schein  unmittelbar  dem  Antragsteller  zu. 

Feber  die  ausgestellten  Scheine  ist  von  der  ausstellenden  Behörde  für  jedes 
Kalenderjahr  eine  Nachweisung  zu  führen,  welche  ausser  der  fortlaufenden  Num- 
mer des  Scheines  den  Tag  der  Ausstellung,  den  Namen  und  Wohnort  des  Empfän- 
gers, die  Bezeichnung  der  Geschäfteherren  desselben  und  den  für  steuerpflichtige 
Gewerbescheine  entrichteten  Steuersatz  enthält. 

Den  Regierungen  bleibt  cs  überlassen,  die  etwa  sonst  noch  geeigneten  Anord- 
nungen zur  Wahrung  des  fiskalischen  Interesses  zu  treffen. 

Die  Berechnung  der  Steuer  hat  nach  folgenden  Grundsätzen  zu  geschehen  : 

1.  Für  solche  Reisende,  welche  ausschliesslich  im  Dienste  eines  einzigen,  zur 
Steuer  vom  stehenden  Gewerbe-Betriebe  in  der  Handelsklasse  A.  I.  oder  A.  II. 
veranlagten  Geschäftsherren  reisen,  ist  die  8teuer  nach  den  Bestimmungen  im 
§.  20.  Absatz  2.  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1861  zu  berechnen. 

2.  Reisende,  welche  im  Diensto  von  in  der  Handelsklasse  A.  I.  oder  A.  II.  zur 
Steuer  vom  stehenden  Gewerbe  veranlagten  Kaufleuten  und  Fabrikanten  reisen, 
abor  gleichzeitig  für  mehrere  Geschäftsherren  thätig  sind,  haben  den  vollen 
Steuersatz  von  16  Thalern  (§.  20,  Absatz  1.  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1861) 
zu  entrichten.  '*) 

3.  Nach  derselben  Bestimmung  sind  diejenigen  Reisenden  zu  veranlagen,  welche 
im  Dienste  solcher  Personen  reisen,  die  ein  stehendes  Gewerbe  betreiben,  aber 
nicht  in  der  Handelsklasse  A.  I.  oder  A.  II.  veranlagt  sind. 

4.  Wer  zunächst  nur  für  einen  einzigen  in  der  Handelsklasse  A.  I.  oder  A.  II. 
veranlagten  Geschäftsherrn  gereist  ist.  im  Laufe  des  Jahres  aber  auch  Aufträge 
für  andere  Geschäftsherren  übernehmen  will,  hat  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa 
für  den  bisherigen  Gewerbe-Betrieb  bezahlte  Steuer  den  vollen  Steuersatz  von 
16  Thalern  (§.  20,  Absatz  1.  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1861)  und  zwar  vor 
der  Ausführung  der  ihm  anderweit  ertheilten  Aufträge  zu  entrichten. 

6.  Kaufleute  und  Fabrikanten,  welche  in  einer  der  Handelsklasse  A.  I.  oder  A. 
II.  zur  Gewerbesteuer  vom  stehenden  Gewerbe  veranlagt  sind  und  lediglich  für 

**>  §.  2u  des  Gesetzes  vom  1!).  Juli  1801  (Ges.-Samml.  IsOl,  S.  703  besagt: 

»Die  volle  Steuer  für  den  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  beträgt  fortan  10  Thlr. 
statt  12  Thlr.  jährlich. 

Die  Kabinets-Ordro  vom  12.  Februar  1831  (Ges.-Samml.  für  1831,  S.  5)  wegen  Erthei- 
lung  steuerfreier  Gewerbe-Scheine  an  Kaufleute  und  Fabrikanten  zum  Aufsuchen  von 
Waaren-Bestellungen  oder  zum  Ankauf  frachtweise  zu  befördernder  Wouren  findet  fortan 
ohne  Unterscheidung  je  nach  der  Veranlagung  in  der  Handelsklasse  auf  alle  Kaufleute  und 
Fabrikanten,  hinsichtlich  deren  die  übrigen  vorgeschriebenen  Erfordernisse  vorhanden 
sind,  und  zwar  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass,  sofern  die  bei  Berechnung  von  12 
Thalern  für  jeden  Gewerbeschein  sich  ergebende  Summe  die  vom  stehenden  Gewerbe  ver- 
anlagte Jahressteuer  übersteigt,  der  überschiessende  Steuer-Betrag  erlegt  werden  muss.« 
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eigene  Rechnung  in  Gomässheit  des  §.  44  der  Gewerbe-Ordnung  ausserhalb  des 
Ortes  ihrer  gewerblichen  Niederlassung  Waaren  aufkaufen  oder  Waaren-Be- 
stellungen  aufsuchen  wollen,  haben  wegen  dieses  Gewerbe-Betriebes  die  Steuer 
nach  Massgabe  der  Vorschrift  des  §.  20,  Absatz  2.  des  Gesetzes  vom  19.  Juli 
1861  zu  entrichten.  Für  Kaufleute  und  Fabrikanten,  welche  nicht  in  der  Han- 
delsklasae  A.  1.  oder  A.  II.  veranlagt  sind,  sowie  für  andere  Personen,  welche 
ein  stehendes  Gewerbe  betreiben,  beträgt,  wenn  sie  für  eigene  Rechnung  in  Ge- 
mässheit  des  §.  44  der  Gewerbe-Ordnung  ausserhalb  des  Ortes  ihrer  gewerb- 
lichen Niederlassung  Waaren  aufkaufen  oder  Waaren-Bestellungen  aufsuchen 
wollen,  der  Steuersatz  16  Tkaler  [§.  20,  Absatz  1.  des  Gesetzes  vom  19.  Juli 
1S61).  «) 

Bezüglich  der  Steuerfreiheit  derjenigen  Inländer,  welche  ein  stehendes 
Gewerbe  betreiben  und  zu  dessen  Behnfe  umherreisen,  um  die  Materialien  zu  ihrer 
eigenen  Fabrikation  aufzukaufen,  oder  durch  ihru  umherreisenden  Gewerbs-Gehülfen 
und  Angehörigen  aufkaufen  zu  lassen,  behält  es  bei  den  Bestimmungen  des  §.  5 des 
Regulativs  vom  28.  April  1824.  (G.-S.  S.  125)  und  der  Allerh.  Kabinets-Ordre 

vom  27.  März  1S2S  (G.-S.  S.  49)  sein  Bewenden.  n) 

19.  Die  im  i§.  65  der  Gewerbe-Ordnung  vorgesehene  Festsetzung  der  Zeit, 
Zahl  und  Dauer  der  Märkte  erfolgt  auch  ferner  durch  diejenigen  Behörden,  in 
deren  Befugniss  dieselbe  nach  den  Gesetzen  der  einzelnen  Landestheile  bisher  ge- 
legen hat.  Auch  haben  diese  Behörden  die  im  §.  66  vorbehaltene  Bestimmung  zu 
treffen,  welche  Gegenstände  ausnahmsweise  nach  Ortsgewohnheit  und  Bfdtlrfniss 
auf  Wochenmärkten  sollen  verkauft  werden  dürfen. 

Ebenso  verbleibt  die  Entscheidung  über  Erweiterungen  des  Verkehrs  anf  sol- 
chen Märkten,  welche  bei  besonderen  Gelegenheiten  oder  für  bestimmte  Gattungen 
von  Gegenständen  stattfinden,  nach  §.  70  den  bisher  dazu  berufenen  Verwaltungs- 
Instanzen. 

20.  Das Bundes-Gesetz  vom  8.  Juli  v.  J.  hat  die  Gesellen-  und  Meister- 
Prüfungen  nur  soweit  bestehen  lassen,  als  dieselben  nach  den  landesgesetzlichen 
Bestimmungen  einen  Bestandtheil  der  Innungs-Verfassung  bilden,  oder  einen  nur 
fakultativen  Karakter  an  sich  tragen. 

In  dem  Geltungs-Gebiete  der  Allgemeinen  Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar 
1845  sind  in  Folge  dessen,  wenngleich  mit  beschränkten  Befugnissen,  die  amtlichen 
Innungs-Prüfungs-Kommissionen  und  Kreis-Prüfungs-Kommissionen  bisher  in  Wirk- 
samkeit verblieben. 

Durch  die  Gewerbe-Ordnung  ist  nunmehr  auch  dieser  Theil  des  Prüfungswesens 
beseitigt  worden.  Den  Iunungcn  ist  zwar  die  Befugniss  gelassen,  den  Beitritt  von 
der  Ablegung  einer  Prüfung  abhängig  zu  machen.  Soweit  statutenmässig  bisher  eine 
solche  Prüfung  stattfand,  bleibt  dieselbe  daher  bis  zur  Abänderung  der  Statuten 
auch  ferner  noch  bestehen.  Aber  die  Voraussetzungen  dieser  Prüfungen  bestimmt 
nicht  mehr  das  Gesetz  : ihre  Leitung  erfolgt  nicht  mehr  unter  amtlicher  Mitwirkung. 
Es  ist  lediglich  Sache  der  Innungen  geworden,  die  Prüfungs-Bedingungen  zu  regeln 
und  die  Prüfungs-Kommissionen  zu  bilden. 

In  dem  Bereiche  der  Allgemeinen  Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar  1845 


**j  Wegen  Stcuerpflichtigkeit  der  Handlungs-Reisenden  der  Auslands-Staaten,  welche 
dem  Abkommen  wegen  Ertneilung  von  Legitimations-Karten  nicht  beigetreten  sind,  — 
Reisende  aus  Frankreich : steuerfrei;  aus  Belgien  5'/3  Thlr. ; aus  den  Niederlanden  s Thlr. ; 
aus  anderen  Staaten  16  Thlr.  , — s.  Min. -Veit  vom  10.  Februar  1870.  (M.-Bl.  d.  i.  V., 
S.  85.) 

•*)  Ueber  die  Anwendung  der  Vorschriften  unter  Nr  16.  bis  18.  in  den  Hohenzollern  - 
schen  Landen  vgl.  Min.-Verf.  v.  20.  Novbr.  I960.  (M.-Bl.  d.  i.  V.  1669,  S.  269.) 
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treten  in  Folge  dessen  die  Innungs-Prtlfungs-Kommissionen  und  Krois-Prttfnngs- 
Kommissionen  süsser  Thätigkeit.  Alle  vor  diesen  Prüftings -Behörden  schwebenden 
Prüfungen  sind  demgemäss  einzustellen,  die  sonstigen  Geschäfte  abznschliessen,  die 
Akten  und  öffentlichen  Siegel  an  die  Gemeinde-Behörden  zur  Aufbewahrung  abzn- 
geben. 

In  entsprechender  Weise  ist  auch  in  den  übrigen  Thcilen  des  Staates  die  Auf- 
lösung derartiger  Prüfungs-Behörden  herbeizuführen. 

Die  Neubildung  eigener  Prüfungs-Behörden  bleibt  den  einzelnen  Innungen  über- 
lassen. 

21.  Die  Stellung  der  Innungen  ist  durch  die  Gewerbe-Ordnung  eine  wesent- 
lich veränderte  geworden.  Nur  iu  einigen  ausdrücklich  hervorgehobenen  Beziehun- 
gen steht  den  Staats-Rehörden’ noch  eine  Einwirkung  auf  dieselben  zu;  im  Uebrigen 
ist  ihre  Beaufsichtigung  den  Gemeinde-Behörden  übertragen.  Die  besonderen  Be- 
hörden, welche  in  einzelnen  Landcstheilen  bisher  die  Aufsicht  Uber  sie  und  eine 
Mitwirkung  bei  ihrer  Verwaltung  übten,  treten  in  Folge  dessen  ausser  ThStigkeit 
und  sind  aufzulösen,  ln  Zweifelsfällen  hat  die  Bezirks-Regierung  diejenige  Ge- 
meinde-Behörde zu  bestimmen,  welche  die  gesetzlichen  Aufsichtsrechte  wahmehmen 
soll. 

Trotz  dieser  veränderten  Stellung  der  Innungen  ist  ihre  statutarische  Ver- 
fassung gleichwohl  insoweit  in  Kraft  erhalten,  als  sie  mit  dem  Bundes-Gesetz  nicht 
in  Widerspruch  steht.  Soweit  die  Landcs-Gesetze  die  Verfassung  der  Innungen  an 
Stelle  der  Statuten  geregelt  haben,  erscheinen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  als 
Theil  der  statutarischen  Verfassung,  und  sind  demgemäss  so  lange  noch  ferner  als 
massgebend  anzusehen,  als  auf  dem  durch  §.92  gegebenen  Wege  nicht  eine  Ab- 
änderung der  Innungs-Verfassung  erfolgt. 

Die  Abänderungen  der  Statuten  bestehender  Innungen  ist  nur  eitler  beschränk- 
ten Staats -Genehmigung  unterworfen  {§.  92).  Die  Genehmigung  der  Statuten 
neuer  Innungen  ist  dagegen  unbeschränkt  vorgeschrieben  (§.  99).  Soweit  solche 
Statuten  mit  den  Gesetzen  nicht  in  Widerspruch  stehen  — worauf  die  Prüfung 
derselben  zu  beschränken  ist  — wird  ihre  Genehmigung  nicht  zu  beanstanden  sein. 

Durch  §.  9-1  erhalten  die  Bezirks-Regierungen  'Landdrosteien)  die  Befugniss, 
bei  der  Auflösung  einer  Innung  den  bis  dahin  mit  derselben  verbundenen  Unter- 
richts-Anstalten, Hülfskassen  oder  anderen  Instituten  Korpora- 
tionsrechte zu  ertheilen.  Inwieweit  die  Ertheilung  derselben  angezeigt  ist  oder  nicht, 
wird  in  jedem  einzelnen  Fall  zn  erwägen  sein.  Die  Behörden  haben  indessen  überall 
darauf  zu  halten,  dass  zunächst  für  derartige  Institute  ein  ihre  Verfassung  aus- 
reichend ordnendes  Statut  festge.stellt  wird,  auf  Grund  dessen  die  Korporationsrechte 
verliehen  werden  können.  Für  spätere  Abänderungen  ist  in  den  Statnten  die  Ge- 
nehmigung der  Bezirks-Regientngen  ausdrücklich  vorzubehalten. 

22.  Das  Lehrlings- Verhältnis«  unterliegt  fortan  nur  noch  in  wenigen 
Beziehungen  einer  obrigkeitlichen  Einwirkung.  Bei  der  Aufnahme  und  Entlassung 
der  Lehrlinge  tritt  in  Zukunft  eine  Mitwirkung  der  Behörden  nicht  mehr  ein  ; damit 
hört  gleichzeitig  auch  die  Führung  von  Verzeichnissen  über  die  Aufnahme  und  Ent- 
lassung der  Lehrlinge  auf,  welche  durch  einzelne  Landes-Gesotze,  so  namentlich 
durch  die  Allgemeine  Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar  1845  §.  158,  angeordnet 
war. 

Die  Exekutiv-Massregeln,  welche  nach  §.117  des  Bundes-Uesetzes  im  Falle 
der  unbefugten  Annahme  oder  Beibehaltung  von  Lehrlingen  wie  bisher,  so  auch 
fernerhin  noch  gestattet  sind,  werden  durch  diejenigen  Behörden  verhängt,  von 
welchen  dieselben  nach  der  zeitigen  Gesetzgebung  ausgegangen  sind.  Wo  diese 
Behörden  in  Folge  der  Gewerbe-Ordnung  ausser  Thätigkeit  treten,  sind  die  ge  setz- 
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liehen  Kxekutiv-Bcfuguisse  durch  die  Orts-Polizeibehörden  anszutlben.  Das  Gleiche 
gilt  da,  wo  entsprechende  Vorschriften  bisher  überhaupt  nicht  bestanden  haben. 

23.  Die  Vorschriften  der  Gewerbe-Ordnung  Uber  die Beschäftigung  jugend- 
licher Arbeiter  in  den  Fabriken  und  Bergwerken  §§.  128 — 134,  §.  154}  ha- 
ben ihrem  ^Inhalte  nach  schon  bisher  in  allen  Landestheilen  zu  liecht  bestanden. 
Soweit  es  sich  um  die  Beschäftigung  dieser  Arbeiter  in  den  Bergwerken  und  Auf- 
bereitungs-Anstalten handelt,  ist  aber  ihre  AusfUhruug  nicht  überall  gleiclunässig 
geregelt  gewesen.  Für  die  Zukunft  wird  hiermit  bestimmt,  dass  für  den  Bereich  der 
Bergwerke  und  Aufbereitungs-Anstalten  die  Aufsicht  Uber  die  Ausführung  jener 
Vorschriften  überall  von  den  Berg-Behörden  geführt  werden  soll  und  dass  ins- 
besondere die  durch  das  Gesetz  den  Orts-Polizeibehörden  zugewiesenen  Obliegen- 
heiten nach  Massgabe  der  bereits  früher  darüber  erlassenen  näheren  Anweisungen 
durch  die  Kevier-Beamten  wahrzunehmen  sind. 

Mach  §.  131  des  Gesetzes  sollen  den  Arbeits-Büchern,  welche  vor  der 
Annahme  jugendlicher  Arbeiter  zu  regelmässiger  Beschäftigung  auszustellen  sind, 
die  Uber  deren  Beschäftigung  handelnden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vorgedruckt 
werden.  Die  Bezirks- Begierungen  (Landdrosteien,  Ober-Berg-Aemter  werden  Sorge 
zu  tragen  haben,  dass  sich  die  Unter- Behörden  mit  dem  1.  Oktober  d.  J.  sämmtlich 
im  Besitze  von  Arbeits-Büchern  befinden,  welche  in  ihrer  Einrichtung  dieser  gesetz- 
lichen Vorschrift  entsprechen.  Arbeits-Bücher,  deren  Anfertigung  auf  Grund  der 
bisherigen  Gesetzgebung  geschehen  ist,  dürfen  nach  dem  1.  Oktober  d.  J.  von  den 
Behörden  nicht  mehr  ausgegeben  werden. 

24.  Die  durch  Orts-Statut  oder  Anordnung  der  Verwaltungs-Behörde  begrün- 
dete Verpflichtung  der  Gesellen,  Gehülfeu,  Lehrlinge  und  Fabrik-Arbeiter,  einer 
bestimmten  Kranken-,  llülfs- oder  Sterbe- Kasse  beizutreten,  ist  durch  §. 
141  der  Gewerbe-Ordnung  für  diejenigen  aufgehoben,  welche  nachweisen,  dass  sie 
einer  anderen  Kranken-,  Hülfs-  oder  Sterbe-Kasse  angehören.  Die  bezeichneten 
Gewerbetreibenden  sind  demgemäss  dort,  wo  statutarische  oder  administrative  An- 
ordnungen darüber  bestehen,  zwar  auch  fernerhin  noch  gehalten,  derartigen  Kassen 
beizutreten ; sie  sind  aber  in  der  Wahl  der  Kasse,  der  sie  beitreten  wollen,  nicht 
mehr  beschränkt. 

.Nicht  nur  im  Interesse  der  bestehenden  Kranken-,  Hülfs-  und  Sterbe-Kassen, 
sondern  auch  im  Interesse  der  Gemeinden  liegt  es,  anf  die  Erfüllung  dieser  Ver- 
pflichtung sorgfältig  zu  achten.  Sowohl  die  Vorstände  der  Kassen,  als  auch  die 
Gemeinde-Behörden  sind  befugt,  von  den  Betheiligten  jederzeit  den  Nachweis  zu 
verlangen,  welcher  Kasse  dieselben  angehören.  Sie  werden  deshalb  nach  den  Ver- 
hältnissen eines  jeden  Ortes  solche  Massregeln  zu  trelfen  haben,  welche  eine  zuver- 
lässige Kontrole  in  dieser  Beziehung  möglich  machen. 

25.  Unter  der  Bezeichnung : höhere  Ver wal tungs - Beh ö r den  sind  die 
Regierungen,  die  Landdrosteien  und  das  Polizei-Präsidium  in  Berlin,  unter  der  Be- 
zeichnung: untere  Verwaltungs-Behörden  die  Lundräthe,  die  Amts-Haupt- 
leute  und  Ober-Amtmänner,  ferner  in  den  deren  Aufsicht  nicht  unterworfenen 
Städten  die  städtischen  Polizei-Behörden,  oder  die  an  Stelle  dieser  Behörden  fungi- 
renden  Königlichen  Polizei- Behörden , (Polizei-Direktionen  und  Polizei-Präsidien} 
zu  verstehen. 

Als  Gemeinde-Behörden  im  Sinne  der  Gewerbe-Ordnung  sind  endlich 
diejenigen  Behörden  zu  betrachten,  welche  nach  der  in  den  einzelnen  Landestheilen 
geltenden  Gemeinde-Verfassung  den  Vorstand  der  Gemeinden  bilden.14) 


<4)  Für  die  Provinz  Hannover  ist  bestimmt,  dass  die  amtlichen  Verrichtungen,  welche 
die  Gewerbe-Ordn.  der  Polizei-Behörde,  Orts-Polizeibehörde  und  Behörde  de»  Orte»  über- 
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II. 

20.  In  Ucbcreinstimmung  mit  der  bisherigen  Gewerbe-Gesetzgebung  hat  die 
Gewerbe-Ordnung  den  Verwaltungs-Behörden  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
die  Befugniss  ertheilt,  über  die  Zulässigkeit  eines  Gewerbe-Betriebes  zu  befinden 
und  demgemäss  den  Beginn  überhaupt  nicht  zu  gestatten  oder  dessen  Fortsetzung 
zu  untersagen.  8ie  weicht  aber  von  der  bisherigen  Gesetzgebung  darin  ab,  dass  sie 
die  Ausübung  dieser  Befugniss  fast  durchweg  an  die  Einhaltung  eines  bestimmten 
Verfahrens  knüpft. 

In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  über  den  Nachweis  der  Befähigung  zum  Be- 
triebe eines  Gewerbes,  insbesondere  im  Wege  einer  Prüfung  (§§.  29,  30.  31,  34), 
oder  Uber  die  öffentliche  Anstellung  eines  Gewerbetreibenden  durch  eine  Behörde 
oder  Korporation  (§.  36)  zu  befinden  oder  über  die  Statthaftigkeit  solcher  Anlagen 
zu  entscheiden  ist,  deren  Betrieb  ungewöhnliches  Geränsch  erregt  (§.  27),  oder  in 
welchen  es  sich  um  die  Zulassung  von  Musik-Aufftfhmngen,  Schaustellungen  u.  8. 
w.  anf  den  Strassen  bandelt  (§.  42) , hat  das  Gesetz  von  einem  solchen  Verfahren 
abgesehen,  ebenso  hat  es  auch  die  Ausübung  der  polizeilichen  Exekntiv-Befugnisso 
gegenüber  einer  gewerblichen  Anlage,  welche  der  nach  dem  Gesetz  erforderlichen 
Genehmigung  entbehrt  oder  den  Bedingungen  derselben  in  ihrer  Einrichtung  nicht 
entspricht  (§.  147),  an  bestimmte  Formen  nicht  gebunden. 

Die  Verfügungen  der  Behörden  in  diesen  Fällen  folgen  dem  durch  die  Sache 
gegebenen  Instanzenznge ; den  Betheiligten  steht  gegen  dieselben  der  gewöhnliche 
Beschwerdeweg  offen. 

Dagegen  soll 

die  Prüfung  der  Anträge  anf  Ertheilung  der  Genehmigung  zur  Errichtung 
oder  Veränderung  gewerblicher  Anlagen,  welche  einer  besonderen  Genehmigung 
unterliegen  (§§.  16,  24,  25),  — 

die  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einer  im  Betriebe  befindlichen  ge- 
werblichen Anlage  ($.  51),  — 

. die  Prüfung  der  Gesnche  um  die  Konzession,  Erlaubnis  oder  Genehmigung 
zum  Betriebe  gewisser  Gewerbe,  welche  derselben  nach  dem  Bnndes-Gesetz  (§§. 
30,  32,  33,  43)  oder  nach  den  Landes-Gesetzen  (§.  34)  bedürfen,  — 

die  Untersagung  eines  Gewerbe-Betriebes,  für  welchen  entweder  die  dnreh 
Gesetz  vorgeschriebene  Erlaubnis«  (§§.  30,  32.  33,  34),  oder  die  persönlichen 
Eigenschaften  (§.  35)  dem  Gewerbetreibenden  fehlen,  oder  für  welchen  die  po- 
lizeilichen Voraussetzungen  nicht  erfüllt  sind  (§.  37). ,s) 

endlich  die  Entziehung  einer  ertheilten  Approbation,  Konzession.  Erlanbniss, 
Genehmigung  oder  Bestallung  (§§.  29,  30,  32,  33,  34,  36), 
stets  in  einem  förmlichen  Verfahren  mit  beschränktem  Instanzenzug 
erfolgen. 

27.  Soweit  die  Entscheidung  in  diesem  Verfahren  den  Regierungen  zu- 
steht,  erfolgt  dieselbe  regelmässig  durch  die  Abtheilung  des  Innern.  Für 
den  Bereicli  der  Provinz  Hannover  nehmen  die  Landdrosteieu  die  Obliegenheiten 
der  Regierungen  wahr.  Soweit  für  den  Polizei-Bezirk  von  Berlin  das  Polizei-Präsi- 
dium die  Stelle  der  Regierungen  vertritt,  ergeben  die  Entscheidungen  von  der  I. 


wiesen  hat,  in  den  Amts-Bezirken  von  den  Amts-Hauptleuten,  in  den  Städten  Hannover, 
Celle,  Göttingen  und  Harburg  von  der  König).  Polizei-Direktion,  bez.  von  dem  Magistrate, 
— in  den  übrigen  selbständigen  Städten  und  dem  Klecken  Scharmbeck  von  dem  Ma- 
gistrate wnhrzunehmen  sind.  (M.-V.  v.  15.  Septlir.  IS72,  M.-BL  d.  i.  V.  1872,  S.  217.) 

15  Die  Fälle  des  §.  37  werden  im  weiteren  Verlaufe  dieser  Anweisung  ausser  Acht  ge- 
lassen. Es  wäre  §.  37  sogleich  in  dem  darauf  folgenden  Absätze  unter  die  Reihe  der  alle- 
girten  Konzessions-Paragraphen,  — ferner  in  die  Uebersohriften  der  Abschnitte  und  E. 
mit  aufzunehmen  gewesen. 
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Art.  27.  28.  Preussen.  Anweisung  vom  4.  September  186». 

Abtheilung  demselben , welche  die  landegpoiizeiüchcn  Geschäfte  wahrzunchmen 
hat.  '«) 

Wo  die  Verhandlung  vor  den  Regierungen  oder  den  ihnen  gleichstehenden  Be- 
hörden nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes  eine  mündliche  ist,  linden  zu  dem  Behufe 
öffentliche  Sitzungen  statt,  an  welchen  mindestens  drei  stimmberechtigte  Mitglieder 
Theil  nehmen  müssen.  Der  Verlauf  dieser  Sitzungen  ist  durch  ein  Protokoll,  wel- 
ches die  Namen  der  Anwesenden,  sowie  die  wesentlichen  Momente  der  Verhandlung 
enthält  und  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Protokollführer  unterzeichnet  wird, 
festzns  teilen. 

Zur  Ausführung  der  Bestimmungen,  welche  die  Gewerbe-Ordnnng  in  Betreff 
des  Verfahrens  enthält,  werden  im  Uebrigen  folgende  Vorschriften  erlassen  : 


A.  Verfahren  bei  der  Krrichtung  oder  Veränderung  gewerblicher  Anlagen 

<§§.  1(1  und  35). 

1.  Antrag  des  Unternehmers. 

28.  Der  Antrag  auf  Ertheilung  der  Genehmigung  ist  bei  dem  Landratli, 
wo  Land  rät  he  nicht  bestehen,  bei  dem  Amte  (Ober-Amte  , wenn  die  Anlage 


**)  Soweit  in  den  östlichen  Provinzen  des  Preussischen  Staates  die  Kreis-Ordnung  vom 
13.  Dezember  1*72  (Ges.-Samml.  1872,  S.  GISI)  (angeführt  wird,  tritt  mit  dem  t.  Januar 
1 8*74  die  Zuständigkeit  des  Kreis-Ausschusses  nach  Massgabe  der  folgenden  Bestim- 
mung ein 

§.  135.  »In  dem  Gebiete  der  allgemeinen  I.andes-Verwaltung  gehören  fortan  folgende 
Angelegenheiten  mit  den  dabei  bezeichnetcn  Befugnissen  zum  Wirkungskreise  des  K rei  s- 
Ausschusses: 

V.  In  gewerbepolizeilichen  Angelegenheiten: 

1.  die  resolulorische  Entscheidung  in  Angelegenheiten,  betreffend  die  Errichtung  oder 
Veränderung  gewerblicher  Anlagen,  beziehungsweise  die  Ertheilung  der  Genehmigung 
zu  denselben  auf  Grund  der  §§.  16  bis  25  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen 
Bund  vom  21.  Juni  1869  Bundes-Gesetzblatt  S.  215,,  soweit  Anlagen  der  nachbezcich- 
neten  Art  in  Frage  stehen: 

Gasbereitungs-  umlGashcwahrungs-Anstalten,  Anstalten  zur  Destillation  von  Erdöl, 
Anlagen  zur  Bereitung  von  Braunkohlentheer,  Steinkohlentheer  und  Koaks,  soweit 
sie  überhaupt  einer  Genehmigung  bedürfen,  Glas-  und  Kusshütten,  Kalk-,  Ziegel- 
und Gyps-Oefcn,  Anlagen  zur  Gewinnung  roher  Metalle,  Metall-Giessereien,  soweit 
sie  überhaupt  einer  Genehmigung  bedürfen  ; Hammerwerke,  Schnellbleiehen,  Fir- 
niss-Siedercien,  Stärke-Fabriken,  soweit  sie  überhaupt  einer  Genehmigung  bedürfen  ; 
Stärkesyrups  - Fabriken , Wachstuch-,  Darmsaiten-,  Dachpappen-  und  Daohfilz- 
Fabriken,  Leim-,  T hran-  und  Seiien-Siedereien,  Knochen-Brennereien,  Knochendar- 
ren, Knochen-Kochereien  und  Knochenldeichcn,  Zubereitungs-Anstalten  für  Thier- 
haare, Talgschmelzen,  Schlächtereien,  Gerbereien,  Abdeckereien,  Poudrctten-  und 
Düngpulver-Fabriken,  Stau-Anlagen  für  Wasser-Triebwerke  und  Dampfkessel. 
Rücksichtlich  aller  übrigen  nach  den  oben  bezeichneten  Paragraphen  der  Gewerbe- 
ordnung einer  Genehmigung  bedürfenden  Anlagen  bleibt  die  bisherige  Zuständigkeit 
der  Bezirks-Regierungen  bestehen. 

2.  die  Entscheidung  über  Anträge  auf  Ertheilung  von  Konzessionen  zum  Betriebe  der 
Gast-  und  Schankwirthschaft,  wie  zum  Kleinhandel  mit  Getränken  in  Gemässheit  des 
§.  33  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1SU9  (Bundes- 
Gesetzblatt  S.  245j  nach  Anhörung  der  Orts-Polizei  und  Gemeinde-Behörde,  sowie 
über  die  Zurücknahme  solcher  Konzessionen  in  Gemässheit  des  f.  54  desselben  Ge- 
setzes. Bei  dem  kontradiktorischen  Verfahren  wird  das  öffentliche  Interesse  durch  den 
Amts- Vorsteher  beziehungsweise  die  städtische  Polizei-Behörde  wahrgenommen. 

ln  den  Stadtkreisen  verbleiben  jedoch  einstweilen  diese  Geschäfte  den  bisher  zu- 
ständigen Behörden.  ,§.  170;. 

Ueber  das  Verfahren  vor  dem  K reis- Aus  sc  hu  sse  befinden  )§.  140  ff.  a.a.O. 
— Die  Berufung  gegen  seine  Entscheidung  in  Sachen  des  §.  135,  V.,  1.  geht  an  die  Be- 
zirks-Regierung, in  den  Angelegenheiten  von  V.,  2,  an  das  Verwaltungs-Gericht.  ,§.  156 
a.  a.  O.)  Vergl.  auch  besondere  Ausgabe  der  K.  O.  bei  Kortkampf. 
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Allgemeine  Ausführung«- Verordnungen. 


Art,  28— 31. 


innerhalb  eines  Stadt-Bezirks  errichtet  werden  soll,  bei  dessen  Polizei-Behörde 
anzubringen.  17 , 

Handelt  es  sich  um  die  Genehmigung  der  Stau-Anlage  für  ein  zum  Betriebe 
auf  Bergwerken  und  Aufbereitungs-Anstalten  bestimmtes  Wasser-Triebwerk,  so  ist 
der  Antrag  an  den  Kevicr-Beamten  zu  richten. 

Ans  dem  Anträge  muss  der  vollständige  Name,  der  Stand  und  Wohnort  des 
Unternehmers  ersichtlich  sein.  Demselben  sind  in  zwei  Exemplaren  eine  Beschrei- 
bung, eine  Situations-Zeichnung  und  der  Bauplan  der  Anlage  beizufügen. 

29.  Aus  diesen  Vorlagen  muss  hervorgehen  : 

a.  die  Grösse  des  Grundstücks,  auf  welchem  die  Betriebsstätte  errichtet  werden 
soll,  die  Bezeichnung,  welche  dasselbe  im  Hypotheken-Buche  oder  im  Kataster 
führt,  und  der  etwaige  besondere  Name ; 

b.  die  gleichartige  Bezeichnung  der  Grundstücke,  welche  es  umgeben,  und  die 
Namen  der  Kigcnthünicr ; 

c.  die  Entfernung,  in  welcher  die  zum  Betriebe  bestimmten  Gebäude  oder  Einrich- 
tungen von  den  Grenzen  der  benachbarten  Grundstücke  und  den  darauf  befind- 
lichen Gebäuden,  sowie  von  den  nächsten  öffentlichen  Wegen  zu  liegen  kommen 
sollen ; 

d.  die  Höhe  und  Bauart  der  benachbarten  Gebäude,  sofern  zu  der  Betriebs«  tätte 
Feuerung«- Anlagen  gehören  ; 

e.  die  Lage,  Ausdehnung  und  Bauart  der  Betriebsstätte,  die  Bestimmung  der  ein- 
zelnen Räume  und  deren  Einrichtung,  soweit  dieselbe  nicht  beweglich  ist; 

f.  der  Gegenstand  der  Fabrikation,  soweit  diese  innerhalb  der  Betriebsstätte  er- 
folgt, die  ungefähre  Ausdehnung,  sowie  die  Art  und  der  Gang  des  Betriebes, 
bei  chemischen  Fabriken  insbesondere  die  genaue  Bezeichnung  des  Fa- 
brikats und  des  Hergangs  seiner  Gewinnung. 

30.  Bei  Stau-Anlagen  ist  eine  Zeichnung  der  gesummten  Btau-Vorrichtun- 
gen  einschliesslich  der  Gerinne  und  Wasserräder  beizubringen.  Ausserdem  ist  ein 
Nivellement  erforderlich,  in  welchem  dargestellt  sein  muss. 

a.  das  Längen-Profil  des  zum  Betriebe  bestimmten  Wasserlaufes  und  des  Mutter- 
baches ; 

b.  eine  Anzahl  von  Quer-Profilen  von  beiden ; 

und  welches  soweit  auszudehnen  ist,  als  die  Wirkungen  der  anzulegenden  Stauwerke 
reichen.  Die  Profile  sind  auf  eine  und  dieselbe  Horizontale  zu  beziehen ; die  letztere 
ist  an  einen  unverrückbaren  Festpunkt  anznschliessen. 

Es  bedarf  ferner  der  Angabe  über  die  Höhe  des  gewöhnlichen,  des  niedrigsten 
und  des  höchsten  Wasserstandes  und  über  die  Wassermengen,  welche  der  Wasser- 
lauf in  der  Kegel  führt,  sowie  der  Ermittelung,  welche  Stauwerke  ober-  und  unter- 
halb der  projektirten  Anlage  zunächst  derselben  sich  befinden. 

In  dem  Situationsplane  sind  die  Grundstücke,  welche  an  den  Wasserlauf 
stossen,  soweit  der  Rückstau  reicht,  mit  der  Nummer,  welche  sie  im  Hypotheken- 
Buche  oder  Kataster  fuhren,  und  mit  dem  Namen  des  zeitigen  Eigentümers  zu  be- 
zeichnen. 

31.  Für  die  erforderlichen  Zeichnungen  ist  ein  Massstab  zu  wählen,  welcher 
eine  deutliche  Anschauung  gewährt ; der  M&ssstab  ist  stets  auf  die  Zeichnungen 
einzutragen. 


,7)  In  der  Provinz  Hannover:  in)  Bezirke  einer  selbständigen  Stadt  bei  dem  Ma- 
gistrate, in  einem  Amts-Bezirke  bei  dem  Amta-Hauotmann ; von  welchen  Behörden  auch 
uas  ganze  Verfahren  zu  leiten  und  in  erster  Instanz  Entscheidung  zu  treffen  ist.  iM.-V.  v. 
5.  März  1870.  M -Bl  d.  i.  V.  S.  107.) 
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Nivellements  und  die  dazu  gehörigen  Situations-Pläne  sind  von  vereideten 
Feldmessern  oder  Bau-Beamten  zu  fertigen.  Alle  sonstigen  Zeichnungen  können  von 
den  mit  der  Ausführung  betranten  Technikern  und  Werkmeistern  anfgenommen 
werden. 

Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Nivellement*  sind  von  demjenigen,  welcher 
sie  gefertigt  hat,  nnd  von  dem  Unternehmer  zu  vollziehen. 

32.  Die  Behörden,  bei  welchen  der  Antrag  eingereicht  wird,  haben  zu  prtlfon, 
ob  gegen  die  Vollständigkeit  der  Vorlagen  etwas  zu  erinnern  ist.  Die  Bau-Zeich- 
nungen und  Nivellements  sind  zu  dem  Behufe  dem  zuständigen  Bau-Beamten , die 
Beschreibungen  solcher  Anlagen,  welche  schädliche  Ausdünstungen  verbreiten,  dem 
zuständigen  Mediziual-ßeamten  vorzulegen.  Diese  haben  die  erfolgte  Prüfung  auf 
den  Vorlagen  zu  bescheinigen.  Finden  sich  Mängel , ho  ist  der  Unternehmer  zur 
Ergänzung  auf  kürzestem  Wege  zu  veranlassen. 

2.  Bekanntmachung  des  Unternehmens. 

33.  Die  Bekanntmachung  des  Unternehmens  erfolgt  duroh  die  Behörde  . bei 
welcher  der  Antrag  eingebracht  ist.  Sie  muss  enthalten : 

a.  Namen.  Stand  und  Wohnort  des  Unternehmers , den  tiegenstand  des  Unterneh- 
mens und  die  BesAichmtng  des  tirundstüeks.  anf  welchem  dasselbe  ausgeführt 
werden  soll  ; 

b.  die  Aufforderung , etwaige  Einwendungen  binnen  14  Tagen  bei  der  Behörde, 
welche  die  Bekanntmachung  erlässt,  anzubriugen  : 

c.  die  Verwarnung , dass  nach  Ablauf  der  Frist  Einwendungen  in  dem  Verfahren 
nicht  mehr  angebracht  werden  können  ; 

d.  den  Hinweis,  dass  und  wo  die  Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Pläne  zur  Ein- 
sicht ausliegen. 

34.  Die  Bekanntmachung  ist  nur  einmal  und  zwar  durch  das  Amtsblatt l9) 
zu  veröffentlichen.  Dafür,  dass  von  den  Vorlagen  bis  zum  Ablauf  der  Frist  inner- 
halb der  Dienststunden  an  geeigneter  Stelle  Einsicht  genommen  werden  kann , ist 
von  der  Behörde  Sorge  zu  tragen.  Ein  Belaghlatt  über  die  Bekanntmachung  ist  zu 
den  Akten  zu  bringen. 

35.  Wird  bei  Veränderungen  bestehender  Anlagen  i§.  25)  der  Antrag  gestellt, 
von  der  öffentlichen  Bekanntmachung  Abstand  zu  nehmen,  so  ist  derselbe,  nachdem 
darüber  die  Aeusserung  des  zuständigen  Bau-Beamten  und , erforderlichen  Falls, 
auch  die  des  Medizinal-Beamten  eingeholt  ist,  nebst  den  übrigen  Verhandlungen  der 
Regierung  vorznlegen.  Diese  entscheidet  darüber  durch  Verfügung. 

3.  Vorverfahren. 

36.  Der  Behörde,  welche  die  Bekanntmachung  erlassen  hat,  liegt  auch  die 
Erörterung  erhobener  Einwendungen  ob ; bei  ihr  sind  die  Einwendungen  anzu- 
bringen ; dieselben  können  schriftlich  eingereicht  oder  zu  Protokoll  erklärt  werden. 

Der  Landrath  Amts-IIauptmanu,  Ober-Amtmann)  ist  befugt,  die  Erörterungen 
der  Einwendungen  der  Orts-Polizeibehörde  oder  einer  sonstigen  geeigneten  Unter- 
Behörde  zn  übertragen.  Ist  der  Beamte,  der  die  Verhandlungen  zu  leiten  hat,  selbst 
bei  dem  Unternehmen  betheiligt , so  hat  die  Regierung  einen  anderen  Beamten  mit 
der  Verhandlung  der  Sache  zu  beauftragen. 

37.  Zur  Verhandlung  ist  alsbald  nach  Ablauf  der  Frist  ein  naher  Termin  an- 
zasetzen,  zn  welchem  der  Unternehmer  nnd  die  Widersprechenden  vorgeladen  wer- 

«I  In  der  Provinz  Hannover  durch  das  den  unter  Art.  28,  Note  1 genannten  Behörden 
zu  ihren  amtlichen  Veröffentlichungen  dienende  Blatt. 

m.  ErUutor.  Tit.  I.  HU.  111. 


Digitized  by  Google 


194 


Allgemein^  Ausführung«- Verordnungen. 


Art  37—41. 


den.  Ausführliche  Hinwendungen  sind  dem  Unternehmer  mit  der  VorUduug  in  Ab- 
schrift mitzutheilcn ; befindet  er  sich  an  demselben  Orte , so  genügt  es , ihm  zu  er- 
uil'neu,  dass  und  wo  er  vou  den  Hinwendungen  Kenntnis«  nehmen  kiinne. 

Die  Vorladung  erfolgt  schriftlich , gegen  Behändigungsschein , unter  der  Er- 
uttimug,  dass  im  Halle  des  Ausbleibens  gleichwohl  mit  der  Erörterung  der  Einwen- 
dungen werde  vorgegangen  werden  und  dass  nach  dem  Abschluss  der  Erörterung 
neue  thatsilchlichc  Behauptungen  zur  Rechtfertigung  oder  Widerlegung  der  Einwen- 
dungen nicht  mehr  zugulassen  werden  können. 

38.  Erscheinen  beide  Theile , so  ist  zunächst  eine  gütliche  Einigung  zu  ver- 
suchen. Ueliugt  der  Versuch  nicht,  so  werden  die  Erklärungen  Uber  die  gegensei- 
tigen Behauptungen  zu  l’rotokoll  genommen. 

Auf  die  Erörterung  vou  Einwendungen,  welche  auf  besonderen  privatrecht- 
lichen titeln  iwie  Vertrag,  Privilegium,  letztwillige  Verfügung)  beruhen,  ist  nicht 
einzugehen.  Einwendungen,  die  sich  auf  allgemeine  privatrechtliche  Titel  (z.  B. 
Eigenthuinj  gründen , sind  dagegen  mit  dem  Bemerken  zu  erörtern , dass  dadurch 
die  Verfolgung  derselben  auf  dem  Rechtswege  nach  Massgabe  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften nicht  ausgeschlossen  sei. 

Ueber  diejenigen  Behauptungen , welche  von  den  Parteien  mit  Beweis  unter- 
stützt werden  und  dem  Beamten  erheblich  erscheinen , ist  entweder  alsbald  in  dem 
Erörterungs-Termin  oder  in  einem  neuen,  mit  kurzer  Erist  anzuücraumenden  Termine 
Beweis  zu  erheben.  Die  Gestellung  von  Zeugen  und  Bach  verständigen,  welche  ver- 
nommen werden  seilen,  ist  Sache  der  Partei,  welche  die  Vernehmung  beantragt. 

Macht  der  Verlaut  der  Verhandlungen  die  Ansetzung  weiterer  Termine  nöthig, 
so  sind  dieselben  unverzüglich  anzuberaumen  und  den  Parteien  mündlich  bekannt 
zu  machen. 

39.  Sind  mehrere  Widersprechende  vorhanden , welche  ein  gleichartiges  In- 
teresse haben,  so  ist  zur  Veremlächung  des  Verfahrens  darauf  Bedacht  zu  nehmen, 
dass  sie  einen  gemeinschaftlichen  Bevollmächtigten  bestellen , welcher  sie  bei  den 
weiteren  Verhandlungen  zu  vertreten  hat.  Soll  derselbe  znr  Empfangnahme  der 
Bescheide,  zur  Einlegung  des  Rekurses  oder  zur  vergleichsweisen  Einigung  mit  dem 
Unternehmer  nicht  ermächtigt  sein,  so  ist  dies  ausdrücklich  zu  erklären. 

40.  Nach  dem  Abschluss  der  Erörterung  sind  die  Verhandlungen,  wo  dies  er- 
forderlich erscheint,  dem  zuständigen  Bau-Beamten  und  Medizinal-Beamten  zum 
Gutachten  mitzutheilen.  Bei  Stau-Anlagen  sind  sie  dem  Bau-Beamten  stets  vorzu- 
legen. 

Demnächst  werden  die  Verhandlungen  mit  einer  Aeussernng  Uber  die  Zulässig- 
keit der  Anlage  und  die  etwa  erhobenen  Einwendungen  von  der  Behörde  in  dein 
vorgeschriebenen  Wege  der  Regierung1")  eingereicht.  Wenn  es  sich  um  die  Genehmi- 
gung der  Stau-Anlage  für  ein  zum  Betriebe  auf  Bergwerken  und  Aufbereitungs- 
Anstalten  bestimmtes  Wassertricbwerk  handelt,  sind  die  Verhandlungen  zunäenst 
dem  Uber-Bcrgamt  vorzulegen  und  von  diesem  mit  seiner  Aeussernng  an  die  Regie- 
rung zu  befördern. 

4.  Schlussverhandlung. 

41.  Sind  Einwendungen  gegen  die  Anlage  nicht  erhoben,  so  erfolgt  die  Ent- 
scheidung ohne  vorgängige  mündliche  Verhandlung. 

Wird  dabei  die  Genehmigung  nach  dem  Anträge  des  Unternehmers  ohne  Be- 
dingungen oder  Eiuschränkuugen  ertheilt,  so  bedarf  es  eines  besonderen  Bescheides 

Nach  .Massgabe  der  bei  Art,  27  mitgelhedten  Bestimmungen  ist  in  Art.  40  und  in 
den  folgenden  Artikeln  der  Kreis-Ausschuss  an  Stelle  der  Regi er u ng  au  setzen. 
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nicht,  sondern  die  Behörde  fertigt  alsbald  die  Genehmigungs- Urkunde  (No.  48) 
aus.  M! 

Wird  die  Genehmigung  versagt  oder  uur  unter  Bedingungen  oder  Einschrän- 
kungen ertheilt,  so  erlässt  die  Regierung  zunächst  einen  schriftlichen  Be- 
scheid an  den  Unternehmer.  Bei  Stau-Anlagen , deren  Zulässigkeit  auch  durch 
das  Uber-Bergamt  zu  prüfen  ist,  ergeht  der  Bescheid  von  der  Regierung  und  dem 
Ober-Bergamt  gemeinschaftlich. 

Der  Unternehmer  kann  innerhalb  1 4 Tagen  nach  Empfang  des  Bescheides  den 
Rekurs  einlegen.  Er  kann  aber  auch  zunächst  auf  mündliche  Verhand- 
lung der  Sache  antragen.  Der  Antrag  hierauf  ist  stets  an  die  Regierung  zu  rich- 
ten ; auf  Grund  desselben  findet  das  mündliche  Verfahren  statt. 

42.  Sind  Einwendungen  gegen  die  Anlage  erhoben,  so  ist  das  mündliche 
Verfahren  stets  ohne  Weiteres  nach  Eingang  der  Verhandlungen  einzuleiten. 

Das  Verfahren  erfolgt  in  allen  Fällen  vor  der  Regierung. 

Der  Unternehmer  sowie  diejenigen  , welche  Einwendungen  erhoben  und  diese 
in  dem  Vorverfahren  nicht  znrttckgenommen  haben,  sind  demgemäss  zur  mündlichen 
Verhandlung  zu  laden.  Die  Ladung  derselben  erfolgt  schriftlich  gegen  Behändi- 
gungsschein  und  mit  der  Verwarnung,  dass  im  Falle  des  Ausbleibens  dennoch  in 
der  Sache  werde  verfahren  werden.  In  der  mündlichen  Verhandlung  können  sie 
im  Falle  ihres  Erscheinens  einen  Beistand  zuziehen  oder  sich  auf  Grund  einer  schrift- 
lichen Vollmacht  vertreten  lassen. 

Die  Verhandlung  ist  mit  einer  Darstellung  der  Sache  durch  eines  der  Mitglie- 
der des  Kollegiums  zu  eröffnen.  Demnächst  werden  die  Betheiligten  zum  Worte 
«erstattet.  Auf  neue  tbatsächliche  Anführungen,  welche  in  dem  Vorverfahren  nicht 
geltend  gemacht  worden  sind  . wird  bei  der  Entscheidung  keine  Rücksicht  genom- 
men. Die  Berufung  auf  neue  Beweismittel  ist  dagegen  zulässig. 

Die  Einreichung  schriftlicher  Ausführungen  ist  in  der  mündlichen  Verhandlung 
nicht  mehr  gestattet. 

Das  Kollegium  kann,  bevor  es  die  Entscheidung  fällt,  die  Aufnahme  von 
B e w eis e u beschliessen.  Die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  er- 
folgt entweder  in  dem  Termine  selbst,  oder  auch  durch  eine  Unter-Behörde,  oder 
einen  damit  beauftragten  Kommissar.  Die  Gestellung  der  Zeugen  und  Sachverstän- 
digen bleibt  Sache  der  Partei,  welche  die  Vernehmung  beantragt  hat.  Wenn  die 
vernommenen  Zeugen  und  Sachverständigen  vereidet  werden  sollen , so  ist  dieses 
unter  Anwendung  der  gerichtlichen  Eidesformen  zu  bewirken. 

Die  Entscheidung  ist  den  Betheiligten  in  dem  Termine  zu  eröffnen.  Er- 
scheint die  Aussetzung  derselben  nothwendig,  so  erfolgt  die  Eröffnung  in  einer 
weiteren  Sitzung,  welche  sofort  anberanmt  und  den  Parteien  bekannt  gemacht  wer- 
den muss.  Die  Entscheidung  ist  demnächst  schriftlich  abzusetzen. 

43.  In  dem  zu  erlassenden  Bescheide  sind  der  Unternehmer,  sowie  die 
Widersprechenden  namentlich  zu  bezeichnen.  Der  Tenor,  welcher  von  den  Gründen 
za  sondern  ist,  muss  aussprechen,  welche  Einwendungen  für  begründet  zu  erachten 
oder  zum  Rechtswege  zu  verweisen  gewesen,  wie  über  den  Antrag  des  Unternehmers 
entschieden  ist  und  wie  die  Kosten  zu  vertheilen.  Ausserdem  ist  in  den  Bescheid 
eine  Belehrung  Uber  das  zuständige  Rechtsmittel  und  , falls  die  Anlage  für  zulässig 

*■  Es  ist  dabei  auch  stets  von  Amtswegen  zu  prüfen,  ob  die  Anlage  erhebliche  Ge- 
fahren, Nachtheile  oder  Belästigungen  für  das  Publikum  herbeifahren  könne;  ob  die  be- 
stehenden Bau-,  Feuer-  und  sonstigen  polizeilichen  Vorschriften  dabei  beachtet  sind;  sowie 
ob  Anordnungen  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  der 
Arbeiter  »ich  als  nothwendig  ergeben.  S.  §.  18  der  Gewerbe-Ordnung  und  die  am  Schlüsse 
dieser  Anweisung  folgende  Minist. -Verfügung  vom  2"  April  1872.) 

13* 
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erachtet  wird , die  Bedeutung  aufzunehmen , dass  der  Unternehmer  erst  mit  der 
Rechtskraft  der  Entscheidung  die  Befugniss  zur  Ausführung  der  Anlage  erhilt. 

44.  Der  Bescheid  ist  einmal  für  den  Unternehmer,  und  einmal  fitr  die  Wider- 
sprechenden auszufertigen.  Die  Ausfertigung  für  die  letzteren  wird  dem  gemein- 
schaftlichen Bevollmächtigten , oder,  wenn  ein  solcher  nicht  bestellt  ist,  einem  der 
Widersprechenden  zugestellt;  die  übrigen  erhalten  in  diesem  Falle  Abschrift  des 
Tenors  der  Entscheidung  und  zugleich  Nachricht,  wem  die  Ausfertigung  übersandt 
worden  ist.  Behörden,  welche  gegen  die  Anlage  Einspruch  erhoben  haben,  ist  stets 
vollständige  Abschrift  des  Bescheides  zuzustcllen.  Die4  Uebersendung  erfolgt  in 
allen  Fällen  gegeu  Bckändigungsschoin. 

5.  Rekurs- Verfahren.2') 

45.  Der  Rekurs  gegen  die  Entscheidung  kann  der  Behörde  , welche  dieselbe 
getroffen  hat.  oder  den  betheiligten  Ministerien  eingereicht  werden.  Die  Rekursfrist 
läuft  von  dem  Tage,  an  welchem  den  Betheiligten  die  Entscheidung  der  Regierung, 
sei  es  vollständig  oder  nur  dem  Tenor  nach,  zugestellt  worden  ist.  Der  Rekurs  ist 
in  der  gesetzlichen  Frist  nicht  nur  anzumeldeu,  sondern  auch  zu  rechtfertigen.  Die 
Rekursschrift  ist  stets  in  zwei  Exemplaren  einzureichen. 

46.  Das  eine  Exemplar  der  Rekursschrift  wird  von  der  Regierung  der  Gegen- 
partei zur  Beantwortung  binnen  einer  vierzehntägigen  Frist  mitgetheilt : die  Zustel- 
lung erfolgt  gegen  Behändignngs-Schein  und  mit  der  Verwarnung , dass  nach  Ab- 
lauf der  Frist  eine  Erklärung  auf  die  Rekursschrift  nicht  mehr  werde  angenommen 
werden.  Wenn  mehrere  Parteigenossen  vorhanden  sind,  so  erhält  jeder  eine  voll- 
ständige Abschrift  der  Rekursschrift. 

41  Neue  Einwendungen  oder  neue  thatsächliche  Anführungen  zur  Begrün- 
dung und  Widerlegung  der  erhobenen  Einwendungen  sind  in  dem  Rekurs-Verfahren 
nicht  zulässig. 

Die  Regierung  überreicht  die  Verhandlungen  mit  ihrer  gutachtlichen  Aeusse- 
rung  don  zuständigen  Ministerien  zur  Entscheidung. 

Der  Rekursbescheid  wird  der  Regierung  zugefertigt.  Diese  theilt  ihn  in  be- 
glaubigter Abschrift  dem  Unternehmer  und  denjenigen  Gegnern  mit,  welche  an  dem 
Rekurs-Verfahren  Theil  genommen  haben ; sind  mehrere  Gegner  vorhanden  , so 
wird  mit  der  Mittheilung  an  sie  wie  bei  der  ersten  Entscheidung  verfahren. 

6.  Genehmigungs-Urkn  nd  e. 

48.  Sind  gegen  die  Anlage  Einwendungen  nicht  erhoben  worden  und  soll  die 
Genehmigung  zur  Ausführung  ohne  weitere  Bedingungen  nach  dem  Anträge  des 
Unternehmers  ertheilt  werden , so  fertigt  die  Regierung  alsbald  die  Genehmigungs- 
Urkunde  aus.22)  ln  allen  anderen  Fällen  erfolgt  deren  Ausfertigung  nach  Abschluss 
des  Verfahrens,  sobald  die  Entscheidung  der  Regierung  rechtskräftig  geworden  oder 
der  Rekursbescheid  ergangen  ist.  Zn  6 tau- An  lagen  für  ein  zum  Betriebe  auf  Berg- 
werken und  Aufbereitungs-Anstalten  bestimmtes  Wassertriebwerk  wird  die  Geneh- 
migungs-Urkunde von  der  Regierung  und  dem  Ober-Bergamt  gemeinschaftlich  aua- 
gefertigt. 

In  der  Urkunde  sind  sämmtliche  Bedingungen , unter  welchen  die  Anlage  ge- 
nehmigt worden  ist,  aufzuführen  und  die  von  dem  Unternehmer  eingereichten,  dem 


21)  ln  der  Provinz  Hannover  geht  der  Rekurs  nur  an  die  Landdrostei.  (8.  Note  17  zu 
Art.  28,;  — Wegen  des  Rekurses  gegen  die  Entscheidung  des  Kreis-Ausschusses  s.  o. 
Note  IB. 

**)  8.  o.  Note  zu  Art.  41. 
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Verfahren  zu  Grunde  gelegten  Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Pläne  ausführlich 
zu  bezeichnen,  auch,  soweit  angänglich , durch  Schnur  und  Siegel  damit  zu  verbin- 
den. Auf  Karten  und  Zeichnungen , welche  in  dieser  Art  mit  der  Urkunde  nicht 
verbunden  werden  können,  ist  die  Zugehörigkeit  zu  derselben  zu  vermerken. 

Eine  Ausfertigung  der  Genehmigungs-Urkunde  ist  dem  Unternehmer , eine 
zweite  mit  den  Verhandlungen  der  zuständigen  Polizei-Behörde  zu  übersenden. 

Vor  Krtheilung  der  Genehmigungs-Urkundo  ist  die  Ausführung  der  Anlage 
nicht  gestattet. 


B.  Verfahren  bei  der  Errichtung  oder  Veränderung  von  DniiipflteMsrl-An- 
lagen  ($$.  24,  25.). 

49.  Das  Gesuch  nm  Krtheilung  der  Genehmigung  ist  bei  den  in  Nr.  28  he- 
zeichneten  Behörden  anzubringen.  Handelt  es  sich  um  die  Genehmigung  eines  zum 
Betriebe  auf  Bergwerken  und  Aufbereitungs-Anstalten  bestimmten  Dampfkessels, 
so  ist  dasselbe  an  den  Revier-Beamten  zn  richten. 

Aus  dem  Gesuche  muss  der  vollständige  Name , der  Stand  und  Wohnort  des 
Unternehmers  ersichtlich  sein.  Demselben  sind 

eine  Beschreibung  und  eine  Zeichnung  des  Kessels  in  einfachen  Linien, 
ausserdem,  wenn  die  Anlage  eines  feststehenden  Dampfkessels  beabsichtigt  wird, 
eine  Situations-Zeichnung  und  ein  Bauriss 
in  zwei  Exemplaren  beizuftlgen. 

50.  In  der  Beschreibung  sind  die  Dimensionen  des  Kessels,  die  Stärke  und 
Gattung  des  Materials,  die  Art  der  Zusammensetzung,  die  Dimensionen  der  Ventile 
nnd  deren  Belastung,  die  Einrichtung  der  Speise- Vorrichtung  und  der  Feuerung, 
sowie  die  Kraft  und  Art  der  Dampfmaschine  anzugeben. 

Aus  der  Zeichnung  muss  die  Grösse  der  vom  Feuer  berührten  Fläche  zu  be- 
rechnen, und  die  Höhe  des  niedrigsten  zulässigen  Wasserstandes  Uber  den  Feuer- 
zttgen  zn  ersehen  sein : auf  die  Einrichtung  der  Dampfmaschine  braucht  sie  sich 
nicht  zu  erstrecken.  Die  Situations-Zeichnung  hat  die  an  den  Ort  der  Aufstellung 
des  Kessels  stossenden  Grundstücke  zu  umfassen. 

Aus  dem  Bauriss  muss  sich  der  Standpunkt  der  Maschine  und  des  Kessels,  der 
Standpunkt  und  die  Höhe  des  Schornsteins,  sowie  die  Lage  der  Feuer-  und  Rauch- 
röhren gegen  die  benachbarten  Grundstücke  deutlich  ergeben  ; den  Umständen  nach 
kann  ein  einfacher  Grundriss  und  eine  Längenansicht  oder  ein  Durchschnitt  ge- 
nügen. 

Die  Zeichnungen  müssen  den  unter  Nr.  31  aufgestellteu  Anforderungen  ent- 
sprechen. 

51.  Die  Vorlagen  sind  von  den  Behörden  nach  den  unter  Nr.  32  gegebenen 
Vorschriften  zu  prüfen  und  demnächst  mit  einer  gutachtlichen  Aeusserung  in  dem 
vorgeschriebenen  Wege  der  Regierung,  von  dem  Revier-Beamten  dem  Ober-Berg- 
amt,  welches  dann  für  das  woitere  Verfahren  an  die  Stelle  der  Regierung  tritt,  ein- 
zureichen. 

Die  Prüfung  des  Antrages  und  die  Entscheidung  erfolgen  bei  diesen  Behörden 
in  dem  gewöhnlichen  Geschäftsgänge. 

Wird  die  Genehmigung  nach  dem  Anträge  des  Unternehmers  ohne  Einschrän- 
kungen und  Bedingungen  ertheiit,  so  ist  ohne  Weiteres  die  Genehmigungs-Urkunde 
auszufertigen. 

Wird  dagegen  die  Genehmigung  versagt  oder  nur  unter  Bedingungen  und  Ein- 
schränkungen ertheiit,  so  richtet  sich  das  weitere  Verfahren  nach  den  unterNr.41  ff. 
gegebenen  Vorschriften. 
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Für  das  Rekurs-Verfahren  sind  die  Bestimmungen  unter  Nr.  1 5 und  17  anzu- 
wenden. 

Fflr  die  Ausfertigting  der  Genehmigungs-Urkunde  gelten  die  unter  Nr.  4 b ge- 
gebenen Bestimmungen.  Wo  das  Ober-Bergamt  über  die  Zulässigkeit  einer  Anlage 
entscheidet,  fertigt  dasselbe  auch  die  Genehmigungs-Urkunde  dafür  ans. 

€'.  Verfahren  behufs  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einer  gewerb- 
lichen Anlage  (§.  31). 

52.  Der  auf  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einer  gewerblichen  Anlage 
gerichtete  Antrag  ist  an  die  Regierung  einzureichen.  Auf  Grund  desselben  hat  diese 
Behörde  zunächst  eine  Erörterung  der  Sache  zu  veranlassen. 

Diese  Erörterung  erfolgt  in  einem  Termine,  zu  welchem  der  Besitzer  der  An- 
lage, diejenigen,  welche  den  Antrag  gestellt  haben  und  der  Vorstand  der  Gemeinde, 
in  deren  Bezirk  die  Anlage  sich  befindet,  vorzuladen  sind. 

Der  Zweck  dor  Verhandlung  ist,  festzustellen,  ob  und  in  welchem  Umfange 
durch  den  Betrieb  der  Anlage  Nachtheile  und  Gefahren  für  das  Gemeinwohl  ent- 
stehen. Bei  der  Beweisaufnahme  ist  die  Behörde  an  die  Anträge  der  Betheiligten 
nicht  gebunden. 

53.  Nach  dem  Abschluss  der  Verhandlung  hat  die  Regierung  das  mündliche 
Verfahren  einzuleiten. 

Zu  dem  Verhandlungs-Termine  sind  die  Antragsteller,  der  Besitzer  der  Anlage 
und  der  Vorstand  der  Gemeinde  zu  laden.  Für  die  Vorladung,  das  mündliche  Ver- 
fahren und  die  Entscheidung  sind  die  unter  Nr.  42  ertheilten  Vorschriften  anzu- 
wenden. 

54.  Der  Rekurs  gegen  die  Entscheidung  der  Regierung  geht  an  die  in  der 
Sache  betheiligten  Ministerien.  Fflr  die  Einlegung  desselben  und  das  weitere  Ver- 
fahren gelten  die  Bestimmungen  unter  Nr.  45  ff. 

Nachdem  die  Entscheidung,  durch  welche  die  fernere  Benutzung  der  Anlage 
untersagt  wird,  rechtskräftig  geworden  ist,  kann  die  Einstellung  des  Betriebes  poli- 
zeilich erzwungen  werden. 

D.  Verfahren  bei  Versagung  der  Genehmigung  zum  Betriebe  eines  Gewerbes 
(§$.  30,  32,  33,  34,  43),  sowie  bei  Untersagung  eines  Gewrrbe-Betriebes 

(8$.  15.  35).» 

55.  Wird  die  G e n e h m ig  u n g zum  Betriebe  eines  der  Gewerbe,  welche  einer 
solchen  nach  dem  Gesetz  bedürfen,  versagt,  so  ist  die  versagende  Verfügung 
schriftlich  zu  erlassen,  mit  Gründen  und  einer  Belehrung  Uber  das  zuständige  Rechts- 
mittel zu  versehen  und  dem  Betheiligten  gegen  Behändigungsschein  zuzustellen. 

56.  Ist  die  Verfügung  von  einer  unteren  Behörde  i Landrath.  Ober- Amt, 
Amt,  Orts-Polizei-  oder  Gemeinde-Behörde)  ergangen,  so  ist  der  dagegen  zulässige 
Rekurs  an  die  Regierung , für  den  Polizei-Bezirk  von  Berlin  aa  die  I.  Abtheilnng 
des  Polizei-Präsidiums  zu  richten. 

Diese  Behörden  entscheiden  auf  Grund  einer  mündlichen  Verhandlung,  zu 
welcher  der  Rekurrent  geladen  wird.  Sie  sind  befugt,  zuvor  diejenigen  Erhebungen 
anstclien  zu  lassen , welche  für  die  Beurtheilung  der  Sache  nothwendig  erscheinen . 
Im  Uebrigen  gelten  für  die  Vorladung  und  das  mündliche  Verfahren  die  unter  Nr.  42 
ertheilten  Vorschriften.  _ 


Auch  die  Entziehung  de*  nach  §.  45  der  Gew.-Ordn.  erforderlichen  Legitimations- 
Scheines  für  fliegende  Buchhändler  etc.  wird  hierunter  fallen. 
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L’eber  den  Beschluss  des  Kollegiums  ist . sofern  er  nicht  auf  Beweiserhebung 
lautet,  ein  mit  Ortinden  versehener  Bescheid  zu  erlassen. 

57.  Ist  die  Verfügung  von  einer  oberen  Behörde  Regierung.  Landdrostei, 
Ober-Bergamt  ergangen,  so  kann  entweder  auf  mündliche  Verhandlung  der  Sache 
angetragen  oder  auch  alsbald  der  Rekurs  gegen  die  Verfügung  eingelegt  werden. 

Per  Antrag  auf  mündliche  Verhandlung  ist  innerhalb  11  Tagen  nach  Zustel- 
lung der  Verfügung  an  die  Behörde  zu  richten,  welche  dio  Verfügung  erlassen  hat. 

Pie  Vorladung  des  Rekurrenten  und  das  mündliche  Verfahren  erfolgen  in  der 
unter  Nr.  42  bezeiehneten  Weise. 

Wird  auf  Grund  der  mündlichen  Verhandlung  dahin  entschieden,  dass  die  nach- 
gesuchte Genehmigung  zu  ertheilen  sei,  so  fertigt  die  Behörde  ohne  weiteren  schrift- 
lichen Bescheid  die  Genehmigung  aus.  Wird  dagegen  die  erste  Verfügung . durch 
welche  die  Genehmigung  versagt  wurde , aufrecht  erhalten , so  ist  ein  förmlicher 
Bescheid  zu  erlassen , der  diesen  Beschluss  näher  begründet  und  auf  das  dagegen 
zulässige  Rechtsmittel  verweist.  Die  Zustellung  des  Bescheides  hat  gegen  BehSndi- 
gungs-Schein  zu  erfolgen.  . 

Gegen  diesen  Bescheid  ist , wenn  es  sich  um  die  Genehmigung  zum  Betriebe 
des  Schauspieler-Gewerbes  handelt  (§.  32',  der  Rekurs  an  den  Ober- Präsidenten, 
in  allen  anderen  Fällen  der  Rekurs  an  die  in  der  Sache  betheiligten  Ministerien  ge- 
stattet. 

58.  Der  Rekurs  gegen  die  erste  Entscheidung,  sei  cs  der  unteren  oder  der 
oberen  Behörde , ist  innerhalb  1 4 Tagen  nach  der  Zustellung  einznlegen  und  zu 
rechtfertigen.  Er  kann? bei  der  ersten  oder  bei  der  zweiten  Instanz  eingereicht 
werden. 

Wird  durch  den  Reknrsbescheid  die  angefochtene  Verfügung  bestätigt . so  ist 
zugleich  ausdrücklich  darauf  hinzu  weisen,  dass  eine  weitere  Beschwerde  durch  das 
Gesetz  nicht  zugelassen  Bei.  Der  Bescheid  wird  der  Behörde,  die  in  erster  Instanz 
entschieden  hat.  in  Ausfertigung  übersendet.  Ist  darin  der  Rekurs  zurflekgewiesen, 
so  stellt  diese  ihn  dem  Rekurrenten  zu  ; ist  der  Rekurs  für  begründet  erachtet , so 
fertigt  sie  auf  Grund  des  Bescheides  die  von  dem  Rekurrenten  nachgesuchte  Ge- 
nehmigung ans. 

59.  DieUntersagung  des  Betriebes  eines  Gewerbes  (§§.  15,  35)  hat  gleich- 
falls in  dem  vorstehenden  Verfahren  zu  erfolgen.  Doch  ist  hier  der  Reknrsbescheid 
dem  Rekurrenten  stets  in  Ausfertigung  gegen  Behändigungs-Schein  zuzustellen. 

E.  Verfahren  bei  Entziehnng  einer  erthellten  Approbation,  Konzession. 

Erlaubnis*.  Genehmigung  oder  Bestallung  (9$  29,  30.  32.  33.  34.  30).  24 

60.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  erfolgt  durch  die  Regierung  oder  die 
sonstige  Behörde,  welche  in  erster  Instanz  entscheidet. 

Die  Regierung  ernennt  einen  Kommissar,  welcher  den  Sachverhalt  zu  erörtern, 
den  Gewerbetreibenden , unter  Mittheilung  der  gegen  ihn  zur  Sprache  gebrachten 
Thatsacben,  zu  hören,  Zeugen  und  Sachverständige  eidlich  zu  vernehmen  und  die 
zur  Aufklärung  der  Sache  dienenden  sonstigen  Beweise  horbeizusebaflen  hat. 

Die  Vorladung  des  Gewerbetreibenden  erfolgt  schriftlich  gegen  Behändignngs- 
Schein  und  mit  der  Verwarnnng,  dass  im  Falle- seines  Ausbleibens  gleichwohl  mit 
der  Erörterung  der  Sache  werde  vorgegangen  werden.  Bei  seiner  Vernehmung  und 
bei  dem  Verhör  der  Zeugen  und  Sachverständigen  ist  ein  vereideter  Protokollführer 
zuzuziehen. 

**1  Wegen  der  Zuständigkeit  des  Kreis-Ausschusses  in  den  Fällen  des  §.  33  der  Ge- 
werbe-Ordn.  und  wegen  der  Berufung  gegen  seine  Entscheidung  vgl.  oben  Note  16,  S.I9I . 
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61.  Je  nach  dem  Ausfall  dieses  Vorverfahrens  beschließt  die  Regierung  ent- 
weder die  Einstellung  des  Verfahrens  oder  die  weitere  Verfolgung  der  Sache. 
Ersteres  geschieht  im  Wege  der  einfachen  Verfügung.  Im  letzteren  Falle  bezeichnet 
sie  einen  Beamten , der  in  Vertretung  der  Staats-Anwaltschaft  die  geeigneten  An- 
träge zu  stellen  und  aus  dem  Inhalte  der  Verhandlungen  zu  rechtfertigen  hat. 

62.  Demnächst  ist  die  mündliche  Verhandlung  anzuberaumen,  zu 
welcher  der  Gewerbetreibende , unter  abschriftlicher  Mittheilung  der  Seitens  der 
Staats- Anwaltschaft  gestellten  Anträge  zu  laden  ist. Jfl)  Derselbe  kann  in  der  Ver- 
handlung einen  Rechtsverständigen  als  Beistand  zuziehen  oder  auf  Grund  schrift- 
licher Vollmacht  sich  durch  einen  solchen  vertreten  lassen.  Der  Regierung  steht 
indessen  jeder  Zeit  zu,  sein  persönliches  Erscheinen  unter  dem  Eröffnen  zu  verord- 
nen, dass  bei  seinem  Ausbleiben  ein  Vertreter  nicht  werde  zugelassen  werden.  Die 
Vorladung  erfolgt  gegen  Behänd igungs-Sc Kein  und  stets  unter  der  Warnung , dass 
im  Falle  des  Ausbleibens  gleichwohl  mit  der  Verhandlung  der  Sache  werde  vorge- 
gangen werden. 

66.  Das  mündliche  Verfahren  äst  mit  einer  Darstellung  der  Sache,  wie  sie  aus 
den  Verhandlungen  hervorgeht,  durch  ein  Mitglied  des  Kollegiums  einzuieiten.  Der 
Gewerbetreibende  wird  vernommen  und  , nachdem  der  Beamte  der  Staats-Anwalt- 
schaft seine  Anträge  gestellt  hat , zu  seiner  Vertheidigung  gehört ; ihm  stebt  das 
letzte  Wort  zn. 

Das  Kollegium  kann,  bevor  es  die  Entscheidung  fällt , die  Aufnahme  weiterer 
Beweise  beschlieasen.  Die  Aufnahme  derselben  erfolgt  entweder  in  der  mündlichen 
Verhandlung  selbst  oder  auch  durch  eine  Unter- Behörde,  oder  einen  besonderen  Kom- 
missar. Der  Beschluss  hierüber . sowie  der  Termin , an  welchem  die  Fortsetzung 
des  mündlichen  Verfahrens  erfolgen  soll,  sind  alsbald  zu  eröffnen. 

64.  Die  Entscheidung  kann  nur  auf  Zurücknahme  der  ertheilten  Appro- 
bation u.  s.  w.  oder  auf  Einstellung  des  Verfahrens  lauten.  Doch  wird  die  auf  be- 
sonderen Gesetzen  beruhende  Befugniss  der  Behörden,  gegen  den  Gewerbetreibenden 
Ordnungs-Strafen  festzusetzen,  hierdurch  nicht  berührt. 

Die  Entscheidung  ist  vor  dem  Schluss  der  Verhandlung  zu  eröffnen.  Erscheint 
die  Aussetzung  des  Beschlusses  nothwendig , so  erfolgt  die  Eröffnung  in  einer  wei- 
teren Sitzung,  die  sofort  anznberaumen  ist. 

Ueber  den  Beschluss  ist,  wenn  er  nicht  auf  Beweiserhebung  lautet,  ein  mit  Grün- 
den versehener  Bescheid  zu  erlassen,  in  welchem  auf  das  dagegen  zulässige  Rechts- 
mittel verwiesen  wird.  Eine  Ausfertigung  desselben  ist  gegen  Behändigungs-Schein 
dem  Gewerbetreibenden  zuzustellen. 

65.  Der  Rekurs  dagegen  geht  an  das  in  der  Sache  zuständige  Ministerium. 
Er  muss  binnen  14  Tagen  nach  der  Zustellung  des  Bescheides  entweder  unmittelbar 
bei  dem  Ministerium  oder  bei  der  Regierung  eingereicht  und  gerechtfertigt  werden. 
Die  Rekursscbrift  wird  dem  Beamten  der  Staats-Anwaltschaft  zur  Erklärung  binnen 
einer  vierzehntägigen  Frist  zugestellt.  Demnächst  sind  die  Verhandlungen  von  der 
Regierung  zur  Rekurs-Entscheidung  einzurcichcn. 

Von  dem  Rekursbescheide  erhält  der  Gewerbetreibende  gegen  Behändigungs- 
Scbein  eine  Ausfertigung.  Eine  Abschrift  wird  der  Polizei-Behörde  des  Orts , wo 
der  Gewerbetreibende  wohnt,  und  derjenigen  Behörde  oder  Korporation  mitgetheilt, 
welche  die  Approbation  u.  s.  w.  ausgestellt  hat. 


®)  Dem  Angeschuldigten  ist  angemeasenerweise  nicht  nur  der  Tenor  der  von  der 
Staatsanwaltschaft  gestellten  Anträge,  aondern  Abschrift  der  vollständigen  Anklageschrift 
mitzutheilcn  (vgl.  Art.  I,  §.  74  des  Gesetzes  vom  22.  Mai  1861.  Ges.-S.  1861,  S.  443). 
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66.  Das  Verfahren . welche*  hiernach  für  die  gewarbepolizeilichen  Entschei- 
dungen der  Verwaltungs-Behörden  in  Zukunft  massgebend  sein  wird  , tritt  gleich- 
zeitig mit  der  Gewerbe-Ordnung  in  Wirksamkeit;  es  wird  daher  auf  alle  diejenigen 
Fälle,  welche  nach  dem  1.  Oktober  d.  J.  zur  Beurtheilung  der  Behörden  gelangen, 
in  Anwendung  zu  bringen  sein. 

Wenn  zu  diesem  Zeitpunkte  Anträge  auf  Ertheilung  der  Genehmigung  zum  Be- 
triebe eines  Gewerbes  oder  zur  Errichtung  einer  gewerblichen  Anlage , welche  auch 
nach  Erlass  der  Gew’erbe  - Ordnung  von  einer  besonderen  Genehmigung  abhängig 
bleiben,  bei  den  Behörden  bereits  schweben  und  entweder  in  erster  oder  in  zweiter 
Instanz  der  Beurtheilung  noch  unterliegen  , so  ist  Uber  dieselben  in  dem  durch  die 
neue  Gesetzgebung  ftlr  die  betreffende  Instanz  eingefUhrten  Verfahren  und  vor  den 
danach  zuständigen  Behörden  weiter  zu  verhandeln.  Die  Anträge  sind  zn  diesem 
Behufe  alsbald  an  die  zuständigen  Behörden  zur  weiteren  Prüfung  abzugeben.  In 
solchen  Fällen,  in  denen  über  derartige  Anträge  bereits  in  zwei  Instanzen  entschie- 
den, nach  den  zur  Zeit  massgebenden  Vorschriften  aber  noch  eine  weitere  Entschei- 
dung zu  treffen  ist.  wird  die  Sache  in  dem  bisherigen  Verfahren  bis  zur  endgültigen 
Erledigung  weitergeftthrt.« 


Zirkular-Verfügung  an  sMnmftlrbe  Bezlrks-Hrgirrtingeii 
vom  27.  April  1872. 

(Ministerial-Blatt  für  die  innere  Verwaltung  S.  227,  228.) 

»Zur  Sicherung  der  bei  gewerblichen  Unternehmungen  beschäf- 
tigten Arbeiter  gegen  Gefahr  für  Leben  und  Gesnndheit  sind  in  der 
Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1660  der  §.107  und  die  demselben  entsprechende 
Strafbestimmung  des  §.  148,  Nr.  10  aufgenommen.  Ausserdem  können  nach  §.  18 
bei  denjenigen  gewerblichen  Anlagen,  zn  deren  Errichtung  nach  §.  16  und  24  eine 
besondere  Genehmigung  erforderlich  ist.  Anordnungen,  welche  zum  Schutze  der  Ar- 
beiter gegen  die  gedachten  Gefahren  nothwendig  sind , unter  die  Bedingungen  auf- 
genommen werden,  an  welche  die  Genehmigung  geknüpft  wird.  Zuwiderhandlungen 
gegen  solche  Anordnungen  unterliegen  der  streugeren  Straf-Bestimmung  des  §.  147, 
Nr.  2,  und  es  kann  eventuell  die  Polizei-Behörde , die  im  Schlusssätze  dieses  §.  er- 
wähnten polizeilichen  Zwangsmittel  gegen  die  Unternehmer  in  Anwendung  bringen. 

Die  Königl.  Regierung  wird  es  als  ihre  Aufgabe  anzusehen  haben,  in  jedem  Kon- 
zessions-Verfahren ex  officio  auch  die  Frage  zu  prüfen  , welche  Anforderungen  zur 
Vermeidung  der  im  Gesetze  erwähnten  Nachtheile  für  die  Arbeiter  an  den  Antrag- 
steller zu  erheben  sind.  Dabei  wird  von  dem  Grundsätze  anezugahen  sein . dass 
jeder  Unternehmer  in  dieser  Beziehung  alles  dasjenige  zu  leisten  hat,  was  erfab- 
rungsmässig  und  nach  dem  jeweiligen  Stande  der  Technik  für  den  fraglichen  Ge- 
werbe-Betrieb als  bewährt  und  ausführbar  anzusehen  ist 

Bei  demjenigen  gewerblichen  Betrieben  und  Anlagen , zu  denen  eine  besondere 
Genehmigung  nicht  erforderlich , oder  bei  deren  Genehmigung  seiner  Zeit  Anord- 
nungen, welche  dem  gegenwärtig  zu  stellenden  Anforderungen  genügen , nicht  ge- 
troffen sind,  kann  die  Absicht  des  Gesetzes  nur  durch  eine  sorgfältige  und  konse- 
quente Handhabung  der  in  den  §§.  107  und  148,  Nr.  10  gegebenen  Bestimmungen 
erreicht  werden.  Die  Königl.  Kegierung  wird  desshalb  dafür  Sorge  zu  tragen  ha- 
ben, dass  es  in  keinem  Falle,  wo  eine  Verletzung  der  Vorschrift  des  §.  107  konsta- 
tirt  wird,  an  der  » voraufgegangenen  Aufforderung  der  Behörde » fehle,  von  welcher 
der  §.  148,  Nr.  10  die  Strafbarkeit}  der  Zuwiderhandlungen  gegen  jene  Vorschrift 
abhängig  macht. 

Zu  dem  Ende  veranlasse  ich  die  Königl.  Kegierung.  die  in  ihrem  Bezirke  vor- 
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Art.  2. 


handenen  gewerblichen  Unternehmungen  , deren  Betrieb  mit  Gefahren  für  die  darin 
beschäftigten  Arbeiter  verbunden  ist , zu  ermitteln . die  zur  Sicherung  gegen  diese 
Gefahren  nothwendigen  Rinrichtungen  fostzustellen  und  zu  deren  Herstellung  binnen 
einer  angemessenen  Frist  die  betreffenden  Unternehmer  aufznfordem. 

Entstehen  Zweifel  darüber , was  in  dieser  Beziehung  billiger  Weise  gefordert 
werden  kann . so  sind  zuvor  einzelne  intelligente  und  wohlwollende  Unternehmer, 
auch  nach  Umständen  unbetheiligte  Sachverständige  zu  hören.  Für  die  Folgezeit 
sind  die  Polizei-Behörden  anzuweisen,  die  Befolgung  der  Vorschrift  des  §.  107  fort- 
laufend zu  überwachen  nnd.  wo  sich  ein  Bedürfniss  zeigt,  so  weit  erforderlich  nach 
Einholung  vorgängiger  Instruktion  von  der  Kflnigl.  Regierung  die  nöthigen  Auffor- 
derungen an  die  Unternehmer  zu  richten.« 

Der  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten. 


B.  Anweisung  zur  Ausführung  des  Titelltl.  (Gewerbe-Betrieb  im  tJm- 
homiehen)  der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1880. 

(Ministerial-Blatt  der  inneren  Verwnltung  8.  234  ff.) 

Durch  die  mit  dem  1.  Januar  1870  in  Krafteretenden  Vorschriften  des  dritten 
Titels  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschn  Bund  vom  2t.  Juni  1869  wer- 
den alle  in  der  Preussischen  Gesetzgebung  enthaltenen  polizeilichen  Besehrän- 
k ungen  des  Gewerbe-Betriebes  im  Umherziehen,  insbesondere  die  Bestimmungen 
des  Hansir-Regnlativs  vom  28.  April  1824  insoweit  aufgehoben,  als  sie  nicht  in  die 
Bnndes-Gesetzgebung  Anfnahme  gefunden  haben.  Dagegen  sind  die  bestehenden 
Vorschriften  über  die  Besteuerung  des  H ausi r-Gewerb es  nach  wie  vor  in 
Geltung  geblieben.  Es  behält  daher  sein  Bewenden,  dass  jeder  steuerpflichtige  Ge- 
werbe-Betrieb im  Umherziehen  von  der  vorgängigen  Lösung  eines  Gewerbe-Scheines 
abhängig  ist,  und  ebenso  bleiben  die  zur  Zeit  anwendbaren  Steuersätze,  soweit  nicht 
im  Nachstehenden  etwas  Anderes  bestimmt  worden  it,  in  Kraft. 

Nachdem  hinsichtlich  des  Gewerbe-Betriebes  der  Handlungs-Reisenden  und  der 
Vermittelung  von  Geschäften  ausserhalb  des  Orts  der  gewerblichen  Niederlassung 
unter  den  Nr.  16  bis  18  der  mittelst  Verfügung  vom  4.  September  d.  J.  erlassenen 
Anweisung  das  Erforderliche  angeordnet  worden  ist.  werden  znr  Ausführung  des 
dritten  Titels  der  Gewerbe-Ordnung  folgende  Bestimmungen  getroffen. 

(Vgl.  auch  die  Minist. -Verf.  vom  24.  Novbr.  t869,  durch  welche  diese  An- 
weisung den  Behörden  mitgetheilt  wurde,  namentlich  bezüglich  der  Formulare  nnd 
deren  Behandlung.  [M.-B.  d.  i.  V.  S.  288.]) 

1)  Als  allgemeines  Erfordernis»  für  den  im  dritten  Titel  der  Gewerbe-Ordnung 
behandelten  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  stellt  das  Bnndes-Gesetz  in  polizei- 
licher Beziehung  den  Besitz  eines  Legitimations-Scheines  hin  , welcher  der 
Regel  nach  durch  die  höhere  Verwaltungs-Behörde  (Regierungen , Landdrosteien 
nnd  das  Polizei-Präsidium  in  Berlin,  für  den  Gewerbe-Betrieb  der  im  (j.  58.  zu  1 
und  2 gedachten  Art  aber  durch  die  Unter-Behörde  'Landräthe.  Amts-Hauptleute, 
Ober- Amtmänner , die  städtischen  oder  Königlichen  Polizei-Behörden'  zu  ertheilen 
ist.  *)  Diese  letzteren  Behörden  haben  zugleich  den  Bereich  der  Umgegend  zu  be- 

*)  Legitim  ations-Sche  ine  sind  bei  der  Orts-Polizeibehörde  nach  zusuchen 
und  von  dieser,  — falls  sie  nicht  selbst  für  die  F.rtheilungzuBtindig  ist  (§.  SS  Gew.-O.)  — , 
direkt  bei  der  Bezirks-Regierung  zu  beantragen  Derselbe  Geschäftsgang  findet  statt,  wenn 
cs  eines  Legitimations-  und  Gewerbe-Scheines  bedarf.  Min. -Verf.  vom  24.  Juni,  27.  Juni 
und  14.  Novbr.  1870.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1870,  8.  198,  199  und  304. 
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stimmen , in  welchem  der  im  §.  58,  Nr.  2 der  Gewerbe-Ordnung  bezeichnete  Ge- 
werbe-Betrieb den  einzelnen  Gewerbetreibenden  gestattet  sein  soll.  Dabei  ist  tlber 
den  zweimeiligen  Umkreis  des  Wohnortes  des  Gewerbetreibenden  in  kei- 
nem Falle  hinanszngehen. 

Nnr  zum  Verkauf  oder  Ankauf  roher  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirth- 
sehaft,  des  Garten-  und  Obstbaues  bedarf  es  eines  Legitimations-Scheines  nicht. 2) 

2)  Die  Anträge  auf  Erlheilung  von  Legitimations-Scheinen  sind  in  allen  Fällen 
an  die  Polizei-Behörde  des  Wohnortes  des  Gewerbetreibenden  zu  richten , welche 
zn  prüfen  hat,  ob  einer  derjenigen  Gründe  vorhanden  ist,  wegen  deren  zufolge  §.  57 
der  Gewerbe-Ordnung  der  Legitimations-Schein  versagt  werden  darf.  Nach  erfolgter 
Prüfung  reicht  die  Orts-Polizeibehörde , sofern  sie  für  die  Entscheidung  der  Sache 
nicht  selbst  zuständig  ist,  den  Antrag  mit  ihrem  Berichte  unmittelbar  derjenigen 
Behörde  ein,  welche  nach  §.  58.  a.  a.  0.  über  die  Ertheilung  des  Legitimations- 
Scheines  zu  befinden  hat. 3)  Wird  die  Ertheilung  des  Legitimations-Scheines  versagt, 
so  ist  die  versagende  Verfügung  schriftlich  zn  erlassen,  mit  Gründen  und  einer  Be- 
lehrung Uber  das  zuständige  Rechtsmittel  zu  versehen  und  dem  Antragsteller  gegen 
Beltändigungs-Sohein  zuzustellen.  Ist  der  ablehnende  Bescheid  von  einer  Unter-Be- 
hörde ergangen,  so  ist  der  dagegen  zulässige  Rekurs  an  die  Regierung  (Landdrostei  , 
für  den  Polizei-Bezirk  der  Stadt  Berlin  an  die  erste  Abtheilung  des  Polizei-Präsi- 
diums daselbst  zu  richten.  Diese  Behörden  entscheiden  über  den  Rekurs  auf  Grund 
einer  mündlichen  Verhandlung,  zu  welcher  der  Rekurrent  zu  laden  ist.  Sie  sind 
befugt,  zuvor  diejenigen  Erhebungen  anstellcn  zu  lassen,  welche  für  die  Beurthei- 
lung  der  Sache  nothwendig  erscheinen.  Im  Uebrigen  gelten  für  die  Vorladung  und 
das  mündliche  Verfahren  die  unter  Nr.  42  der  Anweisung  zur  Ausführung  der  Ge- 
werbe-Ordnung vom  4.  September  d.  J.  ertheilten  Vorschriften.  Ueber  den  Be- 
schluss des  Kollegiums  ist,  sofern  er  nicht  auf  Beweiserhebung  lautet,  ein  mit  Grün- 
den versehener  Bescheid  zu  erlassen.  Ist  der  ablehnende  Bescheid  von  einer  höheren 
Verwaltungs-Behörde  ergangen,  so  kann  entweder  auf  mündliche  Verhandlung  der 
Sache  angetragen  oder  auch  alsbald  Rekurs  gegen  den  Bescheid  eingelegt  werden. 
Der  Antrag  auf  mündliche  Verhandlung  ist  innerhalb  1 4 Tagen  nach  Zustellung  des 
Bescheides  an  die  Behörde  zu  richten,  welche  den  Bescheid  erlassen  hat.  Die  Vor- 
ladung des  Rekurrenten  und  das  mündliche  Verfahren  erfolgen  in  der  unter  Nr.  42 
der  Anweisung  zur  Ausführung  der  Gewerbe-Ordnung  vom  4.  September  d.  J.  's. 
o.  S.  195)  bezeiclmeten  Weise.  Wird  auf  Grund  der  mündlichen  Verhandlung  dahin 
entschieden,  dass  der  nachgesuchte  Legitimations-Schein  zu  ertheilen.  so  fertigt  die 
Behörde  ohne  weiteren  schriftlichen  Bescheid  den  Legitimations-Schein  aus.  Wird 
dagegen  die  erste  Verfügung,  durch  welche  der  Legitimations-Schein  versagt  wurde, 
aufrecht  erhalten,  so  ist  ein  förmlicher  Bescheid  zu  erlassen  , der  diesen  Beschluss 
näher  begründet  und  auf  das  dagegen  zulässige  Rechtsmittel  verweist.  Die  Zustel- 
lung des  Bescheides  hat  gegen  Behändigungs-Schcin  zu  erfolgen.  Gegen  diesen  Be- 
scheid ist  der  Rekurs  an  den  betreffenden  Ressort-Minister  zulässig.  Der  Rekurs 
gegen  die  erste  Entscheidung , sei  es  der  Unter-Behörde  oder  der  höheren  Verwal- 
tungs-Behörde, ist  innerhalb  14  Tagen  nach  der  Zustellung  einzulegen  und  zu  recht- 

Diese  Erzeugnisse  dürfen  nie  in  dem  Legitimations-Scheine,  — auch  nicht  in  dem 
Falle,  dass  wegen  gleichzei  tigen  Gewerbe-Betriebes  mit  anderen  Gegenständen  ein 
Legitimations-Schein  ausgefertigt  werden  muss,  aufgeführt  werden,  — sondern  können,  — 
wenn  erforderlich,  — im  Gewerbe-Scheine  Aufnahme  finden.  Min.-Verf.  v.  5.  Febr.  1*70. 
M.-Bl.  d.  i.  V.,  S 131. 

*)  Im  Falle  de«  §.  59  der  Gewerbe-Ordn.  ist  die  zuständige  Behörde  die  obere  Ver- 
waltungs-Behörde desjenigen  Bezirks,  in  welchem  der  Gewerbe-Bolrieh  beabsichtigt  wird, 
nicht  die  des  Wohnortes  Min.-Verf.  v.  28.  Febr.  und  18.  April  1*70.  M.-B.  d.  i.  V.  8.  108 
und  133. 
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fertigen.  Er  kann  bei  der  ersten  ober  bei  der  zweiten  Instanz  eingereicht  werden. 
Wird  durch  den  Rekurs-Bescheid  dieangefochtene  Verfilmung  bestätigt,  so  ist  zugleich 
ausdrücklich  darauf  hinzuweisen . dass  eine  weitere  Beschwerde  durch  das  Gesetz 
nicht  zugelassen  sei.  Der  Bescheid  wird  der  Behörde,  welche  in  erster  Instanz  ent- 
schieden hat,  in  Ausfertigung  übersendet.  Ist  darin  der  Rekurs  znrückzuweisen, 
so  stellt  die  Ietatgedachte  Behörde  den  Besoheid  dem  Rekurrenten  zu  ; ist  der  Re- 
kurs für  begründet  erachtet,  so  fertigt  dieselbe  auf  Grund  des  Bescheides  den  nach- 
gesuchten Legitimations-Schein  aus. 

3)  Die  im  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung  bezeichneten  Gewerbetreibenden  sind 
insofern  besonderen  Beschränkungen  unterworfen , als  : a'  sie  zur  Ausübung  ihres 
Gewerbes  der  vorgängigen  Erlaubnis-!  der  Behörde  des  Ortes  bedürfen , an  welchem 
die  Leistung  beabsichtigt  wird  : bi  der  Legitimations-Schein  zunächst  immer  nur  für 
den  Verwaltungs-Bezirk  der  ausfertigenden  Behörde  ausgestellt  wird , und  in  einem 
anderen  Bezirke  nur  dann  zum  Betriebe  des  Hausir-Gewerbes  berechtigt , wenn  er 
von  der  Behörde  dieses  Bezirks  ausdrücklich  darauf  ausgedehnt  ist : ci  die  Erthei- 
Inng  oder  Ausdehnung  eines  Legitimations-Soheines  nicht  nnr  aus  den  allgemeinen 
gesetzlichen  Gründen  (§.  57),  sondern  auch  wegen  mangelnden  Bedürfnisses  versagt 
werden  kann.  Die  Prüfung  der  auf  Ertheiiung  der  Legitimations-Scheine  zu  diesem 
Gewerbe-Betriebe  gerichteten  Anträge  erfolgt  im  Allgemeinen  in  dem  nnter  Nr.  2 
vorgeschriebenen  Verfahren.  Wird  jedoch  die  Ertheiiung  oder  Ansdehnnng  eines 
Legitimations-Scheines  auf  Grand  dor  §§.  59  und  60  der  Gewerbe-Ordnung  versagt, 
so  findet  jenes  Verfahren  nicht  statt.  Die  Versagung  erfolgt  vielmehr  im  Wege  der 
einfachen  Verfügung.  Letzteres  gilt  ebenso  von  der  oben  nnter  a.  gedachten  Er- 
laubnis» der  Orts-Behörde,  unter  welcher  die  Orts-l’olizeibehörde  zu  verstehen  ist. 

4)  Die  Anträge  auf  Zulassung  von  Begleitern  [§.  62,  Absatz  2 a.  a.  0.) 
sind  von  dem  Unternehmer  an  die  Polizei- Behörde  des  Wohnorts  des  Begleiters  zu 
richten.  Diese  Behörde  hat  den  Antrag  in  Gemässheit  der  §§.  57  und  62  a.  a.  O. 
zu  prüfen  und  mit  ihrem  Berichte  der  zur  Entscheidung  berufenen  Behörde  einzu- 
reichen.  Wird  von  der  letzteren  die  Genehmigung  versagt , so  ist  nach  den  unter 
Nr.  2 gegebenen  Vorschriften  mit  der  Massgabe  zu  verfahren  , dass  zu  der  münd- 
lichen Verhandlung  ausser  dem  Unternehmer  auch  der  Begleiter  zu  laden  , die  Be- 
bändigung  der  Entscheidung  dagegen  allein  an  den  Unternehmer  zu  bewirken  ist. 

6)  Was  die  Besteuerung  des  Gewerbe-Betriebes  im  Umherziehen  anlangt, 
so  sind  die  drei  unter  Nr.  1 angeführten  Fälle  zu  unterscheiden,  in  denen  : a)  nach 
§.  58  der  Gewerbe-Ordnung  der  Legitimations-Schein  von  der  Unter-Behörde , b) 
nach  §.  58  a.  a.  O.  von  der  höheren  Verwaltungs-Behörde  zu  ertheilen  ist,  und  in 
denen  c)  es  nach  §.  55  a.  a.  0.  eines  Legitimations-Scheins  nicht  bedarf.  Die  Fälle 
zu  a.  Hind  im  Allgemeinen  schon  jetzt  steuerfrei.  Nur  insoweit  findet  hiervon  eine 
Ausnahme  statt , als  der  Ankauf  und  Verkauf  selbstgewonnener  Erzeugnisse  der 
Jagd  und  des  Fischfangs,  sobald  derselbe  ausserhalb  der  zweimciligen  Umgegend 
des  Wohnortes  der  Gewerbetreibenden  oder  nnter  Benutzung  eines  Fuhrwerks  be- 
trieben wird,  in  Gemässheit  des  (j.  4 des  Regulativs  vom  28.  April  1824  der  Be- 
steuerung unterliegt.  Um  indess  die  Beschränkungen  dieses  an  sich  nicht  erheb- 
lichen Gewerbe-Betriebs  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen,  ist  es  für  angemessen  er- 
achtet worden,  für  die  Zukunft  den  Ankauf  und  Verkauf  selbstgewonnener  Pro- 
dukte der  Jagd  und  des  Fischfangs  im  Umherzichen  ohne  jede  Beschränkung 
steuerfrei  zu  gestatten.  In  Folge  dessen  wird  überall  da.  wo  für  das  Ha u- 
sir-Gewerbenaeh  §.  58derGewerbe~OrdnungdcrLegitimations- 
Scliein  c in  er  Un  ter  - B e hörd  c genügt,  auf  die  Au  sfertigung  eines 
Gewerbe-Scheinsverzichte  t.  Für  die  Legitimations-Scheine,  welche  den  Ge- 
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werbetreibemien  in  den  Fällen  unter  *,  zn  ertheilen  sind , bleibt  die  Anordnung 
eines  besonderen  Formulars  Vorbehalten.  *) 

Die  Fälle  unter  b..  in  denen  die  Legitimations-Scheine  von  der  höheren  Ver- 
waltungs-Behörde 5)  zu  ertheilen , sind  dagegen  der  Hegel  nach  steuerpflichtig. 
Deswegen  sind  mit  diesen  Legitimations-Scheinen  Uewerbe-Scheine  untrennbar  zu 
verbinden,  in  welche  von  der  Steuer- Veranlagungs-Behörde  (Hegierung,  Finanz- 
Direktion  in  Hannover  und  Direktion  für  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern  in 
Berlin)  der  Steuersatz  eingetragen  wird , und  welehe  den  Antragstellern  nur  gegen 
Berichtigung  der  Steuer  ausgehändigt  werden.  Dazu  sind  diejenigen  Formulare  zu 
benutzen,  welche  dem  Zirkular -Erlasse  vom  19.  September  d.  J.  beigcgebcn  wor- 
den sind.  Insoweit  in  diesen  Fällen  der  Betrieb  des  Hausir-Gewerbes  ausnahms- 
weise steuerfrei  gestattet  ist,  wie  fllr  die  Musiker  unter  den  Bedingungen  der  Aller- 
höchsten Kabinets-Ordrc  vom  14.  Oktober  1833,  behält  es  bei  der  Steuerfreiheit 
zwar  sein  Bewenden,  aber  auch  dabei  bedarf  der  Hausirer  ausser  dem  Legitimations- 
Scheine  eines  damit  verbundenen  Gewerbe-Scheines,  in  welchem  die  Steuer- Yerau- 
lagungs-Behörde  die  Steuerfreiheit  vermerkt  liat. 

Der  Verkauf  oder  Ankauf  roher  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft, 
des  Garten-  und  Obstbaues  unter  c.),  für  welchen  cs  nach  §.  55  der  Gewerbe-Ord- 
nung eines  Legitimations-Scheines  nicht  bedarf,  ist  nach  §.  4 des  Ilausir-Uegulativs 
vom  28.  April  1824  nur  dann  gowerbesteuerfrei , wenn  der  Gewerbetreibende  der- 
artige sei bstgewon neue  Erzeugnisse,  welche  zu  den  Gegenständen  des  Wochen- 
markt-Verkchrs  gehören,  innerhalb  der  zweimciligen  Umgegend  seines 
Wohnortes  und  ohne  Benutzung  eines  Fuhrwerks  ankauft  oder  ver- 
kauft, oder  selbstgewonnene  Produkte,  welche  gewöhnlich  zu  Schiffe  verfahren 
werden,  vom  Schiffe  aus  verkauft.  In  allen  übrigen  Fällen  ist  der  Ankauf  und 
Verkauf  roher  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  des  Garten-  und  Obst- 
baues steuerpflichtig.  Es  bedarf  dazu  der  Lösung  eines  Gewerbe-Scheines,  welcher 
von  der  bisherigen  Steuer-Veranlagungs-Behörde  ausgefertigt  und  zu  welchem  von 
dem  Finanz-Minister  ein  Formular  vorgesehrieben  werden  wird.*/ 

6)  Die  gegenwärtig  unstatthaften . nach  der  Gewerbe-Ordnung  aber  künftig 
zulässigen  Arten  des  Hausir-Gcwerbe-Betriebes  sind  in  Betreff  der  Lösung  eines 
Uewerbe-Scheines  ebenso  zu  behandeln,  wie  die  schon  jetzt  statthaften  Arten  desselben. 

7)  Da  die  von  den  höheren  Verwaltungs-Behörden  auszufertigenden  Legitima- 
tions-Scheine — abgesehen  von  den  im  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung  bezeichnten 
Gewerbetreibenden  — zum  Betriebe  des  Hausir-Gewerbes  innerhalb  des  ganzen 
Bundes-Gebietes  berechtigen,  so  hat  auch  für  die  Gewerbe-Scheine  die  Beschränkung 
auf  den  Uegierungs-Bezirk  nicht  festgehalten  werden  können  , vielmehr  sollen  — 
vorbehaltlich  der  Vorschriften  für  die  von  der  Hegierung  zu  Sigmaringen  ertheilten 
Gewerbe-Scheine  und  für  die  im  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung  bezeickneten  Gewerbe- 


*|  Vgl.  Min.-Verf.  v.  2.  Dezbr.  116».  iM.-BI.  d.  i.  V.,  S.  289.) 

sj  Das  ist  die  Regierungs-Abtheilung  des  Innern.  Die  jSteuer-Veranlagungs-Be- 
hörde  hat  bei  Ausfertigung  der  Legitimations-Scheine  nicht  mitzuwirken,  sondern  sich  da- 
rauf zu  beschränken,  nach  erfolgter  Ausfertigung  des  Legitimations-Scheines  durch  die  zu- 
ständige Behörde  die  mit  den  Legitimations-Scheinen  verbundenen  Gewerbe-Scheine  aus- 
zufüllen. (Min.-Verf.  v.  1.  März  1873.) 

*)  Das  Formular  ist  mitgetheilt  durch  Min.-^erf.  v.  24.  Novbr.  186».  (M.-Bl.  d.  i. 
V.  1870,  S.  6».  1 

Der  Verkauf  selbstverfertigter  Gegenstände  des  Wochenmarkt- 
Verkehres  innerhalb  der  von  der  Polizei-Behörde  näher  zu  bestimmenden  Umgegend 
des  Wohnortes,  unterliegt  such  dann  nicht  der  Besteuerung  und  der  Lösaus  eines  Ge- 
werbescheines, wenn  der  Gewerbetreibende  sich  eines  Fuhrwerks  bedient.  Min.-Verf.  v. 
28.  Dezbr  1869.  M.-BL  d.  i.  V.  1870,  S.  19.) 
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treibenden  — die  Gewerbe-Scheine , und  zwar  sowohl  diejenigen . welche  mit  den 
Legitimations-Scheinen  verbunden  sind  Nr.  5 unter  b.j,  als  auch  diejenigen,  welche 
selbständig  ertheilt  werden  Nr.  ti  unter  c.)  genügen , um  das  Hausir-Gewerbe  im 
ganzen  Umfange  des  Staates  auszuüben.  Eine  Nachsteuer  ist  daher  beim  U eher  tritt 
aus  einem  liegierungs-Bezirke  in  den  anderen  nicht  mehr  zu  erlegen.  Dagegen  muss 
bei  der  Bemessung  des  Steuersatzes  darauf  KUcksioht  genommen  werden , dass  das 
Gewerbe  in  einer  weiten  räumlichen  Ausdehnuug  betrieben  werden  darf,  wenn  sich 
nach  den  Umständen  annehmen  lässt,  dass  von  dieser  Befugniss  Gebrauch  gemacht 
werden  wird. 

8)  Die  von  der  Regierung  zu  Sigmaringen  ausgestellten  Gewerbe-Scheine  Nr.  5 
unter  b.  und  c.)  haben  — was  auf  denselben  ausdrücklich  zu  vermerken  — nur 
Gültigkeit  für  die  Hohenzollern' sehen  Lande  Will  der  Inhaber  eines  solchen  Ge- 
werbe-Scheins sein  Gewerbe  in  einem  anderen  Theile  der  Monarchie  betreiben  , so 
hat  er  bei  seinem  Uebcrtritt  in  einen  anderen  Regierungs-Bezirk  die  Ausdehnung 
des  Gewerbe-Scheines  nachzusuchen  und  denjenigen  Betrag  an  Gewerbe-Steuer  nach- 
zuzahlen,  um  welchen  die  in  den  Hohenzollern' sehen  Landen  für  den  Gewerbe-Be- 
trieb entrichtete  Steuer  geringer  ist,  als  der  für  die  übrigen  Theile  der  Monarchie 
vorgeschriebene  Steuersatz.  Durch  die  Entrichtung  dieser  Ergänzungs-Steuer  ist  die 
Steuerpflicht  für  den  Umfang  der  ganzen  Monarchie  erfüllt. 

8)  Die  den  im  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung  bezeichneten  Gewerbetreibenden 
ertheilten  Legitimation»-  und  Gewerbe-Scheine  sind  mit  dem  Vermerke  zu  versehen, 
dass  dieselben  die  Befugniss  zum  Gewerbe-Betriebe  nur  in  dem  Bezirk  derjenigen 
Behörde  gewähren  , welche  den  Legitimations-Schein  ausgestellt  hat . beziehungs- 
weise auf  deren  Bezirk  der  Legitimations-Schein  ausgedehnt  worden  ist.  Wird  der 
letztere  anf  einen  weiteren  Bezirk  ausgedeluit , so  bedarf  es  zugleich , wie  bisher, 
der  ausdrücklichen  Ausdehnuug  des  Gewerbe-Scheines,  ln  diesem  Falle  hat  der  Ge- 
werbetreibende nach  Massgabe  der  bestehenden  Vorschriften  die  Verpflichtung,  auf 
Erfordern  eine  Nachsteuer  zu  entrichten. 

10)  Die  von  einer  Regierung  ausgefertigten  Legitimations-Scheine  gehen  kurzer 
Hand  au  die  Abthciiuug  für  die  direkten  Steuern  oder,  wo  eine  solche  nicht  vor- 
handen ist,  an  den  Steuer-Dezernenten  zur  Ausfüllung  der  angehängten  Gewerbe- 
scheine, welche  demnächst  unter  Benachrichtigung  der  Antragsteller  an  die  Steuer- 
kasse des  Wohnortes")  der  letzteren  zur  Aushändigung  an  diese  gegen  Bezahlung 
der  Steuer  unmittelbar  versendet  weiden.  Steuerfreie  Gewerbe-Scheine  werden  den 
Antragstellern  direkt  zugeschickt.  Die  Landdrosteien  in  der  Provinz  Hannover  be- 
fördern die  von  ihnen  ausgefertigten  Legitimations-Scheine  an  die  dortige  Finanz- 
Direktion,  welche  damit  ebenso  wie  die  Regiernngs-Abtheilungen  für  direkte  Steuern 
zu  verfahren  hat.  ln  Berlin  giebt  das  Polizei-Präsidium  die  von  ihm  ausgestellten 
Legitimations-Scheine  zur  weiteren  Veranlassung  an  die  Direktion  für  die  Verwaltung 
der  direkten  Steuern  daselbst.  Das  nämliche  Verfahren  ist  zu  beobachten,  wenn  ein 
Legitimations-Schein  für  den  Betrieb  der  im  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung  bezeich- 
neten Gewerbe  auf  den  Bezirk  einer  anderen  höheren  Verwaltungs-Behörde  als  der- 
jenigen ausgedehnt  wird,  welche  den  Legitimations-Schein  zuerst  ertheilt  hat.  Das- 
selbe gilt  für  den  Fall , dass  zufolge  §.  62  der  Gewerbe-Ordnung  nach  erfolgter 
Gewährung  eines  Legitimations-Scheins  die  Mitführung  von  Begleitern  nachträglich 
genehmigt  wird.  Die  Anträge  anf  Ertheilung  steuerpflichtiger  Gewerbe-Scheine  zum 
Verkauf  oder  Ankauf  roher  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirthschaft , dos  Gar- 
ten- und  Obstbaues  sind  in  den  drei  ersten  Gewerbeeteuer-Abtheiliingen  an  die  Oe- 

7;  Kassen  des  Wohnorts  sind  die  betreff.  Königl.  Kassen.  Min.-V.  v.  ‘27.  Juni 
1871).  M -Bl.  d.  i.  V.  187(1,  S.  199. 
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meinde-Bebörde,*  in  der  1.  Abtheilung  an  den  Landrath  (Kreis-Hauptmanu.  Uber- 
Amtmann)  des  Wohnortes  des  Gewerbetreibenden  zu  richten.'1)  Diese  Behörden 
haben  die  flir  die  Hohe  des  Steuersatzes  massgebenden  Verhältnisse  des  beabsichtig- 
ten Gewerbe-Betriebes  festzustellen,  ohne  sieb  auf  eine  Prüfung  in  polizeilicher  Be- 
ziehung einzulassen , und  darüber  unter  Beifügung  eines  Signalements  des  Antrag- 
stellers au  die  Bezirks-Regierung.  in  der  Provinz  Hannover  an  die  Finanz-Direktion, 
zu  berichten.  Letztere  Behörden  bestimmen  den  Steuersatz , fertigen  den  Gewerbe- 
schein aus  und  senden  denselben  zur  Aushändigung  an  den  davon  zu  benachrichti- 
genden Antragsteller  gegen  Erlegung  der  Steuer  der  Steuerkasse  des  Wohnortes  des 
Nacksuchenden  zu. 

in  Berlin  sind  die  Anträge  auf  Ertheilung  solcher  Gewerbe-Scheine  bei  der 
Direktion  für  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern  anzubringen  , welche  die  Ge- 
werbe-Scheine selbst  auszufertigen  und  dem  Nachsuchenden  auszureichen  hat. 

11)  Angehörigen  des  Norddeutschen  Bundes  * , welche  keine  Prenssen  sind,  ist 
in  den  im  Schlusssätze  des  §.  55  der  Gewerbe-Ordnung  bezeichneten  Fällen,  gleich 
den  Inländern,  stets  ein  besonderer  Gewerbe-Schein  aaszustellen,  ln  allen  übrigen 
Fällen  ist  statt  dessen  unter  der  Bezeichnung  » Gewerbe-Schein « auf  dem  Legitima- 
tionsscheine des  Antragstellers  die  Zahlung  der  zu  entrichtenden  Gewerbe-8teuer  von 
der  zuständigen  Steuer-Behörde  zu  vermerken , und  ein  besonderer  Gewerbe-Schein 
nur  dann  auszufertigen,  wenn  der  Legitimations-Schein  hinlänglich  Kaum  für  diesen 
Vermerk  nicht  darbietet.  Die  Anträge  auf  Zulassung  zum  Gewerbe-Betriebe  im 
Umherziehen  in  l'reussen  sind  bei  dem  Landrathe  (Kreis-liauptmann,  Uber -Amt- 
mann j des  Aufenthaltsortes  zu  stellen  und  ebenso  zu  behandeln,  wie  die  Anträge 
der  Inländer  auf  Ertheilung  von  selbständigen  mit  Legitimations-Scheinen  nicht  ver- 
bundenen Gewerbe-Scheinen,  ln  Berlin  sind  dergleichen  Anträge  bei  der  Direktion 
für  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern  anzubringen.  Wegen  Gestattung  des  Be- 
triebes der  im  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung  bezeichneten  Gewerbe  findet  bei  nicht- 
preussisekeu  Angehörigen  des  Norddeutschen  Bundes*  , dasselbe  Verfahren  statt,  wie 
bei  Inländern,  welche  den  Betrieb  auf  den  Bezirk  einer  anderen  höheren  Verwal- 
tungs-Behörde, als  derjenigen,  welche  den  Legitimations-Schein  zuerst  ertheilt  hat, 
ausdebuen  wollen.  Nur  muss  ein  selbständiger,  mit  dem  Legitimations-Schein  nicht 
verbundener  Gewerbe-Schein  aiisgefertigt  werden,  sofern  der  von  dem  Antragsteller 
einznreicbende  Legitimations-Schein  für  die  von  der  Steuer-Behörde  einzutragendeu 
Vermerke  nicht  den  genügenden  Kaum  darbietet. 

12)  Bei  Berechnung  der  Steuer  sind  folgende  Grundsätze  zur  Anwendung  zu 
bringen : a)  hinsichtlich  derjenigen  Arten  des  Gewerbe-Betriebes , welche  bisher 
gestattet  waren,  bewendet  es  bei  den  bestehenden  Bestimmungen  Uber  die  Höhe  der 
Steuer.  Ist  jedoch  anzunehmeu,  dass  der  räumliche  Umfang  des  Gewerbe-Betriebes 
sieh  über  mehr  als  einen  Kegierungs- (Landdrostei-; Bezirk  ausdehnt,  so  ist  mit 
Rücksicht  auf  die  Gültigkeit  des  Gewerbe-Scheines  für  den  Umfang  der  ganzen 
Monarchie  ^Nr.  7)  im  Falle  der  Zulässigkeit  ermassigter  Steuersätze  ein  entsprechen- 
der höherer  Steuersatz  zu  veranlagen,  b)  Für  die  durch  die  Gewerbe-Ordnung  zu- 
gelassenen neuen  Arten  des  Oewerbe-Betriebes  im  Umberziehen  ist  der  Kegel  nach 
der  volle  Steuersatz  von  16  Thalern  in  Ansatz  zu  bringen.  Die  Kegiernngun  (Fi- 


An  Stelle  der  Gemeinde- Behörden  sind  die  Polixei-Behörden  bestimmt  durch  Min.- 
Verf.  v.  10.  Juni  1871.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  207.) 

Nur  steuerpflichtige  Gewerbe-Scheine  ohne  Legitimations-Schein  sind  von 
denjenigen  Gewerbetreibenden,  welche  der  4.  Gewerbesteuer- Abtheilung  angehören,  beim 
Landrathe  des  Wohnorts  nachzusuchen,  (Min. -Verf.  v.  24.  Juni,  27.  Juni  und  14.  Novbr, 
1870.  M.-Bl.  d.  i.  V.,  S.  198,  199  und  004.) 

*)  jetzt  des  Deutschen  Reiches. 
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nanz-Direktion  in  Hannover,  Direktion  für  die  Verwaltung  der  direkten  Stenern  in 
Berlin  werden  jedoch  ermächtigt  : aa)  ftlr  den  Handel  mit  Zeugen  aus  Wolle  oder 
Baumwolle,  so  wie  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  nach  der  Natnr  oder  nach  dem 
geringen  Umfange  des  Gewerbe-Betriebe«  die  Veranlagung  mm  Steuersätze  von 
1 6 Thalern  zu  einer  unverhältmssmässigen  Belastung  führen  würde . nach  ihrem 
püiehtmässigen  Ermessen  den  ermässigten  Steuersatz  von  t2  Tlialern,  bb;  ftlr  den 
Handel  mit  selbstverfertigten  gestrickten  baumwollenen  Waaren . mit  selbstverfer- 
tigten Schuhmacher-,  Klempner-  und  Sattlerwaaren , mit  selbstverfertigten  Klei- 
dungsstücken. Tuchmfltzen,  Frauenhauben  und  leinenen  Spitzen,  mit  Ledcrschraicre, 
Cichorien,  Salz,  Papier,  sowie  für  den  Gewerbe-Betrieb  solcher  Handwerker,  welche 
sich  nmherziehend  mit  der  Ausbesserung  von  Sachen,  oder- mit  der  Anfertignng  von 
Gegenständen  ihres  Gewerbes,  zu  welchen  die  Stoffe  von  den  Arbeitsgebern  geliefert 
werden,  beschäftigen,  ermässigte  Steuersätze  von  4,  ß oder  8 Thalern  in  Ansatz  zu 
bringen.  Bei  Festsetzung  ermäßigter  Steuersätze  sind  unter  Berücksichtigung  der 
Bestimmung  zu  a.  die  Vorschriften  des  §.  ß des  Regulativs  vom  4.  Dezember  1836 
zu  beachten,  c Iu  den  Uohenzollernschon  Landen  treten  an  die  Stelle  der  unter  b. 
angegebenen  Steuersätze  die  im  §.  2 des  Gesetzes  vom  14.  September  1857  (Ge- 
setz-Sammlung für  1858,  S.  9)  aufgeführten  entsprechenden  Sätze.10) 

13)  Bezüglich  des  Gewerbe-Betriebes  im  Umherziehen  innerhalb  des  GrenzzoH- 
Bezirks  behält  es  in  Gemässheit  des  §.  5 der  Gewerbe-Ordnung  bei  den  bestehenden 
Beschränkungen  sein  Bewenden.11) 


2.  Bayern. 

A.  Beichs-Q-esetz , betreffend  die  Einführung  der  Gewerbe-Ordnung  des 
Norddeutschen  Bundes  in  Bayern  u.  s.  w.  vom  12.  Juni  1872, 

Reicbs-G.-Bl.  1872.  Nr.  17,  S.  HU— 171., 

1.  Die  Gewerbe-Ordnung  ftlr  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1S69 
tritt  im  Königreich  Baiem  bezüglich  der  Vorschriften  in  §.  29  und  <j.  117.  Ziffer  3 
am  I.  Juli  1872,  hinsichtlich  der  übrigen  Bestimmungen  am  1.  Januar  1873  als 
Reichs-Gesetz  in  Kraft. 

Insoweit  bisher  in  Bayern  der  Betrieb  der  Gast-  und  Schankwirthschafl  oder 
des  Kleinhandels  mit  geistigen  Getränken,  dann  der  Ausschank  der  eigenen  Erzeug- 
nisse an  Getränken  ohne  polizeiliche  Erlaubnis«  statthaft  war,  bedarf  es  einer  solchen 
auch  in  der  Folge  nickt. 

Die  Einstellung  eines  solchen  Geschäfts-Betriebes  kann  jedoch  nach  Maßgabe 
des  §.  53,  Abs.  II  und  §.  54  der  Gewerbe-Ordnung  verfügt  werden,  wenn  That- 
sacben  vorliegen,  auf  Grund  deren  gemäss  §.  33  der  Gewerbe-Ordnung  die  Erlaub- 
niss  zum  Betriebe  eines  der  daselbst  bezeichnten  Gewerbe  versagt  werden  könnte. 

(Der  übrige  Inhalt  dieses  Reichs-Gesetzes  betrifft  Abänderungen  der  Gewerbe-Ord- 
nung und  hat  in  dieser  einschlägigen  Ort«  seine  Stelle  gefunden.) 


,0)  Hi»  Vorzeiger  von  Schaubuden  und  Merkwürdigkeiten,  namentlich  von  zur  Schau 
gestellten  Personen,  sind  stets  mit  113  Thalern  zur  Hausir-Steuer  heranzuztehen.  Min.- 
Verf.  v.  4.  Januar  1S7I.  M.-Bl.  d.  i.  V.,  S.  511.) 

>*)  Hausir-Betrieb  im  Gr e nz z o 1 1 - Be zir k e bleibt  nur  bei  ausdrücklicher 
Aufnahme  in  den  Legitimations-Schein,  bezieh,  in  den  selbständigen  Gewerbe-Schein  zu- 
lässig. 

In  diesen  Scheinen  sind  die  Gegenstände,  mit  denen  der  Gewerbe-Betrieb  im  Umher- 
ziehen beabsichtigt  wird,  möglichst  generell  anaugeben.  (Min. -Verf.  v.  8.  Dezbr.  1M3W  und 
2.  März  1870.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1870,8.  18  und  S.  132.; 
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B.  Königliche  Verordnung,  den  Vollzug  der  Gewerbe-Ordnung  für  den 
Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1869  in  Bayern  betreffend.  Vom  4. 

Dezember  1872. 

Regierungs-Blatt  Nr.  SH  v.  12.  Dezember  1S72.  8.  2657  ff. 

{$.  1.  Die  in  §.  14,  Absatz  t der  Gewerbe-Ordnung  vorgeschriebenen  Anzeigen 
sind  nach  Massgabe  der  von  den  einschlägigen  Staats-Ministerien  zu  erlassenden 
instruktiven  Anordnungen  bei  den  Gemeinde-Behörden  zu  erstatten.’ 

Die  besonderen  Anzeigen,  welche  ausserdem  nach  §.  14,  Absatz  2 für  die 
Agenturen  der  Feuer-Versicherungs-Anstalten  vorgeschrieben  sind,  müssen  gemäss 
§.  7,  Absatz  2 der  Verordnung  vom  1 1.  September  1872,  die  Mobiliar-Feuer- Ver- 
sicherungen betreffend , bei  der  Distrikts- Verwaltungs-Behörde  des  Wohnortes  des 
Agenten,  in  München  bei  dem  Magistrate,  und  beiden  Distrikts -Verwaltungs-Behörden 
des  Agentur- Bezirkes  erstattet  werden. 

Die  in  §.  14,  Abs.  2 der  Gewerbe- Ordnung  weiter  für  die  Press-Gewerbc  un- 
geordneten besonderen  Anmeldungen  müssen  bei  der  Orts-Polizeibehörde  erstattet 
und  von  dieser  der  Vorgesetzten  Distrikts- Verwaltungs-Behörde  vorgelegt  werden. 
In  München  erfolgen  diese  Anmeldungen  sofort  bei  der  Polizei-Direktion ; in  den 
übrigen  einer  Kreis-Kegientng  unmittelbar  untergeordneten  Städten  sind  dieselben 
vom  Magistrate  dem  für  die  Ausübung  der  Press-Polizci  aufgestellten  Beamten  mit- 
zutheilen. 

Zur  Untersagung  des  Gewerbe-Betriebes  nach  §.  15,  Absatz  2 der  Gewerbe- 
ordnung sind  die  einschlägigen  Distrikts- Verwaltungs-Behörden  zuständig. 

j$.  3.  Bezüglich  der  Errichtung  von  Stau- Anlagen  für  Wassertriebwerke  (§.  16, 
Absatz  2 der  Gewerbe  - Ordnung)  sind,  soweit  nicht  in  der  Gewerbe -Ordnung 
und  auf  Grund  derselben  in  tj.  5 der  gegenwärtigen  Verordnung  anders  verfügt  ist, 
die  bestehenden  gesetzlichen  und  verordnnngsmässigen  Bestimmungen  massgebend. 

Zur  Genehmigung  der  übrigen  in  §§.  16  und  24  der  Gewerbe-Ordnung  erwähn- 
ten Anlagen  sind  die  Distrikts-Verwaltungsbehörden,  in  München  die  Lokalbau- 
Kommission  in  erster  und  die  Kreis-Regierungen  , Kammern  des  Innern,  in  zweiter 
und  letzter  Instanz  zuständig. 

!i.  Bezüglich  der  Genehmigung  der  in  §.  1 6 der  Gewerbe-Ordnung  aufge- 
führten gewerblichen  Anlagen,  mit  Ausnahme  der  Stau-Anlagen  für  Wassertrieb- 
werke, gelten  nachstehende  Vorschriften : 

a.  Der  Antrag  auf  Ertheilung  der  Genehmigung  ist  bei  der  Distrikts  - Verwal- 
tungs-Behörde, in  deren  Bezirk  die  Anlage  errichtet  werden  soll,  in  München  bei 
der  Lokalbait-Kommission,  mündlich  oder  schriftlich  anzubringen. 

Aus  dem  Anträge  muss  der  vollständige  Name,  der  Stand  nud  Wohnort  des 
Unternehmers  ersichtlich  sein. 

Dem  Anträge  sind  eine  Beschreibung,  eine  Situations  - Zeichnung  und  der 
Bauplan  der  Anlage  in  doppelter,  vollständig  übereinstimmender  Ausfertigung 
beizufügen. 

Trifft  mit  dem  Anträge  ein  Baugusuch  zusammen,  so ; ist  über  dieses  unter 
Beachtung  der  hiefttr  geltenden  Vorschriften  gleichzeitig  zu  verhandeln. 

b.  Aus  den  nach  lit.  a.,  Absatz  3 erforderlichen  Vorlagen  muss  hervorgehen  : 

I.  die  Grösse  des  Grundstückes,  auf  welchem  die  Anlage  errichtet  werden  soll. 


• Vgl.  die  Miniaterial-Entschliessung  vom  1H.  Dezbr.  1872  über  die  fortdauernde  Gil- 
tigkeit der  instruktiven  Anordnungen  vom  15.  März  1868.  (Amts-Bl.  de«  Staala-Minist. 
des  lauern.  Nr.  15.  Jahrg.  1872.) 

Reicha-Oesette  m.  ErUulsr.  Tit.  1.  Rd.  ■!.  14 


- - Digitized  by  Google 


210 


Allgemeine  Ausführungs-Verordnungen, 


S-  3. 


die  Bezeichnung,  welche  dasselbe  im  Grundsteuer-Kataster  führt,  und  der 
etwaige  besondere  Name ; 

2.  die  gleichmässige  Bezeichnuug  der  Grundstücke,  welche  das  zu  1.  erwähnte 
Grundstück  umgeben,  und  die  Namen  der  EigenthUmer,  beziehungsweise 
Besitzer  derselben ; 

3.  die  Entfernung,  in  welcher  die  zum  Betrieb  bestimmten  Gebäude  oder  Ein- 
richtungen von  den  Grenzen  der  benachbarten  Grundstücke  und  den  darauf 
befindlichen  Gebäuden,  sowie  von  den  nächsten  öffentlichen  Wegen  zu  liegen 
kommen  sollen : 

4.  die  Höhe  und  Bauart  der  benachbarten  Gebäude,  soferne  zur  Betriebsstätte 
Feuurangs-  Anlagen  gehören ; 

5.  die  Gage,  Ausdehnung  und  Bauart  der  Betriebsstätte,  die  Bestimmung  der 
einzelnen  Räume  und  deren  Einrichtung,  soweit  dieselbe  nicht  beweglich  ist ; 

b.  der  Gegenstand  der  Fabrikation,  soweit  diese  innerhalb  der  Betriebsstätte 
erfolgt,  die  ungefähre  Ausdehnung,  sowie  die  Art  und  der  Gang  des  Be- 
triebes, bei  chemischen  Fabriken  insbesondere  die  Bezeichnung  aller  Fabri- 
kate und  des  Herganges  ihrer  Gewinnung. 

c.  FUr  die  erforderlichen  Zeichnungen  ist  ein  Massstab  zu  wählen,  welcher  eine 
deutliche  Auschauung  gewährt,  der  .Massstab  selbst  ist  stets  auf  die  Zeichnungen 
einzutragen. 

Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Nivellements  sind  von  demjenigen,  welcher 
sie  gefertigt  hat,  und  von  dem  Unternehmer  unter  Angabe  des  Datums  zu  unter- 
zeichnen. 

d.  die  Distrikta-Verwaltungs-Bebörde,  bei  welcher  der  Antrag  eingereicht  wird,  hat, 
uöthigeufalls  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen,  zu  prüfen,  ob  gegen  die 
Vollständigkeit  der  Vorlage  etwas  zu  erinnern  ist.  Finden  sieb  Mängel,  so  ist 
der  Unternehmer  auf  kürzestem  Wege  zur  Ergänzung  zu  veranlassen. 

e.  Hierauf  folgt  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  betreffende  Anlage  sich  sogleich  als 
unzulässig  durstellt  oder  nicht,  die  Bckunntmachuug  des  Unternehmens  durch 
die  Distrikts- Verwaltungs-Behörde,  bei  welcher  der  Antrag  eingereielit  ist.  Die- 
selbe muss  enthalten  : 

t.  Namen,  Stand  und  Wohnort  des  Unternehmers,  den  Gegenstand  des  Unter- 
nehmens und  die  Bezeichnung  des  Grundstückes,  auf  welchem  dasselbe  uus- 
geftlhrt  werden  soll ; 

2.  die  Aufforderung,  etwaige  Einwendungen  binnen  vierzehn  Tagen  ausschlies- 
sender  Frist  bei  der  Behörde,  welche  die  Bekanntmachung  erlässt,  mündlich 
oder  schriftlich  anzubringen ; 

3.  den  Hinweis,  dass  und  wo  die  Beschreibungen.  Zeichnungen  und  Pläne  zur 
Einsicht  aufgelegt  sind. 

Die  der  Distrikts- Verwaltungs-Behörde  bekannten  Eigentkttmer,  be- 
ziehungsweise Besitzer  der  benachbarten  Grundstücke  und  Gebäude  sind 
ausserdem  durch  persönliche  Zustellungen  in  der  vorbemerkten  Weise  zu 
benachrichtigen. 

Von  dem  die  Bekanntmachung  enthaltenden  Blatte  ist  ein  Exemplar  zn 
den  Akten  zu  nehmen,  ebenso  der  Nachweis  über  die  vorstehend  angeord- 
neten besonderen  Zustellungen. 

f.  Nach  Ablauf  der  festgesetzten  Frist  sind  die  Akten  mit  den  eingekommenen 
Einwendungen,  soferne  die  Instruktion  durch  ein  Bezirks-Amt  erfolgte,  an  die 
Gemeinde-Behörde  des  Ortes,  wo  die  Anlage  errichtet  werden  soll,  zur  Einsicht 
und  Erklärungs-Abgabe  binnen  kurzer  Frist  zu  übermitteln. 

g.  Sind  gegen  die  Anlage  Einwendungen  nicht  erhoben  worden,  und  kann  die  Ge- 
nehmigung zur  Ausführung  ohne  weitere  Bedingungen  nach  dem  Anträge  des 
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Unternehmers  ertheilt  werden,  so  fertigt  die  Distrikts-Verwaltungs-Behörde  als- 
bald die  Genehmigungs-Urkunde  aus. 

In  allen  Übrigen  Fällen  hat  die  Distrikts-Verwaltungsbehörde  auf  Grund 
protokollarischer  Verhandlung  Beschluss  zu  fassen.  Zu  der  Verhandlung  sind 
der  Gesuchsteller,  sowie  diejenigen  Betheiligten,  welche  Einwendungen  erhoben 
haben,  vorzuladen ; bei  derselben  sind  etwa  vorliegende  technische  Gutachten 
znr  Kenntniss  der  Betheiligten  zu  bringen  und  diese  zur  Erklärung  über  die- 
selben aufznfordern.  Der  Beschluss  ist  mit  Entscheidungs-Gründen  zu  versehen 
nnd  dem  Unternehmer,  sowie  den  Widersprechenden,  im  Falle  der  Widerspruch 
gemeinsam  von  Mehreren  erhoben  wurde,  dem  Zustellungs- Bevollmächtigten 
derselben  unter  Belehrung  über  das  Rekursrecht  zuzustellen. 

Die  Ausfertigung  der  Genehmigungs-Urkunde  erfolgt  in  letzteren  Fällen 
erst,  nachdem  die  Entscheidung  der  Distrikts- Verwaltungs-Behörde  rechtskräftig 
geworden  oder  der  Rekurs-Bescheid  ergangen  ist.  In  der  Urkunde  sind  sämmt- 
tiche  Bedingungen,  unter  welchen  die  Anlage  und  der  Betrieb  genehmigt  worden 
sind,  aufzuführen,  sowie  die  von  dem  Unternehmer  eingereichten,  dem  Verfahren 
zu  Grunde  gelegten  Beschreibungen,  Zeichnungen  nnd  Pläne  ausführlich  zu  be- 
zeichnen und  in  einem  mit  der  amtlichen  Hinweisung  auf  die  Genehmiguugs- 
Ur künde  versehenen  Exemplare  hinauszugeben. 

Vor  Ertheilung  der  Genehmiguogs-Urkuude  ist  die  Ausführung  der  Anlage 
nicht  gestattet. 

h.  Das  Verfahren  in  erster  Instanz  ist  tax-  und  stempelfrei. 

$.  4-.  Für  das  Verfahren  bei  der  Genehmigung  zur  Anlegung  von  Dampfkesseln 
gelten  die  hiefür  bestehenden  besonderen  Vorschriften.  Bei  dem  Verfahren  in  der 
Rekurs-Instanz  sind  die  Bestimmungen  in  §.  5 gegenwärtiger  Verordnung  in  An- 
wendung zn  bringen. 

$.  5.  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  nach  der  Gewerbe-Ordnung  die  Ent- 
* Scheidung  iu  erster  oder  zweiter  Instanz  durch  eine  kollegiale  Behörde  erfolgen  muss, 
bilden  die  Kreis-Regierungeu,  Kammern  des  Innern,  die  kollegiale  Behörde,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  von  der  einschlägigen  Behörde  erster  Instanz  nach  der  für 
dieselbe  bestimmten  Organisation  der  Beschluss  nach  kollegialer  Berathnng  erlassen 
worden  ist.  Die  Kreis-Regierungen,  Kammern  des  Innern,  haben  demnach  ihre 
Entscheidungen  gemäss  5.  21  der  Gewerbe-Ordnung  stets  in  öffentlicher  Sitzung  nnd 
auf  Grund  mündlicher  Verhandlung,  zu  welcher  die  Betheiligten  vorzuladen  sind,  zn 
ertheilen. 

Zu  diesem  Behufe  wird  durch  die  Regierungs-Präsidieu  ein  ständiger  Senat  ge- 
bildet, welcher  aus  mindestens  drei  Kollegial-Mitgliedern  bestehen  muss.  Die  Ent- 
scheidungen sind  nach  ihrer  Verkündigung  in  öffentlicher  Sitzung  den  Parteien 
schriftlich  auszufertigeu.  Ist  die  sofortige  Verkündigung  nicht  thunlich,  so  ist  hiefür 
ein  besonderer  Termin  anzuberaumen.  Eine  Entscheidung  ist  auch  dann  zu  troffen, 
wenn  die  Parteien  ungeachtet  richtig  erfolgter  Ladung  nicht  erschienen  sind. 

Der  Verlauf  der  Sitzung  ist  durcli  ein  Protokoll,  welches  die  wesentlichen 
Momente  der  Verhandlung  enthält  und  von  dem  Vorsitzenden  und  dem.  Protokoll- 
führer unterzeichnet  wird,  festzustellen. 

6.  Die  in  §.  27  der  Gewerbe-Ordnung  vorgesehene  Entscheidung  bezüglich 
der  Betriebsatätte  lärmender  Gewerbe  wird  von  der  Distrikts-Verwaltungs-Behörde, 
in  den  einer  Krcis-Rogiermig  unmittelbar  untergeordneten  Städten  vom  Magistrate, 
in  München  von  der  Imkalbau-Kommission.  getroffen. 

Gegen  d»  Entscheidung  dieser  Behörden  ist  innerhalb  vierzehn  Tagen  ans- 
schliessender  Frist  Beschwerde  an  die  Vorgesetzte  Kreis-Regierang,  Kammer  des 
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Innern,  zulässig.  Für  dieselbe  gelten  die  Bestimmungen  in  §.  5 gegenwärtiger  Ver- 
ordnung. 

§.  7.  Die  in  §.  2b  der  Gewerbe-Ordnung  den  höheren  Verwaltungs-Behörden 
zugewiesene  Befugnis»  kommt  den  Distrikts-Verwaltungs-Behörden,  in  München  der 
Lokal-Baukommission,  zn. 

8.  Zur  Ertheilung  der  nach  §.  30,  Absatz  1 der  Gewerbe- Ordnung  erfor- 
derlichen Konzessionen  für  Unternehmer  von  Privat-Kfanken-,  Privat-Kntbindungs- 
und  Privat- Irren- Anstalten  sind  die  Distrikts- Verwaltungs-Behörden,  in  München  die 
Polizei-Direktion,  zuständig. 

Die  in  Absatz  2 daselbst  für  die  Hebammen  geforderten  Prüfungs-Zeugnisse 
werden  von  den  Prüfungs-Konunissiuuen  der  Ilebammen-Schulen  München,  Würz- 
burg und  Bamberg  ausgestellt. 

$.  9.  Die  nach  §.  32  der  Gewerbe-Ordnnng  für  Schauspiel-Unternehmer  er- 
forderliche Erlaubniss  wird  von  den  Distrikts-Verwaltnngs-Behörden,  in  München 
von  der  Polizei-Direktion,  ertheilt. 

io-  Die  Erlaubnis»  zum  Betriebe  der  Gastwirthschaft,  Schankwirthschaft 
und  des  Kleinhandels  mit  Branntwein  oder  Spiritus,  soweit  eine  solche  nach  §.  33 
der  Gewerbe-Ordnung  und  §.  1,  Abs.  2 des  Einführungs-Gesetzes  zu  derselben  vom 
12.  Juni  1872  erforderlich  ist,  wird  von  den  Distrikts-Verwaltung— Behörden,  in 
München  von  dem  Magistrate,  ertheilt. 

Die  Erlaubnis»  zum  Ausschänken  von  Branntwein,  sowie  zum  Kleinhandel  mit 
Branntwein  und  dem  als  Getränke  zubereiteten  Spiritus  (Liqueure)  darf  in  den 
Landestheilen  diesseits  des  Khcincs  uur  wenn  ein  Bedürfnis»  hiefür  vorhanden  ist, 
ertheilt  werden. 

Als  Kleinhandel  mit  diesen  Getränken  ist  der  Verkauf  in  Quantitäten  unter 
zwei  Liter  anzusehen,  soferne  derselbe  nicht  in  versiegelten  Flaschen  von  mindestens 
einem  halben  Liter  erfolgt. 

$•  11.  Zum  Handel  mit  Giften  34  der  Gewerbe  - Ordnung  ist,  soweit 
hierüber  nicht  besondere  Vorschriften  bestehen  , die  Genehmigung  der  Distrikts- 
Verwaltungs-Behörden,  in  München  der  Polizei-Direktion,  erforderlich. 

$}.  12.  Zur  Entgegennahme  der  Anzeigen  von  dem  Beginne  der  in  §.  35  der 
Gewerbe -Ordnung  bezeichneten  Gewerbe  sind  die  Distrikts-Verwaltungs-Behörden, 
in  München  die  Polizei-Direktion,  zuständig. 

Denselben  kommt  auch  die  Untersagung  des  Betriebes  zu. 

13.  Die  in  §.  37  der  Gewerbe-Ordnung  vorbehaltene  ortspolizeiliche  Re- 
gelung steht  in  München  der  Polizei-Direktion  zu. 

Beschlüsse  der  Orts-Polizeibehörden  auf  Untersagung  des  Betriebes  eines  der 
in  §.  37  erwähnten  Gewerbe  sind  schriftlich  auszufertigen.  Die  gegen  solche  Be- 
schlüsse nach  i>.  40,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung  zulässigen  Rekurse  werden  von 
den  Kreis-Regierungen,  Kammern  des  Innern,  beschieden. 

$.  14.  Die  Zuständigkeit  znr  Aufhebung  oder  Veränderung  von  Kehr-Bezirken 
für  .Schornsteinfeger  bemisst  sich  nach  den  hierüber  bestehenden  besonderen  Vor- 
schriften. 

15.  Die  nach  §.  43  der  Gewerbe- Ordnung  erforderliche  ortspolizeiliche 
Erlaubnis»  wird  in  München  durch  die  Polizei-Direktion  ertheilt. 

Rekurse  gegen  Beschlüsse,  durch  welche  die  ortspolizeiliche  Erlaubnis  in  den 
Fällen  des  §.  43  versagt  wird,  sind  von  den  Kreis-Regierungen,  Kammern  dos  In- 
nern, zu  bescheiden. 
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Für  die  Ansfertigung  des  Legitimations-Scheines  haben  sich  die  Orts-Polizei- 
behörden des  anliegenden  Formulars  A zu  bedienen  und  die  allgemeinen  tax-  und 
stempclgesetzlichen  Bestimmungen  in  Anwendung  zu  bringen. 

lieber  die  Ertheilung  der  Legitimations-Scheine  haben  die  Orts-Polizeibehörden 
dem  für  die  Ausübung  der  Press-Polizei  aufgestellten  Beamten  in  jedem  einzelnen 
Falle  Mittheilung  zu  machen  und  ausserdem  fortlaufende  jährlich  abzurchliessende 
Verzeichnisse  nach  anliegendem  Formulare  B zu  fuhren. 

$.  16.  Den  inländischen  Handels-Heisenden  werden  ftlr  den  in  §.  I I der  Ge- 
werbe-Ordnnng  bezeichncten  Geschäfts-Betrieb  von  den  Distrikts- Vei  waltungs-  Be- 
hörden, in  Mönchen  von  dem  Magistrate,  Gewerbe-Legitimations-Karten  nach  dem 
in  dem  Gesetzblatte  Nr.  14  vom  21.  November  1867,  8.  191  vorgezeichneten 
Formulare  ertheilt. 

Die  ausländischen  Handels-Reisenden  haben,  soferne  nicht  Staats- Verträge  oin 
Anderes  bestimmen,  ftlr  ihren  Geschäfts-Betrieb  bei  einer  Distrikts-Verwaltungs- 
Behörde,  in  München  bei  dem  Magistrate,  nach  vorgängigem  Nachweise  der  erfolgten 
Steuer-Zahlung,  Legitimations-Scheine  zu  erwirken,  welche  nach  anliegendem  For- 
mulare C anszufertigen  und  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  mit 
Taxe  nnd  Stempel  zu  belegen  sind. 

lieber  die  an  Handels-Reisende  ausgestellten  Ausweise  ist  von  den  Distrikts- 
Verwaltungs-Behörden  ein  fortlaufendes,  jährlich  abznschliessondes  Verzeichniss  nach 
dem  anliegenden  Formulare  D zn  ftthfen. 

$.  17-  Zur  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einer  gewerblichen  Anlage 
nach  §.  5 1 der  Gewerbe-Ordnung  sind  die  Kreis-Regiernngen,  Kammern  des  Innern, 
zuständig. 

Die  Frage  der  Einstellung  des  Betriebes  ist  von  der  Distrikts-Verwaltungs- 
Behörde.  in  deren  Bezirk  die  beanstandete  Anlage  sich  befindet,  in  München  von 
der  Lokal-Baukommission,  einer  eingehenden  Instruktion  zu  unterziehen,  um  fest- 
zustellen, ob  und  in  welchem  Grade  Naebtheile  und  Gefahren  für  das  Gemeindewobl 
bestehen.  Nach  geschlossener  Instruktion  sind  die  Akten  mit  gutachtlicher  Aeusso- 
rung  der  Kreis-Regierung,  Kammer  des  Innern,  vorznlegen,  welche  ihre  Entschei- 
dung nach  kollegialer  Berathung  in  öffentlicher  Sitzung  gemäss  §.  5 gegenwärtiger 
Verordnung  zu  ertheilen  hat. 

#.  18.  Ueber  die  Zurücknahme  der  Approbationen  von  Aerzton,  Apothekern 
u.  s.  w.  (0).  29.  59  der  Gewerbe-Ordnung  , der  Konzessionen  für  Unternehmer 
von  Privat-Kranken-,  Privat-Entbindungs-  und  Privat-Irren- Anstalten  (§.  30  der 
Gewerbe-Ordnung) . der  Erlaubniss  ftlr  Schauspiel-Unternehmer  und  ftlr  Wirthe 
(§8.  32,  33  daselbst  , der  besonderen  Genehmigung  zum  Giftbandel  §.  34  daselbst) 
und  der  Bestallungen  nach  §.  36  der  Gewerbe-Ordnung,  sowie  über  die  Einstellung 
des  Geschäfts-Betriebes  gemäss  (j.  1,  Abs.  3 des  Gesetzes,  betreffend  die  Einfüh- 
rung der  Gewerbe-Ordnung  des  Norddeutschen  Bundes  vom  2 1 . Jnni  1 869  in  Bayern 
nnd  die  Abänderung  einiger  Straf-Bestimmungcn  der  Gewerbe-Ordnung  vom  12. 
Jnni  1872,  haben  die  einschlägigen  Distrikts-Verwaltnngs  Behörden  in  erster,  die 
Kreis-Regierungen,  Kammern  des  Innern,  in  zweiter  nnd  letzter  Instanz  zn  ent- 
scheiden. 

jf.  19.  Die  Ertheilung  des  Legitimations-Scheines  znm  Gewerbe-Betrieb  im 
Umherziehen  (§§.  55,  57,  58,  59  der  Gewerbe-Ordnung)  erfolgt 

a.  in  den  Fällen  des  §.  58,  Ziff.  1 und  2 der  Gewerbe-Ordnung  durch  die  Gemeinde- 
Behörde, 

b.  in  allen  anderen  Fällen  durch  die  Distrikts-Verwaltungs-Behörde. 

In  München  werden  die  Legitimations-Scheine  für  den  Gewerbe-Betrieb  im 
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Umherziehen  in  Bezug  auf  Press-Erzeugniese  durch  die  Polizei-Direktion,  in  allen 
übrigen  Fällen  durch  den  Magistrat  ertheilt. 

Rekurse  gegen  Beschlüsse  der  Gemeinde-Behörden,  durch  welche  in  den  Fällen 
des  §.  58,  Ziff.  1 und  2 der  Gewerbe-Ordnung  die  Krtheilung  des  Legitimations- 
Scheines  versagt  wird,  sind  von  den  Kreis-Regierungen , Kammern  des  Innern,  zu 
bescheiden. 

$.  20.  Die  in  §.  55,  Ziff.  2 und  §.  1*2.  Abs.  1 der  Gewerbe-Ordnung  vorbe- 
haltene nähere  Bestimmung  der  Umgegend  des  Wohnortes  wird  von  der  zur  Aus- 
stellung des  Legitimations-Scheines  zuständigen  Behörde  getroffen.  Dabei  ist  jedoch 
eine  Umkreis-Entfernung  von  zwei  Meilen  vom  Wohnorte  in  der  Regel  als  äusserstea 
Muss  einzuhalten.  Eiue  weitere  Ausdehnung  kann  von  der  Vorgesetzten  Distrikts- 
Verwaltungsbehörde  gestattet  werden.  , 

jj.  21.  Die  Legitimations-Scheine  werden  nach  den  anliegenden  Formularen 
E,  F.  G.  H ausgefertigt.  Es  ist  zu  verwenden  : 

a.  Formular  E in  den  Fällen  des  §.  58,  Ziff.  I . 

b.  Formular  F in  den  Fällen  dos  §.  58.  Ziff.  2, 

c.  Formular  G in  den  Fällen  dos  t>.  50  der  Gewerbe-Ordnung, 

d.  Formular  H in  allen  übrigen  Fällen. 

$j.  22.  Bei  der  Ausfertigung  säunutlicher  Legitimations-Scheine  für  den  Ge- 
werbe-Betrieb im  Uinherziehcn  haben  die  allgemeinen  tax-  und  stempelgesetzlichen 
Bestimmungen  in  Anwendung  zu  kommen. 

Ausserdem  sind  für  die  Ausfertigung  der  Legitimations-Scheine  und  vor  der 
Aushändigung  derselben,  mit  Ausnahme  der  für  die  Verrichtung  gewerblicher  Ar- 
beiten, das  Aufsuchen  von  Arbeits-Bestellungen  und  den  Aufkauf  von  Waaren.  so- 
wie der  gemäss  tj.  58,  Ziff.  1 und  2 und  §.  5'J  der  Gewerbe-Ordnung  ausgefertig- 
ten noch  folgende  Abgaben  zn  erheben  : 

wenn  der  Gewerbe-Betrieb  erstreckt  werden  soll : 

a.  anf  einen  Ort zwei  Gulden, 

b.  anf  mehrere  Orte  oder  einen  Verwaltungs-Bezirk  ....  fünf  Gulden, 

0.  auf  mehrere  Verwaltungs-Bezirke  oder  einen  Regierungs-Bezirk  zehn  Gulden, 

d.  auf  zwei  Regierungs-Bezirke  fünfzehn  Gulden, 

e.  auf  drei  Regierungs-Bezirke zwanzig  Gulden, 

f.  auf  vier  Regierungs-Bezirke  .......  vierundzwanzig  Gulden, 

g.  auf  fünf  Regierungs-Bezirke siebenundzwanzig  Gulden, 

h.  auf  sechs  Regierungs- Bezirke dreissig  Gulden. 

1.  auf  sieben  Regierungs-Bezirke dreiunddreissig  Gulden. 

k.  auf  das  ganze  Königreich sechsnnddreissig  Gulden. 

Das  Staats-Ministerium  des  Innern  ist  ermächtigt , für  die  Bewohner  einzelner 
Orte  oder  Bezirke,  sowie  für  einzelne  Gegenstände  die  Begünstigung  einer  ermässig- 
ten  Abgabe  eintreten  zu  lassen. 

Die  für  Legitimations-Scheine  auf  Grund  vorstehender  Bestimmungen  erhobenen 
Abgaben  , welche  für  den  gewerblichen  Unterricht  verwendet  werden  . sind  halb- 
jährig an  das  Staats-Ministerium  des  Innern  für  Kirchen-  nnd  Schul-Angelegen- 
heiten  einzusenden. 

2 3.  Wird  bei  einer  Distrikts  -Verwaltungs-  Behörde  die  Ausstellung  eines 
Legitimations-Scheines,  für  welchen  die  in  (j.  22,  Abs.  2 gegenwärtiger  Verordnung 
bozeichnete  besondere  Abgabe  zu  entrichten  ist , nachgesucht , und  sind  die  allge- 
meinen gesetzlichen  Vorbedingungen  vorhanden,  so  ist  der  Legitimations-Schein 
auszufertigen,  wenn  jene  Abgabe  bezahlt  ist.  ln  dem  LcgitimatioB8-Schein  selbst  ist 
zu  bemerken,  für  welche  Bezirke  und  in  welchem  Betrage  die  Abgabe  entrichtet  wurde. 
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Will  der  Inhaber  de*  Legitimations-Scheines  später . aber  noch  innerhalb  des 
Kalender-Jahres,  für  welches  der  Schein  ansgestellt  wurde,  seinen  Gewerbe-Betrieb 
weiter  ansdehnen , so  muss  er  hei  irgend  einer  Distrikts-Verwaltnngs-Behörde  die 
Differenz  nachbezahlen  , welche  zwischen  der  bereits  entrichteten  und  der  für  den 
nunmehrigen  Geschäfts-Betrieb  bestimmten  Abgabe  begteht.  lieber  diese  Nachzah- 
lung ist  entsprechender  Vermerk  auf  dem  Legitimations-Scheine  zu  machen. 

Personen , welche  nicht  in  Bayern  ihren  ständigen  Wohnsitz  haben , müssen 
auch  die  Entrichtung  der  sie  treffenden  Gewerbe-Steuer  naebweisen. 

24.  Personen,  welche  auf  Grand  eines  von  einer  nichtbayerischen  Deutschen 
Behörde  ausgestellten  Legitimations-Scheines  in  Bayern  einen  Gewerbe-Betrieb  im 
Umherziehen  beabsichtigen , für  welchen  die  in  §.  22,  Abs.  2 gegenwärtiger  Ver- 
ordnung bezeichnten  besonderen  Abgaben  zu  entrichten  sind,  haben  die  sie  treffende 
Abgabe  bei  derjenigen  Distrikts-Verwaltungs-Bohörde.  in  deren  Bezirk  sie  das  Kö- 
nigreich betreten  oder  den  Gewerbe-Betrieb  beginnen  wollen , zu  erlegen  und  sich 
über  die  Bezahlung  der  Gewerbe-Steuer  auszuweisen,  worauf  ihnen  die  Behörde  auf 
dem  Legitimations-Scheine  entsprechende  Vorbemerkung  macht. 

Die  Bestimmung  des  §.  23,  Abs.  2 gegenwärtiger  Verordnung  ist  bei  Inhabern 
nichtbayerischer  Deutscher  Legitimations-Scheine  gleichmäßig  in  Anwendung  zu 
bringen.  *) 

)§.  25.  Für  die  dem  Deutschen  Reiche  nicht  angehörigen  Personen  erfolgt  die 
Ausstellung  von  Legitimations-Scheinen  zum  Gewerbe -Betrieb  im  Umherziehen 
ausser  in  den  Fällen  des  §.  5S,  Ziffer  1 und  2 der  Gewerbe-Ordnung  durch  die  be- 
sonders bekannt  gemachten  Behörden. 

$j.  26.  Zur  Ertheilung  der  nach  §.  59,  Abs.  I der  Gewerbe-Ordnung  erfor- 
derlichen ortspolizeilichen  Erlaubniss  ist  in  München  die  Polizei- Direktion  zuständig. 

$.  27.  Die  Behörden  haben  die  von  ihnen  ertheiltcn , beziehungsweise  auf 
ihren  Bezirk  ausgedehnten  Legitimations-Scheine  fortlaufende  jährlich  ahzuschlies- 
sendc  Verzeichnisse  nach  dem  anliegenden  Formulare  J zu  führen. 

§.  28.  Die  in  §.  64,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung  den  höheren  Verwaltungs- 
Behörden  zugewiesene  Befugniss  der  Regelung  des  herkömmlichen  Wochenmarkt- 
Verkehres  üben  dieDistrikts-Verwaltungs-Behörden,  in  München  der  Magistrat,  aus. 

29.  Messen  und  Jahrmärkte  bedürfen  zu  ihrer  Einführung  der  Genehmi- 
gung des  Staats-Ministeriums  des  Innern. 

Die  Bewilligung  zur  Errichtung  von  Getreide-Schrannen  , von  Viehmärkten, 
von  Woll-Märkten  und  dergleichen  Märkten  für  Rohstoffe,  welche  nicht  ausschliess- 
lich zur  Befriedigung  örtlicher  Bedürfnisse  dienen,  sondern  auf  einen  grösseren  Ver- 
kehr berechnet  sind,  steht  den  Kreis-Regierungen,  Kammern  des  Innern,  zu. 

Die  Erlaubniss  zur  Abhaltung  von  Ilolz-  und  Viktualien-Märkten  für  den  vor- 
zugsweise örtlichen  Bedarf,  von  Weihnachtsmärkten  und  Trödelmärkten  ertheilt 
die  Distriktions- Verwaltungs-Behörde,  in  München  der  Magistrat. 

An  Kirchweihen  und 'Patrozinien  wie  auf  Viktualien-Märkten  kann  unter  Be- 
achtung der  bisherigen  Orts-Gewohnheit  von  der  Orts- Polizeibehörde , in  München 
von  dem  Magistrate,  den  in  der  Gemeinde  selbst  wohnhaften  Gewerbetreibenden  das 
Feilhalten  von  Gegenständen  ihres  Gewerbes  in  Buden  tmd  Ständen  .gestattet  werden. 


•|  Da»  Reichs-Gesetz  vom  13.  Mai  187»  wegen  Beseitigung  (ler  Doppel-Besteuerung 
steht  der  Erhebung  der  vorgedachten  Abgaben  von  bundessugeliörigen  Nicht-Bayern  für 
den  Gewerbe-Betrieb  im  L'mhersiehen  nicht  entgegen.  MinisteriaT-Entsebliessung  vom 
19  Mai  1973,  Arats-Bl.  des  Staats-Minist-  des  Innern.  Nr.  31.  Jahre.  1873.)  Vgl.  den 
Kommentar  zu  diesem  Gesetae  in  »Heimath  und  .Staatsbürgerrecht  im  Deutschen  Reiche.« 
Berlin,  Kortkampf. 
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Die  bleibende  Abänderung  der  festgesetzten  Mess-  und  Markttage  kann  nur 
von  jener  Behörde  ausgehen . welcher  die  Bewilligung  de»  Marktes  selbst  zusteht. 
Die  durch  vnrtlbergehcnde  Vorkommnisse  veranlasste  Verlegung  einzelner  Märkte 
wird  der  Zuständigkeit  der  Distrikts  - Verwaltungs-Behörden  , in  München  des  Ma- 
gistrats, überlassen. 

8-  30.  Die  in  §.  66,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung  vorbehaltene  Bestimmung 
darüber,  welche  Gegenstände  nach  Orts -Gewohnheit  und  Bedürfnis»  auf  den 
Wochenmärkten  verkauft  werden  dürfen,  wird  von  den  Distrikts-Verwaltnngs-Be- 
hörden.  in  München  vom  Magistrate,  getroffen. 

*•  31.  Die  in  den  §§.  67,  Abs.  2 und  69  der  Orts-Polizeibehörde  vorhehal- 
tene  Zuständigkeit  wird  in  München  vom  Magistrate  ausgeübt. 

8-  32.  Die  in  den  §§.  73  und  75  der  Gewerbe-Ordnung  in  Bezug  auf  den 
Gewerbe-Betrieb  der  Bäcker  und  Verkäufer  von  Backwaaren,  sowie  der  Gastwirthe 
den  Orts-Poliz  ibehrtrden  vorbehaltenen  Befugnisse  werden  in  München  vom  Ma- 
gistrate ausgeübt. 

8-  33.  Die  Befugnis»  zur  Festsetzung  von  Taxen  nach  §.76  der  Gewerbe- 
ordnung kommt  in  München  der  Polizei-Direktion  zu. 

8-  34.  Die  nach  §.  77  der  Gewerbe-Ordnung  für  die  Festsetzung  von  Taxen 
für  Schornsteinfeger  zuständige  Verwaltungs-Behörde  ist  die  Distrikts- Verwaltungs- 
Behörde. 

8-  35.  Die  in  §.  99  der  Gewerbe-Ordnung  den  höheren  Verwaltungs-Behör- 
den vorbehaltene  Genehmigung  der  Statuten  von  Innungen  , dann  die  den  höheren 
Verwaltungs-Behörden  in  den  §§.  85,  Abs.  1,  92,  93,  94,  Abs.  1 und  95  einge- 
ränmten  Zuständigkeiten,  sofeme  diese  Gesetzes-Bestimmungen  nach  §.  103  der 
Gewerbe-Ordnung  auf  neue  Innungen  Anwendung  finden , kommen  den  Kreis-Re- 
gierungen, Kammern  des  Innern,  zu. 

JJ.  36.  Die  in  §.  106,  Abs.  I der  Gewerbe-Ordnung  vorgeschriebene  Ueber- 
wachung  in  Bezug  auf  die  Beschäftigung  der  Lehrlinge  rücksichtlich  der  Gesundheit 
und  Sittlichkeit  und  des  Schul-  und  Religions-Unterrichts  wird  durch  die  Orts-  und 
Distrikts-Verwaltungs-Bebörde,  in  München  durch  den  Magistrat,  ausgeübt. 

8*  37.  Die  Genehmigung  von  Schulen  im  Sinne  des  §.  128,  Abs.  2 der  Ge- 
werbe-Ordnung kommt  den  Kreis-Regierungen,  Kammern  des  Innern,  zu. 

$.  38.  Die  zur  Genehmigung  der  Verlängerung  der  Arbeitszeiten  nach  §.  I 28. 
Abs.  I zur  Entgegennahme  der  Anzeigen  von  der  Beschäftigung  jugendlicher  Ar- 
beiter in  Fabriken  nach  Art.  130.  Abs.  1 und  2 und  zur  Verabfolgung  der  Arbeits- 
Bücher  für  jugendliche  Arbeiter  nach  §.  131,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung  zustän- 
dige Orts-Polizeibehörde  ist  für  München  die  Polizei-Direktion.  *1 

$.  39.  Die  nach  §.  142.  Abs.  I der  Gewerbe-Ordnung  für  Orts-Statuten  er- 
forderliche Genehmigung  wird  von  der  der  betreffenden  Gemeinde  Vorgesetzten  Ver- 
waltungs-Behörde ertheilt. 

8-  4».  Als  amtliche  Organe  der  höheren  Verwaltungs-Behörde  im  Sinne  des 
§.  146,  Abs.  3 der  Gewerbe-Ordnung  haben  die  Amts-Blätter  der  betreffenden 
Distrikts-Verwaltungs-Behörden  zu  gelten. 


•)  Durch  Verordnung  vom  19.  Dezember  1872  ist  die  Wirksamkeit  de»  §§,  128  und 
129  der  Gewerbe-Ordnung  für  Bayern  bi»  zum  .11.  Dezember  1873  »uspeiulirt  worden. 
Aint«-Bl.  de»  Staat»-Minist.  de»  Innern.  Nr.  I».  Jahrg.  1872. 
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#.  41.  Die  zuständige  Behörde  in  den  Fällen  de«  HS  , Ziffer  10  der  Ge- 
werbe-Ordnung ist  die  Distrikts- Verwaltungs-Behörde  . in  München  der  Magistrat. 

{^.42.  In  denjeuigen  Fällen , in  welchen  gemäss  Art.  31  de«  Gesetzes,  das 
Gewerbswesen  betr.  vom  30.  Januar  1S68,  die  Beschlüsse  der  Kreis-Verwaltungs- 
Stellen  auf  Grund  kollegialer  Bcrathung  zu  fassen  sind  . hat  diese  Beschlussfassung 
unter  Beachtung  der  in  (j.  5 der  gegenwärtigen  Verordnung  gegebenen  Vorschriften 
zu  erfolgen. 

In  allen  übrigen  Beziehungen  verbleibt  es.  soweit  durch  gegenwärtige  Verord- 
nung keine  Aenderungen  getroffen  sind  , bei  den  bisherigen  Vorschriften  Uber  Zu- 
ständigkeit und  Verfahren. 

{$.  43.  Gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit  dem  I.  Januar  1873  in  Kraft. 


Stempel  Formular  A. 

Nr.  des  Verzeichnisses  (j.  13.  Ab«.  I der  Geucrbe-Ordnnng. 

. . . <1.  lf>  der  Verordnung  vom  I.  Dezember  1872. 

Legitimations-Schein. 

Dem  . . . von Jahre  alt.  wird  die  ortspolizeiliche  Erlaubnis»  zum 

gewerbsmässigen  Ausrufen.  Verkaufen,  Vertheilen , Anheften  und  Anschlägen  von 
Druckschriften  oder  anderen  Schrillen  oder  Bildwerken  auf  den  öffentlichen  Wegen, 
Strassen  , Plätzen  und  anderen  öffentlichen  Orten  der  Gemeinde  ....  für  das 
laufende  Jahr  ertheilt. 

. . . . , den  ....  18.. 

(L.  S.) 

Beschreibung  der  Person  des  Inhabers : Taxe  bezahlt  mit : 

Statur:  . . . 

Augen:  . . . 

Haare : . . . 

Besondere  Kennzeichen  .... 

Unterschrift  des  Inhabers : 


Formular  B. 

§.  43.  Abs.  1 der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  15,  Abs.  4 der  Verordnung  vom  4.  Dezember  1872. 


Verzeichniss 

der  im  Jahre  18  . . bei  (Behörde)  ....  zum  gewerbsmässigen  Vertrieb  von 
Schriften  nnd  Bildwerken  an  öffentlichen  Orten  ertheilten  Legitimations-Scheine. 


Forti. 
Nr.  j 

Tag  der 
Ertheilung. 

Vor-  u.  Zuname 
des 

Gewerbetreibenden. 

Hoiinath. 

Vermerk  Uber 
Einhebung  der 
Taxe. 

Bemer- 

kungen. 

, 

I 1 
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Formular  C. 

§.  44,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  16,  Abs.  2 der  Verordnung  vom  4.  Dezember  1872. 


Stempel. 

Nr.  des  Verzeichnisses 



Legitimations-Schein 

auf  das  Jahr  18  . . | 

für  den  llandels-Keisenden  . . . von  . . . 
welcher  Waaren  aufzukaufen  und  Bestellungen  auf  Waarrn  zu  suchen  beab- 
sichtiget. 

Derselbe  darf  aufgekaufte  Waaren  nur  behufs  deren  Beförderung  nach  dem 
Bestimmungs-Orte  und  von  den  Waaren,  fttr  welche  er  Bestellungen  sucht,  nur 
Proben  oder  Muster  mit  sich  führen. 

den  ....  18  . . 

Unterschrift  des  Inhabers : 

(L.  S.)  Taie  bezahlt  mit : 


Ist  als  Karte  auszufertigen. 


Formular  D. 

§.  44,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  16,  Abs.  3 der  Verordnung  vom  4.  Dezember  1872. 

Verzeichnis« 

der  im  Jahre  18..  von  dem  k.  Bezirks-Amte  (Magistrate) an  Handels- 

Reisende  ausgestellten  Gcwerbe-Legitimations-Karten  und  Gewerbc-Legitiraations- 

Scheine. 


Forti. 

Tag  der 

Art  des 
Aus- 
weises 

Vor-  und 

Wohn- 

Fir- 

men 

schäfts-  Sitze 
Zweige ! 

Bemer- 

kungen. 

'Vermerk 

Nr 

Steilung. 

Karte 
oder 
Schein  . 

Reisenden. 

ort. 

der  von  demReisenden 
t vertretenen  Häuser. 

Uber  be- 
zahlte 
Taxen. 

Stempel.  Formular  E. 

Nr.  des  Verzeichnisses.  §.  58,  Ziff.  1 der  Gewerbe-Ordnung. 

....  <i.  21,  lit.  a.  der  Verordnung 

vom  4.  Dezember  1872. 

Legitimations-Schein 

giltig  für  das  Jahr  18  . . 

N.  N.  (Name  und  Stand)  ....  wohnhaft  zu  . . . .,  . . Jahre  alt.  ist  zum  Auf- 
kauf und  Verkauf  selbstgewonnener  Erzeugnisse  der  Jagd  und  des  Fischfanges  be- 
rechtigt. 

Stellvertreter : . . . . Begleiter  : . . . . 

. . . .,  den  ....  18  . . 

(Unterschrift  des  Vorstandes  der  Gemeinde-Behörde.) 
lL.  8.) 
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Beschreibung  der  Person  des  Inhabers  : 

Statur  ....  Angen  ....  Haare : . . . . Besondere  Kennzeichen : 
Unterschrift  des  Inhabers : . . . . 


Rückseite.  1 

Verhaltungs-Vorschriften. 

1 . Der  Inhaber  des  Legitimations-Scheines  ist  verpflichtet . diesen  während  der 
thatsächliehen  Ausübung  des  Gewerbe-Betriebes  bei  sich  zu  führen  . auf  Erfor- 
dern der  zuständigen  Behörde  (Distrikts-  und  Orts-Polizeibehörde  und  deren 
Vollzugs-Organen)  vorcnzeigen  und  soferne  er  hiezu  nicht  im  Stande  ist , auf 
Geheiss  der  Behörde  den  Betrieb  bis  zur  Abhilfe  dos  Mangels  einzustellen. 

2.  Die  Mitführung  von  Begleitern  darf  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der 
Behörde  stattfinden.  Für  Kinder  unter  vierzehn  Jahren  wird  diese  Genehmigung 
nicht  ertheilt. 


Formular  F. 

§.  58,  Ziff.  2 der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  21,  lit.  b.  der  Verordnung 
vom  4.  Dezember  1872. 

Legitimations-Schein 

giltig  für  das  Jahr  18  . . 

N.  N.  (Name  nnd  Stand)  ....  wohnhaft  zu  . . . .,  . . Jahre  alt.  ist  zum  Ver- 
kaufe von  ....  Bezeichnung  der  selbstverfertigten  Waaren  , welche  zu  den 
Gegenständen  des  Wochenmarktes  gehören) 
oder:  zum  Anbieten  von  ....  (Bezeichnung  der  anzubietenden  gewerblichen 
Leistlingen) 

innerhalb  ....  (Bezeichnung  des  Umkreises,  für  welchen  der  Legitimations-Schein 
gelten  soll; 
berechtigt. 

Stellvertreter : . . . . Begleiter : . . . . 

.....  den  . .ten  . . 18  . . 
(Name  des  Vorstandes  der  Gemeinde-Behörde.) 

(L.  8.1  ' 

Beschreibung  der  Person  des  Inhabers : 

Statur  ....  Augen  ....  Haare  ....  Besondere  Kennzeichen  .... 
Unterschrift  des  Inhabers  : 

Zweite  Seite.; 

Verhaltungs-Vorschriften. 

1 . Der  Inhaber  des  Legitimations-Scheine»  ist  verpflichtet . diesen  während  der 
thatsächliehen  Ausübung  des  Gewerbe-Betriebes  bei  sich  zu  führen , auf  Erfor- 
dern der  zuständigen  Behörde  Distrikts-  und  Orts-Polizeibehörde  und  deren 
Vollzugs-Organen)  vorzuzeigen  und  soferne  er  hiezu  nicht  im  Stande  ist , auf 
Gebeiss  der  Behörde  den  Betrieb  bis  zur  Abhilfe  des  Mangels  einzustellen. 

2.  Die  Mitfühmng  von  Begleitern  darf  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der 
Behörde  stattflnden.  Für  Kinder  unter  vierzehn  Jahren  wird  diese  Genehmigung 
nicht  ertheilt. 


Stempel. 

Nr.-  des  Verzeichnisses. 
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Stempel.  Formular  G. 

Nr.  de*  Verzeichnisses.  tj.  59,  Abs.  1 der  Gewerbe-Ordnung. 

....  §.  2t,  lit.  c.  der  Verordnung 

vom  -1.  Dezember  1 872. 

Deutsches  Reich. 

Königreich  Bayern. 

Legitimations-Schein  * 

für  das  Jahr  ....  giltig  für  den  Bezirk  .... 

N.  N.  (Name  und  Stand! wohnhaft  zu  .... , . . Jahre  alt,  i»t  da.  wo 

die  Orts-Polizeibehörden  die  Erlaubnis»  hiezu  ertheilen,  befugt 

Begleiter : 

den  . . ten  . . . 18.. 

(L.  8.) 

Beschreibung  der  Person  des  Inhabers : 

Statur  ....  Augen  ....  Haare  ....  Taxe  bezahlt  mit  . . . Besondere 
Kennzeichen  .... 

Unterschrift  des  Inhabers : 


Zweite  Seite.) 

Verhaltungs-Vorschriften. 

t.  Der  Inhaber  des  Legitimations-Scheines  ist  verpflichtet,  diesen  wahrend  der 
thalsächlichen  Ausübung  des  Gewerbe-Betriebes  bei  sich  zu  führen , auf  Erfor- 
dern der  zuständigen  Behörde  (Distrikts-  und  Orts-Polizeibehörde  und  deren 
Vollzugs-Organen  vorzuzeigen  und  soferne  er  hiezu  nicht  im  Stande  ist,  auf 
Geheiss  der  Behörde  den  Betrieb  bis  zur  Abhilfe  des  Mangels  einzustellen. 

2.  Die  Mitführung  von  Begleitern  darf  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der 
Behörde  stattfinden.  Kür  Kinder  unter  vierzehn  Jahren  wird  diese  Genehmigung 
nicht  ertheilt. 

3.  Wer  auf  den  Strassen  oder  sonst  im  Umherziehen  oder  an  einem  Orte  vorüber- 
gehend und  ohne  Begründung  eines  stehenden  Gewerbes  öffentlich  Musik  auf- 
ftlhren,  Schaustellungen,  theatralische  Vorstellungen  oder  sonstige  Lustbarkei- 
ten öffentlich  darbieten  will,  bedarf  hiezu  ausser  den  übrigen  Erfordernissen  der 
vorhergehenden  Erlaubnis*  der  Orts-Polizeibehörde. 


Nr.  des  Verzeichnisses. 


i'Dritte  Seite 


Vorstehender  Legitimations-Schein  wurde  ausgedehnt  auf  den  Bezirk  . . . 

deu  . . ten 18.. 


(L.  S.) 

Taxe  hezalüt  mit  fl.  . . 
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Stempel.  Formular  H. 

Nr.  de«  Verzeichnisses.  §.  58,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung. 

....  §.21,  lit.  d.  der  Verordnuug 

vom  4.  Dezember  1872. 

Deutsches  Reich. 

Königreich  Bayern. 

Giltig  für  da«  Jahr  18  . . 

Legitimations  - Schein. 

N.  N.  (Name  und  Stand'  ....  wohnhaft  zu  . . . .,  . . Jahre  alt,  ist  berechtigt 
zum 

in  denjenigen  Gebieten  Bayerns  und  der  übrigen  Deutschen  Staaten,  filr  welche  nach 
untenstehendem  Vermerke  die  ftlr  den  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  zor  Erhe- 
bung kommenden  besonderen  Abgaben  und  allgemeinen Landes-Steuern  bezahlt  sind. 
Begleiter : . . . . 

den  . . teu  ...  18.. 

(L.  S.) 

Beschreibung  der  Person  des  Inhabers : Vermerk  über  bezahlte  Abgaben  und 

Statur  ....  Augen  ....  Stenern. 

Uaare  ....  Die  Abgabe  gemäss  §.  22  der  Ver- 

Besondere  Kennzeichen  ....  Ordnung  v.  4.  Dezember  1872  wurde 

bezahlt : 

für  den  Ort  N.  N.  mit  H.  . . . 

Unterschrift  des  Inhabers  : ihr  den  'dlet  Verwaltung«  - Bezirk (e)  N.  N.  mit 

« ... 

' ■ • ■ für  den  idie  Legierung«  - Bezirk  (e)  N.  N.  mit 

fl 


.Zweite  Seite.; 

Verhaltungs-Vorschriften. 

1.  Der  Inhaber  des  Legitimation«  - Scheines  ist  verpflichtet,  diesen  während  der 
^tatsächlichen  Ausübung  des  Gewerbe-Betriebes  bei  sich  zu  fuhren . auf  Erfor- 
dern der  zuständigen  Behörde  Distrikts-  und  Orts-Polizeibehörde  und  deren 
Vollzugs-Organen  vorzuzeigen  und  soferne  er  hiezu  nicht  imstande  ist,  auf 
Geheiss  der  Behörde  den  Betrieb  bis  zur  Abhilfe  des  Mangels  einzustellen. 

2.  Die  MitfUhrung  von  Begleitern  darf  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der 
Behörde  stattfluden.  Pur  Kinder  unter  vierzehn  Jahren  wird  diese  Genehmigung 
nicht  ertheilt. 

3.  Ausgeschlossen  vom  An-  und  Verkauf  im  Umherziehen  sind: 

a.  geistige  Getränke  aller  Art; 

b.  gebrauchte  Kleider  und  Betten,  Garnabfälle,  Enden  und  Dräumen  von  Seide, 
Wolle,  Leinen  oder  Baumwolle,  Bruchgold  und  Bruchsilber; 

c.  Spielkarten,  Lotterie-Loose,  Staats-  und  sonstige  Werthpapiere ; 

d.  Schiesspulver,  Feuerwerks-Körper  und  andere  explosive  Stoffe; 

e.  Arzneimittel,  Gifte  und  giftige  Stofie. 

4.  Zum  Gewerbe-Betriebe  im  Umherziehen  im  Zollvereins-Bezirke  ist  besondere 
Erlaubniss  erforderlich , welche  bei  demjenigen  Haupt-Zollamte  nachznsucben 
ist,  innerhalb  dessen  Bezirkes  der  Gewerbe-Betrieb  stattfinden  soll. 
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§§.  1 


Formular  1. 

§§.  55  bis  60  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  27  der  Verordnung  vom  4.  Dezember  1872. 

Verzeichnis« 

der  im  Jahre  18..  bei  Behörde  ....  »um  Gewerbe-Betrieb  im  l'mherziehen 
ertheilten,  beziehungsweise  anf  den  Bezirk  ausgedehnten  Legitimations-Scheine. 


h 

Tag  der 

Vor-  und 

Ge- 

werbe. 

Zur  MifcfUhruug  zuge- 

Bemerkun- 
gen, Vermerk 

Er- 

thei- 

lung. 

Aus- 

deh- 

nung. 

Zunaiue  des 

rm  • si 

Eortl 

Gewerb- 

treibendeu. 

- 

Vor- 
und  j 
Zuname. 

ILei- 

math. 

Alter. 

zahlte  Taxen 
undAbgabeu. 

i 1 

'1 

1 | 

| v. 

• t 0 

3.  Königreich  Sachsen. 

Verordnung,  die  Ausführung  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Nord- 
deutschen Bund  betreffend ; 

vom  lü.  September  186'J. 

Zu  Ausführung  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  2 1 . 
Juni  1869  wird  andurch  Folgendes  verordnet: 

1.  Mit  dem  Inkrafttreten  der  Bundcs-Gewerbe-Ordoung  erledigen  sieh  die 
Bestimmungen  des  Gewerbe-Gesetzes  vom  15.  Oktober  1861  und  der  Ausführungs- 
verordnung zu  demselben  vom  nämlichen  Tagt:,  sowie  der  §§.  I bis  1 5 des  Gesetzes, 
die  Abänderung  mehrerer  Bestimmungen  des  Gewerbe-Gesetzes  vom  15.  Oktober 
1861  betreffend,  vom  23.  Juni  1868  und  der  §§.  1 bis  13  der  Verordnung,  einige 
Abänderungen  der  Ausftlhjnngs- Verordnung  zum  Gewerbe-Gesetze  vom  15.  Okto- 
ber 1868  betreffend,  soweit  sie  nicht  in  gegenwärtige  Verordnung  aufgenommen  oder 
darin  als  fortbcstehend  bezeichnet  sind.  Die  Vorschriften  der  §§.  16  und  17  des  ge- 
dachten Gesetzes  vom  23.  Jnni  186b  (Seite  338,  Abth.  I.  des  Gesetz-  und  Ver- 
ordnungs-Blattes vom  Jahre  1 868)  und  der  §.  14  der  gedachten  Verordnung  vom  15. 
Oktober  1868  (Seite  1258,  Abth.  II.  des  Gesetz- und  Verordnungs-Blattes  vom 
Jahre  1868),  sowie  die  Verordnung,  die  Handels-  und  Ge we r bc- Kamm eru 
betreffend,  vom  16.  Juli  1868  (Seite  457,  Abth.  1.  des  Gesetz-  und  Verordnungs- 
Blattes  vom  Jahre  1868)  bleiben  bis  auf  Weiteres  in  Kraft.  ') 

Soweit  durch  das  Gewerbe-Gesetz  und  die  Ausführung:,- Verordnung  zu  dem- 
selben ältere  gesetzliche  Bestimmungen  aufgehoben  worden  sind,  behält  cs  dabei 
sein  Bewenden. 

Soweit  zu  solchen  Bestimmungen  der  bisherigen  Sächsischen  Gewerbe-Gesetz- 
gebung, welche  im  Wesentlichen  sachlich  unverändert  in  die  Bundes-Gewerbe- 
Ordnung  Ubergegaugen  sind,  im  Laufe  der  Zeit  erläuternde  Verfügungen  ergangen 
sind,  ist  cs  unbedenklich,  dieselben  auch  bei  der  Anwendung  des  neuen  Bnndeg- 
Uesetzes  zur  Richtschnur  zu  nehmen. 

$.  2.  Es  bewendet  auch  ferner  bei  der  Bestimmung,  dass  die  Bergbau-, 
Eisenbahn-  und  Schifffahrts-Unternehmungen,  sowie  die  nunmehr 
ohnehin  ohne  jegliche  Beschränkung  der  Bundes-Gewerbe- Ordnung  unterstehenden 
G ewerbs-Un lerne h mungen  des  Staates  an  der  allgemeinen  Vertretung 
gewerblicher  Interessen  Tlieil  nehmen  und  daher  die  Vorschriften,  im  §.  17  des  Ge- 
setzes vom  23.  Juni  1868  auf  sie  Anwendung  leiden. 

1 Vgl.  unten  Theil  III.,  Abschnitt  K. 
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Zn  §.  I der  Gewerbe-Ordnung. 

£.  3.  An  der  bereits  gesetzlich  eingeführten  (ileichstellung  zwischen  Bundes- 
Augehörigen  und  Bundes-Ausländern  in  Bezug  auf  ihre  Zulassung  zum  Gewerbe- 
Betriebe  wird  etwas  nicht  geändert. 

Zu  §.  6 der  Gewerbe-Ordnung. 

4.  Es  bewendet  auch  dabei,  dass  jeder  Gewerbtreibende  sich  denjenigen 
Beschränkungen  rücksichtlich  seines  Gewerbes  zu  unterwerfen  hat,  welche  sich  aus 
den  in  Gesetzen  oder  Verordnungen  der  Behörden  enthaltenen  allgemeinen  oder  auch 
aus  örtlich  geltenden  sicherheits-,  bau-  und  wohlfahrtspolizeilichen  Vorschriften 
ergeben. 

Zu  §.  6 der  Gewerbe-Ordnung. 

5.  Obscbon  die  in  dem  Sächsischen  Gewerbe-Gesetze  von  den  Vorschriften 
desselben  ausdrücklich  ausgenommenen  Beschäftigungen  des  Ackerbaues,  der  Vieh- 
zucht, der  Forstwirtschaft,  des  Gartenbaues,  des  Weinbaues,  der  literarischen 
Thätigkeit  und  der  Ausübung  der  schönen  Künste  im  §.  6 der  Bundes-Gewerbe- 
Ordnung  sich  nicht  erwähnt  linden,  so  hat  es  doch  nicht  in  der  Absicht  gelegen, 
dieselben  und  die  dabei  Verwendung  findenden  Arbeiter  und  Gebülfen  der  Gewerbe- 
ordnung zu  unterstellen.  Auf  den  gewerbsmässigen  Betrieb  der  Handels-Gärt- 
nerei ist  diese  Befreiung  jedoch  nicht  auszudehneu. 

In  Bezug  auf  den  Gewerbe-Betrieb  der  Auswanderungs-Agenten  be- 
wendet es  auch  ferner  bei  den  Verordnungen  vom  3.  Januar  1853  (Seite  2 des 
Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1853)  und  vom  6.  Dezember  t853 
(Seite  275  des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes  vom  Jahre  1853),  mit  der  schon 
jetzt  in  Geltung  befindlichen  Abänderung,  dass  die  Konzession  von  der  Ortsobrig- 
keit, nicht  von  der  Kreis-Direktion  zu  crtheilen  ist. 

Vieh  schnitt  und  Hengst - Reiterei  sind  künftig  nach  der  Gewerbe-Ord- 
nung zu  beurteilen,  und  zwar,  soweit  sie  im  Umherziehen  betrieben  werden,  vom 
I.  Januar  1870  an  nach  Tit.  III.  derselben,  bis  dahin  nach  §.  7 des  Gesetzes  vom 
23.  Juni  1868  und  §.  8 der  Verordnung  vom  15.  Oktober  1S68.  Das  Mandat,  die 
Berechtigung  zum  Viehschnitt  betseflend,  vom  2-  Oktober  1826  (Seite  228  des 
Gesetz-  und  Verordnungsblattes  vom  Jahre  1826)  und  die  auf  dieses  Gewerbe  be- 
züglichen Vorschriften  in  dem  Gesetze,  die  Ausübung  der  Thierbeilkunde  betreffend, 
vom  14.  Dezember  1858  Beite  379  des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes  vomJalire 
1858}  erledigen  sich ; die  Verordnung  vom  16.  November  1838  (Seite  477  des 
Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1838),  die  Beschränkung  der  soge- 
nannten Hengst-Reiterei  betreffend,  wird  aufgehoben. 

In  Bezug  auf  das  Abdeckerei  - Wesen  werden  folgende  Bestimmungen  der 
Verordnung,  das  Violiabdecken  betreffend,  vom  4.  November  1861  (Beite  494  des 
Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1861)  aufgehoben:  §§.  1,  2,  3 ;vou 
den  Worten  an:  »Es  stehen  etc.«),  4,  5,  6,  7,  8,  1.0  sub  3,  ferner  1 1.  12,  13  und 
18  Alinea  2.  Dagegen  bewendet  es  bei  den  Bestimmungen  der  Verordnung  in  den 
§§.  3 (bis  zu  den  Worten:  »und  Real -Konzessionen«; , 9,  10  sub  1 und  2,  ferner 
14,  15,  16  (unter  Verwandlung  der  Worte:  »dem  Bezirks- Abdecker«  in:  »einem 
Abdecker«),  17  (unter  Wegfall  des  Wortes : »konzessiouirten«  im  zweiten  Alinea), 
18  Alinea  l und  19.  Die  im  §.  13  der  gedachten  Verordnung  unter  Nr.  3 aufge- 
führten polizeilichen  Dienstleistungen  der  Abdecker  sind,  wie  die  Art  und  Höhe 
der  dafür  auszusetzenden  Vergütung,  Gegenstand  der  besonderen  Uebereiukunft 
zwischen  den  dazu  berufenen  Behörden  und  den  Abdeckern. 

Zu  §.  14  der  Gewerbe-Ordnung. 

§§,  6.  Rücksichtlich  der  Anzeige-Verpflichtung  und  der  Grenze  des  selbständi- 
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gen  Gewerbe-Betriebs  bewendet  es  bei  der  Praxis,  welche  sich  unter  der  Herrschaft 
der  bisherigen  Gewerbe-Gesetzgebung  ausgebildet  hat. 

Insbesondere  unterliegen  der  Verpflichtung  zur  Anzeige  nicht : die  weiblichen 
Handarbeiter  des  Spinnens,  Weissnähens.  Stickens,  Strickens,  Waschens,  Plättens 
u.  s.  w.,  ingleichen  die  sogenannten  Hausindustrie-Gewerbe  der  Klöppelei,  Sticke- 
rei, Strohflechterei  u.  s.  w.,  insoweit  als  der  Betrieb  derselben  regelmässig  nicht 
für  eigene  Rechnung , sondern  nur  gegen  Lohn  und  ohne  Verwendung  von  Gc- 
hlllfeu  erfolgt,  zu  welchen  letzteren  die  eigenen  Familienglieder  nicht  zu  rechnen 
sind. 

Weber  und  Wirker,  welche  in  ihrer  Behausung  auf  ihren  Stühlen,  wenn  auch 
nur  gegen  Lohn,  arbeiten,  sind  dagegen  der  Anzeige-Pflicht  unterworfen. 

Die  vorgeschriebeue  Anzeige  ist  künftig  auch  dann  erforderlich  , wenn  der 
Betrieb  des  betreffenden  Gewerbes  an  eine  besondere  Konzession,  Krlaubniss  oder 
Genehmigung  gebunden  ist.  Der  Konzessions-Schein  etc.  ersetzt  die  Anzeige  nicht. 

Zu  §.  14  dar  Gewerbe-Ordnung. 

7.  Die  Bestimmungen  im  §.  133  des  Gesetzes,  das  Immobiliar-Brand- 
V er  sich  e ru  ngs- W es  en  betreffend,  vom  23.  August  1 bü2  (Seite  366  des  Ge- 
setz- und  Verordnungsblattes  vom  Jahre  1S62;  und  in  §§.  12  bis  19  der  Ausfüh- 
rungs-Verordnung zum  VI.  Abschnitte  des  gedachten  Gesetzes  vom  20.  Oktober 
1862  (Seite  600  fg.  des  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1662)  Uber  die 
Konzessions-Pflicht,  das  Staats-Angehörigkeits-Krforderniss,  die  Bestätigung  und 
Verpflichtung  der  Agenten  von  Privat-Fcuer-Versicherungs- Anstalten  erledigen  sich. 

Desgleichen  kommen  die  in  dem  Reskripte  vom  17.  März  1600  (Cod.  Aug. 
zweite  Fortsetzung,  1.  Tlieil,  Seite  1 1 45)  und  in  der  Verordnung,  die  Beaufsichti- 
gung der  Leih-Bibliotheken  und  ähnlicher  Lese-Institute  betreffend, 
vom  6.  März  1654  (Seite  65  des  Gesetz- und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1654) 
enthaltenen  Vorschriften  Uber  die  Qualifikation,  über  die  Konzessions-Pflicht  und 
das  zu  leistende  Augelöbuiss  der  luhaber  von  Leih-Bibliotheken  und  ähnlichen  Lese- 
Instituten  in  Wegfall. 

Zu  §.  15  der  Gewerbe-Ordnung.  / 

$.  8.  Für  die  auszustellende  Bescheinigung  Uber  den  Empfang  der  Anzeige 
ist  eine  Gebühr  von  5 Ngr.  zu  entrichten. 

L'eber  die  ertheilten  Anzeige-Bescheinigungen  ist  von  der  Behörde,  und  zwar 
für  jede  Gemeinde  besonders,  ein  tabellarisches  Verzeichniss  nach  dem  zeitherigen 
Schema  für  die  Anmeldeschein-Listen  anzulegen  und  fortznfflhren. 

Von  diesen  Verzeichnissen,  welche  in  jedem  neuen  bürgerlichen  Jahre  wieder 
mit  der  laufenden  Nummer  1 zu  beginnen  haben,  ist  halbjährig  und  zwar  in  den 
ersten  acht  Tagen  nach  Ablauf  der  Monate  Juni  und  Dezember  jeden  Jahres  be- 
glaubigte Abschrift  an  die  betreffende  Bezirks-Steuer-Einnalime  abzugeben.  Auch 
haben  die  Obrigkeiten  aus  diesen  Verzeichnissen  das  Nöthigc  in  die  nach  §.  31  der 
Ausführungs-Verordnung  zu  dem  Gewerbe-  und  Persoual-Steuer-Gesetze  vom  23. 
April  1850  (Seite  12  des  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1650)  anzu- 
fertigenden Einwohner- Verzeichnisse  aufznnehmen. 

In  den  nach  obiger  Vorschrift  zu  haltenden  Verzeichnissen  sind  die  durch  Tod, 
Wegzug  oder  ausdrückliche  Gewerbs-Aufgabe  verkommenden  Erledigungen  uachzu- 
tragen,  dergestalt,  dass  dieselben  stets  eine  vollständige  Uebersicht  der  vorhande- 
nen selbständigen  Gewerbtreibenden  geben. 

Auch  von  diesen  Nachträgen  ist  der  Bczirks-Steuer-Einuabme  halbjährig  Mit- 
theilung zu  machen,  wobei  die  laufenden  Nummern  der  Anzeige- Verzeichnisse,  der 
Name  des  Gewerbtreibenden  und  das  Gewerbe  anzugebeu  sind. 


;c£Ele 


§§.  s.iu. 


Kgl.  .Sächsische  Verordnung  vom  16.  September  1869. 


220 


Zu  16  fg.  der  Gewerbe-Ordnung. 

jj.  ft.  Rucksichtlich  der  Pu  I ver  - Mühlen  bewendet  es,  mit  den  durch  die 
Gewerbe-Ordnung  bedingten  Abänderungen,  bei  dem.  gelegentlich  der  Verordnung 
vom  12.  Dezember  1856  Seite  4211  fg.  des  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom 
Jahre  1 S56)  veröffentlichten  Regulative  vom  18.  Juli  1855.  Die  zur  Oenehmigungs- 
Krtheilung  zuständige  Behörde  ist  demnach  die  Kreis-Direktion,  welche  sich  für  den 
Zweck  der  im  (j.  18  der  Gewerbe-Ordnung  vorgeschriebenen  Prüfung  der  Bezirks- 
Amts-Hauptmannschaft  und  der  Artillerie-Kommission  als  begutachtender  Organe 
zu  bedienen  hat.  übrigens  aber  ermächtigt  ist,  das  im  §.  17  der  Gewerbe-Ordnung 
vorgeschriebene  Verfahren  einschliesslich  der  im  §.  19,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ord- 
nung gedachten  Erörterung  durch  die  untere  Verwaltungs-Behörde,  in  deren  Bezirke 
die  Pulverfabrik  angelegt  werden  soll,  absetzen  zu  lassen. 

Niederlagen  von  feuergefährlichen  Gegenständen  sind  keine 
Anlagen  im  Sinne  des  §.  16  der  Gewerbe-Ordnung  und  aus  diesem  Grunde  daselbst 
nicht  erwähnt.  Die  in  Bezug  auf  sie  erlassenen  Sicherheit«-  und  baupolizeilichen 
Vorschriften  bestehen  unverändert  fort. 

Die  Obrigkeiten  haben,  was  die  Fabrikation  and  Aufbewahrung  ent- 
zündlicher Stoffe  aulangt,  künftig  entweder  in  jedem  einzelnen  Falle  nach 
Massgabe  der  Natur  der  in  Rede  stehenden  Stoffe  und  Fabrikations-Methoden  und 
des  beabsichtigten  Einfangs  des  Betriebs  nnd  der  za  lagernden  Quantitäten  zu  er- 
messen, ob  und  unter  welchen  Bedingungen,  mit  Rücksicht  auf  die  Bauart  des  Or- 
tes, die  Aulage  innerhalb  des  letzteren  geduldet  werden  könne  und  welche  Ent- 
fernung von  bewohnten  Gebänden  nnd  öffentlichen  Wegen  innegelialteu  werden 
müsse,  oder  die  nöthigen  allgemeinen  Bestimmungen  hierüber  ortsstatutariseh  fest- 
zustelleu. 

Insoweit  nicht  besondere,  von  der  Regierungs-Behörde  genehmigte  Regulative 
etwas  Anderes  festsetzen,  sind  jedoch  die  in  §§.  13  bis  17  der  — im  Uebrigen  auf- 
gehobenen — Verordnung  vom  12.  Dezember  1856,  polizeiliche  Massregeln  in  Bezug 
auf  Bereitung  etc.  leicht  entzündlicher  und  explodirender  Stoffe  und  Präparate  be- 
treffend (Seite  416  des  Gesetz- und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1856),  enthalte- 
nen Vorschriften  Uber  Gas-Bereitungs-Anstalten , nicht  minder  die  in  §§. 
22  bis  26  dieser  Verordnung  gegebenen  Vorschriften  wegen  Aufbewahrung 
entzündlicher  Gegenstände  auch  ferner  zuui  Anhalten  bei  Beurtheilung  der 
polizeilichen  Zulässigkeit  zu  nehmen.  Ftir  jedes  Etablissement , welches  leicht 
brennbare  oder  explodirendc  Stoffe  fertigt  oder  auf  Lager  hält,  muss  ein  obrigkeit- 
lich genehmigtes  Reglement  über  die  Gebahrnng  mit  diesen  Stoffen  bestehen. 

Die  Unterlassung  der  Einreichung  eines  solchen  Reglements  bei  der  Obrigkeit 
ist  an  dem  Unternehmer  mit  Geld  bis  50  Thaler  zu  bestrafen. 

Wegen  der  Lagerung  und  Aufbewahrung  von  Mineral-Oelen  in- 
sonderheit bewendet  es  bis  auf  Weiteres  bei  den  materiellen  Vorschriften  der  Ver- 
ordnung vom  6.  Juli  1867  (Seite  181  des  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre 
1867  , während  die  formellen,  auf  die  §§.  22  fg.  des  Sächsischen  Gewerbe-Gesetzes 
verweisenden  Bestimmungen  der  Verordnung  sich  erledigen. 

Zu  §.  17  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.10.  Die  im  §.  17  der  Gewerbe-Ordnung  erforderten  Unterlagen  müssen 
bestehen  aus  einer  Beschreibung  der  Anlage,  einer  Situations-Zeich- 
nung und  dem  Banplane  der  Anlage  und  Bind  stets  in  doppelten  Exem- 
plaren einzureichen. 

Aus  diesen  Vorlagen  muss  hervorgehen  : 

a.  die  Grösse  (leg  Grundstücks,  auf  welchen  die  Auiuge  errichtet  werden  soll,  die 
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Bezeichnung,  welche  dasselbe  Jim  Hypothekenbuche  und  im  Flurbuche  führt, 
und  der  etwaige  besondere  Name, 

b.  die  gleichartig?  Bezeichnung  der  Grundstücke,  welche  es  umgeben,  und  die 
Namen  der  Eigentümer, 

c.  die  Entfernung,  in  welcher  die  zum  Betriebe  bestimmten  Gebäude  oder  Einrich- 
tungen von  den  Grenzen  der  benachbarten  Grundstücke  und  den  darauf  be- 
findlichen Gebäuden,  sowie  von  den  nächsten  öffentlichen  Wegen  zu  liegen  kom- 
men sollen, 

d.  die  Hohe  und  Bauart  der  benachbarten  Gebäude,  sofern  zu  der  Betriebsstätte 
Feuerungs- Anlagen  gehören, 

e.  die  Lage,  Ausdehnung  uud  Bauart  der  üetriebsatütte,  die  Bestimmung  der  ein- 
zelnen Räume  und  deren  Einrichtung,  soweit  dieselbe  nicht  beweglich  ist, 

f.  der  Gegenstand  der  Fabrikation,  soweit  diese  innerhalb  der  Betriebsstätte  er- 
folgt, die  ungefähre  Ausdehnung,  sowie  die  Art  und  der  Gang  des  Betriebs,  bei 
chemischen  Fabriken  insbesondere  die  genaue  Bezeichnung  des  Fabrikats  und 
des  Hergangs  seiner  Gewinnung. 

Zu  jj.  17  der  Gewerbe-Ordnung. 

11.  Bei  St  au -Anlagen  insbesondere  ist  eine  Zeichnung  der  gesammten 
Stau- Vorrichtungen  einschliesslich  der  Gerinne  und  Wasserräder  beizubringen. 
Ausserdem  ist  ein  Nivellement  erforderlich,  in  welchem  dargestellt  sein  muss: 

a.  das  Längenprofil  des  zum  Betriebe  bestimmten  Wasserlaufs  uud  des  Mutter- 
baches, 

b.  eine  Anzahl  von  Quer-Prolilen  von  beiden, 

und  welches  so  weit  auszudehnen  ist,  als  die  Wirkungen  der  auznlegenden  Stau- 
Werke  reichen.  Die  Profile  sind  auf  eine  und  dieselbe  florizontal-Linie  zu  beziehen  ; 
die  letztere  ist  an  einen  unverrückbaren  Festpunkt  anzuschliessen. 

Es  bedarf  ferner  der  Angabe  Uber  die  Höhe  des  gewöhnlichen,  des  niedrigsten 
und  des  höchsten  Wasserstandes  und  die  Wassermengen,  welche  der  Wasserlauf 
in  der  Kegel  führt,  sowie  der  Ermittelung,  ob  und  welche  Stau-Werke  ober-  und 
unterhalb  der  projektirten  Anlage  zunächst  derselben  sich  befinden. 

ln  dem  Situations-Plane  sind  die  Grundstücke,  welche  an  den  Wasserlauf 
stossen,  so  weit  der  KUck-Stau  reicht,  mit  der  Nummer,  welche  sie  im  Flurbnche 
und  Hypotbekenbuchc  führen  und  mit  dem  Namen  des  zeitigen  Eigenthtlmers  zu 
bezeichnen. 

Zu  §§.  17  und  18  der  Gewerbe-Ordnung. 

12.  Finden  sich  Mängel  oder  Lücken  in  den  nach  §§.  10  und  11  erforder- 
lichen Unterlagen,  so  ist  der  Unternehmer  der  Anlage  auf  kürzestem  Wege  zn  de- 
ren Beseitigung  oder  Ergänzung  zu  veranlassen.  Darauf  erfolgt  die  im  §.  17  der 
Gcwerbe-Urdnung  gedachte  einmalige  Bekanntmachung , welche  nunmehr,  ab- 
weichend von  dem  bisherigen  Verfahren,  stets,  also  auch  dann  zu  erlassen  ist, 
wenn  sich  die  Unzulässigkeit  der  Anlage  sogleich  erkennen  lassen  sollte. 

Von  den  einzureichenden  Zeichnungen  und  Beschreibungen  bleibt  das  eine 
Exemplar  nach  abgesetztem  Verfahren  bei  der  Behörde  zurück,  während  das  andere 
bei  der  nach  §.  Ih  oder  §.  19,  Abs.  2 der  Gewerbe-Urdnnng  zu  bewirkenden  Be- 
scheids-Ertheilung,  beziehendlich  im  Genehmigungsfalle  mit  der  Genehmigungs- 
Bemerkung  der  Behörde  versehen,  dem  Unternehmer  wieder  zuzustellen  ist. 

Rucksichtlich  der  Kosten  in  derartigen  Angelegenheiten  gelten  die  ftlr  das  I.i- 
quidiren  in  Bau-Polizei-Sachen  bestehenden  Grundsätze. 

Zugezogene  Sachverständige  haben  ihre  Liquidationen  bei  der  Behörde  einzu- 
reicben.  welche  den  Betrag  nach  vorgängiger  Prüfung  auszahlt  und  den  Betheiligten 
unter  den  Verlagen  in  Ansatz  bringt.  Besondere  Bachverständige  sind  nur  insoweit 
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ztiznziehen.  als  die  der  betreffenden  Beliiirde  etwa  zur  Seite  stehenden  amtliehen, 
technischen  und  medizinalpolizeilichen  Organe  zu  Beurtheilmig  des  vorliegenden 
Kalles  nicht  ausreichend  erscheinen.  Soweit  thunlieh  sind  auch  dann  solche  Personen 
als  Sachverständige  zu  wählen,  welche  bereits  in  solchen  amtlichen  Verhältnissen 
stehen,  dass  sie  rücksichtlich  ihrer  Reisekosten  und  Diäten  an  feste.  Sätze  gebun- 
den sind. 

Wenn  es  sich  um  Stau-Anlagen  an  öffentlichen  und  solchen  FlUssen  handelt, 
anf  welchen  die  Flösserei  betrieben  wird,  so  ist  der  tiskalische  Bezirks-Wasserbau- 
inspektor stets  zuzuziehen. 

Zu  §§.  20  und  21  dsr  Gewerbe-Ordnung. 

13.  Bis  auf  Weiteres  ertheilt  die  vorgeschriebene  kollegiale  uud  beziehend- 
lich in  öffentlicher  Sitzung  zu  gebende  Entscheidung  — ausgenommen  den  im  §.  9, 
Abs.  1 und  §.  Ui.  Abs.  2 dieser  Verordnung  gedachten  Fall  — die  zuständige  Ver- 
waltungs-Behörde erster  Instanz  jvergl.  t>.  55  gegenwärtiger  Verordnung). 

Das  zu  diesem  Zwecke  bei  derselben  mederzusetzende  Kollegium  muss  aus 
mindestens  drei  Mitgliedern  bestellen  und  wird  für  Städte,  in  weichen  der  Stadtrath 
Gewerbe- Polizeibehörde  ist,  aus  den  Mitgliedern  des  letzteren,  oder  nach  Befinden 
ans  einer  filr  diesen  Zweck  zu  bestellenden  besonderen  Deputation  desselben,  — 
für  Städte,  wo  der  Stadtrath  nicht  die  Gewerbe-Polizeibehörde  ist,  von  dem  Vor- 
stande des  Gerichts-Amts  oder  dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzenden,  dem  Bürger- 
meister des  Ortes  oder  dessen  Stellvertreter  und  mindestens  einem  von  dem  Vor- 
sitzenden znzuziehenden  Friedensrichter  des  Amts-Bezirks,  — für  das  platte  Land 
endlich  von  dem  Vorstande  des  Gerichts-Amts  oder  dessen  Stellvertreter  und  min- 
destens zwei  von  ihm  zuzuziehenden  Friedensrichtern  des  eigenen  oder  eines  benach- 
barten Amts-Bezirks  gebildet.  Im  Falle  der  Ermangelung  oder  Behinderung  von 
Friedensrichtern  sind  zur  Ergänzung  Assessoren  oder  Referendare  des  Gerichts- 
Amts  znzuziehen. 

Die  kollegiale  Zusammensetzung  der  Behörde  ist  ftlr  die  Bescheids-Krtheiluug' 
über  die  beantragte  Genehmigung  unerlässlich.  Die  unmittelbare  Verhandlung  in 
öffentlicher  Sitzung  findet  dagegen  nur  dann  statt,  wenn  entweder : 

a.  Einwendungen  vorliegen,  oder 

b.  der  Unternehmer  darauf  anträgt  (§.  15,  Abs.  2 und  3). 

Die  Beschlussfassung  der  Behörde  erfolgt  nach  Stimmenmehrheit.  Bei  Stim- 
men-Gleichheit,  soweit  sie  bei  Zuziehung  von  mehr  als  drei  Mitgliedern  zu  dem 
Kollegium  vorkommt,  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Die  kollegiale  Zusammensetzung  der  Behörde  ist  in  dem  Bescheide  ausdrücklich 
zu  beurkunden. 

Zu  {j§.  20  und  21  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  14.  Sind  Einwendungen  gegen  die  Anlage  erhoben,  so  hat  die  Behörde 
zunächst  nnter  Zuziehung  der  Parteien  und  je  nach  Beschaffenheit  der  Umstände 
von  Sachverständigen,  da  nüthig,  au  Ort  und  Stelle,  die  im  §.  19,  Abs.  2 der  Ge- 
werbe-Ordnung vorgeschriebene  Erörterung  zu  veranstalten. 

Nach  deren  Abschluss  ist  die  mündliche  Verhandlung  in  öffentlicher  Sitzung 
auzuberaumeu,  zu  welcher  der  Unternehmer  sowie  Diejenigen,  welche  Einwendun- 
gen erhoben  und  solche  im  Laufe  der  Vorerörterung  nicht  zurückgenommen  haben, 
nnter  der  Verwarnung,  dass  im  Falle  ihres  Aussenbicibens  dennoch  in  der  Sache 
werde  verfahren  werden,  nicht  minder  die  etwa  in  der  Sache  noch  weiter  zu  ver- 
nehmenden Zeugen  uud  Sachverständigen,  unter  Androhung  von  Ordnungs-Strafen 
für  den  Fall  des  Aussenbleibens.  vorzuladen  sind. 

Gegenstand  der  Verhandlung  in  der  öffentlichen  Sitzung  ist  die  Klarstellung 
und,  soweit  nöthig.  unmittelbare  Erhebung  des  für  die  Benrtheilung  des  Falles 
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und  resp.  der  erhobenen  Einwendungen  belangreichen  Materials,  das  nochmalige 
Gehör  der  Betheiligten  und  die  Eröffnung  der  hierauf  zu  ertheilenden  Entscheidung. 

lieber  den  Verlauf  der  Sitzung  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  welches  die 
Namen  der  Anwesenden  und  die  wesentlichen  Momente  der  Verhandlung  enthalten 
muss  und  von  dem  Vorsitzenden  mitzuvoUziehen  ist. 

Die  in  öffentlicher  Sitzung  ertheilte  Entscheidung  gilt  auch  an  die  nicht  er- 
schienenen Parteien  für  bekannt  gemacht.  Es  ist  dies  in  der  Vorladung  jedesmal 
ausdrücklich  auszusprechen. 

Macht  sich  ausnahmsweise  die  Vertagung  der  Entscheidung  nothwendig,  so  hat 
die  Eröffnung  derselben  in  einer  weiteren  öffentlichen  Sitzung  zu  erfolgen,  welche 
sofort  in  dem  Verhandlungs-Termine  auberaumt  und  den  Parteien  mit  dem  im  vor- 
stehenden Absätze  gedachten  Präjudiz  bekannt  gemacht  werden  muss. 

KUr  die  Abhaltung  der  öffentlichen  Sitzung  ist  je  nach  der  Umfilnglichkeit  der 
Sache  ein  Kostenbetrag  von  1 bis  5 Thaler  in  Ansatz  zu  bringen. 

Das  Statttinden  öffentlicher  Sitzungen  ist  durch  Anschlag  im  Kath-,  beziehend- 
lich Amts- Hanse  zur  allgemeinen  Kenntnis«  zn  bringen . 

Zu  §§.  20  und  21  dar  Gewerbe-Ordnung. 

§.  15.  Sind  keiue  Einwendungen  gegen  die  Anlage  erhoben,  so  ist,  ohne 
vorgäugige  mündliche  Verhandlung,  über  Erthoilung  oder  Versagung  der  beantrag- 
ten Genehmigung  Beschluss  zu  fassen  und  in  Gemäss  heit  des  letzteren  dem  Unter- 
nehmer Bescheidung  zu  ertheilen. 

Wird  diu  Genehmigung  versagt,  oder  nur  bedingungsweise  ertheilt,  und  der 
Antragsteller  will  sich  hierbei  nicht  beruhigen,  so  steht  es  ihm  frei,  binnen  1 1 Tageu 
vom  Empfange  der  Bescheidung  an  entweder  sofort  Rekurs  dagegen  einzuweuden, 
oder  auf  mündliche  Verhandlung  in  öffentlicher  Sitzung  anzutragen-  Die  Rekurs- 
Einwendung  gilt  solchenfalls  als  Verzicht  auf  das  mündliche  und  öffentliche  Ver- 
fahren. 

Wird  der  Antrag  anf  mündliche  Verhandlung  gestellt,  so  gelten  alsdann  die 
Bestimmungen  im  §.  14,  Abs.  2 bis  S.  Die  am  Schlüsse  des  mündlichen  und  öf- 
fentlichen Verfahrens  ertheilte  Entscheidung  tritt  dann  an  die  Stelle  der  im  zweiten 
Absätze  erwähnten  Bescheidung,  und  ist  gegen  dieselbe  der  Rekurs  innerhalb  vier- 
zehntägiger Frist  zulässig. 

Zu  §§.  20  und  21  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  16.  Anf  eingewendeten  Rekurs  entscheidet  endgültig  in  zweiter  Instanz  die 
Kreis- Direktion. 

Ausnahmsweise  entscheidet  die  Kreis-Direktion . beziehendlich  in  öffentlicher 
Sitzung,  als  kollegiale  Behörde  erster  Instanz,  unter  Beobachtung  der  in  §§.  14  and 
15  gegebenen  Bestimmungen,  Uber  die  Anlegung  von  Pulver-Fabriken  (§.  9, 
Abs  1) . ln  diesem  Falle  entscheidet  auf  eingewendeten  Rekurs  in  zweiter  Instanz 
das  Ministerium  des  Innern. 

Zu  §.  23  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.17.  Es  bewendet  bei  der  bisherigen  gesetzlichen  Vorschrift,  dass  es  zu- 
lässig ist.  durch  ortsstatutarische.  von  der  Regierungs- Behörde  zn  bestätigende  Be- 
stimmungen gewisse  Ort sth eile  zu  bezeichnen,  in  denen  alle  oder  einzelne  der 
im  §.  16  der  Gewerbe-Ordnung  erwähnte  Anlagen  gar  nicht,  oder  nur  unter  ge- 
eigneten Beschränkungen  errichtet  werden  dürfen.  Die  bereits  bestehenden  Be- 
stimmungen dieser  Art  bleiben  in  Kraft. 

Zu  §.  24  dtr  Gewerbe-Ordnung. 

§.  18.  In  Bezug  auf  die  Anlegung  von  Dampfkesseln  bewendet  es. 
bis  zu  dem  vorbehalteneu  Erlasse  allgemeiner  Bestimmungen  durch  den  liundesrath, 
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bei  den  Vorschriften  der  Verordnung,  die  polizeiliche  Beaufsichtigung  der  Dampf- 
kessel betreffend,  vom  12.  Oktober  1807  (Seite  279  des  Gesetz-  und  Verordnungs- 
Blattes  vom  Jahre  1 867 } . *1 

Wird  die  Bau-  und  Betriebs-Genehmigung  versagt  oder  nur  bedingungsweise 
ertheilt,  und  der  Unternehmer  will  sich  dabei  nicht  beruhigen,  so  gelten  über  das 
weitere  Verfahren  die  Bestimmungen  im  (j.  15,  Abg.  2 und  3 und  im  §.  1 6,  Abs.  I 
gegenwärtiger  Verordnung.  Für  die  auf  entsprechenden  Antrag  abzuhaltende  münd- 
liche Verhandlung  in  öffentlicher  Sitzung  ist  die  Behörde  in  der.  §.  13,  Abs.  2 vor- 
geschriebenen Masse  kollegialisch  zusammenzusetzen.  Auch  hat  derselben,  soweit 
nöthig.  der  technische  Beamte  für  die  Beaufsichtigung  der  Dampfkessel  beizuwohnen. 

Zu  §.  31  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  19.  Rücksicbtlich  des  E lbsehifffahrts-Bet  rieb»  und  der  Ver- 
richtung von  Lootsen-Diensten  bei  demselben  bewendet  es  bei  den  Be- 
stimmungen der  bestehenden  Staats-Verträge  und  der  auf  Grund  derselben  erlassenen 
besonderen  Verordnungen. 

Zu  §.  32  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  20.  Die  Erthcilung  der  Erlaubnis»  für  stehende  Theater  und  wan- 
dernde Schauspieler-Gesellschaften  steht  jeder  Kreis-Direktion  für  den 
Regierungs-Bezirk  zu. 

Zu  <j.  33  der  Gewerbe-Ordnung. 

ft.  21-  Die  Erlaubniss-Ertheilung  steht,  wie  zeithcr,  der  Orts-Obrigkeit  zu. 
Vorher  hat  dieselbe,  wenn  es  sich  um  einen  Gast-  oder  Schank  wirthschafts- 
Betrieb,  beziehendlich  Branntwein-  oder  Spiritus-Handel  auf 
dem  Lande  handelt,  die  Gemeinde-Organe  und,  wo  eine  solche  vorhanden  ist,  die 
Gutsherrschaft  zu  hören. 

Bei  Ertheilung  der  Erlaubuiss  zum  Betriebe  der  Gastwirthschaft  und  Schank- 
wirthschaft  ist  stets  ausdrücklich  zu  bemerken,  ob  sich  dieselbe  auch  anf  das  Aus- 
schänken von  Branntwein  erstreckt,  oder  nicht. 

AU  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus  gilt  der  Verkauf 
in  Quantitäten  unter  einem  halben  Eimer. 

In  Bezug  auf  die  Berücksichtigung  der  Bedttrfniss-Frage  bei  der  Erlaubniss- 
Ertbciinng  zum  Ausschänken  von  Branntwein  und  zum  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein und  Spiritus  bewendet  eg  bei  der  seither  in  Schank-Konzessions-Fällen  befolgten 
Praxis. 

Zu  §.  34  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.22.  Wegen  der  Genehmigung  zum  Handel  mit  Giften  bewendet  es 
bis  auf  Weiteres  bei  den  einschlagenden  Bestimmungen  des  Mandats,  den  Verkauf 
von  Arznei waaron  betreffend,  vom  30.  September  1923  (Seite  114  des  Geaetz- 
und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1 823) . 

In  Bezug  auf  den  Betrieb  des  Lootsen-Gewerhes  wird  auf  §.  19  gegen- 
wärtiger Verordnung  verwiesen. 

In  Betreff  der  Voraussetzungen  än  Welche  der  Betrieb  des  Gewerbes  der 
Markscheider  gebunden  ist,  sind  die  Vorschriften  im  §.  Bl  des  Allgemeinen 
Berg-Gesetzes  vom  16.  Jnni  1868  (Seite  370,  Abth.  I.  des  Gesetz-  und  Verord- 
nungsblattes vom  Jahre  1868i  und  in  Abschnitt  I.  der  Verordnung,  die  Markschei- 
der und  das  Risswesen  bei  dem  Bergbaue  betreffend,  vom  3.  Dezember  1868 
(Seite  1349,  Abth.  II.  des  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1868)  mass- 
gebend. 
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Zu  §.  3?  der  Gewerbe-Ordnung. 

$.  2!}.  Innerhalb  der  Rcgulirungs-Befugniss  der  Orts -Polizeibehörde  liegt  es 
auch  ferner,  Bestimmungen  und  Einrichtungen  im  Sinne  der  bisherigen  Vorschriften 
im  tj.  $ des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1868  Seite  336,  Abth.  I.  des  Gesetz-  und  Ver- 
ordnungs-Blattes vom  Jahre  1866}  zu  treffen. 

Zu  §.  38  dar  Gewerbe-Ordnung. 

$.  24-,  Die  im  §.  35,  Abs.  2 und  3 der  Gewerbe-Ordnung  genannten  Gewerb- 
treibenden  sind  gehalten,  ordentliche  Bücher  zu  führen,  aus  welchen  deutlich  zu 
ersehen  ist.  welche  Art  von  Geschäften  und  mit  welchen  Personen,  in  welcher  Weise 
und  gegen  welche  Gebühren  von  ihnen  ausgeführt  worden  sind. 

Der  Obrigkeit  darf  die  Einsicht  in  diese  Bücher  nicht  verweigert  werden.  Doch 
hat  sie  von  dieser  Ermächtigung  nur  dann  Gebrauch  zn  machen,  wenn  Beschwerden 
oder  sonst  erhebliche  Gründe  zu  dem  Verdachte  stattgefundener  Unregelmässigkeiten 
vorliegen.  • 

Bis  zu  Erlassung  allgemeiner  Vorschriften  in  Bezug  auf  die  zweckentsprechende 
Einrichtung  und  Führung  der  Bücher  und  die  polizeiliche  Kontrolle  über  den  Um- 
fang und  die  Art  dos  Geschäfts-Betriebs  der  betreffenden  Gewerbtreibenden  über- 
haupt bleiben  die  diesfallsigen  Bestimmungen  der  bestehenden  örtlichen  Regulative 
in  Gültigkeit. 

Zu  §.  39  der  Gewerbe-Ordnung. 

$.25.  Rücksichtlich  der  Annahme  der  Schornsteinfeger  bewendet  es 
bei  den  bestehenden  Bestimmungen. 

Zu  §.  40  der  Gewerbe-Ordnung. 

$.  26.  Wird  die  Genehmigung  zum  Betriebe  eines  der  in  §§.  30,  32,  33,  34 
(Gifthandel}  der  Gewerbe-Ordnung  gedachten  Gewerbe  versagt,  oder  der  Betrieb 
der  in  §§.  35  und  37  erwähnten  Gewerbe  untersagt . und  der  Betroffene  will  sich 
hierbei  nicht  bernhigen,  so  gelten  über  das  weitere  Verfahren  die  Bestimmungen 
im  §.  15,  Abs.  2 und  3. 

Es  hat  daher,  falls  auf  mündliche  Verhandlung  angetragen  wird,  bei  den  in  §<j. 
30  und  32  der  Gewerbe-Ordnung  gedachten  Gewerben  die  Kreis-Direktion,  bei  den 
in  §tj.  33,  34.  35  , 37  erwähnten  Gewerben  die  Unter-Behörde  in  erster  Instanz 
anderweit  kollegialisch  in  öffentlicher  Sitzung  zu  entscheiden. 

Auf  eingewendeten  Rekurs  entscheidet  in  den  enteren  Fällen  das  Ministerium 
des  Innern,  in  den  letzteren  Fällen  die  Kreis-Direktion  endgültig  in  zweiter  Instanz. 

Zu  §.  42  der  Gewerbe-Ordnung. 

$.  27.  Für  den  stehenden  Betrieb  der  im  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung  ge- 
dachten gewerblichen  Leistungen,  nämlich  der  Aufführungen  auf  Strassen 
etc.  am  Wohnorte,  bedarf  es  ehenfalls  der  in  der  angezogenen  §.  59  und  im  §.  35 
gegenwärtiger  Verordnung  erwähnten  Erlaubniss. 

Zu  §.  44  der  Gewerbe-Ordnung. 

$.28.  Rücksichtlicb  der  Handels- Reisenden  bewendet  es  bei  den  be- 
stehenden Bestimmungen. 

Zu  §.  49  der  Gewerbe-Ordnung. 

$.  29.  Die  Bestimmungen  in  Abs.  4 und  5 von  <j.  19  der  Gewerbe-Ord- 
nung beziehen  sich  nnr  auf  den  in  Abs.  3 gedachten  Fall  der  Einstellung  eines 
Gewerbe-Betriebs,  nicht  auch  auf  den  in  Abs.  I und  2 behandelten  Fall  des  unter- 
bleibenden Beginns  des  Gewerbe-Betriebs  oder  der  unterbleibenden  Ausführung  der 
gewerblichen  Anlage. 
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Zu  <>.  54  der  Gewerbe-Ordnung. 

$.  30.  Auf  Anträge,  welche  auf  Untersagung  der  Benutzung  einer 
gewerblichen  Anlage  gerichtet  sind  §.  51  der  Gewerbe-Ordnung  . entscheidet 
nach,  soweit  nöthig.  vorgängiger  Erörterung  in  den  im  §.  21,  | der  Gewerbe-Ord- 
nung gedachten  Richtungen,  mit  deren  Vornahme  die  untere  Verwaltungs-Behörde 
beauftragt  werden  kann,  die  Kreis-Direktion  in  erster  Instanz  unter  Beobachtung  der 
Vorschriften  im  §.  14  gegenwärtiger  Verordnung  in  öffentlicher  Sitzung.  Der  Rekurs 
gegen  diese  Entscheidung  geht  an  das  Ministerium  des  Innern. 

Wird  ein  Gewerbe-Betrieb  nach  §.  15,  Abs.  2 oder  §.  35  der  Gewerbe-Ord- 
nung untersagt  und  der  Betheiligte  will  sich  dabei  nicht  beruhigen,  so  gelten  über 
das  weitere  Verfahren  die  Bestimmungen  im  §.  15,  Abs.  2 und  3 gegenwärtiger 
Verordnung,  mit  der  Massgabe,  dass  eintretenden  Kalles  die  mündliche  und  öffent- 
liche Verhandlung  stets  vor  der  unteren  Verwaltungs-Behörde,  welche  das  Verbot 
ausgesprochen  hat.  statttindet  und  dass  auf  eingewendeten  Rekurs  in  zweiter  Instanz 
die  Kreis-Direktion  endgültig  entscheidet. 

Handelt  es  sich  um  Zurücknahme  einer  Approbation  der  im  §.  2!1  der  Ge- 
werbe-Ordnung gedachten  Art,  so  greift  das  vorstehend  im  ersten  Absätze  bemerkte 
Verfahren  Platz. 

Handelt  es  Bich  um  die  Zurücknahme  einer  Genehmigung  oder  Bestallung  zu 
den  in  §§.  30,  32,  33,  34,  36  der  Gewerbe-Ordnung  gedachten  Gewerben  und  es 
führen  die  angestellten  Erörterungen  nicht  zur  Einstellung  des  Verfahrens,  so  ent- 
scheidet diejenige  Behörde,  welche  die  Genehmigung  oder  Bestallnng  ertheilt  hat, 
unter  Beobachtung  der  im  §.  14  gegebenen  Vorschriften,  in  erster  Instanz  über  die 
Krage  der  Zurücknahme  in  öffentlicher  Sitzung.  Gegen  ihre  Entscheidung  Ist  ein- 
maliger Rekurs  an  die  nächstvorgesetzte  Behörde  zulässig. 

Zu  §.  55  der  Gewerbe-Ordnung. 

*•  31.  Zum  selbständigen  Betriebe  eines  stehenden  Gewerbes  befugte  Ge- 
werbetreibende können  vergl.  §.  42  der  Gewerbe-Ordnung)  von  ihrem  Wohnorte 
aus  Reparaturen  und  andere  Gewerbs-Arbeiten  auch  auswärts  bei  ihren  Kunden 
vornehmen,  nicht  minder  Gegenstände,  an  denen  Reparatur-Arbeiten  vorzunehmen 
sind,  bei  ihren  Kunden  sammeln,  ohne  eines  Legitimations-Scheins  zu  bedürfen. 

Ständige  Gewerbetreibende,  welche,  ohne  an  bestimmte  Kunden  sich  zu  wen- 
den. nur  auf  s Gerathewohl  im  Umherziehen  in  der  Nähe  ihres  Wohnorts  Beschäfti- 
gung suchen  und  Gegenstände,  an  denen  Gewerbs-ArbeiteD  vorzunehmen  sind, 
sammeln  wollen,  bedürfen  dagegen  eines  Legitimations-Scheins  nach  §.  5b,  2 der 
Gewerbe-Ordnung. 

Zu  §.  57  der  Gewerbe-Ordnung. 

32.  Wird  der  Legitimations-Schein  versagt  nnd  der  Gewerbetreibende  will 
sich  nicht  dabei  beruhigen,  so  gelten  über  das  weitere  Verfahren  die  Bestimmungen 
im  §.  15,  Abs.  2 nnd  3. 

Es  hat  daher,  falls  auf  mündliche  Verhandlung  angetragen  wird,  in  den,  §. 
5b,  t und  2 der  Gewerbe-Ordnung  gedachten  Fällen  die  zuständige  Polizei-Behörde 
in  allen  übrigen  Fällen  die  Kreis-Direktion  in  erster  Instanz  kollegialisch  in  öffent- 
licher Sitzung  zu  entscheiden. 

Auf  eingewendeten  Rekurs  entscheidet  in  den  ersteren  Källen  die  Kreis-Direk- 
tion, in  den  letzteren  das  Ministerium  des  Innern  endgültig  in  zweiter  Instanz. 

Die  Kreis-Direktionen  können  übrigens,  falls  sich  das  Bcdlirfniss  dazu  hcraus- 
stellen  sollte,  im  Voraus  feste  Tage  des  Monats  bestimmen  und  zur  allgemeinen 
Kenntniss  bringen,  aD  welchen  von  ihnen  öffentliche  Sitzungen  nach  Massgabe  der 
Gewerbe-Ordnung,  dafern  Material  vorliegt,  abgebaiten  werden. 
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Zu  §.  58  der  Gewerbe-Ordnung. 

33.  Die  Legitimations-Scheine  für  die  im  ersten  Absätze  von  §.  5b  der  Ge- 
werbe-Ordnung unter  1 und  2 gedachten  Arten  des  Gewerbe-Betriebs  im  Umber- 
ziehen,  werden  an  Orten,  welche  der  Sitz  einer  Sicherheits-Polizeibehörde  sind, 
von  dieser,  an  anderen  Orten  von  den  mit  der  polizeilichen  Lokal-Aufsicht  betranten 
Organeu  'Bürgermeister.  Ortsrichter,  Gemeinde-Vorstand'  ertheilt. 

Die  zu  den  Gegenständen  des  Wochenmarkt-Verkehrs  gehörigen  Waaren  ,mit 
Ausnahme  der  rohen  Erzeugnisse  der  Land-  und  Korstwirthschaft,  des  Obst-  und 
Gartenbaues  — §.  55  der  Gewerbe-Ordnung  — und  der  im  fj.  36  dieser  Verordnung 
genannten  Gegenstände,  zu  deren  An-  und  Verkaufe  im  L’mherziehen  überhaupt  keine 
Legitimation  erforderlich  ist],  sind  aus  §.  06  der  Gcworbc-Ordming  zu  entnehmen. 

Im  Legitimations-Scheine  ist  der  Umkreis,  für  welchen  er  gelten  soll,  zu  er- 
wähnen. 

Wer  im  Besitze  einer  Fischkarte  oder  einer  besonderen  Legitimations-Karte 
im  Sinne  des  §.  1 6 des  Gesetzes  über  die  Ausübung  der  Fischerei  in  fliessenden  Gewäs- 
sern vom  15.  Oktober  180b  (Seite  1247,  Abth.  II.  des  Gesetz-  und  Verordnungs- 
Blattes  vom  Jahre  1868  sinh  befindet,  bedarf  für  den  Aufkauf  und  Verkauf  von 
Erzeugnissen  der  Fischerei  nicht  noch  ausserdem  eines  Legitimations-Scheins  im 
Sinne  der  Gewerbe-Ordnung;  vielmehr  gelten  jene  Karten  als  Legitimations-Scheine. 

Unter  den  im  letzten  Absätze  von  fj.  58  der  Gewerbe  - Ordnung  gedachten 
"Gewerbe-Scheinen»  sind  die  im  §.  44,  Abs.  2 derselben  erwähnten,  auf  Grund  der 
Zollvereins-Verträge  ertheilten  Gewerbe-Legitimations-Karten  zu  verstehen. 

Für  die  Ausstellung  des  Legitimations-Seheins  zu  dem  im  ersten  Absätze  ge- 
dachten Gewerbe-Betriebe  ist  eine  Gebühr  von  2'/3  Ngr.  zu  entrichten.  Rücksicht- 
lieh derjenigen  Legitimations-Scheine , welche  von  der  Kreis-Direktion  ausgestellt 
werden,  bewendet  es  bei  den  zeither  erhobenen  Sätzen. 

Die  Hinausgabe  von  Formularen  der  Legitimations-Scheine  bleibt  Vorbehalten 
und  wird  noch  vor  dem  Zeitpunkte  erfolgen,  mit  welchem  der  Tit.  III.  der  Gewerbe- 
ordnung in  Kraft  tritt. 

Zu  § 58  der  Gewerbe-Ordnung. 

X-  34.  Die  zuständigen  Behörden  und  Organe  haben  bei  Ausstellung,  be- 
ziebendlicb  Aushändigung  der  Legitimations-Scheine  und  der  sie  vertretenden  Legi- 
timationen zugleich,  wie  zeither,  das  Erforderliche  wegen  Wahrnehmung  des  Ge- 
werbesteuer-Gesichtspunktes in  Obacht  zu  nehmen. 

Zu  $.  59  der  Gewerbe-Ordnung. 

j|.  35.  Die  nach  §.  59,  Abs.  I der  Gewerbe-Ordnung  erforderliche  Erlaubniss 
der  Behörde  des  Ortes,  an  welchem  die  Leistung  beabsichtigt  wird,  wird  in  Städten 
von  der  Obrigkeit,  auf  dem  Lande  von  den  für  die  polizeiliche  Lokal- Aufsicht  be- 
stellten Organen  — Ortsrichter  oder  Gemeinde-Vorstand  — (§.  12  der  Landge- 
meinde-Ordnnng  vom  7.  November  1838j  oder,  soweit  die  Beilage  © zn  dem  Ge- 
setze vom  II.  August  1855  (Seite  150  fg.  des  Gesetz- und  Verordnungs-Blattes  vom 
Jahre  1855t  einschlägt,  von  der  Gutsherrschaft  ertheilt. 

Zu  §,  63  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  36.  Als  Gegenstände  des  gemeinen  Verbrauchs,  deren  Aufkauf 
und  Verkauf  von  den  beschränkenden  Vorschriften  des  Tit.  III.  der  Gewerbe-Ord- 
nung ausgenommen  sind,  sind  anzusehen  : Viktualien.  Brcnn-Materialien,  Besen, 
Sand,  Thon.  Auch  gehört  hierher  das  Sammeln  von  Lampen  und  Abfällen. 

Zu  §.  64  dar  Gewerbe-Ordnung. 

§.  37.  Bezüglich  des  im  §.  64,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung  gedachte» 
Woch e nm a r k t- Ver k ehr s mit  gewissen  Handwerker-VVaaren  b*' 
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wendet  es,  soweit  nicht  ein  drtliclies  Bedürfnis»  der  Abänderung  vorliegt,  bei  dem 
Bestehenden  und  wird  hiermit  genehmigt,  dass  die  betreffenden  Einrichtungen  auch 
ferner  bis  auf  Weiteres  in  Geltung  verbleiben. 

Zu  §.  65  dsr  Gewerbe-Ordnung. 

$.  38.  Die  »anständige  Verwaltnngs-Behördev  ist  in  Bezug  auf  Wochenmärkte 
und  Spezialmärkte  (§.  70  der  Gewerbe-Ordnung!  die  Orts-Obrigkeit,  in  Bezug  auf 
Messen  und  Jahrmärkte  das  Ministerium  des  lunern. 

Es  bewendet  in  Ansehung  der  Zahl  der  Jahrmärkte  bei  der  bestehenden  Be- 
stimmung, dass  künftig  in  keiner  Stadt  und  keinem  Orte  unter  10,000  Einwohnern 
mehr  als  zwei,  in  keiner  grosseren  Stadt  mehr  als  drei  Jahrmärkte  jährlich  abge- 
halten werden  sollen,  und  dass  dieselben  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  187  t allent- 
halben auf  die  gedachte  Normalzahl  zurückzufübren  sind. 

Zu  $.  69  der  Gewerbe-Ordnung. 

$.  3!l.  Die  bestehenden  Jahrmarkts-Ordnungen  bleiben,  unter  Aufhe- 
bung der  etwa  den  Bestimmungen  des  Tit.  IV.  der  Gewerbe-Ordnung  widerspre- 
chenden Bestimmungen,  in  Geltung. 

Dasselbe  gilt  vpn  den  Bestimmungen  wegen  der  Leipziger  Messe.  Verän- 
derungen der  Leipziger  Mess-Ordnung,  welche  sich  auf  Zeit  und  Dauer  der  Messen 
und  auf  solche  Einrichtungen  heziehen,  welche  mit  der  bestehenden  Zoll-Verfassung 
in  Wechselwirkung  stehen , können  nicht  ohne  Genehmigung  der  Staats-Regierung 
erfolgen 

Zu  I).  70  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  40.  Von  Errichtung  der  im  §.  70  der  Gewerbe-Ordnung  gedachten  Spezial- 
märkte haben  die  Obrigkeiten  gleichlautende  Anzeige  an  die  Kreis- Direktion  und  an 
das  statistische  Bnreau  des  Ministeriums  des  Innern  unter  Angabe  der  Gegenstände, 
für  welche  die  Märkte  bestimmt  sind,  und  der  Tage,  an  welchen  sie  abgehalten  wer- 
den sollen,  zu  erstatten. 

Zu  V 94  dar  Gewerbe-Ordnung. 

Bei  der  Bestimmung  der  zeitherigen  Gesetzgebung,  dass  eine  Innung, 
deren  Mitgliederzahl  bis  unter  drei  herabgesunken  ist,  zu  existiren  aufhört,  behält 
es  sein  Bewenden. 

Zu  (§  97  und  99  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.42.  Die  Bestätigung  (Genehmigung;  der  Inn  ungs-S  tat  nt  en  erfolgt  durch 
die  Kreis-Direktion  (beziehendlich  die  Gesammt-Kanzlei  zu  Glauchau; . Wenn  die 
Statuten  jedoch  Ausnahmen  von  den  bestehenden  Gesetzen  enthalten,  ist  die  Be- 
stätigung des  Ministeriums  des  Innern  erforderlich. 

Zu  6 107  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  43.  Die  Gewerbe-Polizeibehörden  sind  befugt,  sich  dnreh  eigene  Einsicht, 
nach  Befinden  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen,  zu  (tberzengen,  ob  der  Be- 
stimmung im  §.  107  der  Gewerbe-Ordnung  nachgegangen  wird.  Für  derartige  Er- 
örterungen sind  dem  Unternehmer  jedoch  nnr  dann  Kosten  anznsinnen.  wenn  be- 
gründete Beschwerden,  oder  auch  ohne  solche,  zweifellose  Zuwiderhandlungen  oder 
Unterlassangen  vorliegen. 

Zu  §.  108  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  44.  Wenn  sich  die  Parteien  vor  dem  Gewerbe-Gerichte  oder  der  Gemeinde- 
Behörde  über  einen  daselbst  in  Gemässheit  (j.  108  der  Gewerbe-Ordnung  ange- 
brachten Anspruch  vergleichen,  so  hat  der  gehörig  protokoüirte  Vergleich,  wie 
schon  zeither.  alle  Wirkungen  einer  rechtskräftigen  Entscheidung,  dergestalt,  dass 
auf  Grund  desselben  von  dem  zuständigen  Gerichte  das  Vollstreckungs-Verfahren 
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nach  dem  Gesetze  vom  2h.  Februar  1 S3S  Seite  76  de»  Gesetz-  und  Verordnungs- 
Blattes  vom  Jahre  1838}  einzuleiten  ist. 

Zu  ij.  108  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  45.  Die  Regelung  de»  Verfahren»  vor  den  im  §.  luS,  Ab».  4 der  Gewerbe- 
ordnung gedachten  Schieds-Gerichten  bleibt  der  ortsstatntarigehen  Festsetzung 
überlassen. 

Für  das  Verfahren  bei  dem  Gewerbe-Gerichte,  beziehendlich  der  Gemeinde- 
Behörde  gelten  auch  ferner  folgende  Grundsätze : 

Es  sind  auch  von  diesen  Behörden  die  Vorschriften  in  den  §§.  4 bis  6,  7,  Ab». 

1 und  2,  8,  l(i  bis  34  und  38  de»  Gesetzes,  da»  gerichtliche  Verfahren  in  Streitig- 
keiten über  ganz  geringfügige  Zivilansprüche  betreffend,  vom  16.  Mai  1839  (Seite 
144  de»  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1839)  zu  beachten. 

Zieht  der  Kläger  seinen  Antrag  zurück,  so  hat  er  die  Bestell-Gebühren  allein 
zu  tragen,  auch  auf  Verlangen  dem  Beklagten,  wenn  die  Zurückziehung  des  Antrags 
so  spät  erfolgt,  da»»  derselbe  nicht  mehr  benachrichtigt  werden  konnte,  und  derselbe 
zum  Termine  wirklich  erschienen  ist.  eine  Entschädigung  für  Zeitvereäumniss  nach 
Höhe  der  gesetzlichen  Zeugen-Gebühren  in  Zivilsachen  zn  gewähren. 

Bleibt  eine  Partei  ohne  genügende  Entschuldigung  im  Termine  ans,  so  hat  sic 
sämmtliche  erwachsene  Kosten  zu  bezahlen  und  auf  Verlangen  den  anderen  im 
Termine  erschienenen  Theil  in  der  oben  angegebenen  Weise  für  Zeitversäumniss 
zu  entschädigen . 

Bei  Eröffnung  der  Entscheidung  sind  die  Parteien  ausdrücklich  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  dass  Rekurse  unzulässig  sind  und  dass  jeder  irgendwie  be- 
nannte rechtzeitig  angemeldete  Einspruch  als  Antrag  auf  Entscheidung  im  Rechts- 
wege angesehen  werden  müsse. 

Wird  auf  Entscheidung  im  Rechtswege  angetragen,  so  sind  von  der  Verwal- 
tungs-Behörde die  Akten,  zu  welchen  vorher  die  erwachsenen  Kosten  zu  liquidiren 
sind,  an  das  zustäudige  Gericht  mit  dem  Anträge  auf  Einschliessung  dieser  Kosten 
in  das  zu  fällende  Erkenntnis»  abzugeben.  Das  zuständige  Gericht  bat  dann  den  in 
den  Akten  der  Verwaltungs-Behörde  befindlichen  Antrag  als  den  in  Gemässheit  des 
Gesetzes  vom  16.  Mai  1839  zu  stellenden  Antragzu  behandeln  und  demgemäss  zu 
verfahren. 

Ist  die  Verwaltungs-Behörde,  vor  welcher  die  Sache  verhandelt  worden  ist, 
zugleich  das  zuständige  Zivil-Gericht,  so  erfolgt  die  Oberleitung  in  den  Rechtsweg 
lediglich  durch  Abgabe  der  Akten  an  die  betreffende  Abtheilung  und  neue  Ladung 
der  Parteien  in  Gemässheit  §.  13  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1839. 

Von  den  Verwaltungs-Behörden  ist  in  Streitigkeiten  der  in  Rede  stehenden  Art 
bis  zur  Vollstreckung  stempelfrei  zu  expediren  ; für  das  Vollstreckungs-Ver- 
fahren gelten  die  im  §.  39  c.  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1869  gegebenen  Vorschrif- 
ten. Für  das  Liquidiren  ist  §.  40  des  angezogenen  Gesetzes  ebenfalls  massgebend, 
jedoch  sollen  dann,  wenn  beide  Parteien  gleich  im  ersten  Termine  oder  auch,  naeli 
t>.  16  des  Gesetzes  vom  1 6.  Mai  1839,  ohne  vorgängige  Ladung  erscheinen  und  sich 
in  diesem  ersten  Termine  vollständig  vergleichen.  Gebühren  gar  nicht,  sondern  nur 
die  erwachsenen  V erläge  berechnet  werden. 

Zu  4.  113  der  Gewerbe-Ordnung. 

«.  46.  Die  Rovidirte  Verordnung  über  die  A r bei  t s bd  eher  des  gewerblichen 
Hülfspersonal»  vom  23.  November  1868  Seite  1283,  Ahth.  II.  des  Gesetz-  und 
Verordnnngs-Blattes  vom  Jahre  1 86S  tritt  mit  dem  1 . Oktober  dieses  Jahres  in  Be- 
zug auf  die,  nach  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  zu  beurtheilenden  Gewerbs-Ge- 
hülfen  etc.  ausser  Kraft.  Es  sind  daher  an  dergleichen  Personen  vom  bezeichneten 
Tage  an  keine  Arbeitsbücher  weiter  auszustellen.  Auch  erledigt  sich,  soviel  die 
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früher  ansgestellten  derartigen  Bücher  anlangt,  deren  gleichzeitige  Eigenschaft  als 
Reise-Legitimation . 

Wegen  der  Arbeitsbücher  für  jugendliche  Arbeiter  ist  im  §.  50  das  Nähere 
bestimmt. 

Zu  $.  114  der  Gewerbe-Ordnung. 

jj.  47.  Herbergen,  wo  unbemittelte  Gowerbs-Gehülfcn  geeignetes  l’iiter- 
kommen  finden,  .und  Einrichtungen,  welche  die  Vermittelung  zwischen  den  selbst- 
ständigen Gewerbtreibenden  und  den  Arbeit  suchenden  Geholfen  erleichtern,  werden 
auch  fernerhin  von  wesentlichem  Nutzen  sein.  Die  Gewerbe-Polizeibehörden  wer- 
den daher  sowohl  auf  das  wünschenswerthe  Fortbestehen  der  bei  den  Innungen 
schon  vorhandenen  Einrichtungen  möglichst  hinzuwirken,  als  der  Bilduug  von  Ver- 
einigungen zu  Hcrvormfung  neuer . dcu  veränderten  Verhältnissen  angepasster 
Veranstaltungen  dieser  Art  fördernd  entgegenzukommen  haben. 

Die  Verabreichung  von  Geschenken  an  wandernde  Gesellen  kann  als  freiwillige 
Einrichtung  in  dem  bisherigen  Masse  fortbestehen. 

Za  §.  127  der  Gewerbe-Ordnung. 

48.  An  der  bisherigen  Bestimmung  über  Arbeits-Verträge  Minder- 
jähriger wird  etwas  nicht  geändert.  Letztere  bedürfen  demnach,  dafern  sie  nicht 
etwa  bereits  mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Einwilligung  ihrer  Eltern  und 
Vormünder  in  der  Lage  sind,  ihr  Fortkommen  selbst  suchen  zu  müssen,  zu  Ab- 
schliessung  eines  Arbeits-Vertrags  der  Einwilligung  des  Vaters  oder  Vormunds. 
Diese  Einwilligung  kann  unter  gleichen  Voraussetzungen,  wie  nach  (j.  lo  der  Gesinde- 
Ordnung  vom  10.  Januar  1835  Seite  19  des  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom 
Jahre  1835)  von  der  Obrigkeit  supplirt  werden. 

War  die  Einwilligung  nicht  auf  bestimmte  Zeit  beschränkt  oder  ausdrücklich 
nur  auf  einen  bestimmten  Arbeitgeber  gerichtet,  so  bedarf  es  zum  Abschlüsse  wei- 
terer Arbeits-Verträge  mit  Minderjährigen  keiner  erneuten  Einwilligung  des  Vaters 
oder  Vormunds,  vielmehr  haben  die  mit  solchen  Minderjährigen  später  abgeschlosse- 
nen Arbeits-Verträge  sammt  allen  daraus  entspringenden  Ansprüchen  und  Forde- 
rungen volle  rechtliche  Gültigkeit. 

Zu  §.  128  der  Gewerbe-Ordnung. 

jf.  49.  Entstehen  Zweifel  darüber,  ob  ein  Etablissement  als  Fabrik  anzu- 
sehen sei,  so  ist  die  Natur  des  Betriebs  und  die  Stellung  der  Kiuder  und  jugend- 
lichen Arbeiter  (ob  wirkliche  Lehrlinge  oder  nicht)  entscheidend. 

Der  Schul- Unterricht  der  in  Fabriken  beschäftigten  Kinder  im  Alter  zwischen 
zwölf  und  vierzehn  Jahren  muss  innerhalb  der  Zeit  von  früh  G Uhr  bis  Abends  7 
Uhr  ertheilt  Werden. 

Zu  jj.  131  dar  Gewerbe-Ordnung. 

§.  50.  Die  nach  §§.  131  und  154  der  Gewerbe-Ordnung  von  j ugeu  dl  ic  hen 
Fabrik-  und  Berg-Arbeitern  zu  führenden  Arbeitsbücher  werden  von  der 
Gewerbs-Polizeibehörde  desjenigen  Ortes  ausgestellt,  an  welchem  der  Arbeiter  in 
Arbeit  zu  treten  beabsichtigt.  Für  die  Ausstellung  sind  5 Ngr. . wovon  die  Hälfte 
als  Verlag  für  das  Buch  und  die  andere  Hälfte  als  Gebühr  für  die  Ausfertigung  zu 
rechnen  ist.  zu  entrichten. 

Die  Herstellung  dieser  Bücher  wird  ausschliesslich  von  der  damit  Seiten  des 
Ministeriums  des  Innern  beauftragten  Druckerei,  der  Debit  derselben  aber  von  dem 
Gendarmerie-Wirthschafts-Depot  besorgt.  Von  letzterem  haben,  zu  Vermeidung 
von  Geldstrafen  bis  zu  20  Thlr.,  die  Polizei-Behörden  ihren  Bedarf  an  Arbeits- 
Büchern  gegen  portofreie  Einsendung  des  mit  2'/2  Ngr.  für  jedes  Buch  zu  berech- 
nenden haaren  Verlags  zu  beziehen. 

In  Ansehung  der  nicht  unter  den  ersten  Absatz  fallenden  Berg-Arbeiter  be- 
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wendet  es  bis  auf  Weiteres  bei  den  bisherigen  Bestimmungen  {§§.  83,  84,  85.  97 
der  Verordnung  zu  Ausführung  des  Allgemeinen  Berg-Gesetzes  vom  2 Dezember 
1868,  Seite  1313  fg.,  Abth.  II.  des  Gesetz-  und  Verordnung»- Blatte«  vom  Jahre 
1868),  wogegen  die  letzteren  in  Bezug  auf  die  jugendlichen  Berg-Arbeiter  nicht 
weiter  anzuwenden  sind. 

Zu  §.  140  der  Gewerbe-Ordnung. 

§.  51.  Die  Bestimmnug  im  t>.  110,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung  Über  die 
Erlangung  der  Rechte  der  juristischen  Person  durch  die  Genehmigung  der  höheren 
Verwaltungs-Behörde  Kreis-Direktion  gilt  von  den  bei  Innungen  bestehenden 
Kassen. 

Auf  andere  Kassen  selbständiger  Gewerbetreibender  leiden  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes,  die  juristischen  Personen  betreffend,  vom  15.  Juni  1868  (Seite 
315,  Abth.  I.  des  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1868),  Anwendung. 

Zu  §§.  I4S  fg.  dar  Gewerbe-Ordnung. 

$.  52.  Ist  durch  eine  Zuwiderhandlung  gegen  eine  Bestimmung  der  Gewerbe- 
ordnung im  einzelnen  Falle  zugleich  die  atra  (richterliche  Kompetenz  begründet, 
so  ist  die  Untersuchung  und  Bestrafung  dem  ordentlichen  Straf-Geriehte  zu  überlassen. 

Findet  der  Strafrichter  das  Straf-Gesetz  nicht  anwendbar,  so  bat  er  die  Sache 
an  die  Verwaltungs-Behörde  zurückzugeben. 

Zu  §§.  145  tg.  dar  Gawarbe-Ordnung. 

$.  53.  Wo  das  Gesetz  kein  Strafminimum  vorschreiht,  kann  es  die  Behörde 
auch  bei  einem  Verweise  bewenden  lassen  (Art.  31  des  Revidirten  Straf-Gesetz- 
Buchs' . 

In  Bezug  auf  Strafverwandlung  und  auf  Konkurrenz  mehrerer  Kontraventio- 
nen sind  die  Bestimmungen  der  Art.  28,  77  und  78  des  Revidirten  Straf-Gesetz- 
buehs  analog  anzuwenden.  *' 

Zu  §§.  154  dar  Gawarba-Ordnung. 

§.  54.  In  allen  nach  der  Gewerbe -Ordnnug  zu  beurtheileuden  Strafsachen 
kann  die  Behörde,  wenn  glaubhafte  Anzeige  vorliegt  und  nicht  sonst  besondere 
Bedenken  entgegenstehen,  ohne  weitere  Untersuchung  die  Strafe  durch  eine  Straf- 
verfügung festsetzen. 

Die  Verfügung,  welche  dem  Angeschnldigten  zu  behitndigen  ist,  muss  ent- 
halten : 

1.  das  Vorgehen, 

2.  die  8trafe.  unter  Angabe  der  einschlagenden  Straf-Androh ungen, 

3.  den  Betrag  der  Kosten,  einschliesslich  des  zu  notirenden  Stempel -Betrags,  und 
hierüber 

4.  die  Eröffnung,  dass  der  Bezüchtigte,  wenn  er  sich  durch  die  Strafverfügung 
beschwert  finden  sollte,  binnen  einer  zehntägigen  Frist,  von  dem  Tage  der  Zu- 
stellung an  gerechnet,  seine  Einwendung  dagegen  schriftlich  oder  mündlich  an- 
zubringen habe,  dass  aber,  falls  in  dieser  Frist  eine  Einwendung  nicht  erfolgt, 
die  Strafverfügung  Rechtskraft  erlangen  und  gegen  ihn  vollstreckt  werden  würde. 

Wird  innerhalb  der  zehntägigen  Frist  eine  Einwendung  erhoben,  so  tritt  die 
Strafverfügung  ihrem  ganzen  Umfange  nach  ausser  Kraft.  Vielmehr  hat  solchen- 
falls die  Behörde  das  regelmässige  Verfahren  einzuleiten,  ist  jedoch  sodann  im  Falle 
der  Verurtbeilung  des  Bezflchtigten  an  die  in  der  Strafverftlgung  festgesetzte  Strafe, 
sowohl  ihrer  Art  als  ihrer  Höhe  nach,  nicht  gebunden. 

Wird  dagegen  in  der  zehntägigen  Frist  eine  Einwendung  nicht  erhoben,  so 


•)  An  Stelle  der  Vorschriften  des  zit.  Sich».  Strafgesetz!),  treten  jetzt  die  §§.  28,  73, 
74,  75,  78  des  Strafgesetz!),  für  das  Deutsche  Reith. 
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wird  -die  Strafverfügung  vollstreckbar.  Gegen  Ablauf  der  Frist  kann,  wenn  der 
Berüchtigte  durch  unabweisbare  Hindernisse  abgehalten  war.  innerhalb  derselben 
seine  Einwendungen  vorzubringen,  binnen  zehntägiger  Frist,  vom  Wegfalle  der 
Hindernisse  an,  Wiedereinsetzung  nachgesucht  werden.  Ueber  das  Gesuch  entschei- 
det die  das  Verfahren  leitende  Behörde.  Gegen  diese  Entscheidung  ist  ein  Rekurs 
zulässig. 

Zu  §.  155  dar  Gewerbe-Ordnung. 

$.  55.  Insoweit  nicht  in  gegenwärtiger  Verordnung  und  in  den  danaoh  noch 
ferner  geltenden  älteren  Gesetzes-  und  Verordnungs-Bestimmungen  etwas  Anderes 
bestimmt  ist,  ist  unter  den  in  der  Gewerbe-Ordnung  und  beziehendlich  in  gegen- 
wärtiger Verordnung  gebraschten  Bezeichnungen : »nach  den  Landes-Geaetzen  zu- 
ständige Behörde,  untere  Verwaltungs-Behörde,  Unter-Behörde,  Polizei-Behörde, 
Orts  - Polizeibehörde  , Gewerbe  - Polizeibehörde , Obrigkeit . Orts  - Obrigkeit  und 
Gemeinde-Behörde«  überall  die  Verwaltungs- Behörde  erster  Instanz  nach  7 und 
23  des  Gesetzes,  die  künftige  Einrichtung  der  Behörden  erster  Instanz  für  Rechts- 
ptlege  lind  Verwaltung  betreffend,  vorn  II.  August  1855  (Seite  144  des  Gesetz- 
und  Verohlnungs- Blattes  vom  Jahre  1855),  unter  «höhere  Verwaltungs-Behörde«  die 
Kreis-Direktion,  unter  »Zentral-Behörde«  das  Ministerium  des  Innern  zu  verstellen. 

In  den  §,  23  des  angezogenen  Gesetzes  vom  11.  August  1855  erwähnten 
Städten  sind  in  Bezug  auf  die  Handhabung  der  einzelnen,  hierin  Betracht  kommen- 
den Zweige  der  Sicherheits-,  Woblfahrts-  und  resp.  Gewerbe-Polizei-Pflege  die 
Bestimmungen  der  bestehenden  Regulative  Uber  die  Abgrenzung  des  Wirkungs- 
kreises zwischen  dem  Stadtrathe  und  der  Polizei-Behörde  oder  dem  Gerichts-Aui te 
massgebend. 

In  den  Fürstlich  und  Gräflich  Schönburgischcn  Rezess-Herrschaften  ist  die 
Kompetenz  der  Gesammt-Kanzlei  zu  Glauchau,  soweit  nöthig,  nach  den  Bestim- 
mungen des  Krläuterungs- Rezesses  vom  9.  Oktober  1835  (Seite  G 1 0 des  Gesetz- 
und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1835)  zu  bcurtheilen.  Die  Erledigung  etwaiger 
Zweifel  erfolgt  durch  besondere  Verordnung. 

Dresden,  den  Iti.  September  1869. 

, Ministerium  des  Innern. 


4.  Württemberg. 

A.  Verfügung  vom  14.  Dezember  1871  in  Betreff  der  Anwendung  der 
Deutschen  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869  in  Württemberg. 

(Regierungs-Blatt  v.  1871.  Nr.  34,  S.  338  ff.) 

Nachdem  die  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni 
1869  durch  Reichs-Gesetz  vom  10.  November  d.  J.  in  Württemberg  eingeführt 
worden  ist,  wird  in  Betreff  der  Anwendung  dieser  Gesetze  Nachstehendes  verfügt : 

Zu  Titel  I. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Die  Deutsche  Gewerbe-Ordnung  geht  davon  aus,  dass  die  Berechtigung 
zum  Gewerbe-Betriebe  grundsätzlich  keinen  andern,  als  den  von  ihr  ausdrücklich 
hervorgehobenen  Beschränkungen  unterworfen  sei.  Dabei  wurde  aber  nicht  beab- 
sichtigt, die  Gewerbetreibenden  von  der  Beachtung  derjenigen  Bestimmungen  zu 
entbinden,  welche  sich  ans  allgemeinen  polizeilichen,  tlieils  in  Gesetzen,  theils  in 
Verordnungen  und  Verfügungen  enthaltenen  Vorschriften  ergeben  und  die  für  Jeder- 
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mann,  er  mag  ein  Gewerbe  betreiben  oder  nicht,  Anwendung  finden.  Die  in  Würt- 
temberg bestehenden  allgemeinen  Vorschriften . insbesondere  der  Bau-,  Feuer-, 
Gesundheit*-,  Sicherheit*-  nnd  Sitten-Polizei  sind  daher  * bei  dem  Betriebe  eines 
Gewerbes  auch  ferner  zu  Ireachten.  Hieher  gehöreu  namentlich  von  den  Bestim- 
mungen der  Württembergischen  Gewerbe-Ordnung  vom  12.  Februar  18<i2: 

Art.  7,  betreffend  die  polizeiliche  Aufsicht  über  den  Betrieb  der  Gewerbe, 
soweit  diese  Vorschriften  durch  die  Deutsche  Gewerbe-Ordnung  nicht  abgeändert 
worden  sind; 

Art.  8,  betreflend  die  Aufsicht  auf  trilgliche  oder  gemeinschädliche  Berei- 
tungen ; 

Art.  9,  Abs.  I . betreffend  die  polizeiliche  Nfithigung  zur  Arbeit  nnd  zum 
Verkaufe.  *1 

Soweit  die  Bestimmungen  des  in  Württemberg  geltenden  Rechts  mit  der  Deut- 
schen Gewerbe-Ordnuug  nicht  vereinbar  sind,  verlieren  sie  vom  I.  Januar  1872  an 
ihre  Kraft. 

$.  2.  Die  'gewerbepolizeiliche  Bestimmung  des  Art.  2 des  Gesetzes. vom  12. 
Februar  1 802,  wonach  die  Ausübung  eines  Gewerbes  durch  die  Volljährigkeit  oder 
die  erlangte  Dispensation  von  der  Minderjährigkeit  bedingt  war,  ist  weggefallen. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  6. 

#.  8.  Hinsichtlich  der  Auswandcruugs  - Unternehmer  und  Auswamlernngs- 
Ageuten  verbleibt  es  bis  auf  Weiteres  bei  der  Verfügung  vom  II.  Jannar  IS7u 
(Reg. -Bl.  8.  134). 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  7. 

<$.  4.  Nachstehende  8portclsätze  kommen  vom  1.  Jannar  1872  an  ausser  An- 
wendung, weil  die  betreffenden  Gewerbe  von  F.rtheilnng  der  Konzession  nicht  mehr 
abhängig  sind  ; 

fttr  Antiquars-Gewerbe,  Billards,  Buehdrnckereien  und  Buchhandlungen,  ftlr 
Ausstellung  von  Kunstwerken  und  Seltenheiten,  soweit  solche  nicht  im  Uinher- 


*)  Die  angezogenen  Artikel  lauten  t'nlgenderniassen  : 

Art.  7.  In  den  Rinrichtungen  und  dem  Betriebe  eines  Gewerbes  ist  der  Unternehmer 
den  für  dasselbe  bestehenden  polizeilichen  Vorschriften  unterworfen,  namentlich ; 

a.  in  Betreff  der  Feuer-Polizei ; 

b in  solchen  Fällen,  welche  nach  den  allgemeinen  oder  besonderen  Verhältnissen  für  die 
Nachbarn  oder  für  das  Publikum  überhaupt  erhebliche  Benachtheiligungen  oder  Be- 
lästigungen herbeiführen  können ; 

c.  in  Betreff  gesundheitsschädlicher  Einrichtungen  in  den  Werkstätten ; 

d.  in  Betreff  uer  Anlegung  und  Veränderung  von  Wasserwerken  ; 

e.  in  Betreff  der  Aufsicht  über  die  Bereitung  der  unentbehrlichen  Bebens-  und  der  Arznei- 
mittel und  den  Verkehr  mit  denselben ; 

f.  in  Betreff  der  Aufsicht  über  Mass  und  Gewicht; 

g.  in  Betreff  der  obrigkeitlichen  Taxen  für  Brod,  Fleisch  uud  Arznei-Mittel,  wie  für 
Platzgefährte  und  Gepäckträger ; 

h.  in  Betreff  der  Beaufsichtigung  des  Trödelhandels. 

Art.  8.  Das  Verbot  trüglicher  oder  gemeinschädlicher  Bereitungen  und  die  Anstalten 
zu  ihrer  Verhinderung  sind  Gegenstände  der  Verordnung.  Zu  den  letzten  gehören  nament- 
lich die  Untersuchung  der  Werkstätten  und  Magazine,  aus  denen  entweder  erwiesener- 
massen  schädliche  Fabrikate  hervorgegangen  sind,  oder  gegen  die  ein  von  der  zuständigen 
Behörde  für  genügend  erkannter  Verdacht  einer  Üefänrdung  für  das  gemeine  Wesen 
vorliegt,  und  die  öffentliche  Bekanntmachung  derjenigen  Handwerker  und  Fabrikanleu, 
welche  sich  betriiglichcr  oder  gemeinschädlicher  Bereitungen  schuldig  machen. 

Art.  9.  ln  Nothfallen  und  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  ist  die  Polizei-Behörde 
befugt,  den  Gewerbtreibenden  zur  Arbeit  und  zum  Verkaufe  seiuer  Waaren  anzuhalleu 
und  den  Preis  dafür  vorbehaltlich  des  ordentlichen  Rechtsweges  vorläufig  zu  bestimmen. 


Digitized  by  Googl 


§§•5-7. 


Württemberg.  Verfügung  A.  vom  14  Dezember  IS71. 


239 


ziehen  stattfindet  (vergl.  unt.  Abs.  2).  Leih-Bibliotheken.  Steindruckereieu,  und 
für  den  Gewerbe-Betrieb  der  fremden  Zahnärzte. 

Vom  1.  Januar  1873  an  kommen  in  Wegfall: 
der  Sportelsatz  für  Schauspieler  und  für  Ausstellung  von  Kunstwerken  und 
Seltenheiten,  soweit  letztere  im  rtnherziehen  gezeigt  werden  'vgl.  oben  Abs.  I). 

Endlieh  ist  der  Kekognitions-Zins  für  Pottaschen-Siedereien  mit  I 11.  vom  1 . 
Januar  1873  an  nicht  mehr  zu  entrichten. 

OealSCbe  Gewerbe-Ordnung  t>  12,  Abs.  1. 

tf.  5.  Die  Ministerial-Verfdgnng  vom  31.  August  1853  Keg. -Blatt  S.  399) 
findet  künftig  nur  noch  Anwendungaufdiejenigen  Kenten-nnd  Lebens-Vereieherungs- 
Banken.  Hagel-  und  Vieh- Versicherungs-Anstalten,  welche  dem  (Reichs-)  Auslande 
mit  Ausnahmeder  Schweiz  (vgl.  Vertrag  vom  18.  März  1869,  Art.  2,  Keg. -Blatt 
S.  375)  angehören. 


Zu  Titel  II. 

Stehender  G e we rbe- Betri eb. 

Oeutsche  Gewerbe -Ordnung  §g  14j  und  IS. 

Die  in  §.  14  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  vorgeschriebene  Anzeige 
Uber  den  Beginn  jedes  selbständigen  Gewerbes  ist  an  den  Orts-Vorsteher  der  Gey 
meinde  zu  erstatten , in  welcher  das  Gewerbe  betrieben  wird.  Diese  Anzeige  ist 
auch  dann  erforderlich,  wenn  der  Betrieb  des  Gewerbes  einer  besonderen  Genehmi- 
gung bedarf  und  diese  bereits  ertheilt  ist. 

Nach  erhaltener  Anzeige  hat  die  Orts-Behorde  zu  untersuchen,  ob  der  Gewerbe- 
Betrieb  den  gesetzlichen  Anforderungen  entspricht.  Mangelt  dem  Gewerbetreibenden 
der  für  das  betreuende  Gewerbe  vorgeschriebene  Nachweis  der  erlangten  Befähigung 
(Gewerbe-Ordnung  §.  30,  Abs.  2,  §.  31),  Approbation  (§.  29).  Konzession  (§.  30, 
Abs.  1,  §.  34),  Erlaubnis«  (§§.  32,  33,  43).  Genehmigung  §.  34)  oder  Bestallung 
(§.  39)  oder  erscheint  mit  Rücksicht  auf  erfolgte  Bestrafung  sein  Gewerbe-Betrieb 
in  polizeilichem  Interesse  bedenklich  (§.  35)  oder  entspricht  sein  Gewerbe-Betrieb 
sonst  den  polizeilichen  Anforderungen  nicht  §.  37  , so  ist  derselbe  zu  untersagen. 
In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  es  zum  Betriebe  einer  vorherigen  Approbation, 
Konzession , Bestallung , Erlaubnis«  oder  Genehmigung  bedurft  hätte . kann  der 
unberechtigte  Gewerbe-Betrieb  im  Exekutionswege  verhindert  werden , falls  dies 
das  polizeiliche  Interesse  erfordert,  worüber  die  Entscheidung  des  Ober-Amts  einzu- 
holen ist. 

Kür  den  Empfang  der  Gewerbe-Anzeigen  ist,  soweit  kein  Anstand  obwaltet, 
sofort,  andernfalls  aber  innerhalb  dreier  Tage  zu  bescheinigen. 

Die  Gewerbe-Anzeigen  sind  in  einer  fortlaufenden  Uebersieht  zu  verzeichnen, 
zu  den  erforderlichen  Einträgen  in  die  Eisten  der  Aktiv-,  Bürger-  und  Wohnsteuer- 
Pflichtigen  (Verf.  vom  26.  April  1828,  Reg. -Bl.  8.  292)  zu  benützen  und  gehörig 
anfeube  wahren. 

Ueber  den  Beginn  des  Gewerbe-Betriebs  der  in  den  §§.  29  und  30  der  Deutschen 
Gewerbe -Ordnung  erwähnten  Personen  ist  dem  Ober- Amte  Anzeige  zu  machen, 
welches  die  Niederlassung  von  Aerzten  zur  Kenntniss  der  K.  Kreis-Regierung  zu 
bringen  hat. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  14,  Abs.  2. 

{§.  7.  Die  besonderen  Anmeldungen,  welche  ausserdem  der  §.  14.  Abs. 
2 für  die  Feuer-Versichernngs-Agenten  und  die  Unternehmer  von  Press- 
Gewerben  vorschreibt,  sind  an  die  Orts-Pulizeibehürde  des  Wohnorts  des  Ge- 
werbetreibenden zu  richten  und  von  dieser  dem  Ober-Amte  vorzulegen.  Letztere«  hat 
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die  l'ebernahmc  von  Haupt- Agenturen  für  die  Feuer- Versicherung  dem  K.  Ministe- 
rium des  Innern  anzuzeigen . 

Die  Bestimmungen  der  Art.  II  und  23  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1852  und 
die  hieher  bezüglichen  Vorschriften  der  Instruktion  vom  28.  Mai  1852  sind  aufge- 
hoben l§§,  2,  3,  4,  22,  29  und  31  Schlusssatz  . beziehungsweise  abgeändert  (§.  34). 
Die  Bestätigung  der  Agenten  (Haupt-Agenten  und  llnter-Agenten  Bezirks-Agen- 
ten findet  demnach  nicht  mehr  statt. 

Deutschs  Gewerbe-Ordauei  ».  16  28. 

j$.  8.  Hinsichtlich  der  Gewerbe-Anlagen,  welche  einer  besonderen  Genehmi- 
gung bedürfen,  wird  auf  die  Verfügung  vom  heutigen  Tage  Bezug  genommen. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  <).  30. 

9.  Zu  Erthcilung  der  Konzession  an  Unternehmer  von  Privat-Kranken-,. 
Privat-Entbindungs-  und  Privat-Irren- Anstalten  sind  die  Kreis- 
Regierungen  zuständig. 

Die  Prüfungs-Zeugnisse  für  Hebammen  werden  von  der  an  der  Landes- 
Hebammenschulr  bestellenden  Prüfungs-Kommission  ausgestellt. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  4.  31. 

*•  10.  Die  Bestimmung  des  Art.  11,  Ziff.  2 der  Gewerbe-Ordnung  vom  12. 
Februar  1862,  betreffend  die  Errichtung  von  So  h ifff  ah  rts- Oe  werben . ist  auf- 
gehoben. 

Im  Uebrigen  bleiben  die  Vorschriften  der  Neckar-Sehifffahrts-Ordmmg  vom 

1.  Juli  1842  'Reg. -Blatt  von  1843,  S.  1511  nebst  der  Verfügung  vom  7.  Oktober 
1858  (Reg.  -Blatt  S.  212),  der  Donau  -.Schifffahrtsakte  vom  7.  November  1857  und 
der  Zusatz-Bestimmung  vom  1.  März  1859,  sowie  dev  Schifffahrt#-  und  Hafen- 
Ordnung  für  den  Bodensee  vom  22.  September  1867  Reg. -Blatt  von  1868,  8.  38) 
in  Kraft. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  § 31. 

ty.  11.  Die  znm  Betriebe  des  Gewerbes  der  Schauspiel-Unternehmer 
erforderliche  Erlaubniss  wird  von  der  Kreis-Regierung  ertheiit. 

Bezüglich  der  wandernden  Schauspieler  vergl.  die  weiterem  Bestimmungen 
unten  §.25. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  $.  33. 

12.  Hinsichtlich  der  Wirthschafts-Gewerbe  treten  folgende  Aen- 
dernngen  ein : 

1 . Bier-Brauereien  und  Branntwein-Brennereien  ohne  Ausschank  bedürfen  in  Zu- 
kunft keiner  Konzession.  Dasselbe  gilt  von  den  Speise- VVirthschafte«  ohne  Aus- 
schank (Garküchen)  und  von  den  Kaffee- Wirthschaften  ohne  Ausschank  geistiger 
Getränke.  Bezüglich  dieser  Gewerbe  fallen  auch  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  3.  November  1855  über  die  Konzessions-Geldsansfttze  und  über  die  Ver- 
jährung der  Gewerbereehte  hinweg. 

2.  Der  Konzession  unterliegen  fernerhin  die  Gast-  und  Schankwirtlischaften.  Als 
Ausschank  ist  der  Getränke-Verkauf  in  Quantitäten  verstanden,  welohe  bei  dem 
Wein,  Obstmost  und  Bier  unter  2t»  Liter  und  beim  Branntwein  unter  2 Liter 
betragen. 

3.  Die  Erthcilung  der  Erianbniss  zn  diesen  Wirthschafts-Gewerben  kommt  den 
Oberämtern  zn.  Dieselben  habe*  eine  gemeinderlMihliehe  Aeusserung  darüber 
einzuholen,  ob  nicht  solche  Umstände  vorliegen,  unter  welchen  nach  §.  33, 
Ziff.  1 und  2 der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  die  Erlaubniss  zn  versagen  ist. 

Die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Gesuche  ist  nicht  mehr  erforderlich. 

Die  Erlaubniss  darf  nur  mit  persönlichem  Rechte  ertheiit  und  weder  auf 
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Zeit  beschränkt,  noch  anders  als  beim  Zutreffen  der  Bestimmungen  der  §§.  53 
und  1 43  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  zurUckgenommen  werden.  Bestehende 
dingliche  Berechtigungen  dürfen  nicht  auf  andere  Gebäude  übertragen  werden. 
(Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  10,  Abs.  2. 

4.  Die  Erlaubnis»  zum  Brauntweinsclianke  und  zum  Kleinhandel  mit  Branntwein 
bleibt,  soweit  es  sich  nicht  um  Gastwirtschaften  handelt,  auch  fernerhin  von 
dem  Nachweise  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig  Wo  das  Hecht  zum 
Brauntweinschankc  in  Verbindung  mit  dem  Ausschanke  amlerer  Getränke  ertheilt 
wnrde,  ist  der  Ausschank  von  Branntwein  unstatthaft,  wenn  der  Ausschank  der 
übrigen  Getränke  anfgegehnn  wird. 

5.  Was  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  3.  November  1855  in  Art.  9,  Ziff.  I 
bis  4 anbelangt,  so  bleibt  Ziff.  1 , betreffend  das  Ausschanksrecht  der  Wein- 
l'roduzenten,  auch  ferner  iu  Gültigkeit,  übrigens  mit  der  Aendernng.  dass  be- 
züglich der  Untersagung  des  Betriebs  statt  des  Art.  13  jenes  Gesetzes  der  <j. 
33,  Abs.  2 nebst  dem  §.  53  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  Platz  greift  (s. 
aueh  unten  Ziff.  10). 

Die  Ziffern  2 und  4 des  Art.  9 sind  als  aufgehoben  anzusehen,  vorbehältlich 
der  schon  erworbenen  Wirthsehaftsrechte  Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  10). 
Die  Ertheilung  der  Erlaulmiss  an  Apotheker  zum  Kleinverkaufe  von  Brannt- 
wein und  Liqueur  und  an  Zuckerbäcker  zum  Aussclianke  von  Liqueur  wird 
übrigens  von  dem  Nachweise  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  nicht  abhängig 
gemacht. 

Ziff.  3 des  Art.  9 des  Gesetzes  vom  3.  November  1855  bleibt  in  Kraft. 

Die  Orts-Behörden  können  den  Verkauf  geistiger  Getränke  zum  Genuss  auf 
der  Stelle  für  Jahrmärkte  gestatten.  (Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  67.) 

6.  Hinsichtlich  des  Umfangs  der  Gewerbe-Befugnisse  ist  bei  bestehenden  Wirth- 
scliafts-Bereehtiguugen  der  Inhalt  deB  Konzessions-Dekrets  entscheidend.  Bei 
Ertheilung  neuer  Konzessionen  ist  davon  auszugehen,  dass  den  Schankwirtheu 
die  Berechtigung  zum  Ausschank  bestimmter  Getränke  zu  ertheilen  ist , den 
Gastwirthen  aber  sämintlichc  Wirthschafts-Bcfiignisse  zukommen,  welche  bisher 
den  Sebildwirthen  zustanden. 

Das  Konzessionsgeld  für  die  Berechtigung  zur  Gastwirthschaft  beträgt  da- 
her 20  bis  120  fl.  — Kür  Schank wirthsehaften  sind  die  in  Art.  1 1,  Ziff.  5 des 
Gesetzes  vom  3.  Novemhrr  1855  enthaltenen  einzelnen  Sätze  massgebend. 

7.  Die  Befugnisse  zum  Wirtbschafts-Gewerbe  können  dnreh  Stellvertreter  ausgetibt 
werden  und  zwar  aueh  in  dem  Kalle,  wenn  nach  dem  Tode  eines  Gewerbetrei- 
benden minderjährige  Erben  vorhanden  sind.  Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §tj. 
45  und  46).  Dies  ist  jedoch  ebenso  wie  die  Ausübung  einer  dinglichen  Wirth- 
schafts-Berechtignug  durch  Andere,  als  den  Eigentümer,  von  der  Kognition  der 
Bezirks-Polizeibehörde  darüber  abhängig,  ob  im  Sinne  des  33,  Ziff.  1 der 
Deutschen  Gewerbe-Ordnung  kein  Hiudemiss  vorliogt. 

8.  Nach  5-  3 der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  ist  der  gleichzeitige  Betrieb  des 
Wirthschafts-Gcwerbes  in  mehreren  Betriebs-  und  Verkaufsstätten  zulässig.  Es 
darf  auch  die  Ausübung  eines  persönlichen  Hechts  in  ein  anderes,  als  das  ur- 
sprüngliche Lokal  verlegt  werden.  Jedes  Lokal,  in  welchem  ein  solcher  Betrieb 
stattflnden  soll,  muss  aber  den  polizeilichen  Anforderungen  im  Sinne  des  §.  33 
des  Gesetzes  genügen,  weshalb  vor  der  Benützung  desselben  die  oberamtliche 
Erlaubniss  nachzusuchen  ist.  Art.  5.  Abs.  1 und  2 desGesetzes  vom  3.  Novbr. 
1855  ist  hiunarh  abgeändert. 

9.  Art.  12,  lit.  b.  des  Gesetzes  vom  3.  November  1855,  betreffend  den  Verlust 
der  persönlichen  Wirtschafts-Berechtigungen  durch  Nichtgebrauch  ist  durch  §. 
49  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  abgeändert. 

Kelcbs’lieiteu«  m.  KrläateT.  Tit.  IU.  Bd.  S.  16 
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10.  Art.  13  des  Gesetzes  vom  3.  November  1 855  ist  durch  die  §§.  53  und  54  der 
Deutschen  Gewerbe-Ordnung  und  Art.  15  durch  die  §§.  147  und  151  der  letz- 
teren ersetzt. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  jj.  34. 

Jj.  13.  Hinsichtlich  des  Handels  mit  Giften  bleiben  die  bestehenden  Vor- 
schriften bis  anf  Weiteres  in  Geltung. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  35. 

Jj.  14.  ln  Betreff  der  Ertheilung  von  Tanz-,  Turn-  und  Schwiuim- 
l nterricbt  als  Gewerbe  und  des  Handels  mit  den  in  §.  35,  Abs.  2 erwähnten  Gegen- 
ständen, sowie  hinsichtlich  der  Pfandleiher  und  GeBinde-Vermiether  ist 
die  Orts-Polizeibehörde  die  zu  Entgegennahme  der  Anzeige  zuständige  Behörde. 
Die  Untersagung  des  Betriebs  kommt  in  erster  Instanz  den  Ober-Aemtern  zu. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  39. 

Jj.  15.  Hinsichtlich  der  Schornsteinfeger  hat  es  bei  der  Verfügung  vom 
27.  Mai  lSGb  (Keg. -lllutt  S.  203)  mit  den  in  §.  39  und  in  §.  77  der  Deutschen 
Gewerbe-Ordnung  enthaltenen  Modifikationen  sein  Bewenden. 

Zu  Aufhebung  oder  Veränderung  bestehender  Kehr-Bezirkc  sind  die  Kreis- 
Regierungen  befugt. 

Die  Aufstellung  der  Taxen  ftlr  Schornsteinfeger,  welchen  mehrere  Orte  zuge- 
wiesen sind  (Deutsche  Gewerbe-Ordnnng  §.  77) . kommt  den  Ober-Aemtern  nach  vor- 
gängiger Vernehmung  den  Amts- Versammlungen  zn. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  $.  40. 

Jj.  lt>.  Die  Einführung  des  durch  tj.  2 1 der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  vor- 
geschriebenen mündlichen  und  öffentlichen  Verfahrens  bleibt  nach  §.  2 des  Reichs- 
Gesctzes  vom  10.  November  d.  J.  (Keichs-Gesetz-Bl.  8.  392)  vorerst  ausgesetzt.  s) 

Der  nach  §.  20  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  an  die  nächstvorgesctzte  Be- 
hörde zulässige  Rekurs  ist  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  von  14  Tagen  bei  der- 
jenigen Behörde  ausznf Uhren,  welche  die  Entscheidung  eröffnet  hat. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  43. 

Jj.  11.  Für  die  Ausfertigung  eines  Legitimations-Scheins  einschliesslich  der 
Auslage  für  das  Formular  iiaben  die  Orts-Behörden  0 kr.  anzusprechen. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  § 44. 

Jj.  18.  Der  nach  §.  44  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  erforderliche  Legiti- 
mations-Schein zum  Atifsuchen  von  Bestellungen  und  zum  Aufkauf  von 
Waaren  wird  von  demjenigen  Ober- Amte  ausgestellt,  in  dessen  Bezirk  das  stehende 
Gewerbe  betrieben  wird. 

l'eber  die  ausgestellten  8eheine  ist  von  der  ausstellenden  Behörde  für  jedes 
Jahr  eine  Nachweisung  zn  führen,  welche  ausser  der  fortlaufenden  Nummer  des 
Scheins  den  Tag  der  Ausstellung,  den  Namen  und  Wohnort  des  Empfängers,  die 
Bezeichnung  der  Geschäftsherren  desselben  und  die  Beurkundung  über  die  Beiziehung 
zur  Gewerbe-8tener  enthält. ;l) 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  (j.  51. 

Jj.  19. 4)  Zu  Untersagung  der  ferneren  Benützung  gewerblicher  Aniagcu  sind 

*)  Vgl.  Jjj.  6 bis  8 der  (unter  D.  nachfolgendem  Verordnung  vom  19.  Juni  1873. 

3)  Vgl.  Minist. -Erlas*  vom  26.  Desbr.  1871,  betr.  die  Ausstellung  von  Legitimations- 
Scheinen. 

4j  Vgl.  die  F.rgänzung  durch  §.  5 der  (unter  D.  nachfolgenden)  Verordnung  vom  19. 
Juni  1973. 
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in  erster  Instanz  die  Kreis-Regierungen  nnd  in  zweiter  Instanz  das  Ministerium  des 
Innern  zuständig. 

Der  Antrag  auf  Einstellung  des  Betriebs  ist  an  das  Ober- Amt,  in  dessen  Bezirk 
die  beanstandete  Anlage  sieb  befindet,  zu  richten . Dasselbe  hat  sofort  eine  nähere 
Erörterung  der  Sache  einzuleiten,  um  festzustellen,  ob  und  in  welchem  Umfange 
durch  den  Betrieb  der  Anlage  Nachtheile  nnd  Gefahren  filr  das  Gemeinwohl  ent- 
stehen. Hiebei  ist  die  Behörde  an  die  Anträge  der  ßetheiligten  nicht  gebunden. 

Nach  dem  Abschlüsse  der  Erörterung,  welche  in  der  Kegel  in  einer  mündlichen 
Verhandlung  zu  geschehen  hat,  sind  die  Akten  mit  gutachtlicher  Aeusserung  des 
Ober-Amts  der  Kreis-Regierung  vorzulegen. 

Nachdem  die  Entscheidung,  durch  welche  die  fernere  Benützung  der  Anlage 
untersagt  wird,  rechtskräftig  geworden  ist,  kann  die  Einstellung  des  Betriebs  poli- 
zeilich erzwungen  werden. 

Deutsch«  Gewerbe-Ordnung  ij.  53. 

$.  20.  Hinsichtlich  der  Entziehung  der  Konzession  für  Unternehmer  von 
Privat-Kranken-,  Privat- Entbindung»-  und  Privat- Irren- Anstalten  (Deutsche  Ge- 
werbe-Ordnung §.  30) , der  Erlaubniss  für  Schauspiel-Unternehmer  'Deutsche  Ge- 
werbe-Ordnung (j.  32)  nnd  für  Wirthe  l§.  83),  sowie  der  besonderen  Genehmigung 
zum  Gifthandel  (§.  34)  sind  ebenso  wie  bei  der  Zurücknahme  der  Bestallungen  des 
t).  36  die  Kreis-Regiermigon  in  erster  Instanz  zuständig? 

Bezüglich  des  Verfahrens  und  des  Rekurses  vgl.  oben  §.  16.  5) 

$.  21.  Die  Bestimmungen  in  Art.  16  der  Gewerbe-Ordnung  vom  12.  Februar 
1662,  soweit  sie  sich  auf  Gewerbe  beziehen,  deren  Ausübung  auch  nach  der  Reichs- 
Üewerbe-Ordnnng  unbedingt  verboten  oder  der  Privat-lmlnstrie  ganz  oder  t heil  weise 
entzogen  bleibt,  sind  auch  ferner  anwendbar.  6) 


Zu  Titell  II. 

Gewerbe-Betrieb  im  Uur herziehen. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §t>  55—58. 

j $.  22.  Die  Ausstellung  des  Legitimations-Scheins  erfolgt  im  Falle  des  §.  58, 
Ziff.  1 und  2 durch  die  Orts-Behörde.  Der  in  ZiflT.  2 dieses  §.  erwähnte  Umkreis 
vom  Wohnorte  des  Gewerbetreibenden  wird  auf  2 Meilen  festgesetzt.  Für  die  Aus- 
fertigung der  Legitimations-Scheine  haben  die  Orts- Behörden  die  oben  (§.  17)  fest- 
gesetzte Gebühr  zu  beziehen. 

In  allen  oben  nicht  erwähnten  Fällen  wird  der  Legitimations-Schein  vom  Ober- 
Amt  des  Wohnorts  des  Gewerbetreibenden  gegen  die  gesetzliche  Sportel  ausge- 
stellt. 7) 

Bezüglich  der  dem  Deutschen  Reiche  nicht  ungehörigen  Gewerbetreibenden  ge- 
schieht die  Ausstellung  durch  dasjenige,. zu  Ansstellnng  von  Legitimations-Scheinen 
an  Ausländer  ermächtigte  Ober-Amt,  an  welches  sich  der  Ausländer  zuerst  wendet. 

$.  23.  Der  einen  Legitimations-Schein  nachsnchendc.  inländische  Gewerbe- 
treibende hat  dem  Ober- Amte  ein  gemeinderäthliches  Zeugniss  darüber  vorzulegen, 
dass  die  in  §.  57  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  erwähnten  Fälle,  in  welchen  ein 
Legitimations-Schein  versagt  werden  darf,  bei  ihm  nicht  zutreffen,  nnd  dass  Steuer 

6)  Vgl.  §.  8 der  .unter  1).  nachfolgenden)  Verordnung  von»  19  Juni  1873. 

8I  Der  gedachte  Art.  16  der  Gew.-O.  v.  12.  Febr.  18ii2  verweist  nur  auf  die  bestehen- 
den besonderen  Gesetze  und  Verordnungen 

7,  Vgl.  Min. -Erlass  vom  26.  Dezember  1871,  betreffend  die  Ausstellung  von  I.egiti- 
mationa-Scheinen. 

1U* 
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§§.  23—29. 


für  das  betreffende  Gewerbe  entrichtet  wird,  beziehungsweise  die  Anmeldung  zur 
Besteuerung  erfolgt  ist. 

Nach  Ablauf  des  je  filr  ein  Kalenderjahr  gütigen  Legitimations-Scheins  ge- 
nügt die  Beurkundung  der  Orts-Behörde,  dass  seit  der  früheren  gemeinderithlicheu 
Aeusserung  keine  Aenderung  in  den  Verhältnissen  des  Gewerbetreibenden  einge- 
treten ist.  Dieses  Zeugniss  ist  von  dem  Gemeinde-Rath  des  Orts  beizubringen,  in 
welchem  der  Gewerbetreibende  heimathbererktigt  ist,  oder  seit  längerer  Zeit  seinen 
Wohnsitz  hat. 

Bezüglich  der  dem  deutschen  Reiche  nicht  angehörigen  Gewerbetreibenden 
bleiben  die  Vorschriften  der  Ministerial-Verfögung  vom  12.  Juni  1865,  <j(j.  19  bis 
39  und  des  Zirkular-Erlasses  vom  1 1 . Februar  1 869  bis  auf  Weiteres  in  Kraft 
(Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  57). 

$.  24.  Wird  die  Ausstellung  eines  Legitimations-Scheins  von  der  Orts-Behörde 
verweigert,  so  ist  die  Vorschrift  des  §.  57,  Abs.  2 der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung 
zu  beachten.  Die  zweite  bistanz  bildet  in  diesem  Falle  das  Ober-Amt. 

Ist  letzteres  zur  Entscheidung  wegen  Ausstellung  eines  Legitimations-Scheins 
in  erster  Instanz  zuständig,  so  ist  ebenfalls  nach  §.  57,  Abs.  2 zu  verfahren.  Die 
Erledigung  von  Rekurs-Beschwerden  gegen  die  abweisenden  Verfügungen  der  Ober- 
Aemter  steht  den  Kreis-Regierungen  zu. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  § 59. 

$.  25.  Die  Legitimations-Scheine  für  die  in  §.  59  der  Deutschen  Gewerbe- 
ordnung aufgeführten  Gewerbetreibenden  werden  von  den  Über-Aemteru  je  für  ihre 
Bezirke  ausgefertigt.  Eine  Sporlei  ist  nur  bei  der  erstmaligen  Ausstellung  des 
Scheins  zu  entrichten,  nicht  aber  bei  der  Ausdehnung  desselben  auf  einen  anderen 
Bezirk. 

$.  26.  Auch  Uber  die  zum  Gewerbe-Betrieb  im  Utnherziehen  ausgefertigten 
Legitimations-Scheine  ist  die  oben  (§.  18)  verlangte  jährliche  Nachweisung  zu  fllhreD. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  $.  63 

27.  Für  den  hausirweisen  Verkauf  vou  Brod  und  Fleisch  innerhalb  des  in 
§.  22  dieser  Instruktion  erwähnten  Umkreises  wird  vorbchältlich  der  Bestimmungen 
der  Ministerial-Verfügung  vom  14.  März  1860,  Reg. -Blatt  S.  37,  betreffend  die 
Aufsicht  auf  den  Verkehr  mit  Fleisch,  das  Erforderniss  des  Legitimations-Scheins 
erlassen. 

§.  28.  An  den  bestehenden  Bestimmungen  über  die  Besteuerung  des  liauair- 
handels  ist  durch  das  Gesetz  Nichts  geändert  worden. 

Die  Bestimmung  des  Art.  51  der  Gewerbe-Ordnung  vom  12.  Februar  1862  ist 
als  polizeiliches  Verbot  weggefallen.  Auch  sind  die  beschränkenden  Bestimmungen 
des  Art.  53  nicht  mehr  gültig. 

Für  den  liausirhandel  im  Zoil-Grenz-Bezirke  gelten  die  Vorschriften  des  t>.  124 
des  Vereins-Zoll-Gesetzes  vom  10.  Juli  1869,  Reg.-Blatt  S.  268  und  der  Finanz- 
Ministerial- Verfügung  vom  24.  Dezember  1869,  Reg.-Blatt  S.  408  (vgl.  Ministerial- 
Verfügung  vom  31.  August  1833,  Reg.-Blatt  8.  242). 


Zu  Titel  IV. 

Marktverkeh  r. 

Deutsch«  Gewerbe-Ordnung  $4.  64 — 71. 

29.  Die  zu  Festsetzung  der  Zahl,  Zeit  und  Dauer  der  Messen,  Jahr-  und 
Wochenmärkte  zuständigen  Verwaltungs-Behörden  { Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §. 
65)  sind  die  Kreis-Regierungen,  welche  auch  zu  bestimmen  haben,  welche  Gegen- 
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stünde  etwa  ausnahmsweise  nach  Ortsgewohnhcit  und  Bedürfnis«  auf  Wochen- 
raärkten  verkauft  werden  dürfen  (<j.  OB).  Denselben  kommen  aueli  die  in  §.  70, 
Abs.  2 der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  vorgesehenen  Anordnungen  wegen  Erwei- 
terung des  Verkehrs  auf  solchen  Märkten’  zu,  welche  bei  besonderen  Gelegenheiten 
oder  für  bestimmte  Gattungen  von  Gegenständen  stattfinden. 

Im  Uebrigen  sind  die  Vorschriften  des  Ministerial- Erlasses  vom  1 1 . Februar 
1562.  betreffend  die  Erthoilung  von  Markt-Berechtigungen,  auch  künftig  zu  be- 
achten. 


Zu  Titel  V. 

Taxen. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §jj.  72—80. 

ft.  30.  Die  Orts-Polizeibehörden  derjenigen  Gemeinden,  in  welchen  noch  Brod- 
und  Fleischtaxen  bestehen,  haben  wegen  Aufhebung  derselben  Beschluss  zu  fassen 
'Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  72  . Die  Obcr-Aemter  haben  darüber  zu  wachen, 
dass  diese  Taxen  spätestens  bis  31.  Dezember  1872  in  Wegfall  kommen. 

Die  Bestimmungen,  welche  die  Metzger  vermöge  besonderer  Anordnungen  nach 
Aufhebung  der  Fleischtaxe  zu  beobachten  hatten,  sind  vorbehältlich  der  bestehenden 
gesundheitspolizeilichen  Vorschriften  iMinisterial- Verfügung  vom  14.  März  186«, 
Keg.-Blatt  8.  37),  nicht  mehr  gültig. 

Hinsichtlich  der  Taxen  für  Schornsteinfeger,  welchen  Bezirke  ausschliesslich 
zugewiesen  sind,  ist  oben  §.  15  das  Erforderliche  bestimmt. 

Zu  Titel  Vli. 

Gewerbe-Gehülfen , Gesellen,  Lehrlinge,  Fabrikarbeiter. 

Deutsch«  Gewerbe-Ordnung  §.  106. 

ft-  31.  Die  in  Abs.  I genannte  Behörde,  welche  darauf  zu  achten  bat,  dass 
bei  Beschäftigung  der  Lehrlinge  gebührende  Rücksicht  auf  Gesundheit  und  Sittlich- 
keit genommen  und  denjenigen  Lehrlingen,  welche  dos  Schul-  und  Religions-Unter- 
richts noch  bedürfen,  Zeit  dazu  gelassen  wird,  ist  die  Orts-Polizeibehörde. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §§.  128  u.  fl. 

ft.  32.  Die  Genehmigung  der  Privatschulen  im  Sinne  dos  §.  128,  Abs.  2 
kommt  den  Kreis- Regierungen  zu. 

Die  Vorschriften  in  den  S>§.  128  bis  133  haben  die  Orts-Behörden  den  Arbeit- 
gebern, welche  jugendliche  Arbeiter  beschäftigen,  sofort  zu  eröffnen,  mit  der  Auf- 
lage, die  in  §.  130  vorgeschriebene  Anzeige  bei  der  Orts-Polizeibehörde  binnen  Wer 
Wochen  zu  bewirken.  Binnen  der  gleichen  Frist  sind  etwaige  Gesuche  um  Frist- 
erstreckung für  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der  §(5.  128  und  129  von  der 
betreffenden  Fabrikanten  den  Ober-Aemtern  einzureichen,  welche  sie  durch  Vermitt- 
lung der  Kreis-Regierungen  dem  Ministerium  des  Innern  zur  Entscheidung  vorzn- 
legen  haben.  'Deutsche  Gewerbe-Ordnung  f.  133.) 

Die  Ober-Aemter  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die  Vorschrift  über  die  Arbeits- 
bücher der  jugendlichen  Fabrik-Arbeiter  binnen  drei  Monaten  vollzogen  wird. 

Für  die  Ausfertigung  des  Arbeitsbuchs,  bei  welcher  das  von  dem  Ministerium 
vorgeschriebene  Formular  einzuhalten  ist.  haben  die  Orts-Behörden  neben  der  Aus- 
lage für  das  Formular  eine  Gebühr  von  1 kr.  anzusprechen. 
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§§.33.  34  und  1—3. 


Zu  Titel  VIII. 

Gewerbliche  Hülfskassen. 

Dsutschc  Gewerbe-Ordnung  §§  140  und  141. 

$.  33.  Die  Bestimmungen  der  §§.  15  und  1!)  der  Gewerbc-Urduung  vom  12. 
Februar  I $02  bleiben  mit  der  in  §.  III,  Abs.  2 der  deutschen  Gewerbe-Ordnung 
vom  21.  Juni  18011  gegebenen  Modifikation  bis  zu  Erlassung  eiues  Reichs-Gesetzes 
in  Kraft. 


Zu  Titel  IX. 

Orts-Statuten. 

Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §§.  142. 

$.  34.  Die  Orts-Statnten  werden  nach  Anhörung  bethciligter  Gewerbetreiben- 
der vom  Gemcinderath,  in  zusammengesetzten  Gemeinden  vom  (iesammt-Gemeinde- 
Rath  abgefasst. 

Sie  unterliegen  der  Genehmigung  der  K.  Kreis-Regierung. 

Stuttgart,  den  14.  Dezember  1871. 

B.  Verfügung,  betreffend  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Anlagen, 
welche  einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen. 

Zur  Vollziehung  der  in  §§.  10  bis  28  der  Deutsehen  Gewerbe-Ordnung  vom  2 1 . 
Juni  1869  enthaltenen  Kcstiinmungeu  bezüglich  derjenigen  Anlagen,  welche  einer 
besonderen  Genehmigung  bedürfen,  wird  hiermit  Nachstehendes  verfügt : 

Zu  §.  16  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung. 

tj.  I.  Zur  Genehmigung  der  in  §.  16  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnnng  er- 
wähnten Anlagen  bleiben  bis  auf  Weiteres  in  erster  Instanz  die  Kreis-Regierungen 
und  in  zweiter  Instanz  das  Ministerium  des  Innern  zuständig. 

Zu  §.  17  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung. 

j$.  2.  Der  Antrag  auf  Krtheilung  der  erforderlichen  Genehmigung  ist  bei  dem 
Oberamt,  in  dessen  Bezirk  die  betreffende  Anlage  errichtet  werden  soll,  anzubringen. 

Aus  dem  Antrag  muss  der  vollständige  Name,  der  Stand  und  Wohnort  des 
Unternehmers  ersichtlich  sein. 

Demselben  sind  eine  Beschreibung,  eine  Situations-Zeichnung  und  der  Bauplan 
der  Anlage  in  doppelter,  vollständig  übereinstimmender  Ausfertigung  beizufügen. 

Trifft  mit  dem  Antrag  ein  Baugcsuch  zusammen,  so  ist  darüber  unter  Beach- 
tung der  iiiefür  geltenden  Vorsebriflen  gleichfalls  von  dem  Oberamt  zn  verhandeln. 

§.  3.  Aus  den  nach  §.  2,  Abs.  3 erforderlichen  Vorlagen  muss  hervorgehen  : 

a.  die  Grösse  des  Grundstücks,  auf  welchem  die  Betriebsstättc  errichtet  werden 
soll,  die  Bezeichnung,  welche  dasselbe  im  Güterbuch  beziehungsweise  im  Primär- 
Kataster  führt,  und  der  etwaige  besondere  Name  ; 

b.  die  gleichmässige  Bezeichnung  der  Grundstücke,  welche  das  zu  a.  erwähnte 
Grundstück  umgeben  nnd  die  Namen  der  Eigenthümer ; 

e.  die  Entfernung,  in  welcher  die  zum  Betrieb  bestimmten  Gebäude  oder  Einrich- 
tungen von  den  Grenzen  der  benachbarten  Grundstücke  und  den  darauf  befind- 
lichen Gebäuden,  sowie  von  den  nächsten  öffentlichen  Wegen  zu  liegen  kommen 
sollen ; 

d.  die  Höhe  und  Bauart  der  benachbarten  Gebäude,  sofern  zur  Betriebsstätte 
Feuerungs-Anlagen  geboren; 
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e.  die  Lage.  Ausdehnung  uud  Bauart  der  Bctriebsatättc,  die  Bestimmung  der  ein- 
zelnen Räume  und  deren  Einrichtung,  soweit  dieselbe  nicht  beweglich  ist ; 

f.  der  Gegenstand  der  Fabrikation,  soweit  diese  innerhalb  der  Betriebastätte  er- 
folgt, die  ungefähre  Ausdehnung,  sowie  die  Art  und  der  Gang  des  Betriebs,  bei 
chemischen  Fabriken  insbesondere  die  genaue  Bezeichnung  des  Fabrikat«  und 
des  Hergangs  seiner  Gewinnung. 

4.  Bei  Stau-Aniagen  für  Wassertriebwerke  ist  «ine  Zeichnung  der  ge- 
summten Stau- Vorrichtungen  einschliesslich  der  Gerinne  und  Wasserräder  beizu- 
bringen. Ausserdem  ist  ein  Nivellement  erforderlich,  in  welchem 

a.  das  Längenprofil  des  zum  Betrieb  bestimmten  Wasserlaufs  und  des  Mutter- 
bachs, sowie 

b.  eine  Anzahl  von  Querprofilen  von  beiden  dargestellt  sein  muss, 

und  welches  soweit  auszudehnen  ist,  als  die  Wirkungen  der  anzulegenden  Stau- 
Werke  reichen.  Die  Profile  sind  auf  eine  und  dieselbe  Horizontale  zu  beziehen  ; die 
letztere  ist  an  einem  unverrückbaren  Festpunkt  anzuschliessen. 

Es  bedarf  ferner  der  Angabe  über  die  Höhe  des  gewöhnlichen,  des  niedrigsten 
und  des  höchsten  Wasserstandes  und  Uber  die  Wassermengen,  welche  der  Wasser- 
lanf  in  der  Regel  führt,  sowie  der  Ermittelung,  welche  Stau-Werke  ober-  nnd  unter- 
halb der  projektirten  Anlage  zunächst  derselben  sich  befinden. 

In  demBituations-Plane  sind  die  Grundstücke,  welche  an  den  Wasseriauf  stossen, 
soweit  der  Rück-Stau  reicht,  mit  der  Nummer,  welche  sie  im  Primär-Kataster  führen, 
und  mit  dem  Namen  des  Eigenthümcrs  zu  bezeichnen. 

5.  Für  die  erforderlichen  Zeichnnugen  ist  dauerhaftes,  festes  Material  zu 
verwenden  und  ein  Massstab  zu  wählen,  welcher  eine  deutliche  Anschauung  gewährt ; 
der  Massstab  ist  stets  auf  die  Zeichnungen  einzutragen. 

Nivellements  und  die  dazu  gehörigen  Situations-Pläne  für  Stau-Anlagen  ein- 
schliesslich der  Zeichnungen  der  Gerinne  und  Wasserräder  (§.  4)  sind  von  solchen 
Technikern  anzufertigeu,  welche  die  nach  der  Königlichen  Verordnung  vom  28. 
November  1856  (Reg. -Blatt  S.  333)  erforderliche  Befähigung  besitzen.  Sonstige 
Situations-Zeichnungen  können  auch  von  anderen  Technikern,  welche  eine  höhere 
Staatsprüfung  im  Baufach  (Königliche  Verordnung  vom  22.  August  1843,  §§.  10 
und  15,  Reg. -Blatt  S.  645  f.)  mit  Erfolg  erstanden  haben,  sowie  von  beeidigten 
Feldmessern  angefertigt,  alle  übrigen  Zeichnungen  aber  von  den  mit  der  Ausfüh- 
rung der  betreffenden  Anlagen  betrauten  Technikern  und  Werkmeistern  aufgenom- 
men  werden. 

Beschreibungen.  Zeichnungen  und  Nivellements  sind  von  demjenigen,  welcher 
sie  gefertigt  hat,  und  von  dem  Unternehmer  unter  Angabe  des  Datums  zu  unter- 
zeichnen. 

6.  Das  Oberamt,  bei  welchem  der  Antrag  eingereicht  wird,  hat.  nötigen- 
falls unter  Zuziehung  geeigneter  Sachverständiger,  zu  prüfen,  oh  gegen  die  Voll- 
ständigkeit der  Vorlage  etwas  zu  erinnern  ist.  Finden  sieh  Mängel,  so  ist  der  Unter- 
nehmer zur  Ergänzung  auf  kürzestem  Weg  zu  veranlassen. 

7.  Hierauf  erfolgt  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  betreffende  Anlage  sich 
sogleich  als  unzulässig  darstellt  oder  nicht,  die  Bekanntmachung  des  Unternehmens 
durch  das  Oberamt,  bei  welchem  der  Antrag  eingereicht  ist.  Sie  muss  enthalten  : 

a.  Namen . Stand  und  Wohnort  des  Unternehmers,  den  Gegenstand  des  Unter- 
nehmens und  die  Bezeichnung  des  Grundstücks,  auf  welchem  dasselbe  ausgeführt 
worden  soll, 

b.  die  Aufforderung,  etwaige  Einwendungen  binnen  14  Tagen  bei  der  Behörde, 
welche  die  Bekanntmachung  erlässt,  anzubringen : 
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c.  die  Verwarnung,  dass  nach  Ablauf  der  Frist  Einwendungen  in  dem  Verfahren 
nicht  mehr  angebracht  werden  können  ; 

d.  den  Hinweis,  dass  und  wo  die  Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Pläne  zur 
Einsicht  aufgelegt  sind. 

8.  Von  dem  die  Bekanntmachung  enthaltenden  Anzeige-Blatt  ist  ein  Exem- 
plar den  Akten  beizulegen. 

Soll  die  Anlage  in  der  Nähe  einer  öffentlichen  8trasse,  eines  Waldes  oder  einer 
Eisenbahn  errichtet  werden,  so  ist  auch  der  Strassenbau-Lnspektion,  dem  Forst-Amt, 
oder  dem  Eisenbahn-Banamt  beziehungsweise  dem  Betriebs-Bauamt  je  ein  Exemplar 
des  betreffenden  Anzeige-Blattes  zur  etwaigen  Acusserung  mitzutheilen. 

Weiter  hat  das  Oberamt  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  von  den  Vorlagen  bis  zum 
Ablauf  der  anberaumten  Frist  innerhalb  der  Dienststunden  an  geeigneter  8telle  Ein- 
sicht genommen  werden  kann. 

Zu  §§.  18  und  t9  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung. 

$.  9.  Nach  Ablauf  des  anberaumten  Termins  hat  das  Oberamt  den  Gemeinde- 
Kath  des  Orts,  wo  die  Anlage  errichtet  werden  soll,  zu  vernehmen,  soweit  erforder- 
lich sachverständige  Gutachten  oinzuholen  und  Alles  zu  erheben,  was  für  die  Ent- 
scheidung von  Bedeutung  ist. 

Mit  der  technischen  Behandlung  von  Anträgen  in  Betreff  der  Errichtung  von 
Stau-Anlagen  für  Wassertriebwerke  dürfen  nur  solche  Sachverständige  betraut 
werden,  welche  die  nach  der  Königlichen  Verordnung  vom  28.  November  1856 
erforderliche  Befähigung  besitzen. 

§.  10.  Einwendungen  gegen  das  Unternehmen  können  bei  dem  Oberamt  schrift- 
lich eingereicht  oder  zu  Protokoll  erklärt  werden. 

Werden  solche  vorgebracht,  so  hat  das  Oberamt  hierüber  mündliche  Verhand- 
lung cinzuleiten  und  hiezu  sowohl  den  Unternehmer  als  die  Widersprechenden  vor- 
laden. Die  Verhandlung  ist,  soweit  erforderlich,  am  betreffenden  Ort  vorzunehmen 
und  mit  Augenschein  zu  verbinden. 

Ob  sie  von  dem  Ober-Amtmann  beziehungsweise  Oberamts-Aktuar  zu  leiten, 
oder  aber  damit  der  betreffende  Techniker  zu  beauftragen  sei,  hat  das  Oberamt  nach 
den  besonderen  Umständen  des  Falls  zu  erwägen. 

Jedenfalls  haben  im  Fall  der  Vornahme  der  Verhandlung  im  Ort  des  Unter- 
nehmens 2 Mitglieder  der  Ortsbauschau  als  Urkunds-Personen  anzuwohnen,  und  ist 
das  Ergebniss  in  ein  von  diesen , wie  von  den  Betheiligten  zu  unterzeichnendes 
Protokoll  vollständig  niederzulegen. 

11.  Beider  Verhandlung  der  Sache  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  die  er- 
hobenen Einwendungen  anf  gütlichem  Wege  zu  beseitigen.  Kommt  eine  gütliche 
Einigung  nicht  zu  Stande,  so  sind  privatrechtliche  Einwendungen,  soweit  sie  auf 
besonderen  privatrechtlichen  Titeln  (wie  Vertrag,  letztwillige  Verfügung)  beruhen, 
auf  den  Rechtsweg  zu  verweisen.  Andere  Einwendungen  sind  dagegen  mit  den 
Parteien  unter  dem  Anfügen  zu  erörtern,  dass  dadurch  die  Verfolgung  derselben, 
soweit  sie  privatrechtlicher  Natur  sind,  auf  dem  Rechtsweg  nach  Massgahe  der  ge- 
setzlichen Vorschriften  nicht  ausgeschlossen  sei. 

Sind  mehrere  Widersprechende  vorhanden , welche  ein  gleichartiges  Interesse 
haben,  so  ist  zur  Vereinfachung  dos  Verfahrens  darauf  hinzuwirken , dass  sie  einen 
gemeinschaftlichen  Bevollmächtigten  bestellen,  welcher  sie  bei  den  weiteren  Ver- 
handlungen zu  vertreten  hat. 

Liegt  zur  Zeit  der  Vornahme  der  Verhandlung  schon  ein  technisches  Gutachten 
vor,  so  ist  solches  den  Betheiligten  zu  eröffnen  und  sind  sie  zur  Erklärung  über  den 
Inhalt  desselben  zu  veranlassen. 
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#.  12.  Nach  geschlossener  Vrrhandlunjr  werden  die  Akten  von  dem  Ober- 
Ami  mit  einer  Aenssemng  über  die  Zulässigkeit  der  Anlage  und  die  etwa  erhobenen 
Einwendungen  der  Kreis-Regierung  zur  Entscheidung  vorgelegt. 

§.  13.  Wenn  der  Unternehmer  auch  ein  Ilochbangesnch  eingereieht  hat  tj.  2, 
Abs.  I , so  hat  die  Kreis-Regierung  über  beide  Gegenstände  /.u  entscheiden.  Da- 
bei darf  jedoch  das  Erkenntnis»  über  die  Hochbauten  dadurch  , dass  über  den  Be- 
trieb an  sieh  noch  nicht  entschieden  werden  kann,  nur  in  solchen  Fällen  aufgehalten 
werden,  in  welchen  wegen  des  zwischen  beiden  Gegenständen  bestehenden  inneren 
Zusammenhangs  eine  abgesonderte  Erledigung  sieb  als  unzulässig  darstellt. 

$■  U.  Wird  die  Anlage  nach  dem  Antrag  des  Unternehmers  ohne  Bedingungen 
oder  Einschränkungen  genehmigt , so  fertigt  die  Kreis-Regierung  alsbald  die  Oc- 
nehmigungs-Urkunde  §.  18)  aus. 

Abs.  2 ist  aufgehoben  durch  §.  2 der  Verordnung  vom  Ul.  Juni  1872;  s. 
D.  unten. 

Zu  $ 20  dar  Deutschen  Gewerbe-Ordnung. 

«.  15.  Wer  von  dem  Rekursrecht  Gebrauch  machen  will  , hat  der  Behörde, 
welche  die  Entscheidung  der  Kreis-Regierung  eröffnet  hat.  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Frist  von  1 1 Tagen  eine  schriftliche  Ausführung  seiner  Beschwerde  zu  über- 
geben oder  zu  Protokoll  zu  erklären , dass  er  Bich  zu  Begründung  seines  Rekurses 
lediglich  auf  die  bisherigen  Verhandlungen  berufe. 

Neue  Einwendungen  sind  im  Rekurs-Verfahren  unzulässig. 

Wird  der  Rekurs  schriftlich  aiisgeführt.  so  sind  der  Besehwerdeschrift  die  zur 
Mittheilung  an  die  Gegenpartei  erforderlichen  weiteren  Exemplare  anzuschliessen. 

ln  Ermangelung  der  letzteren  wird  die  Anfertigung  dos  Fehlenden  auf  Kosten 
des  Rekurrenten  angeordnet. 

8-  16-  Die  protokollarische  Erklärung  des  Rekurrenten  beziehungsweise  ein 
Exemplar  der  Rekurs-Schrift  wird  von  dem  Oberamt  der  Gegenpartei  zur  Beant- 
wortung binnen  einer  1 Itägigen  Frist  mit  dem  Bemerken  zugestellt,  dass  nach  Ab- 
lauf der  Frist  eine  Erklärung  auf  die  Rekurs- Ausführung  nicht  mehr  werde  ange- 
nommen werden. 

$.  17.  Nach  Ablauf  der  der  Gegenpartei  anberaumten  Frist  sendet  das  Ober- 
amt die  Verhandlungen  wieder  an  die  Kreis-Regierung  ein , welche  dieselben  mit 
ihrer  gutächtlichen  Aeusserung  dem  Ministerium  des  Innern  zur  Entscheidung 
vorlegt. 

Der  Rekurs-Bescheid  wird  der  Kreis-Regierung  zugefertigt  und  sofort  in  be- 
glaubigter Abschrift  dem  Unternehmer  und  denjenigen  Gegnern,  welche  an  dem  Re- 
kurs-Verfahren Theil  genommen  haben,  durch  das  Oberamt  zngestellt. 

j$.  18.  Sind  gegen  eine  Anlage  Einwendungen  nicht  erhoben  und  soll  die  Ge- 
nehmigung ohne  weitere  Bedingungen  und  Einschränkungen  nach  dem  Antrag  des 
Untornehmers  crtheilt  werden , so  wird  hierüber  alsbald  von  der  Kreis-Regierung 
eine  Urkunde  ausgestellt  (vergl.  §.  11.. 

In  allen  anderen  Fällen  erfolgt  die  Ausfertigung  der  Genehmigungs-Urkunde 
nach  Abschluss  des  Verfahrens , sobald  die  Entscheidung  der  Kreis-Regiemng  rechts- 
kräftig geworden  oder  der  Rekurs- Bescheid  ergangen  ist. 

In  der  Urkunde  sind  sämmtliche  Bedingungen,  unter  welchen  die  Anlage  ge- 
nehmigt worden  ist.  anfznführen  und  die  von  dem  Unternehmer  eingereichten,  dem 
Verfahren  zu  Grund  gelegten  Beschreibungen . Zeichnungen  und  Pläne  ausführlich 
zu  bezeichnen  . auch  in  Einer  Ausfertigung  . soweit  thunlich  . damit  zn  verbinden. 
Auf  Karten  und  Zeichnungen,  welche  in  dieser  Art  mit  der  Urkunde  nicht  verbun- 
den werden  können,  ist  die  Zugehörigkeit  zu  derselben  vorzumerken. 
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Die  Genehmigungs-Urkunde  ist  in  doppelter  Ausfertigung  mit  den  Verhand- 
lungen dem  Oberamt  zu  Übersenden . welches  sofort  ein  Exemplar  der  Urkunde 
nebst  Beilagen  dem  Unternehmer  zustellt. 

Vor  Ertheilung  der  Genehmigungs-Urkunde  ist  die  Ausführung  der  Anlage 
nicht  gestattet  (vergl.  übrigens  §.  13  . 

$.  19.  Nach  Ausführung  der  Anlage  hat  der  Inhaber  bei  dem  Oberamt  An- 
zeige zn  machen,  welches  sofort  eine  technische  Untersuchung  darüber  anzuordnen 
hat . ob  die  Ausführung  dem  I'lane  und  den  polizeilichen  Vorschriften  gemäss  er- 
folgt sei. 

Nach  Umständen  kann  auch  eine  technische  Ueberwachuug  im  Laufe  der  Her- 
stellung der  Einrichtung  augeordnet  werden  , wie  dies  bei  dem  Hochbauwesen  ein- 
geführt ist. 

Zu  J.  21  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung. 

20.  Ist  aufgehoben  und  ersetzt  durch  die  unten  mitgctheilten  Vorschriften 
des  tj.  3,  Verordn,  v.  19.  Juni  1873.) 

Zu  $.  24  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung. 

$.  21.  Die  allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von 
Dampfkesseln . welche  der  Bundesrath  erlassen  hat , enthält  die  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  29.  Mai  1871  'Reichs-Gesetzblatt  S.  122  ff.). 

{$.  22.  Hinsichtlich  der  Beschaffenheit  der  zur  Aufstellung  von  Dampfkesseln 
bestimmten  Räume  und  des  Feuerwerks  bleiben  bis  auf  Weiteres  auch  nachfolgende 
BestimmungendcrMinisterial-VerfUgungvoml.  April  1857  (Reg.- 
Blatt  8.  15  ff.)  mit  den  durch  anderweitige  neue  Vorschriften  gebotenen  Aenderun- 
gen  in  Kraft,  und  zwar : 

88-  13  und  14.  Insoweit  Dampfkessel  in  oder  unter  Räumen , in  welchen 
sich  Menschen  aafzuhalten  pflegen,  überhaupt  aufgestellt  werden  dürfen,  muss 
der  Raum,  in  welchem  der  Kessel  sich  befindet,  eine  hinlänglich  grosse  Grund- 
fläche und  Hübe  besitzen  und  gehörig  beleuchtet  sein,  um  die  Vorschriften  über 
Bedienung  und  Heaufsiclitung  in  Ausführung  bringen  zu  können.  Sollten  mehrere 
gleichzeitig  in  Betrieb  befindliche  Dampfkessel  in  einem  solchen  Raum  aufge- 
stellt werden,  so  darf  die  Summe  der  aus  Heizfläche  in  Quadratmetern  und  aus 
Dampfüberdruck  in  Atmosphären  gebildeten  Produkte  die  Zahl  20  nicht  über- 
steigen. 

g.  15.  Für  Dampfkessel  von  5 Quadratmeter  Heizfläche  und  darüber  kann, 
weun  ihre  Entfernung  von  fremden  Wohngebäuden,  Bauplätzen  und  öffentlichen 
Wegen  weniger  als  5S/|  Meter  beträgt , die  Abscheidung  von  diesen  Gebäuden, 
Bauplätzen  und  Wegen  durch  eine  mindestens  72  Zentimeter  dicke  Mauer 
(Schutzmauer  vorgeschrieben  werdon.  welcher  Mauer  eine  Höhe  von  wenigstens 
Sü  Zentimeter  über  den  höchsten  Dampfraum  des  Kessels  und  eine  dem  Kessel- 
gemäuer mindestens  gleiche  Länge  zn  geben  ist. 

Solche  Schutzmauern  dürfen  keinerlei  Hoffnungen  erhalten. 

Wird  indessen  der  Dampfkessel  so  tief  in  das  natürliche  Terrain  eingesetzt, 
dass  der  höchste  Theil  des  Dampfraums  vom  Kessel  sich  noch  8ti  Zentimeter 
unter  der  Oberfläche  des  Terrains  befindet,  so  kann  die  Führung  einer  Schntz- 
mauer  keinesfalls  verlangt  werden. 

g.  17.  Die  Aufstellung  von  Dampfkesseln  im  Freien  zu  vorübergehenden 
Zwecken , z.  B.  zum  Betrieb  eines  Hoch-  oder  Wasser-  oder  Bergbaues  kann 
zugelassen  worden,  wenn  die  zum  Schutze  der  Nachbarschaft  im  einzelnen  Falle 
noth wendigen  Vorkehrungen  getroffen  werden. 


Zu  <S.  22.  $.  23. 
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{}.  19.  Dampfkessel  überhaupt  ilftrfen  unter  keinen  entständen  mit  schweren 
und  eingemauerte  Kessel  auch  nicht  mit  fenerfangenden  Materialien  bedeckt 
werden. 

g.  20.  Die  Feuerung  von  Dampfkesseln  ist  in  der  Art  anzulegen  , dass  der 
Rauch  möglichst  vollkommen  verzehrt  wird. 

§.  21.  Die  Umfassung-; -Wandungen  de«  Raumes,  iu  welchem  ein  Kessel 
aufgestellt  wird,  sind,  insoweit  sie  weniger  als  1Ö  Zentimeter  von  dem  Kessel- 
gemäuer und  weniger  als  1,72  Meter  in  irgend  einer  Richtung  hin  von  der  Seltür- 
öffnung  entfernt  stehen,  auf  Stockhöhe  von  Stein  mindestens  15  Zentimeter  dick 
herzustellen. 

Oberhalb  der  Schüröffnung  ist  Holzwerk  bis  auf  1,72  Meter  Entfernung  ein- 
schliesslich unzulässig. 

Der  Roden  darf  auf  die  gleiche  Entfernung  von  dem  Kesselgemäuer  oder 
dem  Kessel  nicht  aus  Holz  bestehen. 

Wo  indessen  im  einzelnen  Falle  nach  den  allgemeinen  bau-  und  feuerpoli- 
zeilichen Vorschriften  hinsichtlich  der  Feuersicherheit  strengere  Anforderungen 
zu  machen  sind,  kommen  diese  Vorschriften  zur  Anwendung. 

g.  22.  Zur  Abführung  des  Hauchs  aus  feststehenden  Dampfkesseln  ist  ein 
Kamin  von  Steinen  oder  Eisen  herzustelleu. 

Die  Weite  des  Kamins  richtet  sieh  nach  der  Stärke  der  Feuerung  . darf  je- 
doch nicht  geringer  sein , als  die  fllr  gewöhnliche  Kamine  bestehenden  Vor- 
schriften festsetzen. 

Die  Höhe  des  Kamins  ist  unter  Berücksichtigung  der  benachbarten  Gebäude 
im  einzelnen  Falle  zu  bestimmen. 

Beträgt  die  Entfernung  der  benachbarten  Gebäude,  vorn  Kamine  zum  Dach- 
first gemessen,  nicht  mehr  als  17.25  Meter,  so  muss  jedenfalls  die  Ausmündung 
des  Kamins  den  Dachfirst  des  höchsten  benachbarten  Gebäudes  um  mindestens 
1,5  Meter  überragen.  Notlügen  falls  kann  auch  bei  grösserer  Entfernung  der 
Nachbargebäude  diese  Vorsclirift  ertkeilt  oder  überhaupt  grössere  Höhe  bestimmt 
werden. 

Auch  kann  schon  bei  der  ersten  Anlage  des  Kamins  vorgeschrieben  werden, 
dass  die  Fundamente  und  das  Gemäuer  in  der  Art  angelegt  werden , dass  eine 
Erhöhung  des  Kamins  noch  später  ausgeftthrt  werden  kann . wenn  und  sobald 
es  von  der  zuständigen  Polizei-Stelle  angeordnet  wird. 

Eiserne  Kamine  sind  innerhalb  des  Gebäudes  oder  in  der  Nähe  brennbarer 
Gegenstände  mit  einem  mindestens  10  Zentimeter  dicken  Steingemäuer  zu  um- 
geben. welches  durch  eine  Luftschichte  von  nicht  weniger  als  B Zentimeter  von 
der  Wand  des  eisernen  Kamins  getrennt  ist. 

In  allen  Fällen  muss  alles  Holzvfork  oder  was  sonst  brennbar  ist,  mindestens 
HO  Zentimeter  von  der  äusseren  Seite  des  Kamins  entfernt  sein , ausserdem 
nötigenfalls  durch  Stein-  oder  Blech- Bekleidung  gesichert  werden. 

$.  23.  Erscheint  die  Herstellung  eines  feststehenden  Dampfkessels  in  der 
von  dem  Unternehmer  beantragten  Weise  mit  Gefahren  verbunden,  welchen  nur 
durch  besondere  in  gegenwärtiger  Vcrftignng  nicht  vorgesehene  Massregeln  vor- 
gebeugt werden  kann,  so  ist  die  Anlage  von  hesondern  die  Gefahrlosigkeit  ver- 
bürgenden Bedingungen  abhängig  zu  machen. 

23.  Bezüglich  der  Aufstellung  von  beweglichen  Dampfkesseln  für  vorüber- 
gehende Zwecke  gelten  folgende  weitere  Bestimmungen  : 

1 . Bei  Benützung  von  Lokomobilen  sind  in  allen  Fällen  die  geeigneten  Vorkehrun- 
gen zu  thunlicbster  Verhütung  von  Feuersgefabr  zu  treffen,  insbesondere  ist 
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ausreichendes  Wasser  in  Bereitschaft  zu  halten . um  einen  entstehenden  Brand 
sofort  löschen  zu  können. 

2.  In  .Scheuem,  Ställen  oder  sonstigen  Gebäuden,  in  welchen  leicht  entzündliche 
Gegenstände  gelagert  sind , dürfen  Lokomobile  nicht  in  Betrieb  genommen  und 
nach  Beendigung  des  Gebrauchs  vor  eingetreteuor  Verkühlung  nicht  aufbewahrt 
werden. 

3.  Im  Freien  ist  die  Aufstellung  und  Benützung  von  Lokomobilen  nur  dann  zu- 
lässig, wenn  sie  mit  einem  zweckentsprechenden  Funkenfänger  versehen  sind 
und  der  Ort  der  Aufstellung  von  Gebäuden  wenigstens  6 Meter  und  von  leicht 
entzündlichen  Gegenständen,  Waldungen  oder  öffentlichen  Strassen  und  Wegen 
soweit  entfernt  ist,  dass  eine  Gefahr  für  die  Nachbarschaft  nicht  zu  befürch- 
ten ist. 

I . Den  Orts-Polizeibehördon  liegt  ob,  über  die  gehörige  Einhaltung  dieser  Bestim- 
mungen zu  wachen,  und  nach  Umständen  die  zur  Vermeidung  von  Gefahr  etwa 
weiter  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen. 

*-  24.  Zu  den  in  §.  18  der  allgemeinen  Bestimmungen  vom  29.  Mai  1S71  bc- 
zeichneten  Kessel-Konstruktionen  ist  die  in  §.  21  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung 
vorgeschricbcne  Genehmigung  nicht  erforderlich.  Ihre  Anlage  und  ihr  Betrieb  ist 
ohne  Weiteres  unter  Beachtung  der  allgemeinen  gesundheits-,  bau-  und  feuerpoli- 
zeilichen Vorschriften  gestattet. 

Der  Ober-Feucrsehauer  hat  dieselben  bei  seinen  ordentlichen  Umgängen  zu 
untersuchen  und  von  jeder  Gefahr  dem  Oberamt  zu  geeigneter  Verfügung  Anzeige 
zn  machen. 

25.  Zur  Ertheilung  der  erforderlichen  Genehmigung  von  Dampfkessel-An- 
lagen sind  künftig  in  erster  Instanz  die  Kreis-Regierungen  und  in  zweiter  Instanz 
das  Ministerium  des  Innern  zuständig. 

#.  26.  Das  Gesuch  um  Ertheilung  der  Genehmigung  ist  bei  dem  Oberamt 
anzubringen,  in  dessen  Bezirk  ein  feststehender  Dampfkessel  angelegt,  oder  ein  be- 
weglicher Kessel  zur  vorübergehenden  Verwendung  an  verschiedenen  Orten  fertig 
gestellt  werden  soll. 

Ans  dem  Gesuch  muss  der  vollständige  Name , der  Stand  und  Wohnort  des 
Unternehmers  ersichtlich  sein.  Demselben  sind  eine  Beschreibung  und  eine  Zeich- 
nung des  Kessels  in  einfachen  Linien,  ausserdem,  wenn  die  Anlage  eines  feststehen- 
den Dampfkessels  beabsichtigt  wird  , eine  SituationH-Zeiehnung  und  ein  Bauriss  in 
doppelter,  vollständig  übereinstimmender  Ausfertigung  beizufügen. 

27.  In  der  Beschreibung  sind  anzugeben  . 
die  Dimensionen  und  Heizfläche  des  Kessels ; 

die  Stärke  und  Gattung  des  Materials  und  die  Art  der  Zusammensetzung ; 
die  Dimensionen  der  Sicherheits-Ventile  und  deren  Belastung  in  Atmosphären  ; 
die  Einrichtung  der  Wasserstands-Zeiger,  des  Manometers,  der  Speise-Vorrich- 
tungen und  der  Feuerung; 

die  Bestimmung  des  Kessels  , und  wenn  derselbe  zum  Betrieb  einer  Dampf- 
Maschine  bestimmt  ist,  deren  Kraft  und  Art; 
das  Brennmaterial , mit  welchem  geheizt  werden  soll,  und  der  Verfertiger  des 
Kessels. 

Aus  der  Kesse. lz eich nnng  muss  die  Grösse  der  vom  Feuer  berührten 
Fläche  zu  berechnen  und  die  Höhe  des  niedrigst  zulässigen  Wasserstandes  über  den 
Feuerzitgen  zn  ersehen  sein. 

Die  8 i t n ation s-Zeich n u ng  hat  den  Ort  der  Aufstellung  des  Kessels  und 
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die  an  denselben  stossenden  Gebäude  und  Grundstücke,  sowie  die  benachbarten 
Wege  raft  den  Eigenthumsgrenzen  und  den  Naiuen  der  Kigenthflmer  zu  umfassen. 

Aus  dem  Bauriss  muss  sich  der  Standpunkt  der  Maschine  und  des  Kessels 
nebst  den  in  der  unmittelbaren  Umgebung  befindlichen  inneren  Räumen,  der  Stand- 
punkt. die  Weite  und  die  Höhe  des  Kamins,  sowie  die  Lage  der  Feuer-  und  Rauch- 
rohren gegen  die  benachbarten  Gebäude  und  Grundstücke  deutlich  ergeben.  Den 
Umständen  nach  kann  ein  einfacher  Grundriss  und  eine  Längenansicht  oder  ein 
Durchschnitt  genügen. 

Die  Zeichnungen  müssen  den  im  §.  f>  aulgestellten  Anforderungen  entsprechen. 

$.  28.  Von  dem  Oberamt  ist,  erforderlichen  Falls  nach  vorgängiger  Ergän- 
zung etwaiger  Mängel , ein  Exemplar  der  Vorlagen  dem  für  die  Begutachtung  der 
Dampfkessel-Anlagen  von  dem  Ministerium  des  Innern  bestellten  Sachverständigen 
zur  Prüfung  und  Begutachtung  des  Plans  zuzustellen. 

Wird  die  Aufstellung  eines  Dampfkessels  an  einem  bestimmten  Ort  für  einen 
länger  dauernden,  beziehungsweise  bleibenden  Zweck  beabsichtigt,  so  hat  der  Sach- 
verständige , wenn  er  es  nothwendig  findet , gemeinschaftlich  mit  der  betreffenden 
Ortsbauschau  an  Ort  und  Stelle  Augeuschein  eiuzunehmen  und  sodann  die  Akten 
mit  seiner  eigenen  Aeussernng  und  der  der  Ortsbauschau  wieder  dem  Oberamt  zu 
übergeben. 

Findet  er  dagegen  eigene  Einsichtnahme  nicht  nothwendig,  so  hat  er  die  Akten 
unter  Anschluss  seiner  Aeussernng  der  betreffenden  Ortsbauschau  zuzustelleu. 
welche  sofort  den  erforderlichen  Augenschein  vornimmt  und  hierauf  die  Akten  mit 
ihrem  Gutachten  dem  Oberamt  vorlegt. 

Zu  dem  Augenschein  siud  neben  dem  Unternehmer  auch  diejenigen  Personen, 
welche  etwa  Einwendungen  vorgebracht  haben,  beizuzieheu.  Die  Bauschau  hat  sieh 
angelegen  sein  zu  lassen,  die  vorgebrachteu  Einwendungen  auf  gütlichem  Wege  zu 
erledigen.  Kommt  aber  eine  Uebereinkunft  nicht  zu  Stande,  so  sind  wenigstens  die- 
jenigen Einwendungen,  welche  nicht  auf  besonderen  privatrechtlichen  Titeln  beruhen, 
vollständig  zum  Protokoll  zu  erörtern. 

29.  Ausserdem  hat  das  Oberamt  uuverweilt  die  ihm  etwa  in  technischer 
oder  polizeilicher  Hinsicht  weiter  nothwendig  scheinenden  'Aufklärungen  und  Er- 
gänzungen vorzunehmen  und  sodann  die  Verhandlungen  der  Kreis-Regierung  zur 
Entscheidung  vorzulegen. 

§.  30.  (Aufgehoben  durch  (j.  4 der  Verordnung  vom  19.  Jnni  1873;  s.  unter 
D.  nachfolgend.) 

*-  31.  Die  nach  §§.  I 1 bis  13  der  allgemeinen  Vorschriften  vom  19.  Mai  1871 
erforderliche  Wasser-Üruckprobe  kann  sowohl  in  der  Werkstätte,  in  welcher  der 
Kessel  angefertigt  worden  ist,  als  da,  wo  er  augewendet  werden  soll,  vorgeuommen 
werden.  Zur  Ausführung  derselben  ist  jeder  der  vom  Ministerium  des  Innern  be- 
stellten Sachverständigen  ermächtigt. 

Bei  im  Ausland  gefertigten  Kesseln  muss  auch , wenn  dieselben  am  Fabrika- 
tionsort schon  probirt  worden  sind . gleichwohl  noch  am  Orte  der  Aufstellung  die 
vorschriftsmässige  Probe  vorgepommen  werden.  Dampfkessel  dagegen , welche 
bereits  in  einem  anderen  Staate  des  Deutschen  Reichs,  wo  die  Deutsche  Gewerbe- 
ordnung in  Geltung  steht , nach  den  allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  vom 
29.  Mai  d.  J.  geprüft  sind,  unterliegen  einer  anderweitigen  Druckprobe  nur  daun, 
wenn  sie  durch  den  Transport  oder  andere  sonstige  Veranlassung  Beschädigungen 
erlitten  haben,  welche  die  Wiederholung  der  Probe  geboten  erscheinen  lassem 

ImUebrigen  gelten  für  die  Wasser-  Drnckprobe  auch  künftig  noch  folgende  Be- 
stimmungen der  Instruktion  vom  30.  Januar  1859  Tieg. -Blatt  8.  9 f.) 


Digitized  by  Google 


264 


Allgemein«*  AuafAhrui)g*-Veror<limiig«n. 


Zu 31. 33. 


§.  12.  Sache  de«  Eigenthümers  oder  Verfertigers  des  Kessels  ist  es,  siet) 
vor  Eintreffen  des  Sachverständigen  durch  vorläufige  Vornahme  der  Wasser- 
Druckprobe  davon  zu  überzeugen . dass  die  an  dem  Kessel  befindlichen  Röh- 
ren, Plantschen,  Verschlüsse  von  Ocfihungen  etc.  gehörig  dicht  sind. 

Bei  Beginn  der  Probe  sind  die  Wandstärken  und  Haupt-Dimensionen  des 
KosboIs  nachzumessen.  Besondere  Aufmerksamkeit  ist  bei  Bestimmung  der 
Form-Veränderungen  auf  ebene  Flächen  und  auf  innere  Röhren  zu  richten . Bei 
Köhren,  welehe  zur  inneren  Heizung  dienen,  insbesondere  bei  denjenigen  für  in- 
nere Feuerung  ist  zu  untersuchen , ob  sie  nicht  erheblich  von  der  zylindrische» 
Form  abweichen,  in  welchem  Falle  auf  ihr  Verhalten  bei  der  Druckprobe  eine 
besondere  Aufmerksamkeit  zu  verwenden  und  bei  eintretenden  Form-Verände- 
rungen auf  Verstärkung  zu  dringen  ist. 

In  Beziehung  auf  die  Beschaffenheit  der  Bleche  kommt  es  hauptsächlich  da- 
rauf an , dass  sich  an  denselben  keine  durch  Biegen  oder  Lochen  entstandene 
Risse  zeigen,  welche  immer  auf  ein  sprödes  Material  hinweisen. 

Diese  Risse  gehen  meistens  nur  bis  auf  eine  gewisse  Tiefe,  geben  desslialb 
keine  Veranlassung  zum  Rinnen,  wenn  der  Kessel  probirt  wird,  und  müssen 
also  durch  andere  Anzeigen  anfgesucllt  werden.  Es  kann  Vorkommen,  dsi-s  es 
versucht  wild  , sie  durch  Zuklopfen  , oder  durch  den  Anstrich  , durch  Kitt  und 
dergl.  unsichtbar  zu  machen , wesslmlb  eine  sehr  genaue  Besichtigung , be- 
sonders bei  angestrichcnen  Kesseln,  nothwendig  ist  Wird  der  Kessel  in  der 
Verfertigmigs-Wcrkstätte  probirt.  so  soll  der  Anstrich  erst  nach  Vornahme  der 
Probe  erfolgen.  Minder  schädlich  als  die  oben  erwähnten  Risse  sind  schieferige 
Stellen , welehe  in  der  Kegel  mir  bei  Blechen  von  sehr  faseriger  Textur  Vor- 
kommen. 

Haben  sich  bei  der  Wasser-Dmckprobe  Defekte  gefnnden,  so  müssen  solche 
entfernt  werden  und  es  tritt  eine  wiederholte  Probe  nach  Massgabe  der  gege- 
benen Vorschriften  ein. 

Nach  vorschriftsmässig  bestandener  Wasser- Druckprobe  ist  der  Kessel  zu 
stempeln. 

Ueber  das  ganze  Verfahren  ist  ein  Protokoll  atifzunehmen , in  welchem  alle 
Einzelnheiten,  besonders  die  in  Betracht  gekommenen  Masse  und  Qewiohte  an- 
zugeben und  die  Stellen  genau  zu  bezeichnen  sind . an  welchen  der  Kessel  und 
seine  Sieder,  Vorwärmer  etc.  gestempelt  wurden. 

$.  32.  Bevor  der  Dampfkessel  in  Betrieb  genommen  wird , muss  durch  den 
von  dem  Ministerium  des  Innern  biemit  beauftragten  Sachverständigen  nochmals  eine 
Untersuchung  vorgenomiuen  und  ermittelt  werden,  ob  die  Anlage  in  jeder  Beziehung 
den  Bestimmungen  der  ertheilten  Genehmigung  entspricht. 

Der  Dampfkessel  darf  erst  dann  in  Betrieb  gesetzt  werden  . wenn  der  betref- 
fende Sachverständige  hiezu  die  Erlaubnis*)  ert heilt. 

§.  33.  Bei  Vornahme  der  nach  §.  32  erforderlichen  weiteren  Untersuchung 
hat  der  betreffende  Sachverständige  auch  künftig  nachfolgende  Bestimmungen 
der  Instruktion  vom  30.  Januar  18öS  mit  den  durch  anderweitige  neuere 

Vorschriften  gebotenen  Modifikationen  zu  beachten. 

• 

§.  6.  Auf  zuverlässige  Speise-Vorrichtungen  von  hinreichender  Lieferungs- 
Fähigkeit  ist  das  grösste  Gewicht  zu  legen. 

Die  gehörige  Thätigkeit  derselben  soll  leicht  kontrollirt  werden  können.  Sie 
sollen  ihre  Bewegung  von  einem  Motor  erhalten,  auf  welchen  jeden  Augenblick 
mit  Zuverlässigkeit  gerechnet  werden  kann,  ln  dieser  Beziehung  sind  die  soge- 
nannten Dampfpampen  besonders  zu  empfehlen.  Die  Ventile  der  Pumpen 
sollen  leicht  und  jederzeit  zugänglich  sein. 
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Sangröhren,  Ventil -Gehäuse  und  Cylinder  der  Pnmpen  müssen  vollkom- 
men luftdicht  und  die  Ventile  gut  eingeschliffen  nnd  so  ungeordnet  sein  . dass 
sie  nicht  leicht  in  Unordnung  gerathen. 

Liegt  das  Säugventil  bedeutend  höher  als  der  Wasserspiegel  im  Wasser- 
Reservoir  , so  ist  an  dem  unteren  Knde  der  Saugröhre  ein  »weites  Saug- Ventil 
anzubringen. 

Wo  heisse  Speisewasser  verwendet  werden  , sollen  die  Pnmpen  nicht  er- 
heblich höher  liegen,  als  der  Wasserspiegel  im  Reservoir,  weil  sie  wegen  der 
leichten  Verdampfbarkeit  des  heissen  Wassers  nur  in  dieser  Lage  zuverlässig 
wirken, 

gg.  0 und  7.  Oie  Sicherheit«- Ventile  müssen  gehörig  empfindlich  lind  in 
ihren  Angaben  zuverlässig  sein. 

Die  Leitungen  an  den  Sicherheits-Ventilen,  Hebeln  und  Gewichten  müssen 
von  der  Art  sein , dass  sich  dieselben  nirgends  klemmen  oder  überhaupt  ihrer 
Hebung  kein  anderer  Widerstand  als  derjenige  ihres  eigenen  Gewichtes  ent- 
gegentritt. 

Die  AusHtrüumugs-Oeffimng  der  Sicherheit«- Ventile  »oll  durch  die  Leitungen 
und  Stege  derselben  nicht  erheblich  vermindert  werden.  Die  Auflage  der  Ven- 
tile soll  so  angeordnet  sein,  und  in  solchem  Zustande  erhalten  werden , dass  bei 
der  geringsten  Hebung  des  Ventils  schon  ein  ungehinderter  Dampfaustritt 
erfolgt. 

Wenn  ein  Sicherheits-Ventil  in  Folge  mangelhaften  Zustandes  zu  frühzeitig 
abbläst , so  darf  niemals  die  Belastung  des  Ventils  vergrössert , sondern  nur 
durch  Reinigen  und  Eiusclileifen  des  Ventils  oder  durch  anderweitige  Nachhülfe, 
welche  keine  Aendenrng  der  Belastung  zur  Folge  hat.  diesem  Uebelstande  ab- 
geholfett  werden. 

Grössere  Belastungs-Gewichte  können  aus  einzelnen  Stücken  bestehen,  deren 
jedes  alsdann  besonders  zu  stempeln  ist.  Unverhältnissmässig  grosse  Belastungs- 
Gewichte  sind  durch  Anwendung  von  Hebeln  zu  vermeiden. 

g.  9.  Im  Allgemeinen  ist  an  die  Wasserstands- Apparate  die  Anforderung 
zu  stellen  , dass  sie  den  Wasserstand  im  Kessel  zuverlässig  anzeigcn  nnd  nicht 
leicht  in  Unordnung  gerathen.  Insbesondere  ist  daranf  zu  sehen,  dass  die  Röhren 
des  Probehahnen  nnd  des  Wasserstands-Glases  so  konstrnirt  und  so  weit  sind, 
dass  sie  sich  nicht  allzuleicht  verstopfen  und  dass  man  dieselben , wenn  sie  sieh 
verstopfen  sollten,  auch  während  des  Betriebs  des  Kessels  durch  Dnrchstosscn 
eines  Drahtes  reinigen  kann. 

Schwimm  - Vorrichtungen  sollen  so  angeordnet  sein,  dass  die  Stopfbüchsen- 
Reibung  die  Empfindlichkeit  des  Apparats  nicht  zu  sehr  beeinträchtigt  und  ein 
Klemmen  in  der  Stopfbüchse  möglichst  vermieden  wird. 

g.  10.  Der  Dampf  darf  dem  Manometer  nur  unmittelbar  ans  dem  Kessel 
nnd  nicht  aus  den  Dampf- Ableitungs-Köhren  zugeftthrt  werden. 

Die  Bewegung  des  Zeigers  des  Manometers  soll  genau  mit  der  stetigen  Zn- 
nnd  Abnahme  der  Dampfspannung  Ubereinstimmen,  die  Skala,  anf  welcher  der 
höchsterlaubte  Ueberdruck  deutlich  und  besonders  in  die  Augen  fallend  zu  be- 
zeichnen ist , richtig  eingetheilt , dauerhaft , deutlich  und  an  einem  gehörig  er- 
hellten Platz  angebracht  sein. 

Das  Manometer  soll  so  beschaffen  nnd  der  erforderliche  Absperrhahnen  soll 
so  durchbohrt  sein,  dass  man  auch  während  des  Betriebs  des  Kessels  den  Dampf- 
druck auf  das  Manometer  beseitigen  und  sich  überzeugen  kann . ob  der  Zeiger 
des  Manometers  noch  anf  den  Nullpunkt  der  Skala  zurflekgeht. 
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$.  27.  Bei  der  Untersuchung  vor  Benützung  der  Dampfkessel-Anlage  ist 
zu  ermitteln,  ob  bei  der  endlichen  Herstellung  des  Dampfkessels  und  seiner  Zu- 
bchörden  allen  Vorschriften  vollständig  genügt  worden  ist , und  ob  zur  Besor- 
gung des  Kessels  erfahrene  und  zuverlässige  Leute  angestellt  sind. 

Es  ist  zuerst  zu  untersuchen  , ob  der  höchste  Punkt  der  Ileizkanäle  inner- 
halb oder  ausserhalb  des  Kessels  in  dem  vorgeschriebenen  Abstand  unterhalb 
des  zulässig  niedersten  Wasserstandes  liegt , ob  die  Anordnung , die  Belastung 
der  Sicherheits-Ventile  den  gesetzlichen  Anforderungen  entspricht,  ob  dieselben 
gehörig  eingeschliffen  sind  und  sich  nirgends  klemmen  und  ob  der  Zeiger  des 
Manometers  auf  den  Nullpunkt  der  Skala  zurllckgeht,  wenn  der  Dampfdruck 
beseitigt  ist. 

Hebel-  und  Belastungs-Gewichte  der  Sicherheits- Ventile  sind  zu  stempeln, 
wenn  diess  nicht  schon  bei  der  Wasser-Druckprobe  während  der  Kegnlirung  der 
Belastung  der  Sicherheits- Ventile  geschehen  ist. 

Hierauf  ist  die  Dampfspannung  soweit  zu  treiben , dass  die  Sicherheits- 
Ventile  abblasen  und  sich  vollständig  in  der  Schwebe  befinden , und  während 
dessen  die  Wirksamkeit , richtige  Angabe , solide  und  zweckmässige  Konstruk- 
tion, gehörige  Zuverlässigkeit  und  Leistung  der  Sicherheits-Ventile,  Manometer. 
Wasserstands-Apparate  und  Speise- Vorrichtungen  zu  prüfen.  Auch  ist  zu  un- 
tersuchen, ob  sich  nirgends  eine  Undichtheit  des  Kessels  zeigt. 

Während  der  ganzen  Untersuchung  muss  man  zu  ermitteln  bedacht  sein,  ob 
der  Heizer  oder  Wärter  des  Kessels  für  die  Erfüllung  seiner  Obliegenheiten  ge- 
nügend unterrichtet  und  quaüfizirt  ist,  und  denselben  auf  die  Wichtigkeit  seiner 
einzelnen  Punktionen  und  die  Folgen , welche  ans  einer  Vernachlässigung  der- 
selben entstehen  könnten,  aufmerksam  zu  machen. 

Auch  bei  dieser  Untersuchung  muss  in  gleicher  Weise,  wie  bei  der  Wasser- 
Druckprobe  ein  detaillirtes  Protokoll  aufgenommen  werdeu.  Ergeben  sich  bei 
dieser  Untersuchung  Mängel  von  solcher  Art , dass  die  einstweilige  Benützung 
mit  keiner  besonderen  Gefahr  verbunden  ist,  so  kann  der  Sachverständige  nach 
Ermessen  die  einstweilige  Benützung  des  Kessels  unter  der  Bedingung  gestatten, 
dass  die  vorhandenen  Mängel  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  beseitigt  sein 
müssen. 

Von  der  ertheilten  Krlaubniss,  den  Kessel  in  Betrieb  zu  setzen,  hat  der  .Sach- 
verständige das  betreffende  Oberamt  zu  benachrichtigen. 

§•  34.  Die  Kosten  der  Dampfkessel-Untersuchungen  ijtj.  öl — 33  hat,  eben- 
so wie  die  Kosten  des  sonstigen  Verfahrens  der  Unternehmer  zu  tragen,  soweit  nicht 
ein  Dritter  aus  einem  besonderen  Rechtsgrunde  dazu  für  verpflichtet  zu  erkennen  ist. 

Der  Unternehmer  hat  auch  die  zu  den  Untersuchungen  erforderliche  Druck- 
pumpe nebst  Zuleitungs-Rükreu  und  sonstigen  Requisiten,  sowie  das  nöthige  Wasser 
herbeizusehaffen. 

Die  Sachverständigen  liquidiren  ihre  regulativmässigen  Gebühren  und  Reise- 
kosten dem  betreffenden  Oberamt,  welches  dieselben  von  den  zu  ihrer  Entrichtung 
Verpflichteten  einzuziehen  und  dem  Sachverständigen  portofrei  zuzustellen  hat. 

35.  Hinsichtlich  des  Betriebs  der  Dampfkessel  und  der  regelmässig  wie- 
derkehrenden Visitation  derselben,  sowie  bezüglich  der  Gebühren  und  Sachverstän- 
digen bleiben  neben  den  bestehenden  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften  bis  auf 
Weiteres  namentlich  auch  nachfolgende  Bestimmungen  der  Ministorial-Verfügungen 
vom  1.  April  1857  und  vom  7.  November  1803  Reg.-Blatt  S.  209)  und  der  In- 
struktion vom  30.  Januar  1858  mit  den  durch  anderweitige  neuere  Vorschriften 
gebotenen  Aenderungcn  in  Kraft,  und  zwar: 
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§.  29  der  Ministerial-Verfügung  vom  4.  April  1857. 

Es  ist  Pflicht  des  Kigenthüiuers  oder  Inhabers  von  Dampfkesseln . für  einen 
ordnungsmässigen  Betrieb,  insbesondere  für  die  fortwährende  Tauglichkeit  des 
Kessels  und  seiner  Zubehörden,  für  den  gehörigen  Wasserstand  und  für  die  Ein- 
haltung der  Bestimmungen  Uber  die  Belastung  der  Sicherheits-Ventile , für  die 
rechtzeitige  Reinigung  des  Kessels  u.  dergl.  sowie  dafür  zu  sorgen  , dass  nur 
erfahrene  und  zuverlässige  Leute  zur  Besorgung  des  Kessels  verwendet  werden. 

§.  30a.a.0.undMinisterial-Verfügnngvom7.Novcmberl  8t>3. 

Von  den  Kosten  der  ordentlichen  Visitationen  werden  den  Sachverständigen 
die  regulativmässigeu  Diäten  und  Reisekosten  aus  der  Staats-Kasse  vergütet. 
Die  denselben  zukoinmenden  Gebühren  haben  dagegen  die  Kessel-Besitzer  zu 
bezahlen. 

Bei  ausnahmsweisen  Besichtigungen  ist  über  die  Frage , wer  die  Kosten  zu 
tragen  habe  , von  der  zuständigen  Behörde  nach  Beschaffenheit  des  einzelnen 
Falls  zu  erkennen. 

Die  betreffenden  Sachverständigen  haben  alljährlich  die  Rechnungen  über 
die  auf  die  Staats-Kasse  zu  übernehmenden  Vergütungen  für  ihre  diesfillligen 
Reisen  , soweit  diese  nicht  mit  Amtsreisen  verbunden  werden  können  . dem  Mi- 
nisterium vorzulegen. 

Bezüglich  der  Liquidation  und  des  Einzugs  der  übrigen  Gebühren  der  Sach- 
verständigen gelten  die  Bestimmungen  von  fs.  34,  Abs.  3. 

g.  31  der  Ministerial-Verfügung  vom  4.  April  1857. 

Wenn  der  mit  der  Beaufsichtigung  der  Dampfkessel  beauftragte  Sachver- 
ständige den  Fortbetrieb  eines  Dampfkessels  gefährlich  finden  sollte,  so  hat 
er  hievon  dem  Oberamte  Anzeige  zu  machen , welches  hierüber  au  die  Kreis- 
Regierung  zu  berichten  hat.  ln  dringenden  Fällen  hat  das  Oberamt  die  Be- 
nützung des  Kessels  bis  auf  weitere  Verfügung  der  Kreis-Regierung  einzustcllen. 
§.  32  a.  a.  0. 

Im  Fall  einer  eintretenden  Explosion  hat  der  Eigenthümer  des  Dampfkessels 
sogleich  Anzeige  davon  an  die  Orts-Polizeibehörde,  die  letztere  aber  an  das 
Ober-Amt  zu  machen.  Soweit  nicht  die  Fürsorge  für  Verwundete  oder  der 
Zweck  der  Verhütung  weiteren  Unglücks  etwas  zu  thun  gebietet , muss  Alles  in 
demselben  Zustande  und  in  derselben  Lage  belassen  werden,  wie  es  sich  in  Folge 
der  Explosion  befindet,  bis  der  Bezirks-Polizei-Be&mte  erschienen  ist. 

Uebrigens  hat  sich  der  Bezirks-Polizei-Beamte  so  schnell  als  möglich  an 
Ort  und  Stelle  zu  begeben , von  dem  Sachverhalt  Einsicht  zu  nehmen  und  Uber 
den  Erfand , sowie  über  alle  von  dem  Eigenthümer , dessen  Arbeitern  und  an- 
deren Personen  zu  bekommenden  Notizen  ein  Protokoll  anfzunchmen  und  nach 
geschlossener  Untersuchung  an  die  Kreis-Regierung  Vortrag  zu  erstatten.  Der 
aufgestellte  Sachverständige  ist  wo  immer  möglich  hiezu  beizuzichen , jedenfalls 
aber  demselben  unverweilt  Nachricht  zu  geben. 

g.  30  der  Instruktion  vom  3(1.  Januar  1858. 

Bei  den  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Visitationen  ist  das  Augenmerk 
hauptsächlich  auf  diejenigen  Anforderungen  zu  richten , welche  in  §.  29  der 
Ministerial-Verfügung  vom  4.  April  1857  und  (j.  12  der  allgemeinen  Vorschrif- 
ten vom  29.  Mai  d.  J.  hervorgehoben  sind,  und  es  ist  im  Wesentlichen  das 
Gleiche  zu  beobachten . was  für  die  Untersuchung  vor  Benützung  des  Kessels 
vorgeschrieben  ist. 

Der  Eigenthümer  und  der,Heizer  des  Kessels  und  erforderlichen  Falls  auch 
die  Arbeiter  sind  darüber  zu  vernehmen,  ob  die  Kessel  von  Zeit  zu  Zeit  gehörig 
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gereinigt  werden,  und  ob  sich  an  dem  Kessel  und  dessen  Apparaten  keine  Er- 
scheinungen und  Mängel  zeigen , welche  {gefährliche  Folgen  befurchten  lassen. 
Ergeben  sich  bei  der  Visitation  Anstände  nnd  versäumt  der  Kigenthttmer  des 
Kessels,  die  Aufforderung  des  Sachverständigen  zu  Beseitigung  derselben  recht- 
zeitig nachzukommen , so  hat  der  Sachverständige  dem  betreffenden  Oberamte 
Behufs  des  weiteren  Verfahrens  Anzeige  zu  erstatten ; sind  aber  die  Anstände 
von  solcher  Bedeutung,  dass  sie  den  Fortbetrieb  des  Kessels  gefährlich  erschei- 
nen lassen , so  ist  ohne  allen  Verzug  dem  Oberamt  hievon  Mittheilung  zu 
machen  und  dabei  insbesondere  ein  Urtheil  darüber  zu  geben,  ob  Gefahr  auf 
dem  Verzug  nnd  daher  eine  provisorische  Verfügung  des  (.Iberamts  geboten 
oder  ob  es  zulässig  ist , die  Entschliessung  der  Kreis-Regierung  abzuwarten. 
Sollten  sich  nach  den  Wahrnehmungen  des  Sachverständigen  besondere  Gründe 
ergeben,  welche  die  gewöhnliche  Kontrolle  des  Betriebs  eines  Dampfkessels 
durch  den  Sachverständigen  als  unzureichend  erscheinen  lassen , so  hat  der 
Sachverständige  wegen  einer  beständigeren  und  strengeren  Aufsicht  die  geeig- 
neten Anträge  an  das  Oberamt  zu  stellen , und  das  Oberamt  hat  die  erforder- 
lichen Anordnungen  unter  der  Mitwirkung  des  Sachverständigen,  soweit  dieselbe 
nötbig  ist , zu  treffen  und  im  Anstandsfalle  die  Entschliessung  der  K.  Kreis- 
Regierung  einzuholen. 

Ueber  alle  amtlichen  Verrichtungen  hat  der  Sachverständige  Protokolle  zu 
fuhren,  welche  alles  Wesentliche  zu  enthalten  haben  und  mit  den  Übrigen  ihm 
in  Dampfkessel- Angelegenheiten  zukommenden  Aktenstücken  in  chronologischer 
Ordnung,  je  die  auf  eine  Dampfkessel-Anlage  bezüglichen  Aktenstücke  zusam- 
mengeordnet, wohl  zu  verwahren  sind. 

Ueberdies  hat  jeder  Sachverständige  Uber  die  unter  seiner  Aufsicht  stehen- 
den Dampfkessel  ein  Verzeichniss  anzulegen  nnd  fortzuführen,  welches  folgende 
Rubriken  zu  enthalten  hat : 

1 . Ort  der  Aufstellung, 

2.  Namen  des  Besitzers, 

3.  Ob  der  Dampferzeuger  eine  Dampfmaschine  in  Bewegung  zu  setzen  hat 
oder  nicht, 

4.  Arbeitszweck  des  Kessels  beziehungsweise  der  Maschine, 

5.  Konstruktion  des  Kessels  und  der  Maschine  nach  allgemein  üblicher  Benen- 
nung, z.  B.  zylindrischer  Kessel,  Zylinder-Kessel  mit  .Siederohren,  Heizung 
von  unten  nach  oben  oder  umgekehrt,  Kessel  mit  innerer  Heizung  u.  s.  w., 
sodann  Hoch-  und  Niederdruck- Maschine , Kxpansions-,  Condensations-, 
stehende,  liegende,  Balancir-,  Lokomobile  etc.  etc.  Maschine, 

t>.  Name  und  Wohnort  des  Lieferanten, 

7.  Maximum  des  Dampf-Ucberdrucks, 

b.  Angabe  der  Pferdekräfte  bei  den  Dampfmaschinen , des  Gewichts,  des  Ma- 
terials und  der  Heizfläche  des  Kessels, 

[9.  Zeit  der  Aufstellung. 

Auf  den  1 . Januar  ist  an  das  Ministerium  jedesmal  eine  Zusammenstellung 
der  vorgekommenen  Veränderungen  vorznlegen. 

Zugleich  ist  anzuzeigen,  ob  die  ordentlichen  Visitationen  vollzogen  sind,  und 
wenn  nicht , warum  sie  unterlassen  wurden , welche  ausserordentliche  Visita- 
tionen vorgekommen  sind  und  ob  und  weiche  ungewöhnliche  Erscheinungen  in 
Absicht  auf  den  Betrieb  der  Dampfkessel  boobachtet  wurden. 

Die  Sachverständigen  haben  für  ihre  Verrichtungen  anzusprechen : 

I.  Gebühren  und  zwar : 

1 . für  die  Begutachtung  einer  Dampfkessel- Anlage  einschliesslich  des  Augen- 
scheins   i ...  5 fl. 
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ohne  Augenschein 2 fL 

2.  für  die  Wasser-Druckprobe  per  Kessel 3 fl. 

3.  für  die  Heisprobe  per  Kessel 3 fl. 

4.  für  jede  Visitation  per  Kessel  3 fl. 

Sind  mehrere  Kessel  in  einem  Lokal , so  hat  der  Sachverständige  für  den 


ersten  Kessel  3 fl.  Gebühren,  für  jeden  weiteren  aber  je  nur  1 fl.  für  die  Visi- 
tation anzusprechen. 

II.  Neben  den  Gebühren  bei  Reisen  über  eine  Wegstunde  Entfernung: 

1 . Reisekosten  bestehend  in  der  einfachen  Eilwagen-  oder  Post-Omnibus-  be- 
ziehungsweise Eisenbahn-Kahrtaxe  11.  Klasse,  und  wo  diese  Reisegelegen- 
heiten fehlen  oder  nicht  benützt  werden  können,  in  einer  Entschädigung  von 
48  kr.  auf  die  Wegstunde. 

2.  Diäten  auf  1 Tag  — : ■ 4 fl.  — Bei  einem  Tage  ist  ein  Zeitaufwand  von 
8 Stunden  einem  vollen,  ein  Zeitaufwand  von  weniger  als  8,  aber  doch  min- 
destens 4 Stunden,  einem  halben  und  ein  Zeitaufwand  von  weniger  als 
4 Stunden  einem  Viertelstag  gleich  zu  achten.  Dauert  das  auswärtige  Ge- 
schäft mehr  als  einen  Tag , so  darf  für  die  ganze  Zeit  der  Abwesenheit  nur 
je  auf  24  Stunden  die  volle  Tagesdiät  und  für  einzelne  weitere  Stunden  nur 
der  — obigen  Bestimmungen  entsprechende  Theil  derselben  berechnet 
werden. 

Werden  bei  einer  Reise  verschiedene  Geschäfte  besorgt,  so  ist  der  Betrag  der 
Diäten  und  Reisekosten  nach  V erhältnisB  des  Zeitaufwandes , den  die  verschie- 
denen Geschäfte  erfordert  haben,  unter  die  Betheiligten  zu  vertheilen. 

Zu  §.  25  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung. 

t§.  3«.  Die  Bestimmungen  in  §§.  1 — 34  finden  auch  dann  Anwendung,  wenn 
nach  §.  25  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  zur  Aenderung  einer  Anlage  Genehmi- 
gung nothwendig  ist. 

Zu  §§.  27  und  28  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung. 

37.  Die  höheren  Verwaltungs-Behörden  im  Sinne  der  §§.  27  und  2S  der 
Deutschen  Gewerbe-Ordnung  sind  die  Kreis- Regierungen. 

$.  38.  Vorstehende  Bestimmungen  treten  mit  dem  1.  Januar  1872  in  Wirk- 
samkeit. 

Von  dem  gleichen  Tage  an  treten  die  Ministerial-Verfügnngen  v.  4.  April  1857 
Reg. -Blatt  S.  9 ff.),  vom  30.  Januar  1858  [Reg. -Blatt  S.  5 ff.',  vom  14.  März 
1859  Reg. -Bl.  8.  51),  vom  9.  April  18t>3  [Reg. -Bl.  8.  12  und  vom  7.  Novem- 
ber 1803  (Reg. -Bl.  8.  209)  ausser  Wirkung. 

Stuttgart,  den  14.  Dezember  1871. 

C.  Verfügung,  betreffend  die  Anlegung  und  Veränderung  von  Wasser- 
werken und  Stau-Anlagen. 

Einziger  Paragraph. 

Das  durch  die  Verfügung  vom  Heutigen,  betreffend  die  Errichtung  und  den 
Betrieb  von  Anlagen,  welche  einer  besondern  Genehmigung  bedürfen , in  den  §§.  1 
bis  19  vorgeschriebene  Verfahren  ist  auch  bei  der  Anlegung  und  der  Veränderung 
von  Wasserwerken  dann  in  Anwendung  zu  bringen,  wenn  es  sich  nicht  zugleich  um 
eine  Stau-Anlage  handelt. 

Im  Uebrigen  bleiben  die  für  solche  Wasserwerks- Anlagen  bestehenden  landes- 
gesetzlichen Vorschriften  in  Kraft. 

Stuttgart,  den  I I.  Dezember  1871. 

17* 
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D.  Königliche  Verordnung,  betreffend  das  Verfahren  ln  Gewerbe-Sachen. 

. Vom  19.  Juni  1873.  • 

Karl,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Württemberg. 

Zur  Vollziehung  des  §.  2 1 der  Gewerbe-Ordnung  des  Norddeutschen  Bundes 
vom  21.  Juni  1869  und  des  §.  2 des  Reichs-Gesetzes,  betreffend  die  Einführung 
derselben  in  Württemberg,  vom  10.  November  1871  (Reichs-Gesetzblatt  S.  392) 
verordnen  Wir,  nach  Anhörung  Unseres  Geheimen-Kaths,  was  folgt: 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

I.  Das  durch  §.  21  der  Deutschen  Gewerbe-Ordmmg  vom  21.  Jnni  1869 
vorgeschriebene  öffentliche  und  mündliche  Verfahren  in  Gewerbe-Sachen  tritt  mit 
dem  1.  Juli  1873  unter  den  in  den  §§.  2 bis  8 enthaltenen  Bestimmungen  in  Kraft. 

$.  2.  Dasselbe  ist  bei  den  vor  dem  1.  Juli  1873  bei  den  Behörden  anhängig 
gewordenen  Gewerbe-Sachen,  auf  welche  die  gegeuwärtige  Verordnung  sich  bezieht, 
dann  in  Anwendung  zu  bringen,  wenn  dieselben  in  erster  Instanz  noch  anhängig 
sind,  oder  wenn  die  Entscheidung  in  erster  Instanz  zwar  erfolgt,  aber  von  einer 
nichtkollegialen  Behörde  ertheilt.  und  das  Erkenntnis»  in  zweiter  Instanz  noch  nicht 
eröffnet  ist. 

II.  Besondere  Bestimmungen. 

A.  Für  das  Verfahren,  betreffend  dir  Erric  htung  und  den  Betrieb  vou  Anlagen, 
welche  einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen.  (D.  6.  0.  $$.  16  und  25. 

$.  40,  Abs.  5.) 

3.  An  die  Stelle  der  Vorschriften  in  <>.  14,  Abs.  2,  beziehungsweise  §.  20 
der  Verfügung  b vom  14.  Dezember  1871,  betreffend  die  Errichtung  und  den  Be- 
trieb von  Anlagen,  welche  einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen  (Reg. -Blatt  S. 
355  und  357),  treten  folgende  Bestimmungen: 

1.  Wird  in  einem  Kalle,  wo  Einwendungen  nicht  erhoben  sind,  die  Genehmigung 
versagt,  oder  nur  unter  Bedingungen  oder  Eiuschränkungcu  erlheilt,  mit  weichen 
der  Unternehmer  sich  nicht  bereits  im  Vorverfahren  ausdrücklich  einverstanden 
erklärt  hat,  so  erlässt  die  Krcis-Uegierung  zunächst  an  den  Unternehmer  einen 
schriftlichen,  mit  Gründen  versehenen  Bescheid. 

Der  Unternehmer  kann  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  Empfang  des  Beschei- 
des den  Rekurs  an  das  Ministerium  des  Innern  einiegen,  er  kann  aber  auch  zu- 
nächst auf  mündliche  Verhandlung  der  Sache  vor  der  Kreis-Regierung  antragen. 
Dieser  Antrag  ist  stets  an  die  Kreis-Regierung  zu  richten;  auf  Grund  desselben 
findet  das  mündliche  Verfahren  statt.  Die  am  Schluss  desselben  ertheilte  Ent- 
scheidung tritt  an  die  Stelle  des  früheren  Bescheids,  und  es  ist  gegen  diese 
Entscheidung  der  Rekurs  an  das  Ministerium  des  Innern  nach  Massgabe  des 
§.  20  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  zulässig. 

2.  Sind  Einwendungen  gegen  den  Antrag  erhoben,  so  ist  das  mündliche  Verfahren 
nach  Einlauf  der  Verhandlungen  (§§.  2 bis  12  der  Verfügung  b vom  14.  Dezbr. 
1871,  Reg. -Blatt  S.  351  bk  355)  einzuleiten. 

3.  Zweck  des  mündlichen  Verfahrens  ist  die  Klarstellung  und,  soweit  nöthig.  un- 
mittelbare Erhebung  des  für  die  Beurtheilung  des  Falles  beziehungsweise  der 
erhobenen  Einwendungen  belangreichen  Materials,  das  nochmalige  Gehör  der 
Betheiligten  und  die  Eröffnung  der  Entscheidung. 

4.  Die  mündliche  Verhandlung  erfolgt  in  allen  Fällen  vor  der  Kreis-Regierung  in 
öffentlicher  Sitzung ; die  Tagesordnung  ist  durch  Anschlag  an  dem  Sitzungs- 
Gebäude  bekannt  zu  machen. 

Die  Kreis-Regierung  verhandelt  und  beschliesst  in  Anwesenheit  von  drei  Mit- 
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gliedern  einschliesslich  Ties  Vorsitzenden  und  geeigneten  Falls  unter  Zuziehung 
der  bei  ihr  angestellten  technischen  Referenten. 

5.  Der  Unternehmer,  sowie  diejenigen,  welche  Einwendungen  erhoben  und  diese 
in  dem  Vorverfahren  nicht  zuriickgenommen  haben,  sind  zur  mündlichen  Ver- 
handlung vorzuladeu.  Die  Ladung  derselben  erfolgt  schriftlich  gegen  Behän- 
digungs-Schein  und  mit  der  Verwarnung,  dass  im  Falle  des  Ausbleibens  dennoch 
in  der  Sache  werde  verfahren  werden. 

In  der  mündlichen  Verhandlung  können  sic  persönlich  mit  oder  otine  Beistand 
erscheinen  oder  sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen. 

Die  Kreis-Regierung  kann  die  persönliche  Anwesenheit  der  Betheiligten  bei 
der  mündlichen  Verhandlung  anordnen. 

6.  Die  Verhandlung  ist  mit  einer  Darstellung  der  8ache  durch  den  Vorsitzenden  oder 
nach  seiner  Anordnung  durch  ein  anderes  Mitglied  des  Kollegiums  zu  eröffnen. 
Demnächst  werden  die  Betheiligten  zum  Worte  aufgerufen.  Neue  thatsächliche 
Anführungen,  welche  in  dem  Vorverfahren  nicht  geltend  gemacht  worden  sind, 
können  bei  der  Entscheidung  unberücksichtigt  gelassen  werden.  Die  Berufung 
auf  neue  Beweismittel  ist  zulässig. 

Die  Einreichung  schriftlicher  Ausführungen  ist  in  der  mündlichen  Verhandlung 
nicht  gestattet. 

7.  Das  Kollegium  ist  befugt,  bevor  es  die  Entscheidung  fällt,  die  Aufnahme  von 
Beweisen  zu  beschliessen,  insbesondere  Untersuchungen  an  Ort  und  Stelle  zu 
veranlassen.  Zeugen  nnd  Sachverständige  unter  Androhung  von  Ordnungs- 
strafen für  den  Fall  des  Ausbleibens  vorzuladen  und  eidlich  zu  vernehmen, 
überhaupt  den  Beweis  im  vollen  Umfange  zu  erheben.  Der  Beweiseinzug  er- 
folgt entweder  in  dem  Termine  selbst,  oder  durch  Kommissarien  oder  die  Ober- 
Aemter.  Wenn  die  Zeugen  und  Sachverständigen  vereidet  werden  sollen,  so  ist 
dieses  unter  Anwendung  der  gerichtlichen  Eidesformen  zn  bewirken. 

Die  Vereidigung  von  Sachverständigen  kann  in  dem  Falle  nicht  verlangt  wer- 
den, wenn  dieselben  im  Allgemeinen  für  die  Begutachtung  von  Gegenständen 
der  betreffenden  Art  von  einer  Staats-Behörde  in  Pflichten  genommen  sind. 

S.  Ueber  den  Verlauf  der  Verhandlung  ist  durch  den  Sekretär  der  Kreis-Regierung 
ein  Protokoll  aufzunehmen,  das  zu  enthalten  hat:  Ort  und  Zeit  der  Verhand- 
lung, die  Namen  des  Vorsitzenden  und  der  Mitglieder  des  Kollegiums  sowie  des 
Sekretärs,  die  Namen  der  bei  der  Verhandlung  Betheiligten,  ihrer  Bevollmäch- 
tigten und  Beistände,  die  Bezeichnung  des  Gegenstandes,  den  Gang  der  Ver- 
handlung im  Allgemeinen,  die  Entscheidung  des  Kollegiums,  sofern  dieselbe  dein 
Protokoll  nicht  schriftlich  beigefügt  wurde,  und  Beurkundung  über  die  erfolgte 
Verkündigung  der  Entscheidung. 

In  das  Sitzungs-Protokoll  sind  ferner  und  zwar  vollständig  aufzunehmen 

a.  die  Aussagen  der  in  der  Sitzung  vernommenen  Zeugen  und  Sachverständigen 
und  das  Ergehniss  sonstiger  dort  vorgenommener  Beweis-Erhebungen. 

b.  die  Erklärungen . deren  Feststellung  durch  das  Sitzungs-Protokoll  der  Vor- 
sitzende auf  Antrag  oder  von  Amtswegen  angeordnet  hat. 

9.  Das  Sitzungs-Protokoll  ist  von  dem  Vorsitzenden  nnd  dem  Sekretär  zu  unter- 
zeichnen. 

Die  Theile  des  Protokolls,  welche  die  beurkundeten  Erklärungen  der  Bethei- 
ligten. oder  die  Aussagen  von  Zeugen  und  Sachverständigen,  oder  das  Ergebniss 
einer  andern  Beweis-Erhebung  enthalten,  werden  den  Betheiligten  in  der  Sitzung 
vorgelesen;  im  Protokoll  ist  zu  bemerken,  dass  die  Verlesung  geschehen,  sowie 
dass  die  Genehmigung  erfolgt,  oder  welche  Erinnerung  erhoben  sei.  Die  Ver- 
lesung der  übrigen  Theile  des  Protokolls  ist  nicht  erforderlich. 
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10.  Die  Entscheidung  kann  nur  von  denjenigen  Mitgliedern  der  Kreis-Regierung  ge- 
füllt werden,  welche  den  mündlichen  Verhandlungen  beigewohnt  haben. 

Die  Entscheidung  ist  deu  Betheiligten  in  der  öffentlichen  Sitzung  zu  verkün- 
digen. Die  Verkündigung  derselben  kann  auf  eine  spätere  Sitzung,  welche  regel- 
mässig nicht  über  eine  Woche  hinaus  anznsetzen  ist,  vertagt  werden.  Zu  dieser 
Sitzung  werden  die  erschienenen  Parteien  mündlich  vorgeladcn,  einer  Vorladung 
der  ausgebliebcnen  Parteien  bedarf  es  nicht. 

1 1 . In  dem  zu  erlassenden  Bescheide  sind  die  Unternehmer  sowie  die  Widerspre- 
chenden namentlich  zu  bezeichnen.  Der  Inhalt  des  Bescheides,  welcher  von  den 
Gründen  zu  sondern  ist,  muss  anssprechen,  welche  Einwendungen  für  begründet 
zu  erachten  oder  auf  den  Rechtsweg  zu  verweisen  gewesen,  wie  über  deD  Antrag 
des  Unternehmers  entschieden  ist  und  wie  die  Kosten  zu  vertheilen  sind.  Ausser- 
dem ist  in  den  Bescheid  eine  Belehrung  über  das  Rechtsmittel  des  Rekurses  und. 
falls  die  Anlage  für  zulässig  erachtet  wird,  die  Weisung  aufzunehmen,  dass  der 
Unternehmer  erat  mit  der  Rechtskraft  der  Entscheidung  die  Befugniss  zur  Aus- 
führung der  Anlage  erhält, 

12.  Der  Bescheid  ist  nebst  den  Gründen  schriftlich  auszufertigen  und  sowohl  dem 
Unternehmer  als  auch  den  widersprechenden  Privat  personen,  oder,  wenn  diese 
einen  gemeinschaftlichen  Bevollmächtigten  auf  gestellt  haben,  dem  letzteren,  so- 
wie den  widersprechenden  Behörden  durch  Vermittlung  des  Ober-Amis  gegen 
Empfangs-Bcseheinignng  zuzustellen.  Ist  von  den  Widersprechenden  ein  ge- 
meinschaftlicher Bevollmächtigter  nicht  bestellt,  so  ist  der  Bescheid  mit  Gründen 
einem  derselben,  den  übrigen  aber  bloss  Abschrift  des  Bescheides  unter  der  Be- 
nachrichtigung ziizustellan  wem  der  Bescheid  nebst  Gründen  zugesendet  wor- 
den sei. 

1 3.  Von  dem  Tag  der  Zustellung  de»  schriftlichen  Bescheides  an  läuft  die  gesetzliche 
Frist  zur  Rekurs-Ausführung. 


B.  Verfahren  bei  der  Errichtung  oder  Veränderung  von  Dampfkessel- Anlagen. 

(D.  §.  2«.  23.) 

§.  4.  An  die  Stelle  dos  §.  30  der  Verfügung  b vom  14.  Dezember  1S7I.  be- 
treffend die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Anlagen,  welche  einer  besonderen  Ge- 
nehmigung bedürfen  (Reg. -Blatt  S.  362),  treten  folgende  Bestimmungen: 

1 . Die  Prüfung  des  Antrags  des  Unternehmers  und  die  Entscheidung  über  den- 
selben, sofern  eine  mündliche  Verhandlung  nicht  erforderlich  ist  (s.  u.  Ziff.  31, 
erfolgt  durch  die  Kreis-Regierung  in  dem  gewöhnlichen  Geschäftsgang. 

2.  Wird  die  Genehmigung"!  nach  dem  Anträge  des  Unternehmers  ohne  Einschrän- 
kungen nnd  Bedingungen  unter  den  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften  or- 
theilt, so  ist  die  Genehmigungs-Urkunde  nach  Vorschrift  des  §.  IS,  Abs.  3 der 
Verfügung  b vom  14.  Dezember  1 87  t (Reg. -Blatt  8.  356)  sofort  ausznfertigen 
und  dem  Ober- Amt  in  dreifacher  Ausfertigung  znznstellen.  Da«  letztere  hat  ein 
Exemplar  der  Urkunde  mit  den  zugehörigen  Beilagen  dem  Unternehmer,  ein 
zweites  Exemplar  mit  den  Kessel-Zeichnungen  dem  aufgestellten  Sachverstän- 
digen zu  übergeben. 

3.  Wird  dagegen  die  Genehmigung  versagt  oder  nnr  unter  besonderen  Bedingungen 
oder  Einschränkungen  ertheilt,  so  richtet  sich  das  weitere  Verfallen  nach  den 
oben  in  §.  3,  Ziff.  3 bis  13  gegebenen  Vorschriften. 

4.  Bezüglich  des  Rekurses  gelten  die  Bestimmungen  der  §§.  15  bi»  17  der  Verfü- 
gung b vom  14.  Dezember  1871  (Reg. -Blatt  8.  355  bis  356). 
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C.  Verfuhren  behufs  l'ntersagnng  der  ferneren  Reniitinng  einer  gewerblichen 

Anlage  (j|.  51  der  D.  (i.-O.). 

jf.  5.  Die  Vorschriften  des  §.  19  der  Verfügung  a vom  14.  Dezember  1871 
(Reg. -Blatt  S.  345  werden  durch  nachstehende  Bestimmungen  ergänzt : 

1 . nach  Einlauf  der  in  Abs.  3 des  §.  19  bezeichneten  Vorlage  hat  die  Kreis-Regie- 
rung das  mündliche  Verfahren  einzuleiten. 

2.  Zu  dem  Verhandlungs-Termine  sind  die  Antragsteller,  der  Besitzer  der  Anlage, 
und  geeigneten  Falls  ein  Vertreter  des  Gemeinde-Raths  der  betreffenden  Ge- 
meinde vorzuladen. 

3.  Zweck  der  Verhandlung  ist.  festzustellen,  ob  und  in  welchem  Umfang  durch  den 
Betrieb  der  Anlage  überwiegende  Nachtheile  und  Gefahren  für  das  Gemeinwohl 
entstehen. 

1.  Für  die  Vorladung,  das  mündliche  Verfahren  und  die  Entscheidung,  sind  die 
Vorschriften  des  (j.  3,  Ziff.  1 bis  13  der  gegenwärtigen  Verordnung  massgebend ; 
ebenso  gelten  bezüglich  der  Einlegung  des  Rekurses  nnd  des  weiteren  Verfahrens 
die  Vorschriften  der  §5-  15  bis  17  der  Verfügung  b vom  14.  Dezember  1871 
(Reg. -Blatt  8.  355  flT.j. 

D.  Verfahren  bei  Versagnns  der  Gene  hmigunK  zum  Betrieb  eines  Gewerbes 
ff).  G.-O.  SS-  30,  32,  33.  .14.  43,  57,  Abs.  2,  62,  Abs.  2)  sow  ie  bei  1'ntcrsagnnK 

eines  Gewerbe-Betriebes  (D.  G.-O.  §§.  13.  35,  37). 

$.  6.  An  die  Stelle  der  Vorschrift  des  $.  16,  Abs.  1 der  Verfügung  a vom  14. 
Dezember  1871  (Reg. -Blatt  8.  344)  treten  die  nachstehenden  Bestimmungen. 

1 . Wird  die  Genehmigung  zum  Betrieb  eines  der  Gewerbe,  welche  einer  solchen 
nach  dem  Gesetz  bedürfen,  versagt,  so  ist  die  versagende  Verfügung  schriftlich 
zu  erlassen,  mit  Gründen  und  einer  Belehrung  über  das  zuständige  Rechtsmittel 
zu  versehen  und  dem  Betheiligten  gegen  Behändigungs-Schein  zuzustellen. 

2.  Ist  die  Verfügung  von  einem  Ober-Amt  (D.  G.-O.  §§.  33,  58,  62  nnd  Verfü- 
gung a vom  14.  Dez.  1871,  (j§.  12  bis  14,  Reg.-Blatt  S.  342)  oder  von  einem 
Orts-Vorsteher  oder  Gemeinde-Rath  [D.  G.-O.  §.  43,  §.  58,  Ziff.  1 und  2, 
(j.  62,  Abs.  2 und  Verfügung  a vom  14.  Dezember  1871,  {j.  22  (T. , Reg.-Blatt 
8.  346)  ergangen,  so  ist  der  dagegen  zulässige  Rekurs  an  die  Kreis-Regierung 
zu  richten.  Der  zweite  Satz  des  $.  24,  Abs.  1 der  Verfügung  a vom  14.  Dezbr. 
1871  (Reg.-Blatt  8.  347)  wird  hiedurch  aufgehoben. 

3.  Die  Kreis-Regierungen  entscheiden  auf  Grund  einer  mündlichen  Verhandlung, 
zu  welcher  der  Rekurrent  geladen  wird.  Sie  sind  befugt,  znvor  diejenigen  Erhe- 
bungen anstellen  zu  lassen,  welche  für  die  Beurtheilnng  der  Sache  nothwendig 
erscheinen.  Für  die  Vorladung  nnd  das  mündliche  Verfahren  sind  die  in  §.  3 
der  gegenwärtigen  Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  massgebend. 

4.  Ist  die  Verfügung  von  der  Kreis-Regierung  in  erster  Instanz  ergangen  (D.  G.-O. 
§§.  30,  32),  so  kann  entweder  bei  dieser  auf  mündliche  Verhandlung  der  Sache 
angetragen  oder  auch  alsbald  der  Rekurs  an  das  Ministerium  des  Innern  gegen 
die  Verfügung  eingelegt  werden. 

Der  Antrag  auf  mündliche  Verhandlung  ist  innerhalb  14  Tagen  nach  Zustel- 
lung der  Verfügung  an  die  Kreis-Regierung  zn  richten.  Die  Vorladung  des 
Konzessions-Bewerbers  und  das  mündliche  Verfahren  erfolgt  nach  Massgabe  der 
Vorschriften  in  §.  3 der  gegenwärtigen  Verordnung. 

5.  Wird  auf  Grund  der  mündlichen  Verhandlung  dahin  entschieden,  dass  die  nacb- 
gestichte  Genehmigung  zn  ertheilen  sei,  so  fertigt  die  erkennende  Bebflrde  ohne 
weiteren  schriftlichen  Bescheid  die  Genehmigung  ans.  Wird  dagegen  die  erste 
Verfügung,  durch  welche  die  Genehmigung  versagt  wurde,  aufrecht  erhalten, 
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so  ist  ein  förmlicher  Bescheid  gemäss  fj.  3,  Ziff.  11  und  12  zu  erlassen  und  zu 
eröffnen. 

6.  Der  Rekurs  gegen  die  erste  Entscheidung  ist,  gleichviel  ob  dieselbe  von  der 
oberen  oder  unteren  Behörde  ergangen  ist,  binnen  der  gesetzlichen  Frist  von  1 4 
Tagen,  von  der  Behändigung  des  Bescheids  au  gerechnet,  auszuftihren.  Wer 
von  dem  Rekursrecht  Gebraucli  machen  will,  hat  der  Behörde,  welche  die  Ent- 
scheidung eröffnet  hat,  eine  schriftliche  Ausführung  seiner  Beschwerde  zu  über- 
geben oder  zu  erklären,  dasB  er  sich  zur  Begründung  seines  Rekurses  lediglich 
auf  die  bisherigen  Verhandlungen  berufe. 

7.  Wird  durch  den  Rekurs-Bescheid  die  angofochtene  Verfügung  bestätigt,  so  ist 
zugleich  ausdrücklich  darauf  hinznweisen,  dass  eine  weitere  Beschwerde  durch 
das  Gesetz  nicht  zngelassen  sei.  Der  ausgefertigte  Rekurs-Bescheid  wird  der 
Behörde,  welche  in  erster  Instanz  entschieden  hat,  übersendet.  Ist  darin  der 
Rekurs  znrückgewiesen,  so  stellt  diese  Behörde  dem  Rekurrenten  eine  beglau- 
bigte Abschrift  des  Bescheides  zu;  ist  der  Rekurs  für  begründet  erachtet,  so 
fertigt  sie  auf  Grund  des  Bescheides  die  Genehmigung  aus. 

jf.  7.  Auf  die  Untersagung  des  Betriebs  eines  Gewerbes  SD.  G.-O.  §§.  15, 

35,  37)  finden  dio  Bestimmungen  des  §.  6 gleichfalls  Anwendung. 

E Verfahren  bei  der  Entziehung  einer  erlheilten  Approbation.  Konzession, 

Erlaubnis*.  Oenelunigung  oder  Bestallung  (D.  <>.-0.  8».  29.  30,  32,  33,  31,  30). 

$.  8.  An  die  Stella  des  16,  Abs.  1,  §.  20,  Abs.  2 der  Verfügung  a vom 

14.  Dezember  1871  (Reg. -Blatt  8.  344  und  310  treten  folgende  Vorschriften: 

1.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  hat  durch  die  in  allen  diesen  Fällen  in  erster 
Instanz  zuständige  Kreis-Regierung  zu  erfolgen. 

Wenn  bei  dieser  ein  Antrag  auf  die  Entziehung  gestellt  wird,  oder  wenn  sie 
von  Amtswegen  sich  veranlasst  sieht,  vorzugehen,  so  hat  sic  den  Sachverhalt  zn 
erheben,  den  Gewerbetreibenden  unter  Mittheilung  der  gegen  ihn  vorgebrachten 
oder  ermittelten  Thatsachen  zu  hören,  Zeugen  und  Sachverständige  zu  vernehmen 
und  die  zur  Aufklärung  der  Sache  dienenden  Beweise  herbeizuscliaffen.  Mit 
diesen  Erhebungen  kann  das  Ober- Amt  oder  ein  Kommissär  beauftragt  werden. 

Bei  der  Vernehmung  des  Gewerbetreibenden  und  bei  dem  Verhör  der  Zeugen 
und  Sachverständigen  ist  die  Beiziehung  eines  beeidigten  Protokoll- Führers  oder 
zweier  Urkunds-Personen  nothweudig. 

2.  Je  nach  dem  Ausfall  dieses  Vorverfahrens  besehliesst  die  Kreis-Regierung  ent- 
weder die  Einstellung  des  Verfahrens  im  Wege  einfacher  Verfügung,  oder  die 
weitere  Verfolgung  des  Antrags. 

3.  Von  dem  die  weitere  Verfolgung  des  Antrags  aussprechenden  Beschlüsse,  welcher 
mit  Gründen  zn  versehen  ist,  ist  dem  Gewerbetreibenden  eine  Abschrift  mitzu- 
theilen : gleichzeitig  ist  Termin  zur  mündlichen  Verhandlung  anzuberaumen  und 
der  Gewerbetreibende  dazu  vorznladen.  Die  Vorladung  erfolgt  gegen  Behändi- 
gungs-Schein  und  mit  der  Verwarnung,  dass  im  Falle  des  Ausbleibens  gleich- 
wohl mit  der  Verhandlung  der  Sache  werde  vorgegangen  werden.  Der  Gewerbe- 
treibende kann  in  der  Verhandlung  einen  Beistand  znziehen  oder  sich  durch 
einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen.  Das  persönliche  Erscheinen  des  Ge- 
werbetreibenden kann  die  Kreis-Regierung  jederzeit  verordnen. 

1.  Das  mündliche  Verfahren  ist  mit  einer  Darstellung  des  Sachverhalts  und  mit  der 
Verlesung  des  in  Ziff.  3 bezeichnten  Beschlusses  nebst  Gründen  Seitens  des 
aufgestellten  Referenten  einzuleiten  . worauf  der  Gewerbetreibende  zu  seiner 
Vetheidigung  gehört  wird. 

Das  Kollegium  kann,  bevor  es  die  Entscheidung  fällt,  die  Aufnahme  weiterer 
Beweise  beschliessen.  Der  Beweiseinzug  erfolgt  entweder  in  der  mündlichen 
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Verhandlung  selbst  oder  durch  das  Ober-Amt  oder  durch  einen  besonderen  Kom- 
, missär.  Der  Beschluss  hierüber,  sowie  der  Termin,  an  welchem  die  Fortsetzung 
des  mündlichen  Verfahrens  erfolgen  soll,  sind  alsbald  zu  eröffnen. 

ä.  Die  Kutscheidung  kann  nur  auf  Zurücknahme  der  ertheiltcn  Approbation  u.  s.  w. 
oder  auf  Kinstellong  des  Verfahrens  lauten. 

Im  Uebrigen  findet  hinsichtlich  des  Verfahrens  und  der  Fällung  des  Bescheids 
der  §.  :t,  Ziff.  I ff.,  sowie  hinsichtlich  des  Rekurses  der  §.  6,  Ziff.  6 Anwendung. 

6.  Von  dem  Rekurs-Bescheid,  welcher  an  diu  Kreis-Regierung  ausgeschrieben  wird, 
erhält  der  Gewerbetreibende  gegen  Rehändigungs-Schein  eine  Ausfertigung. 

7.  Von  jedem  auf  Zurücknahme  einer  Approbation  n.  s.  w.  lautenden  Bescheide 
ist,  sobald  gegen  denselben  eine  Beschwerde  nicht  mehr  zulässig  ist,  von  der 
Kreis-Regierung  sowohl  der  Gemeinde-Behörde  des  Wohnort»  des  Gewerbetrei- 
benden, als  auch  derjenigen  Behörde,  welche  die  Approbation  u.  s.  w.  ertheilt 
hat,  eine  Abschrift  zuzustellen. 

Unser  Minister  des  Innern  ist  mit  der  Vollziehung  dieser  Verordnung  beauf- 
tragt. 

Gegeben  Stuttgart,  den  19.  Juni  1573. 

Karl. 

Der  Minister  des  Innern  : 

Sick. 


5.  Baden. 

A.  Gesetz  vom  21.  Dezbr.  1871. 

Geset«-  und  Verordnung«- Blatt  S.  423,  424. 

Artikel  1.  Vom  I . Januar  1872  an  treten  ausser  Wirksamkeit : 

1.  das  Gewerbe-Gesetz  vom  20.  September  1862, 

2.  das  Gesetz  vom  16.  April  1870,  die  Beschäftigung  von  Kindern  und  jugend- 
lichen Arbeitern  in  Fabriken  betreffend, 

3.  das  Gesetz  vom  2.  Juni  1870,  den  Betrieb  von  Wirthschaften  und  den  Klein- 
handel mit  geistigen  Getränken  betreffend , mit  Ausnahme  der  die  Entrichtung 
von  Taxen  für  die  Erlaubnis»  zum  Wirthschafts -Betrieb  und  zum  Kleinhandel 
mit  Branntwein  oder  Spiritus  betreffenden  Bestimmungen  in  §.  7,  Absatz  1,3, 
5 und  §.  8.  1 

Artikel  2.  Die  juristischen  Personen  des  Auslandes  Deutsche  Gewerbe- 
ordnung. §.  12;  »'erden  hinsichtlich  ihres  Gewerbe-Betriebs  im  Grossherzogthum 
den  Reichs-Angehörigen  gleich  behandelt. 

Durch  Regierungs-Verordnung  kann  eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  in 
Bezug  auf  die  juristischen  Personen  derjenigen  ausserdeutschen  Staaten  angeordnet 
werden . in  welchen  eine  von  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  grundsätzlich  ver- 
schiedene, die  Freiheit  des  Erwerbs  und  der  Niederlassung  beschränkende  Gesetz- 
gebung besteht,  oder  in  welchen  der  Badener  nicht  in  gleicherweise  wie  der  eigene 
Staats- Angehörige  zum  Gewerbe-Betrieb  zugelassen  wird. 

Artikel  3.  Durch  Orts-Statuten  Deutsche  Gewerbe -Ordnung  §§.  23  und 
142  kaun  Bestimmung  darüber  getroffen  werden,  dass  und  inwieweit  einzelue  Orts- 
theilc  vorzugsweise  zu  Anlagen  der  im  §.  16  der  Deutschen  Gewerbe-Orditunger- 

•;  Diese  Taxen  betragen  je  nach  der  Grösse  der  Ortschaften  für  Gastwirlhschaften 
SO — 150  fl.,  für  Schenkwirthschaften  30 — 100  fl.,  für  Getränke-Kleinhandel  10 — 40  fl. 
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wähnten  Art  zu  bestimmen . in  anderen  Ortstheilen  aber  dergleichen  Anlagen  ent- 
weder gar  nicht  oder  nur  unter  besonderen  Beschränkungen  zuzulassen  sind. 

Artikel  4.  Die  in  §.  63  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  vorbehaltenen  Aus- 
nahme-Bestimmungen können  im  Wege  der  Verordnung  oder  der  auf  Grund  einer 
solchen  ergehenden  bezirks-  oder  ortspolizeilichen  Vorschriften  erlassen  werden. 

Artikel  5.  Die  Regierung  kann,  wo  sich  das  Bedürfnis  zeigt,  die  Errichtung 
von  Gewerbe-Kammern  veranlassen,  welchen  die  Wahrung  und  Förderung  der  ge- 
meinsamen Interessen  aller  oder  einzelner  Klassen  des  Gewerbestandes  eines  Ortes 
oder  Landestheiles  zur  Anfgabe  gestellt  ist  (allgemeine  oder  besondere  Gewerbe- 
Kammern,  Handels-Kammern  etc.). 

Für  jede  einzelne  Gewerbe-  oder  Handels-Kammer  werden  die  näheren  Be- 
stimmungen über  ihre  Verfassung  und  Einrichtung,  ihren  Bezirk  und  Wirkungskreis 
und  über  die  Art  nnd  Weise,  wie  die  zu  ihrem  Bestand  ecforderliehen  Mittel  aufzn- 
bringen  sind . durch  Beschlussfassung  derjenigen , welche  an  Errichtung  und  Er- 
haltung derselben  sich  betheiligen  wollen  , unter  Genehmigung  der  Regierung  fest- 
gestellt. 

Artikel  6.  Die  Ministerien  des  Handels  und  des  Innern  sind,  jedes  soweit  es 
seinen  Wirkungskreis  angeht,  mit  dem  Vollzug  der  Deutschen  Gewerbe-Ordntiug 
und  des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

B.  Verordnung  vom  26.  Dezember  1871,  die  Einführung  und  den  Vollzug 
der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  im  Grossherzogthum  Baden  betreibend. 

(Gesetz-  und  Verordnungs-Blatt  S.  5U3  ff.) 

Mit  höchster  Ermächtigung  Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Gross- 
herzogs aus  Grossherzoglichem  Staatsministerium  vom  25.  Dezember  1.  J.  und 
auf  Grund  des  Artikels  6 des  Gesetzes  vom  2t . Dezember  l S 7 1 (Gesetzes-  und  Ver- 
ordnungs-Blatt Nr.  L.  Seite  123)  wird  andtirch  verordnet,  was  folgt : 

$.  1.  Soweit  nicht  in  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  .'und  in  den  zu  ihrem 
Vollzug  ergangenen  Verfügungen  der  Reichs-Behörden  oder  in  der  gegenwärtigen 
Verordnung  besondere  Bestimmungen  getroffen  sind,  finden  die  im  Grossherzogthum 
geltenden  allgemeinen  Vorschriften  Uber  die  Zuständigkeit  der  Behörden  und  das 
Verfahren,  namentlich  jene  des  Verwaltungs-Gesetzes  vom  5.  Oktober  1863  (Regie- 
rungs-Blatt Nr.  XLIV.  Seite  399  u.  ff.  , der  Vollzugs- Verordnung  hiezu  vom  12. 
Juli  1 S Ul  (Regierungs-Blatt  Nr.  XXXI.  Seite  333  und  ff.),  der  §§.  22  — 33  des  Poli- 
zei-Strafgesetzbuchs vom  31.  Oktober  1863  (Regierungs-Blatt  Nr.  XLVII.  Seite 
443  und  ff.',  und  der  Verordnung  vom  8.  Februar  1861  Regierungs-Blatt  Nr.  VI. 
Seite  47  und  ff.)  auch  auf  die  Behandlung  von  Gegenständen  der  Gewerbe-Ordnung 
nnd  des  Einführungs-Gesetzes  vom  21.  Dezember  1871  Anwendung. 

jf.  2.  Die  in  §.  14,  Absatz  1 der  Gewerbe-Ordnung  vorgeschricbene  Anzeige 
ist,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  (j.  3 dieser  Verordnung,  der  Ortspolizei- 
Behörde  zu  erstatten.  Sie  kann  schriftlich  eingereicht  oder  mündlich  zu  Protokoll 
erklärt  werden. 

Wanderlager  und  andere  Zweig  - Niederlassungen  sind  in  den  Orten,  in 
welchen  sie  errichtet  werden,  besonders  anzuzeigen. 

Die  zum  Beginn  des  Gewerbe-Betriebs  erwirkte  besondere  Genehmigung  (Ge- 
werbe-Ordnung §§.  29  — 34)  entbindet  nicht  von  der  Anzeigepflicht.  Ebenso  müssen 
die  mit  Legitimations-Schein  (Gewerbe-Ordnung  (j.  55)  versehenen  Hausir-Gewerb- 
treibenden  an  jedem  Orte,  an  welchem  sie  ein  stehendes  Gewerbe  selbstständig  aus- 
üben wollen,  der  Orts-Polizeibehörde  gleich  beim  Beginn  davon  Anzeige  machen. 
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3.  Die  Anzeige  von  dem  Beginne  eines  in  §.  I I,  Absatz  2.  §§.  29 — 35 
und  §.  37  der  Gewerbe- Ordnung  genannten  Gewerbes  ist  dem  Bezirks-Amt  zn 
erstatten. 

Die  in  §.  8 der  Vollzugs-Verordnung  vom  3.  November  1S-10  zu  dem  Gesetze 
vom  30.  Juli  IStO  über  die  Fahmissvorsieherung  gegen  Fenersgefahr  Regierungs- 
Blatt  Nr.  XXXVI.  Seite  277)  vorgesehene  Bestätigung  der  Fetierversioherungs- 
Agenten  findet  nicht  mehr  statt.  l>ie  §§  9 nnd  10  dieser  Verordnung  und  §.  1 der 
Verordnung  vom  11.  April  1S6S.  den  Betrieb  von  Loih-Bibliothekon  betreffend  Re- 
gierungs-Blatt Nr.  XXVII.  Seite  1 1 r>  sind  aufgehoben. 

§.  4.  Die  Rohörde  (§.  2 und  3)  hat  (Iber  den  Empfang  der  Anzeige  eine  kurze 
Bescheinigung  nach  anliegendem  Muster  A zu  ertheilen. 

Gleichzeitig  hat  sich  dieselbe  darüber  zu  verlässigen,  ob  der  Gewerbtreibondc 
den  gesetzlichen  F.rfordemissen  zur  Ausübung  des  Gewerbes  Genüge  leiste,  insbe- 
sondere ob  er  den  vorgeschriebenen  Itcßlhigungs  - Nachweis  'Gewerbe -Ordnung 
§§.  30.  31.  34)  oder  die  erforderliche  Approbation,  Konzession.  F.rlaubniss.  Ge- 
nehmignng  (Gewerbe-Ordnung  §§.  29,  30,  32.  33.  34.  42,  43  . oder  den  für  die 
besondere  Art  des  Gewerbe-Betriebs  zn  verlangenden  guten  Leumund  (Gewerbe- 
ordnung §§.  33.  37  besitze. 

Mangeln  dem  Gewerbetreibenden  die  gesetzlichen  F.rfordernisse . so  ist  ihm 
der  Betrieb  durch  das  Bezirks-Amt  zn  untersagen  und  , falls  die  Untersagung  nicht 
befolgt  wird,  im  polizeilichen  Wege  einzuztellen. 

$.  5.  In  Füllen  der  Untersagung  des  Betriebs  kann  der  Gewerbtreibende 
nach  Massgabe  des  §.21.  Ziffer  2 der  Gewerbe-Ordnung  verlangen,  dass  Uber  die 
Statthaftigkeit  der  Untersagung  der  Bezirks-Rath  in  erster  Instanz  mündliche  Ver- 
handlung pflege  und  entscheide.  Der  Rekurs  geht  alsdann  an  das  betreffende 
Ministerinm. 

$.  6.  Sämmtlichc  Anzeigen  sind  in  ein  tabellarisches  Verzeichniss  nach  an- 
liegendem Formular  B.  einzntragen. 

Den  Stener-Behörden  sind  auf  Verlangen  Abschriften  dieses  Verzeichnisses 
mitzutheilen. 

Von  jeder  bei  der  Orts-Polizeibehörde  eingehenden  Anzeige  über  den  Beginn 
eines  Kleinhandels  mit  Wein  ist  alsbald  und  unaufgefordert  sowohl  dem  Bezirks-Amt 
als  dem  Orts-Steuer-Erheber  Nachrirht  zn  geben. 

$.  7.  Der  Antrag  auf  Genehmigung  einer  Gewcrbs-Anlagc  und  die  demselben 
beizufügenden  Zeichnungen,  Pläne  und  Beschreibungen  (Gewerbe-Ordnung  §§.  16, 
17,  23  und  25'  müssen  beim  Bezirks-Amt  in  je  2 vom  Unternehmer  unterschriebenen 
übereinstimmenden  Exemplaren  eingereicht  werden.  Das  eine  Exemplar  der  Vor- 
lage verbleibt  bei  den  amtlichen  Akten . das  andere , mit  amtlicher  Beglaubigung 
der  Uebereinstimmung  versehen,  wird  an  den  Gemeinde-Rath  derjenigen  Gemarkung, 
in  welcher  das  Unternehmen  ausgeführt  worden  soll,  zur  Offenlegung  während  der 
Einsprachefrist  gesendet. 

Der  Gemeinde-Rath  hat  dasselbe  nach  Ablauf  der  Frist  mit  seiner  Bescheini- 
gung über  die  stattgehabte  Offenlegung,  sowie  mit  den  allenfalls  bei  ihm  erhobenen 
Einsprachen,  nnd  mit  seinen  eigenen  Bemerkungen  und  Anträgen  dem  Bezirks-Amt 
wieder  vorznlegen , von  welchem  es  schliesslich  der  an  den  Unternehmer  anszu- 
folgenden  Genehmigungs-Urkunde  beigefügt  wird. 

Die  Genehmigung  der  Anlage  ist  mittelst  einmaliger  Einrückung  in  das  amtliche 
Verkündigungs-Blatt  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

Die  auf  Dampfkessel-Anlagen  oder  Armierungen  an  solchen  bezüglichen  Vor- 
lagen (Gewerbe-Ordnung  §§.  .24  und  25)  sind  gleichfalls  in  je  zwei  Ubereinstim- 
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tuenden  Unterzeichneten  Exemplaren  beim  Bezirks- Amt  eiuzureichen , welches  das 
eine  bei  seinen  Akten  behält , das  andere  beglaubigt  mit  dem  ergehenden  Bescheide 
zurilckgiebt. 

<§.  8.  Bei  den  Stau-Anlagen  filr  Wassertriebwerke  sind  ausser  den  §§.  17 — 22 
der  Gewerbe-Ordnung  die  Vorschriften  der  §§.  1 1 — 13  dor  Mllhlen-Ordnung  vom 
18.  März  1S22.  der  landesherrlichen  Verordnung  vom  II).  April  1840  (iber  Bauten 
in  Öffentlichen  Flüssen  oder  an  deren  Ufern  Regierungs-Blatt  Nr.  IX.  Seite  77  ff.), 
dor  Wasser-Polizei-Ordnung  vom  29.  Oktober  1868  Regierungs-Blatt  Nr.  LXIV. 
Seite  936  u.  f.)  und  die  dazu  ergangenen  Vollzugs-Vorschriften,  soweit  sic  nicht 
mit  den  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ordnung  in  Widerspruch  stehen,  anzuwenden. 

§.  0.  Die  in  dem  Schlusssatz  des  §.  27  der  Gewerbe-Ordnung  erwähnte  Ent- 
scheidung ist  bei  dem  Bezirks-Rath  einzuholeu. 

§.  10.  Die  Gewerbs-Anlagen , welche  nach  dor  Gewerbe-Ordnung  einer  be- 
sondere Genehmigung  bedürfen , bleiben  bezüglich  ihres  Betriebs  der  in  dem  be- 
stehenden Rechte  begründeten  polizeilichen  Aufsicht  unterworfen. 

Bezüglich  der  Ueberwachung  der  Dampfkessel-Anlagen  insbesondere  behält 
es  bei  den  Vorschriften  der  Verordnung  vom  11.  September  1870  ( Gesetzes-  und 
Verordnungs-Blatt  Nr.  LXV.  Seite  668)  ')  sein  Bewenden. 

Bei  Ertheilung  der  Genehmigung  neuer  Dampfkessel-Anlagen  oder  wesent- 
licher Veränderungen  an  solchen  ist  jeweils  nebst  der  Befolgung  der  vom  Bundes- 
Rath  erlassenen  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften  Uber  die  Aulegung  von 
Dampfkesseln  ausdrücklich  zu  bedingen,  dass  die  Anlage  alljährlich  einer  technischen 
Untersuchung  unterworfen  . jeder  dabei  entdeckte  Mangel , wodurch  die  Sicherheit 
des  Arbeits-Personals  oder  der  Umgebung  gefährdet  wird,  sofort  beseitigt  und  der 
Bezirks-Polizeibehörde  der  Nachweis  hierüber  erbracht  werden  muss,  widrigenfalls 
die  Untersuchung  und  die  Abstellung  gefährlicher  Zustände  auf  Kosten  des  In- 
habers der  Anlage  polizeilich  verfügt  würde. 

§.  11.  Ueber  die  Konzessionirung  von  Privatkranken-Anstalten,  Privat-Ent- 
binduugs- und  Privat-Irren- Anstalten  Gewerbe-Ordnung  §.  30,  Absatz  1 beschliesst 
der  Bezirks-Rath  nach  Vernehmung  des  Bezirks-Arztes. 

§.12.  Frauenspersonen,  welche  als  Hebsminen  die  denselben  nach  der 
geltenden  Hebammen-Instruktion  zugewiesenen  geburtshilflichen  Dienste  verrichten 
wollen  Gewerbe-Ordnung  §.  30,  Absatz  2),  müssen  sich  vorher  bei  dem  Bezirks- 
Amte  ihres  Wohnorts  über  den  Besitz  der  erforderlichen  Befähigung  aus  weiten. 

Der  Nachweis  der  Befähigung  muss  in  der  Kegel  durch  das  von  dem  Vorstand 


* Dieselbe  lautet  wie  folgt: 

$.  1.  Jeder  Inhaber  einer  l)ampfke»sel-Anlage  ist  verdichtet,  dieselbe  mindestens 
einmal  ira  Jahr  durcli  einen  amtlich  hiezu  als  befähigt  anerkannten  Hachverständigen  un- 
tersuchen und  alle  dabei  aufgefundenen , die  Sicherheit  des  Arbeits-Personals  oder  der 
Nachbarschaft  gefährdenden  Mängel  unverzüglich  beseitigen  zu  lassen. 

#.  2.  Die  Nachweise  hierüber  sind  dem  Bezirks-Amte  vorzulegen 

Wenn  dieselben  innerhalb  amtlich  bestimmter  Frist  nicht  erbracht  sind,  su  werden 
die  erforderlichen  Untersuchungen  auf  Kosten  des  Dampfkessel  - Inhabers  durch  einen 
Techniker,  welchen  das  Bezirks-Amt  ernennt,  vorgenummen. 

Hat  der  Inhaber  der  Dampfkessel-Anlage  die  nöthigen  Verbesserungen  nicht  inner- 
halb amtlich  bestimmter  Frist  zur  Ausführung  gebracht,  so  lässt  das  Bezirks-Amt  den  Be- 
trieb der  Anlage  einstellen. 

j§.  8.  Die  Bezirks-Aerater  haben  über  sümmtliche  Dampfkessel-Anlagen  ihres  Bezirks 
vollständige  Verzeichnisse  nach  anliegendem  Muster  zu  führen,  die  nüthigenfalls  getroffenen 
Anordnungen  in  denselben  vorzumerken  und  am  Jahresschlüsse  ein  Duplikat  anher  einzu- 
senden. 


§§.  12—17.  Kaden.  Verordnung  vom  2tf.  Dezember  IH7I.  2f)9 

einer  der  im  Grossherzogthum  bestellenden  öffentlichen  Hebammenschulen  ausge- 
stellte Zeugniss  erbracht  werden , dass  die  betreffende  Frauensperson  nach  der  in 
der  Anstalt  abgelegten  Prüfung  im  Besitze  der  zum  Berufe  einer  Hebamme  uötbigeu 
körperlichen  Eigenschaften , Kenntnisse  und  Fertigkeiten  sei.  Inwieweit  von  den 
Behörden  eines  Deutschen  Bundes-Staates  ausgestellte  Zeugnisse  für  geuttgeud  zu  ei  - 
achten  sind,  entscheidet  das  Ministerium  des  Innern. 

$.  13.  Schauspiel-1  Unternehmern  wird  die  Krlaubuiss  zum  Betrieb  ihres  Ge- 
werbes von  demjenigen  Landes-Kommissär.  in  dessen  Bezirk  sie  ihren  Wohnsitz 
haben,  für  den  ganzen  Geltungs-Bereich  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  ertheilt. 

Trügt  der  Landes- Kommissär  Bedenken,  die  Krlaubniss  zu  ertheilen,  zo  ver- 
weist er  das  Gesuch  zur  mündlichen  Verhandlung  vor  dem  Bezirks-Kath  seines 
dienstlichen  Wohnsitzes. 

ft.  U.  Wer  eine  Gastwirthschaft,  Schankwirthschaft  oder  den  Kleinhandel 
mit  Branntwein  oder  Spiritus  betreiben  will,  hat  das  Gesuch  um  Frtheilung  der  hier- 
zu erforderlichen  Krlaubniss  bei  dem  Gemeinde-Käthe  der  Gemeinde , in  welcher 
er  das  Geschäft  betreiben  will , schriftlich  einzureichen  und  zugleich  Zeugnisse  der 
Orts-Polizeibehörde  seines  Wohnortes  über  seinen  Leumund  vorzulegen.  Ausserdem 
ist  in  dem  Gesuche  das  Lokal  zu  bezeichnen  und  näher  zu  beschreiben,  in  welchem 
das  Geschäft  betrieben  werden  soll.  Bei  Gesuchen  um  Krlaubniss  zum  Betrieb  der 
Gastwirthschaft  ist  auch  die  Zahl  der  zur  Beherbergung  bestimmten  Zimmer  und 
Betten  anzugeben. 

Bei  Gesuchen  um  Krlaubniss  znm  Betrieb  der  Schankwirthschaft  ist  zu  er- 
klären , ob  auch  Branntwein  ausgeschenkt  werden  will,  bejahendenfalls  sowie  auch 
bei  Gesuchen  um  Krlaubniss  zum  Kleiuverkanf  von  Branntwein  und  Spiritus  hat 
der  Bittsteller  in  seinem  Gesuch  darzuthnn  , inwiefern  die  Krlaubniss  zum  Aus- 
schank oder  Verkauf  des  Branntweins  und  Spiritus  einem  Bedürfniss  des  Publikums 
entspricht, 

ft.  15.  Der  Gemeinde-Rath  hat  nach  Kinkunft  des  schriftlichen  Gesuchs  dessen 
wesentlichen  Inhalt  (Namen  des  Bewerbers.  Lokal,  Art  des  Geschäfts]  durch  An- 
schlag an  dem  Gemeinde-Hanse  zur  öffentlichen  Kenntniss  zu  bringen.  Ktwaige  Ein- 
sprachen gegen  Gewährung  des  Gesuches  sind  innerhalb  8 Tagen  nach  erfolgtem 
Anschläge  hei  Ausschlussvermeiden  bei  dem  Gemeinde-Rath  vorzubringen. 

Nach  Ablauf  der  achttägigen  Frist  sendet  der  Gemeinde-Ratli  das  Gesuch  dem 
Bezirks-Amte  ein  und  fügt  hinzu  : 

1 . eine  ordnungsmässige  Bescheinigung  Uber  Zeit  und  Dauer  des  Anschlags  an  dem 
Gemeinde-Hanse ; 

2 . die  etwa  eingekommenen  Einsprachen ; 

3.  sein  eigenes  Gutachten  darüber,  ob  etwa  die  Krlaubniss  wegen  gesetzlicher 
Mängel  in  der  Persönlichkeit  des  Bittstellers  oder  wegen  ungeeigneter  Be- 
schaffenheit oder  Lage  des  Lokals  zu  versagen  sei. 

Ist  die  Erlaubniss  zum  Ausschank  oder  Verkauf  von  Branntwein  nachgesucht, 
so  spricht  sich  der  Gemeinde-Rath  zugleich  darüber  ans,  ob  die  Ertheilnng  der  Er- 
laubniss einem  Bedürfnis»  des  Publikums  entspricht. 

ft.  16.  lieber  die  Ertheilnng  oder  Entziehung  der  Erlaubniss  (§§.  33  und 
53,  Absatz  2 der  Gewerbe -Ordnung  heschliesst  der  Bezirks- Rath  in  öffentlicher 
Sitzung. 

ft.  17.  E>ie  Erlaubniss  zum  Betrieb  einer  Gastwirthschaft  verleiht  das  Recht 
der  Beherbergung  und  der  Verabreichung  von  Getränken  jeder  Art. 

Die  Erlaubniss  zum  Betriebe  einer  Schankwirthschaft  verleiht  das  Recht 
zum  Ausschank  von  Getränken  aller  Art  mit  Ausnahme  des  Branntweins.  Soll  auch 
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Branntwein  verabreicht  werden  dürfen , 8«  ist  die  Erlaubnis«  hiezu  besonder»  zu 
erwirken. 

Sie  wird  nur  auf  den  Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  des  Publikums 
ertheilt. 

Zu  den  Schankwirthschaften  gehören  namentlich  auch  die  sogenannten 
italienischen  Keller,  Kaffeehäuser,  Konditoreien,  in  welchen  geistige  Getränke  aus- 
geschenkt  werden. 

Zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus  wird  der  Verkauf  in  Mengen 
unter  einem  halben  Liter  gerechnet.  Die  Erlaubnis»  hierzu  wird  nur  auf  den  Nach- 
weis eines  vorhandenen  Bedürfnisses  des  Publikums  ertheilt. 

§.  18.  Die  bisher  erthcilten  Konzessionen  bleiben  in  Wirksamkeit ; die  In- 
haber beschränkter  Wirthschaftsrechte  sind  vom  1.  Januar  1872  zum  Betrieb  der 
Schankwirthschaft  in  dem  im  §.  17  bestimmten  Umfang  berechtigt,  haben  aber  dem 
Bezirks- Amte  Anzeige  zu  erstatten,  und  die  vorgeschriebene  Taxe  abzüglich  der  von 
ihnen  bereits  für  ihre  Konzession  entrichteten  Summe  zu  bezahlen. 

tj.  10.  Dur  Orts-Polizeibehörde  müssen  Wirtlie  und  Kleinhändler  mit  Brannt- 
wein oder  Spiritus  schriftlich  anzeigen  : 

1.  jede  Aenderung  des  Geschäftiokals  mit  Angabe  und  Beschreibung  des  neuen 
Lokals ; 

2.  jede  Einstellung  des  Betriebs,  welche  sich  auf  die  Zeitdauer  vou  mehr  als  4 
Wochen  erstreckt  und  die  nach  einer  solchen  Einstellung  erfolgte  Wiedereröff- 
nung des  Betriebs ; 

3.  das  Ableben  des  Berechtigten  unter  Bezeichnung  der  das  Geschäft  fortsetzeudeii 
Wittwe  oder  Stellvertreter  minderjähriger  Erben  Gewerbe-Ordnung  §.  4H) . 

Die  Orts-Polizeibehörde  hat  diese  Anzeigen  dem  Bezirks-Amte  zu  übersenden 
und  zugleich  darüber  sich  auszusprechen , ob  etwa  das  neue  Lokal  wegen  unge- 
eigneter Beschaffenheit  oder  Lage  zu  beanstanden  sei. 

20.  Soll  die  Berechtigung  zum  Betrieb  einer  Wirthschaft  oder  zum  Klein- 
handel mit  Branntwein  oder  Spiritus  durch  einen  Stellvertreter  ausgeübt  werdeu 
(§.  45  der  Gewerbe-Ordnung, . so  ist  das  Gesuch  um  Zulassung  dieses  Stellver- 
treters unter  Vorlage  eines  Leumundszeugnisses  bei  dem  Gemeinde-Rath  einzureichen 
und  von  diesem  mit  gutächtlicher  Aeusserung  dem  Bezirks- Amt  vorzulegen. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Personen,  welche  ein  reales  Wirthschaftsrechl 
ausüben  wollen. 

Dem  Gesuche  sind  die  auf  den  Erwerb  oder  Pacht  des  Realrechts  bezüglichen 
Urkunden  beizulegen. 

jf.  21.  Die  Bezirks- Aemter  haben  Uber  sämmtliche  Wirthschaften  und  Be- 
rechtigungen zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus  eine  nach  Gemeinden  ge- 
ordnete Tabelle  zu  führen,  in  welche  die  Namen  der  Berechtigten,  der  Umfang  der 
Berechtigung,  das  Lokal  zum  Geschäfts -Betrieb,  die  Einstellung  und  Wieder-Er- 
öffhung  des  Betriebs  und  das  Erlöschen  der  Berechtigung  zu  verzeichnen  sind 
(Muster-Formular  C.) . 

Ueber  die  Ertheilung  der  Erlaubniss  zum  Betrieb  einer  Wirthschaft  und  über 
die  Anzeigen  in  den  Fällen  des  §.  18  haben  die  Bezirks-Aemter  jeweils  der  be- 
treffenden Ober-Einnehmerei  (Haupt-Stener-Amt)  alsbald  Mittheilung  zu  machen. 

$.  22.  Die  Errichtung  von  Kehr-Bezirken  wird  von  dem  Ministerium  des 
Innern  angeordnet. 

Die  zur  Zeit  bestehenden  Kaminfeger-Bezirke  bleiben  bis  auf  Weiteres  als 
Kehr-Bezirke  bestehen. 
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Die  Ernennung  und  Entlassung  der  Kaminfeger , ihre  Hechte  und  Pflichten 
richten  sich  nach  der  Verordnung  vom  21.  August  1842  und  den  Nachträgen  hierzu. 
Nach  diesen  Bestimmungen  regeln  sich  auch  die  Taxen,  solange  nicht  auf  Grund 
des  §.  7 7 der  Gewerbe- Ordnung  eine  Aenderung  beschlossen  wird.  Solche 
Aenderungun  bedürfen  der  Genehmigung  des  Gemeinde-Raths  beziehungsweise  des 
Bezirks-Raths. 

Das  Badische  Staats-  Bürgerrecht  und  das  Gemeinde-Bürgerrecht  sind  fttr  die 
Bewerber  um  eine  erledigte  Kaminfeger-Stelle  nicht  mehr  erforderlich. 

§.  23.  Wenn  die  Orts-Polizeibehördu  Bedenken  trägt,  die  Erlaubnis  zur 
gewerbsmässigen  öffentlichen  Verbreitung  von  Schriften  oder  Bildwerken  (Gewerbe- 
ordnung §.  43)  zu  ertheilen , so  hat  sie  das  Gesuch  dem  Bezirks-Kath  zur  Ent- 
scheidung vorzulegen. 

Die  Legitimations-Scheine  sind  nach  anliegendem  Fomular  D.  auszufertigen. 

#.  24-  Den  inländischen  Handels-Reisenden  werden  für  den  in  §.  44  der  Ge- 
werbe - Ordnung  bezeichnten  Geschäftsbetrieb  statt  der  Legitimatious  - Scheine 
durch  die  Bezirks-Aemter  Gewerbe-Legitimations-Karten  nach  dem  in  Nr.  LI.  Seite 
510  des  Regierungs-Blatts  vom  Jahr  1867  und  inNr.  XIX. Seite  345  desGesetzes- 
und  Verordnungs-Blatts  vom  Jahr  1860  vorgezeichneten  Muster  ertheilt,  welche 
ihnen  sowohl  im  Grossherzogthum,  als  im  übrigen  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  und 
in  denjenigen  Staaten,  mit  welchen  hierüber  Vereinbarungen  getroffen  sind,  als  Ans- 
weis dienen. 

Die  ausserhalb  des  Deutschen  Reichs  ansässigen  Handels-Reisenden  haben, 
sofern  nicht  Staats-Verträge  ein  Anderes  bestimmen,  für  den  vorgenannten  Geschäfts- 
betrieb im  Grossherzogthum  sich  bei  einem  inländischen  Bezirks-Amt  einen  Legiti- 
mations-Schein zu  erwirken , welcher  in  der  Form  der  bisherigen  Handels-Patente 
iRegiernngs-Blatt  1867  Nr.  IU.  Seite  13)  nach  Entrichtung  der  Sporteln  und  der 
Gewerb-Steuer  (Patenttaxej  anszufertigen  ist. 

Die  Handels-Reisenden  haben  diese  Ausweise  während  der  Ausübung  des  Ge- 
werbe-Betriebes bei  Bich  zu  führen  und  auf  Verlangen  den  Behörden  und  deniStcuer- 
Aufsichts-Personal  vorzuzeigen. 

Ueber  die  an  Handels- Reisende  ausgestellten  Ausweise  ist  ciu  tabellarisches 
Verzeichniss  nach  Formular  E.  zu  fuhren. 

25.  Auf  1 Handels  -Reisende,  welche  Waarcn  zum  liausirweisen  Absatz 
mit  sich  führen  wollen , finden  nur  die  Bestimmungen  Uber  den  Gewerbe-Betrieb  im 
llmherziehen  (Titel  HL  der  Gewerbe-Ordnung,  §§.  28  ff.  gegenwärtiger  Verordnung) 
Anwendung. 

26.  Die  Untersagung  der  ferneren  Benützung  einer  gewerblichen  Anlage 
wegen  überwiegender  Nachtheile  und  Gefahren  für  das  Gemeinwohl  [Gewerbe- 
ordnung §.  51)  wird  von  dem  Bezirks-Kath  ausgesprochen. 

§.  27.  lieber  die  Zurücknahme  der  Approbation  von  Aerzten , Apothekern 
u.  s.  w.  (Gewerbe-Ordnung  §§.  29,  53)  entscheidet  das  Ministerium  des  Innern. 

Der  Rekurs  geht  an  den  Verwaltungs-Gerichtshof. 

§.  28.  Der  Hausirhandel  mit  Vieh  fällt  nicht  unter  die  Ausnahme-Bestimmung 
im  letzten  Absatz  des  § 55  der  Gewerbe-Ordnung  und  darf  nur  mit  einem  Legiti- 
mations-Schein betrieben  werden. 

Der  Hausirhandel  mit  Geflügel  innerhalb  der  polizeilich  bestimmten  Umgegend 
des  Wohnorts  (§.  30)  wird  den  in  §.  58,  Ziffer  2 der  Gewerbe-Ordnung  erwähnten 
Beschäftigungen  gleichgestellt. 
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§.  29.  Die  Erth  eilang  des  Legitimations-Scheins  zmu  Gewerbe  - Betrieb  im 
Umherzichen  (Gewerbe-Ordnung  §§.  55,  57,  5b)  erfolgt,  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmung des  §.'34  : 

a.  in  den  Fällen  den  tj.  5b,  Ziffer  I und  2 der  Gewerbe-Ordnung  durch  die  Orts- 
Polizeibehörde, 

b.  in  allen  andern  Fällen  durch  das  Bezirks- Amt  des  Orts,  wo  der  Getverbtreibende 
seinen  Wohnsitz  hat. 

(§.  30.  Die  in  §.  58,  Ziffer  2 der  Gewerbe-Ordnung  vorbehaltene  Bestimmung 
Uber  den  Umgebungskreis  der  Ortschaften  , fflr  welchen  den  daselbst  wohnhaften 
Gewerbtreibenden  der  Legitimations-Schein  zum  Verkauf  von  Gegenständen  des 
Wochenmarkt -Verkehre  und  zum  Anerbieten  gewerblicher  Leistungen  durch  die 
Orts-Polizeibehörde  zu  ertheilen  ist , hat  das  Bezirks-Amt  zu  treffen , wobei  das- 
selbe eine  Entfernung  von  2 Meilen  vom  Mittelpunkte  des  Wohnortes  als  äusseretes 
Mass  einzuhalten  hat.  Zu  einer  weiteren  Ausdehnung  ist  die  Genehmigung  des 
Landes-Kommissärs  einzuholen. 

#.  31.  Gesuche  um  einen  Legitimations-Schein  können  auch  in  den  Fällen,  in 
welchen  das  Bezirks-Amt  zur  Ertbeilung  zuständig  ist,  mtlndlich  oder  schriftlich 
bei  der  Orts- Polizeibehörde  angebracht  werden,  welche  dieselben  alsbald  mit  be- 
richtlichcr  Aeusseruug  Uber  das  Vorhandensein  gesetzlicher  Hinderungs-Gründe  (Ge- 
werbe-Ordnnng  §.  57  und  §.  59,  Absatz  2 dem  Bezirks-Amt  vorzulegen  hat. 

32.  Die  Legitimations-Scheine  werden  fUr  Einheimische  und  Fremde  nach 
den  anliegenden  Formularen  F.,  G.  und  H.  auf  gestempelten  Impressen  aus- 
gefertigt, welche  die  Behörden  von  der  Grossherzoglichen  Steuer- Verwaltung  zu  be- 
ziehen haben. 

Es  ist  zu  verwenden : 

a.  Formular  F.  in  den  Fällen  des  §.  58  Ziffer  2 der  Gewerbe-Ordnung, 

b.  Formular  G.  in  den  Fälleu  des  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung, 

o.  Formular  II.  in  allen  andern  Fällen. 

*•  33.  Personen,  welche  von  einer  im  Geltungsbereich  der  Deutschen  Ge- 
werbe-Ordnung hiefilr  zuständigen  nichtbadischen  Behörde  einen  gültigen  Legiti- 
mations-Schein besitzen  , sind  damit  ftlr  die  Zeit,  ftlr  welche  sie  ihre  hierlttndische 
Stener  (Gewerb-Steucr-Taxe)  entrichten,  auch  innerhalb  des  Grossherzogthums  zum 
Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  befugt. 

In  den  Fällen  des  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung  jedoch  haben  auch  diese  Ge- 
werbtreibenden die  Ausdehnung  ihres  heimathlichen  Legitimations-Scheines  ftlr 
jeden  Badischen  Amts-Bezirk  gemäss  §.  60,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung  bei  den 
zuständigen  inländischen  Behörden  besonders  nachzusuchen.  Die  fremden  Uausirer 
mflssen  ilire  hierländische  Gewerb-Steuer  sogleich  boirn  Betreten  des  Grossherzog- 
thums  für  die  Dauer  ihres  hier  beabsichtigten  Gewerbe-Betriebs  oder  mindestens 
für  einen  Monat  zum  Voraus  entrichten,  worüber  ihnen  Quittung  in  den  Legitima- 
tions-Schein eingetragen  wird. 

Will  ein  Hausirer  seinen  Gewerbe  - Betrieb  im  Grossherzogthum  über  die 
Zeit,  für  welche  er  die  Steuer  entrichtet  hat,  fortsetzen , so  muss  er  spätestens 
am  ersten  Tag  nach  deren  Ablauf  seiner  desfallsigen  weiteren  Steuerpflicht  genügen. 

Das  Aufsichts-Personal  ist  anzuweisen,  die  fremden  Gewerbtreibenden  beim 
ersten  Betreten  des  Landes  auf  ihre  vorgenannten  Obliegenheiten  und  die  Strafen  der 
Defraudation  aufmerksam  zu  machen. 

$.  34.  Eine  ausserhalb  des  Geltungsbereichs  der  Deutschen  Gewerbe-Ord- 
nung ansässige  Person,  welche  innerhalb  desselben  und  zwar  erstmals  im  Grossher- 
thinn  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  betreiben  will , muss  hiezu,  falls  sic  sich  nicht 
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lediglich  in  den  an  ihre  Heimath  grenzenden  Ortschaften  des  diesseitigen  Staats-Gebiets 
mit  dem  Verkauf  oder  Ankauf  roher  Erzeugnisse  der  Land-  and  Forstwirtschaft, 
des  Garten-  und  Obstbaues  befasst  , einen  Legitimations-Schein  bei  demjenigen  Gross- 
herzoglichen  Bezirks-Amt  erwirken,  dessen  Verwaltungs-Bezirk  an  ihren  Heimath- 
Staat  angrenzt  oder  von  ihr  bei  ihrem  Eintreffen  im  Geltungsbereich  der  Gewerbe- 
ordnung zuerst  betreten  wird.  Der  Legitimations-Schein  darf  nur  dann  ertheilt 
werden,  wenn  der  dämm  nachsuchende  Ausländer  sich  in  keinem  der  Fälle  des  §. 
57,  Ziffer  1 bis  1 der  Gewerbe-Ordnung  befindet,  und  nur  insoweit,  als  derselbe  in 
seinem  eigenen  Heimat-Staat  zur  Ausübung  seines  Hausir-Gewerbes  befugt  ist,  wor- 
über er  die  erforderlichen  Nachweise  zu  erbringen  hat. 

Die  Vorschriften  der  §§.  20  und  21  der  Gewerbe-Ordnung  sind  hier  nicht  an- 
wendbar. 

Steht  der  Erteilung  eines  Legitimations-Scheins  kein  Bedenken  entgegen,  so 
behändigt  das  Bezirks-Amt  dem  ausländischen  Hausirer,  ausser  deriu  I.  §.  8 Satz 
2 der  Verordnung  des  Finanz-Ministeriums  vom  3. November  1866  vorgeschriebenen 
Anweisung  zur  Sportelzahlnng,  vorerst  nur  eine  Improsse  des  Legitimations-Scheins, 
in  welcher  bereits  Namen,  Heimath,  Signalement,  Art  des  beabsichtigten  Gewerbe- 
Betriebs  eingetragen  und  die  Sporteln  sowie  die  Gewerb-Steuertaxe  konstatirt,  die 
Unterschrift  des  Beamten  aber  sowie  die  Nummer,  das  Datum  und  das  Amtssiegel 
noch  weggelassen  sind,  mit  der  Weisung,  die  Papiere  dem  Orts-Steuer-Erheber  vor- 
zulegen, an  diesen  sofort  die  Sporteln  und  Taxen  zu  bezahlen  und  sodann  mit  dessen 
Quittung  die  Papiere  dem  Bezirks- Amt  wieder  vorzulegen. 

Erst  nachdem  dies  geschehen,  wird  der  Legitimations-Schein  mit  »Nummer, 
Datum,  Unterschrift  des  Beamten  und  Siegel  versehen  und  dem  Hausirer  zum  Be- 
ginn des  Geschäfts-Betriebs  ausgefolgt. 

Im  Uebrigen  finden  die  Bestimmungen  des  §.  33  Anwendung. 

§.  35.  Erachtet  das  Bezirks-Amt,  daBS  die  nachgesuchte  Ertheilung  oder  Aus- 
dehnung eines  Legitimations-Scheins  zu  versagen  sei  (Gewerbe-Ordnung  §§.  57,  59, 
Abs.  2 und  §.  60,  Abs.  2),  so  hat  es  auf  Verlangen  des  Nachsuchenden  die  Sache 
zur  mündlichen  Verhandlung  und  Entscheidung  in  erster  Instanz  vor  den  Bezirks- 
Rath  zu  bringen. 

$.  36.  Die  Behörden  haben  über  die  von  ihnen  ertheilten,  beziehungsweise  auf 
ihren  Bezirk  ausgedehnten  Legitimations-Scheine  tabellarische  Verzeichnisse  nach 
Formular  J.  zu  führen. 

$.  37.  Personen,  welche  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  betreiben,  dürfen  bei 
Ausübung  desselben  Häuser  zur  Nachtzeit  oder  gegen  das  Verbot  der  Bewohner 
nicht  betreten. 

Zuwiderhandlungen  werden  nach  §.134  des  Polizei-Strafgesetzbuches  bestraft. 

$.  38.  Zum  Betrieb  des  Handels  auf  Messen  und  Märkten  ist  eine  besondere 
Legitimation  nicht  erforderlich. 

Dagegen  sind  die  Bestimmungen  des  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung  auf  die  dort 
genannten  Gewerbe  auch,  soweit  sie  auf  Messen  und  Märkten  betrieben  werden,  in 
Anwendung  zu  bringen. 

§.  30.  Für  Messen  und  Jahrmärkte,  einschliesslich  der  Viebmärkte,  hat  nach 
Vernehmung  der  Gemeinde-Behörden  der  benachbarten  Marktorte  das  Handels- 
Ministerium,  für  Wochemnärkte  der  Bezirks- Rath  die  Zahl,  Zeit  und  Dauer  derselben 
festzusetzen. 

Der  Bezirks-Rath  hat  anch  darüber  Bestimmung  zu  treffen,  welche  Gegenstände 
ausser  den  in  §.  66  der  Gewerbe-Ordnung  genannten  zu  den  Wochenmarkt-Artikcln 
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gehören,  und  auf  welche  Gegenstände  in  den  Fällen  des  §.  70  der  Marktverkehr 
erweitert  werden  darf. 

&.  *o.  Insoweit  die  Erhöhung  der  in  eine  Innung  zu  entrichtenden  Antritts- 
Gelder  (Gewerbe-Ordnung  §.  85)  und  die  Aenderung  der  Innuugs-Statuteu  (Ge- 
werbe-Ordnung §.  92)  an  höhere  Genehmigung  gebunden  ist,  beschliesst  hierllbor 
der  Bezirks-Kath. 

Derselbe  entscheidet  als  Rekurs-Behörde  die  Streitigkeiten  Uber  die  Aufnahme 
und  Ausschlicssung  von  Genossen,  tlbor  die  Wahl  der  Vorstände  und  über  die  Rechte 
und  Pflichten  der  letzteren  (Gewerbe-Ordnung  §.  95). 

Er  genehmigt  die  Orts-Statuten  Uber  gewerbliche  Gegenstände  (Gewerbe-Ord- 
nnng  §.  142)  und  legt  Abschrift  derselben  mit  den  Akten  dem  Handels-Ministerium 
vor. 

Die  Genehmigung  der  Auflösung  einer  Innung  (Gewerbe-Ordnung  §.  93),  die 
Entscheidung  Uber  die  hiebei  zwischen  der  Ortsgemeinde  und  der  Innung  ent- 
stehenden Differenzen  (Gewerbe-Ordnung  tj.  94,  Absatz  4),  die  Ertheilung  von 
Korporations-Rechten  an  die  mit  einer  aufgelösten  Innung  bisher  verbundenen 
Institute  (Gewerbe-Ordnung  §.  94,  Absatz  5),  desgleichen  die  Bestätigung  der 
Statuten  neuer  Innungen  (Gewerbe-Ordnung  §.  97)  und  neuer  gewerblicher  Hülfs- 
Kassen  (Gewerbe-Ordnung  §.  140)  bleibt  dem  Handels-Ministerium  Vorbehalten. 

41.  Die  in  §.  108,  Abs.  2,  in  §.  113,  Abs.  I und  in  §.  124  der  Gewerbe- 
ordnung bezeichneten  Geschäfte  der  Gemeinde-Behörde  sind  durch  das  Bürger- 
meister-Amt  zu  besorgen. 

42.  Wenn  die  Orts-Polizeibehörde  ausnahmsweise  eine  Verlängerung  der 
fUr  jugendliche  Arbeiter  zulässigen  Arbeitszeit  gestattet  (Gewerbe-Ordnung  §.  128, 
Absatz  4),  so  hat  sie  hievon  unter  Angabe  der  Gründe  und  der  Dauer  der  Erlaub- 
nis dem  Bezirks-Amt  alsbald*  Anzeige  zu  erstatten. 

$.  43.  In  jedem  Bezirk,  in  welchem  Fabriken  vorhanden  sind,  ernennt  der 
Bezirks-Rath  eine  genügende  Anzahl  von  Inspektoren  aus  seiner  Mitte  oder  aus  der 
Zahl  sonstiger  ihm  befähigt  erscheinender  Personen,  welche  sich  von  den  Zuständen 
der  jugendlichen  Arbeiter  in  den  Fabriken  persönlich  zu  unterrichten  und  das 
Bezirks-Amt  in  der  Aufsicht  Uber  die  Ausführung  der  in  den  §§.  128  bis  133  der 
Gewerbe-Ordnung  enthaltenen  Bestimmungen,  sowie  in  der  Abstellung  der  wahrge- 
nommenen Missstäude  zu  unterstützen  haben. 

Das  Amt  eines  Fabrik-Inspektors  ist  ein  unbesoldetes  Ehrenamt. 

44.  Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  am  1 . Januar  1872  in  Wirksamkeit. 

Vom  gleichen  Tage  an  sind  aufgehoben  : 

1.  die  Vollzugs- Verordnung  vom  24.  September  1862  zum  Gewerbe-Gesetz  vom 
20.  desselben  Monats  (Regierungs-Blatt  Nr.  XLV.,  Seite  417)  ; 

2.  die  Verordnung  vom  16.  August  1865  Uber  die  Ausübung  der  Thierheilkunde 
(Regierungs-Blatt  Nr.  XLIV.,  S.  581); 

3.  die  Verordnung  vom  10.  November  1865  über  die  Vornahme  ärztlicher,  wund- 
ärztlicher oder  hebärztlicher  Verrichtungen  (Regierungs-Blatt  Nr.  LU1.,  Seite 
663  und  folgende)  ; 

4.  die  Verordnungen  vom  1.  Üezembcrl866  (Zentral- Verordnungs-Blatt  Nr.  XXIV'., 
Seite  120),  vom  11.  Oktober  1867  (Zentral-Verordnungs-Blatt Nr.  XX.,  Seite9S) 
und  vom  4.  Juli  1870  (Gesetzes-  und  Verordnungs-Blatt  Nr.  LI.,  Seite  621), 
die  Vorstellungen  reisender  Musikanten  und  Schauspieler  betreffend ; 

5.  die  Verordnung  vom  4.  Juni  1870,  den  Vollzug  des  Gesetzes  Uber  den  Betrieb 
von  Wirtschaften  und  den  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken  betreffend  (Ge- 
setzes- und  Verordnungs-Blatt  Nr.  XXXIX.,  Seite  479  und  folgende; ; 
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6.  die  Verordnung  vom  13.  Januar  1867  tlbcr  den  Geschäfts-Betrieb  der  Handels- 
Reisenden  (Regierungs-Blatt  Nr.  III..  Seite  9 und  folgende)  ; 

7.  die  Verordnungen  vom  7.  Mai  1863  und  vom  14.  November  1865,  die  Aus- 
stellung von  Hausir  - Ausweisen  betreffend  (Zentral- Verordnungs- Blatt  1863 
Nr.  X.,  Seite  45  und  folgende,  und  1565  Nr.  XXXIII.,  Seite  215); 

8.  die  Verordnung  vom  14.  März  1863  über  die  Besteuerung  der  Ausländer,  welche 
im  Grossherzogthum  ein  Hausir-Gewerbe  betreiben  (Zentral-Verordnunga-Blatt 
Nr.  X,,  Seite  5t) ; 

9.  die  Verordnung  vom  26.  Januar  1867,  betreffend  die  Besteuerung  der  Auslän- 
der, welche  Hansir-Handel  mit  Vieh  oder  Pferden  treiben  (Zentral-Verordnungs- 
Blatt  Nr.  111.,  Seite  12  u.  f.;. 

Uebergangs-Bestimmung. 

j§.  45.  Innerhalb  des  Grossherzogthums  behalten  die  nach  den  seitherigen 
Vorschriften  ausgestellten  Hausir-Ausweise  auf  den  Rest  der  Zeit,  für  welche  sie 
ertheilt  sind,  ihre  Gültigkeit. 

Den  Bestimmungen  der  §§.  56,  59  bis  62  der  Gewerbe-Ordnung,  sowie  des 
§.  37  gegenwärtiger  Verordnung  sind  auch  die  Inhaber  solcher  Hausir-Ausweise 
unterworfen. 

Eine  Verlängerung  der  ablaufenden  Hausir-Ausweise  darf  nur  noch  in  den 
ersten  drei  Monaten  des  Jahres  1872  aus  dringenden  Gründen  und  nur  auf  so  lange 
bewilligt  werdeu,  als  zur  Beschaffung  eines  neuen  Legitimations-Scheins  unumgäng- 
lich nüthig  ist. 


Beilagen  zur  Verordnung  vom  26.  Dezember  1871. 

Die  Einführung  und  den  Vollzug  der  Deutschen  Gewerbe-Ord- 
nung im  Grossherzogthum  Baden  betreffend. 


Formular  A.  (Verordn.  §.  4.) 

(Vor-  und  Zuname)  ....  aus  ....  (Heimath)  ....  hat  unter  dem  .... 

■ Datum)  ....  die  Anzeige  anher  erstattet,  dass  er  in  ....  (Ort  und  bei  Press- 
gewerben Lokal)  ....  vom  ....  (Zeit  des  Gescbäftsanfangs)  ....  an  das 
Gewerbe  ....  betreibe,  worüber  demselben  gemäss  §.  15,  Absatz  1 der  Deut- 
schen Gewerbe-Ordnung  gegenwärtige  Bescheinigung  ertheilt  wird. 

....  den  . . ten  ....  18  . . 

....  (Behörde)  .... 


IS* 
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Formular  B.  (Verordn..  §.  6.) 


Tabelle 


Ober  die  im  Jahre  18  . . bei  . . (Behörde)  . . erstatteten  Ge  werbs- Anzeigen. 


o 


Des  Oewerb treibenden 

Ge- 

werbe. 

Lokal. 

Tag  Tag  der 

der  Beschei- 

Anzeige.  . nigung. 

Einstellung  des 
Betriebs  und  sonstige 
Bemerkungen. 

Vor-  und 
Zunamen. 

Heimath. 

1 

FormularC.  Verordn.  §.  21.) 

Tabelle 

Uber  die  in  der  Gemeinde  ....  Amts-Bezirk  ....  bestehenden  Wirtschaften 
und  zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus  berechtigten  Geschäfte. 


2 dt^r  Fr-  ^ or"  UQd  Umfang  Lokal 

tSI  i u • : Zunamen  | der  Be-  1 zum  Ge- 
^'Uubmss-;  des  Be  | rfichti_  schäfts_ 

5 lung1  gung.  betrieb. 

Einstel- 
lung des 
j Betriebs. 

Wieder- 
Eröffnung 
des  Be- 
Betriebs. 

Erlöschen 
der  Be- 
rechti- 
gung. 

Bemer- 

kungen. 

1 1 1 1 l 

, 

1 

1 

Formular  D.  (Verordn.  §.  23.) 

Legitimations-Schein. 

Dem  ....  aug  ....  Jahre  alt.  wird  die  ortspolizeiliche  Erlaubnis«  zum 
gewerbsmässigen  Anschlägen,  Verkaufen,  Vertheilen,  Anheften  von  Druckschriften, 
andern  Schriften  oder  Bildwerken  auf  den  öffentlichen  Wegen,  Strassen,  Plätzen 
und  andern  öffentlichen  Orten  der  Gemeinde  ....  ftlr  das  laufende  Jahr  ertheilt. 
....  den  . . ten  ....  IS  . . 


Tabelle 


Formular  E. 


Uber  die  im  Jahre  18  . . von  Grossherzoglichem  Bezirks-Amt  . . . . an  Handels- 
Reisende  ausgestellten  G e werbe- Legitimations- Karten  und  Handels- 

Patente. 


Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §.  44  j Vollzugs- Verordnung  vom2ti.  Dezember  1871  §.  24.) 


T a g der  Art  des 
\ j Ausstel-  i Aus- 

i Vor-  und 
Zunamen 
des  Bei-  ■ 
senden,  | 

Wohn-  Firmen 

Geschäfts-  1 g!in 
zweite. 

Be- 

mer- 

kun- 

gen. 

£ lung.  | weises. 

der  vom  Reisenden  vertretenen  Häuser. 

1 1 1 

! 

1 1 1 
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Inhalt  der  ersten  Seite. 


Formular  F.  Verordn.  §.  32.  a.) 


IS’«  k 14 

bog  * ~ C c 

3 1 s 3 £ ,i 


c iS  -5  b*  *ß 
~ .H  “2-5  c 

"5  55  oe  c 


h 0/  c 
•5-0  3 


Grossherzogthum  Baden. 

Legitimations-Schein 

für  das  Jahr  IS  . . gültig  für  die  Orte : . . . . wohn- 
haft zu  ...  . ist  befugt, 

....  den  . . ten  ....  187 


e "Ü  t— ■ 

= <7  (t  3 B 

1 S,5*8  0,1  S sr 

n — tu  i-?*  p 

s e.  er  r s'5- 


~ Sr 

5'  5' 


p rt‘  k CT 

ss-lrib 

§2  S S ^ 

5 =="3 

i O «-  re 
: * 5 3 

- . ’ qE« 
P ® * g ^ 

» p ^ p.  fr. 


C p 


Inhalt  der  zweiten  Seite. 


Beschreibung  der  Person  des  Inhabers : 

Statur  ....  Augen  ....  Haare  ....  Alter  . . . . 
Besondere  Kennzeichen  .... 


Inhalt  der  letzten  Seite. 


Vorschriften. 

1.  l)ie  Mitführung  von  Begleitern  darf  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der  Behörde 
Statt  finden.  Für  Kinder  unter  14  Jahren  wird  diese  Genehmigung  nicht  ertheilt. 

2.  Ausgeschlossen  vom  An-  und  Verkauf  im  Umherziehen  sind 

a.  geistige  Getränke  aller  Art : 

b.  gebrauchte  Kleider  und  Betten,  Garnabßllle,  Enden  und  Dräumen  von  Seide, 
Wolle,  Leinen  oder  Baumwolle,  Bruchgold,  Bruchsilber; 

c.  Spielkarten,  Lotterie-Loose,  Staats-  und  sonstige  Werthpapiere; 

d.  Schiesspulver,  Feuerwerks-Körper  und  andere  explosive  Stoffe; 

e.  Arzneimittel,  Gifte  und  giftige  Stoffe. 

3.  Wer  gewerbsmässig  Druckschriften  oder  andere  Schriften  oder  Bildwerke  auf  öffent- 
lichen Wegen,  Strassen,  Plätzen  oder  an  anderen  öffentlichen  Orten  ausrufen,  ver- 
kaufen, vertheilen,  anheften  oder  anschlagen  will,  bedarf  der  besonderen  Erlaubnis 
der  Orts-Polizeibehörde  und  hat  den  darüber  erhaltenen  Legitimations-Schein  bei 
sich  zu  führen. 

4.  Zum  Betrieb  von  Hausir-Gewerben  im  Zoll-Grenz-Kezirk  ist  besondere  Erlaubniss  er- 
forderlich, welche  bei  den  Haupt-Zoll-Aemtcrn  (Haupt- Steuer  -Acmtern)  nachzu- 
suchen ist. 

Der  Hausirhandel  im  Zoll-Grenz- Bezirk  darf  nur  mit  den  in  der  Erlaubniss  bezeich- 
neten  Waaren  und  unter  den  von  den  Zoll-Behörden  angeordneten  Beschränkungen 
ausgeübt  werden. 

5.  Wer  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  betreibt,  darf  hiebei  Häuser  zur  Nachtzeit  oder 
gegen  das  Verbot  der  Bewohner  nicht  betreten. 

6.  Zuwiderhandlungen  werden  nach  den  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  be- 
straft. 
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Inhalt  der  ersten  Seite. 


Formular  G.  (Verordn.  §.  32  b.j 


’-S 


« S ® 

® S. 
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Nr  Deutsches  Reich. 

0 ross  herzogt  hu  m Baden. 

Legitimations-Schein 

fitr  das  Jahr  18..  gültig,  vorbehaltlich  der  Kntrich- 
tung  der  Landes-Sfeuern  und  vorbehaltlich  der  Aus- 
dehnung, für  den  Bezirk  ....  wohnhaft  zu  ...  . ist 
befugt  .... 

....  den  . . ten  . . . . 18.. 


s 
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sag. 
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III 11 


Inhalt  der  zweiten  Seite. 


Beschreibung  der  Person  dos  Inhaber»  : 

Statur  ....  Augen  ....  Haare  . . 
Besondere  Kennzeichen  .... 

. . Alter  .... 

Unterschrift  des  Inhabers : 

Inhalt  der  letzten  Seite. 


Vorschriften. 

1.  Die  Mitfahrung  von  Begleitern  darf  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der  Behörde 
Statt  finden.  Für  Kinder  unter  14  Jahren  wird  diese  Genehmigung  nicht  ertheilt. 

2.  Wer  auf  der  Strasse  oder  sonst  im  Umherziehen  oder  an  einem  Orte  vorübergehend 
öffentlich  Musik  aufführen  , thentralisehc  Vorstellungen  oder  sonstige  Lustbarkeiten 
öffentlich  darbitten  will,  bedarf  hiezu  ausser  den  übrigen  Erfordernissen  der  vorher- 
gehenden Erlaubnis»  der  Orts-Polizeibehörde. 

3.  Wer  gewerbsmässig  Druckschriften  oder  andere  Schriften  oder  Bildwerke  auf  öffent- 
lichen Wegen,  Strassen,  Plätzen  oder  an  anderen  öffentlichen  Orten  auarufen,  ver- 
kaufen, vcrtheilen,  anheften  oder  anschlagen  will,  bedarf  der  besonderen  Erlaubnis» 
der  Orts-Polizeibehörde,  und  hat  den  darüber  erhaltenen  l.egitimations-Scbein  bei 
aich  zu  führen. 

4.  Zum  Betrieb  von  Hnusir-Gew erben  im  Zoll-Grenz-Bezirk  ist  besondere  Erlaubnis»  er- 
forderlich, welche  bei  den  Haupt-Zoll-Aemtern  Ilaupt-Sleuer-Aemtcrn  nachzu- 
suchen  ist. 

5.  Wer  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  betreibt,  darf  hiebei  Häuser  zur  Nachtzeit  oder 
gegen  das  Verbot  der  Bewohner  nicht  betreten. 

6.  Zuwiderhandlungen  werden  nach  den  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  be- 
straft. 
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Nr.  Deutsches  Reich. 

G rof)8herzogth u m Baden. 

Legitimst  ions-Sdiein 

für  das  Jahr  18  . . gültig  vorbehaltlich  der  Entrich- 
tung der  Landes-Steuern  für  das  ganze  Gebiet  des  1 
Deutschen  Reichs  mit  Ausnahme  von  Bayern  ....  wohn-  j 
haft  zu  ...  . ist  befugt  .... 

....  den  . . ten  . . . . 18  . . 
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Inhalt  der  zweiten  Seite. 


Beschreibung  der  Person  des  Inhabers : 
Statur  ....  Augen  ....  Haare  ....  Alter 
Besondere  Kennzeichen  .... 

Unterschrift  des  Inhabers : 


Inhalt  der  letzten  Seite. 


Vorschriften. 

1.  Die  Mitführung  von  Begleitern  darf  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der  Behörde 
Statt  finden.  Für  Kinder  unter  1 4 Jahren  wird  diese  Genehmigung  nicht  ertheilt. 

2.  Ausgeschlossen  vom  An-  und  Verkauf  im  Umherziehen  sind 

a.  geistige  Getränke  aller  Art; 

b.  gebrauchte  Kleider  und  Betten,  Garnabfälle.  Enden  undDräuraen  von  Seide,  Wolle, 
Leinen  oder  Baumwolle,  Bruchgold,  Bruchsilber ; 

c.  Spielkarten,  Lotterie-Loose,  Staats-  und  sonstige  Wertpapiere ; 

d.  Schiesspulver,  Feuerwerks- Körper  und  andere  explosive  Stoffe; 

e.  Arzneimittel,  Gifte  und  giftige  Stoffe. 

3.  Wer  gewerbsmässig  Druckschriften  oder  andere  Schriften  oder  Bildwerke  auf  öffent- 
lichen Wegen,  Strassen,  Plätzen  oder  an  anderen  öffentlichen  Orten  ausrufen,  ver- 
kaufen, vertheilen,  anheflen  oder  anschlagen  will,  bedarf  der  besonderen  Erlaubnis» 
der  Orts-Polizeibehörde  , und  hat  den  darüber  erhaltenen  Legitimations-Schein  bei 
sich  zu  führen. 

4.  Zum  Betrieb  von  Hausir-Gewerben  im  Zoll-Grenz-Bezirk  ist  besondere  Erlaubnis»  er- 
forderlich, welche  bei  den  Haupt-Zoll-Aemtern  i Haupt-Steuer-Aemtern : nachzu- 
suchen ist. 

Der  Hausirhandel  im  Zoll-Grenz-Bezirk  darf  nur  mit  den  in  der  Erlaubnis»  be- 
zeichneten  Waaren  und  unter  den  von  den  Zoll-Behörden  angeordneten  Beschränkun- 
gen ausgeübt  werden. 

h.  Wer  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  betreibt,  darf  hiebei  Häuser  zur  Nachtzeit  oder 
gegen  das  Verbot  der  Bewohner  nicht  betreten. 

6.  Zuwiderhandlungen  werden  nach  den  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  be- 
straft. 


Digitized  by  Google 


280 


Allgemeine  Ausführung»- Verordnungen. 


§§.1-3. 


Formular  J.  (Verordn.  §.  36.) 

Tabelle 

Uber  die  im  Jahr  18  . . bei  (Behörde)  ....  zum  Gewerbe-Betrieb  im  Um- 
herziehen ertheilten,  beziehungsweise  auf  den  Bezirk  ausgedehnten  Legiti- 
mations-Scheine. 


3 i Tag  der 

Vor-  und  Zu- 
namen des 
Gewerbetrei- 
benden. 

Hei- 

niath. 

1 

Ge- 

werbe.! 

Zur  Mitführung  zugelassene 
Begleiter. 

Be- 

mer- 

kun- 

gen. 

1 Erthei- 
I lung. 

Ausdeh- 

nung. 

Zunamen  Heimathj  Alter. 

1 1 

1 

1 

I 

I 1 1 

! 

6.  (Srossherzogthnni  Hessen. 

A.  Verordnung  vom  1.  November  1889,  die  Ausführung  der  Gewerbe- 
ordnung vom  21.  Juni  1889  betreffend. 

Ludwig  DI.  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von  Hessen  und 
bei  Rhein  etc.  etc. 

Zur  Vollziehung  der  in  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund 
vom  21.  Juni  1.  J.  enthaltenen  Vorschriften  Uber  die  Genehmigung  zur  Errichtung 
oder  Veränderung  gewisser  gewerblichen  Anlagen  und  zum  Betrieb  einzelner  Ge- 
werbe, die  Untersagung  eines  Gewerbe-Betriebs  und  die  Entziehung  einer  ertheilten 
Approbation,  Genehmigung  oder  Bestellung  verordnen  Wir  hiermit  für  die  zum 
Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Theile  des  Grossherzogthums,  wie  folgt : 

I.  Behörden. 

§.  1.  Die  nach  Massgabe  der  §§.  20  und  21,  beziehungsweise  der  §§.  24,  25, 
40,  54  und  57  der  Gewerbe-Ordnung  zu  treffenden  Entscheidungen  werden  in  erster 
Instanz  der  betreffenden  Provinzial-Dircktion  übertragen , welche  für  diese  Fülle 
durch  Vereinigung  mit  mehreren  von  Uns  hierzu  ernannten  Mitgliedern  kollegialisch 
gebildet  wird.  Die  Entscheidungen  dieser  Behörde  erfolgen  in  öffentlicher  Sitzung. 
Den  Vorsitz  in  derselben  führt  der  Provinzial-Diroktor  oder  dessen  Stellvertreter. 
Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Die  Rekurs-Instanz  bildet  Unser  Ministerium  des  Innern. 

n.  Verfahren. 

A.  Verfahren  bei  der  Errichtung  oder  Veränderung  gewerblicher  Anlagen, 
(ff.  16  und  25  der  Gewerbe-Ordnung.) 

1.  Antrag  des  Unternehmers. 

§.  2.  Der  Antrag  auf  Ertheilung  der  Genehmigung  ist  bei  dem  Kreis-Amt  an- 
zubringen. 

Aus  dem  Anträge  muss  der  vollständige  Name , der  Stand  und  Wohnort  des 
Unternehmers  ersichtlich  sein.  Demselben  sind  in  zwei  Exemplaren  eine  Beschrei- 
bung, eine  Situations-Zeichnung  und  der  Bauplan  der  Anlage  beizufflgen. 

$.  3.  Aus  diesen  Vorlagen  muss  hervorgehen  : 

a.  die  Grösse  des  Grundstücks , auf  welchem  die  Betriebsstätte  errichtet  werden 
soll , die  Bezeichnung , welche  dasselbe  im  Grundbuche  führt , und  der  etwaige 
besondere  Name ; 

b.  die  gleichartige  Bezeichnung  der  Grundstücke,  welche  es  umgeben,  und  die  Na- 
men der  Eigenthümer : 
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c.  die  Gntfenmng,  in  welcher  die  zum  Betriebe  bestimmten  Gebäude  oder  Einrich- 
tungen von  den  Grenzen  der  benachbarten  Grundstücke  und  den  daranf  befind- 
lichen Gebäuden,  sowie  von  den  nächsten  öffentlichen  Wegen  zu  liegen  kommen 
sollen ; 

d.  die  Höbe  und  Bauart  der  benachbarten  Gebäude,  sofern  zu  der  Betriebs-Werk- 
stätte  Feuerungs-Anlagen  gehören  ; 

e.  die  Lage,  Ausdehnung  und  Bauart  der  Betriebsstätte,  die  Bestimmungen  der 
einzelnen  Räume  und  deren  Einrichtung,  soweit  dieselbe  nicht  beweglich  ist: 

f.  der  Gegenstand  der  Fabrikation,  soweit  dieselbe  innerhalb  der  Betriebsstätte  er- 
folgt, die  ungefähre  Ausdehnung,  sowie  die  Art  und  der  Gang  des  Betriebes, 
bei  chemischen  Fabriken  insbesondere  die  genaue  Bezeichnung  des  Fabrikats 
und  des  Hergangs  seiner  Gewinnung. 

4.  Den  Gesuchen  um  Genehmigung  zur  Errichtung  von  Stau-Anlagen  für 
Wassertriebwerke  sind  die  in  den  dessfalls  erlassenen  besonderen  Bestimmungen  is. 
u.)  vorgeschriebenen  Pläne  und  Auseinandersetzungen  beizufügen. 

4j.  5.  Das  Kreis  - Amt , bei  welchem  der  Antrag  eingereicht  wird , hat  zu 
prüfen,  ob  gegen  die  Vollständigkeit  der  Vorlagen  etwas  zu  erinnern  ist.  Die  Bau- 
Zeichnungen  und  Nivellements  sind  zu  dem  Behnfe  dem  zuständigen  Bau-Beamten, 
die  Beschreibungen  solcher  Anlagen  , welche  schädliche  Ausdünstungen  verbreiten, 
dem  zuständigen  Medizinal-Beamtcn  vorzulegen.  Finden  sich  Mängel , so  ist  der 
Unternehmer  zur  Ergänzung  auf  kürzestem  Wege  zu  veranlassen. 

2.  Bekanntmachung  des  Unternehmens. 

{$.  B.  Die  Bekanntmachung  des  Unternehmens  erfolgt  durch  das  Kreis-Amt, 
bei  welchem  der  Antrag  eingebracht  ist.  Sie  muss  enthalten  : 

a.  Nameu,  Stand  und  Wohnort  des  Unternehmers,  den  Gegenstand  des  Unterneh- 
mens und  die  Bezeichnung  des  Grundstücks  , auf  welchem  dasselbe  ausgeftlhrt 
werden  soll : 

b.  die  Aufforderung,  etwaige  Einwendungen  binnen  14  Tagen  bei  dem  Kreis-Amt, 
welches  die  Bekanntmachung  erlässt,  anzubringen  ; 

c.  die  Verwarnung,  dass  nach  Ablauf  der  Frist  Einwendungen  in  dem  Verfahren 
nicht  mehr  angebracht  werden  können  : 

d.  den  Hinweis,  dass  und  wo  die  Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Pliine  zur  Ein- 
sicht ausliegen. 

7.  Die  Bekanntmachung  ist  nur  einmal  und  zwar  durch  die  zu  den  amt- 
lichen Bekanntmachungen  der  Behörden  bestimmte  Darmstädter  Zeitung  zu  ver- 
öffentlichen. Ein  Exemplar  des  die  Bekanntmachung  enthaltenden  Blattes  ist  zu  den 
Akten  zu  bringen. 

3.  Vorverfahren. 

8.  Dem  Kreis-Amt.  welches  die  Bekanntmachung  erlassen  hat . liegt  auch 
die  Erörterung  erhobener  Einwendungen  ob ; bei  ihm  sind  die  Einwendungen  anzu- 
bringen; dieselben  können  schriftlich  eingereicht  oder  zu  Protokoll  erklärt  werden. 

9.  Zur  Verhandlung  ist  alsbald  nach  Ablauf  der  Frist  ein  naher  Termin  an- 
zusetzen, zu  welchem  der  Unternehmer  und  die  Widersprechenden  vorgcladen  wer- 
den. Ausführliche  Einwendungen  sind  dem  Unternehmer  mit  der  Vorladung  in  Ab- 
schrift mitzutheilen  ; befindet  er  sich  au  demselben  Orte  , so  genügt  es , ihm  zu  er- 
öffnen, dass  und  wo  er  von  den  Einwendungen  Kcnntniss  nehmen  könne. 

Die  Vorladung  erfolgt  schriftlich,  gegen  Behändigungsschein , unter  der 
Eröffnung , dass  im  Falle  des  Ausbleibens  gleichwohl  mit  der  Erörterung  der  Ein- 
wendungen werde  vorgegangen  werden  und  dass  nach  dem  Abschluss  der  Erörterung 
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neue  thatsächliche  Behauptungen  zur  Rechtfertigung  oder  Widerlegung  der  Einwen- 
dungen nicht  ihohr  zugelassen  werden  können. 

§.  10.  Erscheinen  beide  Theile , so  ist  zunächst  eine  gütliche  Einigung  zu 
vorsuchen.  Gelingt  der  Versuch  nicht,  so  werden  die  Erklärungen  über  die  gegen- 
seitigen Behauptungen  zu  Protokoll  genommen. 

Auf  die  Erörterung  von  Einwendungen , welche  auf  besonderen  privatrecht- 
lichen Titeln  (wie  Vertrag,  Privilegium,  letztwillige  Vertilgung)  beruhen,  ist  nicht 
einzugeheu.  Einwendungen . die  sich  auf  allgemein  privatrechtliche  Titel  (z.  B. 
Eigenthnm  gründen , sind  dagegen  mit  dem  Bemerken  zu  erörtern , dass  dadurch 
die  Verfolgung  derselben  auf  dem  Rechtswege  nach  Massgabe  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften nicht  ausgeschlossen  sei. 

lieber  diejenigen  Behauptungen , welche  von  den  Parteien  mit  Beweis  unter- 
stützt werden  und  dem  Beamten  erheblich  erscheinen , ist  entweder  alsbald  in  dem 
Erörterungstermin,  oder  in  einem  neuen,  mit  kurzer  Frist  anzuberaumenden  Termin 
Beweis  zu  erheben.  Die  Stellung  von  Zeugen  und  Sachverständigen , welche  ver- 
nommen werden  sollen,  ist  Sache  der  Partei,  welche  die  Vernehmung  beantragt. 

Macht  der  Verlauf  der  Verhandlungen  die  Ansetzung  weiterer  Termine  nöthig, 
so  sind  dieselben  unverzüglich  anzuberaumen  und  den  Parteien  mündlich  bekannt 
zu  machen. 

§.11.  Sind  mehrere  Widersprechende  vorhanden,  welche  ein  gleichartiges 
Interesse  haben , so  ist  zur  Vereinfachung  des  Verfahrens  darauf  Bedacht  zu  neh- 
men , dass  sie  einen  gemeinschaftlichen  Bevollmächtigten  bestellen , welcher  sie  bei 
den  weiteren  Verhandlungen  zu  vertreten  hat.  Soll  derselbe  zur  Empfangnahme 
der  Bescheide,  zur  Einlegung  des  Rekurses  oder  zur  vergleichsweise!!  Einigung  mit 
dem  Unternehmer  nicht  ermächtigt  sein,  bo  ist  dies  ausdrücklich  zu  erklären. 

§.  12.  Nach  dem  Abschluss  der  Erörterung  sind  die  Verhandlungen  , wo  dies 
erforderlich  erscheint , dem  zuständigen  Bau-Beamten  und  Medizinal-Beamten  zum 
Gutachten  mitzutheilcn.  Bei  Stau-Aulagen  sind  sie  dem  Bau-Beamten  stets  vorzu- 
legen. 

Demnächst  werden  die  Verhandlungen  mit  einer  Aeusscmng  über  die  Zulässig- 
keit der  Anlage  und  die  etwa  erhobenen  Einwendungen  von  dem  Krcis-Aint  an  die 
Provinzial-Direktion  eingesendet . 

I.  Schluss-Verhandlung. 

*•  13.  Sind  Einwendungen  gegen  die  Anlage  nicht  erhoben,  so  erfolgt  die 
Entscheidung  durch  die  kollegiale  Behörde  oh  ne  vorgängige  mündlicheVer- 
handlung. 

Wird  dabei  die  Genehmigung  nach  dem  Anträge  des  Unternehmers  ohne  Be- 
dingungen oder  Einschränkungen  ertheilt,  so  bedarf  es  eines  besonderen  Bescheids 
nicht,  sondern  die  Behörde  fertigt  alsbald  die  Genehraignngs-Urkmide  (§.  20]  aus. 

Wird  dagegen  die  Genehmigung  versagt  oder  soll  sie  nur  unter  Bedingungen 
oder  Einschränkungen  ertheilt  werden,  welche  der  Unternehmer  nicht  bereits  nach- 
gegeben hat,  so  erlässt  die  Provinzial-Direktion  zunächst  einen  schriftlichen 
Bescheid  an  den  Unternehmer. 

Der  Unternehmer  kann  innerhalb  1 1 Tagen  nach  Empfang  des  Bescheids  den 
Rekurs  einlegen.  Er  kann  aber  auch  zunächst  auf  mündliche  Verhandlung 
der  Sache  bei  der  Provinzial-Direktion  antragen,  worauf  nach  Massgabe  des  folgen- 
den §.  das  mündliche  Verfahren  stattzufinden  hat. 

§.  14.  Sind  Einwendungen  gegen  die  Anlage  erhoben,  welche  in  dem  Ver- 
fahren nicht  wieder  fallen  gelassen  worden  sind,  so  ist  nunmehr  das  mündliche  Ver- 
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fahren  stets  ohne  Weitere«  nach  Eingang  der  Verhandlungen  einzuleiten.  Das  Ver- 
fahren erfolgt  in  allen  Fällen  vor  der  Provinzial- Direktion. 

Der  Unternehmer,  sowie  diejenigen,  welche  Einwendungen  erhoben  und  diese 
in  dem  Verfahren  nicht  zurückgenommeu  haben,  sind  demgemäss  zur  mündlichen 
Verhandlung  zu  laden.  Die  Ladung  derselben  erfolgt  schriftlich  gegen  Behändi- 
gungs-Schein  und  mit  der  Verwarnung,  dass  im  Falle  des  Ausbleibens  dennoch  in 
der  Sache  werde  verfahren  werden,  ln  der  mündlichen  Verba,  dliing  können  sie  im 
Falle  ihres  Erscheinens  einen  Beistand  zuziehen  oder  sich  auf  Grund  einer  schrift- 
lichen Vollmacht  vertreten  lassen. 

^ Die  Verhandlung  ist  mit  eiuer  Darstellung  der  Sache  durch  eines  der  Mitglie- 
der des  Kollegiums  zu  eröffnen.  Demnächst  erhalten  die  Betheiligten  das  Wort. 
Auf  neue  that.-ächliche  Anführungen,  welche  in  dem  Vorverfahren  nicht  geltend 
gemacht  worden  sind,  wird  bei  der  Entscheidung  keiue  Rücksicht  genommen.  Die 
Berufung  auf  neue  Beweismittel  ist  dagegen  zulässig. 

Die  Einreichung  schriftlicher  Ausfitbrungen  ist  in  der  mündlichen  Verhandlung 
nicht  mehr  gestattet. 

Das  Kollegium  kann , bevor  es  die  Entscheidung  fallt , die  Aufnahme  von 
Beweisen  beschliessen.  Die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  er- 
folgt entweder  in  dem  Termine  selbst  oder  auch  durch  das  Kreis-Amt  oder  einen 
damit  beauftragten  Kommissär.  Die  Stellung  der  Zeugen  und  Sachverständigen 
bleibt  Sache  der  Partei,  welche  die  Vernehmung  beantragt  hat.  Wenn  die  vernom- 
menen Zeugen  und  Sachverständigen  vereidet  werden  sollen,  so  ist  dieses  unter  An- 
wendung der  gerichtlichen  Eidesformen  zn  bewirken.  * 

Die  Entscheidung  ist  den  Betheiligten  in  dem  Termine,  zu  eröffnen.  Er- 
scheint die  Aussetzung  derselben  nothwendig,  so  erfolgt  die  Eröffiinng  in  einer  wei- 
teren Sitzung , welche  sofort  anberaumt  und  den  Parteien  bekannt  gemacht  werden 
muss.  Die  Entscheidung  ist  demnächst  schriftlich  zu  ertheilen. 

$}.  15.  ln  dem  zu  erlassenden  Bescheide  sind  der  Unternehmer,  sowie  die 
Widersprechenden  namentlich  zu  bezeichnen.  Der  Tenor  , welcher  von  den  Grün- 
den zu  sondern  ist,  muss  aussprechen,  welche  Einwendungen  für  begründet  zu  er- 
achten oder  zum  Rechtswege  zu  verweisen  gewesen , wie  Uber  den  Antrag  des  Un- 
ternehmers eutschieden  ist  und  wie  die  Kosten  zu  vertheilen.  Ausserdem  ist  in  den 
Bescheid  eine  Belehrung  über  das  zuständige  Rechtsmittel  und,  falls  die  Anlage  für 
zulässig  erachtet  wird,  die  Bedeutung  aufzunehmen,  dass  der  Unternehmer  erst  mit 
der  Rechtskraft  der  Entscheidung  die  Befugnis«  zur  Ausführung  der  Anlage  erhält. 

$.  16-  Der  Bescheid  ist  einmal  für  den  Uuternehmer,  und  einmal  für  die  Wi- 
dersprechenden auszufertigen.  Die  Ausfertigung  für  die  letzteren  wird  dem  gemein- 
schaftlichen Bevollmächtigten,  oder,  wenn  ein  solcher  nicht  bestellt  ist,  einem  der 
Widersprechenden  zugestellt:  die  übrigen  erhalten  in  diesem  Falle  Abschrift  des 
Tenors  der  Entscheidung  und  zngleich  Nachricht,  wem  die  Ausfertigung  übersendet 
worden  ist.  Behörden,  welche  gegen  die  Anlage  Einspruch  erhoben  haben,  ist  stets 
vollständige  Abschrift  des  Bescheides  zuzustellen.  Die  Ucbersendting  erfolgt  in  allen 
Fällen  gegen  Behäudigunga-Schein. 

5.  Re kurs-Ver fahr en. 

§.  17.  Der  Rekurs  gegen  die  Entscheidung  wird  bei  der  Provinzial-Direktion. 
welche  dieselbe  getroffen  hat,  eingereicht.  Die  Rekursfrist  läuft  von  dem  Tage , an 
welchem  den  Betheiligten  die  Entscheidung,  sei  es  vollständig  oder  nur  dem  Tenor 
nach , zugestellt  worden  ist.  Der  Rekurs  ist  in  der  gesetzlichen  Frist  nicht  nur 
anzumelden , sondern  auch  zn  rechtfertigen . Die  Rekursschrift  ist  stets  in  zwei 
Exemplaren  oinzureichen.  1 
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18.  Das  eine  Exemplar  der  Rekursschrift  wird  von  der  Polizei-Direktion 
der  Gegenpartei  zur  Beantwortung  binnen  einer  vierzehntägigen  Frist  mitgetheilt; 
die  Zustellung  erfolgt  gegen  BehämligungH-Schein  und  mit  der  Verwarnung,  dass 
naeli  Ablauf  der  Frist  eine  Erklärung  auf  die  Rekursschrift  nicht  mehr  werde  an- 
genommen werden. 

19.  Neue  F.inwendungen  oder  neue  thatsächliche  Anführungen  zur  Be- 
gründung und  Widerlegung  der  erhobenen  Einwendungen  sind  in  dem  Rekurs-Ver- 
fahren nicht  zulässig. 

Die  Provinzial-Diroktion  sendet  die  Verhandlungen  mit  ihrer  gutachtlichen 
Aeusscrung  an  das  Ministerium  des  Innern  zur  Entscheidung. 

Der  Rekursbescheid  wird  der  Provinzial-Diroktion  zugefertigt.  Diese  theilt 
ihn  in  beglaubigter  Abschrift  dem  Unternehmer  und  denjenigen  Gegnern  mit,  welche 
an  dem  Rekurs-Verfahren  Theil  genommen  haben ; sind  mehrere  Gegner  vorhanden, 
so  wird  mit  der  Mittheilung  an  sie,  Wie  bei  der  ersten  Entscheidung  verfahren. 

6.  Genehmigungs-Urkunde. 

$.  20.  .Sind  gegen  die  Anlage  Einwendungen  nicht  erhoben  worden  und  soll 
die  Genehmigung  zur  Ausführung  ohne  weitere  Bedingungen  nach  dem  Anträge  des 
Unternehmers  erthoilt  werden , so  fertigt  die  Provinzial-Direktion  alsbald  die  Ge- 
nehmigungs-Urkunde aus.  In  allen  anderen  Fällen  erfolgt  deren  Ausfertigung  nach 
Abschluss  des  Verfahrens,  sobald  die  Entscheidung  der  Provinzial-Direktion  rechts- 
kräftig geworden  oder  der  Rekurs-Bescheid  ergangen  ist. 

In  der  Urkunde  sind  sftmmtliche  Bedingungen , unter  welchen  die. Anlage  ge- 
nehmigt worden  ist,  aufzuführen  und  die  von  dem  Unternehmer  einge reichten , dem 
Verfahren  zu  Grundo  gelegten  Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Pläne  ausführlich 
zu  bezeichnen,  auch,  so  weit  thunlich,  durch  Schnur  und  Siegel  damit  zu  verbinden. 
Auf  Karten  und  Zeichnungen,  welche  in  dieser  Art  mit  der  Urkunde  niclvt  verbun- 
den werden  können,  ist  die  Zugehörigkeit  zu  derselben  zu  bemerken. 

Eine  Ausfertigung  der  Genehmigungs-Urkunde  ist  dem  Unternehmer,  eine 
zweite  mit  den  Verhandlungen  der  zuständigen  Polizei-Behörde  zu  übersenden. 

R.  Verfahren  bei  der  Errichtung  oder  Veränderung  von  Dampfkessel- 
Anlagen.  (##.  24  und  23  der  Gewerbe-Ordnung.) 

{f.  21.  Das  Verfahren  richtet  sich  zunächst  nach  den  in  der  Verordnung  vom 
4.  August  1857,  die  Anlage  und  den  Gebrauch  von  Dampfkesseln  betreffend,  ent- 
haltenen Vorschriften.  3ind  hiernach  die  Verhandlungen  genügend  verbreitet , so 
richtet  sich  das  weitere  Verfahren  nach  den  in  den  §§.  13 — 20  gegebenen  Vor- 
schriften. 

C.  Verfahren  behufs  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einer  gewerb- 
lichen Anlage.  ($.  51  der  Gew  erbr-Ordnuug.) 

j$.  22.  Der  auf  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einer  gewerblichen  An- 
lage gerichtete  Antrag  ist  an  das  Kreis-Amt  zu  richten.  Anf  Grund  desselben  hat 
das  Kreis-Amt  zunächst  eine  Erörterung  der  Sache  zu  veranlassen. 

Diese  Erörterung  erfolgt  in  einem  Termine,  zu  welchem  der  Besitzer  der  An- 
lage, diejenigen,  welche  den  Antrag  gestellt  haben  und  der  Bürgermeister  der  Ge- 
meinde, in  deren  Bezirk  die  Anlage  sich  befindet,  vorzuladen  sind. 

Der  Zweck  der  Verhandlung  ist , festzustellen,  ob  und  in  welchem  Umfange 
durch  den  Betrieb  der  Anlage  Nachtheile  und  Gefahren  für  das  Gemeinwohl  ent- 
stehen. Bei  der  Beweis-Aufnahme  ist  die  Behörde  an  die  Anträge  der  Betheiligten 
nicht  gebunden. 
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§.  23.  Nach  Abschluss  der  Verhandlung  hat  das  Kreis -Amt  die  Verhand- 
lungen mit  gutachtlicher  Aeusserung  an  die  Provinzial-1  »irektion  zur  Entscheidung 
einzusenden. 

Zu  dem  Verliaudluugs-Termine  sind  die  Antragsteller,  der  Besitzer  der  Anlage 
und  der  Bürgermeister  der  betreffenden  Gemeinde  zu  laden.  Für  die  Vorladung, 
das  mündliche  Verfahren  und  die  Entscheidung  sind  die  im  §.  14  ertbeilten  Vor- 
schriften anzuwendeu.  Für  die  Einlegung  des  Rekurses  uud  das  weitere  Verfahren 
gelten  die  in  den  §tj.  17  — 19  enthaltenen  Vorschriften. 

Nachdem  die  Entscheidung , durch  welche  die  fernere  Benutzung  der  Anlage 
untersagt  wird,  rechtskräftig  geworden  ist.  kann  die  Einstellung  des  Betriebs  poli- 
zeilich erzwungen  werden. 

D.  Verfahren  bei  Versagung  der  Genehmigung  zum  Betriebe  eines  Gewerbes 
m-  30,  32,  33,  34,  43  der  Gewerbe-Ordnung).  sowie  bei  Untersagung  eines 
Gewerbe-Betriebes  (#8.  13,  35  der  Gewerbe-Ordnung). 

§.  24.  Wird  die  Genehmigung  zum  Betriebe  eines  der  Gewerbe,  welche 
einer  solchen  nach  der  Gewerbe-Ordnung  bedürfen,  versagt,  so  ist  die  versagende 
Verfügung  schriftlich  zu  erlassen,  mit  Gründen  und  einer  Belehrung  über  das  zu- 
ständige licchtsmittel  zu  versehen  und  dem  Betheiligten  gegen  Behändignngs-Scheiu 
zuzustellen. 

§.  25.  Ueber  die  dagegen  erhobene  Beschwerde  entscheidet  die  Provinzial- 
Direktion  als  kollegiale  Behörde  auf  Grund  einer  mündlichen  Verhandlung,  zu 
welcher  der  ltekurreut  geladen  wird.  Diese  Behörde  wird  zuvor  diejenigen  Erhe- 
bungen anstelleu  lassen,  welche  für  die  Beurtkeilung  der  Sache  nothweudig  erschei- 
nen. Im  Uebrigen  gelten  für  die  Vorladung  und  das  mündliche  Verfahren  die  in 
§.  14  ertheilteu  Vorschriften. 

Wird  auf  Grund  der  mündlichen  Verhandlung  dahin  entschieden,  dass  die  nach- 
gesuchtc  Genehmigung  zu  ertheileu  sei,  so  fertigt  die  Behörde  ohne  weiteren  schrift- 
lichen Bescheid  die  Genehmigung  aus.  Wird  dagegen  die  erste  Verfügung , durch 
welche  die  Genehmigung  versagt  wurde , aufrecht  erhalten , so  ist  ein  förmlicher 
Bescheid  zu  erlassen , der  diesen  Beschluss  näher  begründet  und  auf  das  dagegen 
zulässige  Rechtsmittel  und  die  Frist  von  14  Tagen,  binnen  deren  dasselbe  eingelegt 
und  gerechtfertigt  werden  muss,  verweist.  Die  Zustellung  des  Bescheides  hat  gegen 
Behändigungs-Schein  zu  erfolgen. 

§.26.  Die  Untersagung  des  Betriebes  eines  Gewerbes  (§§.  15,  35  der 
Gewerbe-Ordnung)  hat  gleichfalls  in  dem  vorstehenden  Verfahren  zu  erfolgen.  Der 
Rekurs-Bescheid  ist  dem  Rekurrenten  stets  in  Ausfertigung  gegen  Behändigungs- 
Schein  zuzustellen. 

Fi.  Verfahren  bei  Entziehung  einer  ertbeilten  Approbation,  Konzession, 
Krlaubniss,  Genehmigung  oder  Bestallung.  (8§.  29,  30,  32,  33,  34,  30  der  Ge- 
werbe-Ordnung.) 

§.  27.  Wird  auf  Grund  des  §.  53  der  Gewerbe-Ordnung  die  Zurücknahme 
einer  der  in  §.  29  derselben  bezeiebneten  Approbationen  oder  der  in  den  §§.  30,  32, 
33,  34  und  36  bezeiebneten  Genehmigungen  und  Bestallungen  beantragt , so  hat 
hierüber  die  Provinzial-Direktion  als  kollegiale  Behörde  in  erster  Instanz  und  zwar, 
wenn  nicht  die  Einstellung  des  Veifahrens  beschlossen  wird,  auf  Grund  einer  münd- 
lichen Verhandlung,  zu  welcher  der  betreffende  Gewerbetreibende  zu  laden  ist,  zu 
entscheiden.  Für  die  Vorladung  und  das  mündliche  Verfahren  gelten  die  im  §.  1 4 
ertheilteu  Vorschriften. 

Zuvor  hat  die  Provinzial-Direktion  die  etwa  nüthig  befundenen  weiteren  Er- 
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mittelnngcn  Ober  die  dem  Anträge  zu  Grund  gelegten  Thatsachen  und  Verhältnisse 
anstellen  und  diese  Thatsachen,  im  Falle  dies  in  den  dem  Anträge  vorausgegangeneu 
Verhandlungen  noch  nicht  geschehen  ist,  dem  Gewerbetreibenden  bei  der  Ladung 
mittheilen  zu  lassen. 

Wird  die  Zurücknahme  der  Approbation , Genehmigung  oder  Bestallung  be- 
schlossen. so  ist  ein  mit  Gründen  versehener  Bescheid  zu  erlassen  , in  welchem  auf 
das  dagegen  zulässige  Rechtsmittel  verwiesen  wird.  Eine  Ausfertigung  desselben  ist 
gegen  Behändigungs-Scheiu  dem  Gewerbetreibenden  zuzustellen. 

{$.  28.  Der  Rekurs  gegen  diesen  Bescheid  muss  binnen  11  Tagen  nach  der 
Zustellung  desselben  eingereicht  und  gerechtfertigt  werden. 

Von  dem  Rekurs-Bescheide  erhält  der  Gewerbetreibende  gegen  Bohändigungs- 
Sclicin  eine  Ausfertigung. 

Darmstadt,  den  l.  Nov.  1869.  Ludwig. 

Bestimmungen 

über  die  den  Gesuchen  um  Erlaiihnlss  zur  Anlegung  von  Wassertriebwerkcn 
hci/.iisehliessendfii  Pläne  und  Auseinandersetzungen. 

Wer  ein  Triebwerk  au  einem  Bache  oder  dessen  Seitengräben  anlegen  will, 
hat  seinem  bei  der  einschlägigen  Regierungs-Behörde  einzureichenden  Gesuche  fol- 
gende l’läne  und  Auseinandersetzungen  bcizuschliessen  : 

1.  einen  Situationsplan  in  l/wo  der  natürlichen  Grösse,  in  welchen  nicht  allein 
die  Baustelle  selbst  mit  allen  darauf  zu  errichtenden  Bauwerken , sondern  auch  der 
Lauf  des  Baches  und  der  in  denselben  einmilndeuden  Seitengräben,  uud  alle  auf  den 
Bach  anstossenden  Grundstücke  mit  den  Namen  ihrer  Besitzer  und  der  Bezeichnung 
der  Kulturart  derselben  eingezcichnet  sind. 

Die  Aufnahme  dieses  Situationsplanes  hat  flussaufwärts  soweit  stattzufinden, 
als  der  durch  etwa  projektirte  Wehr-Anlagen  zu  bewirkende  Aufstau  des  Wassers 
sich  im  ungünstigsten  Falle  voraussichtlich  erstrecken  wird , und  flussabwärts  min- 
destens bis  zur  Vereinigung  des  Mühlenkanals  mit  dein  Flussbett. 

2.  Längen-  und  Querprofile  des  betreffenden  Fluss-Bezirks  und  zwar,  wenig- 
stens von  dem  Wehre  des  zunächst  oberhalb  gelegeuen,  bis  zu  dem  des  zunächst 
unterhalb  gelegenen  Wassertriebwerks , wenn  dergleichen  vorhanden  sind.  Das 
Nivellement  muss,  ausser  der  Terrainhöhe,  Sohlenböbe  und  dem  bekannten  klein- 
sten, mittleren  und  höchsten  Wasserstande,  zugleich  enthalten  : 

a.  die  vorhandenen  Wohrhöhen  nebst  den  dazu  gehörigen  Eichpfäblen ; 

b.  an  den  Mühlen,  die  Höllen  des  Fachbaumes  der  MUhlengerinne  und  der  darauf 
angebrachten  Schutzbretter ; die  Höhe  vom  Fachbaum  des  Gerinnes  bis  zur  un- 
teren Schwelle  desselben ; den  Halbmesser  der  Mühlräder  vom  Zapfen  der  Welle 
bis  zum  äussersten  Punkt  der  Schaufel,  eudlich 

o.  die  Höhenlage  des  Fachbaumes  und  des  Wehres,  sowie  die  durch  dieses  zu  er- 
zielende Aufstauung  des  Wasserspiegels. 

Ausserdem  muss  das  Nivellement  sich  an  möglichst  viele  feste,  in  dem  Situa- 
tionsplane genau  bezeichncte  Punkte  als : Grenzsteine,  Mauerquader  etc.  längs  der 
Bachufcr  anschliessen. 

Die  Ufer  sind,  und  zwar  das  rechte  durch  scharf  angezogene,  das  linke  durch 
punktirte  grüne,  die  Bachsohle  durch  scharfe,  schwarze,  der  natürliche  W’asser- 
spicgel  durch  blaue  uud  der  aufgestaute  Wasserspiegel  durch  rothe  Linien  zu  be- 
zeichnen. 

Das  Nivellement  soll  auf  eine  über  dem  höchsten  Punkte  gelegene  Horizontale 
bezogen  werden,  längs  welcher  die  Höhen  derselben  über  den  verschiedenen  Nivelle- 
mentspunkten  und  deren  Entfernungen  von  einander  mit  Zahlen  eingeschrieben  sind. 
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Der  Massstab  fflr  die  Längen  soll  nicht  unter  ’/jooo  > ^er  für  die  Höhen  wenig- 
stens '/ioo  •1er  natürlichen  Grösse  sein. 

3.  Einen  Spezialplan  des  aiizulegendeu  Triebwerks  in  l/i0  der  natürlichen 
Grösse , woraus  genau  ersichtlich  ist , ob  das  Werk  durch  ober-  oder  untcrschläch- 
tige  Wasserkraft  betrieben  werden  soll. 

Sodann  muss  angegeben  werden , wie  das  vorhandene  Gefälle  vertheilt  werden 
soll,  wieviel  nämlich 

a.  der  Fall  vom  Wehrfachbaum  bis  zum  Wasserspiegel  Uber  dem  Fachbaum  des 
Gerinnes  (obere  Räusche’ , 

b.  wieviel  dieser  Wasserstand  selbst  (nasser  Fall) , 

o.  wieviel  der  Fall  von  dem  Fachbaum  des  Gerinnes , bei  unterschlächtigeu  Rä- 
dern, bis  zum  unteren  Fachbaum  des  Gerinnes , bei  oberschlächtigen  aber  , bis 
zum  Wasserspiegel  unter  dem  Rad  (trockener  Fall  , 

d.  wie  viel  der  Fall  von  dem  zuletzt  gedachten  Funkt , bis  zum  Wasserspiegel  bei 
Vereinigung  des  Mühlenkanals  mit  dem  Flussbett,  oder  bis  zu  dem  zunächst  un- 
terhalb gelegenen  Wehr  (untere  Räusche  betragen  boII,  und 

e.  nach  welchem  Prftfil  der  Mühlenkanal  angelegt  werden  soll. 

4.  Einen  Plan  in  '/so  der  natürlichen  Grösse  von  dem  für  das  Triebwerk 
nöthigen  Streirhwehre  in  Verbindung  mit  Gruudschützen,  bestehend  in  einem  Grund- 
riss und  einem  senkrecht  auf  den  Fachbaum  des  Wehres  oder  die  Schtltzenschwelle 
gerichteten  Quer-  oder  Längendurchschnitt,  mit  Angabe  einer  Pegelvorrichtung  zur 
Beobachtung  des  Wasserstandes  am  Wehr. 

5.  Einen  vollständigen  Plan  der  aufzufübrenden  Gebäude  in  ’/ioe  der  natür- 
lichen Grösse,  bestehend  aus  Grundrissen  der  verschiedenen  Stockwerke,  Längen- 
uud  Querdurchschnitten  und  zwei  Ansichten. 

8.  Eine  Nachweisung  der  Geschwindigkeit  und  Menge  des  Wassers  bei  dem 
kleinsten  und  höchsten  Wasserstande. 

7.  Eine  dctaillirte  Darlegung  des  Nutzeffektes  der  Wasserräder  und  der  Leis- 
tungsfähigkeit des  Werkes. 

li.  Anweisung  zur  Ausführung  der  Gewerbe-Ordnung  vom  18.  Nov.  1889. 

In  den  südlich  des  Mains  gelegenen  Theilen  des  Grossherzogthums  sind 
nunmehr  für  die  Ordnung  des  Gewerbewesens  die  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ord- 
nung für  den  Norddeutschen  Bund  ebenso,  wie  bisher  schon  in  Ober-Hessen,  Kastei 
und  Kostheim,  in  erster  Reihe  massgebend.  Es  treten  daher  die  Vorschriften  des  be- 
stellenden Rechtes,  soweit  sie  damit  nicht  vereinbar  sind,  ausser  Wirksamkeit;  nur 
insoweit,  als  sie  neben  der  Gewerbe-Ordnnng  bestehen  könuen , bleiben  sie  in 
Geltung.  Die  Gewerbe-Ordnung  hat  an  verschiedenen  Steilen , wenn  gleich  nicht 
überall  in  gleicher  Form,  auf  die  in  Kraft  bleibenden  Theile  der  Landes-Gesetzge- 
bung  hingewiesen  : sie  nimmt  bald  auf  die  bestehenden  landesgesetzlichen  Bestim- 
mungen ausdrücklich  Bezug,  bald  hat  sie  der  Landcs-Gesetzgebung  nur  die  Regelung 
gewisser  gewerblicher  Verhältnisse  Vorbehalten  oder  auch  die  Befugniss  zu  einer 
solchen  Regelung  zugesprochen.  Es  entspricht  der  Absicht  des  Gesetzes,  dass  in 
allen  diesen  Fällen  diejenigen  Bestimmungen  der  Landes-Gesetzgebnng , die  zur 
Zeit  bereits  bestehen,  in  Wirksamkeit  verbleiben  sollen.  Es  ist  ausserdem  zu  be- 
achten, dass  die  Gewerbe-Ordnung,  indem  sie  die  Berechtigung  zum  Gewerbe-Be- 
trieb grundsätzlich  keinen  anderen , als  den  von  ihr  ausdrücklich  herVorgehobeneu 
Beschränkungen  unterwirft,  nicht  beabsichtigt,  die  Gewerbetreibenden  von  der  Be- 
achtung derjenigen  Beschränkungen  zu  entbinden . welche  sich  aus  allgemein  poli- 
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zeilichen,  theils  in  Gesetzen,  theils  in  Verordnungen  enthaltenen  Vorschriften  erge- 
hen und  die,  für  Jedermann,  er  mag  ein  Gewerbo  betreiben  oder  nicht , Anwendung 
tiuden.  Die  bestellenden  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften . insbesondere  der 
Bau-,  Feuer-,  Gesundheit»-,  Sicherheit»-  und  Sitten-Poüzoi , sind  daher  bei  dem 
Betriebe  eines  Gewerbes  auch  ferner  zu  beachten. 

In  Bezug  auf  die  Aenderungen  . welche  die  seitherigen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen Uber  den  Betrieb  der  Gewerbe  im  Grossherzogthum  durch  die  Einführung 
der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  in  einzelneu  Beziehungen  erlei- 
den, ist  ausser  den  in  der  Verordnung  vom  1.  November  1869,  die  Ausführung  der 
Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  betr.  (Keg. -Bl.  Nr.  53  , getroffenen 
Anordnungen  insbesondere  Folgendes  zu  beachten  : 

1.  Als  allgemeines  Erfordernis»  für  den  selbständigen  Betrieb  eines  jeden  Ge- 

werbeshat §.  1 1 derGewerbe-Ordnung  die  Anzeige. von  dem  Beginn  desselben  aufge- 
stellt. Die  Anzeige  hat  den  Zweck,  die  Beaufsichtigung  des  Gewerbe-Betriebs  nach 
Massgabe  der  Gewerbe-Ordnung  und  die  Handhabung  der  sonstigen  , mit  dem  Ge- 
werbe in  Beziehung  tretenden  Gesetze , insbesondere  der  Steuer-Gesetze , zu  er- 
möglichen. * 

Die  Anzeige  ist  von  dem  Gewerbetreibenden  bei  der  Bürgermeisterei  des 
Ortes,  wo  er  das  Gewerbe  betreibt,  zu  machen;  sie  ist  stets  erforderlich,  auch 
wenn  es  für  den  Betrieb  des  Gewerbes  einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen  und 
diese  bereits  ertbeilt  sein  sollte. 

Die  besonderen  Anmeldungen,  welche  nach  §.  14  der  Gewerbe-Ordnung  ausser- 
dem für  die  Agenten  der  Feuer- Versicherungs-Anstalten  und  für  diePress- 
Ge  werbe  vorgeschrieben  sind,  müssen,  wenn  der  Gewerbetreibende  am  Sitze  eines 
Kreis-Amts  wohnt , an  dieses . anderen  Falls  au  die  Orts-Polizeibehörde  gerichtet 
werden,  welche  dem  Vorgesetzten  Kreis-Amt  von  der  Anzeige  jedesmal  Mittheilung 
zu  machen  hat. 

Die  Bürgermeistereien  haben  die  an  sie  gelangenden  Anzeigen  in  die  Tage- 
bücher über  Ab-  und  Zugang  der  Gewerbe  einzutragen  , welche  sie  nach  §.14  der 
Gewerbe-Steuer-Verordnung  vom  24.  Dezember  1S60  zu  führen  haben,  und  zwar 
auch  in  dem  Falle,  wenn  es  sich  von  Gewerben  handeln  sollte,  welche  der  Gewerb- 
Steuer  nicht  unterliegen. 

Die  Vorschriften  der  Gewerbe-Steuer-Gesetzgebnng  in  Bezug  auf  die  Gewerbs- 
Patcnte  bleiben  nach  wie  vor  in  Kraft. 

2.  Die  Polizei-Behörde  prüft,  ob  von  dem  Gewerbetreibenden  den  gesetzlichen 
Anforderungen  Genüge  geleistet  ist. 

Mangeln  demselben  für  den  begonnenen  Gewerbe-Betrieb  der  vorgeschriebene 
Befähigungs-Nachweis  (§§.  HO,  31,  34),  oder  die  erforderliche  Approbation,  Kon- 
zession, Bestallung,  Erlaubnis»  oder  Genehmigung  (§§.  29,  30,  32,  33,  34,  42,  43), 
erscheint  ferner  mit  Rücksicht  auf  eine  erfolgte  Bestrafung  sein  Gewerbe-Betrieb 
im  polizeilichen  Interesse  bedenklich  §.  35),  oder  entspricht  der  Gewerbetreibende 
sonst  den  polizeilichen  Anforderungen  nicht  (§.  37) , so  ist  ihm  der  Gewerbe-Betrieb 
zu  untersagen  und,  falls  die  Untersagung  nicht  beachtet  wird,  der  zuständigen  Ge- 
richts-Behörde zur  strafgerichtlicheu  Verfolgung  Anzeige  zu  machen. 

3.  Von  den  im  §.  1 der  Verordnung  vom  28.  Dezember  IS60  verzeickueten 
Gewerben,  zu  deren  Betrieb  ein  Gewerbspatent  erst  dann  ertheilt  werden  darf,  wenn 
vorher  die  Erlaubnis»  der  höheren  Administrativ-BehOrde  dazu  eingeholt  worden  ist, 
sind  durch  spätere  Verordnungen  bereits  in  Wegfall  gekommen  : Fruchthandel, 
(Bekanntmachung  vom  4.  August  1863),  Mäkler  mit  Getreide,  Hlllsenfrüchten  und 
Kartoffeln  und  Mäkler  nach  Massgabe  der  Verordnung  vom  15.  September  1846 
(§.  9 der  Verordnung  vom  22.  September  IS64),  zünftige  Gewerbe  (Verordnung 
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vom  16.  Februar  1866),  Baubandwerke  (Bekanntmachung  vom  15.  Juni  1866)  und 
Hufschmiede  (Bekanntmachung  vom  3.  Februar  1869}.  Durch  die  Gewerbe-Ord- 
nung  für  den  Norddeutschen  Bund  wird  die  Konzessions-Pflicht  für  weitere  der  in  der 
Verordnung  vom  28.  Dezember  1860  genannten  Gewerbe  aufgehoben.  Hierher 
zählen  insbesondere  die  Agenturen  für  Versicherungs-Geschäfte,  sowie  fürDainpf- 
schifffabrts-  und  Eisenbahnfahrts  - Unternehmungen,  und  die  Pressgewerbe. 
In  Folge  dessen  zählen  zti  deu  Gewerben  und  den  Gewerbs-Anlagen,  zu  deren  Be- 
trieb ein  Gcwerbspatent  erst  dann  ertheilt  werden  darf,  wenn  vorher  die  Erlaubniss 
der  höheren  Administrativ-Behörde,  beziehungsweise  ein  Legitimations-Schein  zum 
Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen,  eingeholt  worden  ist,  nur  noch : Agenturen  für 
den  Transport  von  Auswanderern,  Apotheken,  Eiseubahnfahrts-Unternehmungen, 
Schifter  für  Ueberfabrten,  Versicherungs-Unternehmungen,  Ilausirhaudel  und  Ge- 
werbe-Betrieb im  Umherziehen,  Schifffahrts-Betrieb  auf  dem  Khein,  Main  und  Neckar, 
Steuermanns-Gewerbe,  Wirthscliaften  mit  Ausnahme  der  blossen  Speise-Wirthschaf- 
ten,  und  die  in  den  §§.  16  und  24  der  Gewerbe-Ordnung  genannten  Anlagen,  welche 
für  die  Besitzer  oder  Bewohner  der  benachbarten  Grundstücke  oder  für  das  Publi- 
kum überhaupt  erhebliche  Nachtheile,  Gefahren  oder  Belästigungen  herbeiführen 
können. 

Ausserdem  bedürfen  einer  Approbation,  welche  auf  Grund  eines  Nachweises 
der  Befähigung  ertheilt  wird,  Apotheker  und  diejenigen  Personen,  welche  sich  als 
Aerzte  (Wundärzte.  Augenärzte,  Geburtshelfer,  Zahnärzte  und  Thierärzte)  oder  mit 
gleichbedeutenden  Titeln  bezeichnen  oder  Seitens  des  Staats  oder  einer  Gemeinde  als 
solche  anerkannt  oder  mit  amtlichen  Funktionen  betraut  werden  sollen.  Einer 
Konzession  der  höheren  Verwaltungs-Behörde  bedürfen  die  Unternehmer  von 
Privat-Kranken-,  Privat-Entbindungs-  und  Privat-Irrcn-Austalten,  eines  Prü- 
fungs-Zeugnisses der  zuständigen  Behörde  die  Hebammen,  und  der  Erlaub- 
niss zum  Betrieb  ihres  Gewerbes  die  Schauspiel-Unternehmer.  (§§.  29  bis  32  der 
Gewerbe-Ordnung.) 

4.  Alle  Anlagen,  zu  deren  Errichtung  es  nach  der  Gewerbe-Ordnung  einer 
besonderen  Genehmigung  bedarf,  sind  bezüglich  ihres  Betriebes  auch  für  die  Zu- 
kunft derjenigen  polizeilichen  Aufsicht  unterworfen,  welche  besondere  Gesetze  oder 
polizeiliche  Verordnungen  eingeführt  haben.  Auch  ist  die  Polizei-Behörde  befugt, 
vor  dem  Beginn  des  Betriebs  einer  jeden  gewerblichen  Anlage,  die  der  Genehmigung 
bedarf,  sich  durch  eine  Untersuchung  zu  überzeugen,  dass  die  Ausführung  den  Be- 
dingungen der  ertheilten  Genehmigung  entspricht. 

Demgemäss  bleiben  namentlich  die  Vorschriften  der  Verordnung  vom  4.  August 
1857,  der  Bekanntmachung  vom  3.  Juli  1860  und  der  Verordnung  vom  22.  Januar 
1867,  die  Anlage  und  den  Gebrauch  von  Dampfkesseln  betreffend,  auch  ferner  in 
Kraft. 


6.  Nach  §.  34  der  Gewerbe-Ordnung  ist  es  den  Landes-Gesetzen  überlassen, 
den  Handel  mit  Giften  von  eiuer  besonderen  Genehmigung  abhängig  zu  machen,  ln 
Betreff  der  Voraussetzungen,  unter  welchen  der  Handel  mit  Giften  zugelassen  ist, 
und  der  Bedingungen,  welchen  dieser  Geschäfts-Betrieb  unterliegt,  bewendet  es 
daher  bis  auf  Weiteres  bei  den  bestehenden  Vorschriften. 

8.  Die  bestehenden  Vorschriften  in  Betreff  derjenigen  Gewerbetreibenden, 
welche  nach  §.  36  der  Gewerbe-Ordnung  auf  Grund  ihrer  V creidiguug  und  An- 
stellung oder  Konzession  eine  besondere  Glaubwürdigkeit  in  ihrem  Gewerbe- 
Betrieb  erhalten,  (Feldmesser,  Auktionatoren,  Güterbestätiger,  Wäger,  Messer  etc.), 
bleiben  in  Kraft.  In  den  Bedingungen,  unter  welchen  ihre  Anstellung  und  die  dieser 
vorhergehende  Prüfung,  sofern  eine  solche  vorgeschrieben  ist,  erfolgt,  in  deu  Ver- 
Ksichs-Oesetiö  m,  ErUut«r.  TU.  I.  Bd.  X 19 
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pflichtungen , die  sie  in  ihrem  Geschäfts  - Betriebe  zu  beobachten  haben , in  den 
Hechten  endlich,  die  ihnen  die  Anstellung  verleiht,  tritt  eine  Aendcning  vorläufig 
nicht  ein. 

Dagegen  sind  diejenigen  Gewerbetreibenden,  welche  ihr  Gewerbe  auf  Grund 
des  §.  :u>  ohne  Vereidigung  und  ohne  eine  besondere  Anstellung  oder  Konzession 
frei  betreiben,  bei  Austibuug  ihres  Gewerbes  an  jene  Vorschriften  ferner  nicht  ge- 
bunden. 

7.  In  Betreff  der  Fressgewerbc  treten  folgende  Veränderungen  der  Ge- 
setzgebung in  Kraft : 

Die  nach  Art.  40  des  Gesetzes  vom  1.  August  1802,  die  Presse  betreffend, 
zur  Ausübung  des  Gewerbes  eines  Buch-  oder  Steindruckers.  Buch-  oder  Kunst- 
händlers, Antiquars.  Inhabers  einer  Leih-Bibliothek  oder  eines  Lese-Kabiuets  und 
Verkäufers  von  Druckschriften,  Zeitungen  und  Bildern  erforderliche  Konzession 
kommt  in  Wegfall.  Dagegen  bedarf  es  zum  Betrieb  dieser  Gewerbe  der  in  §.  14  der 
Gewerbe-Ordnung  vorgeschriebenen  Anzeige  über  das  Betriebslokal  und  jeden 
späteren  Wechsel  desselben  bei  der  Orts-Polizeibehörde.  Die  Unterlassung  dieser 
Anzeige  ist  in  §.  148  mit  Strafe  bedroht. 

Nach  Art.  45  des  Press-Gesetzes  dürfen  nur  mit  obrigkeitlicher  (kreisamtlicbor) 
Krlauhniss  und  innerhalb  der  Grenzen  derselben  Druckschriften  an  öffentlichen 
Orten  ansgestrent,  angoboten  oder  vertheilt  werden,  und  nach  Art.  48  dürfen  Druck- 
schriften an  öffentlichen  Orten  nur  mit  Krlauhniss  der  laikal-Polizeibehörde  öffent- 
lich angeschlagen  odur  angohettet  werden.  Dem  40  der  Gewerbe-Ordnung  zufolge 
ist  in  diesen  Fällen  eine  Krlauhniss  nnr  für  Diejenigen  erforderlich,  welche  erwähnte 
Thätigkeit  gewerbsmässig  ausllben  wollen.  Diese  Krlauhniss  darf  nur  unter  den 
Bediugungeu  und  uaeh  Massgabc  des  §.  57  versagt  werden.  Die  Krlauhniss  darf 
auch  nicht  zurückgezogen  oder  dio  Krneuerung  nicht  versagt  werden,  so  lange  die 
im  tj.  57  bezeichneton  Krfordernisse  vorhanden  sind.  Wer  das  erwähnte  Geschäft 
ohne  die  vorgeschriebene  Krlauhniss  betreibt,  oder  den  Uber  diese  Krlanbniss  aus- 
zustellenden Legitimations-Schein  nicht  bei  sich  führt,  unterliegt  der  im  §.  148  an- 
gedrohten Strafe. 

8.  ln  Bezug  auf  die  Krthcilung  der  Krlauhniss  zum  Betrieb  der  Gastwirt- 
schaft, der  Sehenkwirthschaft  und  des  Kleinhandels  mit  Getränken  (§.  O.'l  der  Ge- 
werbe-Ordnung, sind  folgende  Grundsätze  zu  beachten  : 

a.  Die  Krlauhniss  darf  weder  auf  Zeit  erthoilt,  noch  vorbehaltlich  der  Bestimmun- 
gen in  den  §§.  50  und  LI 3 widerrufen  werden  {§.  40); 

b.  die  Krrirhtung^von  blossen  Speise- Wirtschaften  ist  au  eine  polizeiliche  Erlaub- 
nis» nicht  gebunden ; 

o.  der  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus,  auch  wenn  er  in  Verbindung 
mit  einem  kaufmännischen  Geschäft  betriebeil  wird,  bedarf  der  polizeilichen  Er- 
laubnis* ; 

d.  eine  Prüfung  darüber,  ob  die  Lebensart  und  der  Lebenswandel  des  Naohsuchen- 
den  einen  üblen  Huf  gegen  ihn  begründet,  hat  nicht  Statt,  dagegen  kann  eine 
Feststellung  darüber  cintreten.  ob  gegen  den  Nachsnclienden  Thatsachen  vor- 
liegen, welche  die  Annahme  rechtfertigen,  dass  er  das  Gewerbe  znr  Förderung 
der  Völlerei.  des  verbotenen  Spiels,  der  Hehlerei  oder  der  Unsittlichkeit  miss- 
brauchen werde  (§.  33,  1) ; 

e.  das  zum  Betrieb  des  Gewerbes  bestimmte  Lokal  muss  seiner  Beschaffenheit  und 
Lage  uaeh  den  polizeilichen  Anforderungen  genügen  !§.  33,  2),  daher  in  dieser 
Beziehung  die  Prüfung  der  Polizei-Behörde  nach  wie  vor  stattfindet ; 

9.  Personen,  welche  Tanz-.  Turn-  oder  Schwimmunterricht,  oder  das  Ge- 
schäft der  Trödler,  Pfandleiher  oder  Gesinde- Vermicther  als  Gewerbe  betreiben, 
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haben  beim  Beginn  des  Gewerbes  die  am  Schlüsse  des  §.  35  vorgesch riebene  Anzeige 
bei  der  Polizei-Behörde  ihres  Wohnortes  zu  machen.  Die  Polizei-Behörde  hat  fest- 
zustellen, ob  der  Gewerbtreibende  wegen  eines  der  im  §.  35  genannten  Verbrechen 
oder  Vergehen  schon  bestraft  ist,  und  zu  prüfen,  ob  mit  Rücksicht  hierauf  der  Ge- 
schäfts-Betrieb desselben  in  polizeilichem  Interesse  Bedenken  erregt.  Die  gleiche 
Prüfung  hat  sie  vorzunehmen,  wenn  späterhin  eine  Bestrafung  des  Gewerbetreibenden 
wegen  eines  der  bezeichneten  Verbrechen  oder  Vergehen  erfolgt.  Fällt  die  Prüfung 
zu  Ungunsten  des  Gewerbetreibenden  aus,  so  ist  ihm  der  Gewerbe-Betrieb  unter 
Verweisung  auf  die  in  §.  148  angedrohte  Strafe  zu  untersagen. 

10.  Die  durch  die  Verkehrs-Verhältnisse  gebotene  Regelung  der  in  §.  37  be- 
zeichneten Strassen-Gewerbe  unterliegt  dem  Ermessen  der  Orts-Polizeibehörden. 
Die  polizeilichen  Anordnungen  haben  sich  nicht  nur  auf  die  Art  der  Ausübung  dieser 
Gewerbe  selbst,  sondern  auch  auf  die  Bedingungen  der  Zulassung  zu  denselben  zn 
erstrecken  und  sind  in  Form  von  Polizei-Reglements  zu  erlassen. 

Handelt  es  sich  um  die  Aufstellung  von  Taxen  für  diese  Gewerbe,  so  hat  sich 
die  Polizei-Behörde  nach  §.76  der  Gewerbe-Ordnung  zuvor  des  Einverständnisses 
mit  der  Gemeinde-Behörde  zu  vergewissern. 

11.  ln  Bezug  auf  die  Einrichtung  von  Kehr-Bezirken  für  die  Schornsteinfeger 
und  den  Geschäfts-Betrieb  derselben  (§§.  39  und  47  der  Gewerbe-Ordnung)  be- 
wendet es  bei  den  bestehenden  Bestimmungen. 

12.  Nach  §.  42  der  Gewerbe-Ordnung  ist  für  Musik-Aufführungen,  Schau- 
stellungen, theatralische  Vorstellungen  oder  sonstige  Lustbarkeiten  auf  den  Strassen 
am  Orte  der  gewerblichen  Niederlassung  ebenso  eine  vorgängige  Erlanbniss  der 
Orts-Polizeibehörde  erforderlich,  wie  solche  in  §.  59  für  dergleichen  Aufführungen 
im  Umherziehen  vorgeschrieben  ist. 

18.  Die  im  §.  44  der  Gewerbe-Ordnnng  bezeichneten  Legitimationen,  deren 
die  Handlungs-Reisenden  zn  ihrem  Geschäfts-Betriebe  bedürfen,  sind  von  den  Kreis- 
Aemtera  zu  ertheilen,  wenn  der  Gewerbetreibende,  welcher  ansserhalb  des  Ortes 
seiner  gewerblichen  Niederlassung  persönlich  oder  durch  einen  in  seinem  Dienste 
stehenden  Reisenden  Waaren  aufkaufen  oder  Bestellungen  auf  Waaren  suchen  will, 
durch  Vorzeigung  seines  fllr  das  betreffende  Kalenderjahr  gültigen,  von  dem  Steuer- 
Kommissariat  visirten  Gewerbs-Patentes  nachweist,  dass  er  für  sein  Gewerbe  die 
gesetzliche  Steuer  entrichtet.  Die  Voraussetzung,  unter  welcher  für  den  im  §.  44 
der  Gewerbe-Ordnnng  bezeichneten  Gewerbe-Betrieb  im  Gebiete  des  Norddeutschen 
Bundes  ein  Legitimations-Schein  oder  eine  den  Bestimmungen  der  Zoll-Vereins- 
verträge  entsprechende  Gewerbe  -Legitimation«-  Karte  ertheilt  werden  kann,  ist 
hiernach  im  Grossherzogthnm  die  nämliche.  Es  genügt  daher , wenn  eine  Legiti- 
mation zii  dem  fraglichen  Gewerbe-Betrieb  nachgesucht  wird,  solche  durch  Ausfer- 
tigung einer  Gewerhe-Legitimations-Karte  nach  dem  in  der  Anlage  des  Schluss- 
Protokolls  zu  dem  Vertrag  Uber  die  Fortdauer  des  Zoll-  und  Handelsvereins  vom 
8.  Juli  1867  enthaltenen  Formular  (Regierungs-Blatt  Seite  566)  zu  ertheilen. 

Angehörige  der  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  sind  in  dem  Grossherzog- 
thum zu  dem  Aufkauf  von  Waaren  und  dem  Aufsuchen  von  Waaren-Bestellungen 
für  befugt  zu  erachten,  wenn  sie  entweder  einen  auf  Grund  des  §.  44  der  Gewerbe- 
ordnung ausgefertigten  Legitimations-Schein  besitzen,  oder  auf  Grund  der  Zoll— 
Vereins-Bestimmungen  mit  einer  Legitimations-Karte  versehen  sind. 

Der  nach  §.  44  der  Gewerbe-Ordnung  legitimirte  Handlungs-Reisende  ist  bei 
seinem  Geschäfts-Verkehr  auf  den  Besuch  von  Gewerbetreibenden  nicht  mehr  be- 
schränkt. Der  Legitimations-Schein,  resp.  die  Gewerhe-Legitimations-Karte  berech- 
tigt den  Inhaber  jedocli  nur  zum  Mitfllhreu  angekaufter  Waareu,  Behufs  dereu  Be- 
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förderung  nach  dem  Bestimmungsorte,  zum  Mitftlhren  von  Waarcn  anderer  Art  oder 
zu  anderen  Zwecken  dagegen  nicht. 

14.  Die  näheren  Anordnungen  zur  Ausführung  der  in  Titel  III.  der  Gewerbe- 
ordnung enthaltenen  Vorschriften  Ober  die  Hausir-Gewerbe  sind  aus  der  nach- 
stehenden Anweisung  zu  Titel  III.  der  Gewerbe-Ordnung  zu  entnehmen. 

16.  Die  in  der  Gewerbe-Ordnung  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  noch 
bestehenden  Innungen  und  Zünfte  führen  keine  Veränderungen  in  dem  derma- 
ligen  Zustand  dieser  Korporationen  und  deren  Stellung  herbei.  Die  Befugnisse, 
welche  denselben  durch  die  Gewerbe-Ordnung  entzogen  werden,  sind  bereits  durch 
frühere  Akte  der  diesseitigen  Gesetzgebung  aufgehoben  worden.  Die  Gewerbe- 
( Irdnting  enthält  indess  einzelne  Bestimmungen  über  die  Verwendung  des  Vermögens 
und  die  Tilgung  von  Schulden  der  sieh  auflösenden  Innungen,  welche,  wo  in  den 
Provinzen  Starkoubnrg  und  Ober-Hessen  überhaupt  noch  Zünfte  bestehen,  bei  deren 
Auflösung  in  Anwendung  zu  bringen  sind.  Nur  in  einigen  ausdrücklich  hervorge- 
hobenen  Beziehungen  steht  den  Staats-Behörden  noch  eine  Einwirkung  auf  dieselben 
zu;  im  Tebrigen  ist  deren  Beaufsichtigung  den  Gemeinde-Behörden  übertragen. 

16.  An  Stelle  der  Bestimmungen  im  Art.  348  des  Polizei- Straf-Gesetzes  zur 
Verhütung  von  Missbräuchen  bei  Verwendung  der  Kinder  in  Fabriken  treten  die 
Vorschriften  der  Gewerbe-Ordnung  über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Ar- 
beite r in  den  Fabriken  und  Bergwerken.  (§§.  12$  bis  134,  149,  150,  154.) 

17.  Zu  §.  1 55  der  Gewerbe-Ordnung : 

Die  höheren  V er w alt u n gs-Behörden  sind,  insoweit  deren  Funktionen 
durch  die  Verordnung  vom  1.  November  1569  nicht  den  Provinzial-Direktionen 
überwiegen  sind,  die  Kreis-Aemter. 

Die  den  unteren  Verwaltungs-Behörden  in  den  §§.  44  und  77  und  der 
Polizei-Behörde  im  §.  147  zugewiesenen  Funktionen  stehen  ebenfalls  den  Kreis- 
Aemtera  zu. 

Als  Gemeinde-Behörde  im  Sinne  der  Gewerbe-Ordnung  ist  in  der  Kegel 
der  für  jede  Gemeinde  gebildete  Orts-Vorstand  zu  betrachten,  lu  den  Fällen  der 
§§.  SS,  lob,  1 13  und  121  stoben  die  der  Gemeinde-Behörde  übertragenen  Funktio- 
nen der  Bürgermeisterei  zu. 

Die  Orts-Polizeibehörde  ist  die  Bürgermeisterei,  insofern  nicht  für  diu 
Ausübung  der  Polizei  für  einzelne  Orte  eine  besondere  Polizei- Verwaltung  ange- 
ordnet ist. 


C.  Anweisung  zur  Ausführung  dos  Titels  in.  der  Gewerbe-Ordnung  vom 
21.  Juni  1860,  den  Gewerbe-Betriob  im  Umberziehen  betr. 

1.  In  Folge  der  Bestimmungen  im  dritten  Titel  der  Gewerbe-OrdnuDg  ftlr  den 
Norddeutschen  Bund  treten  die  in  der  diesseitigen  Gesetzgebung  enthaltenen  poli- 
zeilichen Beschränkungen  des  Gewerbe-Betriebs  im  Umherziehen,  insbesondere  die 
Bestimmungen  der  Verordnung  vom  B.  November  184G,  den  Ilausirhandel  und  die 
hausirend  betriebenen  Gewerlte  betreffend,  insoweit  ausser  Wirksamkeit,  als  sie  nicht 
in  diu  Bundes-Gesetzgehung  Aufnahme  gefunden  haben.  Dagegen  sind  die  in  den 
verschiedenen  Bundes-Staaten  bestehenden  Vorschriften  über  die  Besteuerung  der 
Hausir-Gewerbe  durch  die  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ordnung  unberührt  geblieben 
und  es  -unterliegt  daher  dieser  Gewerbe-Betrieb  im  Grossherzogthum . insofern  es 
sich  hierbei  nicht  von  dem  Betrieb  eines  von  der  Gewerbe-Steuer  befreiten  Gewerbes 
handelt,  auch  fernerhin  den  in  der  Gewerbe-Steuer-Gesetzgobnng  des  Grossherzog- 
thums  enthaltenen  Vorschriften. 
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2.  Nach  den  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ordnung  ist  von  dem  Gewerbe- 
Betrieb  im  Umherziehen  nur  der  Ankauf  und  Verkauf  der  im  §.  56  genannten 
Gegenstände  , mit  welchen  aucli  bisher  schon  der  Hausirhandel  im  Grossherzogthum 
nicht  erlaubt  war.  ausgeschlossen.  Es  ist  daher  der  Hausirhandcl  mit  allen  Waaren, 
welche  nicht  ausdrücklich  ausgenommen  sind,  gestattet,  und  treten  demzufolge  die 
Bestimmungen  der  §§.  5 bis  7 der  Hatisir- Verordnung  vom  6.  November  1846  — 
wonach  die  Erlaubnis  zum  Hansiren  mit  anderen,  als  den  in  dieser  Verordnung  oder 
späteren  Bekanntmachungen  namhaft  gemachten  Gegenständen  und  zur  Austlbnug 
anderer,  als  der  darin  genannten  Gewerbe  nicht  ortheilt  werden  kann,  insofern  nicht 
ausnahmsweise  mit  Rücksicht  auf  ein  allgemeines  oder  örtliches  Bedürfnis«  besondere 
Genehmigung  des  Ministeriums  hierzu  erwirkt  worden  ist,  — ausser  Kraft.  Ebenso 
kommen  die  in  17  der  gedachten  Verordnung  enthaltenen  Verbote  des  Hausirens 
mit  Kaffee,  Zucker,  fabrizirtem  Tabak  und  Salz,  sowie  das  Verbot  des  Hausirhandels 
mit  lithographirten  und  gedruckten  Schriften  in  Wegfall. 

Ferner  treten  insbesondere  ausser  Wirksamkeit : 

die  Bestimmungen  in  tj.  4,  lit.  b.  der  Hausir- Verordnung  vom  6.  Novemhor  1 846 
und  im  letzten  Absatz  des  §.  13  derselben  Verordnung,  da  nach  der  Gewerbc-Ord- 
nnng  die  Ertheilung  eines  Legitimations-Scheins  zum  Gewerbe-Betrieb  im  Umher- 
ziehen nur  hei  dem  Mangel  der  im  §.  57  angegebenen  Voraussetzungen  versagt 
werden  kann ; 

die  Bestimmung  im  2.  alinea  des  §.  10  der  Verordnung  vom  6.  November  1816, 
wonach  der  Hausirende  vor  dem  Anfang  seines  Geschäfts  ausserhalb  seines  Wohn- 
ortes sich  bei  der  betreffenden  Bürgermeisterei  persönlich  zu  melden  und  sein  Ge- 
werbspatent  von  derselben  visiren  zu  lassen  hat ; 

sowie  die  in  §.  10  alinea  2 und  §.  13  derGewerbe-Steuer-VerordnnDg  vom  24. 
Dezember  1 860  enthaltenen  Bestimmungen  bezüglich  der  Gestattung  des  temporären 
Aufenthalts  zum  Betrieb  eines  Gewerbes.  Dagegen  ist  nach  den  Bestimmungen  im 
§.  61  der  Gewerbe-Ordnung  der  Inhaber  des  Legitimations-Scheins  oder  des  den- 
selben ersetzenden  Gewerbe-Scheins,  bei  Vermeidung  einer  Geldbusse  bis  zu  10 
Thalern  (§.  1 19  der  Gewerbe-Ordnung)  verpflichtet,  diesen  während  der  thatsüch- 
liclien  Ausübung  des  Oewerbetriehs  hei  sich  zu  führen,  auf  Erfordern  der  zustän- 
digen Behörde  Voranzeigen  und  insofern  er  hierzu  nicht  im  Stande  ist,  auf  Gebeiss 
der  Behörde  den  Betrieb  bis  zur  Abhülfe  des  Mangels  einzustellen. 

8.  In  Bezug  auf  das  Erfordernis«  eines  Legitimations-Scheins  wird  auf  Grund 
des  Art.  63  der  Gewerbe-Ordnung  bestimmt,  dass  der  Hausirhande!  mit  denjenigen 
in  der  Anlage  A.  zu  der  Verordnung  vom  6.  November  1846  genannten  Gegen- 
ständen. welche  nicht  zu  den  Erzeugnissen  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  des 
Garten-  und  Obstbaues,  mit  denen  im  ganzen  Bundes-Gebiete  ohne  Legitimations- 
Schein  hausirt  werden  darf,  gehören,  ftir  das  Gebiet  des  Grossherzogthums  eben- 
falls ohne  Legitimations-Schein  gestattet  ist. 

4.  Die  Gesuche  um  Ertheilung  von  Legitimations-Scheinen  zum  Gewerbe- 
Betrieb  im  Umherziehen  sind  bei  der  Bürgermeisterei  des  Wohnortes  des  Gewerbe- 
treibenden vorzubringen,  welche  zu  prüfen  hat,  ob  einer  derjenigen  Gründe  vor- 
handen ist,  wegen  deren  nach  den  Bestimmungen  des  §.  57  der  Gewerbe-Ordnung 
der  Legitimations-Schein  versagt  werden  darf,  und  sodann  das  Gesuch  mit  ausführ- 
licher Angabe  der  bezüglichen  Verhältnisse,  unter  Beifügung  des  Signalements  des 
Nachsnchcnden.  dem  Kreis-Amt  zur  Entscheidung  vorlegt. 

Wird  von  diesem  die  Ertheilung  des  Legitimations-Scheins  versagt,  so  iBt  die 
versagende  Verfügung  schriftlich  zu  erlassen,  mit  Gründen  und  einer  Belehrung  Uber 
das  zuständige  Rechtsmittel  zu  versehen  und  dem  Antragsteller  gegen  Behändigungs- 
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Schein  inzustellen.  Der  dagegen  zulässige  Rekurs  ist  an  die  Provinzial-Direktion  zu 
richten,  welche  hierüber  als  kollegiale  Behörde  auf  Grund  einer  mündlichen  Ver- 
handlung, zu  welcher  der  Rekurrent  zu  laden  ist,  entscheidet.  Für  die  Verhandlung 
der  Sache  bei  der  Provinzial-Direktion  und  das  weitere  Verfahren  sind  die  Bestim- 
mungen des  §.  25  der  Verordnung  vom  l.  November  1S69  (Regierungs-Bl.  Nr.  53) 
massgebend. 

5.  Nach  dem  letzten  alinea  des  §.  öS  der  Gewerbe-Ordnung  kann  in  den 
Fällen,  für  welche  die  Gesetze  die  Ausstellung  eines  Gewerbescheins  nothwendig 
machen,  dieser  auch  zugleich  den  Lcgitimations- Schein  ersetzen.  Der  Gewerbe- 
schein ist  im  Grossherzogthum  das  Gewerbspatent  zum  Hausiren,  und  es  kaun  datier 
für  den  Hausirbetrieb  der  Einwohner  des  Grossherzogthums  im  Inland  von  dem 
Erfordernisa  des  jährlich  neu  auszustellenden  Legitimations-Scheins  abgesehen  und 
derselbe  durch  das  auf  Grund  der  bisherigen  kreisamtlichen  Erlaubniss  ertheilte,  nur 
bis  zu  Ende  des  Kalenderjahrs  gültige,  mithin  jährlich  neu  auszufertigende  Gewerbs- 
patent zum  Hausiren  als  ersetzt  betrachtet  werden. 

Diejenigen  Inländer,  welche  die  kreisamtliche  Erlaubniss  zu  dem  von  ihnen 
beabsichtigten  Gewerbe-Betrieb  noch  nicht  besitzen,  haben  nunmehr  die  Ertheilung 
eines  Legitimations-Scheins  nacbzusuchen.  Für  die  Ertheilung  des  Gewerbe-Patentes 
genügt  es  jedoch,  dass  dieser  Legitimations-Schein  das  erstemal  eingeholt  und  der 
Bürgermeisterei  vorgelegt  wird,  indem  in  dun  folgenden  Jahren  die  Vorzeigung  des 
nächst  vorhergehenden  Gewerbe-Patentes  hinreichend  ist.  Die  Bürgermeisterei  hat 
auch  in  diesen  Fällen  jedesmal  zu  prüfen,  ob  keiner  der  Gründe  vorliegt,  aus  wel- 
chen nach  §.57  der  Gewerbe-Ordnung  der  Legitimations-Schein  versagt  werden 
darf,  und  eintretenden  Falls  die  Entscheidung  des  Kreis-Amts  zu  erwirken,  ehe  sie 
das  neue  Gewerbspatent  ertheilt. 

6.  Insoweit  für  den  Betrieb  der  im  §.  58  der  Gewerbe-Ordnung  unter  1 und  2 
erwähnten  Geschäfte  ein  Legitimations-Schein  erfordert  wird , ist  derselbe  nach 
Massgabe  des  unter  Nr.  4 Bemerkten  von  dem  Kreis-Amt  zu  ertheilen. 

7.  Die  im  §.  59  der  Gewerbe- Ordnung  bezeichncten  Gewerbetreibenden  sind 
insofern  besonderen  Beschränkungen  unterworfen,  als  : 

a.  Bie  zur  Ausübung  ihres  Gewerbes  der  vorgängigen  Erlaubniss  der  Behörde  des 
Orts  bedürfen,  an  welchem  die  Leistung  beabsichtigt  wird ; 

b.  der  Legitimations-Schein  zunächst  immer  nur  für  den  Verwaltungs-Bezirk  der 
ausfertigenden  Behörde  ausgestellt  wird,  und  in  einem  anderen  Bezirke  nur  dann 
zum  Betriebe  des  Hausir-Gewerbcs  berechtigt,  weun  er  von  der  Behörde  dieses 
Bezirks  ausdrücklich  darauf  ausgedehnt  ist ; 

e.  die  Ertheilung  oder  Ausdehnung  eines  Lcgitimations- Scheins  nicht  nur  aus  den 
allgemeinen  gesetzlichen  Gründen  (§.  57),  sondern  auch  wegen  mangelnden  Be- 
dürfnisses versagt  werden  kann.  Die  Prüfung  der  auf  Ertheilung  der  Legiti- 
mations-Scheine zu  diesem  Gewerbe-Betriebe  gerichteten  Anträge  erfolgt  im 
Allgemeinen  in  dem  unter  Nr.  4 bezeichncten  Verfahren.  Wird  jedoch  die  Er- 
theilung oder  Ausdehnung  eines  Legitimations-Scheines  auf  Grund  der  §§.  59 
und  60  der  Gewerbo-Ordnnng  versagt,  so  findet  jenes  Verfahren  nicht  statt. 
Die  Versagung  erfolgt  vielmehr  im  Wege  der  einfachen  Verfügung.  Letzteres 
gilt  ebenso  von  der  oben  unter  a.  gedachten  Erlaubniss  der  Orts-Behörde,  unter 
welcher  die  Orts-Polizeibehörde  zu  verstehen  ist. 

Den  Legitimations-Scheinen  zu  diesem  Gewerbe  - Betrieb  (Aufftthren  von 
Musik,  Schaustellungen,  theatralischen  Vorstellungen  oder  sonstigen  Lustbar- 
keiten auf  Strassen  etc.)  ist  von  dem  Kreisamt  die  Bemerkung  beizufügen,  dass 
dieselben  die  Befngniss  zum  Gewerbe-Betrieb  nur  in  dem  Bezirk  derjenigen  Be- 
hörde gewähren,  welche  den  Legitimations-Schein  ausgestellt  hat,  beziehungs- 
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weise  auf  deren  Bezirk  der  Legitimations-Schein  ausgedehnt  worden  ist,  und 
dass  im  Inlande  vor  dem  Beginn  der  erwähnten  Produktionen  die  in  den  §§.  30 
und  31  der  Gewerbesteuer- Verordnung  vom  24.  Dezember  1860  vorgeschrie- 
bene Abgabe  zu  entrichten  ist,  worüber  das  betreffende  Kreis-Amt  oder  die  in 
einzelnen  Orten  hierzu  ermächtigte  Lokal-Behörde  eine  auf  das  der  Abgabe  ent- 
sprechende Stempelpapier  ausgefertigte  Bescheinigung  ertheilt. 

8.  Zu  den  Legitimations-Scheinen  ist  ein  Ausfertigungs-Stempel  von  zwanzig 
Kreuzern  zu  verwenden.  Mit  diesem  Stempel  versehene  Formulare  zu  Legitimations- 
Scheinen  können  die  Kreis- Aemter  von  der  <1  rosaherzoglichen  Hauptstempei-Verwal- 
tnng  beziehen. 

9.  Die  Anträge  auf  Zulassung  von  Begleitern  (§.  62,  Absatz  2 der  Gewerbe- 
ordnung) sind  von  dem  Unternehmer  an  die  Bürgermeisterei  des  Wohnorts  des  Be- 
gleiters zu  richten.  Diese  hat  den  Antrag  in  Gemässheit  der  §§.  57  und  62  der 
Gewerbe-Ordnung  zu  prüfen  uudmit  ihrem  Berichte  an  das  Kreis-Amt  zur  Entschei- 
dung einzusenden.  Wird  von  dem  letzteren  die  Genehmigung  versagt,  so  ist  nach 
den  unter  4 gegebenen  Vorschriften  mit  der  Massgabe  zu  verfahren,  dass  zu  der 
mündlichen  Verhandlung  ausser  dem  Unternehmer  auch  der  Begleiter  zu  laden, 
die  Behändignng  der  Entscheidung  dagegen  allein  an  den  Unternehmer  zu  bewir- 
ken ist. 

10.  Bundes-Angehörige,  welche  nicht  diesseitige  Unterthanen  sind,  bedürfen 
zum  umherziehenden  Gewerbe-Betrieb  im  Grosshorzogthum  — abgesehen  von  den 
in  Nr.  3 erwähnten  Fällen  — zunächst  des  von  der  zuständigen  Verwaltungs-Be- 
hörde ihrer  lleimath  ertheilten  Bundes-Legitimations-Scheines,  auf  dessen  Grund 
ihneD,  insofern  es  sich  von  dem  Betrieb  eines  steuerpflichtigen  Gewerbes  handelt, 
gegen  Entrichtung  der  im  Artikel  2b  des  Gewerb-Steuer-Gcsctzes  vom  4.  Dezember 
1860  vorgeschriebenen  Gewerb-Stener  das  diesseitige  Gewerbs-Patent  zum  Hansiren, 
welches  bis  zu  dem  Ablauf  des  Jahres,  worin  cs  ausgestellt  worden,  für  das  ganze 
Grossherzogthum  Gültigkeit  hat.  von  dem  Kreis-Amt  zu  ertheilen  ist.  Bundes-An- 
gehörigen . welche  mit  diesem  Legitimations-Schein  versehen  sind,  und  ihren  in 
gleicher  Weise  legitimirten  Geholfen  kann  das  Gewerbs-Patent  zum  Hausiren  nicht 
versagt  werden. 

11.  Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ordnung  bedarf  das 
Formular  der  Gewerbs-Patente  zum  Hansiren  einer  neuen  Redaktion.  Bis  zu  dem 
Erlass  der  neuen  Formulare  sind  zur  Ausfertigung  der  Hausir-Patentezwar  noch  die 
bisherigen  Formulare  zu  benutzen,  die  darin  abgedruckten  Bestimmungen  der  Hausir- 
Verordnung  vom  6.  November  1846  aber,  insoweit  sie  durch  die  Gewerbe-Ordnung 
aufgehoben  sind,  nicht  in  Anwendung  zu  bringen. 


t 


7.  Mecklenburg-Schwerin. 

A.  Verordnung  vom  26.  September  1809,  betreffend  die  in  Gemässheit 
der  Gewerbe  - Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1809 
fungirenden  Behörden  und  das  Verfahren  derselben. 

1.  Es  verbleibt  rücksichtlicb  der  in  Gewerbe-Sachen  zuständigen  Behörden 
und  des  Verfahrens  derselben,  soweit  die  Vorschriften  der  Gewerbe-Ordnung  vom 
21.  Juni  1869  nicht  Ausnahmen  erforderlich  machen,  bei  der  bestehenden  Ord- 
nung. 
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§§  2—5. 


Kreier  Abschnitt. 

Die  Behörden. 

§.  2.  Demgemäss  ist  unter  der  in  der  Gewerbe-Ordnung  vorkomtnenden  Be- 
zeichnung : 

Zentral-Behörde 
immer,  unter  der  Bezeichnung : 

höhere  Verwaltungs-Behörde 

aber  in  der  Kegel,  und  vorbehaltlich  der  in  dieser  Verordnung  bestimmten  Ausnah- 
men, das  nach  der  Verordnung  vom  4.  April  1853  sachlich  kompetente  Ministerium 
zu  verstehen. 

Auch  ist  das  Ministerium  des  Innern  diejenige  Behörde,  welche  die  der  »Po- 
lizei-Behörde“ in  den  §§.  58  uud  62  der  Gewerbe-Ordnung  vorbehaltene  Be- 
stimmung der  Umgegend  des  Wohnortes  zu  treffen  hat,  wenn  der  bezügliche  Verkehr 
die  Bezirke  mehrerer  Obrigkeiten  berührt. 

Dagegen  sind  auf  die  Orts-Obrigkeiten  zu  beziehen  die  Ausdrücke  : 
»Orts-Behörde«  im  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung, 

»Un  t er- Behö rd e « im  §.  58  derselben, 

»Poli  zei- Be  hörde«  im  §.  147  derselben, 

• Orts-Polizeibehörde«  in  den  §§.  27,  37,  43,  67,  69,  72,  73,  74,  75, 
76,  77,  128,  130,  131,  132,  133  der  Gewerbe-Ordnung. 

3.  Die  Funktionen  der 

»unteren  Verwaltungs-Behörde« 

im  §.  44  der  Gewerbe-Orduung,  betreffend  die  Grtheilung  von  Legitimations- 
Scheinen  zum  Aufkauf  von  Waaren  und  Aufsuchen  von  Waaren-Bestellungen,  sollen 
von  denjenigen  Behörden  ausgeübt  werden,  welche  nach  dem  Publikandum  Unseres 
Ministeriums  des  Innern  vom  30.  März  1868  zur  Grtheilung  der  Gewerbe-Legiti- 
matious-Karten  für  den  Zoll-Verein  kompetent  sind. 

Dagegen  ist  im  §.  77  der  Gewerbe-Ordnung  als  »untere  Verwaltungs- 
Behörde«  die  Orts-Obrigkeit  anzusehen,  wenn  sämmtliche  Ortschaften  des 
Kohr-Bezirks  unter  ihrer  Jurisdiktion  stehen,  in  allen  übrigen  Fällen  aber  die  Be- 
hörde, welche  den  Kehr-Bezirk  angewiesen  hat. 

Welche  Behörde  die 

der  »Gemeinde-Behörde«  in  den  §§.  13,  64,  66,  69,  70,  76,  77,  88,  89, 
95,  96,  108,  113  der  Gewerbe-Ordnung  zugewiesenen 
Funktionen  auszuüben  hat , bestimmt  sich  nach  der  Gemeinde-Verfassung  jedes 
Ortes. 

4.  Um  für  diejenigen  Fälle,  in  welchen  den  Vorschriften  über  das  Rekurs- 
Verfahren  nach  Massgabe  der  §§.  20  und  21  der  Gewerbe-Ordnung  mit  den  be- 
stehenden Behörden  nicht  zu  genügen  ist,  eine  geeignete  Aushülfe  zu  schaffen,  habdn 
Wir  beschlossen,  für  einen  Theil  der  an  sich  den  bestehenden  Behörden  zuständigen 
Funktionen  eine  besondere  kollegialisch  organisirte  Kommission  für  Unsere  gesamm- 
ten  Lande  niederznsetzen.  Dieselbe  soll  den  Namen 

Grossherzogliche  Gewerbe-Kommission 
führen,  unmittelbar  von  Unserem  Ministerium  des  Innern  dependiren  und  in  unserer 
Residenz-Stadt  Schwerin  ihren  Sitz  haben. 

5.  Die  Gewerbe-Kommission  soll 

1.  als  zweite  Instanz  bei  den  nach  Vorschrift  der  §§.  20  nnd  21  der  Gewerbe- 
ordnung zu  behandelnden  Rekursen  fungiren,  wenn  der  Bescheid  in  erster  In- 
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stanz  von  einer  Behörde  ertheilt  worden  ist,  welche  nicht  wenigstens  aus  drei 
Mitgliedern  besteht  und  deshalb  als  eine  kollegiale  Behörde  im  Sinne  der  §§.  20 
und  2 1 der  Gewerbe-Ordnung  nicht  anzusehen  ist.  * 

Kollegiale  Obrigkeiten  haben  aber  bei  den  von  ihnen  in  erster  Instanz  nach 
Vorschrift  der  §§.  20  und  21  zu  behandelnden  Fällen  allemal  nach  Massgabe  des 
§.  21  sub  2 zu  verfahren.  „ 

Die  Gewerbe-Kommission  soll  ferner 
2.  die  erste  Instanz  bilden, 

a.  wenn  in  dem  Geltungs-Bereiche  der  §§.  20  und  21  der  Gewerbe-Ordnung 
die  Inhaber  obrigkeitlicher  Rechte  selbst  auf  ihrem  Gebiete  die  Errichtung 
solcher  Anlagen  oder  den  Betrieb  solcher  Gewerbe  beabsichtigen,  für  welche 
nach  der  Gewerbe-Ordnung  eine  besondere  Genehmigung  erforderlich  ist; 

b.  wenn  bestimmte  Funktionen  in  der  Gewerbe-Ordnung  der  höheren  Verwal- 
tungs-Behörde unmittelbar  zugewiesen,  resp.  nach  dem  bestehenden  Rechte 
zuständig  sind,  gegen  das  bezügliche  Verfahren  aber  ein  Rekurs  nach  Mass- 
gabe  der  Vorschriften  in  den  §§.  20  und  2 1 der  Gewerbe-Ordnung  stattfinden 
kann. 

Dahin  gehören  insbesondere : 

Die  Ertheilung  von  Konzessionen  und  Genehmigungen  in  den  Fällen  der 
§§.  30,  32  und  34  der  Gewerbe-Ordnung;  die  Ausübung  der  in  den  §§.  51 
und  52,  so  wie  mit  Bezug  auf  die  §§.  29,  30,  32  und  34  im  (j.  53  der  Gewerbe- 
ordnung bestimmten  Befugnisse ; endlich  die  Ertheilung  der  Legitimations- 
Scheine  und  Genehmigungen  zum  Gewerbe-Betriebe  im  Umherziehen,  soweit 
dieselbe  im  Titel  III.  der  Gewerbe-Ordnung  der  höheren  Verwaltungs-Be- 
hörde zugewiesen  ist. 

Die  Rekurse  führen  in  den  vorstehend  sub  2 a und  b angeführten  Fällen 
an  das  sachlich  kompetente  Ministerium. 

§■  6-  Die  Gewerbe-Kommission  hat  die  in  §,  21  sub  1 der  Gewerbe-Ordnung 
der  kollegialen  Behörde  beigelegten  Befugnisse. 

Die  Orts-Obrigkeiten  sind  verpflichtet,  den  Anordnungen  der  Gewerbe-Kom- 
mission in  dem  ihr  nach  §.  5 dieser  Verordnung  zugewiesenen  Ressort  Folge  zu 
geben. 

Zur  Vollstreckung  von  ihr  erkannter  Zwangs-Verfügungen  hat  sie  sich  der 
Obrigkeit  des  Wohnortes,  beziehungsweise  Aufenthalts-Ortes  der  Betheiligten  zu 
bedienen,  welche  verpflichtet  ist,  den  Anweisungen  und  Requisitionen  der  Kommis- 
sion Folge  zu  geben,  auch  wenn  dieselben  gegen  Eximirte  gerichtet  sind. 

Werden  jedoch  exekntivische  Massregeln  gegen  Orts-Obrigkeiten  als  solche 
erforderlich,  so  sind  dieselben  bei  Unserem  Ministerium  des  Innern  zu  beantragen. 

Ueber  die  Zusammensetzung  der  Kommission  werden  Wir  die  nöthige  Bekannt- 
machung durch  das  Regierungs-Blatt  verfügen. 

§.  7.  Mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verhältnisse  Unserer  Seestädte  Rostock 
und  Wismar  bestimmen  Wir  aber  weiter  Folgendes  : 

I . Die  Magistrate  der  Seestädte  Rostock  und  Wismar  sollen  in  Gewerbe-Sachen 
ausser  den  Befugnissen,  welche  in  Unseren  Landen  den  Orts-Obrigkeiten 
nach  Massgabe  dieser  Verordnung  zustehen,  für  ihren  obrigkeitlichen  Bezirk, 
wiewohl  unter  Unserer  landesherrlichen  Oberaufsicht  und  demgemäss  mit  Auf- 
rechthaltung der  Zulässigkeit  des  Rekurses  an  das  in  jedem  besonderen  Falle 
kompetente  Ministerium,  auch  diejenigen  Funktionen  auszuüben  haben,  welche 
in  den  Titeln  I.,  II.  und  IV.  bis  X.  der  Gewerbe-Ordnung  der  höheren  Ver- 
waltungs-Behörde Vorbehalten  sind. 

Anch  soll  ihnen  im  gleichen  Masse  überlassen  sein,  Schauspiel-Unternehmern 
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nach  Vorschrift  des  §.  32  der  Gewerbe-Ordnung  die  Erlaubnis«  zum  Betriebe 
ihres  Gewerbes  zu  ertheilen.  Ebenso  verbleibt  ihnen  die  Erthoilung  der  Geneh- 
migung zlim  Betriebe  des  Lootsen-Oc  werbe«  in  ihrem  Bezirke  (§.  34  der  Ge- 
werbe-Ordnung;. 

2.  Den  Magistraten  der  Seestädte  bleibt  es  Uberlassen,  die  ihnen  hiernach  zustehen- 
den Funktionen  im  Bereiche  der  Gewerbe-Ordnung  unter  ihrer  obrigkeitlichen 
Aufsicht  auch,  soweit  dies  stadtverfassungsmissig  geschehen  kann,  durch  nach- 
geordnete  Behörden  auszntlben.  Jedoch  haben  sie  in  Gemässheit  der  oben  im  §. 
5 sub  1 in  Betreff  der  kollegialen  Obrigkeiten  gegebenen  Vorschrift  für  diejeni- 
gen Fülle,  wo  in  der  Gewerbe-Ordnung  nach  Massgabe  der  §§.  20  und  2 1 ein 
beschränkter  lnstanzenzug  mit  öffentlichem  Verfahren  vor  einer  kollegialen  Be- 
hörde in  einer  der  Instanzen  vorgeschrieben  ist,  solche  Anordnungen  zu  treffen, 
dass  der  Bescheid  allemal  in  erster  Instanz  nach  §.  21  sub  2 der  Gewerbe- 
ordnung ertheilt  werde,  und  den  Betheiligten  der  Rekurs  an  das  sachlich  kom- 
petente Ministerium  frei  bleibe. 


Zweiter  Abschnitt. 

Das  Verfahren. 

8.  Das  förmliche  Verfahren  mit  beschränktem  Instanzenzuge , welches 
die  Gewerbe-Ordnung  iu  den  §§.21,  24.  40,  54,  57  (auch  43)  vorschroibt.  findet 
Statt : 

1.  zwischen  Parteien,  wenn  von  dem  Unternehmer  einer  der  im  §.  lfi  der 
Gewerbe-Ordnung  verzeichueten  gewerblichen  Anlagen  auf  Genehmigung  der 
Errichtung,  beziehungsweise  der  Veränderung  (vgl.  §.  25  der  Gewerbe-Ordnung) 
angetragen  worden  ist,  sofern  iu  Folge  der  erlassenen  Bekanntmachung  Ein- 
wendungen erhoben  werden ; 

2.  nur  mit  einer  interessirenden  Partei, 

a.  aus  Veranlassung  eines  Antrags  derselben,  wenn  gegen  einen  der  sub  1 
erwähnten  Anträge  die  ergangene  Bekanntmachung  keine  Einwendung  her- 
vorgerufen  hat,  sowie  ferner,  wenn 

um  die  Genehmigung  znrAnlage  eines  Dampfkessels  (§.  24  der  Gewerbe- 
ordnung , 

.um  die  Konzession,  Erlaubnis  oder  Genehmigung  zum  Betriebe  ei- 
nes Gewerbes  (§§.  30,  32,  33,  34,  43  der  Gewerbe-Ordnung  . 

um  Ertheilung  eines  Legitimations-Scheins  zum  Gewerbe-Betriebe  im 
Umherziehen  §§.  57,  5b,  62  der  Gewerbe-Ordnung) 
gebeten  worden  ist, 
oder 

b.  von  Amtswegen,  beziehungsweise  aus  Veranlassung  einer  Anzeige  (De- 
nunziation), wenn  es  sich  handelt  : 

um  die  Untersagung  eines  Gewerbe-Betriebes,  für  welchen  entweder 
die  durch  Gesetze  vorgeschricbene  Erlaubniss  (§§.  30,  32,  33,  34  der 
Gewerbe-Ordnung! , oder  die  persönlichen  Eigenschaften  i§.  35  der  Ge- 
werbe-Ordnung; dem  Gewerbetreibenden  fehlen , oder  für  welchen  die 
polizeilichen  Voraussetzungen  nicht  erfüllt  sind  (§.  37  der  Gewerbe- 
ordnung); 

um  die  Entziehung  einer  ertheilten  Approbation,  Konzession.  Erlaubniss 
oder  Bestallung  (§§.  29,  30,  32,  33,  34,  36  und  53  der  Gewerbe-Ord- 
nung ; 

um  die  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einer  im  Betriebe  befind- 
lichen gewerblichen  Anlage  (§.  51  der  Gewerbe-Ordnung). 
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9.  Die  Grand  Sätze  des  in  allen  vorbezeirbneten  Fällen  einzuhaltenden 
Verfahrens  sind  in  den  §§.  20  und  2t  der  Gewerbe-Ordnung  gegeben.  Spezial- 
Vorschriften  sind  in  den  §§.  17,  IS,  19,  57  enthalten. 

Unter  Festhaltung  dieser  Grundsätze  haben  die  betreffenden  Behörden  auch 
bei  gewerblichen  Angelegenheiten  die  für  die  Behandlung  von  Verwaltungs-Ange- 
legenheiten überhaupt  vorgesehriebeuen  oder  üblichen  Formen  und  diejenige  Prozedur 
in  Anwendung  zu  bringen,  welche  nach  der  Beschaffenheit  des  Falles  und  der  Lage 
der  Sache  als  die  geeignet-.te  erscheint  und  den  Zweek  des  Verfahrens  ohne  Weit- 
läufigkeiten mit  entsprechender  Sicherheit  am  eihfachsten  erreichen  lässt.  Für  die 
einzelnen  Stadien  des  Verfahrens,  resp.  für  einzelne  Kategorien  der  Zusammen- 
stellung im  vorstehenden  §.  S sind  aber  die  nachstehenden  näheren  Vorschriften  zu 
beachten. 

1.  Vorschriften  für  beide  Instanzen. 

#.  io.  Bei  terminlichen  Verhandlungen  in  der  ersten  oder  zweiten  Instanz  ist 
es  den  Interessenten  gestattet,  einen  Beistand  zuzuziehen  oder  sieh  auf  Grand  einer 
schriftlichen  Vollmacht  vertreten  zu  lassen . 

In  den  im  §.  40  der  Gewerbe-Ordnung  bezeichneten  Fällen  steht  jedoch  der 
Behörde  das  Recht  zu.  das  persönliche  Erscheinen  des  Betheiligten  unter  dem  Er- 
öffnen zu  verordnen,  dass  bei  seinem  Ausbleiben  ein  Vertreter  nicht  werde  znge- 
lassen  werden. 


2.  Vorschriften  für  die  erste  Instanz. 

#.  11-  Der  Antrag  auf  Genehmigung  einer  der  im  §.  16  der  Gewerbe-Ordnung 
bezeichneten  Anlagen,  beziehungsweise  deren  Veränderung  (§.  25),  muss  im  Zu- 
sammenhang mit  den  in  duplo  beizufugenden  Bauplänen.  Situations-Zeichnungen 
und  Nivollements  die  Verhältnisse  der  Anlage  an  sich  und  in  Bezug  auf  die  benach- 
barten Grundstücke,  Gebäude  und  öffentlichen  Wege  bestimmt  erkennen  lassen,  und 
wenn  er  in  der  einen  oder  anderen  Richtung,  ungenügend  ist,  auf  Verlangen  der 
Behörde  angemessen  vervollständigt  werden.  * 

Für  die  Anträge  auf  Genehmigung  von  stehenden  und  beweglichen  Dampf- 
kesseln bleiben  bis  zum  Erlass  allgemeiner  bundesrechtlicher  Vorschriften  die  Ver- 
ordnungen vom  3.  Julius  1863  und  vom  3.  Februar  1868*  massgebend.  Sie  sind, 
sofern  für  dieselben  nicht  nach  Obigem  (§.  5,  sub  2 a)  die  Gewerbe-Kommission 
kompetent  ist,  an  die  Obrigkeit  des  Ortes  der  Anlage,  beziehungsweise  die  Obrig- 
keit desjenigen  Ortes,  an  dem  sich  der  bewegliche  Dampfkessel  befindet,  zu  richten, 
und  unter  Zuziehung  der  technischen  Kommission,  beziehungsweise  von  Sachver- 
ständigen zu  beurtheilen. 

Zur  Benutzung  von  genehmigten  beweglichen  Dampfkesseln  (Lokomobilen  und 
Lokomotiven  bedarf  es,  vorbehaltlich  der  Vorschriften  in  dem  §.  37  dor  Gewerbe- 
ordnung, nicht  weiter  der  jedesmaligen  Erlaubniss  der  Obrigkeit  des  Oldes  der 
Benutzung,  jedoch  bleibt  der  Betrieb  den  polizeilichen  Vorschriften  dor  genannten 
Verordnungen  und  in  dieser  Beziehung  der  Ueberwachung  durch  die  Polizei-Behörde 
unterworfen,  welche  die  jedesmalige  Anzeige  eines  beabsichtigten  Betriebes  ver- 
langen kann. 

Wird  um  Ertheilung  einer  Konzession,  um  Gestattung  oder  Genehmigung  eines 
Gewerbe-Betriebes  gebeten  [§§.  30,  32,  33,  34,  43  der  Gewerbe-Ordnung),  so 
erfordert  der  Antrag,  sofern  er  nicht  bei  der  Obrigkeit  des  Wohnortes  des  An- 
tragstellers anzubringen  ist,  allemal  ein  Attest  dieser  Obrigkeit  darüber,  dass  ihr  ein 
gesetzlicher  Abschlagsgrund  der  naehgesuchten  Konzession  etc.  nicht  bekannt  sei. 

*1  Aufgehoben  durch  Verordnung,  betr  die  Anlage  und  den  Betrieb  \on  Dampf- 
kesseln, vom  18.  April  1873,  welche  unter  Theil  III,  Abschnitt  D.  rnitgctheilt  wird. 
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§§.  12—15. 


Dasselbe  gilt  von  den  bei  der  Gewerbe-Kommission  anznbringenden  Anträgen 
auf  Krtheilung  von  Legitimation»-  resp.  Gewerbe-Scheinen  zum  Gewerbe-Betriebe 
im  Umherziohcn  (§§.  57,  58,  62  der  Gewerbe-Ordnung) . 

tj.  12.  Auf  einen  nach  Absatz  1 und  2 des  vorstehenden  §.  11  genügend  be- 
fundenen Antrag  wegen  Errichtung  resp.  Veränderung  einer  Anlage  nach  §.  16 
resp.  §.  25  der  Gewerbe-Ordnung  erfolgt  die  in  den  §§.  17  und  25  der  Gewerbe- 
ordnung vorgeschriebene  einmalige  öffentliche  Bekanntmachung  filr  die  Landstädte 
und  das  platte  Land  in  einem  von  dem  Ministerium  des  Innern  zu  bezeichnenden 
Blatte,  zur  Zeit  den  mecklenburgischen  Anzeigen,  fllr  die  Seestädte  Rostock  und 
Wismar  in  einem  von  dem  betreffenden  Magistrate  dieserhalb  zu  bestimmenden 
Blatte. 

Die  Bekanntmachung  muss  enthalten  : 

a.  Namen,  Stand  und  Wohnort  des  Unternehmers,  den  Gegenstand  des  Unterneh- 
mens und  die  Bezeichnung  des  Grundstücks,  auf  welchem  dasselbe  ausgefiihrt 

' werden  soll ; 

b.  die  Aufforderung,  etwaige  Einwendungen  schriftlich  oder  mündlich  zur  Re- 
gistratur binnen  1'4  Tagen  bei  der  Behörde,  welche  die  Aufforderung  erlässt, 
anzubringen ; 

c.  die  Verwarnung,  dass  nach  Ablauf  der  Frist  Einwendungen  in  dem  Vorfahren 
nicht  mehr  angebracht  werden  können ; 

d.  den  Hinweis,  dass  und  wo  die  Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Pläne  zur 
Einsicht  ausliegen. 

$.  13.  Die.  zuständige  Behörde  hat  in  allen  Fällen  des  obigen  §.  $ die  Sache 
für  die  von  ihr  zu  treffende  Entscheidung,  soweit  erforderlich  in  aktenmässiger 
Form,  zu  instruiren,  und  zu  diesem  Zwecke  alle  diejenigen  Ermittelungen  vorzu- 
nehmen, resp.  vornehmen  zu  lassen,  welche  fllr  die  Beurtheilung  der  Angelegen- 
heit wesentlich  erscheinen.  Sie  ist  befugt,  Zeugen  und  Sachverständige  eidlich  zu 
vernehmen , Loka^-  Besichtigungen , Akteneinsicht  etc.  vorzunehmen  und  die 
zur  Aufklärung  der  Sache  dieneuden  sonstigen  Beweise  und  Nachweise  herbeizu- 
schaffen. 

»•  W.  Die  Ladungen  zu  den  mündlichen  Verhandlungen  erfolgen  schriftlich 
und  unter  dem  Präjudize,  dass  im  Falle  des  Ausbleibens  donnoch  in  der  Sache 
werde  verfahren  werden.  In  den  Fällen  der  §§.  16,  17  und  25  der  Gewerbe-Ord- 
nung sind  die  Ladungen  an  alle  Interessenten  zu  richten. 

Eingegangene  ausführliche  Einwendungen  sind  dem  Unternehmer  mit  der  Vor- 
ladung in  Abschrift  mitzutheilen. 

Bei  einem  Verfahren  nach  §.  5 t der  Gewerbe-Ordnung  ist  die  Behörde  rück- 
sichtlich  der  Beweis- Aufnahme  an  die  Anträge  der  Betheiligten  nicht  gebunden.  Zu 
der  Verhandlung  sind  aber  die  Besitzer  der  Anlage,  der  Vorstand  der  Gemeinde, 
in  deren  Bezirke  sich  die  Anlage  befindet,  und  die  etwaigen  Antragsteller  vorzu- 
laden. 

15.  Ein  terminliches  Verfahren  mit  mündlicher  Verhandlung  zur  Instruirnng 
der  Sache  findet  statt : 

a.  bei  den  nicht  kollegialen  Behörden  in  den  Fällen  der  §§.  16,  17,  25  der  Ge- 
werbe-Ordnung, wenn  Einwendungen  erhoben  sind ; 

b.  bei  den  kollegialen  Behörden  — und  zwar  in  öffentlicher  Sitzung  — 

1.  in  den  Fällen  der  §§.  16,  17  und  25  der  Gewerbe-Ordnung,  wenn  Wider- 
spruch erhoben  Ist,  immer ; 

2.  in  den  Fällen  der  §§.  16,  17  und  25  der  Gewerbe-Ordnung,  wenn  zwar  ein 
Widerspruch  nicht  erhoben  ist,  die  Behörde  aber  auf  Grund  der  nach  §.  1 8 
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der  Gewerbe-Ordnung  vorgenommenen  Prüfung  ohne  vorgängige  Verhand- 
lung in  öffentlicher  Sitzung  die  Genehmigung  versagt  oder  nur  unter  Bedin- 
gungen crtheilt,  so  wie  auch 

3.  in  den  übrigen  Fällen  des  obigen  §.  18.  wenn  die  Behörde  ohne  vorgängige 
Verhandlung  in  öffentlicher  Sitzung  einen  Bescheid  erlässt,  durch  welchen 
der  Betheiligte  sich  gravirt  findet, 

sofern  der  Betheiligte  nicht  sofort,  was  ihm  in  den  sub  2 und  3 gedachten  Fällen 
allemal  freisteht,  gegen  den  gravirliehen  Bescheid  Keknrs  ergreift,  sondern  in- 
nerhalb 14  Tagen  nach  Empfang  solchen  Bescheides  auf  mündliche  Verhandlung 
in  öffentlicher  Sitzung  anträgt. 

§.  16.  Nach  Beendigung  des  Instruktions-Verfahrens  wird  von  der  Behörde, 
wenn  eine  Bescheidung  nöthig  wird  und  die  Sache  bei  einem  von  Amtswegen,  be- 
ziehungsweise aus  Veranlassung  einer  Anzeige  oder  Denunziation  eingelciteteu  Ver- 
fahren nicht  etwa  auf  sich  beruhen  zu  lassen  ist,  die  in  der  Angelegenheit  zu  gebende 
Entscheidung  in  Form  eines  schriftlichen  Bescheides  erlassen,  resp.  in  den  Fällen 
der  §§.  1(1,  17  und  25,  falls  keine  Einwendungen  erhoben  sind  und  keine  von  Amts- 
wegen  zu  berücksichtigende  Bedenken  vorliegen,  die  Genehmigungs-Urkunde  aus- 
gefertigt (vgl.  unten  §.  19). 

Jeder  Bescheid,  durch  welchen  ein  Belheiligter  sich  gravirt  finden  kann,  muss 
mit  Gründen  versehen  sein  und  eine  Belehrung  über  das  zuständige  Rechtsmittel 
enthalten. 

Betrifft  die -Sache  eine  gewerbliche  Anlage  (§§.  16,  25),  gegen  welche  Ein- 
wendungen erhoben  sind,  so  ist  darin  auch  die  Bedeutung  aufzunehmen,  dass  der 
Unternehmer  erst  mit  der  Rechtskraft  der  Entscheidung  dio  Befugniss  zur  Ausfüh- 
rung der  Anlage  erhält,  ln  dem  Bescheide  sind  die  Unternehmer,  sowie  die  Wider- 
sprechenden namentlich  zu  bezeichnen.  Der  Tenor,  welcher  von  deu  Gründen  zu 
sondern  ist,  muss  aussprechen,  wie  Uber  den  Antrag  des  Unternehmers  entschieden 
ist,  welche  Einwendungen  für  begründet  befunden  oder  zum  Rechtswege  zu  verwei- 
sen gewesen  sind  und  wer  die  Kosten  zu  tragen  hat.  Der  Bescheid  ist  einmal  für 
den  Unternehmer  und  einmal  für  die  Widersprechenden  auszufertigen.  Die  für  die 
letzteren  bestimmte  Ausfertigung  wird  dem  gemeinschaftlichen  Bevollmächtigten, 
oder,  wenn  ein  solcher  nicht  bestellt  ist,  einem  der  Widersprechenden  zugestellt,  in 
welchem  Falle  die  Uebrigen  Abschrift  des  Tenors  der  Entscheidung  und  zugleich 
Nachricht  darüber  erhalten,  wem  die  Ausfertigung  zugestellt  worden  ist.  Behörden, 
welche  gegen  die  Anlage  Einspruch  erhoben  haben,  ist  stets  eine  vollständige  Aus- 
fertigung des  Bescheides  zuzustellen. 

Findet  die  Beendigung  des  Lnstruktions- Verfahrens  vor  einer  kollegialen  Be- 
hörde durch  mündliche  Verhandlung  in  einer  öffentlichen  Sitzung  statt,  so  ist  die 
Entscheidung  den  Betheiligten  entweder  gleich  im  Verhandlungs-Termine,  oder  in 
einem  sofort  anzuberaumenden  und  den  Betheiligten  bekannt  zu  machenden  späteren 
Termine  mündlich  zu  eröffnen  und  demnächst  in  einen  schriftlichen  Bescheid  zu 
fassen,  welcher  den  voraufgehenden  Vorschriften  entsprechen  muss. 

S- 17.  Dem  Unternehmer  oder  Betheiligten  steht  gegen  den  Bescheid  einer 
nicht  kollegialen  Behörde,  und  ebenso  gegen  den  nach  mündlicher  Verhandlung  in 
öffentlicher  Sitzung  von  einer  kollegialen  Behörde  erlassenen  Bescheid,  jedesmal  nur 
der  Rekurs  frei. 

3.  V' or schrift e n für  die  zweite  Instanz. 

Rekurs-V  erfahren . 

$.  18.  Der  Rekurs  gegen  eine  gravirliche  Verfügung  oder  Entscheidung  kann 
bei  der  Behörde,  welche  dieselbe  getroffen  hat,  oder  boi  der  zuständigen  Kekurs- 
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Behörde  eingereicht  werden.  Die  Rekursfrist  läuft  von  dem  Tage,  an  welchem  den 
Betheiligten  die  angefbchtene  Verfügung  oder  Entscheidung,  sei  es  vollständig  oder 
nur  dem  Tenor  nach,  zugestellt  worden  ist. 

Der  Rekurs  ist  in  der  gesetzlichen  Frist  nicht  nur  anzumelden,  sondern  auch 
zu  rechtfertigen. 

Die  Uekurssehrift  ist  in  allen  Fällen,  wo  eine  Mittheilung  derselben  zu  ver- 
fügen ist,  in  zwei  Exemplaren  einzuroichen. 

Neue  Einwendungen  oder  neue  thatsächliche  Anführungen  zur  Begriinduug  und 
Widerleguug  der  erhobenen  Einwendungen  sind  in  dem  Rekurs- Verfahren  nicht  zu- 
lässig. Jedoch  soll  eine  Nachholung  von  neuen  Einwendungen  oder  netten  thatsäch- 
liehen  Anführungen  in  der  Reknrsinstnnz  aus  rechtlich  anerkannten  Restitutions- 
Orllnden,  über  deren  Vorhandensein  die  Rcktirsinstanz  zu  entscheiden  hat,  zulässig 
sein,  und  in  dein  fllr  zulässig  erkannten  Falle  nach  Befinden  die  Sache  aufs  Neue 
zur  Verhandlung  in  erster  lustanz  verwiesen  werden  können. 

Sind  Parteien  im  Sinne  des  obigen  §.  8 sub  1 vorhanden,  so  wird  der  Gegen- 
partei die  Rekursscbrift  mit  der  Freilassung,  dieselbe  biuucn  l-I  Tagen  schriftlich 
zu  beantworten,  mitgetheilt  und,  wo  die  zweite  Instanz  die  Grossherzogliche  Ge- 
werbe-Kommission ist,  welche  stets  ihre  Entscheidung  in  öffentlicher  Sitzung  nach 
erfolgter  Ladung  und  Anhörung  der  Betheiligten  abgiebt,  zugleich  der  Termin  für 
die  mündliche  Verhandlung  angesetzt. 

Der  schriftlich  auszufertigende  Rekursbescheid  wird  entweder  den  Betheilig- 
ten direkt,  oder  der  Behörde  erster  Instanz  zur  Aushändigung,  beziehungsweise  ab- 
schriftlichen Mittheilung  an  die  Interessenten  zugestellt. 

#.  !!>•  Kann  nach  Massgabe  der  stattgehabten  Verhandlungen  Uber  eine  unter 
diu  Vorschriften  der  §§.  lti.  21  und  25  der  Gewerbe-Ordnung  fallende  Anlage  die 
Genehmigung  zur  Ausführung  der  Anlage  ertheilt  werden,  so  ist  das  Verfahren  durch 
Ertheilung  einer  Genehmigungs-Urkunde  abzuschliessen. 

In  der  Urkunde  sind  säimntlichc  Bedingungen,  unter  welchen  die  Anlage  ge- 
nehmigt worden  ist,  aufzuführun  und  die  von  dem  Unternehmer  eingereichten,  dem 
Vorfalireu  zu  Grunde  gelegten  Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Pläne,  soweit  sie 
nicht  mit  der  Urkunde  verbunden  werden,  gehörig  zu  bezeichnen.  Vor  Ertheilung 
der  Genehmigungs-Urkunde  ist  die  Ausführung  der  Anlage  nicht  gestattet. 

jf.  20.  Diese  Verordnung  tritt  mit  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeut- 
schen Bund  vom  21.  Jnnius  1869  gleichzeitig,  mithin  rflcksichtlich  der  Titel 
I.,  II.  und  IV.  bis  X.  derselben  am  I.  Oktober  1869,  rücksichtlich  des  Titels  III. 
aber  am  1 . Januar  1870  in  Kraft. 

Gegeben  durch  Unser  Staats- Ministerium. 

Schwerin,  am  25.  September  I8C9.  Friedrich  Franz. 

Wesentlich  gleichlautend  ist  die  fflrMecklcnbnrg-Strelitz  er- 
gangene V ero rd n u n g v om  25.  Septbr.  1869,  nur  fehlt  §.  7 der  vorstehen- 
den Verordnung,  und  deshalb  sind  die  folgenden  §§.  mit  7,  8,  9 n.  s.  w.  statt  mit 
8,  9,  tO  n.  s.  w.  beziffert. 


B.  Verordnung  vom  18.  September  1860,  betreffend  dio  Ertheilung  von 
Konzessionen  zum  Ausschänken  von  Branntwein  und  zum  Kleinhandel 
mit  Branntwein  und  Spiritus. 

Um  die  Zahl  der  Branntweinschänken  und  der  einen  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein und  Spiritus  treibenden  Geschäfte  auf  das  Maas  des  Bedürfnisses  zu  beschrän- 
ke^ finden  Wir  Uns  bewogen,  nach  Massgabe  des  §.  33  der  Gewerbe-Ordnung  für 
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den  Norddeutschen  Hund,  zu  verordnen,  dass  die  Orts-Obrigkeiten  die  Erlaubnis 
zum  Ausschänken  von  Branntwein  und  /.um  Kleinhandel  mit  Branntwein  und  Spiri- 
tus ausser  von  der  Erfüllung  der  sub  1 und  2 des  §.  33  der  Gewerbe-Ordnung  filr 
den  Norddeutschen  Bund  vorgeschriebenen  Bedingungen  auch  von  dem  Nachweis 
eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig  zu  machen  haben. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Oktober  d.  J.  in  Kraft. 

Gegeben  durch  Unser  Staats-Ministerium. 

Schwerin,  am  18.  Septbr.  1869. 

Friedrich  Franz. 


C.  Publikandum  vom  27.  September  1869,  betreffend  die  Ausführung  der 
Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juniua  1869. 

Naehdem  durch  die  Verordnung  vom  25.  d.  M.  die  znr  Ausführung  der  Ge- 
werbe-Ordnung für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Jnnins  d.  J.  nach  Massgabe 
der  §§.  20,  21  und  155  erforderlichen  Bestimmungen  getroffen  sind,  werden  zur 
Sicherung  einer  gleirhmässigen  Ausführung  der  Gewerbe-Ordnung  in  den  hiesigon 
Landen  die  betreffenden  Behörden  hierdurch  noch  anf  die  Beachtung  folgender 
Punkte  hingewiesen. 

1.  Mit  dem  Inkrafttreten  der  Gewerbe-Ordnung,  also  rücksichtlich  der  Titel 
I.,  II.  und  IV.  bis  X.  mit  dem  1.  Oktober  d.  J.,  rücksichtlich  des  den  Gewerbe- 
Betrieb  im  l'mhcrziehen  betreffenden  Titels  III.  aber  mit  dem  1.  Januar  k.  J.,  wer- 
den die  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ordnung  für  die  Ordnung  des  Gewerbe-Betriebs 
in  erster  Reihe  massgebend.  Die  Vorschriften  des  bestehenden  Rechts  bleiben  nur 
soweit  in  Geltung,  als  sie  neben  der  Gewerbe-Ordnung  bestehen  können. 

Letzteres  ist  zunächst  der  Fall  bei  denjenigen  gewerblichen  Verhältnissen,  auf 
welche  die  Gewerbe-Ordnung  nach  §.  6 derselben  überhaupt  keine  oder  nur  eine 
beschränkte  Anwendung  finden  soll;  sodann  aber  auch  bei  solchen  gewerblichen 
Verhältnissen,  filr  welche  die  Fortdauer  der  landesgesetzlichen  Bestimmungen  aus- 
drücklich ausgesprochen  oder  deren  Regelung  der  Landes-Gesetzgebung  Vorbehalten 
oder  überlassen  ist. 

Auch  ist  zu  beachten,  dass  die  Gewerbe-Ordnung,  indem  sie  die  Berechti- 
gung zum  Gewerbe-Betriebe  grundsätzlich  keineu  anderen,  als  den  von  ihr  aus- 
drücklich hervorgehobenen  Beschränkungen  unterworfen  hat.  dadurch  nicht  auch 
die  Gewerbetreibenden  bei  der  Ausübung  ihres  Gewerbes  von  der  Beachtung  der- 
jenigen Beschränkungen  entbunden  hat,  welche  sich  aus  allgemeinen  polizeilichen 
Vorschriften  ergeben,  und  die  für  Jedermann,  auch  bei  nicht  gewerbsmässigem  Be- 
triebe, Anwendung  finden. 

Die  in  allgemeinen  Gesetzen,  Verordnungen  etc.  erlassenen  oder  für  einzelne 
Gewerbe  besonders  gegebenen  Vorschriften  der  Bau-,  Feuer-,  Gesundlieits-,  Sicher- 
heit»- und  Sitten-Polizei  sind  daher  bei  dem  Betriebe  der  Gewerbe  auch  ferner  zu 
beachten . 

Um  aber  irrige  Auffassungen  und  Missgriffe  zu  vermeiden,  werden  die  Behörden 
sich  jederzeit  zu  erinnern  haben,  dass  der  Gewerbe-Ordnung  die  Absicht  zuin  Grunde 
liegt,  den  Gewerbe- Betrieb,  soweit  dies  mit  dem  öffentlichen  Wolile  irgend  verträg- 
lich ist,  von  polizeilichen  Beschränkungen  und  Kontrollen  zn  befreien,  und  dass  daher 
diejenigen  Vorschriften,  durch  welche  solche  Beschränkungen  aufrecht  erhalten  sind, 
Ausnahmen  von  der  Regel  bilden. 

2.  AU  allgemeines  Erforderniss  für  den  selbständigen  Betrieb  eines  jeden 
Gewerbes  hat  der  §.  14  der  Gewerbe-Ordnung  die  Anzeige  vom  Beginn  desselben 
aufgestettt. 
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Die  Anzeige  hat  den  Zweck,  die  Beaufsichtigung  des  Gewerbe-Betriebes  nach 
Massgabe  der  Gewerbe-Ordnung  und  die  Handhabung  der  sonstigen,  mit  den  Ge- 
werben in  Beziehung  tretenden  Gesetze , insbesondere  der  Steuer-Gesetze,  zu  er- 
möglichen. 

Die  Anzeige  ist  von  dem  Gewerbetreibenden  in  der  Regel  an  die  Obrigkeit 
des  Ortes,  wo  er  das  Ge  werbe  betreibt , in  Dassow  aber  an  den  Gemeinde- 
Vorstand  zu  erstatten,  welcher  seinerseits  der  Polizei-Behörde  von  derselben  Mit- 
theilung zu  machen  hat.  Die  Anzeige  ist  auch  daun  erforderlich,  wenn  es  für  den 
Betrieb  des  Gewerbes  einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen  und  diese  bereits 
ertheilt  sein  sollte,  oder  wenn  der  Gewerbetreibende  mit  seinem  bis  dahin  bereits 
betriebenen  Gewerbe  ein  anderes  Gewerbe  verbinden  oder  ein  solches  statt  des 
ersteren  betreiben  will. 

Der  Anzeige  bedarf  es  in  den  Fällen  nicht,  wenn  Inhaber  ortsobrigkeitlicher 
Rechte  selbst  einen  Gewerbe-Betrieb  auf  ihrem  Gebiete  beginnen.  Ftlr  Gewerbe- 
Betriebe.  die  eine  besondere  Genehmigung  etc.  voraussetzen,  ist  diese  letztere  aber 
auch  in  solchen  Fällen  bei  der  zuständigen  Behörde  zu  erwirken. 

Die  besonderen  Anmeldungen,  welche  nach  §.14  der  Gewerbe-Ordnung  ausser- 
dem ftlr  die  Agenturen  der  Feuer-Versicherungs-Anstalten  und  für  die  Pressge- 
werbe vorgeschrieben  sind,  mtlssen  an  die  Obrigkeit  des  Wohnorts  des  Gewerbe- 
treibenden gerichtet  werden. 

Die  Obrigkeit  hat  Uber  die  an  sie  erstatteten  Anzeigen  ein  fortlaufendes  Ver- 
zeichniss zu  fuhren,  und  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen,  ob  von  dem  Gewerbe- 
treibenden deu  gesetzlichen  Anforderungen  Genüge  geleistet  ist. 

Mangeln  demselben  für  den  begonnenen  Gewerbe-Betrieb  der  vorgeschriebene 
Befähigungs-Nachweis  (§§.  30,  31,  34),  oder  die  erforderliche  Approbation,  Kon- 
zession, Bestallung,  Erlaubnis*  oder  Genehmigung  (§§.  29,  30,  32,  33,  34,  42, 
43  , erscheint  ferner  mit  Rücksicht  auf  eine  erfolgte  Bestrafung  sein  Gewerbe- 
Betrieb  im  polizeilichen  Interesse  bedenklich  §.  35) , oder  entspricht  der  Gewerbe- 
treibende sonst  den  polizeilichen  Anforderungen  nicht  §.  37),  so  ist  ihm  der  Ge- 
werbe-Betrieb zu  untersagen  und,  falls  die  Untersagung  nicht  beachtet  wird,  im 
polizeilichen  Verfahren  gegen  ihn  cinzuschreiten. 

3.  Die  Gewerbe-Ordnung  findet  nach  §.  14,  Absatz  2 zwar  auf  die  Agenten 
und  Unter-Agenten  von  Mobiliar-  oder  Immobiliar-Feuer-Versicherungs-Anstalten, 
nach  §.  6 aber  nicht  auf  die  Versi cli er ungs-Unter neh mer  Auwendung. 
Demgemäss  kommt  in  den  Verordnungen  vom  15.  Mai  1847  und  1.  März  1859, 
betreffend  die  Versicherungen  gegen  Feuersgefahr,  in  Wegfall: 

die  Vorschrift,  dass  die  Agenten  oder  Bevollmächtigten  von  Feuer- Versiche- 
rungs-Anstalten einer  Konzession  der  Obrigkeit  ihres  Wohnorts  bedürfen; 

die  Verpflichtung  der  Agenten,  wegen  ihres  Betriebes  eine  Kaution  zu 
bestellen ; 

der  Inhalt  des  §.  5 der  Verordnung  vom  15.  Mai  1847. 

Dagegen  bleiben  von  Bestand  die  Vorschriften : 

dass,  abgesehen  von  den  in  den  Gesetzen  selbst  bestimmten  Ausnahmen, 
Versicherungen  von  Gebäuden  und  Mobiliar-Gegenständen  nur  bei  solchen  Ver- 
sicherungs-Anstalten stattfinden  dürfen,  deren  Statuten  die  diesseitige  landes- 
herrliche Bestätigung  gefunden  oder  welche  bei  Vorlegung  ihrer  Statuten  sich 
gegen  das  Ministerium  des  Innern  den  in  §.  2 sub  a bis#d  der  Verordnung  vom 
1 . März  1 859  angeführten  Bestimmungen  unterworfen , und  darüber,  dass 
solches  geschehen,  eine  Bekanntmachung  im  Regierungs-Blatte  erwirkt  haben, 
sowie : 

dass  solche  Versicherungen  nur  durch  Vermittelung  in  den  hiesigen  Landen 
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wohnhafter  Agenten  oder  Bevollmächtigter  der  Versicherung»- Anstalten  statt - 
finden  dürfen. 

Auch  bleiben  die  Agenten  verpflichtet : 

der  Obrigkeit  ihres  Wohnortes  wie  den  Obrigkeiten  der  Versicherten  über 
die  von  ihnen  vermittelten  Versicherungen  auf  Grund  der  von  ihnen  ordnungs- 
mässig  zu  führenden  Bücher  jederzeit  auf  Verlangen  unentgeltlich  Auskunft  zu 
ertheilen ; 

die  im  §.  3 der  Verordnung  vom  15.  Mai  134  7 vorgeschriebenen  Anzeigen 
zu  machen; 

die  Vorschriften  im  §.  5 der  Verordnung  vom  1 . März  1659  zu  erfüllen  ; 
die  im  §.  4 derselben  Verordnung  bestimmten  Beiträge  für  die  städtischen 
Löschanstalten  zu  entrichten. 

Ebenso  ist  an  den  Berechtigungen  der  Obrigkeiten  in  Bezug  auf  die  Beauf- 
sichtigung der  Versicherungen  und  an  den  in  den  §§.  6 und  7 der  Verordnung  vom 

1.  März  tS59  bestimmten  Verpflichtungen  der  Versicherungs-Anstalten  durch  die 
Gewerbe-Ordnuug  nichts  verändert  worden. 

4.  lieber  die  Fressgewerbe  erhält  die  Gewerbe-Ordnung  im  §.  14,  Absatz 

2,  im  §.  43  und  §.  143  besondere  Vorschriften,  ln  Beibehalt  derselben  und  der 
allgemeinen  auch  auf  die  Pressgewerbe  Anwendung  findenden  Bestimmungen  der 
Gewerbe-Ordnung  treten  folgende  Veränderungen  der  Gesetzgebung  in  Kraft : 

Das  im  §.  2 der  Verordnung  zum  Schutze  wider  den  Missbrauch  der  Presse 
vom  4.  März  1856  zur  Ausübung  eines  der  daselbst  bezeichneten  Pressgewerbe 
vorge9chriebene  Erforderniss  einer  besonderen  persönlichen  Konzession  fällt  hin- 
fort weg. 

Nach  §.  3 des  Press-Gesetzes  durfte  bisher  nur  mit  obrigkeitlicher  Erlaubniss 
und  innerhalb  der  Grenzen  derselben  mit  Druckschriften  hausirt  werden,  und  durf- 
ten dieselben  nur  ebenso  an  öffentlichen  Orten  ausgestreuet,  angeboten.  vertheilt 
oder  angeschlagen  werden  ; — diese  Erlaubniss  konnte  jederzeit  zurückgenommen 
werden. 

Diese  Bestimmung  bleibt  noch  bis  zum  1.  Januar  1S7U  insoweit  in  Kraft,  als 
die  bezügliche  Thätigkeit  ausserhalb  des  Ortes  der  gewerblichen  Niederlassung  oder 
des  Wohnortes,  mithin  im  Umhersiehen,  ausgeübt  werden  soll. 

Dagegen  tritt  für  die  Ausübung  derselben  am  Wohnorte  oder  dem  Orte  der 
gewerblichen  Niederlassung  schon  vom  1.  Oktober  d.  J.  an  die  Bestimmung  des  §. 
43  der  Gewerbe-Ordnung  an  ihre  Stelle,  wonach  die  Erlaubniss  fortan  nur  für  die- 
jenigen erforderlich  ist,  welche  gewerbsmässig  Druckschriften  oder  andere 
Schriften  oder  Bildwerke  auf  öffentlichen  Wegen,  Strassen.  Plätzen  oder  an  anderen 
öffentlichen  Orten  ausrufen.  verkaufen,  vertheilen,  anheften  oder  anscblagen  wollen. 

Die  §§.  38  und  39  de9  Press-Gesetzes  vom  4.  März  1656  sind  durch  den  <j.  143 
der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  aufgehoben. 

Abgesehen  von  den  vorbezeiehneten  Punkten  bleiben  die  in  der  Verordnung 
vom  4.  März  1856  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Ordnung  der  Presse  nnd  den 
Schntz  wider  den  Missbrauch  derselben  durchweg  in  Kraft. 

5.  Wo  die  im  §.  16  der  Gewerbe-Ordnung  aufgeführten  gewerblichen  Anlagen, 
zu  deren  Errichtung  eine  besondere  Genehmigung  erforderlich  ist,  bisher  einer  poli- 
zeilichen Genehmigung  nicht  bedurften,  ist  dieselbe  für  jede  derartige  Anlage  nach- 
zusuchen. welche  am  1.  Oktober  d.  J.  noch  nicht  vollendet  ist. 

Ist  zu  einer  derartigen  Anlage  vor  dem  Inkrafttreten  der  Gewerbe-Ordnung  die 
polizeiliche  Genehmigung  ertheilt  worden,  so  behält  es  dabei  das  Bewenden. 

Insoweit  bei  gewerblichen  Anlagen,  welche  der  <j.  16  der  Gewerbe-Ordnung 
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nicht  aufführt,  nach  dem  bestehenden  Rechte  eine  hanpolizeiliche  Genehmigung  er- 
forderlich ist,  muss  diese  auch  ferner  erwirkt  werden. 

6.  Alle  Anlagen,  zu  deren  Errichtung  es  nach  der  Gewerbe-Ordnung 
einer  besonderen  Genehmigung  bedarf,  sind  bezüglich  ihres  Betriebes  auch  für 
die  Zukunft  der  in  dem  bestehenden  Rechte  begründeten  polizeilichen  Aufsicht  unter- 
worfen. 

Demgemäss  bleiben  die  Befugnisse  der  Orts-Obrigkeiten  in  Bezug  auf  bereits 
im  Betriebe  befindliche  Dampfkessel-Anlagen  oder  transportable  Dampfmaschinen 
nach  Massgabe  des  §.  29,  Absatz  4 der  Verordnung  vom  3.  Julius  1863  bei  Be- 
stand. 

Auch  unterliegen  Dampfkessel-Anlagen  und  bewegliche  Dampfkessel  nach  wie 
vor  den  wegen  wiederholter  Prüfung  in  den  Verordnungen  vom  3.  Juli  1803  und 
3.  Februar  1 SOS  gegebenen  Vorschriften. 

Für  die  Prüfung  von  Dampfkessel-Anlagen  und  beweglichen  Dampfkesseln 
normiren  bis  dahin,  dass  von  dem  Bnndcsrathc  des  Norddeutschen  Bnudes  allge- 
meine Bestimmungen  erlassen  sein  werden,  die  Vorschriften  der  eben  genannten 
Verordnungen,  resp.  die  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  25.  d.  M.  (Die  Be- 
stimmungen des  Bundesraths  sind  unterm  29.  Mai  1871  ergangen  ; an  Stelle  der  an- 
gezogenen landesgesetzlichen  Verordnungen  ist  für  beide  Mecklenburg  die  neue 
Verordnung  vom  18.  April  1873  getreten.  S.  u.  Th.  III.  D.] 

7.  Die  Behörde,  welche  die  Genehmigung  zu  einer  gewerblichen  Anlage  er- 
theilt  hat,  ist  befugt,  vor  dem  Beginn  des  Betriebes  derselben  sich  durch  eine  Unter- 
suchung zu  überzeugen,  dass  die  Ausführung  den  Bedingungen  der  crtheilteu  Ge- 
nehmigung entspricht. 

JS.  Die  Gewerbe-Ordnung  kennt  keine  anderen  gewerblichen  Prüfungen , 
als  welche  in  den  §§.  29,  30  und  31  vorgesehen  sind,  resp.  im  fj.  34  den  Landes- 
Gesetzen  zu  bestimmen  überlassen  sind.  Die  im  §.  84  erwähnten  Prüfungen  haben 
nur  in  Bezug  auf  den  Eintritt  in  eine  Innung,  nicht  aber  in  Bezug  auf  die  Beroch? 
tigung  zum  Betriebe  des  Gewerbes  eine  Bedeutung. 

0.  Sch a usp ie I -Unt ern eh mer  bedürfen  nach  §.  32  zum  Betriebe  ihres 
Gewerbes  auch  ferner  einer  Erlaubnis,  welche  ihnen  nach  Massgabe  des  §.  32  von 
der  Gewcrbe-Kommissiou  zu  Schwerin,  im  Gebiete  der  Seestädte  Rostock  und 
Wismar  aber  von  dem  betreffenden  Magistrate  zu  ertheilen  ist. 

Bei  Ausübung  ihres  Gewerbes  unterliegen  sic  nach  wie  vor  der  Aufsicht  der 
Orts-Obrigkeiten,  insbesondere  auch  in  sittenpolizeilicher  Hinsicht  in  Betreff  der 
einzelnen  theatralischen  Vorstellungen. 

10.  In  Bezug  auf  den  Gast-  und  Schenkwirthschafts-Betrieb  und  den  Klein- 
handel mit  Branntwein  oder  Spiritus,  zu  welchen  Betrieben  fortan  allgemein  die 
ortsobrigkeitliche  Erlaubniss  erforderlich  ist,  sind  nach  der  Gewerbe-Ordnung  und 
der  Verordnung  vom  18.  d.  M.,  betreffend  die  Ertheilung  von  Konzessionen  znm 
Ausschänken  von  Branntwein  etc.,  folgende  Bestimmungen  zu  beachten: 

Nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Gewerbe-Ordnung  ist: 

1.  der  gleichzeitige  Betrieb  dieser  Gewerbe  in  mehreren  Betriebs- und  Ver- 
kaufsstätten zulässig  (§.  3). 

Es  muss  aber  jedes  einzelne  derjenigen  Lokale,  iu  welchem  ein  solcher  Be- 
trieb stattfinden  soll,  nach  seiner  Beschaffenheit  und  Lago  den  polizeilichen 
Anforderungen  genügen  (§  33,  Nr.  2) . 

2.  Es  können  die  Befugnisse  zum  Betriebe  vorgenannter  Gewerbe  durch  Stell- 
vertreter ausgeübt  werden;  diese  müssen  jedoch  den  für  diese  Gewerbe  ins- 
besondere vorgeschriebeneu  persönlichen  Erfordernissen  ebenfalls  genügen  (§.  15). 
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3.  Die  Erlaubnis  darf  weder  auf  Zeit  ertheilt.  noch  vorbehaltlich  der  Bestimmun- 
gen in  §§.  53  und  143  widerrufen  wdtdeu  {§.  40). 

4.  Die  einmal  zugelassenen  Gewerbe  können,  nach  dem  Tode  des  Gewerbetreibenden, 
für  Rechnung  der  Wittwe  während  des  Wittwenstandes,  ferner  der  minderjäh- 
rigen Erben  und  während  einer  Kuratel  oder  Nachlass-Regulirung  durch  per- 
sönlich qualifuirte  Stellvertreter  betrieben  werden  (§.  4fi  . 

In  Betreff  der  besonderen  Bestimmungen  über  die  Zulassung  zu  den  im§.  33 
erwähnten  Gewerben  ist  aber  zu  beachten : 

1 . der  Kleinhandel  mit  Branntwein  und  Spiritus  bedarf,  auch  wenn  er  in  Verbin- 
dung mit  einem  kaufmännischen  Geschäfte  betrieben  werden  soll,  der  ortsobrig- 
keitlieheu  Erlaubniss. 

2.  ln  Beziehung  auf  die  Erlaubniss  zum  Ausschänken  von  Branntweiu  und  zum 
Betriebe  des  Kleinhandels  mit  Branntwein  und  Spiritus  muss,  als  die  Bedingung 
der  Zulassung  zum  Gewerbe-Betriebe,  zunächst  der  Nachweis  des  Bedürfnisses 
geführt  werden. 

3.  Dagegen  ist  die  Erörterung  der  Bedürfuiss-Erage  ausgeschlossen  : bei  der  Gast- 
wirtschaft: beim  Bier-  und  Weinschank,  beider  gewerbmässigeu  Verab- 
reichung von  Kaffee. Thee.  Mineral-Wasser. 

4.  In  allen  vorstehenden  Fällen  hat  die  kompetente  Behörde  Uber  die  in  §.  33.  Nr. 

1 und  2 angeführten  Verhältnisse  zu  kognosziren. 

Nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  ist  vom  1.  Oktober  d.  J.  an  auch  rück- 
sichtlich der  Städte  zu  verfahren,  indem  die  abweichenden  Vorschriften  der  Verord- 
nung vom  2.  September  1S43  wegen  Anlegung  von  Schenkwirthschaften  in  den 
Städten  von  jenem  Zeitpunkte  au  ausser  Kraft  treten.  Die  Bestimmungen  in  den  §§. 
S und  0 der  eben  gedachten  Verordnung  bleiben  jedoch  auch  ferner  in  Geltung. 

Die  Errichtung  von  blossen  Speise- Wirthschafte n ist  au  eine  obrigkeit- 
liche Erlaubniss  nicht  gebunden. 

11.  In  Betreff  derjenigen  Gewerbetreibenden,  welche  die  in  §.  35,  Absatz  2 
und  3 der  Gewerbe-Ordnung  bezeiclineten  Gewerbe  auf  Grund  früher  ertheilter 
Konzessionen  ausüben,  behalten  bis  auf  Weiteres  die  Vorschriften  Bestand,  welche 
für  sie  wegen  Fülirung  ihrer  Bücher  und  der  polizeilichen  Kontrolle  tlber  den  Um- 
fang und  die  Art  ihres  Geschäfts-Betriebes  in  Kraft  sind. 

Bis  *um  Erlass  allgemeiner  Vorschriften  hierüber  nach  Massgabe  des  §.  38 
haben  die  Orts-Obrigkeiten  neue  Betriebe  dieser  Art  den  für  die  an  den  betreffenden 
Orten  etwa  bestellenden  Geschäfte  geltenden  Vorschriften  zu  unterwerfen. 

12.  Die  polizeilichen  Anordnungen  in  Bezug  auf  die  im  §.  37  bezeiclineten 
Strassen-Gewerbe  haben  sich  nicht  nur  auf  die  Art  der  Ausübung  dieser  Ge- 
werbe selbst,  sondern  anch  auf  die  Bedingungen  der  Zulassung  zu  denselben  zu 
erstrecken. 

Handelt  es  sieh  um  die  Aufstellung  von  Taxen  für  diese  Gewerbe,  so  ist  nach 
§.  76  zu  verfahren. 

13.  Wer  auf  den  Strassen  oder  sonst  im  Umherziehf  u an  dem 
Orte  seiner  gewerblichen  Niederlassung  oder  an  seinem  Wohnorte  öffentlich  Musik 
anfführen,  Schaustellungen,  theatralische  Vorstellungen  oder  sonstige  Lustbarkeiten 
öffentlich  darbieten  will,  ohne  dass  ein  höheres  Interesse  der  Kunst  oder  Wissen- 
schaft dabei  obwaltet,  bedarf  dazu  nach  §.  42  und  §.  5!)  der  Gewerbe-Ordnung  vom 
1 . Oktober  d.  J.  an  einer  besonderen  Erlaubniss  der  Orts-Obrigkeit. 

Insofern  solche  Leistungen  aber  in  gleicher  Weise  ausserhalb  des  Ortes  der 
gewerblichen  Niederlassung  oder  des  Wohnortes  dargeboten  werden  sollen,  verbleibt 
«s  bis  zum  1.  Januar  1870  bei  den  bestehenden  Vorschriften  nach  Massgabe  des 
Pnblikandnms  vom  30.  März  d.  J.  Vom  I.  Januar  1870  an  treten  rücksichtlich 
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solcher  Leistungen  die  Bestimmungen  des  Titels  III.  der  Gewerbe-Ordnung  und 
insbesondere  auch  der  §.  59  in  Anwendung. 

!•!.  Die  Behörden,  welche  nach  §.  3,  Absatz  1 der  Verordnung  vom  25.  d. 
M.  zur  Ertheilung  der  nach  §.  44  der  Gewerbe-Ordnung  für  die  Kaufleute.  Fabri- 
kanten etc.  oder  die  in  ihren  Diensten  stehenden  Reisenden  zum  Aufkauf  von  Waaren 
und  Aufsuchen  von  Waaren -Bestellungen  erforderlichen  Legitimations- Scheine 
kompetent  sind,  haben  bis  dahin,  dass  etwa  ein  bestimmtes  Formular  vorgesebrieben 
sein  wird,  in  den  auszustellenden  Legitimations-Scheinen  das  Vorhandensein  der 
nach  (j.  44  zur  Ausübung  der  bezüglichen  Befugnisse  erforderlichen  Voraussetzungen 
za  bescheinigen  und  ausser  der  Bestimmung,  dass  der  Inhaber  aufgekauftc  Waaren 
nur  Behufs  deren  Beförderung  nach  dem  Bestimmungsorte  und  von  Waaren,  auf 
welche  er  Bestellungen  sucht,  nur  Proben  oder  Muster  mit  sich  fuhren  darf,  das 
Signalement  nebst  der  Unterschrift  des  Inhabers,  wie  bei  den  Gewcrbe-Legitimations- 
Karten  für  den  Zoll-Verein,  darin  mit  aufzunchmen. 

Die  Gebühr  für  diese  Legitimations-Scheine,  welche  allemal  auf  das  Kalen- 
derjahr aaszustellen  sind . ist  dieselbe,  wie  für  die  vorgedachten  Gewerbe-Legi- 
timations-Karten  vgl.  das  Publikaudum  vom  30.  März  I StiS , Regierungs- Blatt 
Nr.  26). 

Die  Antragsteller  sind,  wenn  ihnen  eine  Gewerbe- Legitimations- Karte  für  das 
Gesammt-Gebiet  des  Zoll-Vereins  nach  den  dafür  geltenden  Grundsätzen  ertheilt 
werden  kann,  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Besitz  einer  solchen  Gewerbe- Legitima- 
tions-Karte  , welche  aber  allerdings  ein  gewisses  Alter  voraussetzt,  die  Führung 
eines  Legitimations-Scheins  nach  §.  44  entbehrlich  macht. 

15.  Die  Stellung  der  Handwerks-Acmter  ist  durch  die  Gewerbe-Ord- 
nung eine  wesentlich  veränderte  geworden. 

Die  Handwerks-Aemter  dauern  nach  tj.  b 1 zwar  fort , die  Vorschriften  der 
ihnen  verliehenen  Amtsrollen  bleiben  aber,  wie  die  Vorschriften  des  bestehenden 
Rechts  überhaupt,  mit  dem  Inkrafttreten  der  Gewerbe-Ordnung  nur  soweit  in  Gel- 
Itung,  als  sie  neben  derselben  bestehen  können.  Diese  Vorschriften  haben  jedoch, 
soweit  sie  nicht  eine  blosse  Wiederholung  allgemein  verbindlicher  gesetzlicher  Be- 
stimmungen sind,  für  die  Mitglieder  der  Handwerks-Aemter  nur  die  Bedeutung 
eines  Statuts  und  sind  für  sie  nur  so  lange  bindend,  als  die  Handwerks-Aemter  nicht 
etwa  von  der  ihnen  durch  §.  02  der  Gewerbe-Ordnung  eingeräumten  Befugniss  Ge- 
brauch machen,  Abänderungen  ihres  Statuts  zu  beschliessen.  Solche  Beschlüsse  der 
landesherrlich  bestätigten  Handwerks-Aemter  bedürfen  der  Genehmigung  des  Mi- 
nisteriums des  Innern  nur  dann,  wenn  sie  Zahlungen  aus  den  Einnahmen  oder  dem 
Vermögen  des  Handwerks- Amts  an  Genossen  desselben  oder  andere  Verfügungen 
über  das  Amts-Vermögen  zum  Gegenstände  haben. 

Auch  können  die  landesherrlich  bestätigten  Handwerks-Aemter  nach  Mas- gäbe 
des  §.  93  ihre  Auflösung,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  Ministeriums  des  In- 
nern, beschliessen. 

Das  Recht,  die  Genehmigung  zu  versageu  , ist  in  jenem,  wie  in  diesem  Falle 
nach  §.  92,  resp.  93  ein  beschränktes. 

Ul.  In  Betreff  der  Aufsichts-Behörden  Uber  die  Handwerks-Aemter  ist  zu- 
nächst auf  die  Vorschrift  in  §.  95  der  Gewerbe-Ordnung  hinzuweisen,  wonach  fort- 
an die  Gemeinde-Behörde  die  Anfsicht  über  die  Innungen  ausübt.  Diese  Ver- 
änderung bat  aber  auch  für  die  landesherrlich  bestätigten  Handwerks-Aemter  keine 
praktische  Bedeutung,  weil  solche  nur  an  Orten  bestehen,  wo  die  Obrigkeit  zugleich 
die  Gemeinde-Behörde  ist. 

Sodann  hört  mit  dem  I . Oktober  d.  J.  das  Recht  und  die  Verpflichtung  der 
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Orts-Obrigkeit  auf.  »ich  durch  Bestellung  von  Amts-Patronen  in  dem  durch  die 
Amts-Rollen  der  Handwerks-Aemter  vorgeschriebenen  Masse  an  den  Angelegenhei- 
ten derselben  zu  betheiligen. 

Demgemäss  haben  die  bisherigen  Amts-Patrone  mit  dem  I . Oktober  d.  J.  sich 
der  ferneren  Ausübung  der  ihnen  in  den  Amts-Rollen  zugewiesencu  Funktionen  zu 
enthalten  nn<]  das  in  ihrem  Gewahrsam  befindliche  Amts-Siegel  an  den  Amts- Vor- 
stand abzugeben. 

Die  bisherigen  Amts-Patrone,  resp.  die  an  ihrer  Stelle  etwa  von  der  Gemeinde- 
Behörde  Deputirten  oder  Beauftragten , haben  vom  1 . Oktober  d.  J.  an  nur  noch 
soh  lten  Amts-Versammlungen  beizuwohnen,  in  welchen  über  die  Abänderungen  der 
Amts-Rolle,  resp.  des  Statuts,  oder  über  die  Auflösung  des  Handwerks-Amtes  Be- 
schluss gefasst  werden  soll,  und  haben  in  solchen  Fällen  die  Amts-Beschlüsse  durch 
ihre  Mitunterschrift  zu  beglaubigen. 

Die  landesherrlich  bestätigten  Handwerks-Aemter  werden  nach  dem  Inhalte 
der  Amts-Rollen  in  Beihalt  des  §.  SS,  Absatz  4 der  Gewerbe-Ordnung,  bei  gericht- 
lichen und  aussergerichtlichen  Verhandlungen  durch  die  Aelterleute  vertreten. 

Die  Legitimation  derselben  wird  durch  eine  amtliche  Bescheinigung  der  Ge- 
meinde-Behörde über  ihre  Eigenschaft  als  solche  geführt. 

Die  Vorschrift  der  Amts-Rollen,  wonach  sie  ein  Zeugnis*  des  Patrons  beibrin- 
geu  sollen,  dass  ihnen  in  Folge  eines  obrigkeitlich  bestätigten  Beschlusses  des  Vor- 
standes die  Führung  einer  Sache  oder  eines  Prozesses  gestattet  sei,  ist  durch  die 
Gewerbe-Ordnung  als  aufgehoben  zu  betrachten. 

17.  Den  Handwerks-Aemtern  steht  es  frei,  anstatt  der  in  den  Amts-Rollen 
für  die  Meister-Prüfungen  vorgeschriebeuen  Aufgaben  auch  andere  Aufgaben  zu 
bestimmen,  durch  welche  der  Nachweis  der  Befähigung  zur  selbständigen  Ausfüh- 
rung der  gewöhnlichen  Arbeiten  des  Gewerbes  gegeben  werden  kann. 

Die  bestehende  Beschränkung  der  landesherrlich  bestätigten  Maurer-  und  Zim- 
mer-Aemter,  wonach  denselben  eine  Befugniss  zur  Meister-Prüfung  nicht  zustnnd. 
hört  mit  dem  1.  Oktober  d.  J.  auf.  Die  von  der  grossherzoglichen  Prüfungs-Kom- 
mission für  die  Bau-Handwerker  zu  Schwerin  ausgestellten  Prüfungs-Zeugnisse  sind 
aber  nach  wie  vor  ein  genügender  Nachweis  der  Befähigung  zur  Gewinnung  des 
Meisterrechts  bei  einem  Maurer-,  resp.  Zimmer-Amte  des  Landes. 

So  lange  ein  Handwerks-Amt  nicht  etwa  nach  §.  92  der  Gewerbe-Ordnung 
anderweitige  Prüflings- Vorschriften  eingeführt  oder  den  Beschluss  gefasst  hat,  dass 
die  Ablegung  einer  Prüfung  für  den  Eintritt  in  das  Amt  nicht  weiter  erforderlich 
sein  soll,  muss,  mit  Ausnahme  des  im  §.  S4,  Absatz  4 der  Gewerbe-Ordnung  ge- 
dachten, sowie  des  im  §.  11t,  Absatz  2 der  Amts-Rollen  genannten  Falles,  wenn 
nämlich  Jemand  darthun  kann,  dass  er  bereits  einem  anderen  Amte  des  betreffenden 
Gewerbes  im  Norddeutschen  Bunde  als  Innungs-Meister  angehört  hat,  die  Ablegung 
der  Prüfung  nach  Massgabe  der  bestehenden  Vorschriften  von  jedem  Bewerber  um 
das  Meisterrecht  verlangt  werden. 

Soweit  die  Amts-Rollen  die  Vorschrift  enthalten  . dass  Streitigkeiten  einzelner 
Amts-Genossen  unter  einander  zunächst  zur  Vermittelung  oder  Bestimmung  des  Vor- 
standes und  von  dort  an  die  Orts-Obrigkeit  gelangen  sollen  , und  dass  gegen  deren 
Entscheidung  der  Rekurs  an  das  Ministerium  des  Innern  führe  , bewendet  es  dabei 
für  die  Amts-Genossen  bis  auf  eine  etwaige , solche  Vorschrift  aufhebende  Abän- 
derung der  Amts-Rolle  auch  ferner.  Im’Uebrigen  erfolgt  bei  Streitigkeit  in  den  Fällen 
des  §.  10S  der  Gewerbe-Ordnung  die  Entscheidung  durch  die  Gemeinde-Behörde, 
und  wird  darauf  hingewiesen,  dass  gegen  deren  Entscheidungen  den  Betheiligten 
nur  eine  Berufung  auf  den  Rechtsweg  binnen  zehn  Tagen  offen  steht. 
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18.  Die  Bestimmungen  der  Amts-Rollen,  welche  sich  auf  das  Verhältnis  der 
Meister  zu  den  Gesellen  und  Lehrlingen  beziehen,  werden  vom  1.  Oktober  d.  J.  an 
neben  den  §§.  105  bis  120  der  Gewerbe-Ordnung  nur  noch  soweit  in  Anwendung 
zu  bringen  sein,  als  sie  den  Meistern  weiter  gehende  Verpflichtungen  auferlegeu. 

So  bleiben  z.  B.  die  Meister  verpflichtet,  ihren  eingeschriebenen  Lehrlingen  zu 
ihrer  Ausbildung  im  Lesen,  Schreiben , Rechnen  und  sonstigen  Hitlfs-iKeuntnissen, 
insbesondere  zum  Besuche  der  etwa  vorhandenen  Sonntags-  und  Gewerbe-Schulen 
nach  Massgabe  des  §.  51  der  Amts- Rolle,  Zeit  und  Gelegenheit  zu  geben,  auch  wenn 
ein  bezügliches  Orts-Statut  nach  Absatz  2 des  §.  106  der  Gewerbe-Ordnung  nicht 
besteht. 

Da  nach  §.  125  der  Gewerbe-Ordnung  für  die  Aufnahme  und  Entlassung  der 
Lehrlinge  keine  Gebühren  erhoben  werden  dürfen , so  können  auch  bei  den  llarnl- 
werks-Aemtern  für  die  Ein-  und  Ausschreibung  der  Lehrlinge  Gebühren  nicht  mehr 
gefordert  werden. 

1!>.  Die  durch  die  Amts-Rollen  für  die  Gesellen , resp.  Lehrlinge  begründete 
Verpflichtung,  einer  Verpflegungs-  oder  Kranken-Kasse  ihres  Haudwerks-Amtes 
anzugehören  oder  beizutreten,  ergreift  nach  §.  141  der  Gewerbe-Ordnung  nur  die- 
jenigen Gesellen  oder  Lehrlinge  nicht . welche  nachwcisen  , dass  sie  einer  anderen 
Kranken-.  Htllfs-  oder  Sterbe-Kasse  angehören. 

Alle  diejenigen  Gesellen,  welche  der  Verpflegungs-  oder  Kranken-Kasse  ihres 
Handwerks-Amtes  nicht  angehören , sind  verpflichtet , bei  einer  Kranken-,  Hülfs- 
oder  Sterbe-Kasse  einzutreten.  Die  Orts-Obrigkeiten  Gemeinde-Behörden)  und  die 
Vorstände  der  Handwerks- Aemter  und  der  Gesellen- Verpflegungs-Kassen  haben  auf 
die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  sorgfältig  zu  achten  und  eintretenden  Falles  von 
den  Betheiligten  den  Nachweis  zu  verlangen,  welcher  Kranken-,  Hülfs-  oder  Sterbe- 
Kasse  dieselben  angehören. 

"20.  Nach  §.  131  der  Gewerbe -Ordnung  sollen  den  Arbeite- Büchern, 
welche  vor  Annahme  jugendlicher  Arbeiter  zu  regelmässiger  Beschäftigung 
in  den  Fabriken  und  Bergwerken  §f>.  128  bis  134,  §.  154)  auszustellen  sind,  die 
über  deren  Beschäftigung  handelnden  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ordnung  vorge- 
drnckt  werden. 

Die  Orts-Obrigkeiten  werden , da  andere  Arbeits-Bücher , als  welche  dieser 
Vorschrift  entsprechen,  vom  1.  Oktober  d.  J.  an  nicht  ertheilt  werden  dürfen,  da- 
rauf aufmerksam  gemacht,  dass  die  Bärensprung' sehe  Hof-Buchdruckerei  hierselbst 
geignete  Arbeits-Bücher  dieser  Art  verdebitirt. 

21.  In  den  Fällen,  wo  die  Gewerbe-Ordnung  die  Ordnung  bestimmter  gewerb- 
licher Gegenstände  den  Orts-Statuten  §.  142;  überwiesen  hat  i'§§.  106,  108),  ha- 
ben die  Orts-Obrigkeiten  es  sich  angelegen  sein  zu  lassen , soweit  sich  ein  BedUrf- 
niss  dafür  ergiebt , eine  bezügliche  Ordnung  auf  dem  bezeichneten  Wege  herbeizu- 
führen (§.  112  . 

22.  Die  im  Titel  X.  der  Gewerbe-Ordnung  wegen  Zuwiderhandlung  gegen  die 
Vorschriften  derselben  angedrohten  Strafen  sind  in  dem  für  Polizei-Vergehen  gel- 
tenden Verfahren  von  den  dafür  kompetenten  Behörden  zu  erkennen  und  zu  voll- 
strecken. 

23.  Soweit  die  Gewerbe  - Ordnung  nicht  ausdrücklich  ein  Verfahren  nach 
Massgabe  der  §§.  20  und  21  vorgeschrieben  hat,  verbleibt  es  überall  bei  dem  ge- 
wöhnlichen Verfahren  und  Instanzen-Zuge. 

So  hat  z.  B.  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  über  den  Nachweis  der  Befähi- 
gung zum  Betriebe  eines  Gewerbes,  insbesondere  im  Wege  einer  Prüfung  '§§.  29, 
30,  31.  34),  oder  über  die  öffentliche  Anstellung  eines  Gewerbetreibenden  durch 
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eine  Behörde  oder  Korporation  $.  3f>  zu  befinden,  oder  ilber  die  Statthaftigkeit 
solcher  Anlagen  zu  entscheiden  ist,  deren  Betrieb  ungewöhnliches  Geräusch  erregt 
;§.  27),  oder  in  welchen  es  sich  nm  die  Zulassung  von  Musik- Aufführungen,  Schau- 
stellungen u.  s.  w.  auf  den  Strassen  handelt,  das  Gesetz  von  einem  Verfahren  nach 
den  §§.  20  und  21  abgesehen  und  es  mithin  bei  dem  bisherigen  Verfahren  und  In- 
stanzenzuge belassen. 

Dasselbe  gilt  von  dem  Inhalte  der  Titel  V.  bis  X.  der  Gewerbe-Ordnung. 

24.  Da  die  Vorschriften  des  Titels  III.  der  Gewerbe-Ordnung  nicht  schon  mit 
dem  1.  Oktober  d.  J.,  sondern  erst  mit  dem  1.  Januar  1870  in  Kraft  treten,  so 
bleibt  Vorbehalten,  die  dieserhalb  etwa  noch  erforderliche  Instruktion  besonders 
zu  erlassen. 

Schwerin,  am  27.  Septbr.  1809. 

Grossherzoglich  Mecklenburgisches  Ministerium  des  Innern. 


Wesentlich  gleichlautend  ist  das  für  Mecklenburg-Strelitz 
ergangene  Publikandum  vom  2.  Oktober^  1809. 


D.  Bekanntmachung  vom  28.  September  1860,  betreffend  die  Aufhebung 
der  erlassenen  Verbote  von  Druckschriften. 

Mit  liüeksicht  auf  die  Vorschrift  des  §.  143  der  Gewerbe-Ordnung  für  den 
Norddeutschen  Bund,  nach  welcher  die  ltefugniss  zur  Herausgabe  von  Druckschrif- 
ten und  zum  Betriebe  derselben  innerhalb  des  Norddeutschen  Bundcs-Gebietes  im 
Verwaltungswege  nicht  entzogen  werden  darf,  werden  alle  diejenigen  Verbote  von 
Druckschriften,  welche  von  Seiten  des  Unterzeichneten  Ministeriums,  nach  Massgabe 
der  §§.  38  und  39  der  Verordnung  zum  Schutze  wider  den  Missbrauch  der  Presse 
vom  4.  März  1S56,  erlassen  worden  sind,  hiermit  wieder  aufgehoben. 

Es  wird  aber  zngleich  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  dadurch  an  den 
sonstigen  Vorschriften  der  Verordnung  zum  Schutze  wider  den  Missbrauch  der  Presse, 
insbesondere  bezüglich  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  der  Verfasser.  Heraus- 
geber. Verleger,  Drucker  und  Verbreiter  solcher  Druckschriften,  deren  Inhalt  nach 
dieser  Verordnung  strafbar  ist,  nichts  geändert  worden  ist. 

Schwerin,  am  28.  Septbr.  ISC9. 

Grossherzoglich  Mecklenburgisches  Ministerium  des  Innern. 


E.  Publikandum,  betreffend  die  Ausführung  des. Titels  IH.  der  Ge- 
werbe-Ordnung für  den  Norddeutschen  Bund. 

Zur  Sicherung  einer  gleichmässigen  Ausführung  des  mit  dem  1.  Januar  k.  J. 
in  Kraft  tretenden  Titels  HI.  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutsehen  Bund 
vom  21.  Juni  1869  werden  die  betreffenden  Behörden  hierdurch  auf  die  Beachtung 
folgender  Puukte  hingewiesen. 

1.  Die  Ertheilung  der  Legitimations-Scheine  zu  den  in  (j.  58  sub  1 und  2 
der  Gewerbe-Ordnung  bezeichneten  Betrieben,  welche  nach  §.  2 der  Verordnung 
vom  25.  September  d.  J.,  betreffend  die  in  Gemässheit  der  Gewerbe-Ordnung  fnn- 
girenden  Behörden  etc.,  den  Ortsobrigkeiten  zustellt,  hat  nach  dem  hierneben  ab- 
gedruckten Formular  zu  geschehen. 

Der  beabsichtigte  Betrieb  ist  in  dem  Legitimations-Schein  bestimmt  zu  be- 
zeichnen. 
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i.  In  den  für  das  hergebrachte  Anerbieten  gewerblicher  Leistungen  innerhalb 
der  Umgegend  des  Wohnorte»  nach  §,  5S  sub  2 der  Gewerbe-Ordnung  erforder- 
lichen Legitimations-Scheinen  ist  ausdrücklich  anzugeben,  dass  der  Legitimations- 
Schein  die  Befugniss  zu  dem  darin  bezeichnten  Gewerbe-Betriebe  nur  innerhalb 
eines  Umkreises  von  3 Meilen  von  dem  Wohnorte  ertheilt. 

3.  Wenn  der  vorstehend  unter  2 bezeichnte  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen 
durch  Stellvertreter  ausgrUbt  werden  soll  5.  62,  Absatz  1 der  Gewerbe-Ordnung  , 
so  hat  wegen  der  Bestimmungen  in  §.  bl  und  §,  149  sub  2 der  Gewerbe-Ordnung 
der  Gewerbetreibende  fiir  die  Stellvertreter  besondere  obrigkeitliche  Bescheinigungen 
über  dies  Verhältnis»  zu  erwirken,  welche  die  Stellvertreter  während  der  thatsärb- 
lichen  Ausübung  des  Gewerbe-Betriebes  bei  sich  zu  führen  und  auf  Erfordern  der 
zuständigen  Behörde  vorzuzeigen  haben. 

Diese  Bescheinigungen  müssen  das  Signalement  des  zu  ihrer  Führung  berech- 
tigten Stellvertreters  enthalten. 

Personen,  welche  unter  die  Bestimmungen  des  §.  57.  sub  1 bis  4 der  Gewerbe- 
ordnung fallen,  dürfen  als  Stellvertreter  nicht  zugelassen  werden. 

4.  Soll  der  Verkauf  der  im  §.  öS  der  Gewerbe-Ordnung  bezeichnten  Gegen- 
stände durch  Stellvertreter  vorgenommen  werden,  so  darf  dies,  wie  in  Gcmässheit 
des  §.  b2.  der  Gewerbe-Ordnung  und  in  Ausführung  des  §.  2 der  Verordnung  vom 
25.  September  d.  J.  hierdurch  bestimmt  wird,  nur  innerhalb  eines  Umkreises  von 
3 Meileu  von  dem  Wohnorte  des  Gewerbetreibenden  geschehen. 

In  diesem  Falle  tinden  die  vorstehend  sub  3.  wegen  der  Stellvertreter,  getroffe- 
nen Bestimmungen  Anwendung. 

5.  Derjenige  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen,  filr  welchen  nach  §.  5S  sub  1 
und  2 der  Gewerbe-Ordnung  und  nach  §.  2 der  Verordnung  vom  25.  September 
d.  .1.  die  Obrigkeit  des  Wohnortes  des  Gewerbetreibenden  den  Legitimations-Schein 
zu  ertheilen  hat.  ist  im  Allgemeinen  nach  der  Verordnung  vom  16.  Dezember  d.  J. 
Steuerfrei.  Es  bedarf  daher  für  den  Inhaber  eines  solchen  Legitimations-Scheins  in 
der  Kegel  keines  Gewerbescheins. 

Ausgenommen  ist  der  Fall  des, im  Umherziehen  betriebenen  Aufkaufs  von 
Erzeugnissen  der  Jagd  und  des  Fischfanges,  indem  dieser  Betrieb  die  Lösung  eines 
Gewerbescheins  nach  der  Verordnung  vom  16.  Dezember  d.  J.  erfordert. 

Um  irrigen  Auffassungen  hierüber  auf  Seiten  des  Gewerbetreibenden  vorzu- 
beugeu,  werden  die  Obrigkeiten  angewiesen,  in  die  zu  dem  bezeiebneten  Betriebe 
nuszustellenden  Legitimations-Scheine  eine  Hinweisung  darauf  aufzunehmen,  dass 
der  Inhaber  vor  Ausübung  des  Betriebes  in  den  hiesigen  Landen  einen  Gewerbe- 
schein zu  lösen  hat. 

B.  Ein  nach  Titel  111.  der  Gewerbe-Ordnung  einem  Angehörigen  des  Nord- 
deutschen Bundes  von  der  zuständigen  Behörde  eines  Bundes-Staates  ausgestellter 
Lcgitimatious-Schein  zum  Gewerbe-Betriebe  im  Umherziehen  berechtigt  den  In- 
haber. vorbehaltlich  seiner  durch  die  Verordnung  vom  16.  Dezember  d.  J.  begrün- 
deten Verpflichtung,  vor  Ausübung  eines  steuerpflichtigen  Betriebes  den  er- 
forderlichen Gewerbeschein  zu  lösen . in  der  Kegel  auch  in  dem  hiesigen  Gross- 
herzogtbume  zu  dem  in  dem  Legitimations-Scheine  bezeichneten  Gewerbe-Betriebe. 

Auch  bedarf  der  Inhaber  eines  solchen  Legitimations-Scheins  znr  Ausübung 
des  ihm  nach  Inhalt  desselben  gestatteten  Betriebes  einer  besonderen  Erlaubnis»  der 
Obrigkeit  des  Ortes,  wo  der  Gewerbe-Betrieb  ausgeübt  werden  soll,  im  Allgemeinen 
nicht. 

In  beiden  Beziehungen  findet  aber  eine  Ausnahme  statt  bei  den  in  §.  59  der 
Gewerbe-Ürdnuug  bezeiebneten  Betrieben,  indem  die  für  dieselben  von  der  höheren 
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Verwaltungs-Behörde  eines  audereu  Bundes-Staates  ertheilten  Legitimations-Scheine 
die  Befuguiss  zum  Gewerbe-Betriebe  im  hiesigen  Grossherzogthiune  nach  Massgabe 
des  §.  6U  der  Gewerbe-Ordnnng  nur  daun  gewähren,  wenn  sie  auf  dasselbe  von  der 
grossherzoglichen  Gewerbe-Kommission  hiersclbst  ausgedehnt  sind,  und  indem  ferner 
die  Inhaber  nach  §.  59  der  Gewerbe-Ordnung,  ausser  deu  übrigen  Erfordernissen, 
der  vorhergehenden  Erlaubnis«  durch  die  Behörde  des  Ortes  bedürfen,  an  welchem 
die  Leistung  beabsichtigt  wird. 

Die  Orts-Polizeibehörden  haben  daher,  bevor  sie  solche  Krlaubniss  ert heilen, 
sich  allemal  zu  vergewissern,  ob  der  ersteren  Voraussetzung  genügt  ist. 

7.  Ausländer,  d.  h.  Angehörige  von  Staaten,  welche  nicht  zum  Norddeut- 
schen Bunde  gehören,  bedürfen,  so  lange  dieserhalb  vom  Bumles-Kathe  des  Nord- 
deutschen Bundes  nach  Massgabe  des  fj.  57  in  fine  der  Gewerbe-Ordnung  nicht 
etwas  Anderes  bestimmt  sein  wird,  zum  Gewerbe-Betriebe  im  Umherziehen  im  hie- 
sigen Grossherzogthume  nach  wie  vor  einer  regiminellen  Krlaubniss , mit  deren 
Ertheilnng  vom  1 . Januar  k.  J.  an  die  grossherzogliche  Gewerbe-Kommission  hier- 
selbst  beauftragt  ist. 

Dieselben  unterliegen  bei  dem  ihnen  gestatteten  Betriebe  den  Vorschriften  des 
Titels  III.  der  Gewerbe-Ordnung  und  den  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  l(i. 
Dezember  d.  J.,  ausserdem  aber  auch  den  etwaigen  besonderen  Bestimmungen 
welche  in  den  ihnen  ertheilten  Gewerbe-Scheinen  ausgesprochen  sind. 

8.  In  Gemässheit  des  §.  5 der  Gewerbe  - Ordnung  behält  es  bezüglich  des 
Gewerbe-Betriebes  im  Umherziehen  innerhalb  des  Grenz -Zoll -B ezirks  bei  der 
Bestimmung  des  §.  12-1  des  Vereins-Zoll-Gesetzes  vom  1.  Juli  18U9  das  Bewenden, 
wonach  Hausir-Gewerbe  im  Grenz-Bezirke  nur  mit  besonderer  Krlaubniss  betrieben 
werden  dürfen. 

Schwerin,  am  28.  Dezember  1869. 

Grossherzoglich  Mecklenburgisches  Ministerium  des  Innern. 

Legitimations-Schein 

für  das  Jahr  18  . . , ausgefertigt  auf  Grund  des  §.  58  der  Gewerbe-Ordnung  vom 
vom  21.  Juni  1S69  für  den  ....  wohnhaft  in  ...  . zum  .... 

....  den  ....  ten  ...  . 18 

(Siegel  oder  Stempel  der  ansstellenden  (Bezeichnung  der  ausstellenden  Behörde 
Behörde.)  und  Unterschrift.) 

Beschreibung  der  Person  des  Inhabers. 

Statur : Augen : Haare : Alter : Jahre.  Besondere  Kennzeichen : 

Unterschrift  des  Inhabers : 

Wesentlich  gleichlautend  ist  das  Publikandum  für  Meckten- 
bu r g-Streli tz  vom  28.  Dezember  1869. 


8.  Sachsen-Weimar-Kisenach. 

A.  Provisorisches  Gesetz  zur  Ausführung  der  Gewerbe-Ordnung  für  den 
Norddeutschen  Bund  vom  16.  Septbr.  1889. 

Zu  den  SO  16—25,  30,  32,  33,  34,  51,  53,  58,  Alin . 2 des  Bundes-Gosetzes. 

Art.  I. 

1.  Die  zuständigen  Behörden  zu  Entscheidung  der  in  den  angezogenen  Para- 
graphen des  Bundes-Gesetzes  erwähnten  Angelegenheiten  sind 
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für  die  erste  Instanz  : die  Bezirks- Ausschüsse. 

für  die  zweite  Instanz:  das  Staats-Ministerium.  Departement  des  Innern. 

2.  Die  Entscheidungen  des  Bezirks-Ausschusses  erfolgen  entweder  in  voller  Sitzung 
nach  Massgabe  des  §.  16  des  Gesetzes  Uber  Neugestaltung  der  Staats-Behörden 
vom  5.  März  1S50  oder  durch  eine  vom  Bezirks-Ausschuss  im  Voraus  gewählte, 
durch  den  Bezirks-Direktor  einzuherufende  Deputation  aus  seiner  Mitte  für  den 
Fall , dass  bei  vorliegender  Spruchreife  der  Sache  eine  volle  Sitzung  des  Be- 
zirks-Ausschusses innerhalb  der  nächsten  14  Tage  nicht  in  Aussicht  steht. 

:t.  Die  Deputation  besteht  mit  Einschluss  des  Bezirks-Direktors  oder  seines  gesetz- 
lichen Stellvertreters  aus  füuf  Mitgliedern;  zu  Fassung  gültiger  Beschlüsse  ge- 
nügt indess  die  Anwesenheit  und  Mitwirkung  von  drei  Mitgliedern.  Es  ent- 
scheidet die  Majorität  und  bei  Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Bezirks- 
Direktors  oder  dessen  Stellvertreters  den  Ausschlag. 

4 . Der  die  Errichtung  einer  Anlage  oder  die  Erthcilung  einer  Genehmigung  zum 
Geschäfts-Betrieb  beantragenden  Partei  ist  es  unbenommen,  im  Voraus  die  Ent- 
scheidung durch  die  Deputation  des  llezirks-Ansschusses  abzulehnen  und  die 
des  vollen  Bezirks-Ausschusses  zu  beanspruchen. 

5.  Die  Mitglieder  der  Deputation  sind  künftig  in  der  ersten  Sitzung  des  Bezirks- 
Ausschusses  im  Jahre  für  das  Kalenderjahr,  für  diessmal  in  der  nächsten  Sitzung 
für  das  laufeude  Jahr  zu  wählen. 

Art.  II.  Für  das  Verfahren  im  Allgemeinen  sind  die  Bestimmungen  des 
Bnndes-Gcsetzes  massgebend.  Znr  Erläuterung  und  Ergänzung  derselben  gelten 
die  nachstehenden  Vorschriften  ; 

1 . Der  Betriebs-Direktor  als  Vorsitzender  des  Bezirks- Ausschusses  bereitet  die  Ent- 
scheidung selbständig  unter  Benutzung'  aller  zulässigen  Beweismittel  und  mit  ge- 
eigneter Berücksichtigung  der  Anträge  der  Parteien  vor.  Nach  dem  Schluss  der 
Instruktion  macht  er  die  Parteien  mit  dem  Stand  der  Sache  bekannt  und  fordert 
sie  auf.  etwaige  Anträge  anf  Vervollständigung  binnen  einer  ausschliesslichen 
achttägigen  Frist  zn  stellen. 

2.  Die  Entscheidung  des  Bezirks- Ausschnsses,  bezüglich  der  Deputation,  erfolgt  in 
öffentlicher  Sitzung  nach  Anhörung  der  vorgeladenen  Parteien  , jedoch  auch  in 
Abwesenheit  der  letzteren,  wenn  dieselben  der  geschehenen  Ladung  ungeachtet 
nicht  erschienen  sind. 

3.  Wird  gegen  die  erstinstanzliche  Entscheidung  Hekurs  eingewendet  §.  20  des 
Bundes-Gesetzes  , so  ist  der  Gegentheil  unter  Zufertigung  einer  von  dem  Re- 
kurrenten mit  zu  überreichenden  Abschrift  der  Keknrschrift  nnd  der  etwaigen 
Rcehtfertigimgsschrift  hiervon  zn  benachrichtigen  und  ihm  die  Einreichung  eiDer 
Gegenschrift  binnen  einer  ausschliesslichen  Frist  von  1 4 Tagen  zu  überlassen. 

4.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  sind  die  Akten  unverweilt  an  das  Ministerial-Departe- 
ment  des  Innern  einzusenden,  welches  nach  etwaiger  Vervollständigung  der  In- 
struktion seine  mit  Gründen  versehene  Entscheidung  an  den  Bezirks-Direktor 
znr  Eröffnung  an  die  Parteien  gelangen  lässt. 

5.  Der  Bezirks-Direktor  hat  die  ordnungsmässige  Ausführung  der  gegebenen  Ent- 
scheidungen wahrzunehmen. 

Zu  den  §§.  15,  Abs.  2,  35,  37,  43,  58,  Alin.  1. 

Art.  III.  Die  Untersagung  des  hier  gedachten  Gewerbe-Betriebes  geschieht 
durch  den  Gemeinde-Vorstand  und  ein  etwaiger  Rekurs  dagegen  geht  an  den  Be- 
zirks- Ausschuss. 

Die  Erörterung  nnd  Feststellung  des  Thatbestandes  erfolgt  durch  die  Behörden 
amtshalber.  Für  das  Verfahren  und  die  Entscheidung  gelten  die  Bestimmungen  in 
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den  §§.  20  uuil  21  des  Bundes-Gesetzes  und  zwar  in  der  Rekurs-Instanz  mit  den 
tmter  Art.  II  dieses  Gesetzes  für  den  Bezirks-Ausschuss  gegebenen  Vorschriften. 

Zu  §.  ISS. 

Art.  iv.  Unter  den  in  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  i 

erwähnten  » Gemeinde-Behörden , Orts-Behörden , Unter-Behörden , Polizei-Behör- 
den, Orts-Polizeibehörden«  ist  regelmässig  der  Gemeinde- Vorstand  zu  verstehen. 

Wo  indem  gedachten  Gesetz  von  »einer  höheren  Verwaltungs-Behörde«  die 
Rede  ist,  soll  darunter  in  der  Regel  der  Bezirks-Ausschuss  verstanden  werden.  In- 
dess  ist  der  Vorsitzende  des  letztem,  der  Bezirks-Direktor,  befugt,  ira  Auftrag  des- 
selben nicht  nur  alle  die  Rntschliessungen  des  Bezirks-Ausschusses  vorbereitenden 
und  ausfilhreiulcn  Verfügungen  selbständig  zu  treffen,  sondern  auch  die  endliche 
Entschließung  selbst  in  solchen  Fällen  zu  fassen,  wo  die  nachgesuchte  Genehmigung 
im  Mangel  eines  Widerspruchs  nnd  sonstigen  Bedenkens  ertheilt  werden  kann  und 
in  dem  Bundes-Gesetz  die  Beobachtung  des  in  den  §§.  20  und  21  geordneten  Ver- 
fahrens unter  allen  Umständen  nicht  vorgeschrieben  ist. 

In  den  Fällen  der  §jj.  2s.  94,  99,  140,  142  ist  jedoch  das  Staats-Ministerium 
zuständig. 

Im  Uebrigen  ist  »die  zuständige  Behörde«  für  die  Fälle 

in  den  §§.  14,  15,  35,  44  {untere  Verwaltungs-Behörde)  §.  106 
der  Gemeinde- Vorstand, 

in  den  §§.  16.  21,  25,  32,  33,  34,  56,  77  untere  Verwaltungs-Behörde) 

147  a.  E. 

der  Bezirks-Ausschuss, 
im  §.  30  a.  E. 

der  Direktor  der  Hebammcn-Anstalt  in  Jena, 
in  den  §§.  66,  70,  128,  Alin.  2 
das  Staats-Ministerium. 

Urkundlich  haben  Wir  dieses  Gesetz  höchsteigenhändig  vollzogen  und  mit 
Unsorm  Grosslierzogliehen  Staats-Insiegel  bedrucken  lassen. 

Weimar,  am  18.  Septbr.  1869,  Carl  Alexander. 

B.  Verordnung  vom  18.  September  1889. 

Zu  §.  6 des  Bundes-Gesetzes. 

Die  Bestimmungen  im  §.  8 der  Gewerbe-Ordnung  vom  30.  April  1862  über 
den  Gewerbe-Betrieb  der  Auswanderungs-Unternehmer  und  Auswanderungs-Agen- 
ten, sowie  der  Versicherungs-Unternehmer  bleiben  in  Kraft. 

Zu  §.  23  des  Bundes-Gesetzes. 

Hinsichtlich  der  Stau-Anlagen  für  Wassertriebwerke  kommen  neben  den  Vor- 
schriften in  den  §§.  1 7 bis  22  des  Bundes-Gesetzes  und  in  Art.  I und  II  des  provisori- 
schen Gesetzes  vom  IS.  d.  M.  die  Bestimmungen  in  den  §§.  34,  35,  36, 39,  40  des  Ge- 
setzes zum  Schutz  gegen  fliessonde  Gewässer  vom  16.  Februar  1854  bezüglich  in 
§.  21  des  Gesetzes  über  Zusammenlegung  der  Grundstücke  vom  5.  Mai  1869  mit 
der  Massgabe  zur  Anwendung,  dass  die  Mitwirkung  des  Staats-Ministeriums  auf  die 
Abgabe  der  Entscheidung  zweiter  Instanz  sich  beschränkt. 

Zu  §.  24  des  Bundes-Gesetzes. 

Bis  zum  Erlass  allgemeiner  Bestimmungen  durch  den  Bnndes-Rath  bleiben  die 
Vorschriften  der  Verordnung  vom  19.  Februar  1863,  soweit  solche  nicht  dnreb  das 
Bundes-Gesetz  und  das  provisorische  Gesetz  vom  18.  d.  M.  abgeändert  worden,  in 
Gültigkeit.  [Die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Bundesraths  sind  am  2 1 . Mai  1871 
ergangen,  s.  u.  Thoil  III.  D.] 
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Zu  §.  34  det  Bundes-Gesetzes. 

Hinsichtlich  des  Handels  mit  Giften  bewendet  es  bei  den  Vorschriften  des  Ge- 
setzes Uber  den  Gifthandel  vom  1.  Juli  1858  mit  der  Abänderung,  dass  die  erfor- 
derliche Erlaubniss  nicht  mehr  von  dem  Staats-Ministerium , sondern . von  dem  Be- 
zirks-Ausschuss zu  ertheileu  ist. 

* Zu  §.  39  des  Bundes-Gesetzes. 

Bei  der  derinaligen  Einrichtung  von  Kehr-Bezirken  für  die  Schornsteinfeger 
hat  es  auch  fernerhin  sein  Bewenden.  Die  Erlaubniss  zu  Betreibung  des  Geschäfts, 
die  Abänderung  der  bestehenden  Kehr-Bezirke . sowie  die  Feststellung  der  Taxe 
(§.  71)  innerhalb  eines  einzelnen  Verwaltung]  - Bezirks , steht  dem  Bezirks-Aus- 
schuss , die  Abänderung  von  Kehr-Bezirken , welche  mehrere  Verwaltungs-Be- 
zirke berühren . sowie  die  etwaige  Aufhebung  der  Kehr-Bezirke  steht  dem  Staats- 
Ministerium  zu 

Zu  §.  63  des  Bundes-Gesetzes. 

Ein  Legitimations-Schein  zum  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  ist  nicht  er- 
forderlich zum  Verkauf  oder  Ankauf  roher  Erzeugnisse  der  Landwirtlischaft  und 
Forstwirtschaft , des  Garten-  und  Obstbaues , zum  Verkauf  von  Viktualien  und 
Brennmaterialien,  sowie  der  in  §.  24  der  Ausführungs-Verordnung  vom  12.  No- 
vember 1862  zur  Gewerbe-Ordnung  vom  30.  April  1862  verzeichneten  Gegenstände 
des  gemeinsamen  Verbrauchs. 

Zu  §.  80  des  Bundes-Gesetzes. 

Vorerst  bewendet  es  bei  den  Taxen  für  die  Medizinal-Personen  und  Apotheker 
in  der  Medizinal-Ordnung  vom  1.  Juli  1S5S  und  in  dem  Gesetz  vom  2.  Oktoberl840. 

Im  Uebrigen  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  Bestimmungen  in  den  §§.  20, 
2 1 der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  und  in  dem  provisorischen 
Gesetz  vom  18.  September  1869,  Art.  II  über  das  Verfahren  in  Gewerbcsachen  nur 
in  den  durch  das  Bundes-Gesetz  ausdrücklich  benannten  Fällen  zur  Anwendung  zu 
bringen  ist,  während  es  in  sonstigen  Fällen  bei  dem  bisher  beobachteten  Verfahren 
sein  Bewenden  behält.  Es  gilt  dies  namentlich  von  den  Fällen,  in  welchen  über  den 
Nachwe'16  der  Befähigung  zum  Betrieb  eines  Gewerbes,  insbesondere  im  Wege  einer 
Prüfung  ;§§.  29,  30,  31,  34),  oder  über  die  öffentliche  Anstellung  eines  Gewerbe- 
treibenden durch  eine  Behörde  oder  Korporation  (§.  36  und  Erläuterung  zu  tj.  39] 
zu  befinden,  oder  über  die  Statthaftigkeit  solcher  Anlagen  zu  entscheiden  ist , deren 
Betrieb  ungewöhnliches  Geräusch  erregt  (§.  27),  oder  in  welchen  es  sich  um  die 
Zulassung  von  Musik-Aufführungen,  Schaustellungen  u.  s.  w.  auf  den  Strassen 
handelt  (§.  42).  Ebenso  ist  auch  die  Ausübung  der  polizeilichen  Exekutiv-Befug- 
nisse  gegenüber  einer  gewerblichen  Anlage , welche  der  nach  dem  Gesetz  erforder- 
lichen Genehmigung  entbehrt,  oder  den  Bedingungen  derselben  in  ihrer  Einrichtung 
nicht  entspricht  (§.  147  , an  jene  Formen  nicht  gebunden. 

Weimar,  am  18.  Septbr.  1869.  Carl  Alexander. 

9.  Mecklenborg-Strelitz. 

Die  für  diesen  Staat  ergangene  Verordnung  vom  25.  September  1869  und 
Publikanda  vom  2.  Oktober  und  28.  Dezember  1869  sind  mit  den  vorstehend  mitge- 
theilten  Erlassen  für  Mecklenburg-Schwerin  vom  25.  September,  27.  Sep- 
tember und  28.  Dezember  1869  so  wesentlich  gleichlautend,  dass  ihre  besondere 
Aufnahme  hier  entbehrlich  erschien.  Lediglich  Abschnitt  20  des  Publikandumä 
vom  2.  Oktober  1869  für  Mecklenburg-Strelitz  ist,  weil  derselbe  eigenthflmliche 
Bestimmungen  für  das  Medizinal-Personal  enthält,  unten  im  Thoil  III.  Ab- 
schnitt E.  wiedergegeben  worden. 
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10.  Oldenburg. 

A.  Verordnung  vom  14.  September  1869,  betreffend  die  Ausführung  der 
Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund.  Vom  21.  Juni  1869. 

Wir  Nicolaus  Friedrich  Peter,  von  Gottes  Gnaden  Gross-Herzog  von 
Oldenburg,  Erbe  zn  Norwegen,  Herzog  von  Schleswig,  Holstein,  Stör  mar  n,  der 
Dithmarschen  und  Oldenburg,  Fürst  von  Lübeck  und  Birkenfeld,  Herr  von  Jever 
und  Kniphauscn  etc.  etc. 

verordnen  zur  Ausführung  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom 
21.  Juni  1569,  soweit  erforderlich  mit  Bezugnahme  auf  Artikel  137  Z.  2 dcsStaats- 
Orund-Gesetzes,  was  folgt : 

Artikel  1.  In  Anwendung  der  Gewerbe-Ordnung  und  der  gegenwärtigen 
Verordnung  sollen , vorbehaltlich  der  im  Art.  5 und  1 0 getroffenen  Bestimmung, 
verstanden  werden: 

1 . unter  der  Bezeichnung : höhere  Verwaltungs-Behörde  : 

a.  im  Herzogthum  das  Staatsministerium,  Departement  des  Innern  ; 

b.  in  den  Fdrstenthtlmern  die  Keglerung; 

2.  unter  der  Bezeichnung:  untere  Verwaltungs-Behörde,  Unter- Behörde,  Orts-Be- 
hörde, Orts- Polizeibehörde,  Polizei-Behörde: 

a.  im  Herzogthum  das  Verwaltungs- Amt  und  der  Magistrat  einer  Stadt  I. 
Klasse ; 

b.  im  Fiirstenthum  Lübeck:  das  Verwaltungs-Amt  und  der  Magistrat  derStadt 
Eutin ; 

c.  im  Fiirstenthum  Birkenfeld  : der  Bürgermeister ; 

3.  unter  der  Bezeichnung:  Gemeinde-Behörde:  der  Gemeinde-Vorstand. 

Artikel  2.  Die  im  §.  14,  Abs.  1 der  Gewerbe-Ordnung  geforderte  Anzeige 
über  den  Beginn  eines  stehenden  Gewerbes  ist  an  den  Gemeinde-Vorstand  des  Orts, 
wo  das  Gewerbe  betrieben  wird,  zu  richten. 

Die  im  §.  14,  Abs.  2 vorgeschriebenc  An-  und  Abmeldung  einer  übernommenen 
Fcucr-Versicherungs-Agentur,  sowie  Anzeige  des  Betriebslokals  Seitens  der  Buch- 
und  Steindrucker  u.  s.  w.,  ungleichen  die  im  letzten  Absätze  des  §.  35  geforderte 
Anzeige  ist  an  die  untere  Verwaltungs- Behörde  zu  richten. 

Bei  I 'Übersiedelung  in  den  Bezirk  einer  anderen  Gemeinde  oder  unteren 
Verwaltungs-Behörde  bedarf  es  der  Erneuerung  der  Anzeige  beziehungsweise  An- 
meldung. 

Artikel  3.  Die  Genehmigung  zur  Errichtung  oder  Veränderung  der  in  den 
§§.  16,  24  und  25  erwähnten  gewerblichen  Anlagen,  die  Ertheilung  der  Erlaubniss 
zam  Betriebe  der  in  dem  §.  33,  sowie  die  Untersagung  des  Betriebs  der  in  dem  §.  35 
erwähnten  Gewerbe  soll  im  Herzogthum  zur  Zuständigkeit  der  unteren,  in  den 
Fürstenthtlmern  zur  Zuständigkeit  der  höheren  Verwaltungs-Behörden  gehören. 

Für  die  hiernach  den  unteren  Verwaltungs-Behörden  des  Herzogthums  zuge- 
wiesene Genehmigung  beziehungsweise  Erlaubniss  kommen  die  für  das  Staats- 
ministerium, Departement  des  Innern,  geltenden  Sportelnsätze  zur  Anwendung. 

Artikel  4.  Schauspiel  - Unternehmer  {§.  32  und  §.  59.  Abs.  3)  bedürfen 
zum  Betriebe  ihres  Gewerbes  der  Erlaubniss  der  höheren  Verwaltungs-Behörden. 

Artikel  5.  Die  Ertheilnng  eines  Legitimations-Scheins  für  das  Gewerbe  im 
Umherziehen,  soweit  sie  im  §.  58  der  höheren  Verwaltungs-Behörde  zugewiesen  ist, 
erfolgt  im  Herzogthum  durch  die  Polizei-Direktion. 
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Artikel  <5.  Mit  Beziehung  auf  den  tj.  63  worden  von  den  beschränkenden  Vor- 
schriften des  Titels  III.  der  Gewerbe-Ordnung  ausgenommen  : 

1.  die  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft . des  Gartenbaues,  der  Viehzucht,  der 
Forstwirtschaft,  der  Torf-Produktion,  der  Fischerei  und  der  Jagd  (vorbehaltlich 
der  bestehenden  Bestimmungen  Aber  den  Verkauf  de3  Wildes  während  der  ge- 
schlossenen Zeit  ; 

2.  die  Gewerbs- Erzeugnisse , welche  zum  täglichen  Verbrauche  im  Haushalte  ge- 
hören. insbesondere  auch  von  Brod  und  Fleisch  ; 

3.  die  Erzeugnisse  der  eigenen  Hausindustrie  des  inländischen  Verkäufers. 

Artikel  7.  In  Betreff  des  Marktverkehrs  sollen  für  Fälle  der  §§.  65  und  70 
die  höheren,  filr  Fälle  des  §.  6«  die  unteren  Verwaltungs-Behörden  zuständig  sein. 

Artikel  8.  Die  im  letzten  Absätze  des  §.  73  vorgesehene  .Stempelung  wird 
dein  Gemciude- Vorstande  zugewiesen. 

Artikel  9.  Die  im  §.  106  geforderte  Beaufsichtigung  der  Beschäftigung  der 
Lehrlinge  wird  den  unteren  Verwaltungs-Behörden  zngewiesen. 

Artikel  10.  Die  §.  12S  Abs.  2 erwähnte  höhere  Verwaltungs-Behörde  ist  im 
Herzogthum  das  betreffende  Ober-Schul-C'ollegium. 

Artikel  11.  Die  Amts-Gerichte  sollen  auch  für  die  im  §.  147  erwähnten  Ver- 
gehen zuständig  sein. 

Artikel  12.  Wo  die  Gewerbe-Ordnung  für  gewisse  Fälle  (§.  15  Abs.  2, 
§§.  16,  21,  25,  30,  32,  33,  31,  35,  37,  51,  53,  57  und  62.  Abs.  2)  ein  förmliches 
Verfahren  nach  den  in  den  §§.  20  und  21  enthaltenen  Grundsätzen  vorschreibt,  soll 
im  Staats-Ministerium  sowohl  dann,  wenn  dasselbe  in  erster  Instanz  zu  entscheiden 
hat,  als  auch  in  den  Fällen,  in  welchen  dasselbe  als  Rekurs-Instanz  eintritt,  eine 
Abtheilung  für  Gewerbe-Sachen  kollegialisch  eingerichtet  werden. 

Gegeben  auf  dem  Schlosse  zu  Eutin,  den  14.  September  1860. 

Peter. 

B.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Taxen  fiirAerate  (Wundärzte,  Augen- 
ärzte, Geburtshelfer,  Zahnärzte  und  Thierärzte)  und  Apotheker. 

l'nter  Bezugnahme  auf  fj.  80,  Abs.  2 der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  d. 
J.  bestimmt  das  Staats-Ministerium,  dass 

1.  die  durch  die  landesherrliche  Verordnung  vom  t4.  April  1830  (Ges. -S.  Bd.  6, 
S.  284)  eingefllhrtc  Taxe  für  Medizinalpersonen, 

2.  die  durch  die  Regierungs  - Bekanntmachung  vom  26.  Mai  1827  [Ges. -8. 
Bd.  5,  Heft  6 S.  424)  vorgeschriebenc  Taxe  für  Thierärzte  und  Thier- 
Opcratcurc 

als  Norm  für  streitige  Fälle  im  Mangel  einer  Vereinbarung  bis  weiter  fortbe- 
steben soll. 

Die  durch  die  Regierungs-Bekanntmachung  vom  20.  Juni  1868  (Ges.-S.  Bd. 
20  S.  635  eingefülirte  Preussische  Arzneitaxe  bleibt  auf  Grund  des  §.  SO  Absatz  1 
der  Gewerbe-Ordnung  in  Geltung. 

Oldenburg,  den  17.  September  1860. 


C. 

Mit  Beziehung  auf  die  Gewerbe -Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom 
21.  Jnni  d.  J.  und  die  unter  dem  14.  d.  M.  dieserhalb  erlassene  Ausführungs-Ver- 
ordnung wird  den  Grossherzoglichen  Verwaltungs-Aemtern  and  den  Stadt-Magist- 
raten der  Städte  I.  Klasse  Nachstehendes  eröffnet. 
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1.  Im  Allgemeinen  ist  davon  auszugehen,  dass  mit  dem  Tage,  au  welchem  die 
neue  Gewerbe-Ordnung  in  Kraft  tritt,  darnach  das  Gewerbe-Wesen  sich  beurtheilt 
und  ihr  gegenüber  die  Landes-Gesetzgehung  nur  noch  soweit  iu  Wirksamkeit  bleibt, 
als  deren  Vorschriften  mit  derselben  vereinbar  sind . 

Wo  die  Gewerbe-Ordnung  die  Regelung  gewisser  gewerblicher  Verhältnisse 
der  Landes-Gesetzgebung  Vorbehalten  hat,  bleibtu  die  dieserhalb  bereits  bestehenden 
Bestimmungen  der  Landes-Gesetzgebung  nach  wie  vor  in  Wirksamkeit. 

2.  l'eber  die  im  §.  11  der  Gewerbe-Ordnung  geforderten  Anzeigen  des  Beginns 
eiue3  selbständigen  Gewerbe -Betriebs,  sowie  über  die  An-  und  Abmeldungen 
wegen  übernommener  Feuer- Versicherungs-Agenturen  sind  fortlaufend?  Verzeichnisse 
zu  führen. 

Die  Gemeinde-Vorstände,  soweit  sie  unter  ciueni  Verwaltungs-Amte  ressortiren, 
sind  auf  die  gesetzliche  Bestimmung  aufmerksam  zu  machen,  dass  dem  betreffenden 
Gewerbetreibenden  die  geschehene  Anzeige  spätestens  innerhalb  dreier  Tage  be- 
scheinigt werden  müsse , auch  auzuweisen,  innerhalb  einer  näher  zu  bestimmenden 
Zeit  über  die  inzwischen  eingegangenen  Anzeigen  dem  Verwaltungs-Amte  regel- 
mässig Mittheilung  zu  machen. 

3.  Das  Verfahren  der  Verwaltungs-Behörden  bei  der  ihnen  zusteheudeu  Ent- 
scheidung Uber  die  Zulässigkeit  eines  Gewerbe-Betriebs  richtet  sieh  nach  den  be- 
stehenden Vorschriften  und  ist  dabei  der  in  der  Sache  begtindetc  Iustauzeuzug  zu 
beachten,  Nur  für  gewisse  Fälle,  welche  näher  im  Artikel  3 der  Verordnung  vom 
14.  d M.  angegeben  sind,  ist  das  förmliche  Verfahren  nach  den  §§.  20  und  21  der 
Ge  werbe -Ordnung  vorgeschrieben. 

4.  Weun'bei  beabsichtigten  gewerblichen  Anlagen,  für  deren  Genehmigung 
keine  sonstigen  Bedenken  obwalten  , Dampfkessel  §.  2 1 zur  Verwendung  kommen 
sollen . so  sind  die  Unternehmer  in  dieser  Beziehung  an  die  dafür  eingerichtete 
technische  Kommission  zu  verweisen,  welche  nach  den  bestehenden  Vorschriften  die 
Untersuchungen  vernimmt,  die  Bescheinigung  ausstellt  und  eine  Abschrift  davon  der 
Verwaltungs-Behörde  des  betreffenden  Bezirks  zustellt,  welche  daran!  die  Erlaubnis 
z«r  Benutzung  des  Dampfkessels  ertheilt. 

5.  ln  Betreff  der  nach  Artikel  3,  Absatz  2 obiger  Verordnung  bei  dem  Kon- 
zessions-Wesen in  Anwendung  zn  bringenden,  zur  Zeit  für  das  Staats-Ministerium 
geltenden  Regierungs-  und  Kammer-Sportelutaxe  von  IS  14  siud  zn  berechnen  . 

1.  für  die  nach  §§.  10,  24  und  25  der  Gewerbe-Ordnung  zu  vcrtheilendeu  Ge- 
nehmigungen, 

a.  wenn  gegen  die  beabsichtigte  Anlage  keine  Einwendungen,  welche  zn  weiteren 
Verhandlungen  Veranlassung  geben,  erhoben  sind. 

der  Satz  unter  Nr.  7,  8.  27  der  Sporteln-Taxe  mit  1 Thlr.  15  Sgr., 

b.  in  anderen  Fällen  der  Satz  unter  Nr.  S daselbst  mit  3 Thlr.  1 1 Sgr.  3 Pf., 
beide  unter  Hinzurechnung  von  S Sgr.  4 Pf.  Stern pelgebtibr  für 
jede  Ausfertigung  der  Genehmigung,  beziehungsweise  des  Schlnssbescheides; 

*2.  für  jede  nach  §.  33  der  Gewerbe-Ordnung  zu  ertheilende  Erlanbniss 
der  Satz  unter  1 f.  auf  S.  12  der  Taxe  mit  4 Thlr.  1 Sgr.  3 Pf., 

ebenfalls  unter  Hinzurechnung  von  S Sgr.  4 Pf.  Stempelgebtlhr,  jedoch  ohne 
Ansatz  von  in  jenem  Satze  schon  mit  enthaltenen  Kopial-Gebührcu. 

6.  In  Betreff  der  Pressgewerbe  ist  davon  auszugeben,  dass  nur  die  eigent- 
lichen gewerblichen  Beschränkungen,  z.  B.  die  Genehmigung,  w'eggefallen  sind, 
nicht  aber  die  sonstigen  in  der  Landes-Gesetzgebnng  begündeten,  an  die  Ausübung 
des  Betriebs  gestellten  polizeilichen  Anforderungen,  z.  B.  Kautionen,  Nenuuug  des 
Redakteurs. 
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7.  Da  bisher  die  Konzession  zu  einer  Gastwirthschaft,  Schenkwirthschaft  und 
znm  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus  von  dem  Nachweis  eines  vorhandenen 
Bedürfnisses  abhängig  gemacht  wurde,  dieses  aber  erfahrungsmässig  jeder  sicheren 
Berechnung  sich  entzieht,  mithin  auch  ein  Urtheil  nicht  wohl  darauf  gebaut  werden 
kann,  und  da  überdies  schon  nach  33  der  Gewerbe-Ordnung  dieBedilrfniss-Frage 
bei  der  Gastwirthschaft  und  beim  Ausschank  von  Nicht-Spiritnosen  nicht  mehr  zu 
Räume  kommen  soll,  dieser  beschränkte  Aussehank  aber  in  kaum  zu  verhindernder 
Weise,  wie  sich  das  bisher  gezeigt  hat,  die  gesetzten  Grenzen  zu  überschreiten  pflegt 
und  zu  steten  Kontraventionen  Anlass  giebt,  so  hat  es  räthlich  erscheinen  müssen, 
Ubeihaupt  bei  Konzessionirung  der  im  §.  33  genannten  Gewerbe  von  einer  Prüfung 
des  etwaigen  Bedürfnisses  des  Publikums,  sowie  von  einer  Beschränkung  des 
Schank-Gewerbes  auf  gewisse  Arten  von  Getränken , wenigstens  vorläufig,  abzu- 
sehen. Die  Erfahrung  mag  dann  darüber  entscheiden,  ob  diese  freiere  Handhabung 
des  Wirthschaftswesens  nachweisbare  Uebelständc  im  Gefolge  haben  wird.  Es  ist 
daher  diese  Sache  besonders  zu  beachten  und  soll  sie  am  Schlüsse  des  Jahres  1870 
auf  den  Grund  der  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  zur  schlüssigen  Feststellung 
gelangen. 

Es  empfiehlt  sich  unter  diesen  Verhältnissen,  den  im  §.  33  Ziffer  1 und  2 auf- 
gestellten Voraussetzungen  bei  der  Konzessionirung  der  fraglichen  Gewerbe  eine  um 
so  grössere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

8.  Feber  das  Verfahren  bei  Feststellung  der  Kekognitiouen  wird  den  Gross- 
herzoglichen Verwaltungs-Aemtem  und  den  Stadt-Magistraten  von  Seiten  des  Staats- 
Ministeriums,  Departement  der  Finanzen,  eine  Verfügung  zugehen. 

9.  Fomulare  für  Wirthschafts-Konzessionen  sollen  den  Grossherzoglichen 
Verwaltungs-Aemtern  und  den  Stadt-Magistraten  nach  Bedarf  übermittelt  und  dafür 
den  Stadt-Magistraten  der  Kostenpreis  in  Anrechnung  gebracht  werden. 

Formulare  für  die  Konzession  zum  Kleinverkanf  von  Spirituosen  sind  nicht  er- 
forderlich erschienen. 

10.  Unter  jugendlichen  Arbeitern,  für  welche  nach  §.  131  der  Gewerbe- 
ordnung ein  Arbeitsbuch  ertheilt  werden  soll,  sind  junge  Leute  bis  zum  vollendeten 
16.  Lebensjahre  zu  verstehen. 

Der  benötliigte  Bedarf  soll  den  Grossherzoglichen  Verwaltungs-Aemtern  und 
den  Stadt-Magistraten  (den  letzteren  zum  Kostenpreisei  auf  gemachte  Anzeige  über- 
mittelt werden.  Für  die  Ausfertigung  eines  Arbeitsbuches  sind  anKosten  imGanzeD 
2'/j  Sgr.  zu  berechnen. 

Die  Grossherzoglichen’  Verwaltungs-Aemter  und  die  Stadt-Magistrate  wollen 
nunmehr  wegen  Ausfllhrung  der  neuen  Gewerbe-Ordnung  das  weiter  Erforderliche 
verfügen  und  veranlassen. 

Oldenburg,  den  21.  September  1660. 

Staats-Ministerium,  Departement  des  Innern. 

D. 

Das  Staats-Ministerium  hat  den  Grossherzoglichen  Verwaltungs-Aemtern  und 
den  Stadt-Magistraten  der  Städte  I.  Klasse  hinsichtlich  der  Verhältnisse  der  Hebammen 
Folgendes  nachrichtlich  mitzutheilen : 

Da  im  §.  6 der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  d.  J.  derGrundsatz  aufgestellt 
wird,  dass  das  Gesetz  keine  Anwendung  finde  auf  die  Ausübung  der  Heilkunde, 
mithin  die  Verhältnisse  der  Medizinal- Personen  nur  insoweit  modifizirt  werden, 
als  aus  den  im  §.  6 angezogenen  Paragraphen  der  Gewerbe-Ordnung  Aende- 
rungen  in  den  bestehenden  Einrichtungen  sich  ergeben, 

da  ferner  der  für  die  Hebammen  allein  massgebende  §.  30  Absatz  2 der  Ge- 
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werbe-Ordnung  nur  bestimmt,  dass  Hebammen  eines  Prüfungs-Zeugnisses  der 
nach  den  Landes-Gesetzen  zuständigen  Behörde  bedürfen  sollen,  nicht  aber  vor- 
schreibt.. dass  die  Zulassung  der  Hebammen  nicht  noch  von  anderen  Vor- 
aussetzungen als  von  der  Erlangung  eines  Prüfangs- Zeugnisses  abhängig 
sein  dürfe, 

da  sodann  die  Motive  des  dem  Reichstage  vorgelegten  Entwurfs  der  Gewerbe- 
ordnung zum  §.  6 bemerken,  dass  es  nicht  die  Absicht  sei,  durch  die  Gewerbe- 
ordnung in  die  Medizinal -Verfassung  der  einzelnen  Bundes-Staaten  weiter  ein- 
zugreifen , als  es  nothwendig  ist,  um  für  das  ärztliche  und  das  Apotheker-Ge- 
werbe die  Freizügigkeit  herzustellen , und  dass  es  daher  bei  den  Vorschriften 
Uber  die  Bestellung  der  Hebammen  bewende,  und  zum  30  hervorheben,  dass 
die  wegen  Bestellung  der  Hebammen  bestehenden  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften, welche  namentlich  dafür  Sorge  zu  tragen  haben,  dass  sich  die  Hebammen 
auch  auf  die  minder  volkreichen  Gegenden  angemessen  vertheilen,  durch  §.  6 
Vorbehalten  sei, 

und  endlich  aus  den  Verhandlungen  des  Reichstages  über  die  Gewerbe-Ordnung 
sich  nicht  ergiebt,  dass  der  §.  30,  Absatz  2 in  einem  anderen  als  in  dem  bei  Vor- 
legung des  Entwurfs  beabsichtigten  Sinne  zn  verstehen  sei, 
so  ist  davon  auszugehen , dass  es  hinsichtlich  der  Hebammen  bei  den  bestehenden 
Vorschriften  und  Einrichtungen  zu  verbleiben  bat,  mithin  auch  ferner  die  Zulassung 
der  Hebammen  von  einer  Konzession  des  Staats-Ministeriums  abhängig  ist  und  die 
Bestimmungen  der  Konzession  massgebend  sind,  insbesondere  auch  die  Beschränkung 
fortbesteht,  dass  die  Hebammen  ohne  Genehmigung  des  Staats-Ministeriums  ihren 
Wohnort  nicht  verändern  dürfen. 

Oldenburg,  den  7.  September  1669. 

Staats-Ministerium,  Departement  des  Innern. 


E. 

An  sämmtliche  dirossherzoglicbe  Vrrwahungs- Armier  und  die  Stadt-Magistrale 
der  Städte  erster  Klasse. 

Der  am  1.  d.  Mts.  in  Kraft  getretene  Titel  III.  der  Bunde6-Gewerbe-Ordnung 
vom  21.  Juni  1669  weicht  so  wesentlich  von  den  bis  dahin  gültig  gewesenen  Be- 
stimmnngen  unseres  Gewerbe-Gesetzes  vom  1 1 . Juli  1861  ab  und  giebt  daneben, 
auch  durch  seine  Hinweisung  auf  die  §§.  44  und  64,  zu  manchen  Zweifeln  Veran- 
lassung, dass  das  Staats-Ministerium  angemessen  gefunden  hat,  den  Lokal-Behörden 
dieserhalb  Folgendes  zur  Nachricht  und  Nachachtung  mitzutheiien  : 

1.  Die  nach  §.  58  der  Gewerbe-Ordnung  von  einer  höheren  Verwaltungs- 
Behörde  — im  Herzogthum  von  der  Polizei-Direktion,  im  Königreich  Preussen  von 
den  Regierungen  und  Landdrosteien  — zu  ertheilenden  Legitimations-Scheine  be- 
rechtigen (mit  Ausnahme  der  im  §.  59  bezeichneten  Gewerbetreibenden,  cfr.  Ziffer 
lu  und  12)  zum  Betriebe  des  Hausir-Gewerbes  innerhalb  des  ganzen  Bundes- 
Gebiets;  jedoch  muss  der  Inhaber  eines  solchen  oldenburgiseben  Legitimations- 
Scheins,  wenn  er  in  einem  anderen  Bundes-Staate  sein  Gewerbe  im  Umberziehen 
betreiben  will,  wohl  in  allen  anderen  Staaten,  — jedenfalls  in  Preussen,  Mecklen- 
burg und  Braunschweig  — dafür  vorher  eine  Gewerbe-Steuer  entrichten  und  hat  ein 
Oldenburger  deshalb  zn  dem  Ende  im  Königreich  Preussen  bei  einem  Land-Rathe 

Kreis-Hauptmann,  Ober-Amtmann i um  Zulassung  zum  Gewerbe-Betriebe,  unter 
Vorlegung  seines  hiesigen  Legitimations-Scheins,  nachzusuchen. 

Diese  Legitimations-Scheine  werden  hier  nach  demselben  Formular  wie  im 
Königreich  Preussen  ausgefertigt  werden. 

2.  Der  Verkauf  im  Umherzieheu  derjenigen  Gegenstände,  für  welche  nach 

Reicbs-Gfsslz«  m.  Kr]int«r.  TU.  I.  Bd.  3.  21 
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§.  5$,  Ab-,.  1 der  Gewerbe-Ordnung  ein  Legitimations-Schein  von  der  Unter-Behörde 
Verwaltungs-Amt,  Stadt-Magistrat!  au  ertlieilen  wäre,  ist  nach  Artikel  6 der  Ver- 
ordnung vom  14.  September  IStiö  wie  bisher  im  hiesigen  Lande  unbe- 
schränkt, da  auch  die  im  §.  t>«  der  Gewerbe-Ordnung  näher  bezeicbneten  Gegen- 
stände des  Woclioumarkt- Verkehrs  sämmtlich  unter  die  Bestimmung  jenes  Artikel 
ti  fallen  (cfr.  auch  Zi ff.  7). 

Die  Unter-Behörden  habeu  daher,  abgesehen  von  den  unter  Ziff.  5 und  1 4 be- 
sprochenen Fällen,  einen  Legitimations-Schern  nach  §.  5s>  der  Gewerbe-Ordnung 
nur  dann  zu  ertheilen : 

a.  wenn  ein  Oldenburger  ausserhalb  des  Uerzogthums  selbstgewon- 
nene Erzeugnisse  der  Jagd  und  des  Fischfangs  im  Umherziehen  verkaufen  will. 

b.  wenn  ein  Oldenburger  innerhalb  einer  Entfernung  von  zwei  Meilen 
von  seinem  Wohnorte  entweder 

aa.  im  benachbarten  preussischen  oder  bremischen  Gebiet  selbstverfertigte  W aaren. 
welche  zu  den  Gegenständen  des  Wocbenmarkt-Verkehrs  (§.  gehören, 
im  Umherziehen  verkaufen,  oder 

bb.  sei  es  hier  im  Lande  oder  im  angrenzenden  preussischen  oder  bremischen 
Gebiet,  ein  nach  Landcsgebrsnch  herkömmliches  Anbieten  gewerblicher 
Leistnngen  betreiben  will. 

Solche,  von  einer  Unter-Behörde  zu  ertheilende  Legitimations-Scheine  werden 
in  Preussen  nach  dem  abschriftlich  anliegenden  Formular  ausgefertigt  «'erden,  und 
empfiehlt  es  sich  daher,  dieses  auch  hier  anzuweuden.  Vordrucke  zu  demselben  an- 
fertigen zu  lassen,  scheint  bei  dem  wahrscheinlich  geringen  Bedarf  der  einzelnen 
Lokal-Behörden  nicht  erforderlich. 

Eine  Gewerbe-Steuer  ist  in  Preussen  ftlr  diesen  Zweig  des  Gewerbe-Betriebs 
im  Umherzieben  nicht  zu  entrichten. 

3.  Aus  Vorstehendem  und  aus  den  Bestimmungen  des  §.  öS  ergiebt  sich,  dass 
sowohl  Oldenburger  als  andere  Bundes- Angehörige,  welche  das  in  §.  58,  Ziffer  2 
gedachte  Anbieten  gewerblicher  Leistungen  im  Umherziehen  in  weiterer 
Entfernung,  als  zwei  Meilen  von  ihrem  Wohnorte,  betreiben,  sowie  diejenigen  Olden- 
burger. welche  ausserhalb  des  Herzogthums  in  solcher  weiteren  Entfernung  mit 
Gegenständen  des  Wochenmarkt- Verkehrs  kausiren  wollen,  dazu  eines  von  der 
höheren  Verwaltungs-Behörde  zu  ertheilenden  Legitimations-Scheins  bedürfen,  ln 
Preussen  wird  dieser  entferntere  Gewerbe-Betrieb  der  Regel  nach  auch  gewerbe- 
steuerpflichtig  seiu. 

4.  Zum  An-  und  Verkauf  ro'her  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirth- 
schaft,  des  Garten-  und  Obstbaues  bedarf  cs  zwar,  zufolge  des  letzten  Absatzes  des 
§.  55,  im  ganzen  Umfange  des  Bundes-Oebietes  eines  Legitimations-Scheins 
nicht:  in  manchen  Bundes-Staaten.  insbesondere  Preussen,  ist  aber  ein  solcher 
Gewerbe-Retrieb  im  Umherziehen  der  Regel  nach  ebenfalls  gewerbesteuerpflichtig 
und  nur  dann  gewerbesteuerfrei,  wenn  der  Gewerbetreibende  derartige  selbst- 
gewonnene Erzeugnisse,  welche  zu  den  Gegenständen  des  Wochenmarkt- 
Verkehrs  gehörten,  innerhalb  der  zweimeiligen  Umgegend  seines  Wohnorts  und 
ohne  Benutzung  eines  Fuhrwerks  an-  oder  verkauft  oder  selbs  tgewonnenc 
Produkte,  welche  gewöhnlich  zu  Schiffe  verfahren  werden,  vom  Schiffe  ans 
verkauft. 

Oldenburger,  welche  ausserhalb  des  Herzogthums  rohe  Erzeugnisse  der  Land- 
und  Forstwirtschaft,  des  Garten-  und  Obstbaues  an-  oder  verkaufen  wollen,  sind 
daher,  wo  sich  dazu  Gelegenheit  bietet,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  sie 
wenigstens  im  Königreich  Preussen,  falls  nicht  die  eben  erwähnten  Ausnahmen  zu- 
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treffen,  zuvörderst  einen  Gewerbeschein  zu  lösen  und  Gewerbe-Stenern  zu  zahlen 
haben. 

5.  Die  Bestimmung  des  Artikel  17  des  Gewerbe-Gesetzes  vom  1 1.  Juli  1 St»  1 , 
nach  weleher  der  Aufkauf  von  Waaren  iiu  Umherziehen  unbeschränkt  war,  ist 
zwar  durch  die  Bundes-Gewerbe-Orduung  aufgehoben,  indem  nach  §.  55,  Ziffer  2 
derselben  jeder,  wer  ausserhalb  seines  Wohnorts,  ohne  vorgängige  Bestel- 
lung, Waaren  irgend  einer  Art  zum  Wiederverkauf  bei  anderen  IVrsoueu 
ab  Kaufleuten,  oder  au  anderen  Orten  als  in  offenen  Verkaufsstellen  aufkau- 
fen will,  dazu  eines  Legitimations-Scheins  bedarf,  falls  nicht  die  atifzukaufeude 
Waare  zu  den  rohen  Erzeugnissen  der  Laud-  und  Forst  wir  thse  halt,  de» 
Garten-  und  Obstbaues  (§.  55  a.  E.l  gehört.  Durch  den  schon  angeführten 
Artikel  ti  der  Verordnung  vom  14.  September  v.  J.  ist  jedoch  für  die  darin  ge- 
nannten Gegenstände  der  Aufkauf  ebensowohl,  wie  der  Verkauf,  im  ilerzog- 
tlium  wieder  ohne  Legitimations-Schein  gestattet  (cfr.  auch  Ziff.  7;. 

Für  die  übrigen  Fälle,  in  welchen  es  hiernach  zum  Aufkauf  von  Waaren  im 
II  erzogthum,  und  allgemein  im  übrigen  Bundes-Gebiet  eines  Legitimations-Scheins 
bedarf,  ist  derselbe  (nach  §.  5S)  für  den  Aufkauf  selbstgewonnener  Erzeugnisse  der 
Jagd  und  des  Fischfanges  von  der  Unter-Behörde — nach  dem  oben  zu  Ziff.  2 
erwähnten  Formulare  — und  zwar  für  das  ganze  Bundes-Gebiet  gültig,  für  den 
Aufkauf  aller  anderen,  im  Schlusssätze  des  §.  55  nieht  genannten  Waaren  von  der 
oberen  Verwaltungs-Behörde  zu  ertheilen 

Eine  Ausnahme  hiervon  tritt  nur  zufolge  des  im  §.  55  angezogenen  §.  44  der 
Gewerbe-Ordnung  hinsichtlich  der  ein  stehendes  Gewerbe  betreibenden  Kauf- 
leute, Fabrikanten  eto.  insofern  ein.  als  diese,  sowie  die  in  ihren  Diensten  stehen- 
den Reisenden,  alsdaun.  wenn  sie  nur  Bestellungen  nach  Proben  suchen  oder  aufge- 
kaufte Waaren  lediglich  Behufs  deren  Beförderung  nach  dem  Bestim- 
mungsorte mit  sich  führen,  nur  entweder  einer  nach  den  Zollvereins-Verträgen 
za  erthelleuden  Gewerbe-Legitimations-Karte . odereines  ebenfalls,  von 
der  Unter-Behörde  auszufertigenden,  für  das  ganze  Bundes-Gebiet.  jedoch  nicht 
siuch  in  anderen  Zoll -Vereins-Staaten  gültigen  Legitimations-Scheins  bedürfen. 

Nachrichtlich  wird  hierbei  bemerkt,  dass  solche  Handels-Reisende,  für  welche 
der  §.  14  der  Gewerbe-Ordnung  gilt,  innerhalb  des  Bundes-Gebiets  den 
bisherigen  Beschränkungen  ihres  Geschäftsverkehrs  auf  den  Besuch  von  Gewerbe- 
treibenden, oder  nur  für  einzelne  Geschäftsherren,  nicht  mehr  unterworfen  sind. 
Es  sind  daher,  wenn  ein  Handels-Reisender  nur  innerhalb  des  Bundes-Ge- 
biets Geschäfte  machen  will,  in  der  ihm  einstweilen  nochzuertheilenden  Gewerbe- 
Legitimations-Karte  die  desfalligen.  auf  der  zweiten  Seite  dieser  Karten  in 
den  beiden  letzten  Absätzen  enthaltenen  Bestimmungen  zu  streichen,  und  ist  statt 
»im  Gebiete  des  Zollvereins«  zu  setzen  »im  Gebiete  des  Norddeutschen  Bundes«  und 
statt  »Zo'l- Vereins-Staaten«  zu  setzen  »Bundea-Staaten«. 

Ftlr  diese,  nur  fUr  den  Umfang  dos  Bundes-Gebiets  gültigen  Legitimations- 
Scheine.  welche  nach  §.44  nur  zum  Aufsuchen  von  Bestellungen  nach  Proben  und 
Mustern  und  zum  Auf  sauf  von  Waaren  und  deren  Mitnahme  Behufs  Beförderung 
nach  dem  Bestimmungsorte  berechtigen,  sollen  ähnliche  Formulare  wie  die  preussi- 
ächen  allgefertigt  und  den  Grossherzoglichen  Verwaltungs- Aemtern  und  Stadt- 
Magistraten  übersendet  werden. 

6.  Da  nach  §.  57  der  Gewerbe-Ordnung  nur  Bitndes-Augehörige  be- 
rechtigt sind,  einen  Legitimations-Schein  zum  Gewerbe-Betriebe  im  Umherziehen  zu 
verlangen,  und  vom  Bundes-Rath  Bestimmungen  darüber,  unter  welchen  Bedingun- 
gen A uslü ii d ern , d.  h.  Nicht-Bundes-Angehörigen.  dieser  Gewerbe-Betrieb  zu 
gestatten  ist,  noch  nicht  erlassen  sind  {cfr.  §.  57  a.  E.),  es  vielmehr  in  dieser  Be- 
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ziebung  bis  weiter  in  jedem  Bundes-Staate,  wie  bisher,  gehalten  werden  wird,  so 
behält  es  hinsichtlich  der  Zulassung  von  Ausländern  zum  Gewerbe-Betriebe  im 
Umherziehen  im  hiesigen  Lande  bei  den  Bestimmungen  des  Gewerbe-Gesetzes  von» 
11.  Juli  1861,  insbesondere  den  Artikeln  52  bis  5S  incl.  und  der  Regierungs-Be- 
kanntmachung  vom  18.  August  1843  bis  weiter  sein  Bewenden. 

Ptlr  alle  Ausländer,  welche  im  hiesigen  Lande  ein  konzessionspflichtiges 
Gewerbe  im  Umherziehen  betreiben  wollen  — cfr.  Ziff.  7,  9 und  10  — sind  daher 
auch  ferner  vom  Staats  - Mi  nisterium  die  erforderlichen  H au  sir-Kon  zes  - 
sionen  zu  ertheilen,  und  sollen  dazu  die  seitherigen  Formulare  gebraucht  werden. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  hiurbei  die  Bestimmung,  dass  danach  Ausländer 
auch  ferner  der  jedesmaligen  Erlaubnis  des  Amts  (Stadt-Magistrats)  zur  Benutzung 
der  ihnen  ertheilten  Konzession  bedürfen,  während  ein  Bundes- Angehöriger  , 
welcher  einen  nach  55  und  58  der  Gewerbe-Ordnung  ausgefortigten  Legiti- 
mations-Schein besitzt,  im  ganzen  Bundes-Gebiet  — beziehentlich  innerhalb  der 
bestimmten  Umgegend  seines  Wohnorts  — sein  Gewerbe  im  Umherziehen  ohne 
besondere  Erlauhniss  der  Lokal-Behörden  jedoch  vorbehaltlich  der 
Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  Gewerbe-Steuer  in  denjenigen  Staaten,  wo  letztere 
besteht,  betreiben  darf,  lediglich  mit  Ausnahme  der  im  59  der  Gewerbe-Ordnung 
genannten  Personen  cfr.  Ziff.  S und  9). 

7.  Die  durch  Artikel  6 der  Verordnung  vom  14.  September  1869  aufrecht 
erhaltene,  im  Artikel  48  des  Gewerbe-Gesetzes  vom  11.  Juli  1861  begründete,  un- 
beschränkte Freiheit  des  Verkaufs  im  Umherziehen  von  Erzeugnissen  der  Land- 
und  Forstwirtschaft,  des  Gartenbaues,  der  Viehzucht,  der  Torf-Produktion,  Jagd 
und  Fischerei,  sowie  von  Gewerbs-Erzeugnissen,  welche  zum  täglichen  Verbrauch 
im  Haushalt  gehören,  hat  nicht  nur  allen  Bundes- Angehörigen,  sondern  auch  allen 
Ausländern  gewährt  sein  sollen,  und  bedürfen  daher  auch  letztere  fortan  einer 
Hausir- Konzession  für  solche  Waaren  nicht  mehr.  Die  seither  zum  Hausiren  mit 
Sämereien,  Blumen  und  Blumenzwiebeln,  getrocknetem  Obst , Cichorien,  Gries, 
Senf,  Käse  und  ähnlichen  Fabrikaten  an  Ausländer  ertheilten  Konzessionen  fallen 
demnach  als  nicht  mehr  erforderlich  weg. 

8.  Die  Vorschrift  im  ersten  Absatz  des  §.  58  darüber,  von  welcher  Be- 
hörde die  nach  §.  55  erforderlichen  Legitimations-Scheine  zu  ertheilen  sind,  ist 
dahin  verstanden,  dass  mit  den  Worten  'die  höhere  Verwaltungs-Behörde»,  ebenso 
wie  bei  den  Unter-Behörden,  die  betreffende  Ober-Behörde  des  Wohnsitzes  des- 
Nachsuchenden  bat  bezeichnet  sein  sollen.  Bundes- Angehörige,  welche  im  Herzog- 
thum  nicht  ihren  Wohnsitz  1 , Ziff.  1 des  Bundes-Freizügigkeits-Gesetzes  von» 
1.  November  1867)  genommen  haben,  sind  daher  mit  etwaigen  Anträgen  um  Er- 
wirkung eines  von  der  höheren  Verwaltungs-Behörde  zu  ertheilenden  Legitimations- 
Scheins  an  die  zuständige  Behörde  ihres  Wohnsitzes  zu  verweisen,  jedoch  mit 
Ausnahme  der  im  §.  59  bezeichneten  Personen,  weil  diese  zufolge 
§.  60  zur  Betreibung  ihres  Gewerbes  im  Herzogthum  stets  auch  eines  von  der 
Grossherzoglichen  Polizei-Direktion  zu  ertheilenden  Legitimations-Scheins  bedürfen. 

1).  Da,  wie  schon  unter  Ziff.  6 gesagt  ist,  in  Betreff  der  Zulassung  von  Aus- 
ländern zum  Gewerbe-Betriebe  im  Umherziehen  bis  weiter  in  jedem  Bundes-Staate 
wie  bisher , verfahren  werden  wird . jeder  Ausläuder  mithin , abgesehen  von  den 
unter  Ziffer  7 bezeichneten  Au>nahmen.  zu  solchem  Gewerbe-Betriebe  im  hiesigen 
Lande  der  unter  Ziffer  6 erwähnten  Konzession  bedarf,  so  sind  auch  solche  Aus- 
länder. welche  nicht  zu  den  im  §.  59  bezeichneten  Personen  — von  letzteren 
versteht  sich  dies  von  selbst  — gehören,  nicht  befugt,  auf  Grund  eines  von  einer 
höheren  Verwaltungs-Behörde  eines  anderen  Bundes-Staates  ihnen  ertheilten  Le- 
gitimations-Scheins im  hiesigen  Lande  zu  hausiren. 
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Auf  Ausländer  (d.  h.  Niclit-Bundes- Angehörige),  welche  einen  in  einem  ande- 
ren Bundes-Staate  ausgefertigten  Legitimations-Schein  zum  Gewerbe-Betriebe  im 
Umherziehen  besitzen,  ist  daher  besonders  zu  achten  und  ist  gegen  dieselben,  wenn 
sie.  ohne  eine  hiesige  Konzession  zu  besitzen,  hausirend  betroffen  werden,  nach 
§.  ül  der  Gewerbe-Ordnung  zu  verfahren,  auch  ihre  Bestrafung  nach  §.  148, 
Ziff.  7,  eventuell  §.  119,  Ziff.  3,  bei  dem  Polizei-Gerichte  zu  beantragen. 

Hierbei  ist  noch  insbesondere  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  viele  Aus- 
länder. welche  ein  Hausir-Gewerbe  betreiben  (namentlich  Juden  aus  Holland,  in 
eii\em  Norddeutschen  Bundes-Staate  ihren  Wohnsitz  haben,  ohne  die  Staats-Ange- 
hörigkeit daselbst  erworben  zu  haben.  Von  diesen  gilt  ganz  das  vorstehend  iu  Be- 
treff aller  Ausländer  Gesagte. 

lü.  Au  Ausländer,  welche  zu  den  im  §.  59  bezeichneten  Personen  ge- 
hören. wird  wie  seither  die  Konzession  der  Regel  nach  nur  beschränkt  auf 
die  Zeiten  der  Jahrmärkte.  Volks-,  Schützen-  und  Thierschau- 
feste ertheilt  werden. 

Den  an  Oldenburger  und  andere  Bundes- Angehörige,  welche  zu  den  im  §.  59 
bezeichneten  Personen  gehören,  von  der  Urossherzoglichen  Polizei-Direktion  zu  er- 
theilenden  Legitimations-Scheinen  — für  welche  besondere,  zufolge  60  nur  für 
den  Umfang  des  Herzogthums  Gültigkeit  habende  Formulare  ange- 
fertigt sind  — kann  eine  solche  Beschränkung  nicht  beigefügt  werden,  und  wird 
deshalb,  da  die  der  oberen  Verwaltungs-Behörde  in  den  §§.  59  und  60  gegebene 
Befugniss  zur  Versagung  des  Legitimations-Scheins,  falls  sie  der  Ansicht  ist.  dass 
im  laufenden  Jahre  für  dasselbe  Gewerbe  bereits  eine  genügende  Anzahl  von  Legiti- 
mations-Scheinen von  ihr  ertheilt  worden,  schwer  durchführbar  ist  und  nicht  aus- 
reichen  möchte,  um  insbesondere  die  ländliche  Bevölkerung  unseres  Landes  vor 
Belästigung  durch  umherziehende  Musik-Gesellschaften.  Orgelspielern  etc.  etc.  ge- 
nügend zu  schützen,  den  Grossherzoglichen  Verwaltungs-Aemtem  empfohlen,  solchen 
umherziehenden  Personen  die  erforderliche  ortspolizeiliche  Erlaubnis  zur  Ausübung 
ihres  Gewerbes  der  Regel  nach,  und  wenn  nicht  die  persönlichen  Verhältnisse  des 
um  die  Erlaubnis  Nachsuchenden  oder  die  Art  der  beabsichtigten  Schaustellung  oder 
Leistung,  deren  Gestattung  auch  zu  anderer  Zeit  unbedenklich  erscheinen  lassen, 
nur  für  die  Zeit  eines  Jahrmarkts,  Volks-,  Schutzen-  oder  Thierschaufestes  zu 
ertlieilen. 

11.  Die  Vorschrift  im  Artikel  50.  §.  2 des  Gewerbe-Gesetzes  vom  11.  Juli 
1861.  dass  das  Hausiren  zum  Sammel  n von  Subskriptionen  auf  Bücher,  Zeit- 
schriften, Kupferstiche  etc.  etc.  nur  mit  Erlaubniss  der  Regierung  gestattet  sei. 
ist  durch  §.  44  der  Gewerbe-Ordnung  hinsichtlich  der  Buchdrucker.  Buchhändler 
etc.  etc.,  welche  ein  stehendes  Gewerbe  betreiben,  dahin  geändert,  dass  diesen 
Personen  und  ihren  Dienern  zum  Sammeln  von  Subskribenten  auf  solche  Gegenstände 
ausserhalb  ihres  Wohnort s,  gleich  den  Handels-Reisenden  (Ziff.  5)  ein  für  das  ganze 
Bundes-Gebict gültiger Legitimations-Sehein von  der  unteren  Verwaltungs-Behörde 
ihres  Wohnorts  zu  ertlieilen  ist. 

Zum  Verkauf  solcher  Gegenstände  im  Umherziehen  bedarf  es  dagegen  zu- 
folge §§.  55  und  5S  eines  von  der  höheren  Verwaltungs-Behörde  zu  ertheilenden 
Legitimations-Scheins,  und  gilt  von  solchem  das  unter  Ziffer  S Gesagte. 

12.  Es  erscheint  nicht  zweifelhaft,  dass  derjenige,  welcher  ein  Karoussel  oder 
eine  sogenannte  Schiessbude  zur  Benutzung  öffentlich  aufstellen  will,  nach  §§.  55 
und  59  hierzu  auch  ferner  eines  von  der  höheren  Verwaltungs-Behörde  zu  erthei- 
lenden nach  §.  60  nur  für  deren  Bezirk  gültigen  Legitimations-Scheins  und  ausser- 
dem der  jedesmaligen  ortspolizeilichen  Erlaubniss  bedarf. 
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Dasselbe  gilt  aber  aueb  von  den  unsere  Jahrmärkte,  Volks-  und  Schützenfeste 
zahlreich  besuchenden  Personen,  welche  in  ihren  linden  ein  als  eine  Lustbarkeit 
anzusehendes  Ring-  oder  Plattenwurr.-piel,  ein  Kegel-  oder  ähnliches  Spiel  aufstellen 
wollen. 

Dagegen  sind 

18.  die  seither  auf  Jahrmärkten  etc.  etc.  wohl  gestatteten,  unter  Artikel  250 
desStraf-Gesetzbuchs  fallenden  Ausspielungen  vonWaaren  vermittelst  Würfel 
oder  Murmel,  eine»  Rades,  einer  sogenannten  Druckmaschine  oder  anderer  Appa- 
rate Überall  nicht  mehr  zu  gestatten,  und  wird  die  dazu  erforderliche  Erlaubnis»  des 
Staats-Ministeriums  künftig  auch  für  Jahrmärkte  nicht  mehr  ertheilt  werden. 

14.  Der  Kauf  und  Verkauf  von  Waaren  jeder  Art  auf  Jahr-  und  Wochen- 
märkten  ist  zwar  nach  §.  «4  der  flewerbo- Ordnung  unbeschränkt:  dagegen 
bedttrfen  nach  F 55  Oldenburger  und  andere  Bnndes-Angehörige  eben  sowohl  als 
Ausländer,  welche  andere  als  die  oben  unter  Ziffer  7 bezeichneten 
Waaren,  (also  z.  B.  Honigkuchen  und  Pfeffernüsse  sowohl,  wie  sogenannte  kurze 
oder  Manufaktur-Waaren;  auf  Schutzen-,  Volks  - und  Thierschaufesten 
oder  sonst  ausserhalb  ihre»  Wohnorts  feil  hieten  wollen,  hierzu  eine»  Ixigiti- 
niations-Scheins,  welcher  zufolge  §.  5b  nur  dann  von  der  unteren  Verwaltnngs- 
Bebörde  — nach  dem  zu  Ziffer  2 gedachten  Formulare  — zu  ertheilen  ist,  wenn  der 
Ort  des  Feilbietens  innerhalb  einer  Entfernung  von  2 Meilen  vom  Wohnorte  des 
Verkäufers  liegt. 

Da  diese  Folge  der  Vorschriften  der  neuen  Gewerbe-Ordnung  eine  wesentliche 
Beschränkung  der  bisher  deu  genannten  Festen  zugestandenen  sogenannten  Markt- 
freiheit enthält,  hat  es  angemessen  erscheinen  müssen,  die  Unter-Behörden  hierauf 
besonders  aufmerksam  zu  machen,  und  wird  denselben  aufgetragen,  diese  neue  Vor- 
schrift in  geeigneter  Weise  zur  Kenntnis»  der  davon  betroffenen  Eingesessenen  zu 
bringen. 

15.  Die  ausgefertigten  Legitimations-Scheine  sollen . wenn  sie  nicht  von  den 
Antrag.-tellcni  persönlich  hier  in  Empfang  genommen  werden,  stets  den  Grossher- 
zuglicheo  Verwaltungs-Aemtern  Stadt-Magistraten;  zur  Bewirkung  der  Unterschrift 
de»  Inhabers,  eventuell  auch  Ausfüllung  des  Signalements,  und  Abgabe  übersendet 
werden. 

Oldenburg,  4.  Januar  1 S 7 0 . 

Staats-Ministerium,  Departement  des  Innern. 


Norddeu  tscher  Bund.  (Jetzt  Deutsches  Reich.) 

Legitimations-Schein 

für  das  Jahr  187  . . ausgefertigt  auf  Gnmd  des  §.  58  der  Gewerbe- Ordnung  vom 
21.  Juni  1809  Blr  den  ....  aus  ....  zum  .... 

....  den  . . ten  ....  187  . . 

Firma  der  ausstellenden  Behörde.) 

Beschreibung  der  Person  des  Inhabers. 

Statur  : Augen : Haare  : Alter : Jahr.  Besondere  Kennzeichen  . 
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11.  Braunscli weig. 

Anweisung  vom  24.  September  1869  zur  Ausführung  der  Gewerbe- 
ordnung für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1869. 

I. 

Nachdem  durch  die  Gewerbe -Ordnung  filr  den  Norddeutschen  Bund  vom 
2 1 . Juni  1 S69  eine  umfassende  Regelung  des  Gewerbewesens  erfolgt  ist , wird  die 
darauf  bezügliche  inländische  Gesetzgebung  im  Wesentlichen  noch  massgebend  sein  : 

A.  für  alle  diejenigen  Gegenstände  und  Verhältnisse,  welche  von  der  Bnndes-Ge- 

wcrbe-Ordnung.  ausgenommen  sind. 

Dahin  sind  vornehmlich  zu  rechnen  die  im  §.  U derselben  benannten  gewerb- 
lichen Unternehmungen : ferner  die  auf  die  Gewerbe-Steuer  bezüglichen  Gesetze, 
und  endlich  die  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften  , welche  für  Jedermann  , er 
mag  ein  Gewerbe  betreiben  oder  nicht , Anwendung  finden  . insbesondere  die  bau-, 
feuer-,  gesundheits-,  Sicherheit«-  und  sittenpolizeilichen  Vorschriften. 

Hierher  gehören  auch  die  strafgesetzlichen  und  polizeilichen  Vorschriften, 
welchen  die  Ausübung  der  Press-Gewerbe  durch  die  Landes-Gesetze  unterworfen 
ist,  und  welche  sich  namentlich  auf  die  für  Publikation  von  Druckschriften  und  Zeit- 
schriften festgestellten  Bedingungen : wie  Kautionsleistungen , Ablieferung  von 
Pflicht-Exemplaren  . Bestellung  eines  gesetzlich  qualifizirten  verantwortlichen  Re- 
dacteurs,  Kontrolle  der  Leih-Bibliotheken  u.  s.  w.  beziehen : 

B.  für  alle  diejenigen  Gegenstände  und  Verhältnisse,  rfieksichtlich  welcher  auf  die 

bestehende  Landcs-Gesetzgebung  ausdrücklich  Bezug  genommen  ist. 

Die  Bundes-Gewerbe-Ordnung  hat  an  verschiedenen  Stellen,  wenngleich  nicht 
überall  in  gleicher  Form , auf  die  in  Kraft  bleibenden  Theile  der  Landes-Gesetz- 
gebting  hingewiesen  : sie  nimmt  bald  auf  die  bestehenden  landesgesetzlichen  Bestim- 
mungen ausdrücklich  Bezug , bald  hat  sie  der  Landes-GesetzgebuDg  nur  die  Re- 
gelung gewisser  gewerblicher  Verhältnisse  Vorbehalten  , oder  auch  [die  Befugnis  zu 
einer  solchen  Regelung  zugesprochen. 

Es  ist  davon  auszugehen,  dass  iu  allen  diesen  Fällen  diejenigen  Bestimmungen 
der  Landes-Gesetzgebung , welche  zur  Zeit  bereits  bestebeu,  in  Wirksamkeit  ver- 
bleiben. 

Beispielsweise  wird  es  also  sein  Bewenden  behalten : 

1 . bei  der  durch  die  inländische  Gesetzgebung  erfolgten  Aufhebung  der  ausschliess- 
lichen Gewerbe-Berechtigungen,  Zwangs-  und  Bannrechte,  sowie  bei  dem  Ent- 
schädigungs-Gesetze für  aufgehobene  Verbictungsrechte  und  gewerbliche  Be- 
rechtigungen vom  3.  Anglist  t SOI . 

Soweit  dabei  Gewerbe  in  Betracht  kommen,  welche  nach  dem  Gewerbe-Gesetze 
vom  3.  August  18t>4  konzessionspflichtig  waren,  nach  der  Bundes-Gewerbe-Ord- 
nung aber  frei  geworden  sind,  bleibt  weitere  Bestimmung  Uber  die  Fälligkeit  der 
Entscheidnngs-Snmme  und  insbesondere  über  die  Anwendung  der  §§.  13,  14,  15 
des  Entschädigungs-Gesetzes  vom  3.  August  lbb4  Vorbehalten. 

Soweit  aber  dabei  Gewerbe  in  Betracht  kommen , welche  auch  nach  der  Bun- 
des-Gewerbe-Ordnnng  an  das  Requisit  einer  besonderen  Genehmigung  oder  Erlaub- 
nis gebunden  bleiben,  wie  z.  B.  die  Gast-  und  Schenkwirthschaft  und  der  Klein- 
handel mit  Branntewein  und  Spiritus , sind  ohne  Weiteres  die  Bestimmungen  des 
Entschädigungs-Gesetzes  vom  3.  August  IS  A4  in  den  §§.  14  und  t5  auch  ferner- 
hin in  Anwendung  zu  bringen. 

Von  der  vorgängigen  Genehmigung  der  Herzoglichen  Landes-Regiernng  soll 
die  Ertheilung  einer  Konzession  , Genehmigung  oder  Erlaubniss , durch  welche  die 
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Verbindlichkeit  zur  Zahlung  der  Entschädigung  filr  ein  aufgehobenes  Verbietungs- 

recht  herbeigeftlhrt  wird  — §.15  Schlusssatz  des  Gewerbe-Gesetzes  vom  3.  Au- 
gust 1864  — nicht  weiter  abhängig  sein. 

2.  bei  der  durch  §.  28.  des  Gewerbe-Gesetzes  vom  3.  August  1S64  festgestellten 
Befugniss,  auf  statutarischem  Wege  zu  bestimmen,  dass  einzelne  Ortatheile  vor- 
zugsweise zu  Anlagen  der  im  §.  16.  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  bezeich- 
nten Art  benutzt . in  anderen  Ortstheilen  aber  dergleichen  Anlagen  entweder 
gar  nicht  oder  nur  unter  besonderen  Beschränkungen  zugelassen  werden  sollen 
(efr.  §.  23  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  . 

3.  bei  den,  durch  Verordnung  vom  1 7.  März  1859  Uber  Prüfung  von  Dampfkesseln 
gegebenen  Vorschriften  cfr.  §.  24,  Abs.  3 der  Bundes-Gewerbe-Ordnung' ,*1 

4.  bei  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Entfernung  der  Windmühlen  von 
öffentlichen  Wegen  !cfr.  §.  28.  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  . 

5.  bei  der  Vorschrift  der  Landes-Gesetzgebung , wonach  die  Erlaubnis  zum  Aus- 
schänken von  Branntewcin  und  zum  Kleinhandel  mit  Branntewein  und  Spiritus 
(cfr.  §.  33  der  Baudes-Gewerbe-Ordnungi  von  dem  Nachweis  eines  vorhan- 
denen Bedürfnisses  abhängig  ist,  und 

6.  der  Handel  mit  Giften  cfr.  §.  34  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  einer  beson- 
deren Genehmigung  bedarf : 

7.  bei  den  Uber  Gewerbe  der  im  §.  37  und  38  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  be- 
zeichueten  Art  erlassenen  Polizei-Reglements  resp.  verordneten  Kontrolle-Mass- 
regeln, 

8.  bei  der  bestehenden  Einrichtung  von  Kehr- Bezirken  für  die  Schornsteinfeger 
(cfr.  §.  39.  der  Bundes-Gewerbe-Ordnungi , 

9.  bei  den  bestehenden  Vorschriften  über  das  gewerbliche  Hülfs-Personal  der  Apo- 
theken (§.  41  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  , sowie  Uber  die  für  letztere  resp. 
die  approbirteu  Aerzte  festgestellten  Taxen  (§.  8u  der  Bundes-Gewerbe-Ord- 
nung) , 

10.  bei  den  in  den  Bandes-Gesetzen  oder  genehmigten  Statuten  und  Fabrik-Ord- 
nungen getroffenen  Bestimmungen  Uber  die  Kranken-,  HUlfs-  und  Sterbekas- 
sen für  Gesellen,  Geholfen  und  Fabrik-Arbeiter,  soweit  nicht  Abs.  2 des  §.141 
der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  entgegenstcht ; 

11.  bei  den  Vorschriften  der  Landcs-Gesctze,  wonach  die  Entziehung  der  Befugniss 
zum  selbständigen  Gewerbe-Betriebe  durch  richterliches  Erkenntniss  als  Strafe 
im  Fall  einer  durch  die  Presse  begangenen  Zuwiderhandlung  eintreten  kann, 
und  Zuwiderhandlungen  der  Gewerbetreibenden  gegen  ihre  Berufspflichten  — 
vorbehaltlich  der  im  §.  144,  Abs.  2 der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  statuirten 
Ausnahme  — noch  in  anderen  als  den  durch  die  Bundes-Gewerbe-Ordnung  be- 
stimmten Fällen  mit  Strafe  bedroht  sind  (cfr.  §.  143  und  144  der  Bundes-Ge- 
werbe-Ordnnng  . 

C.  für  solche  Fälle,  wo  es  darauf  ankommt,  die  Bestimmungen  der  bisherigen  in- 
ländischen Gewerbe-Gesetzgebung  zur  Ausfüllung  sonst  entstehender  Lücken 
oder  als  Anhaltspunkte  fUr  das  Verständnis  und  die  Auwendung  der  Bundea- 
Gewerbe-Ordnung  zu  benutzen. 

Es  werden  dahin  beispielsweise  zu  rechnen  seiu : 

1.  die  Vorschrift  des  §.  10  des  Gewerbe-Gesetzes  vom  3.  August  1S64,  wonach 
sich  die  Anmeldungspflicbt  eines  Gewerbes  auch  auf  jede  wesentliche  Verän- 
derung desselben,  sowie  auf  bestellte  Geschäftsführer , Stellvertreter  und  Päch- 
ter erstrecken,  uud  wonach  die  Anmeldungen  wesentlich  verschiedener  Gewerbe 


*}  Vgl.  die  reichspoli«eilichen  Vorschriften  vom  29.  Mai  H71  und  die  landesgeseta- 
lichen  Verordnungen  vom  13.  Juni  1873.  (s.  u.  Theil  III,  Abschnitt  D., 
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getrennt  behandelt  und  so  eingerichtet  «ein  müssen,  dass  daraus  alle  Merkmale, 
von  denen  der  unterscheidende  Charakter,  und  namentlich  die  Versteuerung 
eines  Gewerbes,  abhSngt,  deutlich  ersehen  werden  können  ; 

2.  die  Vorschrift  desselben  Gesetzes  im  §.  14,  Nr.  4.  wonach  unter  Branntewein- 
handel  im  Kleinen  ein  Handel  unter  4 Quartier  zu  verstehen  ist ; 

3.  die  Vorschrift  desselben  Gesetzes,  §.51,  Abs.  2 und  3,  wonach  an  denjenigen 
Orten,  wo  der  Unternehmer  nicht  selbst  wohnt,  dem  Zweiggeschäfte  ein  Stell- 
vertreter vorzusetzen  ist  und  Zweiggeschäfte  jeder  Art  stets  bei  dem  Gemeinde- 
Vorstände  des  Orts,  an  welchem  sie  sich  befinden,  anzmnelden  sind: 

4.  die  Vorschrift  desselben  Gesetzes.  §.  53,  Abs.  6,  dass  Gast-  und  Schenk wirth- 
schaft.  sowie  ßrannteweinbandel  im  Kleinen  nie  Ausfluss  einer  anderen  Gewerbe- 
Berechtigung  sein  können : 

5.  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  von  nicht  bundesangehörigen  Auslän- 
dern vor  Beginn  eines  stehenden  Gewerbe  - Betriebes  in  wohnrecht  lieh  er 
Beziehung  zu  erfüllenden  Erfordernisse,  (cfr.  §.47,  Abs.  1 des  Gewerbe- 
Gesetzes  vom  3.  August  1864.) 


II. 

1.  Unter  der,  in  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  gebrauchten  Bezeichnung 
» Zentral-Behörde«,  sowie  unter  der  Bezeichnung  »höhere  Verwaltungs-Behörde*  in 
den  §§.  28.  92,  93.  99,  1 10  and  142  ist  das  Herzogliche  Staats-Ministerium, 

3.  unter  der  Bezeichnung  «höhere  Verwaltungs-Behörde«  in  den  §§.  27,  30. 
39,  51,  5S,  59,  60,  64,  85,  94,  95  und  128  die  betreffende  Herzogliche  Kreis- 
Direktion. 

3.  unter  der  Bezeichnung  «untere  Verwaltungs-Behörde«  im  §.  77  die  Herzog- 
liche Kreis-Direktion,  im  §.  44  die  Herzogliche  Kreis-Direktion  und  bezüglich  der 
Stadt  Braunschweig  die  Herzogliche  Polizei-Direktion. 

4.  unter  der  Bezeichnung  »Unter-Behörde«  im  §.  58  die  Herzogliche  Kreis- 
Direktion. 

5.  unter  der  Bezeichnung  » Behörde  des  Olts « im  §.  59,  Abs.  1 die  Orts-Poli- 
zeibehörde. 

<i.  unter  der  Bezeichnung  » Gemeinde- Behörde « der  Gemeinde-Vorstand  . Stadt- 
Magistrat,  Gemeinde-Vorsteher  zu  verstehen. 

7.  Die  »zuständige  Verwaltung«- Behörde«  nach  §.  65  ist  Herzogliches  Staats- 
Ministerium.  nach  §.  66  die  betreffende  Herzogliche  Kreis-Direktion ; 

8.  Die  »zuständige  Behörde«  nach  §.70  ist  die  Herzogliche  Kreis-Direktion, 
nach  §.  107,  vgl.  mit  §.  148,  10  die  Herzogliche  Kreis-Direktion  und  für  die  Stadt 
Braumchweig  die  Herzogliche  Polizoi-Direktion.  nach  §.  14,  Abs.  1 die  Gemeinde- 
Behörde.  nach  §.  14,  Abs.  2,  sowie  nach  §.  35,  Abs.  4 die  Orts-Polizeibehörde, 
nach  §.  61  die  Polizei-Beamten  und  Amts-Voigte. 

ft.  I'eber  die  Zulassung  der  in  §§.  32.  33,  34,  57  und  62,  Abs.  2 bezeich- 
neten  Gewerbetreibenden  verfügt,  sofern  sich  keine  Anstände  ergeben , die  betref- 
fende Herzogliche  Kreis-Direktion.  Im  anderen  Falle  hat  letztere  das  betreffende 
Gesuch  an  die  durch  Verordnung  vom  15.  d.  M.,  Nr.  73  eingesetzte  kollegiale  Ge- 
werbe-Behörde zur  Entscheidung  abzugeben. 

10.  Gleichmässig  ist  zu  verfahren  , wenn  Herzogliche  Kreis-Direktion  Beden- 
ken trägt,  die  Konzession  auf  Grund  des  §.  30  ftlr  Unternehmer  von  Privat-Kran- 
ken- Privat-Eutbindungs-  und  Privat-Irren-Anstalten  zu  ertheilen.  oder  wenn  die 
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Orts-Polizeibehörde  Anstand  nimmt,  den  Erlaubnisschein  anf  Grund  des  §.  43  der 
Bundes- Gewerbe- Ordnung  au>zustellen. 

11.  Ausser  in  den  vorstehend  sub  9 und  10  bezeichneten  Fällen  ist  die  collegiale 
Gewerbe  - Behörde  zur  Entscheidung  in  erster  Instanz  kompetent , sobald  es  sieh 
handelt : 

a.  um  Zulassung  der  in  den  §§.  1 0,  24,  25,  4b  bezeichneten  Gewerbs-Anlagen  und 
Dampfkessel-Einrichtungen, 

b.  um  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einer  im  Betriebe  befindlichen  gewerb- 
lichen Anlage  (§.  51), 

o.  um  Untersagung  eines  Gewerbe-Betriebes,  für  welchen  entweder  die  durch  Ge- 
setz vorgeschriebene  Erlaubniss  (§§.  30,  Abs.  1 , 32,  33,  34  , 
oder 

die  persönlichen  Eigenschaften  §.  33)  dem  Gewerbetreibenden  fehlen, 
oder 

für  welchen  die  polizeilichen  Voraussetzungen  nicht  erfüllt  sind  (§.  37), 

d.  um  Entziehung  einer  ertheilten  Approbation.  Konzession,  Erlaubniss,  Genehmi- 
gung oder  Bestallung  §.  29,  30,  32.  33,  34,  36;. 

12.  Der  Rekurs  gegen  Entscheidungen  der  kollegialen  Gewerbe- Behörde  geht 
an  lierzogl.  Staats-Ministerium  — cfr.  die  Verordnung  vom  15.  d.  Mts.,  Nr.  73. — 

Beschwerden  gegen  die  von  den  Gemeinde-Behörden.  Orts-Polizeibehörden  und 
Herzoglichen  Kreis-Direktionen  abgegebenen  Verfügungen  werden  im  gewöhnlichen 
Instanzenzuge  erledigt , und  bezieht  sich  dies  z.  B.  auch  auf  die,  von  den  betreffen- 
den Behörden  abgegebenen  Verfügungen  bezüglich  des  Betriebes  der  mit  ungewöhn- 
lichem Geräusch  verbundenen  Gewerbs-Anlagen  — §-27  — oder  bezüglich  der 
ortspolizeilichen  Erlaubniss  zur  Ausübung  gewisser  im  Umherziehen  betriebenen  Ge- 
werbe — 59,  Abs.  1 . — 

13.  Das  amtliche  Organ  der  höheren  Verwaltnngs-Behörde  des  Bezirkes  zur 
Bekanntmachung  rechtskräftiger  Veriirtheilungen  §.  146,  Abs.  3)  sind  die  Braun- 
schweigischen Anzeigen. 


UI. 

1.  Die  nach  §.  14,  Abs.  I dem  Gemeinde-Vorstände  von  dem  Beginne  eines 
stellenden  Gewerbes  zu  machende  Anzeige,  welche  den  Zweck  hat , die  Beaufsichti- 
gung des  Gewerbe-Betriebes  nach  Maasgabe  der  Gewerbe-Ordnung  und  die  Hand- 
habung der  sonstigen  mit  den  Gewerben  in  Beziehung  tretenden  Gesetze , insbeson- 
dere der  Steuer-Gesetze,  za  ermöglichen , ist  stets  erforderlich . auch  wenn  es  für 
den  Betrieb  des  Gewerbes  einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen  und  diese  bereits 
er t heilt  sein  sollte. 

Die  Gemeinde-Behörde  hat  Uber  die  eingegaugenen  Anmeldungen  fortlaufende 
Verzeichnisse  zu  fuhren , und  in  der  Stadt  Braunschweig  der  Herzoglichen  Polizei- 
Direktion  von  deren  Inhalte  Mittheilung  zu  machen. 

Die  Gemeinde-Behörde  resp.  in  der  Stadt  Braunschweig  die  Herzogliche  Po- 
lizei-Direktion prüft,  ob  der  Gewerbetreibende  den  gesetzlichen  Anforderungen  Ge- 
nüge geleistet  hat.  Mangeln  denselben  für  den  begonnenen  Betrieb : 

a.  der  vorgeschriebene  Befähigungs-Nachweis  !§§.  30,  31,  34  oder 

b.  die  erforderliche  Approbation,  Konzession,  Bestallung,  Erlaubniss  oder  Genehmi- 
gung §§.  29,  30,  32,  33,  34,  42,  43),  erscheint  ferner 

c.  mit  Rücksicht  auf  eine  erfolgte  Bestrafung  sein  Gewerbe- Betrieb  im  polizeilichen 
Interesse  bedenklich  §.  35),  oder  entspricht 
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d.  der  Gewerbetreibende  den  sonstigen  Anforderungen  nicht  §.  37;,  so  ist  in  den 
Killen  sub  a.  und  b.  sofort  das  strafrechtliche  Verfahren  auf  Grund  des  §.  147, 
Nr.  1 und  3,  in  den  Killen  sub  e.  und  d.  aber  die  Untersagung  des  Gewerbe- 
Betriebes  durch  die  zuständige  kollegiale  Gewerbe-Behörde  zu  erwirken . und 
erst . wenn  solche  Untersagung  erfolgt  ist , aber  unbeachtet  bleibt , das  straf- 
rechtliche Verfahren  zu  veranlassen. 

ln  denjenigen  Killen  , in  welchen  es  zu  dem  Betriebe  einer  vorherigen  Appro- 
bation. Konzession,  Bestallung,  Erlauhniss  oder  Genehmigung  bedurft  bitte,  kann 
der  Kortbetrieb  des  Gewerbes  im  Kxekutivwege  verhindert  werden , falls  dies  das 
polizeiliche  Interesse  verlangt. 

'■!.  Wer  im  Herzogtiiume  wohnt  und  daselbst  ein  Gewerbe  im  Umherziehen 
ausitbeu  will,  hat  den  dazu  erforderlichen  Legitimations-Schein  §.  57;  bei  der  Ge- 
meinde-Behörde seines  Ortes  zu  beantragen. 

Diese  befördert  den  Antrag,  falls  sie  nicht  selbst  die  Polizei-Behörde  ist , nach 
vorgängiger  Kuniuiuuikatiou  mit  der  letzteren , unter  Beifügung  einer  gutachtlichen 
Aeusserung  über  die  tjualilikation  des  .Supplikanten,  sowie  eines  Signalements  des- 
selben an  die  zuständige  Herzogliche  Kreis-Direktion , welche  innerhalb  1 4 Tagen 
entweder  den  Legitimations-Schein  ertheilt , oder , falls  Bedenken  obwalten , die 
Entscheidung  der  kollegialen  Gewerbe-Behörde  veranlasst. 

Die  ertheiltcn  Legitimations-Scheine  sind  der  Gemeinde-Behörde  zur  Aushän- 
digung an  die  Empfänger  zu  iibcrsemlen.  Nach  erfolgter  Aushändigung  bedarf  es 
einer  ferneren  Anmeldung  zum  Gewerbe-Betriebe  nicht;  vielmehr  erfolgt  die  Auf- 
nahme der  betreuenden  Personen  in  die  von  der  Gemeinde-Behörde  zu  führenden 
Gewerbe-Steuer-Listen  ohne  Weiteres. 

Da  Legit.mations-Scheine  stets  nur  für  ein  Jahr  Gültigkeit  haben , so  ist  auf 
deren  Erneuerung  zeitig  vor  Ablauf  eines  jeden  Jahres  Bedacht  zu  nehmen. 

Ist  die  Gemeinde-Behörde  nicht  selbst  die  Polizei-Behörde,  so  hat  dieselbe  der 
letzteren  Nachricht  über  die  ertheilten  Gewerbe-Scheine  zu  geben. 

Die  ausserhalb  des  Herzogtliums  wohnenden  Bundes -Angehörigen , welche  ein 
Hausir-Gewerbe  ansser  auf  .Messen  und  Märkten  im  Herzogtiiume  betreiben  wollen, 
haben  sich  bei  der  Herzoglichen  Kreis-Direktion , in  deren  Bezirke  sie  ihr  Gewerbe 
beginnen  wollen,  zu  melden  und  sich  bezüglich  der  Erfordernisse  des  §.  57  anszu- 
weisen,  worauf  ihnen,  nach  vorgängiger  Entrichtung  der  Gewerbe-Steuer,  derLegi- 
tirnations-  oder  Gewerbe-Schein  ertheilt  wird,  sofern  nicht  (j.  59,  Abs.  2 der  Bun- 
de8-(iewerbe-Ordnung  entgegensteht. 

Kilcksichtlich  des  Gewerbe-Betriebes  auf  Messen  und  Märkten  bewendet  es  bei 
der  bisherigen  Einrichtung , wonach  die  Anmeldungen  in  der  Stadt  Braunschweig 
direkt  beim  Herzoglichen  Steuer-Koilegio,  im  übrigen  Lande  aber  bei  den  betreffen- 
den Herzoglichen  Kreis-Direktionen , bezüglich  Stadt-Magistraten  zu  erfolgen  ha- 
ben , uud  von  diesen  Behörden  nach  vorgängiger  Legitimation  und  eventuell  Eut- 
richtung  der  Gewerbe-Steuer  die  Legitimations-  oder  Gewerbe-Scheine  ausgestellt 
werden. 

IV. 

liücksichtlieh  der  zur  Kompetenz  der  kollegialen  Gewerbe-Behörde  verstellten 
gewerblichen  Angelegenheiten  soll  folgendes  Verfahren  startenden  ; 

A.  bei  Errichtung  oder  Veränderung  gewerblicher  Anlagen  16,  2;>  . 

1.  Der  Antrag  auf  Errichtung  oder  Veränderung  gewerblicher  Anlagen  §.  16 
und  25]  ist,  wie  bisher,  bei  der  betreffenden  Herzoglichen  Kreis-Direktion , in  der 
Stadt  Braunschweig  bei  der  Herzoglichen  Polizei-Direktion  zu  stellen  und  sind  dem- 
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gelben  in  zwei  Exemplaren  eine  Beschreibung . eine  Situations-Zeichnung  und  der 
Bauplan  der  Anlage  beiznfügen. 

2.  Aus  diesen  Vorlagen  müssen  alle  die  Umstünde  und  Verhältnisse  genau  zu 
ersehen  sein,  welche  auf  die  Frage  von  Einfluss  sind,  ob  die  Gewerba-Aulage  durch 
ihre  örtliche  Lage , die  Beschaffenheit  der  Betriebsstätte , die  Art  und  Weise  der 
Fabrikation  etc.  für  die  Besitzer  oder  Bewohner  der  benachbarten  Grundstücke  oder 
für  das  Publikum  überhaupt  erhebliche  Nachtheile,  Gefahren  oder  Belästigungen 
herbeifllhren  könne. 

3.  Für  die  erforderlichen  Zeichnungen  ist  ein  Massstab  zu  wählen  , welcher 
eine  deutliche  Anschauung  gewährt ; der  Massstab  ist  stets  auf  die  Zeichnungen  ein- 
zutragen. 

4.  Nivellements  und  die  dazu  gehörigen  Situationspläne  sind  von  den  vereide- 
ten Feldmessern  oder  Bau-Beamten  zu  fertigen. 

Alle  sonstigen  Zeichnungen  können  von  den  mit  der  Ausführung  betrauten 
Technikern  und  Werkmeistern  anfgenommcn  werden. 

5.  Beschreibung,  Zeichnungen  und  Nivellements  sind  von  demjenigen,  welcher 
sie  gefertigt  hat.  und  von  dem  Unternehmer  zu  vollziehen. 

6.  Die  Behörde , bei  welcher  der  Antrag  eingereicht  wird , prüft  unter  Zu- 
ziehung geeigneter  Sachverständigen  die  Vorlagen  , veranlasst  eventuell  deren  Er- 
gänzung auf  kürzestem  Wege  und  erlässt  sodann,  falls  nicht  etwa  der  im  §.  25  ge- 
dachte Ausnahmefall  als  zutreffend  erscheinen  sollte,  die  im  §.  17  der  Bundes-Ge- 
werbe-Ordnung  vorgeschriebene  Bekanntmachung  unter  Hinweis  darauf,  dass  und 
wo  die  vom  Unternehmer  eingereichten  Beschreibungen.  Zeichnungen  uud  Pläne  etc. 
zur  Einsicht  ausliegen. 

7.  Derselben  liegt  auch  die  Erörterung  etwa  erhobener  Einwendungen , even- 
tuell unter  wiederholter  Anhörung  der  zugezogenen  Sachverständigen  ob , und  ist 
darauf  zu  halten,  dass  mehrere  Widersprechende,  welche  ein  gleichartiges  Interesse 
haben,  einen  gemeinschaftlichen  Bevollmächtigten  zu  ihrer  Vertretung,  namentlich 
auch  zur  Empfangnahme  der  Bescheide,  zur  Einlegung  des  Rekurses  und  zur  ver- 
gleichsweisen Einigung  mit  dem  Unternehmer  bestellen. 

8.  Gleichzeitig  ist  Bedacht  darauf  zu  nehmen,  dass  auch  die  in  Betracht  kom- 
menden bau-,  feuer-  und  gesundheitspolizeilichen  Vorschriften  ihre  ressortmässige 
Erledigung  finden. 

9.  Nach  Abschluss  der  angestellteu  Erörterungen  sind  sämmtliche  Verhand- 
lungen der  kollegialen  Gewerbe-Behörde  zur  Entscheidung  vorzulegen. 

10.  Die  kollegiale  Gewerbe-Behörde  prüft  dieselben  , veranlasst  etwa  erfor- 
derliche Ergänzungen  und  verfährt  sodann  nach  Massgabe  der  in  den  §§.  IS — 23 
der  Bundes-Gewerbe-Ordnnng  enthaltenen  Vorschriften. 

11.  Der  Rekurs  gegen  Entscheidungen  der  Gewerbe-Behörde  ist  bei  der  letz- 
teren selbst  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  von  14  Tagen  zu  rechtfertigen;  worauf 
solche  denselben  mit  gutachtlichem  Berichte  dem  Herzoglichen  Staats-Ministerio 
überreicht. 

1*2.  Sind  gegen  die  Anlage  Einwendungen  nicht  erhoben,  und  soll  die  Geneh- 
migung zur  Ausführung  ohne  weitere  Bedingungen  nach  dem  Anträge  des  Unter- 
nehmers ertheilt  werden,  so  fertigt  die  kollegiale  Gewerbe-Behörde  alsbald  die  Ge- 
nehmigungs-Urkunde aus. 

In  allen  auderen  Fällen  erfolgt  deren  Ausfertigung  nach  Abschluss  des  Ver- 
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fahrens , sobald  die  Entscheidung  der  kollegialen  Gewerbe- Behörde  rechtskräftig 
geworden,  oder  der  Rekurs-Bescheid  ergangen  ist. 

ln  der  Urkunde  sind  sämmtliche  Bedingungen  , unter  welchen  die  Anlage  ge- 
nehmigt worden  ist,  aufzufü  Liren.  und  die  von  dem  Unternehmer  eingereichten,  dem 
Verfahren  zu  Grunde  gelegten  Beschreibungen , Zeichnungen  und  Pläne  ausführ- 
lich zu  bezeichnen,  auch,  Boweit  angänglich,  durch  Schnur  und  Siegel  damit  zu  ver- 
binden. 

Auf  Karten  und  Zeichnungen,  welche  in  dieser  Art  mit  der  Urkunde  uicht  ver- 
bunden werden  können,  ist  die  Zugehörigkeit  zu  derselben  zu  vermerken. 

Vor  Ertheilung  der  Genehmigungs- Urkunde  ist  die  Ausführung  der  Anlage 
nicht  gestattet. 

B.  bei  Errichtung  oder  Veränderung  von  Dampfkessel-Anlagen  {§.  24,  25  . 

[Aufgehoben  durch  Gesetz  vom  13.  Juni  1673.] 

C.  bei  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einer  gewerblichen  Anlage  (§.  51). 

1.  Der  auf  Untersagung  der  ferneren  Benutzung  einer  gewerblichen  Anlage 
§.  5 1)* gerichtete  Antrag  ist  bei  der  kollegialen  Gewerbe-Behörde  einzureichen. 

2.  Die  letztere  stellt  eine  sorgfältige  Sachuntersuchung  an,  um  festzustellen, 
ob  und  in  welchem  Umfange  durch  den  Betrieb  der  Anlage  Nachtheile  und  Gefahren 
für  das  Gemeinwohl  entstehen.  Sie  ist  dabei  andie  Anträge  der  Betheiligten  nicht 
gebunden. 

3.  Falls  die  Untersuchung  nicht  die  Grundlosigkeit  des  gestellten  Antrages  er- 
geben. und  dessen  sofortige  Zurückweisung motiviren  sollte,  ist  nach  Massgabe  der 
j)§.  2u  und  21  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  das  mündliche  Verfahren  einzuleiten 
und  Entscheidung  zu  treffen. 

4.  Nach  eingetreteuer  Rechtskraft  der  Entscheidung,  durch  welche  die  fernere 
Benutzung  einer  Anlage  untersagt  wird  , kann  die  Einstellung  des  Betriebs  polizei- 
lich erzwungen  werden. 


D.  Bei  Versagung  der  Genehmigung  zum  Betriebe  eines  Gewerbes  i§§.  30,  32,  33, 

34,  43)  sowie  bei  Untersagung  eines  Gewerbe-Betriebes  §§.  15,  35j. 

1.  Ueber  die  von  den  Herzoglichen  Kreis-Direktionen  resp.  den  Orts-Polizei- 
behörden beanstandeten  Gesuche  um  Genehmigung  zum  Betriebe  eines  der  Gewerbe, 
welche  einer  solchen  bedürfen  '§§.  30,  Abs.  1,  32,  33,  43,  57,  62,  Abs.  2),  sowie 
über  Anträge  auf  Untersagung  des  Betriebes  eines  Gewerbes  auf  Grund  der  §§.  15 
und  35  entscheidet  die  kollegiale  Gewerbe-Behörde  durch  Abgabe  einer  schriftlichen 
Verfügung,  welche  sobald  im  ersteren  Falle  die  Gesuche  bewilligt,  oder  im  letzteren 
Falle  die  Anträge  abgelehnt  werden,  nur  an  die  betreffende  Behörde  erfolgt  und  end- 
gültig ist.  , 

2.  Werden  die  Gesuche  zurückgewiesen  , oder  wird  die  Untersagung  des  Ge- 
werbe-Betriebes ausgesprochen , so  kann  innerhalb  1 4 Tagen  nach  Empfang  des 
Bescheides  Rekurs  an  Herzogliches  Staats-Ministerium  verfolgt,  oder  auf  mündliche 
Verhandlung  bei  der  kollegialen  Gewerbe-Behörde  angetragen  werden,  worapf  dann 
das  mündliche  Verfahren  und  die  weitere  Entscheidung  nach  Massgabe  des  §.21, 
Nr.  2 der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  statttindet. 

3.  Ist  der  Rekurs  zurückgewiesen,  so  erfolgt  die  Benachrichtigung  der  betref- 
fenden Behörde  und  des  Rekurrenten  ; dem  letzteren  ist , sobald  es  sich  um  Unter- 
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IV.  E V.1.2. 


saguug  ein*1*  Gewerbes  handelt . der  Rekurs-B.'scheid  stets  in  Ausfertigung  gegen 
Behändignngs-Schein  zuzustellen . 

E.  Bei  Entziehung  eiuer  ertheilten  Approbation . Konzession.  Erlaubnis.  Geneh- 
migung oder  Bestallung  (§§.  29,  30,  92.  99,  34,  3b. 

1.  Das  Verfahren  wegen  Entziehung  einer  ertheilten  Approbation.  Konzes- 
sion. Krlaubni.ss.  Genehmigung  oder  Bestallung  §.  29,  30.  32,  33,  34,  3b  erfolgt 
stets  durch  die  kollegiale  Gewerbe-Behörde,  welche  dabei  sowohl  von  Amtswegen, 
wie  auf  den  Antrag  Betheiligter  handeln  kann. 

2.  Dieselbe  ermittelt  zunächst  den  Sachverhalt  durch  Vernehmung  des  Ge- 
werbetreibenden, Anhörung  von  Zeugen  oder  auf  sonst  zweckdienlich  erscheinende 
Weise,  — leitet  sodann  das  mündliche  Verfahren  aut  Grund  des  §.  21,  Kr.  2 der 
Buudes-Gewerbe-Ordnung  ein  und  giebt  am  Schlüsse  desselben  Entscheidung  ab. 

3.  Von  der  Letzteren,  und  im  Fall  Rekurs  verfolgt  ist,  von  dem  Rekurs-Be- 

scheide erhält  der  Gewerbetreibende . sowie  die  Polizei-Behörde  des  Orts,  wo  der- 
selbe wohnt,  und  diejenige  Behörde  oder  Korporation,  welche  die  Approbation  aus- 
gestellt hat,  eine  Ausfertigung.  ’ 


V. 

Die  Anwendung  der  Bestimmungen  der  Bundes-Gewerbe-Ordnnng  wird,  da 
dieselben  im  Wesentlichen  mit  der  bisherigeu  Gewerbe-Gesetzgebung  Ubereinstim- 
men , mit  besonderen  Schwierigkeiten  nicht  verbunden  sein  . und  zu  erheblichen 
Zweifeln  keine  Veranlassung  geben.  Folgende  Punkte  werden  jedoch  besonders  her- 
vorgehoben : 

1.  Um  den  Gefahren  zu  begegnen,  welche  für  das  öffentliche  Interesse  aus 
einer  pflichtwidrigen  oder  mangelhaften  Ausübung  gewisser  Gewerbe  cutstehen  kön- 
nen, hat  die  Bundes-Gewerbe-Ordnung  abweichend  von  der  bisherigen  Gesetzgebung 
die  Möglichkeit  gewährt , unter  Umständen  im  Verwaltungswege  die  Untersagung 
eventuell  die  Entziehung  der  betreffenden  Gewerberechte  ciutreteu  z.t  lassen.  ,!}§.  29, 
30,  32,  33,  34,  35,  37,  42,  44. ; 

Damit  der  beabsichtigte  Zweck  erreicht  werde.  hab*n  die  Polizei-Behörden  auf 
die  betreffenden  Gewerbetreibenden  stets  ein  wachsames  Ange  zu  halten,  und  sobald 
ihnen  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  vorhanden  zu  sein  scheinen,  bei  der  kollegia- 
len Gewerbe-Behörde  die  erforderlichen  Anträge  auf  Entziehung  oder  Untersagung 
des  Gewerbe-Betriebe.#  zu  stellen. 

Ebenso  haben  die  Polizei-Behörden  mit  Sorgfalt  darauf  zu  achten,  dass  bei  den 
gewerblichen  Anlagen  [§.  lti,  24,  25)  die  gestellten  Bedingungen  stets  genan  be- 
folgt und  innegehalten  werden.  Es  steht  ihnen  zu  dem  Ende  die  Befugniss  zu  , sich 
hiervon  vor  dem  Begiuue  des  Betriebes  einer  solchen  gewerblichen  Anlage,  wie  auch 
während  des  Betriebes,  durch  eine  zweckentsprechende  Untersuchung  zu  über- 
zeugen . 

2.  Einer  besonderen  Beachtung  bedarf  das  durch  die  Bundes-Gewerbe-Ord- 
nnng für  frei  erklärte  Gewerbe  der  Pfandleiher,  und  wird  damit  auf  Grund  des  §.  35 
der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  bestimmt , dass  die  Pfandleiher  ein  vollständiges 
Pfand -Register  zu  führen  haben,  in  welches  sämmtliche  bei  ihnen  aufgegebenen 
Pfänder  der  Reihe  nach  einzntragen  sind,  und  aus  welchem  die  genaue  Bezeichnung 
des  Pfandobjekts,  der  Namen  des  Verpfänders,  soweit  derselbe  bekaunt  ist,  der 
Tag  des  Versatzes  bezüglich  der  ertheilten  Prolongation  und  der  etwaigen  Wieder- 
einlösung. sowie  der  Betrag  des  gezahlten  Pfandschillings  hervorgehen  muss. 
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Das  Pfand-Register  ist  den  kontrollirenden  Polizei-Offizianten  jeder  Zeit  zur 
Hinsicht  vorzulegen,  und  sind  die  letzteren  eben  so  wie  bei  den  Trödlern  zu  Revi- 
sionen der  Geschäftsräume  befugt. 

Befinden  sich  bei  den  zum  Versatz  gebrachten  Gegenständen  solche  Sachen, 
welche  die  Pfandleiher  auf  den  Grund  einer  ergangenen  Bekanntmachung  oder  aus 
andereu  Gründen  für  gestohlen  eraohten  müssen,  so  haben  sie  dieselben  an  die  Poli- 
zei- oder  Gerichts-Behörde  abzuliefern,  dabei  auch  den  Ueberbringer.  falls  er  ihnen 
bekannt  ist.  namhaft  zu  machen  oder  sonst  näher  zu  bezeichnen. 

Bei  der  Verordnung  vom  2.  November  1843.  das  Pfand-Maklergeschäft  bei 
den  Herzoglichen  Leihhaus-Anstalten  betreffend,  behält  es.  abgesehen  von  der  weg- 
fallenden  KouzeasionspÜicht,  bis  auf  weitere  Bestimmung  sein  Bewenden. 

3.  Mit  dem  Gewerbe  der  Gast-  und  Schenk wirthschaft  ist,  abweiehend  von 
der  bisherigen  Gesetzgebung  das  Recht.  Branntewein  zu  Schänken,  nicht  ferner  ver- 
bunden, und  ebensowenig  umfasst  die  Krugwirthschaft  auf  dem  Lande  noch  ferner 
das  Recht,  mit  Branntewein  im  Kleinen  zu  handeln;  vielmehr  bedarf  es  zum  Aus- 
schank von  Branntewein.  sowie  zum  Kleinhandel  mit  Branntewein  oder  Spiritus  in 
Zukunft  stets  einer  besonderen,  namentlich  auch  nach  dem  vorhandenen  Bedürfnisse 
zu  bemes.seuden  Erlaubniss.  33  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung. 

Die  bis  zum  l.  Oktober  d.  J.  ertheilten  Konzessionen  werden  zwar  noch  ans 
dein  Gesichtspunkte  der  bisherigen  Gesetzgebung  zu  beurtheilen  sein,  jedoch  ist  da- 
bei zu  berücksichtigen . dass  die  bisher  zur  Gast-,  Schank-  und  Krugwirthschaft. 
bezüglich  zum  Kleinhandel  mit  Branntewein  Konzessionirten  auf  ihre  Person  resp. 
auf  die  gewählte  Betriebs-  und  Verkaufsstütte  beschränkt  waren , dass  ihnen  also 
das  durch  die  Bundes-Gewerbe-Ordnung  sonst  gewährte  Recht  des  Gewerbe-Be- 
triebes durch  Stellvertretung  oder  in  mehreren  Betriebs-  und  Verkaufsstätten  §.  3 
rUck.sichtlich  des  Ausschankes  von  Branntewein  resp.  des  Handels  mit  Branntewein 
oder  Spiritus  nicht  ohne  Weiteres,  sondern  nur  nach  besonders  cingeholter  Geneh- 
migung zustellt. 

Blosse  Spei  cwirthscbaften , mit  denen  weder  Gast-  noch  Scheukwirthsehaft 
verbunden  ist,  gehören  vom  l.  Oktober  d.  J.  an  zu  den  freien  Gewerben. 

4.  Geber  die  Zulassung  von  Privat-Kranken-,  Privat-Entbindungs-  und  Pri- 
vat-Irren-Anstalten  würden  zwar  nach  den  oben  sub  II  getroffenen  Bestimmungen 
iu  Zukunft  die  Herzoglichen  Kreis-Direktionen  and  eintretendeu  Falls  die  kollegialen 
Gewerbe-Behörden  zu  entscheiden  haben. 

Da  es  jedoch  nicht  die  Absicht  ist,  die  dem  Herzoglichen  Ober-Sanitäts-Kol- 
legio  bisher  zuständig  gewesene  Mitwirkung  bei  dergleichen  Angelegenheiten  mehr 
als  durch  die  veränderte  Kompetenz-Bestimmung  unbedingt  nothwendig  erscheint, 
zu  beschränken,  so  liaben  die  Herzoglichen  Kreis-Direktionen  vor  Entscheidung 
Uber  Unternehmungen  der  Eingangs  gedachten  Art  stets  mit  dem  Herzoglichen  Obcr- 
Sanitäts- Kollegin  zu  kommuuiziren. 

5.  Nach  §.  59  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  wird  es  vom  Beginne  des  näch- 
sten Jahres  ab  für  Musik-Aufführungen,  Schaustellungen  u.  s.  w.  auf  den  Strassen 
und  öffentlichen  Orten,  falls  die  Produktionen  von  umherziehenden  Gewerbetreiben- 
den ausgehen,  an  einem  jeden  Orte  einer  besonderen  , von  der  Orts-Polizeibehörde 
nach  ihrem  Ermessen  zu  crtheilenden  Erlaubniss  bedürfen. 

Durch  §.  42  ist  vorgeschrieben,  dass  die  gleiche 'Erlaubniss  aucli  für  den 
8 lebenden  Betrieb  jener  Gewerbe  erforderlich  sein  soll. 

Die  erste  Anordnung  tritt  mit  dem  Anfänge  des  nächsten  Jahres,  die  letztere 
mit  dem  1 . Oktober  d.  J.  in  Kraft. 

(5.  Die  gesetzliche  Verpflichtung  zur  Führung  von  Arbeits-Büchern  erlischt 
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VI.  I S. 


für  die  Gesellen  und  Gewerbs-Gehülfen  mit  dem  1.  Oktober  d.  J.  nnd  sind  von  da 
ab  Arbeits-Bücher  auch  auf  Verlangen  nor , soweit  der  vorhandene  Vorrath  reicht, 
auszustellen. 

Die  ftlr  jugendliche  Fabrik-Arbeiter  vorgeschriebenen  Arbeits-Bücher  §.  131 
der  Bundes-Güwerbe-Ordnung1  werden  bei  der  Herzoglichen  Kreis-Direktion  zu 
Braunschweig  in  Vorrath  gehalten  und  können  Seitens  der  übrigen  kompetenten 
Polizei- Behörden  von  dort  bezogen  werden. 

Dasselbe  gilt  von  den  Formularen  zu  Legitimatkms-  oder  Gewerbe-Scheinen 
(§.  HO.) 

7.  Die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  in  den  §§.  128 — 133  wegen  der 
jugendlichen  Arbeiter  gegebenen  Vorschriften  steht  bezüglich  der  Bergbau-Arbeiter 
nach  §.  198  des  Berg-Gesetzes  vom  15.  April  1867  der  Berg  - Behörde  zu  und 
behält  es  hierbei  nach  §.  132,  Abs.  1 der  Bundes  - Gewerbe  - Ordnung  sein  Be- 
wenden. 


VI. 

I'ebergangs-Br  Stimmungen. 

1.  Wo  die  im  §.  16  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  aufgeführten  gewerblichen 
Anlagen,  zu  deren  Errichtung  eine  besondere  polizeiliche  Genehmigung  erforderlich 
ist,  bisher  einer  solchen  Genehmigung  nicht  bedurften , ist  dieselbe  für  jede  der- 
artige Anlage  nachzusuchen , welche  zu  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  Bundes- 
Gewerbe-Ordnung  in  Kraft  tritt,  noch  nicht  vollendet  ist. 

2.  Das  Verfahren,  welches  nach  dieser  Anweisung  für  die  gewerbepolizeilichen 
Entscheidungen  der  Verwaltungs-Behörden  in  Zukunft  massgebend  sein  wird , tritt 
gleichzeitig  mit  der  Gewerbe-Ordnung  und  bezüglich  der  Hansir-Gewerbe , welche 
für  das  Jahr  1870  angemeldet  werden,  schon  mit  dem  I.  Oktober  d.  J.  in  Wirk- 
samkeit. 

Wenn  zu  diesem  Zeitpunkte  Anträge  auf  Ertheilung  der  Genehmigung  zum 
Betriebe  eines  Gewerbes  oder  zur  Errichtung  einer  gewerblichen  Anlage,  welche 
auch  nach  Erlass  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  von  einer  besonderen  Genehmigung 
abhängig  bleiben , bei  den  Behörden  bereits  schweben , so  ist  darüber , falls  bereits 
in  erster  Instanz  entschieden  ist,  nach  dem  bisherigen  Verfahren,  falls  dies  aber 
noch  nicht  geschehen,  nach  dem  neuen  Verfahren  weiter  zu  verhandeln. 


12.  Königreich  Hachsen. 

Nachtrag.' 

Verordnung  des  Königl.  Ministeriums  des  Innern  , den  Gewerbe-Betrieb 
im  Umherziehen  betreffend,  vom  18.  Dezember  1869. 

[*#•  1 — 4 handeln  nur  von  den  Formularen:  A.  für  das  ganze  Reichs-Gebiet, 
B.  für  den  Regierungs-Bezirk  einer  Kreis-Direktion,  C.  für  einen  kleineren  Um- 
kreis ; von  der  Herstellung  und  Austheilung  der  Formulare ; — von  den  Gebühren 
für  Ausstellung  der  Legitimations-Scheine.) 
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$.  5.  (insuche  um  Ertheilung  von  Legitimations-Scheinen  sind  in  der  Regel 
bei  der  Gewerbe -Polizeibehörde  des  Wohnortes  des  Gewerbetreibenden  anzu- 
bringen.  Die  Behörde  hat  ohne  Vorzug  zu  prüfen,  ob  einer  derjenigen  Gründe 
vorhanden  ist , aus  welchen  nach  §.  57  der  Gewerbe-Ordnung  der  Legitimations- 
Schein  versagt  werden  darf,  und  alsdann  in  den  Pillen  von  §.  58,  1 und  2 der 
Gewerbe-Ordnung  selbst  auf  das  Gesuch  Entschliessung  zu  fassen,  in  allen  anderen 
Fällen  dagegen  das  Gesuch  nebst  dem  Ergebnisse  ihrer  Prüfung  der  zur  Ausstel- 
lung des  Legitimations-Scheines  zuständigen  Kreis-Direktion  zur  Entschliessung 
rorznlegen. 

Wenn  in  den  nach  §§.  5!)  und  60  der  Gewerbe-Ordnung  zu  beurtheilenden 
Fillen  der  Gewerbetreibende  in  einem  anderen  Regierungs-Bezirke,  als  in  dem- 
jenigen seines  Wohnortes , umherziehen  will , ingleichen  , wenn  nichtsächsische 
Bundesangehörige  eine  solchen  Gewerbe-Betrieb  in  Sachsen  unternehmen  wollen, 
so  kann  das  Gesuch  um  Ertheilung  des  Legitimations-Scheins  bei  der  zuständigen 
Kreis-Direktion  unmittelbar  angebracht  werden. 

tj.  6.  Ist  die  Ertheilung  eines  Legitimations-Scheins  zwar  von  Haus  aus  ver- 
sagt . jedoch  auf  Grund  beantragten  mündlichen  Verfahrens  oder  in  Folge  einge- 
wendeten Rekurses  von  der  zuständigen  Behörde  nachmals  beschlossen  worden, 
so  bedarf  es  keiner  besonderen  schriftlichen  Entscheidung , sondern  es  genügt  die 
Aus-  und  Zufertigung  des  Legitimations-Scheins. 

7.  Bei  der  Bestimmung  des  Bereichs  der  Umgegend  für  die  im  §.  58, 2 
der  Gewerbe-Ordnung  bezeichnetcn  Gewerbe-Betriebe  darf  die  zuständige  Unter- 
Behörde  in  keinem  Falle  Uber  den  zw e imeiligen  Umkreis  des  Wohnorts  des 
Gewerbetreibenden  hinausgehen,  ist  aber  andererseits  nicht  behindert,  eine  engere 
Grenze  zu  ziehen. 

$.  8.  Anträge  auf  Zulassung  von  Begleitern  nach  §.  62,  Absatz  2,  der  Ge- 
werbe-Ordnung sind  von  dem  Unternehmer  des  betreffenden  Gewerbe-Betriebs  in 
der  Regel  bei  der  Gewerbe-Polizeibehörde  des  Wohnorts  des  Begleiters  anzubringen. 

Diese  Behörde  hat  den  Antrag  nach  Massgabe  der  gedachten  Bestimmung  und 
der  Vorschrift  im  §.  57  der  Gewerbe-Ordnung  zu  prüfen  und  sodann  mit  dem  Er- 
gebnisse der  Prüfung  der  zur  Entschliessung  nach  §.  62,  Abs.  2,  der  Gewerbe- 
ordnung zuständigen  Behörde  vorzulegen.  Ausnahmsweise  kann  in  dem  §.  5, 
Ab».  2,  gedachten  Fällen  der  Antrag  auch  bei  der  Kreis-Direktion  unmittelbar  ge- 
stellt werden.  — Für  den  Fall  der  ursprünglichen  Ablehnung,  aber  späteren  Ge- 
nehmigung des  Antrags  gilt  dasselbe,  was  oben  im  §.  6 verordnet  ist. 

9.  Wer  den  Gewerbe  - Betrieb  im  Umherziehen  innerhalb  seines  eigenen 
Wohnortes  betreiben  will,  bedarf  zwar  keines  Legitimations-Scheins,  ist  jedoch  den 
Verkehrs-  und  strassenpolizeilichen  Anordnungen  und  den  in  dieser  Beziehung 
nach  Befinden  für  nöthig  zu  achtenden  Beschränkungen  der  Orts-Behörde  unter- 
worfen. 

$.  10,  Demjenigen,  welcher  einen  Legitimations-Schein  nicht  zu  produziren 
vermag,  kann  — abgesehen  von  seiner  Straffälligkeit  nach  §.  148,  T der  Ge- 
werbe-Ordnung — , nach  §.61  der  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  bis  zur  Be- 
seitigung'jenes  Mangels  untersagt  werden.  Dagegen  ist  es  nicht  gestattet,  Gc- 
werbtreibenden  den  Legitimations-Schein  zu  dem  Zwecke  abzunehmen , um  sie  zur 
Erfüllung  gewisser  Verpflichtungen,  wie  z.  B.  zu  der  Gestellung  vor  Behörden,  auf 
Grund  öffentlicher  Vorladungen  oder  aus  sonstigen  Veranlassungen , wirksam  an- 
zuhalten. 

ftoich«-G*setz«  m.  ErlioUr.  Tit.  I.  BO.  3.  • 22 


Digitized-by  Google 


338 


Allgemeine  Ausführung1*- Verordnungen. 


11.  Die  Ertheilung  von  Legitimations-Scheinen  nach  dem  Formulare  A. 
und  ß.  setzt  voraus,  dass  der  Gewerbetreibende  zuvor  den  gesetzlichen  Gewerbe- 
Steuerbetrag  entrichtet  hat.  Ist  der  Nachweis  hierüber  nicht  schon  eher  beige- 
bracht worden,  so  ist  jedenfalls  die  Aushändigung  des  Legitimations-Scheins  Sei- 
tens der  betreffenden  Verwaltungs-Behörde  davon  abhängig  zu  machen , dass  der 
Gewerbtreibende  vorerst  eine  Bescheinigung  der  Steuer-Behörde  über  die  erfolgte 
Abführung  der  Gewerbe-Steuer  produzirt. 

12.  Nichtsächsische  Angehörige  des  Reichs,  welche  auf  Grund  eines  ihnen 
von  der  zuständigen  Bohörde  ihres  Heimaths-Staats  ertheilten  Legitimations-Scheins 
ihr  Gewerbe  im  Umherziehen  in  Sachsen  betreiben  wollen  oder  bereits  betreiben, 
sind  wegen  der  noch  anstehenden  Erfüllung  ihrer  hierländischen  Steuerpflicht  vor- 
kommenden Falls  an  den  Stadtrath  der  nächsten  Stadt  zu  weisen,  beziehendlich 
zu  sistiren. 

Dresden,  den  18.  Dezbr.  1869. 


Dritter  Tlieil. 


Beilagen  zu  einzelnen  Vorschriften 

der 

Reichs  - Gewerbe  - Ordnung. 


.A..  Beilagen  zu  §.  1 der  Gewerbe-Ordnung. 


B«ilag»  Kr.  I, 

Übereinkunft  der  zum  Zoll-  und  Handels-Vereine  verbundenen  Begierungen 
wegen  Ertheilung  von  Erfindungs-Patenten  und  Privilegien. 

Vom  21.  September  IS42. 

Preussische  Gesetz-Sammlung  1S45.  S.  265 — 267.  1667.  S.  1115  ff 
• 

Zur  Ausführung  des  bei  dem  Abschlüsse  der  Zollvereinigungs- Verträge  niedergelegten 
Vorbehalts  einer  weiteren  Vereinbarung  über  die  Annahme  gemeinschaftlicher  Grundsätze 
hinsichtlich  der  Erfindungs-Patente  und  Privilegien  ist  von  den  zum  Zoll-  und 
Handels- Vereine  verbundenen  Regierungen  für  die  Dauer  des  Zoll-  und  Handels- Vereins 
nachstehende  Uebereinkunft  wegen  Ertheilung  von  Erfiu  d u ng  s - Pate  n te  n und  Pri- 
vilegien unter  dem  21.  September  1642  verabredet  und  geschlossen  worden: 

Es  bleibt  zwar  im  Allgemeinen  einem  jeden  Vereinsstaate  Vorbehalten , über  die  Er- 
theilung  von  Patenten  oder  Privilegien  zur  ausschliesslichen  Benutzung  neuer  Erfindungen 
im  Gebiete  der  Industrie,  es  möge  von  einem  Privilegium  für  eine  inländische  Erfindung 
(Erfindungs- Patent  oder  von  einem  Privilegium  für  die  Uebertragung  einer  auslän- 
dischen Erfindung  ; Einführ ungs-Pate nt , sich  handeln,  nach  seinem  Ermessen  zu 
beschliessen  und  die  ihm  geeignet  scheinenden  Vorschriften  zu  treffen ; die  sämmtlichen 
Vereinsstaaten  verstindigen  sich  jedoch,  um  einestheils  die,  aus  dergleichen  Privilegien 
hervorgehenden  Beschränkungen  der  Freiheit  des  Verkehrs  unter  den  Vereinsstaaten 
möglichst  zu  beseitigen,  anderntheils  eine  Gleich mässigkeit  in  den  wesentlichen  Punkten 
zu  erreichen,  in  Folge  des  bei  Eingehung  der  Zollvereinigungs-Verträge  gemachten  Vor- 
behalts allerseits  dahin , die  nachfolgenden  Grundsätze  über  das  Patentwesen  zur  Ausfüh- 
rung zu  bringen. 

I.  Es  sollen  Patente  überall  nur  für  sulche  Gegenstände  ertheilt  werden , welche  wirk- 
lich neu  und  eigentümlich  sind.  Die  Ertheilung  eines  Patents  darf  mithin  nicht 
stattfinden  für  Gegenstände,  welche  vor  dem  Tage  der  Ertheilung'des  Patent»  innerhalb 
des  Vereinsgebiets  schon  ausgeführt,  gangbar,  oder  auf  irgend  eine  Weise  bekannt  waren ; 
insbesondere  bleibt  dieselbe  ausgeschlossen  bei  allen  Gegenständen . die  bereits  in  öffent- 
lichen Werken  des  In-  oder  Auslandes,  sie  mögen  in  der  Deutschen  oder  in  einer  fremde» 
Sprache  geschrieben  sein  , dergestalt  durch  Beschreibung  oder  Zeichnung  dargestellt  sind, 
dass  danach  deren  Ausführung  durch  jeden  Sachverständigen  erfolgen  kann. 
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Di*  Beurtheilung  der  Neuheit  und  Eigenthümlichkeit  de*  zu  patentirenden 
Gegenstandes  bleibt  nem  Ermessen  einer  jeden  Regierung  überlassen. 

Für  eine  Sache,  welche  als  Erfindung  eines  vereinsländischen  Unterthans  anerkannt 
und  zu  Gunsten  des  letztem  bereits  in  einem  Vereinsstaate  patentirt  worden  ist,  soll  ausser 
jenem  Erfinder  seihst,  oder  dessen  Rechtsnachfolger,  Niemandem  ein  Patent  in  einem 
andern  Vereinsstaate  ertheilt  werden. 

II.  Unter  den  im  Artikel  I.  ausgedrückten  Voraussetzungen  kann  auf  die  Verbesserung 
eines  schon  bekannten  oder  eines  bereits  patentirten  Gegenstandes  ein  Patent  gleichfalls 
erlheilt  werden,  sofern  die  angebrachte  Aenderung  etwas  Neues  und  Eigen thüm- 
liehe s ausmacht;  e*  wird  jedoch  durch  ein  solches  Patent  in  dem  Fall,  wenn  die  Ver- 
besserung einen  bereits  patentirten  Gegenstand  betrifft,  da«  für  diesen  letztem  ertheilte 
Patent  nicht  beeinträchtigt , vielmehr  muss  das  Recht  zur  Mitbenutzung  des  ursprünglich 
patentirten  Gegenstandes  besonders  erworben  werden. 

III.  Die  Ertheilung  eines  Patents  darf  fortan  niemals  ein  Recht  begründen  : 

a.  die  Einfuhr  solcher  Gegenstände,  welche  mit  dem  patentirten  übereinstiramen, 
oder 

b«  den  Verkauf  und  Absatz  derselben  zu  verbieten  oder  zu  beschränken.  Ebenso- 
wenig darf  dadurch  dem  Patent- Inhaber  ein  Recht  beigelegt  werden  , 
c#  den  Ge-  oder  Verbrauch  von  dergleichen  Gegenständen  , wenn  solche  nicht  von 
ihm  bezogen  oder  mit  seiner  Zustimmung  anderweitig  angeschafft  sind,  zu  unter- 
sagen , 

mit  alleiniger  Ausnahme  des  Falles  : 

wenn  von  Maschinen  und  Werkzeugen  für  die  Fabrikation  und  den  Gewerbe- 
Retrieb,  nicht  aber  von  allgemeinen  , zum  Ge-  und  Verbrauche  des  grossem  Publi- 
kums bestimmten  Handelsartikeln  die  Rede  ist.  • 

IV.  Dagegen  bleibt  es  jeder  Vereins- Regierung  überlassen,  durch  Ertheilung  eine» 
Patents  inne r halb  ihres  Gebietes  dem  Patent-Inhaber: 

1 . ein  Recht  zur  ausschliesslichen  Anfertigung  oder  Ausführung  des  in  Rede  stehenden 
Gegenstandes 

zu  gewähren. 

Ingleichen  bleibt  es  jeder  Regierung  anheimgestellt , innerhalb  ihres  Gebietes 
dem  Patent- Inhaber  • 

2.  das  Recht  zu  ertheilen  , 

a.  eine  neue  Fabrikations-Methode 

oder 

b.  neue  Maschinen  oder  Werkzeuge  für  die  Fabrikation 

in  der  Art  ausschliesslich  anzu wenden,  dass  er  berechtigt  ist.  allen  denjenigen 
die  Benutzung  der  patentirten  Methode  oder  den  Gebrauch  des  patentirten  Gegenstandes 
zu  untersagen,  welche  das  Recht  dazu  nicht  von  ihm  erworben,  oder  den  patentirten 
Gegenstand  nicht  von  ihm  bezogen  haben. 

V.  Es  sollen  in  jedem  Vereinsstaate  die  Unterthanen  der  ü brijfcn  Verein  s- 
staaten  sowohl  in  Betreff  der  Verleihung  von  Patenten,  al«  auch  hinsichtlich  des  Schutzes 
für  die  durch  die  Patent -Ertheilung  begründeten  Befugnisse,  den  eigenen  Unter- 
thanen gleich  behandelt  werden. 

Die  in  einem  Staate  ertheilte  Patent-Ertheilung  soll  jedoch  keineswegs  als  eine  Rück- 
sicht geltend  gemacht  werden  dürfen , aus  welcher  nun  auch  in  andern  Vereinsstaaten  ein 
Patent  auf  denselben  Gegenstand  nicht  zu  versagen  wäre.  Die  Entscheidung  der  Frage, 
ob  ein  Gegenstand  zur  Patent-Ertheilung  geeignet  sei  oder  nicht , bleibt  vielmehr  inner- 
halb der  gemeinsam  vereinbarten  Grenzen  dem  freien  Ermessen  jedes  einzelnen  Staates 
nach  den  von  ihm  für  räthlich  befundenen  Grundsätzen  Vorbehalten , ohne  dass  diesem 
Ermessen  durch  die  Vorgänge  in  andern  Vereinsstaaten  vorgegriffen  werden  darf.  Die 
Gewährung  eines  Patents  begreift  ferner  für  den  Unterthan  eines  andern  Vereinsstaates  die 
Befugnis*  zur  selbstständigen  Niederlassung  und  Ausübung  des  Gewerbes , in  welches  der 
natentirte  Gegenstand  einschlägt , nicht  in  sich  ; vielmehr  ist  die  Befugni.ss  hierzu  nach 
Maßgabe  der  Verfassung  jedes  Staates  besonders  zu  erwerben. 

VI.  Wenn  nach  Ertheilung  eines  Patents  der  Beweis  geführt  wird,  dass  die  Voraus- 
setzung der  Neuheit  und  Eigenthümlichkeit  nicht  gegründet  gewesen  sei,  so  soll 
dasselbe  sofort  zurückgcnomroen  werden.  In  solchen  Fällen,  wo  der  natentirte 
Gegenstand  zwar  Einzelnen  schon  früher  bekannt  gewesen,  von  diesem  jedoen  geheim 
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gehalten  worden  ist , bleibt  das  Patent , soweit  dessen  Aufhebung  nicht  etwa  durch  ander- 
weite Umstände  bedingt  wird,  zwar  bei  Kräften , jedoch  gegen  die  gedachten  Personen 
ohne  Wirkung. 

VII.  Die  Ertheilung  eines  Patentes  in  einem  Vereinsstaate  ist  sogleich , mit  allge- 
meiner Bezeichnung  des  Gegenstandes , des  Namens  und  Wohnortes  des  Patent-Inhabers, 
so  wie  der  Dauer  des  Patents  in  den  zu  amtlichen  Mittheilungen  bestimmten  Blättern 
öffentlich  zu  verkünden. 

ln  gleicher  Art  ist  auch  die  Prolongation  eines  Patentes  oder  die  Zurücknahme 
desselben  vor  Ablauf  des  ursprünglich  bestimmten  Zeitraums  öffentlich  bekannt  au  machen. 

VIII.  Die  sämmtlichen  Vereins  - Regierungen  werden  sich  nach  dem  Ablaufe  jedes 
Jahres  vollständige  Verzeichnisse  der  im  Laufe  desselben  ertheilten  Patente  gegen- 
seitig mittheilen. 

Vorstehende  Uebereinkunft  ist  durch  Art  8 'des  Zollvereins- Vertrages  vom  10.  Mai 
1865  Preuss.  Ges.-Samml.  1S65.  S 647  und  durch  Art.  21  des  Zollvereins- Vertrages  vom 
8.  Juli  1867  iBund.-G.-B.  1867  S.  163)  erneuert  und  als  Theil  dieses  letzteren  Vertrages, 
durch  Art.  40  der  Reichs-Verfassung  bestätigt  worden.  (Vergl.  Schneider,  Organisation 
des  Zoll-Vereins.  2.  Aufl.  S 40.  Berlin.  Kortkampf ; ferner  Biester,  Reichs- Verf.  S.  23 
a a.  O.  ebenda. 


Beilage  Br.  8. 

Landes  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Ertheilung  von  Erfindungs-Patenten. 

A.  Preussen. 

Publikandum  des  Königlich  Preussischen  Ministeriums  für 
Handel  und  Gewerbe  vom  14.  Oktober  1815.  .Ministerial-Batt  für  die 
innere  Verwaltung  1849.  S.  228.  Vgl.  auch  Geseiz-S.  1867.  8.  13., 

1«  Jede  Sache  kann  der  Gegenstand  einer  Patentirung  werden,  wenn  sie  nur  neu  erfunden, 
reell  verbessert  oder  im  Fall  der  blossen  Einführung  ausländischer  Erfindungen  wirk- 
lich durch  den  Nachsucher  im  Lande  zuerst  bekannt  gemacht  und  zur  Anwendung 
gebracht  worden  ist. 

2»  Wer  ein  Patent  erhalten  will,  muss  das  desfallsige  Gesuch  bei  der  Provinzial -Regierung 
anbringen,  diesem  Gesuche  eine  ganz  genaue  Beschreibung  und  Darstellung  der  zu 
patentirenden  Sache,  durch  Modelle,  Zeichnungen  oder  Schrift  und,  soweit  es  möglich 
ist,  durch  diese  drei  Mittel  zugleich,  beifügen,  auch  sich  erklären , ob  er  das  Patent 
für  die  ganze  Monarchie  , oder  für  einen  bestimmten  Theil  derselben  und  für  welchen 
Zeitraum  zu  haben  wünscht.  Die  Regierung  veranlasst  eine  Prüfung  der  angezeigten 
Erfindung  und  Verbesserung  durch  Sachverständige1  und  berichtet  über  die  Gewäh- 
rung des  Gesuchs  an  das  Handels-Ministerium  , welches  entweder  eine  neue  Prüfung 
vornehmen  lässt , oder  auf  den  Grund  der  durch  die  Provinzial-Regierung  angestellten 
Prüfung  über  das  Gesuch , sowohl  in  Absicht  der  Patentirung  im  Allgemeinen , als 
den  Umfang  und  die  Dauer  des  Patents  entscheidet , und  demnächst  das  Pattent  selbst 
ausfertigt  und  vollzieht , die  eingereichten  Modelle,  Zeichnungen  und  Beschreibungen 
aber  sorgfältig  aufbewahren  lässt. 

3»  Die  kürzeste  V* eit  der  Dauer  eines  Patentes  wird  auf  6 Monate,  die  längste  auf  fünfzehn 
Jahre  bestimmt. 

4*  Die  Ertheilung  des  Patentes  wird  durch  den  Staats-Anzeiger  und  durch  die  Amts-Blätter 
der  Regierungen  bekannt  gemacht. 

5*  Der  Patentirte  muss  von  dem  ihm  verliehenen  Rechte  längstens  vor  Ablauf  von  6 Mo- 
naten Gebrauch  zu  machen  anfangen , widrigenfalls  sein  Recht  ebenfalls  für  erloschen 
erachtet  wird. 

6*  Ausser  den  gewöhnlichen  tarifmäßigen  Stempel-  und  Sportel- Kosten  wird  keine 
besondere  Patent-Steuer  bezahlt. 

7*  Wenn  Jemand  vollständig  zu  erweisen  im  Stande  ist , dass  er  die  nämliche  Sache , 
worüber  ein  Patent  ertheilt  worden , früher  oder  gleichzeitig  mit  dem  Patentirten 
erfunden , oder  in  der  nämlichen  Art  verbessert  hat,  so  wird  demselben  das  Recht,  seine 

f leichzeitige  oder  frühere  Erfindung  oder  Verbesserung  zu  benutzen,  durch  das  ertheilte 
’atent  in  keiner  Art  beschränkt. 

*)  Zur  Zeit  ist  diese  Prüfung  der  Regel  nach  Sache  der  technischen  Deputation  für  Gewerbe 
zu  Berlin,  und  die  Bezirks-Regierungen  beschränken  sich  darauf,  das  Patent-Gesurb  dem  Han- 
dels-Ministerium zu  überreichen. 

Gegenwärtig  ist  nur  der  Ausfertigungs-Stempel  von  15  Sgr.  zu  entrichten. 
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8«  Wird  von  Seiten  des  Patentillen  behauptet,  dass  er  von  Jemand  in  seinem  Rechte 
beeinträchtigt  worden , so  muss  er  seine  Beschwerde  bei  der  Regierung  desjenigen 
Bezirks,  in  welchem  der  Beeinträchtigen  seinen  Wohnsitz  hat.  anbringen,  und 
gebührt  der  Regierung,  mit  Vorbehalt  des  Rekurses  an  das  Handels-Ministerium,  die 
Entscheidung  über  die  Beschwerde. 

9.  Wer  überfünrt  wird,  ein  durch  ein  Patent  erlangtes  Recht  beeinträchtigt  zu  haben, 
dem  wird,  unter  Zurlastlegung  der  Untersuchungskosten  , die  Benutzung  oder  Anwen- 
dung der  patentirten  SAche  auf  solange,  als  das  Patent  besteht , untersagt,  ihm  auch 
bekannt  gemacht,  dass  er  im  Wiederholungsfälle  mit  Konfiskation  der  Vorgefundenen 
Werkzeuge,  Materialien  und  Fabrikate  bestraft  werden  würde , welche  Strafe,  wenn  die 
Drohung  fruchtlos  ist,  dergestalt  zur  Ausführung  gebracht  wird,  dass  sämmtliche 
konfiszirte  Objekte  dem  Patentirten  zur  weiteren  Benutzung  übergeben  werden,  welchem 
ausserdem  überlassen  bleibt,  im  Wege  des  Zivil-Prozesses  den  ihm  zugefügten  Schaden 
gegen  den  Becinträchtiger  geltend  zu  machen.  — 

Dieses  Publikandum  ist  zwar  durch  die  Amt»- Blätter  veröffentlicht  worden  und  beruft 
sich  im  Hingänge  auf  ..Allerhöchste  Königl.,  in  der  Kabinets-Ordre  vom  27.  Septbr.  IS15 
ausgesprochene  Genehmigung“,  indessen  der  Mangel  landesherrlicher  Vollziehung  machte 
die  Gesetzeskraft  anfechtbar.  Zur  Behebung  dessen  besagte  §.  9 der  Preuss.  Gewerbe- 
ordnung vom  17.  Januar  1845:  „Die  besonderen  Vorschriften  über  Erthei- 
lung  und  Benutzung  der  Erfi  n dun  gs- Patente  kommen  ferner  zur  An- 
wendung.“ Ob  der  Richter  in  der  unbestimmten  Fassung  dieser  Gesetzes- Vorschrift  eine 
genügende  Ergänzung  der  dem  ursprünglichen  Publikandum  mangelnden  Gesetzeskraft 
zu  finden  und  demselben  straf-  und  zivilrechtliche  Wirkung  zu  geben  hat,  mag  immerhin 
noch  bestreitbar  erscheinen. 

Die  altländischen  Grundsätze  über  das  Patentwesen  sind , mit  den  durch  neuere  Ver- 
waltungs-Vorschriften veranlagten  Abänderungen,  in  Schleswig- Holstein  mittelst  Ver- 
ordnung vom  24.  Juni  1867  'Oes.-S.  1867,  8.  1113  u.  ff.)  eingeführt  worden. 

In  Hannover  sind  für  die  Krtheilung  von  Patenten  die  269  und  291  der  Gewerbe- 
ordnung vom  1.  August  1847  Ges.-Samml.  für  Hannover  1647  S.  215)  und  die  Bekannt- 
machung vom  15.  Dezbr.  1853  Ges  -Samml.  für  Hannover  S.  667  ; — für  die  Verfolgung 
der  Zuwiderhandlungen  aber  §§.  273  und  274  des  Polizei-Strafgesetzes  vom  25.  Mai  1847 
i, Ges.-Samml.  für  Hannover  1847  massgebend. 

Für  Kurhessen  bestimmte  die  Verfassungs-Urkunde  vom  13.  April  1652  §.25:  ..Pa- 
tente für  Erfindungen  können  von  der  Regierung  auf  bestimmte  Zeit,  jedoch  nicht  länger 
als  auf  io  Jahre  ertheilt  werden **. 

In  Nassau  und  Frankfurt1  gelten  im  Wesentlichen  nur  die  Bestimmungen  der 
Uebereinkunft  vom  21.  Septbr.  1842  s.  oben  Beilage  Nr.  1;. 

B.  Bayern:  Abschnitt  VIII.  u.  IX.  §§.  91  — 115  der  Verorduug  vom  21.  April  1662,  den 
Vollzug  der  Grund  - Bestimmungen  für  das  Gewerbswesen  betreffend  . handelt  sehr  aus- 
führlich von  den  Gewerbs-Privilegien  Erfindungs-Privilegien  . 

Auch  für  eine  neue  Erfindung  wird  ein  Privilegium  nur  dann  ertheilt,  „wenn  sie 
von  solcher  Bedeutsamkeit  ist,  dass  sie  einen  gemeinnützigen  wesentlichen 
Einfluss  zu  äussern  vermag.“ 

Als  Taxen  sind  zu  entrichten  für  ein  Privilegium  auf  1 Jahr:  25  Fl.;  für  5 Jahre 
60  Fl.;  für  10  Jahre:  150  Fl.;  für  15  Jahre:  275  Fl;  daneben  3 Fl.  Stempel. 

C.  Sachsen:  Verordnung,  die  Erlheilung  von  Erfindungs- Privilegien  betreffend,  vom 
20.  Januar  1853. 

1«  schliesst  von  der  Patentirung  aus  : „Arzneimittel  jeder  Art  und  Arznei- Be- 
reitungs-Methoden, Schönheitsmittel,  Nahrungsmittel,  einschliesslich  der  zum  Ver- 
zehren bestimmten  Luxusartikel , alle  Muster  und  allgemeine  wissenschaftliche  Grund- 
wahrheiten. “ *" 

An  Stempeln  und  Taxen  sind  zu  zahlen : bei  Einreichung  eines  Patentgesucfces 
7 i/a  Thlr. ; bei  Krtheilung  eines  Patentes  auf  5 Jahre  20  Thlr. ; bei  Verlängerung  auf 
weitere  5 Jahre  50  Thlr.  Eine  längere  Dauer  findet  nicht  statt. 

D.  Für  Württemberg  sind  massgebend: 

1«  Gewerbe-Ordnung  vom  5.  August  1636.  Art.  141  — 150. 

2«  Gesetz  vom  29.  Juni  1842,  Betreffend  die  Erfindungs-  und  Kinführungs- Patente. 
Art.  2 - 6. 

Da  diese  und  die  anderen,  nachfolgend  angezogenen  landesgesetzlichen  Bestimmungen 
über  Erfindungs-Patente  auf  den  Grundsätzen  der  oben  mitgetneilten  allgemeinen  Ueber- 
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einkunft  vom  21.  Sept.  1842  beruhen  und  desdalb  im  Wesentlichen  gleichartig  sind,  so  ist 
es  nicht  nöthig  erschienen  , ihre  Festsetzungen  hier  des  Näheren  auieu fuhren.  Für  Würt- 
temberg sei  nur  bemerkt,  dass  während  der  — höchstens  1 «»jährigen  — Dauer  des  Patentes 
eine  j ä nrl  i c h e Abgabe  von  25  Fl.  zu  entrichten  ist. 

E.  Für  Baden  besteht  weder  ein  Gesetz  , noch  eine  Verordnung  über  Erfindungs-Patente. 
Es  haben  sich  jedoch  hierfür  durch  die  Hebung  bestimmte  formen  entwickelt , welche 
seiner  Zeit  amtlich  zusammengestellt  worden  sind.  Danach  wird  ein  Patent  jeweils  nur 
für  einen  Zeitraum  von  3 Jahren  ertheilt.  Die  Gebühr  für  das  Patent  beträgt  15  bis 
500  Fl.  Taxe  und  4 bis  25  Fl.  Sporteln.  Ausserdem  sind  die  Kosten  der  Sachverstän- 
digen-Prüfung  des  Patentgesuches  an  die  Staats-Kasse  zu  erstatten.  Eine  Verlängerung 
des  ertheilten  Patentes  ist  zulässig , doch  findet  alsdann  nochmaliger  Tax-,  Sportel-  und 
Stempel-Ansatz  statt. 

Modelle , Zeichnungen  und  Beschreibungen  über  abgelaufene  Patente  werden  der 
nolytechnischen  Schule  zur  Aufbewahrung  und  Benutzung  zugestellt:  können  auch  im 
Interesse  der  Industrie  veröffentlich  werden. 

Zuwiderhandlungen  gegen  Erfindung«  - Patente  werden  nach  §.  155  des  Polizei- 
S traf- Gesetzbuch  es  vom  31.  Octbr.  1803  bestraft. 

F.  Für  Hessen:  Verordnung  vom  17.  Novbr.  1858.  'Hess.  Keg.-Bl.  1858  S.  569.» 

In  Mecklenburg  . sowie  in  den  Hansestädten  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck 
findet  eine  Ertheilung  von  Erfindungs-Patenten  überhaupt  nicht  statt. 

Heber  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  ist  des  Näheren  zu  vergleichen  : „Die  Patent- 
Gesetzgebung  aller  Länder“  von  Dr.  Klostermann.  1869. 

Heber  die  in  dem  Geltungsbereiche  des  Französischen  Rechtes  zur  Anwendung 
kommenden  besonderen  Vorschriften  betreffs  der  Erfindung«  - Patente  vergl.  u.  a.  Salm 
und  Schmitz,  Ergänzungen  des  Preußischen  Strafgesetzbuches  Leipzig,  1853;  S.  138—148 
und  S.  S68  — 874.  Ferner  siehe  Gesetz  und  Verordnung  vom  13.  Novbr.  1872,  betreff,  die 
Erfindung» -Patente  und  die  Fabrik-  und  Handelszeichen  für  Elsas«- Lothringen.  (Ges.- 
Bl.  für  Els.-I.othr.  1872  S.  774  u.  775). 


B.  Beilagen  zu  7 der  Gewerbe-Ordnung. 
# I.  Preussen. 


Beilage  Nr.  1. 

Ge  sota,; 

betreffend  die  Aufhebung  ttnd  Ablösung  der  auf  den  Betrieb  des  Abdeckerei- 
Gewerbes  bezüglichen  Berechtigungen.  Vom  17.  Dezember  IS72. 

Gesetz- Sammlung  1872.  S.  717  u.  718.) 

$•  1.  Von  den  auf  den  Betrieb  des  Abdeck  erei-Gew  er  bes  bezüglichen  Berechti- 
gungen werden,  soweit  es  nicht  schon  geschehen,  aufgehoben: 

1.  Die  noch  bestehenden  ausschliesslichen  Gewerbe-Berechtigungen,  d.  h.  die  mit  dem 
Gewerbe-Betriebe  verbundenen  Berechtigungen.  Anderen  den  Betrieb  des  Abdeckerei- 
Gewerbes  , sei  es  im  Allgemeinen  oder  hinsichtlich  der  Benutzung  eines  gewissen 
Betriebs-Materials,  zu  untersagen  oder  sie  darin  zu  beschränken ; 

2.  alle  Zwangs-  und  Bannrechte,  deren  Aufhebung  nach  dem  Inhalte  der  Verleihungs- 
Urkunden  ohne  Entschädigung  zulässig  ist; 

& alle  Zwangs-  und  Bannrecnte,  welche  dem  Fiskus  oder  einer  Kämmerei  oder  Gemeinde 
innerhalb  des  Gemeinde-Bezirks  oder  einer  Korporation  von  Gewerbtreibenden  zu- 
stehen, oder  welche  von  einem  dieser  Berechtigten  erst  nach  dem  1.  Dezember  187) 
auf  einen  Anderen  übergegangen  sind. 

Zwangs- und  Bannrechte,  deren  Besitz  zwischen  einem  der  vorstehend  bezeichneten 
und  anderen  Berechtigten  getheilt  ist,  fallen  erst  hinweg,  wenn  der  den  letzteren  zu- 
stehende Theil  derselben  aogelöst  ist. 

4«  Die  Berechtigungen,  Konzessionen  zu  Abdeckerei-Anlagen  oder  zum  Betriebe  de« 
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Abdeckerei-Gewerbes  zu  ert heilen,  welche  dem  Fiskus,  Korporationen,  Instituten  oder 
einzelnen  berechtigten  zustehen. 

Ferner  werden  Aufgehoben: 

5.  vorbehaltlich  der  an  den  Staat  zu  entrichtenden  Gewerbe-Steuern  alle  Abgaben,  welche 
für  den  betrieb  des  Abdeckerei-Gewerbes  entrichtet  werden,  sowie  die  Berechtigung, 
dergleichen  Abgaben  aufzuerlegen ; 

6.  diejenigen  Abgaben  und  Leistungen,  zu  welchen  die  Berechtigten  in  Beziehung  auf 
die  aufgehobenen  Berechtigungen  verpflichtet  sind. 

2«  Der  Ablösung  unterliegen  diejenigen  Zwangs-  und  Bannrechte  der 
Abdecker,  welche  nicht  durch  §.  1 aufgehoben  sind,  sofern  die  Verpflichtung  auf  Grund- 
besitz haftet,  die  Mitglieder  einer  Korporation  als  solche  betrifft,  oder  Bewohnern  eines 
Orts  oder  Distrikts  vermöge  ihres  Wohnsitzes  obliegt.  *) 

3«  Das  Abdeckerei-Gewerbe  wird  fortan  überall  zur  Gewerbe-Steuer  vom  Handel 
herangezogen.  - 

4.  Für  aufgehobene  ausschliessliche  Gewerbe-Berechtigungen  §.  1,  Nr.  1.  wird 
eine  Entschädigung  nur  gewährt,  sofern  und  soweit  sie  mit  einem  Zwangs-  und  Bannrechte 
nicht  verbunden  *ind.:\ 

$•  5.  Mit  denjenigen  Abweichungen,  welche  sich  aus  den  Beätiroraungen  der  6§.  1 bis 
4 ergeben,  findet  aas  Gesetz,  betreffend  die  Aufhebung  und  Ablösung  gewerblicher  Berech- 
tigungen vom  17.  März  1868  Gesetz-Samml.  für  1S68,  S.  279  folg,  auf  das  Abdeckerei- 
Gewerbe  Anwendung.  Jedoch  treten  an  die  Stelle  der  in  diesem  Gesetze  festgesetzten 
Termine  und  Fristen  in  §.  14  der  1.  Dezember  1871,  in  §§.  15,  17  und  21  der  Ablauf  des 
Jahres  1973,  in  §.  39  der  Beginn  de*  Jahres  1971  und  an  die  Stelle  des  in  §.  2>  und  §.  t>6 
festgesetzten  Zeitraums  derjenige  von  ls52 — 1871. 4) 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem 
Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  17.  Dezember  1972. 

(L.  S.J  Wilhelm. 

(Namen  der  Minister. 


1)  Nach  §.  10  der  Gewerbe-Ordnung  können  ausschließliche  Abdeckeref-Gewerbe-Berechti- 
gungeu  oder  Abdeckerei-Zwangs- und  Bannrechte  fortan  nicht  m e h r (n  eu ) e r w o r be  n werden. 
AU  Kcal -G e w e r be- Her  ech  t i g iinge  ii  können  sie  jedoch,  soweit  das  Gesetz  sie  nicht  auf- 
hebt, fortbeste  hen  und  auf  jede  gesetzlich  zum  Betriebe  des  Gewerbes  berechtigte  Person  in 
der  Art  übertragen  werden,  dass  der  Erwerber  die  Gewerbe-Berechtiguug  für  eigene  Rechnung 
auniibeu  darf  f§.  48  der Gewerbe-Ordn. j.  Auch  als  Heal-Gewerbe-Berechtigu  ngen  dürfen 
Abdeckerei-Gerechtsame  nicht  mehr  begründet  werden.  (§.  10  a.  a.  O.) 

-)  Die  Vorschriften  der  Gewerbe-Ordnung  \oin  17.  Januar  1845  hinsichtlich  der  Befähigungs- 
Zeugnisse  der  Abdecker  (§.  45)  und  der  Taxe  für  dieselben  (§.  92)  sind  durch  die  Reichs-Gewerbe  - 
Ordnung  vom  21.  Juni  1809  aufgehoben.  Dagegen  unterliegen  auch  nach  diesem  Gesetze  f§.  16) 
bdeckereion  der  besonderen  Genehmigung'  der  Bezirks-Regierung  (bez.  Landdrostei). 

3)  Der  Inhalt  einer  ausschliesslichen  Abderkerei-Bcrechtiguiig  ist  das  Recht, 
dass  in  dem  Bezirke,  über  welchen  sie  sich  erstreckt,  jeder  Dritte  von  dem  Betriebe  des  Abdeckerei- 
Gewerbes  ausgeschlossen  wird  ; die  einzelnen  Eingesessenen  des  Bezirks  werden  dadurch  an  der 
Ausnutzung  des  gefallenen  eigenen  Viehs  nicht  gehindert.  Das  Zwangs-  und  Bannrecfat 
dagegen,  welches  auch  nach  der  Aufhebung  der  ausschliesslichen  Berechtigung  fort  bestehen 
würde,  giobt  dem  Berechtigten  einen  Anspruch  auf  Auslieferung  jedes  Stückes  gefallenen  Viehes 
aus  dein  Bezirke,  für  welchen  es  besteht,  und  macht  dadurch,  auch  wenn  eine  ausschliessliche 
Gewerbe- Berechtigung  nicht  damit  verbunden  ist,  thatsärhlich  jedem  Dritten  den  Betrieb  des 
Gewerbes  in  dem  fraglichen  Bezirke  unmöglich.  Der  Wegfall  einer  ausschliesslichen  Ab- 
deckerei-Berechtigung, welche  auf  cineii  Bezirk  beschränkt  ist,  für  welchen  dem  Inhaber  zugleich 
ein  Zwangs-  und  Hannrecht  zusteht,  hat  also,  so  lange  das  letztere  besteht,  keine  Verminderung 
dos  aus  dem  Gewerbe-Betriebe  zu  erzielenden  Reinertrages  zur  Folge.  Zu  einer  Entschädigung 
liegt  daher  in  diesem  Falle  kein  Grund  vor.  Die  Fassung  ist  so  gewählt,  dass  eine  aus  schlless- 
liche  Berechtigung,  deren  Bezirk  über  denjenigen  des  damit  verbnndenen  Zwangs- und 
Bannrechts  hiuausreicht.  nur  für  den  letzteren  Bezirk  ohne  Entschädigung,  übrigens  aber  mit 
Entschädigung  aufgehoben  wird. 

*)  Das  Gesetz  vom  31.  Mai  1858,  betreffend  die  Kegullruug  des  Abdeckerei-Wesens,  ist  nun- 
mehr, als  ausser  Kraft  getreten,  anzusehen. 

Vgl.  im  l'cbrigen:  Aufhebung  und  Ablösung  der  auf  deu  Betrieb  des  Abdeckerei-Gewerbes 
bezüglichen  Berechtigungen.  Berlin.  1873,  Fr.  Kortkampf. 


— ~ PiQlfofel 
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II.  Sachsen. 


Beilage  Nr.  2. 


Gesetz, 

die  Entschädigung  ftir  Wegfall  gewisser,  mit  dem  städtischen  Brauurbar  verbun- 
dener Berechtigungen,  sowie  des  Bierverlagsrechts  von  L&udbrauereieu 
betreffend,  vom  12.  Mai  1S7K. 

.Gesetz-  und  Verordnungs-Blatt  für  Sachsen.  1873.  Stück  8.  Nr.  «6,  S.  428  ff.) 


jj.  1.  Nachdem  folgende  im  Gesetze,  die  Aufhebung  des  Bier-  und  Maidzwangs  be- 
treffend, vom  27.  März  1839,  §.  2 bei  a,  b ,S.  277,  G.  u.  V.-Bl.  1338  und  im  Gewerbe-Ge- 
t setze  vom  15.  Oktober  18lü,  jj.  43  jS.  197,  G.  u.  V.-Bl  1861  erwähnte,  mit  dem  städti- 
schen Brauurbar  verbundene  Berechtigungen,  nämlich: 

(.  das  Recht  der  brauberechtigten  Häuser  in  den  Städten,  dass  nicht  andere  Hausbesitzer 
in  derselben  Stadt  die  Braunahrung  treiben  dürfen,  und 
b.  das  Befugniss  eimelner  städtischer  Brau-  und  Malzhaus-Besitzer,  zu  verlangen,  dass 
die  Brauberechtigten  nur  in  diesen  Häusern  malzen  und  brauen  dürfen, 
vom  1.  Januar  1873  ab  aufgehoben  sind,  wird  für  den  Wegfall  dieser  Berechtigungen  unter 
folgenden  Voraussetzungen  in  nachbemerkter  Weise  aus  Staats-Kassen  eine  Entschädigung 
geleistet. 

jj.  2.  Ein  Anspruch  auf  Entschädigung  findet  nicht  statt: 
aa.  wenn  das  Hecht  auf  Verleihung  beruht  und  dessen  Aufhebung  nach  Inhalt  der  Ver- 
leihungs-Urkunde ohne  Entschädigung  zulässig  ist,  oder  bei  Verleihung  des  Rechtes 
das  Wiederaufheben  oder  Mindern  Vorbehalten  ist. 
bb.  wenn  das  mit  dem  Vertretungsrechte  verbundene  Gewerhe-Refugniss  seit  Publikation 
des  Gewerbe-Gesetzes  vom  15.  Oktober  !s6l  niemals  ausgeubt  worden  ist. 
er,  hinsichtlich  des  §.  1 bei  a.  bezeichncten  Hechtes,  soweit  e»  an  Personen  oder  Personen- 
Vereine  abgetreten  worden  ist,  welche  zur  Zeit  der  Abtretung  in  der  betreffenden 
Stadt  weder  sich  ansässig  gemacht  haben,  noch  ansässig  gewesen  sind. 

jj.  3.  Soweit  ein  Anspruch  auf  Entschädigung  stattfindet,  ist  derselbe  unter  Beibrin- 
gung des  Nachweises  für  das  Vorhandensein  des  Rechtes  bei  Verlust  des  Anspruchs  auf 
Entschädigung  bis  zu  dem  31.  Dezember  fs‘3  bei  der  Amts-Hauptmannschaft  des  Bezirks, 
in  welchem  die  betreffende  Stadl  gelegen  ist,  anzumelden. 

Dafern  für  eine  berechtigte  Brau-Genossenschaft  ein  Statut  nicht  besteht  ,§.  16,,  kann 
der  vorstehend  angedrohte  Verlust  des  Anspruchs  der  Genossenschaft  auf  Entschädigung 
dadurch  abgewendet  werden,  dass  innerhalb  der  eben  bezeichneten  Frist  der  §.  16  gedachte 
Antrag  auf  Wahl  eines  Vorstands  von  einem  Mitglied«*  der  Genossenschaft  hei  der  Ort.s- 
Verwalt längs- Behörde  angebracht  wird. 

jf.  4.  Nach  Ablauf  der  §■  3 bestimmten  Frist  hat  die  Amts-Hauptmannschaft  die  er- 
folgten Anmeldungen,  unter  Bestimmung  einer  Frist  von  mindestens  sechs  Wochen,  dem 
von  dem  Finanz-Ministerium  zu  bestellenden  Vertreter  des  Staats-Fiskus  zur  Erklärung 
mitzutheilen.  sodann  aber  der  General-Kommission  für  Ablösungen  und  Gemeinheits-Thei- 
lungen  vorzulegen. 

Die  General-Kommission  hat  hierauf  eine  Entscheidung  darüber  zu  ertheilen,  ob  und 
inwieweit  die  angemeldeten  Rechte  zur  Entschädigung  steh  eignen.  Gegen  diese  den 
Betheiligten  zu  eröffnende  Entscheidung  steht  dem  Anmelder  und  dem  Vertreter  des 
Staats-Fiskus  binnen  vierzehn  Tagen,  von  Eröffnung  der  Entscheidung  an,  Rekurs  an 
das  Ministerium  des  Innen«  offen.  Bei  der  Entscheidung  des  Letzteren  hat  es  zu  be- 
wenden. 

Beide  Entscheidungen  erfolgen  im  reinen  Verwaltungswege. 

jf.  5.  Nach  Beendigung  des  §.  I gedachten  Verfahrens  wird  fürdas  angemeldete  Recht, 
soweit  es  als  zur  Entschädigung  sich  eignend  anerkannt  worden  ist,  durch  einen  von  der 
General-Kommission  zu  ernennenden  Kommissar  der  Betrag  der  zu  gewährenden  Ent- 
schädigung ermittelt. 

*•  «•  lieber  das  Ergebnis*  der  nach  §.  5 vurgeuommenen  Ermittelungen  sind  vom 
Kommissar  die  Berechtigten  und  der  Vertreter  des  Staats-Fiskus  zu  hören  Gelingt  es 
dabei  nicht,  eine  Vereinigung  § 15  herbeizufübren,  so  sind  die  Akten  der  Genera!  Kom- 
mission zur  Entscheidung  über  die  Höne  des  Entschädigungs-Kapitals  vorzulegen.  Gegen 
diese  Entscneidung  steht  dem  Berechtigten  und  dem  \ertreler  des  Staats-Fiskus  binnen 
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vierzehn  Tagen,  von  Bekanntmachung  der  Entscheidung  an  , Rekurs  an  da«  Ministerium 
de«  Innern  zu  Bei  dessen  Entscheidung  bewendet  es,  wenn  nicht  binnen  vierzehn  Tagen, 
von  deren  Bekanntmachung  an,  auf  Entscheidung  im  Rechtswege  angetragen  wird.  Dieser 
Antrag  steht  nur  dem  Berechtigten,  nicht  dem  Staats-Fiskus  zu. 

$.  7.  Gegen  Versäumnis«  der  im  §.  3 gesetzten  Frist  findet  eine  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand  nicht  statt.  Gegen  Versäumnis»  der  in  $$.  4,  6 gesetzten  Fristen  kann, 
wenn  die  Versäumnis«  durch  unabweisbare  Hindernisse  herbeigeführt  war,  binnen  vier- 
zehn Tagen  nach  Wegfall  dieser  Hindernisse  um  Wiedereinsetzung  nachgesucht  werden. 
Geber  das  Gesuch  entscheidet  das  Ministerium  des  Innern. 

H.  Gegenstand  der  Entschädigung  ist  lediglich  der  Werth,  welchen  das  Verbie- 
tungs-  oder  Zwangsrecht  ohne  Berücksichtigung  der  wegen  desselben  zu  entrichtenden 
Befugniss-Abgaben  am  31.  Dezember  1 S7 1 gehabt  hat;  die  im  Besitze  der  Berechtigten 
befindlichen,  zur  Ausübung  der  Brauerei  bestimmten  Grundstücke,  Bauwerke  und  Gerät- 
schaften kommen  nur  insoweit  in  Berücksichtigung,  als  ihr  Werth  durch  den  Wegfall  des 
Verbictungs-  oder  Zwangsrechts  gemindert  wird;  unberücksichtigt  ferner  bleibt  der  Fabri- 
kations-Gewinn, welcher  auch  ohne  das  Vorhandensein  des  Verbictungs-  oder  Zwangsrechts 
erlangt  werden  kann,  sowie  der  Gewinn  vom  Bierausschänke. 

y.  Soweit  die  Ausübung  der  bei  §.  1 bei  a.,  b.  bezeichneten  Rechte,  ausser  dem  Falle 
der  Verpachtung,  von  den  Berechtigten  gegen  einen  in  bestimmten  Zeitabschnitten  zu 
entrichtenden  Kanon  oder  eine  andere  in  gleicher  Weise  zu  entrichtende  Leistung  ein- 
zelnen Brauereien  gegenüber  hisher  aufgegeben  oder  einzelnen  Brauereien  überlassen  ge- 
wesen ist,  gelangen  diese  Leistungen  vom  1.  Januar  1S73  ab  in  Wegfall  und  es  kommt  aer 
durchschnittliche  Reinertrag  (vergl.  §.  10)  derselben  hei  Feststellung  der  Entschädigung 
in  Aufrechnung. 

§•  10.  Reinerträge,  wenn  sie  zur  Werths-Ermittelung  benutzt  werden  sollen,  sind  mit 
dem  zwanzigfachen  Betrage  zu  kapitalisiren. 

Bei  Ermittelung  von  Reinerträgen  ist  der  Durchschnitt  der  fünf  Jahre  1S07  bis  1871 
zu  Grunde  zu  legen. 

{(.11.  Das  nach  §§.  0,  15  festgestellte  Entschädigungs-Kapital  tritt  allenthalben  an 
Stelle  de«  in  Wegfall  gebrachten  Rechte«. 

12.  Haben  die  Besitzer  der  im  §.  I bei  a.,  b.  erwähnten  brauberechtigten  Häuser 
oder  einzelnen  Brau-  und  Malzhäuser  wegen  der  ihnen  zustehenden,  im  §.  1 bei  a.,  b.  be- 
zeichneten Berechtigungen  an  den  Staat,  die  Stadtkasse,  Korporationen  oder  dritte  Per- 
sonen gewisse  Befugniss-Abgaben,  welche  nicht  den  im  §.  7 bei  6 der  Gewerbe-Ordnung 
vom  *21.  Juni  1869  erwähnten  Gewerbe-Steuern  beizuzählen  sind,  zu  entrichten,  so  sind  sie 
verpflichtet,  den  nach  §.  10  kapitulierten  Reinertrag  dieser  Befugniss-Abgaben  dem  zu  Er- 
hebung der  letzteren  Berechtigten  zu  gewähren,  und  deshalb,  soweit  ihnen  in  Gemässheit 
gegenwärtigen  Gesetzes  Entschädigungs-Kapitale  zu  zahlen  sind , von  letzteren  die  ent- 
sprechenden Beträge  sich  in  Abzug  bringen  zu  lassen  §.  18  . 

Die  vorstehend  bestimmte  Verpflichtung  tritt  in  dem  §.  2 bei  aa.  erwähnten  Falle  nicht 
ein,  ist  aber  im  Uebrigen  nicht  davon  abhängig,  ob  dem  zu  Entrichtung  der  Befugniss- 
Abgabe  Verpflichteten  für  den  Wegfall  «einer  Haupt-Berechtigung  eine  Entschädigung 
überhaupt  wirklich  zu  Th  eil  wird. 

$•  13.  Pächter  eines  der  §.  1 bei  a.,  b.  gedachten  Rechte  haben  wegen  Wegfalls  der- 
selben nur  an  ihre  Verpächter  einen  Entschädigungs-Anspruch,  welcher  jedoch  die  vier- 
prozentigen  Zinsen  des  dem  Verpachter  wegen  des  inm  für  das  aufgehobene  Recht  auszu- 
werfenden Entschädigungs-Kapitals  nicht  übersteigen  darf. 

14.  Die  Zahlung  der  Entschädigungs-Kapitale  für  das  §.  1 bei  a.  bezeichnete  Recht 
erfolgt,  mit  Ausnahme  des  im  §.  9 erwähnten  Falles,  sobald  die  Berechtigten  nachgewiesen 
haben,  dass  in  der  betreffenden  Stadt  nach  dem  1.  Januar  1873  von  einem  Dritten  eine  neue 
Brauerei  errichtet  und  drei  Jahre  lang  betrieben  worden  ist.  Solchenfalls  werden  den  Be- 
rechtigten ausser  den  Entschädigungs-Kapitalen  die  Zinsen  davon  zu  Fünf  Prozent  auf  die 
der  Einreichung  des  Nachweises  vorhergehenden  drei  Jahre  und  bis  zum  Zahlungstage 
gewährt.  Dafern  der  vorstehend  bezeichnete  Nachweis  bis  zum  31.  Dezember  1882  nicht 
eingercicht  worden  ist,  wird  für  das  betreffende  Recht  eine  Entschädigung  aus  Staats- 
Kassen  nicht  gewährt. 

Die  Auszahlung  der  wegen  des  §.  1 bei  h.  gedachten  Rechtes  zu  gewährenden  Entschä- 
digungs-Kapitale erfolgt  binnen  acht  Wochen  nach  der  in  Gemässheit  §§.  6,  9,  15  erfolgten 
Feststellung  derselben.  Dasselbe  gilt  hinsichtlich  des§.  1 bei  a.  erwähnten  Rechtes  in  dem 
§.  9 bezeichneten  Falle.  Mit  den  in  Alinea  2 erwähnten  Entschädigungs-Kapitalen  werden 
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den  Berec  htigten  Zinsen  davon  nach  Höhe  von  jährlich  Fünf  vom  Hundert  vom  J.  Januar 
1873  ab  gewährt. 

ft.  15.  Die  Staats-Regierung  ist  ermächtigt,  mit  den  Berechtigten  über  die  ihnen  zu 
gewährenden  Entschädigungen,  insbesondere  über  die  Höhe  und  über  die  Zeit  der  Zahlung 
derselben,  vergleichsweise  Vereinigungen  zu  treffen,  bei  denen  auch  von  den  Vorschriften 
des  §.  14  abgewichen  werden  kann.  Zu  solchen  Vereinigungen  bedarf  es  der  Zustimmung 
hypothekarischer  Gläubiger  oder  sonstiger  entfernter  Interessenten  im  Sinne  des  Ablösungs- 
Gesetzes  vom  17.  März  1832,  §§.  107  fg.  Seite  209  fg.  der  Ges. -Sammlung  vom  Jahr  1832) 
nicht. 

ft.  10.  Brau-Genossenschaften  werden  bei  der  Anmeldung  §.  3)  und  allen  in  Gemäss- 
heit  gegenwärtigen  Gesetzes  vorzunehmenden  Verhandlungen  durch  ihren  statutenmässigen 
Vorstand  vertreten.  Dafern  für  eine  Brau-Genossenschaft  ein  Statut  nicht  besteht,  haben 
die  Mitglieder  derselben  behufs  ihrer  Vertretung  bei  der  Anmeldung  und  den  gedachten 
Verhandlungen  einen  aus  fünf  Personen  ihres  Mittels  bestehenden  Vorstand  zu  wählen. 
Diese  Wahl  erfolgt  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Mitglieder  der  Brau-Genusscnschaft 
unter  Leitung  der  Ortsverwaltungs-Obrigkeit,  w elche  dazu  die  Mitglieder  — unter  Ein- 
räumung einer  Frist  von  vierzehn  Tugen  — durch  eine  im  Amts-Blatte  zu  veröffentlichende 
Bekanntmachung  einzuladen,  von  letzterer  auch  den  ihr  bekannten,  in  der  betreffenden 
Stadt  wohnhaften  Genossenschafts-Mitgliedern  Abschrift  zuzufertigen  hat. 

Die  Stimm- Berechtigung  der  einzelnen  Genossenschafts-Mitglieder  bei  der  Wahl  ist 
nach  den  ihnen  zustehenden  Antheilen  an  der  Brau-Gerechtigkeit  (Bieren,  Brauloosen) 
zu  berechnen. 

Als  gewählt  gelten  diejenigen  Genossenschafts-Mitglieder,  auf  welche  die  meisten  der 
von  den  zur  Wahl  Erschienenen  abgegebenen  Stimmen  gefallen  sind.  Bei  Gleichheit  der 
Zahl  der  letzteren  entscheidet  das  Loos. 

ft.  17.  Der  Statutengemäss  bestehende  oder  nach  §.  10  gewählte  Vorstand  der  Brau- 
Genossenschaft  vertritt  letztere  und  deren  einzelne  Mitglieder  hinsichtlich  ihrer  genossen- 
schaftlichen Hechte  und  Verbindlichkeiten  bei  der  Anmeldung  und  allen  in  Gemässheit 
gegenwärtigen  Gesetzes  vorzunehmenden  Verhandlungen,  insbesondere  auch  bei  den  §.  15 
erwähnten  vergleichsweisen  Vereinigungen,  dergestalt,  dass  seine  Erklärungen  sowohl  für 
die  Genossenschaft,  als  auch  für  deren  einzelne  Mitglieder  rechtsverbindlich  sind. 

ft.  18.  Die  Zahlung  der  durch  Entscheidung  oder  Vereinbarung  festgestellten  Ent- 
schädigungs-Summe erfolgt  an  die  betreffende  Ortsverwaltungs-Benörde . welche  diese 
Summe,  soweit  sie  nicht  zunächst  zu  den  §.  12  bestimmten  Entschädigungen  für  wegfallende 
Hefugniss- Abgaben  zu  verwenden  oder  in  dem  §.  19  vorgesehenen  Fällen  der  Hypotheken- 
Behörde  zu  übergeben  ist,  an  die  nach  §§.  1 fg.  Berechtigten  zu  vertheilen  hat. 

ft.  19.  »Sind  an  dem  Hechte  oder  an  dem  Grundstücke,  auf  dessen  Folium  das  Hecht 
eingetragen  ist,  Hypotheken  bestellt,  so  sind  die  Kapital-Zahlungen  der  Hypotheken- 
Behörde  zu  übergehen,  welche  das  Interesse  der  hypothekarischen  Gläubiger  nach  den 
Vorschriften  in  §§.  171  fg.  des  Ablösungs-Gesetzes  vom  17.  März  1832  (S.  21 1 d.  G.-Samml. 
v.  J.  1832  und  der  Verordnung  vom  31.  Juli  1837  \S.  75  des  Ges.-  u.  Verordn. -Bl.  v.  J. 

1 >37 1,  sowie  in  §§.  34  und  35  des  Gesetzes,  Nachträge  zu  den  bisherigen  Ablösungs-Gesetzen 
betreffend,  vom  15.  Mai  1851  (S.  137,  183  d.  Ges.-  u.  Verordnungs-Bl.  v.  J.  1851)  wahr- 
zunehmen hat. 

ft.  20.  Das  Verfahren  nach  Massgabe  der  vorstehenden  Paragraphen  dieses  Gesetzes 
ist  vor  den  Verwaltungs-Behörden  Stempel-  und  kostenfrei.  Die  unvermeidlichen  haaren 
Verlage  werden  von  der  Behörde,  bei  welcher  sie  erwachsen  sind,  übertragen. 

ft.  21.  Zwangs-  und  Bannrechte  der  im  §.  8 bei  1 der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni 

bezeichneten  Gattung,  welche  mit  dem  städtischen  Brauurbar  im  Zusammenhänge 
stehen,  unterliegen,  auch  wenn  die  Verpflichtung  den  Besitzern  einzelner  Brauhäuser  ob- 
liegt, vom  1.  Januar  1873  ab  auf  Antrag  des  Verpflichteten  der  Aufhebung.  Letzterer  hat 
solchenfalls  dem  Berechtigten  eine  dem  durchschnittlichen  Heinertrage  )§.  10)  des  Rechtes 
gleichkomraende,  jedoch  jederzeit  nach  einhalbjähriger,  beiden  Theilen  freistehender  Kün- 
digung mit  dem  zwanzigfachen  Betrage  ablöslicbe  Jahresrente  zu  gewähren. 

In  den  §.  2 dieses  Gesetzes  bei  Ha.,  bb.  bezeichneten  Fällen  sind  die  vorstehend  bezeich- 
neten Hechte  vom  1.  Januar  1873  ab  aufgehoben,  ohne  jlass  deshalb  dem  zeither  Berech- 
tigten ein  Entschädigungs-Anspruch  zusteht. 

ft.  22.  Hinsichtlich  der  Aufhebung  des  Bierverlagsrechts  von  Landbrauereien, 
soweit  dasselbe  nach  §§.  1?»  fg.  des  Gesetzes,  die  Aufhebung  des  Bier-  und  Mahlzwangs 
betreffend,  vom  27.  März  1838  'S.  280  des  Ges.-  u.  V.-Bl.  v.  J.  1838)  und  nach  §.  43  des 
Gewerbe-Gesetzes  vom  15.  Oktober  1810  S.  197  d.  Ges.-  u.  V.-Bl.  v.  J.  1801  zeither  noch 
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fortbestanden  hat,  bewendet  es  bei  den  in  j.  2»  und  §.  21,  Alinea  1 des  Gesetzes  vom  27. 
März  1 83*»  enthaltenen  Vorschriften. 

#.  23.  Ist  die  Landbrauerei  verpachtet,  so  hat  der  Pachter  auf  die  Dauer  des  Pachte« 
gegen  den  Verpachter  Anspruch  auf  l'eberlussung  der  Letzterem  vom  seither  Verpflichteter, 
zu  zahlenden  Jahresrente,  oder,  wenn  der  Verpachter  mit  Kapital  entschädigt  wird,  auf 
Gewährung  vierprozentiger  Zinsen  dieses  Kapitals. 

$.  24.  Soweit  in  den  §§.  21,  22  bezeichnten  Fällen  eine  jgiltliche  L’ebereinkunft  nicht 
zu  Stande  kommt,  gelangen,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  in  §.  9,  Alinea  1 der  Gewerbe- 
ordnung vom  21.  Juni  1909,  hinsichtlich  des  Verfahren«,  die  Vorschriften  des  Gesetze« 
über  Ablösungen  und  Gemeinheits-Theilungen  vom  17.  März  1832  iS.  163  fg.  der  Ges  - 
Samml.  v.  J.  1832  mit  den  in  ji$.  31  fg.,  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1831  S.  137  fg.  des 
Ge«.-  u.  Y.-Bl.  v.  J.  1 831  enthaltenen  Abänderungen  analog  zur  Anwendung. 

$.  25.  Mit  Ausführung  dieses  Gesetzes  sind  Unsere  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
Innern  beauftragt. 

Dresden,  am  12.  Mai  1973. 

Johan  n. 


Beilage  Nr  3 


Verordnung 

zur  Ausführung  deä  Gesetzes,  die  Entschädigung  für  Wegfall  gewisser,  mit  dem 
städtischen  Brauurbar  verbundener  Berechtigungen , sowie  des  Biervcrlagsrechts 
von  Landbrauereien  betreffend,  vom  12.  Mai  1873. 

.Ges.-  u.  Verordn. -Blatt  für  1973.  S.  434., 


Zu  §§.  3.  8.  9.  10,  16  des  Gasalzes. 

$.  |.  Die  Anmeldung  muss  eine  genaue  Bezeichnung  des  Rechtes,  für  dessen  Wegfall 
Entschädigung  gefordert  wird,  enthalten.  Die  zum  Nachweise  für  das  Vorhandensein 
desselben  dienenden  Urkunden  sind  im  Originale  oder  in  beglaubigter  Abschrift  einzu- 
reichen. 

Ferner  sind  der  Anmeldung  möglichst  vollständige  und,  soweit  thunlich,  bescheinigte 
Angaben  über  die  Thatsachen  beizufügen,  welche  zu  Ermittelung  des  Werthes  des  weg- 
gefallenen  Rechtes  nach  den  in  §§.  9 bis  10  des  Gesetzes  enthaltenen  Grundsätzen  geeignet 
sind. 

Brau-Genossenschaften  , für  welche  ein  Statut  besteht  5.  16  des  Gesetze«',  haben 
dasselbe  bei  der  Anmeldung  im  Originale  oder  in  beglaubigter  Abschrift  einzureichen. 

Sobald  von  dem  Mitgliede  einer  Brau-Genossenschaft.  für  welche  ein  Statut  nicht  be- 
steht, der  §.  3,  al.  2 de»  Gesetzes  bezeichnete  Antrag  auf  Wahl  eines  Vorstande«  bei  der 
Ortsverwsltu ngs- Behörde  angebracht  worden  ist,  hat  Letztere  davon . zugleich  tu  wei- 
terer Benachrichtigung  des  Vertreters  des  Staats  - Fiskus , der  Amts-Hatiptmannschaft 
Kenntniss  zu  geben. 

Zu  §.  4 des  Gesetzes. 

#.  II.  Durch  die  im  §.  1,  al.  1 des  Gesetzes  enthaltene  Bestimmung  ist  die  Amts- 
Hauptmannschaft  nicht  behindert,  die  ebenda  vorgeschriebene  Mittheilung  und  Vorlegung 
der  erfolgten  Anmeldungen  vor  Ablauf  der  im  §.  3 festgesetzten  Anmeklungsfrist  zu  be- 
wirken, dafern  nicht  etwa  der  Anmelder  die  Beanstandung  dieser  Mittheilung  und  Vor- 
legung bis  nach  Ablauf  der  Anmeldungsfrist  beantragt. 

Zu  §§.  4.  6 des  Gesetzes. 

g.  III.  Alle  in  Gemissheit  des  Gesetzes  zu  ertheilenden  Entscheidungen  sind  den 
Betheiliglen  durch  die  Amts-Hauptmannschaft  bekannt  zu  machen. 

Zu  (t§.  6,  15  des  Gesetzes. 

IV.  Sobald  der  Betrag  einer  Entschädigungs-Summe  durch  Vergleich  festgestellt 
ist,  hat  die  General-Kommission  für  Ablösungen  und  Gemeinheits-Theilungen  davon  der 
Amts-Hauptmannschaft  Kenntnis» zu  geben. 

Zu  §.  12  des  Gesetzes. 

6.  V.  Durch  die  im  §.  12  enthaltene  Vorschrift  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei 
den  Ermittelungen  der  Entschädigung  wegen  Wegfalls  der  Haupt-Berechtigung  §!j.  5 fg 
vergl.  mit  §.  lüde«  Gesetze»  die  Ausgleichung  zwischen  dem  Inhaber  der  letzteren  und 
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dem  zu  Erhebung  der  Befugniss-Abgabe  Berechtigten  im  Wege  der  Verhandlung  geordnet 
werde. 

Zu  $§.  14,  15  des  Gesetzes. 

!•  VI.  Dafern  Berechtigte  den  Wun«ch  haben,  das*  vor  dem  im  §.  14  de*  Gesetzen 
für  die  Zahlung  der  Entschädigung*- Kapitale  bestimmten  Zeitpunkte  wegen  Gewährung 
der  Entschädigungen  Verhandlungen  eingeleitot  werden,  so  haben  sie  Solches  der  Amts- 
Hauptmannschaft  anzuzeigen,  welche  davon  dem  Vertreter  des  Staats-Fiskus,  sowie  der 
General-Kommission  Kenntnis»  zu  geben  hat. 

Dresden,  am  12.  Mai  1873. 

Die  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Innern. 


Beilage  Nr.  4. 


Gesetz, 

die  Entschädigung  für  Wegfall  des  Mablzwangs  betreffend;  vom  13.  Mai  1873. 


.Ges.-  u.  Verordn. -Bl.  1873.  8.  435  ff. 


$.  1.  Für  den  Wegfall  des  Mahlzwangs,  das  ist:  des  mit  dem  Besitze  einer  Mühle 
verbundenen  Rechtes,  uie  Konsumenten  zu  zwingen,  dass  sie  bei  den  Berechtigten  ihren 
Bedarf  mahlen  oder  schroten  lassen,  wird,  soweit  dieses  Recht  in  Gemässheit der  Gewerbe- 
ordnung vom  21.  Juni  1809,  §.  7 vom  1.  Januar  1873  ab  aufgehoben  ist,  aus  der  Staats- 
Kasse  nach  Massgabe  des  Kgl.  Sächs.  Gesetzes  vom  11.  Juh  18G4,  einige  Abänderungen 
an  dem  die  Aufhebung  des  Bier-  uncUMahlzwangs  betreffenden  Gesetze  vom  27.  Märt  1838 
betreffend  {S.  245,  G - u.  V.-Bl.  18G4\  unter  folgenden  Voraussetzungen  und  in  nachbe- 
merkter Weise  eine  Entschädigung  geleistet. 

$.  2*  Ein  Anspruch  auf  Entschädigung  findet  nicht  statt : 
a«  für  Mahlzwangsrechte,  deren  Aufhebung  nach  dem  Inhalte  der  Verleihungs-Urkunde 
ohne  Entschädigung  zulässig  ist,  oder  bei  deren  Verleihung  das  Wiederaufheben  oder 
Mindern  Vorbehalten  ist, 

b.  wenn  der  zwangsberechtigte  Mühlen- Besitzer  verbunden  gewesen  ist,  unter  Bedingun- 
gen zu  mahlen,  welche  für  den  Besitzer  der  Zwangsmühle  lästiger  als  die  in  Such- 
mühlen sind  '§.  45,  Ge»,  vom  27.  März  1835). 

3.  Soweit  ein  Anspruch  auf  Entschädigung  slattlindet,  Ut  derselbe,  unter  Bei- 
bringung der  Nachweise  für  das  Vorhandensein  des  Rechtes,  bei  Verlust  des  Anspruchs 
auf  Entschädigung. bis  zu  dem  Hl.  Dezember  1873  bei  der  Amts-Hauptmannschaft  des  Be- 
zirks, in  welchem  die  berechtigte  Mühle  gelegen  ist,  anzumelden. 

$.  4.  ln  dem  §.  IV  bei  b.  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1864  S.  245  fg.  G.  u.  V.-Bl. 
1*64)  gedachten  Falle  sind  mit  der  Anmeldung  die  Mahlregister  auf  die  fünf  JahTe  1867 
bis  mit  1S71  einzureichen.  Erfolgt  diese  Einreichung?  nicht  oder  nicht  vollständig,  oder 
werden  die  Mahlregister  als  unrichtig  befunden,  so  wird  keine  Entschädigung  geleistet. 

5.  Nach  Ablauf  der  §.  3 bestimmten  Frist  hat  die  Amls-Hauptmamuchaft  die  er- 
folgten Anmeldungen,  unter  Bestimmung  einer  Frist  von  mindestens  sechs  Wochen,  dem 
von  dem  Finanz- Ministerium  zu  bestellenden  Vertreter  des  Staats-Fiskus  zur  Erklärung 
mitzutheilen , sodann  aber  der  General- Kommission  für  Ablösungen  und  Gemeinheits- 
Theilungen  vorzulegen. 

Die  General-Kommission  hat  hierauf  eine  Entscheidung  darüber  zu  ertheilen,  ob  und 
wie  weit  die  angemeldeten  Rechte  zur  Entschädigung  sich  eignen.  Gegen  diese,  den  Be- 
theiligten zu  eröffnende  Entscheidung  steht  dem  Anmelder  und  dem  Vertreter  des  Staats- 
Fiskus  binnen  vierzehn  Tagen,  von  Eröffnung  der  Entscheidung  an,  Rekurs  an  das 
Ministerium  des  Innern  offen.  Bei  der  Entscheidung  des  Letzteren  hat  es  zu  bewenden. 
Beide  Entscheidungen  erfolgen  im  reinen  Verwaltungswege. 

$.  tf.  Nach  Beendigung  des  §§.  3 und  5 gedachten  Verfahrens  wird  für  das  angemeldete 
Recht,  soweit  es  ah  zur  Entschädigung  sich  eignend  anerkannt  worden  ist,  durch  einen 
von  der  General-Kommission  zu  ernennenden  Kommissar  der  Betrag  der  zu  gewährenden 
Entschädigung  ermittelt. 

Bei  diesen  Ermittelungen  und  den  §.  8 erwähnten  Entscheidungen  ist  den  Bestim- 
mungen de*  im  §.  1 angezogenen  Gesetzes  vom  II.  Juli  1884  nachzugehen.  Die  danach 
ermittelten  Renten  sind  behufs  Bestimmung  der  Entschädigung  mit  dem  zwanzigfachen 
Betrage  zu  kapitalisiren. 
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$.  7.  Sind  Mahlzwangsrechte  %om  Staate  gegen  Lebern  ah  me  eine*  noch  jetzt  zu  ent- 
richteten Kanons  verliehen,  eo  wird  letzterer  vom  I.  Januar  1 *>73  ab  in  Wegfall  geschrieben, 
bei  der  Werths-Ermittelung  aber  in  Abzug  gebracht. 

$•  8.  Leber  das  Ergebnis»  der  nach  §§.  5 fg.  vorgenommenen  Ermittelungen  sind  vom 
Kommissar  ciie  berechtigten  und  der  Vertreter  des  Staats-Fiskus  zu  huren.  Gelingt  es 
dabei  nicht,  eine  Vereinigung  ,§.  15)  herbeizuführen,  so  sind  die  Akten  der  General- 
Kommission  zur  Entscheidung  über  die  Höhe  des  Entschädigungs-Kapitals  vorzulegen. 
Gegen  diese  Entscheidung  steht  dem  berechtigten  und  dem  Vertreter  des  Staats-Fiskus 
binnen  vierzehn  Tagen,  von  Bekanntmachung  der  Entscheidung  an,  Rekurs  an  das  Mini- 
sterium des  Innern  zu.  Bei  dessen  Entscheidung  bewendet  es,  wenn  nicht  binnen  vierzehn 
Tagen,  von  deren  Bekanntmachung  an,  auf  Entscheidung  im  Hechtswege  angelragen  wird 
Dieser  Antrag  steht  nur  dem  Berechtigten,  nicht  dem  Staats-Fiskus  zu. 

9.  Gegen  Versäumnis*  der  im  §.  3 gesetzten  Frist  findet  eine  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  nicht  statt.  Gegen  Versäumnis*  der  in  §.  5,  Absatz  2 und  § 8 ge- 
setzten Fristen  kann,  wenn  die  Versäumnis*  durch  unabweisbare  Hindernisse  herbeigefunrt 
worden  war,  binnen  vierzehn  Tagen  nach  Wegfall  dieser  Hindernisse  um  Wiedereinsetzung 
nachgesucht  werden.  Ueber  das  Gesuch  entscheidet  das  Ministerium  des  Innern. 

10.  Das  nach  §§.  8,  J5  festgestellte  Entschädigungs-Kapital  tritt  allenthalben  an 
die  Stelle  des  in  Wegfall  gebrachten  Hechtes. 

$$.  11.  Pächter  eines  Mahlzwangsrechts  haben  wegen  Wegfalls  des  letzteren  nur  an 
ihre  Verpächter  einen  Entschädigung»- Anspruch,  w elcher  jedoch  die  vierprozentigen  Zinsen 
des  dem  Verpachter  wegen  des  ihm  für  das  aufgehobene  Mahlzwangsrecht  auszuwerfendec 
Entschädigungs-Kapitals  nicht  übersteigen  darf. 

12.  Die  Auszahlung  der  Entschädigung*- Kapitale  erfolgt  binnen  acht  Wochen 
nach  der  in  Gemftssheit  §.  8 erfolgten  Feststellung  derselben.  Mit  den  Entschädigungs- 
Kapitalen  werden  den  Berechtigten  Zinsen  davon  nach  Höhe  von' jährlich  Fünf  vom  Hun- 
dert vom  I.  Januar  1 S7:t  ab  gewährt. 

13.  Sind  an  dem  Hechte  oder  an  dem  Grundstücke,  auf  dessen  Folium  das  liecht 
eingetragen  ist,  Hypotheken  bestellt,  so  sind  die  Kapital-Zahlungen  der  Hypotheken- 
Behörde  zu  übergeben,  welche  das  Interesse  der  hypothekarischen  Gläubiger  nach  den 
Vorschriften  in  §§.  171  fg.  des  Ablösungs-Gesetzes  vom  17.  März  1832  S.  211  der  Gesetz- 
sammlung vom  Jahre  1832,  und  der  Verordnung  vom  31.  Juli  1837  ($,  75,  G.  u.  V.-BL 
1837;,  sowie  in  §§.  34  und  35  des  Gesetzes,  Nachträge  zu  den  bisherigen  Ablösungs-Ge- 
setzen betreffend,  vom  15.  Mai  185!  ;S.  137,  138,  G.  u.  V.-Bl.  1851)  wahrzunehmen  hat. 

14.  Das  Verfahren  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  ist  vor  den  Verwaltung»- Be- 
hörden Stempel-  und  kostenfrei.  Die  unvermeidlichen  haaren  Verl&ge  werden  von  der 
Behörde,  bei  welcher  sie  erwachsen  sind,  übertragen. 

§•  15.  Die  Staats-Hegierung  ist  ermächtigt,  mit  den  Berechtigten  über  die  ihnen  zu 
gewährenden  Entschädigungen,  insbesondere  über  die  Höhe  und  über  die  Zeit  der  Zah- 
lungen derselben,  vergleichsweise  Vereinigungen  zu  treffen.  Zu  solchen  Vereinigungen 
bedarf  es  der  Zustimmung  hypothekarischer  Gläubiger  oder  sonstiger  entfernter  Interes- 
senten im  Sinne  des  Ablösungs-Gesetzes  vom  17.  März  1832,  §§.  IG7  fg.  (8  208  fg.  Ges  - 
Samml.  1832)  nicht. 

§.  10.  Hinsichtlich  der  durch  $.  8,  Alinea  1 der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  I86') 
bestimmten  Ablösung  derjenigen  Mahlzwangsreohte,  welche  durch  die  Bestimmungen  im 
§.  7 desselben  Reichs-Gesetze»  nicht  aufgehoben  sind,  ist  den  im  Königreiche  Sachten  für 
die  Ablösung  des  Mahlzwangs  zeither  bestandenen  Vorschriften  nachzugehen. 

17.  Mit  Ausführung  dieses  Gesetzes  sind  Unsere  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
Innern  beauftragt. 

Dresden,  am  13.  Mai  1873. 

Johann. 
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* Beilage  Kr.  5. 

Verordnung 

zu  Ausführung  des  Gesetzes,  die  Entschädigung  für  Wegfall  des  Mahlzwangs 
betreffend,  vom  13.  Mai  1873: 
vom  13.  Mai  1873, 

Zu  §.  3 des  Gesetzes. 

§.  I.  Die  Anmeldung  muss  eine  genaue  Bezeichnung  des  Hechtes,  für  dessen  Wegfall 
Entschädigung  gefordert  wird,  sowie  des  Rechtstitels,  worauf  sich  dasselbe  gründet,  ent- 
halten. l»ie  zum  Nachweise  fiir  das  Vorhandensein  desselben  dienenden  Urkunden  sind 
im  Originale  oder  in  beglaubigter  Abschrift  eiuzureichen. 

In  der  Anmeldung  sind  diejenigen  örtlichen  und  besonderen  Verhältnisse  anzuführen 
und.  soweit  thunlich,  zu  bescheinigen,  welche  der  Anmelder  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes,  einige  Abänderungen  an  dem,  die  Aufhebung  des  Bier-  und 
Mahlzwangs  betreffenden  Gesetze  vom  27.  März  1863  betreffend,  vom  11.  Juli  1SG4  (S.  245, 
G.-  u.  V.-Bl.  1864  für  Abstufung  der  auszuwerfenden  Ablösungs-Rente  beachtet  zu  sehen 
wünscht. 

Zu  §.  5 des  Gesetzes. 

II.  Durch  die  im  6.  5,  al.  1 des  Gesetzes  enthaltene  Bestimmung  ist  die  Amts- 
Hauptmannschaft  nicht  behindert,  die  ebenda  vorgeschriebene  Mittheilung  und  Vorlegung 
der  erfolgten  Anmeldungen  vor  Ablauf  der  im  §.  3 festgesetzten  Anmeldungsfrist  zu  be- 
wirken, dafern  nicht  etwa  der  Anmelder  die  Beanstandung  dieser  Mittheilung  und  Vor- 
legung bis  nach  Ablauf  der  Anmeldungsfrist  beantragt. 

Zu  §§.  5.  8 des  Gesetzes. 

III.  Alle  in  Gemässheit  desJGesetzes  zu  ertheilenden  Entscheidungen  sind  den 
Betheiligten  durch  die  Amts-Hauptmannachaft  bekannt  zu  machen. 

Zu  §§.  8,  15  des  Gesetzes. 

j).  IV.  Sobald  der  Betrag  einer  Entschädigungs-Summe  durch  Vergleich  festgestellt 
iit,  hat  die  General-Kommiaaion  für  Abtönungen  und  Gemein  heit. -Th  eü  ungen  davon  der 
Amts-Hauptmannschaft  Kenntnis«  zu  geben. 

Dresden,  am  13.  Mai  1873. 

Die  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Innern. 


O.  Beilagen  zu  #.  ltt.  der  Gewerbe-Ordnung.*) 

Im  Allgemeinen  wird  an  die  oben  S.  44  zu  §.  18  der  Gewerbe  - Ordnung , Note  1, 
formulirte  Bedingung  zum  Schutze  der  Arbeiter  erinnert. 

Beilage  Hr.  1. 

Masttregeln  zur  Abwendung  von  l'nglücksfälleu  ln  Pulver-Fabriken. 

(Zusammengestellt  nach  den  Minist. -Verfügungen  vom  14.  Septbr.  1846  und  31.  Mai  1856. 

M.-Bl.  d.  i.  V.  1846.  S.  203  und  1856.  S.  70.) 

A.  Lage  und  baulich«  Einrichtung  dar  Geblud«  und  Werk«. 

1.  llie  Gebäude  und  Werke  für  den  gefährlichen  Betrieb  sind  von  einander  abgeson- 
dert anzulegen  und  mit  einem  bis  zum  Dach  reichenden  Erdwall  oder  einer  Mauer  von 
21/,  Fuss  Stärke  solchergestalt  zu  umgeben,  dass  bei  einem  etwaigen  Auffliegen  die  benach- 
barten Gebäude  durch  Leitung  der  Explosion  nach  oben  möglicnst  geschützt  werden. 

Die  mit  Feuerungs-Anlagen  verbundenen  Werkstätten,  als  die  Köhlerei,  Salpeter-Läu- 
terei etc.,  so  wie  die  Wohngebäude  und  Holz-Niederlagen , sind  von  den  Gebäuden  des 
gefährlichen  Betriebes  möglichst  entfernt  anzulegen. 

2.  Neben  den  einzelnen  Pulver-Arbeitshäusern  und  gegen  diese  durch  einen  Erdwall 
geschützt,  sind  kleine  Ablage-Magazine  zur  einstweiligen  Unterbringung  der  aus  einer 


*)  Sehr  beachtenswert!!  ist  das  Werk:  »Konzessionirung  gewerblicher  Anlagen« »an K.  Cremer, 
Regierung»-  und  Hau-Rath.  2.  Auflage  bei/'.  A.  Schwetsche  und  Sohn.  1870. 
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Werkstätte  in  die  andere  übergehenden  Zwi*chen-Fabrikate  anzulegen.  Die«  kann  erlassen 
werden,  wenn  der  Betrieb  «o  eingerichtet  i«t,  das«  jede  Operation  der  Zeit  nach  «ich 
unmittelbar  an  die  folgende  anschliesst. 

8.  l)a«  Fabrik-Grundstück  ist  wo  möglich  mit  Bäumen  und  Strauchwerk  xu  beflanzen, 
und  namentlich  in  der  nächsten  Umgebung  der  Pulver-Häuser  für  die  Unterhaltung  eines 
guten  Graswuchses  xu  sorgen. 

Die  Wege  sind  thunlichst  mit  Gerberlohe  oder  Sägespänen  zu  beschütten. 

4*  Die  Gebäude  des  gefährlichen  Betriebes  sind  möglich  leicht,  am  besten  aus 
blossem,  mit  gut  in  einander  gefalzten,  glatten  Brettern  bekleideten  Stielwerk  herzustellen 
und  mit  einem  leichten  Dache  zu  versehen. 

Sie  erhalten,  um  der  Explosion  einen  leichten  Ausweg  zu  verschaffen,  grosse  Fenster. 
Wo  diese  fehlen  und  Schwere  Dächer  vorhanden  sind  , werden  zu  gleichem  Zweck  in  'den 
Umfassungswänden  und  im  Dache  nach  au«scn  sich  öffnende  Klappen  angebracht. 

5.  Um  das  Einwehen  von  Sand  und  Staub  zu  verhüten,  sind  die  Gebäude  des  gefähr- 
liche n Betriebes  mit  einem  Vorflur  zu  versehen. 

ti.  Der  eigentliche  Arbeitsraum  ist  von  dem  Vorgelege  des  treibenden  Wasserrades  oder 
Pferdegöpels  durch  eine  Wand  zu  trennen , damit  sich  der  Pulverstaub  nicht  auf  den 
Betriebsrädern  ablagern  kann. 

i.  Die  Thür-  und  Fenster-Beschläge  etc.  sind  ganz  oder  doch  in  der  Art  theilweise 
aus  Kupfer . Bronze  oder  Messing  herzustellen , dass  eine  Heibung  von  Eisen  auf  Eisen 
niemals  stattlinden  kann. 

Alle  Eisentheile  im  Innern  der  Arbeitsriume  , deren  Anbringung  sich  nicht  vermeiden 
lässt,  müssen,  soweit  als  irgend  angänglich,  mit  Holz  verkleidet  oder  mit  Leinwand 
behautet  werden. 

b.  Die  von  der  Sonne  beschienenen  Fensterscheiben  sind  mit  weisser  Oelfarbe  tu 
bestreichen  , damit  darin  befindliche  Warzen  und  Blasen  nicht  als  Brenngläser  wirken 
können. 

9.  Jedes  Gebäude,  in  welchem  sich  Pulver  uder  Pülversatx  befindet,  zum  Mindesten 
aber  das  Pulver-Magazin  , erhält  einen  Blitzableiter. 

10.  Das  gesammte  Werk  ist  mit  einem  Zaun  zu  umgeben  , oder  in  anderer  geeigneter 
Weise  abzuschliessen. 

Von  den  beiden  letzten  Bedingungen  ;9.  und  10.)  kann  auf  Antrag  des  Fabrikanten 
abgesehen  werden. 


B.  Betriebs-Einrichtungen. 

1.  Die  Mengung  des  Satze6  in  Tonnen  mittelst  Bronzekugeln  und  die  Verdichtung 
desselben  durch  Walzenpreasen  erscheint  minder  gefährlich , als  die  Bereitung  des  Pulvers 
auf  Walz-  und  Stampf-Muhleti. 

2.  Da , wo  Mühlen  der  letzteren  Art  vorhanden  sind,  dürfen  die  Stampfen  in  keinem 
Falle  mit  Eisen  beschlagen  werden.  Der  Schuh  derselben  muss  vielmehr  aus  Bronze  oder 
Kupfer  bestehen. 

3.  Ebenso  sind  eiserne  Läufer  in  den  Walzwerken  nur  dann  zulässig,  wenn  aie  mit 
einem  starken  Reifen  von  Kupfer  oder  Bronze  umgeben  sind,  ln  dieser  Weise  bekleidete 
konische  Läufer  verdienen  aber  rücksichtlich  der  Abwendung  von  Gefahr  noch  den  Vorzug 
vor  zylindrischen  Läufern  aus  Stückstein. 

4.  Was  oben  A.  7.  über  die  Vermeidung  einer  Reibung  von  Eisen  auf  Eisen  gesagt 
worden  , ist  auch  bei  Anlage  und  Einrichtung  der  Maschinen  zu  beachten. 

Das  Eindringen  desPulverttaubes  in  die  Zapfenlager  sucht  man  durch  Bedeckung  der- 
selben mit  einem , mit  Schafwolle  gefutterten  Trichter  oder  durch  eine  mit  dergleichen 
Wolle  bekleidete  Stopfbüchse  zu  verhüten.  Der  untere  Zapfen  senkrecht  stehender  und 
sich  schnell  bewegender  Maschinen-Wellen  wird  am  Besten  m Wasser  gestellt. 

5.  Macht  der  Betrieb  die  Aufbewahrung  gemahlener  Pulver- Kohle  nöthig,  so  ist 
hierzu  , der  möglichen  Selbstentzündung  wegen , ein  feuersicheres  und  durch  eine  eiserne 
Thür  verschlossenes  Gewölbe  wünschenswert!!. 

6.  Die  Räume  zum  künstlichen  Trocknen  des  Pulvers  dürfen  nicht  durch  gewöhnliche 
Oefen  geheizt  werden  ; die  Heizung  ist  vielmehr  durch  Wasserdünste  zu  bewirken.  Die 
Dampfküche  (Kesselfeuerung)  muss  sich  hierbei  in  einem  besonderen  , von  dem  Trocken- 
hause durch  einen  Erdwall  getrennten  Gebäude  befinden.  Heiz-Oefen  sind  nur  dann 
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zulässig,  wenn  sie  von  einem  besonderen  Raume  aus  geheizt,  ferner  durch  einen  soliden 
und  dicht  schliessenden  Mantel  von  Efcen-  oder  Kupferplatten  geschützt  und  vollsten  dig 
abgeschlossen  werden  ; auch  der  Schornstein  so  hoch  ist , dass  er  keine  Funken  sprüht. 

C.  Allgemeine  Vorsichtsmassregeln  beim  Betriebe  selbst. 

1.  Zur  Arbeit  in  den  Pulver-Fabriken  dürfen  nur  zuverlässige  und  nüchterne  Leute 
angestellt  werden. 

2.  Kann  der  Inhaber  der  Fabrik  die  Arbeiter  nicht  fortwährend  selbst  inspiziren , so 
ist  er  einen  sachkundigen  Werkmeister  anzustellen  verpflichtet. 

S,  Jedem  Arbeiter  ist  ein  bestimmter  Wirkungskreis  anzuweisen,  und  der  Betrieb  so 
anzuordnen , dass  die  Arbeiten  gehörig  in  einander  greifen  und  nirgend  Verwirrung  oder 
eine  zu  grosse  Ansammlung  von  Menschen  und  Material  entstehen  kann. 

4.  Den  bei  den  Feuerungs-Anlagen  beschäftigten  Arbeitern,  als:  den  Salpeter-Siedern, 
Köhlern  , Heizern  etc.,  dürfen  keine  Geschäfte  übertragen  werden , welche  sie  während 
der  Arbeit  in  die  Lokale  führen  würden . in  denen  das  Pulver  bereitet  wird , und 
umgekehrt. 

5.  In  den  Werkstätten  dürfen  sich  nur  diejenigen  Arbeiter  aufhalten,  die  nach  der 
Betriebs-Ordnung  darin  beschäftigt  werden. 

6.  Der  Besuch  von  Frauen  und  Kindern  in  den  Pulver- Arbeitshäusern  ist  nicht 
statthaft. 

7.  Fremde  dürfen  die  Werkstätten  nur  in  Begleitung  eines  Aufsehers  betreten. 

8.  Schuhe  oder  Stiefel  der  Arbeiter  dürfen  nicht  mit  eisernen  Nägeln  oder  Absatz- 
reifen versehen  sein. 

9.  Fässer  und  andere  Gelasse  müssen  vor  dem  Hineinbringen  in  ein  Pulverhaus  sorg- 
fältig von  Sand  und  Erde  befreit,  auch  die  leeren  Gefässe  inwendig  gut  gereinigt  werden. 
Diejenigen  Fässer,  worin  Pulver  und  Pulverversatz  aufgenommen  weraen  soll,  müssen 
dicht  gearbeitet  upd  fest  gebunden  sein , so  dass  ein  Verstreuen  oder  Durchstauben  nicht 
stattfinden  kann. 

10.  Zum  Transport  der  Pulvermasse  von  einem  Werke  zum  andern  sind  nur  mit 
Deckeln  versehne  Gefässe  anzuwenden. 

11.  Die  Karren  und  Wagen,  deren  man  sich  zu  diesen  Transporten  bedient,  dürfen 
keine  mit  Eisen  beschlagene  Räder  erhalten. 

12.  Die  Pulverkohle  darf  erst  3 bis  4 Tage  nach  ihrer  Darstellung  gekleint  werden, 
um  Selbstentzündungen  zu  verhüten.  Zur  Aufnahme  der  gekleinten  Kohle  sind  flache 
Gefasse  von  Eisenblech  mit  gut  schliessendem  Deckel  zu  verwenden. 

13.  Werden  Satz-Materialien  oder  Pulvermassen  durch  Unvorsichtigkeit  verschüttet,  so 
sind  dieselben  als  verunreinigt  anzusehen  und  nicht  weiter  zur  Fabrikation  zu  verwenden. 
Das  Verschüttete  wird  vielmehr  in  ein  Kehrichtfass  gethan , welches  sich  in  jeder  Werk- 
stätte befinden  muss , und  insofern  dasselbe  aus  Pulvermasse  besteht , sofort  stark  ange- 
feuchtet. 

14.  Während  der  Arbeit  darf  in  den  Pulver- Arbeitshäusern  nicht  geklopft,  gescharrt, 
geschoben  oder  geworfen  werden.  Die  Gefässe  sind  behutsam  zu  heben,  zu  tragen  und 
niederzusetzen  und  Stoss  und  Reibung  zu  vermeiden. 

Io.  Die  im  Gebrauch  befindlichen  Geräthe  dürfen  nicht  von  Eisen  sein. 

16.  Bevor  eine  Reparatur  in  irgend  einem  Pulverhause  vorgenommen  wird,  muss  alle 
Pulvermasse  daraus  entfernt  und  der  Fussboden  oder  die  Stelle,  wo  die  Reparatur 
geschehen  soll , so  stark  genässt  werden . dass  ein  Funke  keine  Entzündung  mehr  veran- 
lassen kann. 

Die  Reparatur  selbst  darf  nur  unter  der  Aufsicht  eines  Werkmeisters  der  Fabrik  statt- 
finden. 

17.  Die  Arbeiter  müssen  auf  die  Mühlenwerke  und  Maschinen  ein  wachsames  Auge 
haben  , solche  gut  in  Schmiere  halten  und  dafür  sorgen , dass  die  Schraubenmuttern  fest 
angezogen  sind.  Wenn  etwas  bricht  oder  sich  auch  nur  ein  unordentlicher  Gang  der 
Maschine  zeigt,  so  müssen  sie  die  Mühle  augenblicklich  einschützen  oder  die  Maschine 
ausrücken. 

18.  Die  Pulver- Arbeit  bei  Nacht  muss  mit  besonderer  Vorsicht  betrieben  werden. 

IUichs-G«s«t2t  n.  Erlinter.  Tit.  I.  Ed.  3.  23 
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49.  Bei  anhaltend  trockener  Witterung  müssen  die  Thürschwellen  und  die  unmittel- 
baren Umgebungen  der  Pu  leer- Arbeitshäuser  tüchtig  genässt  werden. 

20.  Das  Tabackrauchen  in  der  Nähe  der  Fabrik-Anlagen  ist  nicht  zu  gestatten.  F.s 
darf  daher  auch  kein  Arbeiter  weder  Täbackspfeife  noch  Feuerzeug  bei  sich  führen 

21.  Die  Schornsteine  der  Salpeter-Läuterei , Kühlerei  und  des  Trockenhause«  »ind 
fleissig  zu  fegen,  und  die  Anhäufung  von  Brenn-Material  in  diesen  Gebäuden  zu  vermeiden. 

22.  Sämmtliche  Werke  und  Arbeitsräume  müssen  allwöchentlich  einmal  gründlich 
gereinigt  werden.  Ks  sind  hierbei  die  Fussdecken  aufzunehmen  und  an  einem  abgelegenen 
Orte  auazuklopfen  , der  Fussboden  . die  Wände , Decken  Maschinen  etc.  vom  Staube  xu 
reinigen  und  die  Kehrichtfäaser  zu  entleeren. 

Hiermit  ist  denn  auch  jedesmal  eine  gründliche  Revisiou  der  Maschinen  und  eine 
Beseitigung  etwaniger  Mängel  an  denselben  zu  verbinden 

23.  Die  Fabrik  muss  mit  dem  erforderlichen  Feueriosch  - Geräth  , wozu  auch  ein 
gefüllter  Wasserkübel  nebenjedemPulverhau.se  gehört,  versehen  sein,  und  dessen  Zustand 
zum  öfteren  revidirt  werden. 

24.  Auch  ist  es  zweckmässig , diejenigen  Hülfsmittel  nahe  bei  der  Hand  zu  haben, 
welche  bei  einer  etwaigen  Brand-Beschädigung  von  Menschen  augenblicklich  angewendet 
werden  können. 

25.  Sämmtliche  Arbeiter  sind  über  ihr  Verhalten  bei  vorkommenden  Explosionen 
und  bei  Brandunglück  genau  au  instruiren.  Die  nächste  Massregel  wird  hierbei  immer 
die  sein , das  Pulver  oder  den  Pulversatz  in  den  durch  Feuer  gefährdeten  Arheitsriumen 
sofort  stark  mit  Wasser  zu  begicssen. 

20.  Die  nach  den  besonderen  Verhältnissen  für  jede  Fabrik  eigens  zu  entw  erfunden 
polizeilichen  Vorschriften  sind  den  versammelten  Arbeitern  von  Zeit  zu  Zeit  in  Erinnerung 
zu  bringen,  und  eine  jede  Vernachlässigung  derselben  streng  zu  rügen. 

27.  Eine  gehörige  nächtliche  Bewachung  erscheint  für  jede  Pulver-Fabrik  unerläss- 
lich nothwendig. 


M in i s ter ia  1 - Ve r f ü g u n g vom  8.  Januar  1866. 

M.-Bl.  d.  i.  V.  1866.  S.  28.) 

Die  Anwendung  der  Damit fk raft  zum  Betriebe  von  Pulvermühlen  ist  nicht  unzu- 
lässig Es  finden  für  die  Aufstellung  des  Dampfkessels  die  obigen  Vorschriften  A.  I ..  und 
B 6 Anwendung.  Die  Entfernung  des  Kesselhauses  von  den  Gebäuden  des  gefährlichen 
Betriebes  (A.  1.  wird  nicht  unter  100  Fuss  betragen  dürfen,  zur  Verhütung  der  Feuers- 
Gefahr  im  Falle  einer  Kessel-Explosion. 


Bailag«  Kr.  ». 

Aus  der  Miniäterial-Iastraktion  vom  19.  April  1847.  l'eber  den  Betrieb  der 

Fenerwerkerel. 

iM.-Bl.  d.  i.  V.  1847.  S.  91., 

1.  Das  Laboratorium  darf  unter  keinen  Umständen  in  bewohnten  Gebäuden  angelegt 
werden , es  soll  vielmehr  eine  möglichst  isolirte  Lage  haben  , so  dass  die  näheren  Umge- 
bungen desselben  durch  einen  eintretenden  Unglücksfnll  nicht  leicht  gefährdet  werden 
können. 

Die  in  dieser  Beziehung  zu  stellenden  speziellen  Bedingungen  hängen  von  dem  Um- 
fange des  Betriebes  und  den  obwaltenden  fokalen  Verhältnissen  ab.  Dieselben  Rück- 
sichten geben  auch  die  Bestimmungsgründe  dafür  ab , ob  das  Laboratorium  massiv  oder 
in  Fachwerk  zu  erbauen  ist,*,  oder  ob  dasselbe  ganz  oder theilweise  aus  blossen  Bretter- 
schuppen bestehen  kann.  Letztere  müssen  aber  jedenfalls  so  dicht  sein,  dass  ein  Einwehen 
von  Sand  und  Staub  nicht  stattfinden  kann. 


•)  Es  empfiehlt  sich  anzuordnen,  dass  die  Mauern  nicht  stärker  als  10  Zoll  aufznführen  sind, 
und  das  Lokal  keine  andere  Decke,  als  das  Dach  erhalte ; dass  ferner  die  Feuerungen  überall  we- 
nigstens 2 Kuss  von  den  Umfassungsmauern  abstehen,  und  der  Schornstein  wenigstens  2 Fuss  über 
den  Dachfirst  hinausgebe. 
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Der  Fussboden  darf  weder  gepflastert  sein,  noch  aus  einem  Staub  erzeugenden  Mate- 
rial bestehen. 

Zur  Aufbewahrung  der  Vorräthe  an  Pulver  und  fertigen  Feuerwerksstücken  ist  ein 
besonderes  Magazin  erforderlich,  sobald  das  Pulver-Quantum,  mit  Einschluss  des  in  den 
Feuerwerksstücken  befindlichen  Satzes  . mehr  als  2u  Pfund  beträgt. 

-•  Diejenigen  Laborir-Geräthe  , welche  bei  der  Arbeit  mit  Pulver  oder  entzündlichen 
Sätzen  in  Berührung  kommen,  sollen  so  weit,  als  angänglich,  nur  aus  Holz,  Horn,  Kupfer, 
Messing  oder  Bronze  bestehen.  Geräthe  der  Art , welche  dem  Zwecke  entsprechend 
nicht  anders  als  aus  Eisen  dargestellt  werden  können,  müssen  an  den  Stellen,  welche  bei 
der  Arbeit  mit  Pulver  oder  Satz  in  Berührung  kommen , mit  Kupfer  vorgeschuht  sein. 
Eine  Ausnahme  hiervon  machen  die  Raketennohrer  und  die  Dorne  der  Kaketenstöcke, 
die  nur  von  Stahl  und  Eisen  angefertigt  werden  können. 

Für  die  Bereitung  und  Verarbeitung  von  chlorsaures  Kali  enthaltenden  Sätzen  ist  eine 
besondere  Garnitur  von  Laborir-Geräthschaften  anzuschaffen , welche  zu  keiner  andern 
Arbeit  verwendet  werden  darf. 

3.  Bei  der  Arbeit  selbst  hat  der  Feuerwerker  mit  Sorgfalt  und  Strenge  auf  Kühe, 
Ordnung  und  Reinlichkeit  zu  halten  Rasche  und  übereilte  Behandlung  des  Pulvers  und 
zündbaren  8atzes.  Reibungen  von  Eisen  auf  Eisen . Sand,  Steine  u.  dgl.  sind  in  der  Nähe 
der  Pulver- Arbeiten  sorgfältig  zu  vermeiden.  Der  Fussboden  der  Arbeitsstelle  ist  mit 
w ollenen  Decken  zu  belegen  . oder  doch  vor  Beginn  der  Arbeit  mit  Wasser  zu  besprengen 
und  während  der  Dauer  derselben  genässt  zu  erhalten. 

Ein  Verstauben  oder  Verstreuen  von  Pulver  und  Satz  ist  soviel  als  möglich  zu  ver- 
hindern. Sollte  es  dennoch  Vorkommen , so  ist  das  Verstreute  mit  einem  Borstwisch 
zusammenzufegen . behutsam  aufzunehmen  und  nicht  weiter  zur  Verarbeitung  zu  ver- 
wenden. sondern  sofort  in  ein  mit  Wasser  gefülltes  Gefäss  zu  schütten.  Die  Stelle  des 
Fussbodens,  auf  welcher  das  Verstreuen  stattgefunden  , ist  stark  zu  befeuchten. 

4.  Alle  Arbeiten , bei  welchen  Feuerung  nothwendig  ist , dürfen  nur  im  Freien , oder 
in  einer  von  den  übrigen  Arbeitslokalen  abgesonderten  Küche  vorgenommen  werden. 
Die  vom  Feuer  genommenen  Gefässe  müssen , bevor  sie  in  die  Arbeiszimmer  gebracht 
werden  . mit  feuchten  Lappen  abgewischt  und  ihre  Füsse  in  kaltem  Wasser  gut  abgekühlt 
werden. 

5.  Giftige  Stoffe  sind  , um  das  Stauben  zu  verhüten . vor  ihrer  Verarbeitung  mit  Wein- 
geist anzufeuchten 

8.  ln  dem  Laboratorium  darf  nie  mehr  als  20  Pfund  an  Pulver  und  züudbarem  Satze 
in  verschlossenen  oder  doch  bedeckten  Gefässen  befinden ; in  den  Arbeitsräumen  selbst 
nur  soviel,  als  zur  geregelten  Fortsetzung  der  Arbeit  unumgänglich  nothwendig  ist,  jedoch 
höchstens  per  Arbeitsstelle  tyj  Pfund.  Die  fertigen  Arbeitsstücke  dürfen  sich  in  den 
Arbeitsräumen  niemals  anhäufen. 

7*  Die  Anwendung  vou  Sätzen , welche  einer  Selbstentzündung  fähig  sind , ist  mög- 
lichst zu  vermeiden.  Kommt  dieselbe  aber  vor,  so  dürfen  dergleichen  Feuerwerk sstücm 
niemals  in  Vorrath , sondern  nur  kurze  Zeit  vor  dem  Gebrauch  angefertigt  werden.  Ihre 
Niederlegung  in  dem  Magazin  ist  unstatthaft,  sie  sind  vielmehr  in  verschlossenen  Blech- 
kasten oder  Töpfen  zu  verpacken  und  diese  an  einem  feuersichern  Orte , etwa  in  einem 
mit  einer  eisernen  Thür  verschlossenen  Kamine  aufzustellen. 

In  derselben  Weise  ist  bei  Aufbewahrung  frischgebrannter  Holzkohle  zu  verfahren. 
Das  Zerkleinern  derselben  und  ihre  Verarbeitung  zu  Feuerwerkssätzen  darf  frühestens  am 
fünften  Tage  nach  vollendeter  Schwellung  erfolgen. 

8.  Zum  Abbrennen  eines  Feuerwerks  ist  die  spezielle  Erlaubniss  der  Orts  - Polizei- 
behörde erforderlich . welche  unter  genauer  Angabe  des  Schauplatzes  und  der  beab- 
sichtigten Anordnung  rechtzeitig  und  jedenfalls  vor  Erlass  einer  öffentlichen  Bekannt- 
machung einzuholen  ist. 

Der  Verkauf  von  I.ustfeuerwerks-Gegenständen  unterliegt  denselben  gesetzlichen 
Bestimmungen , w’ie  der  des  Schiesspulvers. 

Die  in  dem  Hause  des  Verkäufers  niederzulegenden  Feuerwerksstücke  dürfen  im 
Ganzen  nicht  mehr  als  20  Pfund  Pulver  und  zündbaren  Satz  enthalten,  und  müssen  in  gut 
verschlossenen  Kisten  verpackt  sein  Die  Hälfte  davon  kann  in  dem  Verkaufslokal  auf- 
bewahrt werden , die  zweite  Hälfte  aber  muss  auf  dem  Boden  des  Hauses  liegen. 
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Bedingungen  für  die  Anlage  von  ZBndholzwaaren-Fabriken. 

a.  bei  Anwendung  von  gewöhnlichem  (weissenj  Phosphor. 

1«  Die  Fabrikgebäude  müssen  eine  möglichst  freie  Stellung  gegen  andere  bewohnte 
Gebäude  erhalten. 

*2.  Die  Arbeitsriume  müssen  zu  ebener  Erde  angelegt  werden,  — eine  Höhe  von 
mindestens  15  Fuss  haben,  geräumig  und  gewölbt  sein;  sie  dürfen  weder  mit  Wohn- 
zimmern , noch  mit  andern  Geschäftsräumen  in  unmittelbare  Verbindung  gesetzt  werden. 

Die  verschiedenen  Arbeiten  sind  in  gesonderte  Räume  zu  vertheilen , so  dass  in 
dem  einen  Raume  die  Hölzer  in  die  Pressen  {Rahmen;  gelegt , — in  dem  zweiten  in  den 
Schwefel  und  in  die  Zündmasse  getaucht , — im  dritten  getrocknet , — im  vierten  aut  den 
Pressen  genommen  und  eingepackt  werden. 

4.  Die  Verdampfung  des  Phosphors  in  den  Räumen,  innerhalb  deren  sich  die  Arbeiter 
aufhalten  , muss  so  viel  als  möglich  beseitigt,  und  wo  sie  nicht  ganz  zu  vermeiden  , muss 
für  schnellen  und  guten  Luftwechsel  gesorgt  werden.  Auch  in  den  Arbeitsräumen  ist  das 
regelmässige  Zuströmen  reiner  Luft  nothwendig. 

5.  Der  Schornstein  muss  mindestens  30  Fuss  hoch  sein  und  das  Fabrikgebäude,  wie 
andere  benachbarten  Gebäude  jedenfalls  um  5 Fuss  überragen. 

0.  Zur  Bereitung  der  Phosphor-Zündmasse  darf  thierischer  Leim  durchaus  nicht  ver- 
wandt werden,  sondern  an  dessen  Stelle  ist  nur  der  Gebrauch  von  arabischem  Gummi  oder 
Traganth  zu  gestatten. 

7.  Die  Bereitung  und  das  Zusammenrühren  der  Zündmasse  darf  nur  in  der  Küche  auf 
dem  Heerde  vorgenommen  werden. 

8*  Die  Arbeiter  müssen  in  den  Arbcits- Lokalen  einen  besonderen  Anzug  haben, 
welchen  sie  beim  Verlassen  derselben  ablegen  und  zurücklassen. 

Zu  diesem  Zwecke  müssen  für  die  männlichen  und  weiblichen  Arbeiter  getrennte 
heizbare  Zimmer  neben  den  Fabrikräumen  vorhanden  sein , in  welchen  abgesonderte  Be- 
hälter zum  Aufhängen  der  Arbeitsanzüge  und  der  gewöhnlichen  Kleidungsstücke  herge- 
richtet sind.  Ehe  die  Arbeiter  das  Aus-  und  Ankleide-Zimmer  verlassen,  müssen  sie 
sorgfältig  Gesicht  und  Hände  waschen  und  den  Mund  mit  kaltem  Wasser  ausspülen. 

0«  Die  Arbeiter  dürfen  in  der  Fabrik  selbst  und  ehe  sie  die  Arbeitskleider  abgelegt 
und  sich  gewaschen  haben , durchaus  nichts  geniessen. 

10.  Das  Taback-  und  Cigarren- Rauchen  in  der  Fabrik  ist  verboten. 

11.  W enn  die  .Arbeiter  die  Fabrik  verlassen,  müssen  die  Räume  täglich  gereinigt,  und 
der  Abfall  muss  beim  Einheizen  des  Ofens  oder  auf  einem  besonderen  Roste , der  einen 
Abzug  in  den  Schornstein  hat,  verbrannt  werden.  Abfälle  in  eine  gewöhnliche  Hofgrube 
zu  werfen,  darf  nicht  gestattet  werden. 

12*  Die  Vorräthe  fertiger  Zündwaaren  sind  in  eigenen,  von  den  Arbeite  lokalen 
getrennten  feuersicheren  Räumen  aufzubewahren. 

13.  Der  Besitzer  der  Zündwaaren- Fabrik  hat  eine,  polizeilich  zu  genehmigende  Be- 
triebs-Ordnung mit  einer  kurzen  Belehrung  für  die  Arbeiter  über  die  zum  Schutze  ihrer 
Gesundheit  zu  empfehlenden  Vorsichtsmaßregeln  zu  entwerfen,  ein  Exemplar  davon  jedem 
eintretenden  Arbeiter  einzuhundigen  und  desgleichen  einen  Abdruck  derselben  in  jedem 
Arbeitsraume  an  einer  zugänglichen  Stelle  auszuhängen. 

14.  Der  Inhaber  der  Fabrik  hat  die  Ueberwachung  des  Gesundheitszustandes  der 
Arbeiter  einem  Arzte  zu  übertragen,  welcher  die  Ausführung  der  Vorsicht*- Maßregeln 
zu  kontroliren  und  sowohl  die  Arbeiter  als  auch  den  Besitzer  auf  Vorgefundene  Mängel 
aufmerksam  zu  machen  hat. 

Arbeiter,  die  im  Munde  Eiterung  oder  Blutung,  oder  eine  frische  Zahnlücke  oder  blu- 
tende oder  eiternde  Stellen  an  anderen  Körpertheilen  haben,  sind,  solange  diese  Krankheits- 
zustände andauern,  von  den  Arbeiten  in  der  Fabrik  fern  zu  halten.  Auch  darf  ohne  aus- 
drückliches Ein verständniss  des  Fabrikarztes  kein  Arbeiter  unter  16  Jahren  ange- 
nommen werden.  AufVerlangen  des  Arztessind  die  Arbeiter,  mit  deren  Gesundheits  -ZusUmd 
und  körperlicher  Beschaffenheit  das  Verbleiben  in  der  Fabrik  nicht  vereinbar  ist,  unweiger- 
lich zu  entlassen. 
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Der  Polizei-Behörde,  dem  Krei.e-Phvsikus  und  den  Kommissarien  der  Königl.  Regie- 
rung ist  der  Eintritt  in  die  Fabrik  jeder  Zeit  zu  gestatten  , damit  diese  »ich  von  der  nach- 
haltigen Befolgung  der  vorgeschriebenen  Anordnungen  Ueberzeugung  verschaffen. 

15.  Zur  Kontrolle  über  den  Wechsel  und  Verbleib  der  Arbeiter  ist  der  Fabrik-Besitzer 
verpflichtet,  ein  Buch  zu  fahren , welche»  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Wohnort,  sowie  den 
Tag  des  Ein-  und  Austritts  jedes  Arbeiters  enthalten  muss. 

Iß.  Insofern  die  vorstehend  bezeichneten  Massnahmen  zum  Schutze  der  Gesundheit 
der  Arbeiter  sich  nicht  genügend  erweisen  sollten,  bleibt  es  Vorbehalten,  diejenigen 
Einrichtungen  und  Abänderungen  vorzuschreiben,  weiche  für  diesen  Zweck  noch  ferner 
nothwendig  erscheinen  werden . 

Im  Anschlüsse  an  die  Min. -Verfügung  vom  29.  Oktbr.  1857.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1957. 
8.  199.) 

b.  Bedingungen  für  diejenigen  Zündbholz  - Fa  b riken,  in  denen 
ausschliesslich  amorpher  rother)  Phosphorzus.g.  schwedischen  Reib- 
zünd hölzern  verwendet  wird. 

1.  Es  dürfen  für  Aufbewahrung  der  Rohstoffe , als  amorpher  Phosphor,  chlorsaures 
Kali , Schwefel-Antimonium  u.  dgl.  nur  feuersichere  von  den  Arbeitslokalen  gesonderte 
Räume  benutzt  werden. 

2.  Chlorsaures  Kali  Ist  von  den  übrigen  Materialien  gesondert  aufzubewahren. 

8.  Die  Anfertigung  der  Reibflächen  muss  in  einem  Lokale  vorgenommen  werden, 
welches  mit  den  übrigen  Arbeitsräumen  keine  unmittelbare  Verbindung  durch  Thüren  oder 
andere  Oeffnungen  hat 

Welche  sonstigen  Bedingungen  mit  Rücksicht  auf  die  örtlichen  Verhältnisse  zu 
stellen  sind,  ist  in  jedem  einzelnen  Falle  besonders  zu  ermessen. 

Siehe  die  Min. -Verfügung  vom  19.  Januar  1972.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1972.  8.  5S.) 

Allgemeine  Grundsätze  für  die  feuersicheren  Anlagen  von  Z Qndho  lz-Truck  en- 
Öfen  finden  sich  in  der  Minist. -Verfügung  vom  12.  Dezbr.  1942.  (M.-Bl.  d.  i.  V.  1942. 
S.  102. 


Beilage  Sr.  4. 

Bedingungen  für  Fabrik-Anlagen  zur  Herstellung  von  Nitroglyzerin-Präparaten, 
Sprengöl,  Dynamit,  Dualln,  Felsenbrecher  etc. 

(Vgl.  Minist. -Verfüg,  vom  20.  April  1971.) 

1.  Die  Arbeits-Lokalien  müssen  möglichst  voneinander  getrennt  und  die  betreffenden 
einzelnen  Fabrik-Gebäude  möglichst  weit  von  einander  entfernt  angelegt  werden 

2.  Der  Raum , in  welchem  das  Nitroglyzerin  bereitet  wird . muss  getrennt  von  den 
Räumen  angelegt  werden , in  welchen  Patronen  gefertigt  werden  , desgleichen  von  denen, 
in  welchen  fertige  Patronen,  oder  Vorräthe  explosiver  Fabrikate  lagern. 

3.  Die  Räume . in  welchen  Nitroglyzerin  bereitet  und  in  welchen  Patronen  angefertigt 
werden , dürfen  nur  aus  leichten  Holzwänden  ohne  Anwendung  von  Stein  oder  Metall 
hergestellt  und  mit  einem  leichten  Papp-  oder  Bretterdache  versehen  werden. 

Der  als  Magazin  für  Patronen  oder  andere  explosive  Gegenstände  dienende  Raum, 
muss  gleichfalls  aus  leichten  Holzwänden  hergestellt  und  mit  einer  schützenden  Erdschicht 
von  mindestens  >/i  Meter  Höhe  bedeckt  werden. 

4.  Die  in  2.  und  3.  genannten  Gebäude  sind  mit  einem  Krdwalle  zu  umgeben,  dessen 
oberer  Rand  die  Dachfirste  dieser  Gebäude  überragen  muss. 

•>.  Die  Fussböden  der  in  2.  und  3.  genannten  Räume  dürfen  weder  gedielt  noch 
gepflastert  sein;  sie  müssen  aus  reiner  Sana-  oder  ErdschUttung  hergestellt  werden. 

ß.  Die  Räume,  in  welchen  Nitroglyzerin  gewaschen  resp.  neutralisirt  wird,  desgleichen 
die  Räume  zur  Anfertigung  der  Patronen  müssen,  um  das  Erstarren  des  Oels  zu  verhüten, 
erwärmt  werden  können.  Die  Heizvorrichtungen  dürfen  nur  aussen  angebracht  sein. 

7.  Die  künstliche  Beleuchtung  sämmtliclier  Arbeitsräume  darf  ebenfalls  nur  aussen 
stattfinden.  Es  müssen  die  Beleuchtungs- Vorrichtungen  vor  den  mit  starken  Glasscheiben 
verschlossenen  Fenstern  angebracht  werden.  Das  Betreten  der  Arbeite-  oder  Lagerräume 
mit  Laternen  oder  Lichters  ist  unzulässig. 
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Bedingungen  zur  Anlage  \on  Gasometern  und  Gasanstalten. 


8.  Das  zur  Nitrirung  de»  Glyzerins  dienende  Gefäss  muss  mit  zweckmässigen  Ein- 
richtungen zum  Kühlen  und  Umrühren  de«  Gemisches  von  Glyzerin  und  Nitrirsäure  und 
mit  einem  Thermometer  versehen  sein . welches  die  Temperatur  dieses  Gemisches  sicheT 
erkennen  lässt. 

9.  Leitungen  , welche  bestimmt  sind  , das  Nitroglyzerin  aus  dem  Nitrirungs- Apparat 
nach  dem  Wasch-  resp.  Nt  utralisirung«- Apparat  zu  führen  , müssen  mit  ersterem  in  fester 
Verbindung  stehen. 

10*  Bei  der  Bereitung  des  Nitroglyzerin« , desgleichen  bei  der  Vermischung  desselben 
mit  der  Infusorienerde,  oder  bei  ähnlichen  Operationen  dürfen  Eimer  mit  Metallbeschlag 
oder  derartige  Geräthe  aus  Metall,  Glas  oder  Geschirrmasse  nicht  angewendet  werden. 
Es  sind  für  diesen  Zweck  nur  Geräthe  aus  Holz  oder  Guttapercha  zulässig  Auch  ist 
das  Betreten  der  Fabrikräume  mit  Fußbekleidungen,  die  mit  Eisen  beschlagen  sind, 
unstatthaft. 

11«  An  den  Apparaten,  welche  zur  Bereitung  des  Nitroglyzerins  dienen  , müssen  sich 
Vorrichtungen  befinden , welche  im  Falle  der  Gefahr  die  sofortige  Entleerung  dieser  Ge- 
räthe ermöglichen. 

12*  Die  fertigen  Fabrikate,  die  mit  Patronen  gefüllten  Kisten  müssen  sogleich  aus 
den  ArheitsrAumen  entfernt  und  in  das  Magazin  geschafft  werden. 

19.  Die  Bereitung  des  Nitroglyzerins  darf  nur  in  Gegenwart  und  unter  spezieller  Lei- 
tung des  technischen  Dirigenten  der  Fabrik  stattfinden. 

14«  In  Betreff  der  Ableitung  der  sauren  Wasch-  und  Spülwässer  sind  Vorkehrungtn 
zu  tTeffen  , welche  Benachteiligungen  der  Nachbarschaft  au  «schließen. 

15.  Die  Polizei-Behörde  hat  die  Befugnis» , jeder  Zeit  eine  Kevision  der  Fabrik  vor- 
zunehmen 


Im  Uebrigen  sind  die  Vorsichts-Massregeln  mit  Rücksicht  auf  die  örtliche  Lage  der 
Betriebsstätte,  in  dem  vollen  Masse,  wie  es  dem  sicherheitspolizeilichen  Interesse  ent- 
spricht , vorzuschreiben. 


Beilage  Nr.  5 

Bedingungen  zur  Aufstellung  von  Ganometeru  und  Anlegung  von  Gasbereitungs- 
Anstalten,  behufs»  Verhütung  von  Explosionen. 

Vgl.  Minist. -Verfüg,  vom  10.  März  1S56.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1K56.  S.  72.) 

1.  Die  Aufstellung  eines  Gasometers  im  Freien  ist  nur  bei  ganz  isolirter  Lage  und 
wenn  die  Umgebungen  keine  Gefahr  für  die  Kntzündung  de*  Gases  darbieten,  zu  gestatten. 

£•  Andernfalls  ist  für  den  Gasometer  ein'isolirt  stehendes,  mit  massiven  Umfassungs- 
wänden aufgeführtes  Gebäude  erforderlich. 

9.  Dies  Gebäude  muss  den  nöthigen  Kaum  darbieten , um  von  allen  »Seiten  an  den 
Gasometer  gelangen  und  etwaige  Reparaturen  ohne  Schwierigkeiten  ausführen  zu  können. 

4.  Jede  Art  von  Feuerung»- Anlagen  in  diesem  Gebäude  bleibt  verboten.  Ist  eine 
Heizung  des  inneren  Raumes,  etwa  um  das  Einfrieren  des  Wassers  in  der  Zisterne  in 
verhindern  , erforderlich  , so  muss  dieselbe  durch  Zuleitung  von  Dämpfen  oder  von  heißem 
Wasser  von  Aussen  her  hewirkt  werden.  Die  dazu  nötnige  Feuerung«- Anlage  ist  aber 
ganz  getrennt  vom  Gasometer-Gebäude  in  einem  besonderen  feuersichern  Gebäude  anzu- 
bringen. Auch  darf  das  Gasometer-Gebäude  mit  keinen  andern  Baulichkeiten,  am  aller- 
wenigsten mit  solchen,  die,  wie  das  Retortenhaus  oder  der  Raum  zum  Abkühlen  der  j 
Koaks  offene  Feuerungen  enthalten , in  irgend  einer  Verbindung  stehen. 

5.  Zweckmässig  ist  ein  offener  Schlott  im  Dache  des  Gebäudes,  durch  welchen  ent- 
weichendes Gas  in  geringerer  Menge  stets  seinen  Abzug  findet.  Für  den  Fall  grösserer 
Gasausströmungen  Bedarf  es  aber  überall  der  Anbringung  von  Lüftungsklappen  im  Dache, 
deren  Umfang  nach  der  Grösse  des  innern  Raumes  dergestalt  zu  bemessen  ist , dass  bei 
Entleerung  des  Gasometers  durch  Beschädigung  oder  durch  andere  ausserordentliche 
Veranlassung  für  das  darin  enthaltene  Gas  ein  schnelles  Entweichen  durch  Oeffnung 
dieser  Klappen  möglich  »st.  Letztere  sind  daher  mit  Ketten  zu  versehen , welche,  über 
Rollen  lautend  , von  Aussen  her  ein  Oeffnen  der  gedachten  Klappen  gestatten. 
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tt.  Die  Anbringung  bewohnter  Räume  über  einen  Gasometer  darf  nicht  gestattet 
werden.  Ob  solche  über  den  Raumen  r worin  sich  die  Retorten  und  die  Koaksabkühlung 
befinden,  nachgelassen  werden  kann , ist  nach  Ma&sgabe  des,  mitunter  geringen  Umfanges 
solcher  Anlagen  in  jedem  einzelnen  Falle  näher  zu  erwägen . jedoch  nur  immer  dann 
zuzulassen , wenn  die  betreffenden  Räume  massiv  überwölbt  sind. 

7*  Das  Gebäude,  in  welchem  sich  der  Gasometer  befindet,  darf  niemals  mit  offenem 
Licht,  sondern  stets  nur  mit  Davy  sehen  Sicherheit« -Lampen  betreten  werden,  damit  hei 
etwa  unvorhergesehenen  Gasausströmungen  eine  Entzündung  des  Gases  verhütet  wird. 


Ausserdem  werden  etwa  folgende  Bedingungen  zum  Schutz  der  Nachbarn  und  des 
Publikums  vorzuschrcibeu  sein  : 

1«  Unternehmer  ist  verpflichtet,  durch  Einrichtung  der  Feuerungs-Anlagen  oder  dabei 
anzuwendende  mechanische  Vorrichtungen , sowie  durch  Anwendung  geeigneten  Brenn- 
materials und  durch  sorgsame  Bewartung  auf  eine  möglichst  vollständige  Verbrennung 
des  Hauche*  hinzuwirken. 

2.  Die  Behälter  für  Theer  und  Theerwasser  müssen  in  geschlossenen  Räumen  ange- 
legt und  mit  Zement  wasserdicht  gemauert , überdies  mit  dichten  Gefössen  zur  Aufnahme 
der  gedachten  Flüssigkeit  versehen  werden. 

•1*  Diejenigen  Stoffe , welche  zur  Reinigung  des  Gases  gedient  haben  — ferner  die 
Rückstände  der  Fabrikation  — dürfen  nicht  in  die  Nähe  bewohnter  Häuser  oder  öffent- 
licher Wege  geschüttet,  sondern  müssen  und  zwar  in  geschlossenen  Tonnen  und  bei  Nacht 
lediglich  an  solche  Orte  geschafft  werden , wo  sie  durch  ihren  Geruch  die  Nachbarn  oder 
das  Publikum  nicht  belästigen  , noch  durch  Vertheilung  in  dem  Erdreich  das  Wasser  der 
Brunnen  ungeniessbar  oder  sonst  den  Bedarf  der  Umgegend  an  reinem  Wasser  beein- 
trächtigen können. 

4.  Falls  sich  ergiebt,  dass  die  getroffenen  Einrichtungen  nicht  genügen  , um  Gefahren, 
Nachtheile  oder  Belästigungen  für  die  Besitzer  und  Bewohner  benachbarter  Grundstücke 
oder  für  die  Arbeiter  der  Anstalt  zu  verhindern , so  ist  Unternehmer  verpflichtet , in  der 
Gasbereitungs- Anlage  und  dem  Betriebe  derselben,  bezieh,  in  der  Feuerung«- Anlage  und 
in  der  Wahl  des  Feuerungs-Materials,  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung,  solche  Abän- 
derungen vorzunehmen , welche  zur  Beseitigung  der  Gefahren , Nacntheile  und  Belästi- 
gungen besser  geeignet  sind. 


Beilage  Nr.  6. 

A.  Bedingungen  für  die  Errichtung  von  Ziegelei-Anlagen.*) 

1«  Die  Anlage  muss  genau  nach  Massgabe  der  eingereichten , 

Vorlagen  und  zwar: 

a.  der  Situations-Planes,  gefertigt  von  N.  N.  de  dato» 

b.  der  Bauzeichnung,  ,,  „ „ 

c.  der  Beschreibung , ,,  ,, 

ausgeführt  werden. 

£•  Unternehmer  ist  verpflichtet,  durch  Einrichtung  der  Feuerungs- Anlage  oder  dabei 
aneuwendende  mechanische  Vorrichtungen . sowie  durch  Anwendung  geeigneten  Brenn- 
materials und  sorgsame  Bewartung  auf  eine  möglichst  vollständige  Verbrennung  des 
Rauches  hinzuwirken , auch  — falls  «ich  ergiebt,  da«s  die  getroffenen  Einrichtungen  nicht 
genügen , um  Gefahren , Nachtheile  und  Belästigungen  für  die  Besitzer  und  Bewohner 
benachbarter  Grundstücke  durch  Rauch  , Russ  etc.  zu  verhüten  , — solche  Abänderungen 
in  der  Feuerungs- .Anlage  und  im  Betriebe , sowie  in  der  Wahl  des  Feuerungs- Materials 
vorzunehmen,  welche  zur  Beitigung  der  Gefahren  , Nachtheile  und  Belästigungen  besser 
geeignet  sind. 


•)  Nr.  1 der  vorstehenden  Bedingungen  wird  als  allgemeines  Muster  für  den  Hingang  aller 
Genehmigungs-Urkunden  dienen  können. 

Gleicherweise  bildet  die  Schluss-Erklärung  ein  allgemeines  Vorbild  für  die  grosse  Mehrzahl 
der  Fälle,  in  denen  der  Unternehmer  mit  den  Seitens  der  Behörde  von  Amtswegen  nöthig  befun- 
denen Bedingungen  einverstanden  ist.  und  daher  der  Erlass  eines  besonderen  Bescheides  hierüber 
vermieden  werden.  — vielmehr  sogleich  die  Aus-  und  Zufertigung  der  Konzession  (nach  den  weiter 
m rgetheilten  Formularen)  erfolgen  kann. 
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Anlage  von  Ziegeleien,  von  Hüttenwerken, 


Erklärung  des  Unternehmers. 

Nachdem  mir  in  Vorstehendem  die  Bedingungen  für  die  von  mir  beabsichtigte  Anlage 
einer  Ziegelei  mitgetheilt  worden  »ind , erkläre  ich  mich  zur  Innehaltung  derselben  bereit 
und  beantrage  die  entsprechende  Ausfertigung  der  Genehmigungs-Urkunde. 

den  . . ten IS  . . 

(Unterschrift. 

B.  1.  Genehmigungs-Urkunde.*) 

zweifache  Ausfertigung. ) 

Nachdem  der  N.  zu  N.  N.  die  Genehmigung  nachgesucht  hat . eine  Ziegelei  auf  dem 
Grundstücke  N.  N.  anzulcgen  auch  die  durch  §§.  IT  und  folgende  der  Gewerbe-Ordnung 
vom  II.  Juni  1869  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten,  nach  Massgabe  der  Art  28  ff.  der 
Ausführungs-Anweisung  zu  vorbezeichnctem  Gesetze  gehörig  beobachtet  worden  sind,  wird 
die  beantragte  Genehmigung,  vorbehaltlich  aller  etwa  entgegenstehenden  Privatrechte, 
unter  den  beigehefteten  Bedingungen  hierdurch  ertheilt 

Diese  Genehmigung  erlischt . wenn  der  Unternehmer  ein  ganzes  Jahr  verstreichen 
lässt , ohne  davon  Gebrauch  zu  machen , oder  wenn  späterhin  der  Betrieb  während  der 
Dauer  von  H Jahren  ruhen  bleibt.  (§.  49  Gew. -Ordnung.) 

(L.-S.) 

2.  An  den  Herrn  l.andrath  etc. 
zu 

Ppfl.  D.-S.  iNB.  Kanzlei  hat  ein  Keinschrifts  - Exemplar  der  Bedingungen,  und  — 
soweit  anfänglich  — auch  die  darin  namhaft  gemachten  Vorlagen  beiden  Ausfertigungen 
der  Genehmigungs-Urkunde  beizuheften  , die  nicht  beigehefteteten  aber  mit  dem  Zuge- 
hörigkeits-Vermerke zu  versehen.) 

Unter  Rückgabe  der  Anlagen  des  Berichtes  vom  ...  ten übersenden 

wir ' hierneben  die  für  d 

heute  ausgefertigte  Genehmi- 
gungs-Urkunde zur  Errichtung  einer  Ziegelei 

in  doppelter  Ausfertigung  mit  dem  Aufträge , beide  Exemplare  auf  Kosten  des  Antrag- 
stellers mit  einer  Stempelmarke  von  je  15  Sgr.  zu  versehen,  demnächst  das  eine  de 
Unternehmer  . . . auszuhändigen , das  andere  aber , sowie  ein  Exemplar  der  Zeichnungen 
und  der  Beschreibung  . . bei  den  dortigen  Akten  zurückzubehalten 

Königl.  Regierung. 

Abtheilung  des  Innern 


Bailag«  Br.  T. 

Als  Bedingungen  für  die  Genehmigung  von  Hüttenwerken 

werden  durch  die  Minist. -Verfügung  vom  12.  Novbr.  1856,  je  nach  Verschiedenheit  der 
Fälle,  Anlegung  vonKlärsümpfeu  zur  Reinigung  des  benutzten  Wassers,  von  — geschlosae-  i 
nen  Räumen  zur  Kondensirung  sich  entwickelnder  Gase  und  Dämpfe , von  — hohen  Essen 
zu  deren  Abführung , — sowie  die  allgemeine  Bestimmung  empfohlen : 

Wenn  der  Betrieb  des  Werkes  der  vorgeschriebenen  Sicherneits-Massregeln  ungeachtet 
demnächst  dennoch  den  Nachbarn  zu  begründeten  Beschwerden  über  erhebliche  Nsch- 
theile,  Gefahren  oder  Belustigungen  Veranlassung  geben  sollte  , so  ist  die  Behörde  befugt, 
die  zur  Beseitigung  erforderlichen  Abänderungen  der  Einrichtungen  oder  des  Betriebe« 
anzuwenden,  und  Unternehmer  verbunden,  solche  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung 
unweigerlich  in  Ausführung  zu  bringen. 


Beilage  Wr  A 

Bedingungen  für  Errichtung  einer  chemischen  Fabrik. 

Für  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Fabrik  sind  nachstehende  Vorschriften  sorg- 
fältig zu  beachten : 

•)  Die  vorstehend  unter  B.  1 und  2 initgetheilten  Formulare  werden  eine  allgemeine 
Anwendung  bei  Genehmigung  gewerblicher  Anlagen  gestatten.  — such  auf  die  Zuständigkeit  der 
Kreis-Ausschüsse  leicht  übertragbar  sein. 
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1*  Der  Unternehmer  darf  in  der  Wahl  der  zu  gewinnenden  Erzeugnisse  und  in  dem  Ver- 
fahren der  Gewinnung  nicht  über  »eine  eigenen  Erklärungen  in  dem  vorgelegten  Erläu- 
terungs-Bericht« vom hinausgehen.  Insbesondere  bleiben  nach 

demselben 

i a.  Arsenik , schwefliche  Säure , Chlor  und  Schwefelwasserstoff  aus  dem  Kreise  seiner 
*)  J Arbeiten  ausgeschlossen  : 

J b.  ebenso  alle  feuergefährlichen  oder  explodirenden  Körper. 

£•  l>ie  Vorrichtungen  zur  unschädlichen  Anleitung  der  Dämpfe  sind  so  zu  treffen  . dass 
dieselben  dem  Zwecke  stets  vollständig  entsprechen ; insbesondere  bleibt  die  Erhöhung 
des  Schornsteins  nach  Bedürfnis«  Vorbehalten. 

8*  Die  Waschwässer  und  sonstigen  Abgangs  - Flüssigkeiten  sind  mittelst  unterirdischer 
gemauerter  Kanäle  in  wasserdichte  Samraelgruben  von  ausreichendem  Rauminhalte  zu 
leiten  Diese  Sammelgruben  sind  , falls  die  Polizei-Behörde  solches  zur  Verhütung  von 
Belästigungen  der  Nachbarn  oder  des  Publikums  für  nöthig  finden  sollte , möglichst 
luftdient  zu  schliessen  und  nur  bei  Nachtzeit  zu  leeren. 

4*  Die  Benutzung  des Flusses  zur  Aufnahme  der  Ablaufwässer  bildet  nicht  einen 

Gegenstand  dieser  Konzession,  sondern  regelt  sich  gemäss  $.  3 des  Gesetzes  vom 
2^.  Februar  1843,  wonach  durch  die  Zuleitung  der  Fabrikabflüsse  weder  der  Bedarf 
der  Umgegend  an  reinem  Wasser  beeinträchtigt , noch  eine  erhebliche  Belästigung  des 
Publikums  verursacht  werden  darf.  Jedenfalls  dürfen  die  abgehenden  Flüssigkeiten 
nur  im  geklärten  Zustande  dem  ....  FluRse  zugeführt  werden. 

5«  Die  beabsichtigte  Verw  endung  der  Abfälle  zu  Kompost-Dünger  bleibt  von  der  gegenw  är- 
tigen Genehmigung  ausgeschlossen. 

6«  Vor  der  Inbetriebsetzung  der  Anlage  hat  der  Unternehmer  die  Erfüllung  der  \ erstehend 
unter  2.  und  3.  aufgeführten  Bedingungen  durch  eine  Bescheinigung  des  Kreis-Bau- 
beamten der  Orts-Polizeibehörde  nachzuweisen. 

2.  Sollte  sich  ergeben,  dass  die  oben  festgesetzten  Bedingungen  nicht  genügen,  um  die 
Besitzer  oder  Bewohner  benachbarter  Grundstücke  oder  das  Publikum  überhaupt , oder 
das  Leben  und  die  Gesundheit  der  in  der  Fabrik  beschäftigten  Arbeiter  vor  erheblichen 
Gefahren  und  Nachtheilen  zu  schützen,  so  bleibt  Unternehmer  gehalten,  ohne  Anspruch 
auf  Entschädigung  alle  diejenigen  Einrichtungen  zu  treffen . welche  zur  Erreichung 
grösserer  Sicherheit  ihm  von  der  Polizei- Behörde  vorgeschrieben  werden. 

(Vergl.  Min.-Verf.  v.  23.  Sept.  1855.  — M.-B.  d.  i.  V.  1855.  S.  188.) 

Bezüglich  der  Vorsic'nts-Massregeln  bei  Genehmigung  von  Schwefelsäure-,  Soda- 
und  Chlorkalk-Fabriken  siehe  a.  den  Aufsatz  von  Prof.  Dr.  Schubarth:  ,,Ueber  die 
sauren  Gase  , welche  Schwefel-  und  Soda-Fabriken  verbreiten  . und  die  Mittel , dieselben 
unschädlich  zu  machen“;  b.  .,die  Englische  Alkali-Akte  von  1884“,  durch  welche  die 
Kondensation  des  in  Soda- etc.  Fabriken  entw  ickelten  salzsauren  Gases  dahin  vorgeschrieben 
wird,  dass  — bei  Strafe  bis  zu  luo  Pfund  St.  für  jeden  Uebertretungsfall  — höchstens 
5%  entweichen  dürfen.  (Verhandlungen  des  Vereins  zur  Beförderung  des  Gewerbefleissea 
in  Preussen.  1857  u.1887.) 


Beilage  Bfr.  9. 

Bedingungen  für  die  Errichtung  von  Anllin-Farhen-Fabriken. 

(Vgl  Minist. -Verf.  vom  ln.  Juni  1885.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1885.  S.  158.) 

1,  Diejenigen  Arbeitsräume  der  Anilin-Farben-Fabriken,  in  w elchen  mit  arsenikhaltigen 
Produkten  gearbeitet  wird,  müssen  mit  wasserdichten  Fussböden  versehen  werden  Zur 
Herstellung  der  letzteren  sind  Fliesen,  welche  in  eine  Unterlage  von  Zement  zu  legen  sind, 
zu  verwenden.  Ableitungen  nach  den  Rinnsteinen  oder  nach  anderen  Abzügen  dürfen  in 
diesen  Arbeitsräumen  nicht  angebracht  wrerden , sondern  eA  ist  zur  Aufnahme  des  Spül- 
wassers unter  der  Sohle  des  Fussbodens  ein  wasserdichter  Behälter  anzulegen.  Der  Inhalt 
desselben  wird,  wie  die  arsenhaltigen  Laugen,  nach  der  unter  Nr.  4 folgenden  Vorschrift 
behandelt.  Die  Wände  der  Arbeitsräume  sind,  um  den  Eindringen  arsenikhaltiger  Flüssig- 
keiten in  die  Fundamente  vorzubeugen,  unten  mit  einer  Zementschicht  von  mindestens 
1 Fuss  Höhe  über  dem  Fussboden  zu  überkleiden. 

2*  Die  zur  Darstellung  der  Anilin-Pigmente  zu  verwendende  Arsenik-Säure , sowie 
die  arsenikhaltigen  Fabrik-Rückstände , müssen  in  besonderen  Räumen  , deren  Fussböden 
mit  Fliesen  und  Zement  ausgelegt  worden  sind,  aufbewahrt  werden.  Andere  als  die 
genannten  Gegenstände  dürfen  in  den  Räumen  nicht  gelagert  werden.  Zum  Messen  und 


•)  Die  Ausschließung  dieser  Stoffe  und  Fabrikate  bietet  durchaus  keine  allgemeine  Kegel 
dar,  sondern  gehört  nur  einem  einzelnen  bestimmten  Falle  an. 
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Wiegen  der  Arsensäure  müssen  daselbst  besondere  Geräthe,  welche  zum  Messen  und 
Wiegen  anderer  Gegenstände  nicht  benutzt  werden  dürfen,  gehalten  werden.  Die  zur 
Aufbewahrung  der  Arsensäure  und  der  Rückstände  dienenden  Räume  müssen  unter  Ver- 
schluss gehalten  werden. 

3.  Die  Arsensfiure  darf  auf  dem  Fabrik-Areale  ohne  besondere  Erlaubnis*  nicht 
bereitet  werden. 

4«  Die  flüssigen,  Arsenik  - Säure  enthaltenden  Laugen,  welche  bei  der  Fabrikation 
der  Anilin  - Pigmente  entstehen,  desgleichen  arsenikhaltige  Residua  jeder  Art  hrergl. 
Nr.  1)  dürfen  weder  den  Gewässern  durch  Gräben  oder  Kanäle  zugeführt,  noch  in  Senk- 
gruben gebracht,  sondern  müssen,  nachdem  sie  mit  einer  zur  Bindung  der  Arsensäure 
geeigneter  Menge  Kalk  versetzt  worden  sind,  eingedampft  werden.  Das  Eindampfen  dieser 
Laugen  , sowie  die  Erhitzung  von  Flüssigkeiten , welche  gleichzeitig  Arsenik-Säure  und 
Salzsäure  enthalten,  darf  nur  unter  gut  ziehenden  Dampffängen  erfolgen. 

5»  Zur  Abfuhr  der  eingedampften  Arsenik-Rückstände  sind  dichte,  mit  der  Aufschrift 
; .Arsenikkalk“  versehene  Fässer  zu  benutzen.  Die  Abfuhr  darf  nur  nach  solchen  Orten 
erfolgen , welche  von  der  Polizei- Behörde  als  dazu  geeignet  anerkannt  sind. 

G.  Es  ist  ein  Giftbuch  zu  führen,  welches  das  Datum  des  Bezuges,  den  Namen  und 
Wohnort  des  Lieferanten,  sowie  das  Gewicht  der  bezogenen  Arsenik-Säure,  ferner  das 
Datum  der  Wegschaffung  der  Arsenik- Rückstände  , deren  Gewicht,  den  Ort.  wohin  die- 
selben geschafft  worden , und  den  Namen  des  Spediteurs  nachweisen  muss. 

7.  Das  Mitbringen  von  Esswaaren  in  die  Fabrikations-Räume  ist  den  Arbeitern  zu 
untersagen. 

8«  Der  Betrieb  der  Fabrik  darf  erst  nach  stattgehabter  Revision  beginnen. 

9.  Unternehmer  bleibt  gehalten , falls  sich  ergeben  sollte , dass  die  getroffenen  En- 
richtungen  nicht  genügen,  um  Gefahren  für  das  Leben  oder  tlie  Gesundheit  der  in  der 
Fabrik  beschäftigten  Arbeiter  oder  des  Publikums  abzuwenden  , alle  diejenigen  Einrich- 
tungen zu  treffen,  welche  zur  Errichtung  grösserer  Sicherheit  ihm  von  der  Polizei- Behörde 
vorgeschrieben  werden. 

|In  Betreff  der  Errichtung  der  Feuerungen  u.  s.  w.  finden  die  für  konzesaionspflich- 
tige,  gewerbliche  Anlagen  überhaupt  geltenden  Bestimmungen  Anwendung.] 


Beilage  Kr.  10. 

Bei  der  Genehmigung  aller  nachstehend  gedachten  Anlagen  ist  stet«  der  in  Beilage 

Nr.  b unter  7.  enthaltene  allgemeine  Vorbehalt  mit  aufzunehmen. 

1.  Bedingungen  für  Mennig-Fabriken. 

a.  Zur  Verhütung  des  Entweichens  von  Bleioxyd  ist  derFuchs  derOefen  nicht  unmittel- 
bar in  den  Schornstein  , sondern , in  eine  längs  der  hinteren  Wand  der  Oefen  fort- 
laufende Kammer  zu  führen , und  aus  dieser  ein  Kanal  in  die  Esse  zu  leiten. 

b.  Das  Mahlen  und  Schlämmen  des  Bleioxyds  muss  unter  beständigem  Zufluss  von 
Wasser  staufinden. 

c.  Die  Räume,  in  denen  Mennige  fabrizirt  werden  soll , dürfen  nach  der  Strasse  hin 
keinen  Ausgang,  noch  andere  Fenster  haben,  als  solche,  die  nicht  zu  öffnen  sind. 

d.  Der  Fussboden  um  die  Feuerungen  muss  überall  wenigstens  in  einem  Umfange  von 
4 Fuss  mit  einem  feuerfesten  Belag  versehen  werden. 

e.  Keinerlei  Fabrikwässur  dürfen  auf  öffentliche  Wege  geleitet  werden. 

2.  Bedingungen  für  die  Anlage  eines  Ofens  zum  Bohmelaen  und  Beinigen  der 
Bl  eia  sehe. 

a.  Ueber  den  Schornstein  ist  ein  Kondensations-Raum  anzubringen , welcher  durch 
eine  Reihe  abwechselnd  oben  und  unten  befestigter  Scheidewände  getheilt  wird  und 
kühl  zu  halten  ist.  An  der  einen  Seite  muss  der  Schornstein  einmünden,  und  an  der 
entgegengesetzten  Seite  eine  Dunstrohre  aufgesetzt  werden. 

b.  u.  c.  Gleichartig,  wie  oben  zu  1 d.  u.  e. 

3.  Die  Bedingungen  für  Bleiweies-Fabriken  werden  ähnlich  , wie  die  vorigen, 
und  insbesondere  vorzusehen  haben,  dass  sich  in  den  Umgebungen  des  Fabriklokale« 
keine  ungesunden  oder  unangenehmen  Ausdünstungen  verbreiten  dürfen , und  dass 
durch  eine  hohe  Esse  für  gehörige  Rauchverbrennung,  bezieh.  Abführung  in  höhere 
Luftschichten  zu  sorgen  ist. 
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4.  Bei  der  Genehmigung  von  Pariser-  oder  Wien er«B  1 a u-Fabrikaten  ist  nament- 
lich die  Anbringung  von  «chornsteinähnlichen  Dunstfängen  vorzuRchreiben , welche 
etwa  in  einer  lichten  Weite  von  31/*  Fuss  mindestens  13  Fass  über  das  Dach  hinauszu- 
luhren  sind. 

Im  Uebrigen  ähnlich,  wie  oben  zu  1 e.  u.  2. 

5.  Für  Anlagen  zur  Bereitung  von  8ch  w efel -Kohlenstoff  ist  u.  A.  vorzu- 
schreiben, dass 

a das  Laboratorium  massive  Umfassungs-Mauern  und  einen  mit  Steinplatten  belegten 
Fussboden  erhalten  muss , welcher  letztere  wenigstens  3 Zoll  tiefer , als  die  Ober- 
kante der  von  Werksteinen  an  zu  fertigen  den  Thürschwellen  zu  legen  ist; 

b.  Vorkehrungen  zur  wirksamen  Kondensirung  aller  sich  entwickelnden  Gase  zu 
treffen  sind ; 

c.  Fenster  und  Thüren  des  Lokals  in  sorgfältigem  Verschlüsse  zu  halten  sind; 

d.  die  Abgänge  in  einer  Weise  beseitigt  werden  , dass  sich  hierdurch  keine  unange- 
nehmen oder  gar  ungesunden  Ausdünstungen  auf  die  Umgebung  verbreiten. 

e.  Wie  oben  I.  e.  

Zur  Verhütung  von  Explosionen  bei  den  Apparaten  der  übrigens  nicht  mehr  konzes- 
sionspfiiehtigen  — s.  o.  §.  16,  3,  n,b.  S.  42  Mineralwasser-Fabriken  empfehlen  sich 
nach  der  Min: st. -Verfüg,  vom  6.  Februar  1862  Min. -Bl.  d.  i.  V.  1862  S.  63}  folgende  Ein- 
richtungen. 

1.  Alle  einzelnen  Theile  der  in  Mineralwasser- Fabriken  benutzten  sogenannten  Selbst- 
entwickler müssen,  mit  Ausnahme  der  Garnituren,  aus  gutem  Kupferblech  gefertigt 
sein  und  in  ihren  Wandungen  eine  solche  Stärke  besitzen , dass  sie  einem  mittelst  einer 
Druckpumpe  auszuübenden  Drucke  von  6 Atmosphären  mit  Sicherheit  zu  widerstehen  im 
Stande  sind. 

2«  Die  aus  Blei  gefertigten  Entwickelungs-Gefässe  müssen  ebenfalls  mit  einem 
den  vorstehenden  Anforderungen  entsprechenden,  aus  Kupferblech  gefertigten  Mantel  ver- 
sehen sein. 

3.  Sowohl  die  Entwickelungs-Gefässe,  als  auch  die  Kompression«-  oder 
Mischungsgefässe  sind  mit  einem  Sicherheit«- Ventile  von  mindestens  1 OZoll  lichter 
Oeffnung  zu  versehen  , welches  so  belastet  sein  muss,  dass  dasselbe  sich  öffnet , sobald  der 
Druck  im  Apparate  das  zulässige  Maximum  von  6 Atmosphären  überschritten  hat. 

4.  Die  Kompressions-  oder  Misch ungsgefässe  sind  ausser  dem  Sicherheit«- Ventil  '3) 
mit  einem  Manometer  zu  versehen,  welches  den  darin  statttindenden  Druck  in  Atmosphären 
oder  in  Pfunden  pro  OZoll  zuverlässig  angiebt , und  bei  dem  der  höchste,  noch  zulässige 
Druck  durch  eine  in  die  Augen  fallende  Marke  bezeichnet  werden  muss. 

Für  die  Anlage  der  sogenannten  P umpen  - Apparate  werden  diese  Bestimmungen 
dahin  modifirirt : 

A.  Die  Bestimmung  unter  I.  findet  nur  auf  Kompressions-  oder  Mischungs-Zylinder 
nebst  Pumpe  Anwendung,  da  bloss  diese  Theile  des  ganzen  Apparates  einem  Drucke 
bis  zu  6 Atmosphären  ausgesetzt  sind. 

B.  Von  der  Bestimmung  unter  2.  kann  mit  liücksicht  darauf,  dass  die  Entwickelungs- 
gefosse  nur  einem  geringen  Drucke  zu  widerstehen  haben , abgesehen  werden ; es 
darf  jedoch : 

C.  das  unter  3.  für  das  Entwickelungsgefäss  vorgeschriebene  Sicherheit«- Ventil  nur 
so  stark  belastet  werden , dass  sich  dasselbe  schon  bei  einem  Drucke  von  */j  Atmos- 
phäre öffnet. 

D.  Die  Bestimmung  unter  4.  bleibt  dagegen  ungeändert.*) 


Beilage  Mr.  11. 

Bedingungen  für  die  Errichtung  einer  Sehuellbleiche. 

Für  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Fabrik  sind  nachstehende  Vorschriften  sorg- 
fältig zu  beachten : 


*)  Hinsichtlich  der — ans  der  Apotheken-Clesetzgebung  hergeleiteten  — Prüfungspflicht  Der- 
jenigen, welche  künstliches  Mineralwasser  gewerbsweise  fabriziren  wollen  und 
nicht  approbirtc  Apotheker  sind,  — ».  Freuss.  Minist. -Verfügungen  vom  23.  November  1844  und 
8.  Februar  Ib54.  M.-Bl.  d.  i.  V.  1844.  S.  311 ; 18Ö4,  8.  23. 
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1.  Der  Unternehmer  darf  in  dem  Verfahren  nicht  über  »eine  eigenen  Erklärungen  in  dem 
\ orgelegten  Erläuterungs-Berichte  hinausgehen. 

2.  Die  Vorrichtungen  xur  unschädlichen  Ableitung  der  Dämpfe  sind  so  gut  zu  treffen,  das* 
dieselben  dem  Zwecke  stet»  vollständig  entsprechen;  insbesondere  bleibt  die  Erhöhung 
des  Schornsteines  nach  Bedürfnis*  Vorbehalten. 

3.  Die  Waschwässer  und  sonstigen  Abgangs-Flüssigkeiten  sind  mittelst  unterirdischer  ge- 
mauerter Kanäle  in  wasserdichte  Samnielgruben  von  ausreichendem  Rauminhalte  au 
leiten.  Diese  Sammelgruben  sind , falls  die  Polizei-Behörde  solches  zur  Verhütung  von 
Belästigungen  der  Nachbarn  oder  des  Publikum«  für  liöthig  finden  sollte,  möglichst 
luftdicht  au  schliessen  und  nur  bei  Nachtzeit  au  leeren. 

4.  Die  Benutzung  des  Dorfbaches  zur  Aufnahme  der  Ablaufwässer  bildet  keinen  Gegen- 
stand dieser  Konzession . sondern  regelt  sich  gemäss  §.  3 des  Gesetzes  vom  28.  Februar 
1813,  wonach  durch  die  Zuleitung  der  Fabrikabflüsse  weder  der  Bedarf  der  Umgegend  an 
reinem  Wasser  beeinträchtigt , noch  eine  erhebliche  Belästigung  des  Publikums  verur- 
sacht werden  darf.  Jedenfalls  dürfen  die  abgehenden  Flüssigkeiten  nur  im  geklärten 
Zustande  dem  Porfbach  zugeführt  werden. 

».  Vor  Inbetriebsetzung  der  Anlage  hat  der  Unternehmer  die  Erfüllung  der  vorstehend 
unter  2 und  3 aufgetuhrteu  Bedingungen  durch  eine  Bescheinigung  des  Kreis-Bau-Be- 
amten  der  Orts-Polizeibehörde  nachzuweisen. 

6,  Sollte  es  sich  ergeben  . dass  die  oben  festgesetzten  Bedingungen  nicht  genügen,  um  die 
Besitzer  oder  Bewohner  benachbarter  Grundstücke  oder  das  Publikum  überhaupt  oder 
das  Leben  und  die  Gesundheit  der  in  der  Fabrik  beschäftigten  Arbeiter  vor  erheblichen 
Gefahren  und  Nachtheilen  zu  schützen,  so  bleibt  Unternehmer  gehalten,  ohne  Anspruch 
auf  Entschädigung  alle  diejenigen  Einrichtungen  zu  treffen , welche  zur  Erreichung 
grösserer  Sicherheit  ihm  von  der  Polizei-Behörde  vorgeschrieben  werden. 


Beilage  Sr  i». 

Bedingungen  für  die  Anlage  einer  Welzen  Stärke-Fabrik. 

1«  Die  Anlage  muss  genau  nach  Massgabe  der  eingereichten  Vorlagen,  und  zwar: 

A.  der  Beschreibung  vom ten IS  . . 

B.  der  Situations-Zeichnung,  gefertigt  von 

C.  des  Bauplans,  gefertigt  von 

nusgeführt  werden. 

2.  Die  Gährungsgefässe  müssen  dicht  schliessende  Deckel  haben  und  während  der 
Gährung  in  sorgfältigem  Verschluss  gehalten  werden. 

'i.  Aus  der  Fabrik  dürfen  keine  Ausflüsse  statlfinden  , wodurch  der  Bedarf  der  Um- 
gegend an  reinem  Wasser  beeinträchtigt  oder  das  Publikum  belästigt  wird;  vielmehr  ist 

4.  Unternehmer  verpflichtet,  die  unreinen  Flüssigkeiten  (—  das  Sauerwasser— 1 vollstän- 
dig entweder  in  dicht  schliessenden  Fässern  aufzufangen  und  mindestens  zweimal  in  jeder 
Woche  bei  Nacht  fortzuschaffen  oder  in  gehörig  verschlossene  und  von  der  Strasse  entfernte 
Sammelgruben,  welche  nach  polizeilicher  Anordnung  in  zuträglichen  Zeiträumen  zu  leeren 
sind,  zu  leiten  , unterirdische  Abflusswege  ohne  besonderes  Spülsystem  sind  nicht  gestattet. 

5.  Die  Benutzung  messender  Gewässer  für  Wegleitung  von  Abgängen  des  Fabrik- 
betriebe» unterliegt  der  besonderen  polizeilichen  Regelung  gemäss  §.  3 des  Gesetze»  vom 
28.  Februar  1843. 

(>.  Vor  Inbetriebsetzung  der  Anlage  hat  »Jer  Unternehmer  der  Polizei-Behörde  in  glaub- 
würdiger Art  nachzuweisen . das»  die  Ausführung  den  vorgeschriebenen  Bedingungen 
entspricht. 

7.  Sollte  es  sich  ergehen,  dass  die  oben  festgesetzten  Bedingungen  nicht  genügen,  um 
die  Besitzer  oder  Bewohner  benachbarter  Grundstücke  oder  das  Publikum  überhaupt  oder 
das  Leben  und  die  Gesundheit  der  in  der  Fabrik  beschäftigten  Arbeiter  vor  erheblichen 
Gefahren  , Nachtheilen  oder  Belästigungen  zu  schützen,  so  bleibt  Unternehmer  gehalten, 
alle  diejenigen  Einrichtungen  zu  treffen  . welche  zur  F.rreichung  grosserer  Sicherheit  er- 
forderlich befunden  werden. 
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von  Stärke-,  Zucker-  und  Syrups-Fabriker.. 
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Bailag«  Mr.  IS. 

Bescheid  in  Sachen,  betreffend  die  Genehmigung  zur  Anlegung  der  Stärke-,  Zuckcr- 
und  Syrup-Farik  von  X.  K.  In  N.  *) 

Nachdem  der  N.  N.  zu  N.  die  Genehmigung  nachgesucht  hat,  daselbst  auf  dem  Grund- 
stücke Nr eine  Stärke-,  Zucker-  und  Svrupfabrik  errichten  zu  dürfen,  nachdem 

ferner  die«  Vorhaben  in  gesetzlicher  Weise  bekannt  gemacht,  und  hiergegen  von  folgenden 
Personen  Widerspruch  erhoben  worden  ist: 

etc, 

ertheilt  die  Unterzeichnete  Königl.  Regierung  in  Gemässheil  des  §.  ls  der  Gewerbe- 
ordnung vom  21.  Juni  1660,  nach  erfolgter  Prüfung  der  Sachlage  und  stattgehabter 
mündlicher  Verhandlung,  zum  Bescheide  : 

1.  dass  die  nachgesuchtc  Genehmigung  unter  folgenden  Bedingungen  zu  ertheilen  : 

a.  Die  Anlage  ist  nach  Massgabe  der  vorgelegten  Pläne  und  Beschreibungen,  nament- 
lich im  Anschluss  an  die  erläuternde  Darstellung,  auszuführen; 

b.  die  Abfallwässer  der  Fabrik  sind  in  der  zu  Protokoll  angegebenen  oder  sonst  den 
Nachbarn  und  dem  Publikum  unschädlichen  Weise  abzuleiten ; bei  Benutzung 
fliessender  Gewässer  ist  §.  3 des  Gesetzes  vom  28.  Februar  1843  insbesondere  zu 
beachten ; 

c.  Unternehmer  ist  verpflichtet,  auf  seine  Kosten  dauernd  diejenigen  Vorkehrungen 
zu  treffen , welche  erforderlich  sind , um  für  die  Nachbarn  oder  das  Publikum 
schädliche  oder  lästige  Ausdünstungen  des  Fabrikbetriebes  zu  verhüten  und  den 
diesf&Uigen  Aufforderungen  der  Polizei-Behörde  nachzukommen ; 

2#  dass  die  Kosten  des  ganzen  Verfahrens  dem  Unternehmer  zur  Last  zu  legen. 

Gründe : 

Der  N.  N.  in  X.  beabsichtigt  auf  dem  Grundstücke  Nr.  . . . eine  Fabrik  chemisch- 
technischer Produkte  anzulegen  und  insbesondere  Stärkesyrup  und  Stärke- 
Zucker  zu  fabriziren. 

Nach  gehörig  erfolgter  Bekanntmachung  dieses  Unternehmens  haben  dagegen  folgende 
Personen  Einspruch  erhoben : 

etc. 

Der  Einspruch  wird  auf  die  Befürchtung  gestützt,  dass  durch  die  beabsichtigte  Fabrika- 
tion , wie  dies  vor  wenigen  Jahren  schon  durch  eine  gleichartige  Anlage  in  N.  geschehen 
sei,  — und  zwar  in  Folge  des  Geruches  der  ausströmenden  Dünste,  — arge  Belästigungen 
für  die  Gesundheit  naher  und  entfernter  Anwohner  entstehen  , und  ganze  Wohnungen  un- 
nutzbar  werden  könnten,  dass  namentlich  die  Tuch -Fabrik  von  N.,  in  welcher  gegen 
hundert  Menschen  beschäftigt  sind , Gefahr  liefe,  von  ihren  Arbeitern  verlassen  zu  werden. 

Unternehmer  räumt  ein,  dass  der  Betrieb  einer  ähnlichen  Fabrik  in  N.  für  die  Anwohner 
Belästigungen  herbeigeführt  habe , möglichenfalls  selbst  gesundheitsschädlich  gewesen  sei. 
— Ein  Gleiches  sei  aber  von  seiner  Fabrik  mit  Nichten  zu  besorgen.  — Denn  einmal  käme 
sie  nicht,  wie  jene  frühere  Anlage,  in  der  Stadt,  sondern  ganz  ausserhalb  derselben  in 
einer  nur  von  zerstreuten  Häusern  besetzten  Gegend  zu  liegen ; auch  in  einer  Windrichtung, 
welche  mit  wenigen  Ausnahmefällen  von  der  Stadt  abgekenrt  sei  und  in  diesen  Ausnahme- 
fällen  nun  kurze  Zeit  andauere , womit  allerdings  das  Gutachten  des  Kreisphvsikus  über- 
einstimmt. Dann  denke  er  nicht  daran,  die  Besorgnis«  erregenden  übelriechenden  Dünste 
ohne  Weiteres  in  die  Luft  entweichen  zu  lassen,  sondern  werde  vielmehr  die  Schädlichkeit 
derselben  vollständig  beseitigen  , indem  er  sie  zunächst  einer  möglichst  vollkommenen 
Kondensation  unterwerfe,  und  was  hierbei  noch  etwa  von  diesen  Gasen  unverdichtet  bleiben 
sollte,  in  einen  96  Fuss  hohen  Dampfschornstein  leiten. 

Die  Widersprechenden  fühlten  sich  durch  diese  Angaben  nicht  beruhigt.  Sie  behaupten, 
dass  die  Lage  der  künftigen  Fabrik  nicht  so  günstig  »ei , wie  geschildert  worden ; das«  ins- 
besondere aie  Windströmung  in  der  Richtung  von  derselben  nach  ihren  Grundstücken, 
nämlich  nach  Norden  und  Osten,  viel  häufiger,  wie  behauptet,  eintrete  und  4*nn  selbst  bis 
zu  14  Tagen  andauere.  — Sie  würden  zu  solchen  Zeiten  ausser  Stande  sein , die  Fenster 
ihrer  Wohnungen  zu  öffnen,  in  Folge  dessen  diese  allmähüg  von  den  Miethem  verlassen 
werden,  und  hiermit  ihre  Grundstücke  der  Entwerthung  unterliegen  würden. 

Was  die  Kondensirung  der  Stinkgase  betreffe , so  hielten  sie  dafür , dass  dieselbe  am 
wenigsten  durch  das  von  dem  Unternehmer  hierfür  gegebene  Verfahren  zu  erreichen  sei. 
Die  von  ihm  bezeichneten  Einrichtungen  erscheinen  nicht  blos  unzweckmässig , sondern 
selbst  unausführbar,  weil  theilweise  mit  unabänderlichen  Naturgesetzen  im  Widerspruch. 


*)  Dieser  Bescheid  soll  zugleich  als  Beispiel  für  die  Fassung  der  Entscheidungen  im  Konzes- 
sions-Verfahren überhaupt  dienen. 
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Ableitung  der  nicht  kondensirten  Gase  in  den  Dampf-Schornstein  könne  besten  Falle» 
den  naher  wohnenden  Nachbarn  Schutz  gewähren,  dafür  hätten  aber  die  entfernter  Wohnen- 
den den  ganzen  Nachtheil  der  sich  niederschlagenden  Dünste  zu  erleiden. 

Nur  Eins  könnte  helfen,  nämlich  neben  zweckentsprechender  Kondensation  Ver- 
brennung der  übrig  bleibenden  Stinkgase  mittelst  Abführung  derselben  in  die  Feuerung 
des  Dampfkessels.  — Unternehmer  lehnt  letzteres  ab  , weil  nach  seiner  Ueberzeugung  mit 
einem  gesicherten  Fabrik-Betriebe  unvereinbar.  Er  werde  schon  dafür  sorgen , dass  der 
Betrieb  keine  belästigenden  Gerüche  zur  Folge  habe,  und  stelle  anheim . ihm  nur  unter 
dieser  Bedingung  die  nuchgesuchte  Genehmigung  zu  ertheilen. 

er  sei  selbst  bereit,  sich  dem  Vorbehalte  zu  unterwerfen,  dass  andernfalls  die  Fabrik 
sofort  geschlossen  werden  müsse. 

Da  eine  Verständigung  der  Parteien  nicht  zu  erzielen  war,  so  musste  in  das  mündliche 
Schlussverfahren  eingetreten  werden,  ln  demselben  erschienen  der  Antragsteller  und  die 
Widersprechenden. 

ln  der  mündlichen  Verhandlung  wurde  beiden  Parteien  volle  Gelegenheit  gegeben, 
ihre  Behauptungen  und  Erwiderungen  auszuführen,  — 

ferner  als  Sachverständiger  der  mit  zur  Stelle  gebrachte  ('hemiker  N.  N.  gehört. 

Zwei  Punkte  sind  aus  diesen  Erklärungen  als  bemerkenswerth  hier  aufzuführen  , ein- 
mal, dass  Antragsteller  zunächst  nur  für  die  Anlage  einer  Stärkezucker-  und  Stärke- 
ayrup-F abrik  , für  keine  andere  chemische  Fabrikation,  die  Genehmigung  nachsucht  und 
sich  Vorbehalt , bei  der  Aufnahme  noch  anderer  chemischer  Produktionen  besondere  An- 
träge zu  stellen.  — Dann  ist  zu  bemerken,  dass  beide  Parteien  die  Entfernung  der  projek- 
tirten  Anlage  von  der  N. sehen  Fabrik,  — auf  mindestens  1000  Schritt  anerkannten. 

Für  die  Entscheidung  der  Sache  war  die  Erwägung  massgebend,  dass  das  für  die  Nach- 
barn und  das  Publikum  Wesentliche  darin  besteht , gegen  Nachtheiie  und  Belästigungen 
der  fraglichen  Fabrikation  geschützt  zu  sein;  unwesentlich  ist  dagegen,  durch  welche 
Einrichtungen  der  Unternehmer  dies  erzielt.  Deshalb  musste  Bedenken  getragen  werden 
nach  dem  Verlangen  eines  Theiles  der  Widersprechenden  neben  der  Kunden  sinnig  auch 
noch  die  Verbrennung  der  stinkenden  Gase  besonders  vorzuschreiben.  Erreicht  der  An- 
tragsteller die  Beseitigung  der  befürchteten  Belästigung  auf  anderem  Wege,  so  ist  es  nicht 
gerechtfertigt,  ihm  gerade  eine  hierzu  nicht  erforderliche  — an  und  für  sich  vielleicht  zweck- 
mässige, aber  wohl  nicht  allseitig  erprobte  — und  ihm  unwillkommene  Einrichtung  auf- 
zunötnigen. 

Es  kommt  hierbei  besonders  in  Betracht , dass  sich  nicht  von  vorn  herein  annehmen 
lässt,  es  müssten  die  von  ihm  in  s Auge  gefassten  Mittel,  nämlich  Kondensation  und  daran 
sich  schliessende  Ableitung  in  hohe  Luftschichten  jedenfalls,  — auch  bei  zweckentsprechen- 
der Ausführung,  — die  erwartete  Wirkung  verfehlen.  Die  Lage  der  Fabrik  ist  mit  Rück- 
sicht auf  die  Weite  des  Abstandes  von  der  Stadt  N.,  auf  die  geringe  Bebauung  der  Nach- 
barschaft, sowie  auf  die  Windrichtung  im  Allgemeinen  als  eine  polizeilich  günstige  anzu- 
erkennen. Insbesondere  ist  die  Entfernung  der  Fabrik  von  N.,  um  deren  Klaglossteliung 
es  sich  vorzugsweise  handelt,  so  bedeutend,  dass  wohl  erwartet  werden  darf,  aie  in  ihrem 
Interesse  geäusserten  Besorgnisse  seien  bei  gutem  Willen  de«  Unternehmers  — und  hieran 
zu  zweifeln,  liegt  keine  Veranlassung  vor  — unschwer  zu  erledigen.  Es  erscheint  genug, 
dass  der  Unternehmer  — wozu  er  sich  bereit  erklärt  hat  — verpflichtet  wird , aut  seine 
Kosten  dauernd  diejenigen  Vorkehrungen  zu  treffen , welche  erforderlich  sind,  um  für  die 
Nachbaren  und  das  Publikum  schädliche  oder  lästige  Ausdünstungen  des  Fabrik-Betrieben 
zu  verhüten  — und  den  diesfölligen  Aufforderungen  der  Polizei-Behörde  nachzukommen 
Seine  Sache  ist  es  nun  . den  richtigen  Weg  zu  wählen.  Trifft  er  ihn  nicht,  und  treten  be- 
gründete Beschwerden  über  erhebliche  Belästigungen  hervor,  so  ist  er  zur  Vermeidung  der 
gesetzlichen  Strafe  verpflichtet,  denselben  Abhülfe  zu  verschaffen  , und  kann  er  dies  nicht, 
selbst  auf  den  Fortbetrieb  der  Fabrikation  zu  verzichten.  Hiernach  war,  wie  geschehen, 
zu  entscheiden. 

Was  die  Kosten  des  Verfahrens  anlangt,  so  mussten  dieselben  dem  Unternehmer  allein 
zur  Last  gestellt  werden,  da  er  zuerst  nur  unvollkommene  Vorlagen  eingereicht  hatte , au* 
denen  sich  nicht  ersehen  liess,  wie  er  den  nachtheiligen  Folgen  der  Fabrikation  vorzu- 
beugen gedenke , auch  erst  im  Laufe  des  Verfahrens  beruhigende  Erklärungen  über  seine 
Bereitwilligkeit  zur  Abhülfe  aller  begründeten  Beschwerden  aogab,  — mithin  die  Einlegung 
des  Widerspruchs  an  sich  gerechtfertigt  war. 

Gegen  diesen  Bescheid  steht  beiden  Theilen  der  Rekurs  an  den  Herrn  Minister  für 
Handel  etc.  binnen  einer  Frist  von  11  Tagen  offen.  Die  Rekursschrift,  welche  in  zwei 
Exemplaren  anzufertigen  ist,  kann  entweder  an  uns,  oder  auch  an  den  Herrn  Minister  direkt 
eingereicht  werden. 

Schliesslich  wird  der  Unternehmer  N.  bedeutet,  dass  er  die  fragliche  Fabrik  erst  mit 
der  Rechtskraft  der  Entscheidung,  und  zw  ar  nur  auf  Grund  einer  besonderen  Genehmigungs- 
Urkunde.  in  Betrieb  setzen  darf. 


von  Dachpappen-Fabriken  u.  Leimsiedereien. 
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Beilage  Nr.  14. 

Bedingungen  znr  Errichtung  einer  Dachpappen-Fabrik.*) 

A. 

1«  Der  Schornstein  ist  in  Höhe  von  . . . Kuss  aufzuführen. 

2*  Es  ist  für  sorgfältige  Abführung  der  Dünste  aus  dem  Schmelzraume  zu  sorgen. 

3«  Diejenigen  Abtheilungen  der  Fabrik , welche  zum  Tränken  , beziehungsweise  zum 
Ueberziehen  der  Dachpappen  mit  Asphalt  oder  Theermassc  bestimmt  sind , müssen  mit 
doppelten  Thüren  an  den  Eingängen  und  mit  gut  schließenden , durch  Verschraubung  ver» 
achliessbaren  Fenstern  versehen  werden. 

4*  ln  diesen  Räumen  sind  Abzugsschlotte,  welche  den  Dachfirst  mindestens  um  Fürs 
überragen,  anzubringen. 

5«  Der  Fabrikhof  muss  gepflastert  werden. 

6*  Zur  Ableitung  der  Fabrik  Wässer  und  der  etwaigen  Rückstände  dürfen  die  Rinn- 
steine nicht  benutzt  werden , sondern  es  ist  eine  hinreichend  tiefe  und  grosse . in  Zement 
ausgemauerte,  mit  gut  schliessendem  Deckel  versehene  Grube  auf  dem  Fabrikhofe  anzu- 
legen. Ueber  die  Leerung  dieser  Grube  bleibt  der  Polizei-Behörde  Anordnung  Vorbe- 
halten. 

7«  Die  Inbetriebsetzung  der  Anlage  darf  zur  Vermeidung  der  im  §.  147  der  Gewerbe- 
ordnung vom  21.  Juni  1>(>9  angedrohten  Strafe  nicht  eher  erfolgen,  als  bis  die  kreisbau- 
amtliche Prüfung«-  und  Abnahme- Bescheinigung  den  Unternehmern  ertheilt  sein  wird. 

B. 

1.  das  Unternehmen  muss  nach  Massgabe  der  eingereichten  Bau-  und  Situations-Zeichnung 
ausgeführt  werden ; 

2*  die  Feuerungs-Anlage  muss  den  Bestimmungen  der  bestehenden  Bau-Polizei-Ordnung 
entsprechen ; 

3«  zur  Seite  der  Feuerung  ist  ein  Sturzblech  auf  den  Kessel  aufzusetzen ; auch  muss  der 
Firdboden  von  der  Feuerung  aus  geneigt  abfallen,  damit  der  etwa  überfliessende  Theer 
nicht  in  die  Feuerung  fliessen  kann; 

4*  der  Kessel  darf  nur  zur  Hälfte  mit  Theer  gefüllt  werden,  und  die  Temperatur  des  Theers 
darf  fiO°,  Zelsius  nicht  übersteigen ; 

5«  zur  Verhinderung  der  Verbreitung  unangenehmer  Gerüche  und  ungesunder  Aus- 
dünstungen müssen  solche  Vorkehrungen  getroffen  werden , wodurch  alle  sich  ent- 
wickelnden Gase  kondensirt  oder  verbrannt  durch  den  Schornstein  abgeführt  werden. 
Ausserdem  sind  bei  der  Theersiederei  die  Fenster  und  Thüren  des  Siederei-Lokals 
möglichst  geschlossen  zu  halten ; 

6.  sollte  es  sich  ergeben,  dass  die  vorstehend  festgesetzten  Bedingungen  nicht  genügen, 
um  die  Besitzer  oder  Bewohner  benachbarter  Grundstücke  oder  das  Publikum  über- 
haupt oder  die  Gesundheit  der  in  der  Dachpappen-Fabrik  beschäftigten  Arbeiter  vor 
erheblichen  Gefahren,  Nachtheilen  oder  Belästigungen  zu  schützen,  sobleibt  der  Unter- 
nehmer oder  dessen  Besitz-Nachfolger  verpflichtet , ohne  Anspruch  auf  Entschädigung 
alle  diejenigen  Veränderungen  in  der  Einrichtung  der  Anlage  oder  im  Betriebe  zu 
treffen,  welche  zur  Abhülfe  jener  Uebelstände  erforderlich  befunden  werden. 


Beilage  Hr.  1 ft. 

Bedingungen  für  die  Anlage  einer  Leimsiederei. 

!•  Die  Anlage  muss  genau  nach  Massgabe  der  eingereichten  Vorlagen  (u.  s.  w.  wie  in 
Beilage  Nr.  ö,  ausgeführt  werden. 

2.  Bei  der  Bereitung  des  Leimes  sind  lediglich  ganz  trockene  und  vollständig  geruch- 
lose Leimleder  und  Knochen,  unter  keinen  Umständen  aber  in  Verwesung  übergegangene 
thierische  Abfälle  zu  verwenden. 

3«  Die  Einweichungs-Flüssigkeit  darf  weder  in  Höfen  und  Pfützen  ausgegossen,  noch 


) Die  Bedingungen  sind  aus  der  Praxis  für  zwei  verschiedene  Fälle  mitgetheilt. 
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Anlage  von  Leimsiedereien  und  Seifensiedereien . 


in  die  Rinnsteine  abgeleitet  werden  , muss  vielmehr  in  gut  gemauerten  , zementirten  und 
gut  bedeckten  Gruben  aufgehoben  werden,  welche  rechtieitig  zu  entleeren  sind. 

4«  Die  Anordnung,  dass  in  die  zur  Aufnahme  der  unreinen  Flüssigkeiten  etc.  be- 
stimmte Sammelgrube,  hevor  deren  Räumung  erfolgt,  eine  hinreichende  Menge  Chlorkalk- 
Auflösung  oder  anderer  fäuinisswidriger  Stoffe  zu  schütten  ist,  bleibt  für  den  Fall  des 
Bedürfnisses  Vorbehalten. 

5.  Die  Benutzung  Üiessender  Gewässer  für  die  Wegleitung  von  Abgängen  des  Fabrik- 
Betriebes  unterliegt  der  besonderen  polizeilichen  Regelung  gemäss  §.  3.  des  Gesetzes  vom 
2S.  Februar  !$43. 

6.  Unternehmer  ist  verpflichtet . durch  Einrichtung  der  Feuerungs-Anlage  oder  dabei 
anzuwendende  mechanische  Vorrichtungen , sowie  durch  Anwendung  geeigneten  Brenn- 
materials und  sorgsame  Bewartung  auf  eine  möglichst  vollständige  Verbrennung  des  Rauches 
hinzuwirken,  auch  — falls  sich  ergiebt,  dass  die  getroffenen  Einrichtungen  nicht  genügen, 
um  Gefahren , Nachtheile  und  Belästigungen  für  die  Besitzer  und  Bewohner  benachbarter 
Grundstücke  durch  Rauch , Russ  u.  s.  w.  zu  verhüten  — , solche  Abänderungen  in  der 
Feuerungs-Anlage  und  im  Betriebe , sowie  in  der  Wahl  des  Feuerungs- Materials  vorzu- 
nehmen , welche  zur  Beseitigung  der  Gefahren  , Nachtheile  und  Belästigungen  besser  ge- 
eignet sind. 

7 . Sollte  es  sich  ergeben,  dass  die  vorstehend  festgesetzten  Bedingungen  nicht  genügen, 
um  die  Besitzer  oder  Bewohner  benachbarter  Grundstücke  oder  das  Publikum  überhaupt 
vor  erheblichen  Gefahren , Nachtheilen  oder  Belästigungen  zu  schützen,  so  bleibt  Unter- 
nehmer verpflichtet , ohne  Anspruoh  auf  Entschädigung  alle  diejenigen  Veränderungen  in 
der  Einrichtung  der  Anlage  oder  im  Betriebe  zu  treffen  , welche  zur  Abhülfe  jener  Uebel- 
stände  erforderlich  befunden  werden. 


Beilage  Kr.  16. 

Bedingungen  für  die  Anlage  einer  Seifensiederei. 

1.  Die  Anlage  muss  genau  nach  Massgabe  der  eingereichten  Vorlagen  !u.  s.  w,  wie  in 
Beilage  Nr.  li!  ausgeführl  werden. 

3.  Der  Siedekessel  muss  in  einem  mit  massiven  Mauern  umschlussenen  Raume  aufge- 
stellt  sein.  Das  Kessel-Mauerwerk  muss  überall  wenigstens  2 Fuss  von  den  Umfassungs- 
Mauern  entfernt  bleiben. 

3.  Der  für  die  Feuerungs-Anlage  und  zur  Aufnahme  und  Abführung  der  Dünste 
bestimmte  Schornstein  muss  einen  Querschnitt  von  mindestens  IS  Zoll  im  Quadrat  haben 
und  ist  mindestens  5 Fuss  höher . als  der  Dachfirst  der  weniger  als  30  Fns»  entfernten 
Gebäude  aufzuführen. 

4.  Zur  Seifen-Fabrikation  dürfen  nur  Oele  oder  anderswo  bereits  ausgeschmolzener 
Talg  verwendet  werden.  — Dem  Unternehmer  ist  es  dagegen  untersagt,  aus  rohem  , mit 
thierischem  Zellen-Gewebe  noch  durchzogenem  Talg , aus  Sptckabfällen , Knochen  und 
dergleichen  das  Rohmaterial  für  seinen  Betrieb  in  dieser  Fabrik  erst  auszuschmelzen.  *) 

5.  Zur  Abführung  der  Dünste  ist  ein  in  die  Esse  mündendes , hinreichend  weites 
Blechrohr  anzubringen.  Die  Einmündung  dieses  Rohrs  in  die  Esse  muss  dicht  «chliessend 
hergestellt  werden  . so  dass  die  Dünste  aus  dem  Schornstein  nicht  in  den  Fabrikraum  zu- 
rücktreten  können. 

6.  Die  Fenster  der  Fabrik  sind  durch  Verschraubung  fest  tu  verschliessen  und  dürfen 
während  de«  Betriebes  niemals  geöffnet  werden;  auch  muss  der  Eingang  zur  Seifen-Siederei 
durch  zwei  sich  deckende  Thören  doppelten  Verschluss  erhalten. 

7.  Die  zum  Betriebe  erforderlichen  Materialien  sind  in  abgesonderten,  verschlossenen 
und  massiven  Räumen  aufzubewahren. 

8.  Jeder  Schmelzkessel  muss  einen  Metallrand  erhalten , mittelst  dessen  er  auf  der 
Oberfläche  de.«  Heerde«  ringsum  befestigt  wird , so  dass  ein  Durchschlagen  der  Flamme 
zwischen  dem  Kessel  und  dem  Mauerwerke  nicht  stattfinden  kann. 


*1  In  anderen  Fallen  befindet  sich  bestimmt:  «da«  zu  verarbeitende  Fett  darf  nicht  in  u n- 
ge  scbmolzenem  Zustande  anfbewahrt,  sondern  muss  sogleich  in  frischem  Zustande  unter. 
Zusatz  von  Schwefelsäure  geschmolzen  werden  , während  der  Sommer-Monate  ist  dasselbe , sorg- 
fältig zerhackt,  schon  vor  dem  Ausschmelzen  mit  Schwefelsäure  zn  behandeln.  « 
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Beil.  17.  Bedingungen  für  Knochensiedereien. 
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9*  Die  Rückstands-Flüssigkeiten  sind  mittelst  eines  wasserdichten  Kanals  in  eine 
gleichfalls  wasserdichte  Saramelgrube  abzuleiten,  welche  ausser  der  Zeit  der  Räumung  und 
Reinigung  festgeschlossen  gehalten  werden  muss. 

10.  Die  Räumung  der  Sammelgrube  muss  nach  Bestimmung  der  Orts-Polizeibehörde 
in  angemessenen  Zwischenräumen  und  zur  Nachtzeit  erfolgen. 

11*  Die  Anordnung,  dass  in  die  zur  Aufnahme  der  unreinen  Flüssigkeiten  etc.  be- 
stimmte Sammelgrube,  bevor  deren  Räumung  erfolgt,  eine  hinreichende  Menge  Chlorkalk- 
Auflösung  oder  anderer  fäulnisswidriger  Stoffe  zu  schütten  ist,  bleibt  für  den  Fall  des 
Bedürfnisses  Vorbehalten. 

12«  Vor  Inbetriebsetzung  der  Anlage  hat  der  Unternehmer  der  Polizei-Behörde  in 
glaubwürdiger  Art  nachzuweisen,  dass  die  Ausführung  den  vorgeschriebenen  Bedingungen 
entspricht. 

13.  Unternehmer  ist  verpflichtet,  durch  Einrichtung  der  Feuerung®- Anlage  oder  dabei 
anzuwendende  mechanische  Vorrichtungen,  sowie  durch  Anwendung  geeigneten  Brenn- 
materials und  sorgsame  Bewartung  auf  eine  möglichst  vollständige  Verbrennung  des 
Rauches  hinzuwirken , auch  — falls  sich  ergiebt , dass  die  getroffenen  Einrichtungen  nicht 
genügen  , um  Gefahren , Nachtheile  und  Belästigungen  für  die  Besitzer  und  Bewohner  be- 
nachbarter Grundstücke  durch  Rauch,  Kuss  u.  s.  w.  zu  verhüten,  — solche  Abänderungen  in 
der  Feuerungs-Anlage  und  im  Betriebe , sowie  in  der  Wahl  des  Feuerungs-Materials  vor- 
zunehmen , welche  zur  Beseitigung  der  Gefahren , Nachtheile  und  Belästigungen  besser 
geeignet  sind. 

14.  Sollte  es  sich  ergeben , dass  die  oben  festgesetzten  Bedingungen  nicht  genügen, 
um  die  Besitzer  oder  Bewohner  benachbarter  Grundstücke  oder  das  Publikum  überhaupt 
oder  das  Leben  und  die  Gesundheit  der  in  dfcr  Fabrik  beschäftigten  Arbeiter  vor  erhefc- 
lichen  Gefahren , Nachtheilen  oder  Belästigungen  zu  schützen , so  bleibt  Unternehmer  ge- 
halten. ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  alle^dieienigen  Einrichtungen  zu  treffen,  welche 
zur  Abhülfe  jener  Uebelstände  erforderlich  befunden  werden. 


Beilage  Wr.17. 

Bedingungen  für  die  Anlage  einer  Knoehensiederei. 

1*  Die  Anlage  muss  genau  nach  Massgabe  der  eingereichten  Vorlagen  (u.  s.  w.  wie  in 
Beilage  Nr.  fl;  ausgeführt  werden. 

2.  Zur  Ableitung  der  Dünste  ist  über  dem  Siedekessel  ein  ausreichend  weiter  Mantel 
lein  sogenannter  Qualmfang;  mit  einem  in  die  Esse  mündenden  Blechrohre  anzubringen. 
Der  Schornstein  ist  mindestens  5 Fuss  Andere  verlangen  10  Fussj  höher  als  der  Dachfirst 
der  weniger  als  30  Fuss  entfernten  Nachbar-Gebäude  aufzuführen. 

3.  Das  zum  Betriebe  erforderliche  Kohmaterial^an  Knochen^iat  in  abgeschlossenen  und 
massiven  Räumen  aufzubewahren. 

4.  Die  Knochenbrühe  ist,  sofern  dieselbe  nicht  sofortige  Verwendung  findet,  in  wasser- 
dicht gemauerten  Sammelgruben , welche  mit  gut  schliessenden  Deckeln  zu  versehen  sind, 
aufzubewahren. 

5.  Der  Kochkessel  muss  einen  Metallrand  erhalten  , mittelst  dessen  er  auf  der  Ober- 
fläche des  Herdes  ringsum  befestigt  wird,  so  dass  ein  Durchschlagen  der  Flamme  zwischen 
dem  Kessel  und  dem  Mauerwerke  nicht  stattfinden  kann. 

fl»  Vor  Inbetriebsetzung  der  Anlage  hat  der  Unternehmer  der  Orts-Polizeibehörde  in 
glaubwürdiger  Art  nachzuweiscn,  dass  die  Ausführung  den  vorgeschrieben%n  Bedingungen 
entspricht. 

7.  Unternehmer  ist  verpflichtet,  durch  Einrichtung  der  Feuerungs- Anlage  oder  dabei 
anzuwendende  mechanische  Vorrichtungen , sowie  durch  Anwendung  geeigneten  Brenn- 
materials und  sorgsame  Bewartung  auf  eine  möglichst  vollständige  Verbrennung  des 
Hauches  hinzuwirken,  auch  — falls  sich  eraiebt,  dass  die  getroffenen  Einrichtungen  nicht 
genügen,  um  Gefahren  , Nachtheile  und  Belästigungen  für  die  Besitzer  und  Bewohner  be- 
nachbarter Grundstücke  durch  Rauch,  Russ  etc.  zu  verhüten  — , solche  Abänderungen  in 
der  Feuerungs-Anlage  und  im  Betriebe , sowie  in  der  Wahl  des  Feuerungs-Materials  vor- 
zunehmen , welche  zur  Beseitigung  der  Gefahren,  Nachtheile  und  Belästigungen  besser 
geeignet  sind. 

Reichs-Gesetze  m.  Erl&ater.  Tit.  I.  Bd.  3.  24 
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8.  Sollte  es  sich  ergeben,  dass  die  oben  festgesetzten  Bedingungen  nicht  genügen,  um 
die  Besitzer  oder  Bewohner  benachbarter  Grundstücke  oder  das  Publikum  überhaupt  oder 
das  I.eben  und  die  Gesundheit  der  in  der  Fabrik  beschäftigten  Arbeiter  vor  erheblichen 
Gefahren,  Nachtheilen  oder  Belästigungen  zu  schützen,  so  bleibt  Unternehmer  gehalten, 
ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  alle  diejenigen  Einrichtungen  zu  treffen , welche  zur 
Abhülfe  jener  Uebelstände  erforderlich  befunden  werden 


Beilage  Nr.  18. 

Bedingungen  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb  ron  Schlächterei-Anlagen, 

1,  Die  Anlage  muss  genau  nach  Massgabe  der  eingereichten  Vorlagen  und  zwar 
(s.  Beilage  Nr.  6)  ausgeführt  werden. 

2,  Der  Schlnchtraum  muss  mindestens  lu  Fuss  hoch  und  zum  Behufe  der  Lüftung  ent- 
weder mit  Fenstern  oder  einer  Feuerungs- Anlage  versehen  sein. 

8.  Der  Fussboden  desselben  ist  wasserdicht  hcrzusteilen  und  zu  diesem  Zwecke  ent- 
weder mit  Asphalt , mit  Granitplatten  oder  mit  Klinkern  in  Zement  abzudecken . ferner 
mit  aliseitigem  Gefalle  nach  einer  Kinne  oder  einem  Kanäle  zu  versehen,  durch  welche  die 
flüssigen  Abgänge  nach  einer  Sammelgruhe  abgeleitet  werden. 

4.  Diese  Sammelgrubc  muss , gegen  die  Sonnenstrahlen  geschützt , in  ausreichender 
Grosse  angelegt  werden , in  der  Sohle  und  in  den  Winden  wasserdicht  gemauert . oben 
dicht  sch  liessend  überdeckt  sein  und  zur  Aufnahme  aller  Abfälle  an  Darmkoth,  Schleim, 
Blut  etc.  dienen. 

5.  Die  Abfälle  müssen  sofort  nach  ihrer  Einleitung  mit  einer  Lage  Dünger  oder  Stroh 
Überdeckt,  auch  in  heissen  Tagen  nach  Erfordern  zur  Verhütung  schädlicher  Ausdünstungen 
mit  Kalkmilch , starker  Auflösung  von  schwcfelsaurem  Eisen  , oder  gleichwirkenden  fiul- 
nisswidrigen  Stoffen  überschüttet  werden. 

(f.  Die  Ausleerung  der  Sammelgrube  muss  zur  angemessenen  Zeit  nach  Weisung  der 
Polizei- Behörde  erfolgen. 

7.  Die  Einleitung  fester  oder  flüssiger  Abgänge  in  flietsende  Gewässer  bleibt  der 
polizeilichen  Regelung  in  Gemässheit  des  §.  3 des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1843  über  die 
Benutzung  der  rrivatftüsse  unterworfen. 

8.  In  der  Nähe  der  Schlachtstätte  muss  ein  Brunnen  befindlich  sein. 

9.  Der  Hof,  soweit  derselbe  zum  Schlachtbetriebe  mit  benutzt  wird,  muss  ge- 
pflastert sein. 

10.  Vor  Inbetriebsetzung  der  Anlage  hat  der  Unternehmer  der  Polizei-Behörde  in 
glaubwürdiger  Art  nachzuweisen  , dass  die  Ausführung  den  Torgeschriebenen  Bedingungen 
entspricht. 

11.  Insofern  durch  die  beabsichtigte  Errichtung  der  Schlachtstätte  vorstehend  fest- 
gesetzter Bedingungen  ungeachtet  den  Besitzern  oder  Bewohnern  benachbarter  Grund- 
stücke oder  dem  Publikum  überhaupt  erhebliche  Gefahren  , Nachtheile  oder  Belästigungen 
erwachsen  sollten . bleibt  Unternehmer  gehalten , auf  seine  Kosten  alle  diejenigen  Ein- 
richtungen zu  treffen , welche  zur  Erreichung  grösserer  Sicherheit  erforderlich  befunden 
werden. 


Beilage  Nr.  19. 

Bedingungen  fllr  Tulgschmelzcu. 

1.  Es  darf*iur  frisches  Fett  in  der  Talgachmelze  verarbeitet  werden. 

2.  Das  Schmelzen  des  Fettes  muss  in  einem  Kessel , dessen  unterer  Theil  mit  Wasser 
gesättigt  ist,  und  unter  Zusatz  einer  angemessenen  Menge  von  Schwefelsäure  erfolgen. 

8.  Der  Schmelzkessel  muss  mit  einem  eisernen  Deckel  geschlossen  werden , aus 
welchem  ein  ltohr  von  Eisenblech  zur  Aufnahme  der  sich  entwickelnden  Dämpfe  in  den 
Schornstein  dicht  schliessend  geführt  wird. 

4.  Der  Schornstein  muss  die  in  unmittelbarer  Nähe  der  Fabrik  befindlichen  Nachbar- 
gebäude um  wenigstens  6 Fuss  überragen. 
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BcilageKr.20. 


Bedingungen  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Gerberei-Anlagen. 

1.  Die  Anlage  muss  genau  nach  Maasgabe  der  eingereichten  Vorlagen  ausgeführt 
werden.  (Siehe  Beilage  6 j 

2.  Der  Fuasboden  der  Werkstatt  für  die  Gerberei  muaa  mit  einem  Gefälle  nach  dem 
Abzugskanale  hin  und  zwar  in  wasserdichter  Pflasterung  versehen  sein. 

3.  In  den  an  Nachbar-Grundstücke,  öffentliche  Strassen  oder  Plätze  grenzenden 
Wänden  dürfen  keine  Oeffnungen  angebracht  werden , mit  Ausnahme  der  Luftlöcher  des 
Bodenraumes. 

4.  Ea  müssen  in  der  Werkstatt  die  Fenster  stets,  die  Thüren  möglichst  geschlossen 

Sehalten , und  die  in  derselben  sich  erzeugenden  Dünste  mittelst  eines  über  den  Dachfirst 
inaus  reichenden  Schlottee  abgeführt  werden. 

&.  Die  unreinen  Flüssigkeiten  und  die  sonstigen  Abgänge  der  Gerberei  sind  in 
Sammelgruben  mit  wasserdichten  Wänden  und  Boden  durch  einen  wasserdichten  Kanal 
abzuleiten. 

6.  Die  Sammelgruben  müssen  ausser  der  Zeit  der  Käumung  und  Reinigung  geschlossen 
gehalten  werden. 

7.  Die  Räumung  derselben  muss  nach  Bestimmung  der  Orts-Polizeibehörde  in  ange- 
messenen Zwischenräumen  und  zwar  zur  Nachtzeit  erfolgen. 

8.  Die  Anordnung,  dass  in  diese  Gruben  eine  hinreichende  Menge  Kalkmilch,  Chlor- 
kalk-Auflösung, Eisen- Vitriol  oder  ein  gleichwirkendes  fäulnisswidriges  Mittel  zu  schütten 
ist,  bleibt  der  Polizei-Behörde  Vorbehalten. 

9.  Die  frischen  Häute  sind  bis  zu  ihrer  weiteren  Verarbeitung  durch  Einsalzen  oder 
sonst  davor  zu  schützen , dass  sie  einen  fauligen  Geruch  verbreiten.  Insbesondere  dürfen 
Häute  zum  Trocknen  nicht  nsch  der  Strasse  zu  aufgehängt  werden. 

10.  Trockene  Häute  müssen  in  geräumigen  luftigen  Speichern  so  aufbewahrt  werden, 
dass  sich  aut  denselben  Fäulnissgase  nicht  entwickeln. 

11.  Wenn  zum  Enthaaren  der  Häute  Gaskalk  angewendet  werden  sollte , so  sind : 
a.  die  Kalkgruben  nur  in  gehöriger  Entfernung  von  den  Lohkasten  und  nicht  in  abge- 
schlossenen Räumen  anzulegen , so  dass  ein  genügender  Luftwechsel  stattfinden 
kann.  Ausserdem  ist  Vorkehrung  zu  treffen , dass  jede  Vermischung  des  Oaskalkes 
mit  saurer  Lohbrühe  unbedingt  verhindert  werde , 
b.  der  flüssige  Inhalt , wie  der  Bodensatz  der  Kalkgruben  darf  weder  auf  dem  Grund 
und  Boden  der  Gerberei  versenkt,  noch  in  die  öffentlichen  Wasserläufe  geschüttet 
werden  , sondern  ist  an  entlegene  Stellen  , wo  er  keinen  Schaden  anrichten  kann, 
abzuführen.  Auch  darf  Gaskalk  nach  seinem  Gebrauche  nicht  mit  saurer  Lohbrühe 
zusammen  geschüttet  werden. 

12.  Die  Lohgruben  müssen  in  so  dichten  Wandungen  aufgeführt  werden,  dass  die  in 
denselben  enthaltene  Flüssigkeit  nicht  hindurchdringen  kann.  Die  Ableitung  der  Letzteren 
hat  in  die  unter  Nr.  5 vorgeschriebenen  Sammelgruoen  zu  erfolgen.  *) 

18.  Vor  Inbetriebnahme  der  Anlage  hat  der  Unternehmer  der  Polizei-Behörde  in 
glaubwürdiger  Art  nachzuweisen  , dass  die  Ausführung  den  vorgeschriebenen  Bedingungen 
entspricht. 

14.  Sollte  es  sich  ergeben,  dass  die  vorstehend  festgesetzten  Bedingungen  nicht  genügen, 
um  die  Besitzer  oder  Bewohner  benachbarter  Grundstücke  oder  das  Publikum  überhaupt 
oder  die  Gesundheit  der  in  der  Gerberei  beschäftigten  Arbeiter  vor  erheblichen  Gefahren, 
Nachtheilen  oder  Belästigungen  zu  schützen,  so  bleibt  Unternehmer  verpflichtet,  ohne 
Anspruch  auf  Entschädigung  alle  diejenigen  Veränderungen  in  den  Einrichtungen  der  An- 
lage oder  im  Betriebe  zu  treffen,  welche  zur  Abhülfe  jener  Uebelstände  erforderlich  be- 
funden werden. 

15,  Die  Benutzung  messender  Gewässer  zum  Schweifen  der  Häute  und  zur  Ableitung 
von  Unreinlichkeiten  bleibt  der  polizeilichen  Regelung  gemäss  §.  3 des  Gesetzes  vom 


*)  Die  Bedingungen  11  und  12  fsllen  bei  Weissgerbereien  fort. 

24* 


Dioitizedjw  Google 


§5.1-5. 


372  Beil.  Nr.  I zu  §.  24.  Gewerbe-Ordnung. 

2b.  Februar  1843  über  die  Benutrung  der  Privatflüsse  unterworfen.  Jedenfalls  ist  ru 
beachten,  dass 

a.  die  Abginge  der  Kuffen  und  Gruben  nicht  anders , als  gemäss  Bedingung  8 desin- 
fizirt,  in  fliessende  Gewässer  abgelassen  werden  dürfen, 

b.  das  Einweichen  frischer  Häute , sowie  das  Waschen  geschwitzter  oder  mit  Gaskalk 
enthaarter  Häute  in  fliessendem  Wasser  nicht  stattfinden  darf. 


r>.  Beilagen  zu  §.  24  der  Gewerbe-Ordnung.  *) 

Bailage  1fr.  1. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  betreffend  allgemeine  polizeiliche  Bestim- 
mnngen  Aber  die  Anlegung  von  Dampfkesseln. 

Vom  29.  Mai  1971. 

Reichs-Gesetz-Blatt  1871  Nr.  23,  S.  112—26.) 

Auf  Grund  der  Bestimmung  im  §.  24  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen 
Bund  vom  21.  Juni  1969  hat  der  Bundes-Rath  nachstehende  allgemeine  poliieiliche  Be- 
stimmungen über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln  erlassen. 

I.  Bau  der  Dampfkessel. 

Kesselwandungen. 

fl.  1.  Die  vom  Feuer  berührten  Wandungen  der  Dampfkessel , der  Feuerröhren  und 
der  Siederöhren  dürfen  nicht  aus  Gusseisen  hergesteüt  werden,  sofern  deren  lichte  Weite 
bei  zylindrischer  Gestalt  25  Zentimeter,  bei  Kugelgestalt  30  Zentimeter  übersteigt. 

Die  Verwendung  von  Messingblech  ist  nur  für  Feuerrohren,  deren  lichte  Weite  10 
Zentimeter  nicht  ubersteigt,  gestattet. 

FeuerzQge. 

fl.  2.  Die  um  oder  durch  einen  Dampfkessel  gehenden  FeuerzQge  müssen  an  ihrer 
höehsten*Stellc  in  einem  Abstande  von  mindestens  10  Zentimetern  unter  dem  festgesetiten 
niedrigsten  Wasserspiegel  des  Kessels  liegen.  Bei  Dampfscbiffskesseln  von  1 bi»  2 Meter 
Breite  muss  der  Abstand  mindestens  15  Zentimeter,  bei  solchen  von  grösserer  Breite  min- 
destens 25  Zentimeter  betragen. 

Diese  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  auf  Dampfkessel,  welche  aus  Siede- 
röhren von  weniger  als  10  Zentimeter  Weite  bestehen,  sowie  auf  solche  Feuerzüge,  in 
welchen  ein  Erglühen  des  mit  dem  Dampfraum  in  Berührung  stehenden  Theiles  der  Wan- 
dungen nicht  zu  befürchten  ist.  Die  Gefahr  des  Erglühens  ist  in  der  Hegel  als  ausgeschlos- 
sen zu  betrachten,  wenn  die  vom  Wasser  bespülte  Kcsselfläche,  welche  von  dem  Feuer  vor 
Erreichung  der  vom  Dampfe  bespülten  Kesselfläche  bestrichen  wird,  bei  natürlichem  Luft- 
zug mindestens  zwantigmal,  bei  künstlichem  Luftzug  mindestens  vierzigmal  so  gross  ist, 
als  die  Fläche  der  Feuerrostes. 

II.  Ausrüstung  der  Dampfkessel. 

. Speisung. 

fl.  3.  An  jedem  Dampfkessel  muss  ein  Speise-Ventil  angebracht  sein,  welche»  bei 
Abstellung  der  Speise- Vorrichtung  durch  de»  Druck  des  Kesselwassers  geschlossen  wird. 

fl.  4.  Jeder  Dampfkessel  muss  mit  zwei  zuverlässigen  Vorrichtungen  zur  Üpeisung 
versehen  sein,  welche  nicht  von  derselben  Betriebs-Vorrichtung  abhängig  sind,  und  von 
denen  jede  für  sich  im  Stande  ist,  dem  Kessel  die  zur  Speisung  erforderliche  Wassermenge 
zuzuführen.  Mehrere  zu  Einem  Betriebe  vereinigte  Dampfkessel  werden  hierbei  als  etn 
Kessel  angesehen. 

Wasserstandszeiger. 

fl.  5.  Jeder  Dampfkessel  muss  mit  einem  Wasserstandsglasc  und  mit  einer  zweiten 
geeigneten  Vorrichtung  zur  Erkennung  seines  Wasserstande»  versehen  sein.  Jede  dieser 
Vorrichtungen  muss  eine  gesonderte  Verbindung  mit  dem  Innern  des  Kessels  haben,  es  sei 
denn,  dass  die  gemeinschaftliche  Verbindung  durch  ein  Hohr  von  mindestens  60  Quadrat- 
Zentimeter  lichtem  Querschnitt  hergesteüt  ist. 


*)  Vgl.  hierzu  das  mehrerwähnte  Werk:  Gesetze  und  Verordnungen,  betr.  Anlage,  Betrieb 
und  Beaufsichtigung  von  Dampfkesseln.  3.  Aufl.  Berlin,  Korlkampf. 
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§•  6.  Werden  Probirhähne  zur  Anwendung  gebracht,  so  ist  der  unterste  derselben  in 
der  Ebene  des  festgesetzten  niedrigsten  Wasserstandes  anzubringen.  Alle  Probirhähne 
müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  man  behufs  Entfernung  von  Kesselstein  in  gerader 
Richtung  hindurchstossen  kann. 

Wasserstandsmarke. 

Ü.  7.  Der  für  den  Dampfkessel  festgesetzte  niedrigste  Wasserstand  ist  an  dem  Wasser- 
stanasglase, sowie  an  der  Kesselwandung  oder  dem  Kessel-Mauerwerke  durch  eine  in  die 
Augen  fallende  Marke  zu  bezeichnet!. 

Sicherheits- Ventil. 

$•  8.  Jeder  Dampfkessel  muss  mit  wenigstens  Einem  zuverlässigen  Sicherheits- Ventil 
Tersehen  sein. 

Wenn  mehrere  Kessel  einen  gemeinsamen  Dampfsammler  haben,  von  welchem  sie 
nicht  einzeln  abgesperrt  werden  können,  so  genügen  für  dieselben  zwei  Sicherheit*- Ventile. 

Dampfschiffs- , Lokomobil-  und  I.okomotiv-Kessel  müssen  immer  mindestens  zwei 
Sicherheits-Ventile  haben.  Bei  Dampfschiffs-Kesseln,  mit  Ausschluss  derjenigen  auf  See- 
schiffen, ist  dem  einen  Ventil  eine  solche  Stellung  zu  geben,  dass  die  vorgeschriebene  Be- 
lastung vom  Verdeck  aus  mit  Leichtigkeit  untersucht  werden  kann. 

Die  Sicherheits- Ventile  müssen  jederzeit  gelüftet  werden  können.  Sie  sind  höchstens 
so  zu  belasten,  dass  sie  bei  Eintritt  der  für  den  Kessel  festgesetzten  Dampfspannung  den 
Dampf  entweichen  lassen. 

Manometer. 

$.  9.  An  jedem  Dampfkessel  muss  ein  zuverlässiges  Manometer  angebracht  sein,  an 
welchem  die  festgesetzte  höchste  Dampfspannung  durch  eine  in  die  Augen  fallende  Marke 
zu  bezeichnen  ist. 

An  Dampfschiffskesseln  müssen  zwei  dergleichen  Manometer  angebracht  werden,  von 
denen  sich  das  eine  im  Gesichtskreise  des  Kesselwärters,  das  andere,  mit  Ausnahme  der 
Seeschiffe,  auf  dem  Verdecke  an  einer  für  die  Beobachtung  bequemen  Stelle  befindet. 
Sind  auf  einem  Dampfschiffe  mehrere  Kessel  vorhanden,  deren  Dumpfräume  mit  einander 
in  Verbindung  stehen,  so  genügt  es,  wenn  ausser  den  an  den  einzelnen  Kesseln  befindlichen 
Manometern  auf  dem  Verdecke  ein  Manometer  angebracht  ist. 

Kesselmarke. 

$.  10.  An  jedem  Dampfkessel  muss  die  festgesetzte  höchste  Dampfspannung,  der 
Name  des  Fabrikanten,  die  laufende  Fabriknummer  und  das  Jahr  der  Anfertigung  in 
leicht  erkennbarer  und  dauerhafter  Weise  angegeben  sein. 

III.  Prüfung  der  Dampfkessel. 

Druckprobe. 

§.  11.  Jeder  neu  aufzustcllende  Dampfkessel  muss  nach  seiner  letzten  Zusammen- 
setzung vor  der  Einroauerung  oder  Ummantelung  unter  Verschluss  sämmtlicher  Oeffnungen 
mit  Wasserdruck  geprüft  werden. 

Die  Prüfung  erfolgt  bei  Dampfkesseln,  welche  für  eine  Dampfspannung  von  nicht 
mehr  als  fünf  Atmosphären  Ueberdruck  bestimmt  sind,  mit  dem  zweifachen  Betrage  des 
beabsichtigten  Ueberdruekes,  bei  allen  übrigen  Dampfkesseln  mit  einem  Drucke , welcher 
den  beabsichtigten  Ueberdruck  um  fünf  Atmosphären  übersteigt.  Unter  Atmosphärendruck 
wird  ein  Druck  von  einem  Kilogramm  auf  den  Quadrat-Zentimeter  verstanden. 

Die  Kesselwandungen  müssen  dem  Probedruck  widerstehen , ohne  eine  bleibende 
Veränderung  ihrer  Form  zu  zeigen  und  ohne  undicht  zu  werden.  Sie  sind  für  undicht  zu 
erachten,  wenn  das  Wasser  bei  dem  höchsten  Drucke  in  anderer  Form  als  der  von  Nebel 
oder  feinen  Perlen  durch  die  Fugen  dringt. 

§.  12.  Wenn  Dampfkessel  eine  Ausbesserung  in  der  Kesselfabrik  erfahren  haben 
oder  wenn  sie  behufs  der  Ausbesserung  an  der  Betriebsstätte  ganz  blosgelegt  worden  sind, 
so  müssen  sie  in  gleicher  Weise,  wie  neu  aufzustellende  Kessel,  der  Prüfung  mittelst  Was- 
serdrucks unterworfen  werden. 

Wenn  bei  Kesseln  mit  innerem  Feuerrohr  ein  solches  Kohr  und  bei  den  nach  Art  der 
T.okomotiv-Kessel  gebauten  Kesseln  die  Feuerbüchse  behufs  Anebeaserung  oder  Erneuerung 
herausgenommen,  oder,  wenn  bei  zylindrischen  und  Siedekesseln  eine  oder  mehrere  Plat- 
ten neu  eingezogen  werden,  so  ist  nach  der  Ausbesserung  oder  Erneuerung  ebenfalls  die 
Prüfung  mittelst  Wasserdrucks  vorzunehmen.  Der  völligen  Blosslegung  de«  Kesselt  bedarf 
es  hier  nicht. 
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§§.13-19. 


Prüfung!  - Manometer. 

Ki  13.  Der  bei  der  Prüfung  ausgeübte  Druck  darf  nur  durch  ein  genügend  hohes 
offenes  Quecksilber-Manometer  oder  durch  das  von  dem  prüfenden  Beamten  genlhrte  amt- 
liche Manometer  festgestellt  werden. 

An  jedem  Dampfkessel  muss  sich  eine  Einrichtung  befinden,  welche  dem  prüfenden 
Beamten  die  Anbringung  des  amtlichen  Manometers  gestattet. 

IV.  Aufstellung  der  Dampfkessel. 

Aufstellungsort. 

|§.  14.  Dampfkessel . welche  für  mehr  als  vier  Atmosphären  Ueberdruck  bestimmt 
sind,  und  solche,  bei  welchen  das  Produkt  aus  der  feuerberührten  Fl&che  in  Quadrat- 
metern und  der  Dampfspannung  in  Atmosphären  Ueberdruck  mehr  als  twantig  beträgt, 
dürfen  unter  Räumen,  in  welchen  Menschen  sich  aufzuhalten  pflegen,  nicht  aufgcstellt 
werden.  Innerhalb  solcher  Räume  ist  ihre  Aufstellung  unzulissig,  wenn  dieselben  über- 
wölbt oder  mit  fester  Balkendecke  versehen  sind. 

An  jedem  Dampfkessel,  welcher  unter  Räumen,  in  welchen  Menschen  sich  aufruhalten 
pflegen,  aufgestellt  wird,  muss  die  Feuerung  so  eingerichtet  sein,  dass  die  Einwirkung  des 
Feuers  auf  den  Kessel  sofort  gehemmt  werden  kann. 

Dampfkessel,  welche  aus  Siederöhren  von  weniger  als  10  Zentimeter  Weite  bestehen, 
und  solche,  welche  in  Bergwerken  unterirdisch  oder  in  Schiffen  aufgestellt  werden,  unter- 
liegen diesen  Bestimmungen  nicht. 

Kesselmauerung. 

$.  15.  Zwischen  dem  Mauerwerk,  welches  den  Feuerraum  und  die  Feueraüge  fest- 
stehender Dampfkessel  einschliesst,  und  den  dasselbe  umgebenden  Wänden  muss  eis 
Zwischenraum  von  mindestens  b Zentimeter  verbleiben,  welcner  oben  abgedeckt  und  an 
den  Enden  verschlossen  werden  darf. 

V.  Allgemeine  Bestimmungen. 

|.  16.  Wenn  Dampfkessel-Anlagen,  die  sich  zur  Zeit  bereits  im  Betriebe  befinden, 
den  vorstehenden  Bestimmungen  aber  nicht  entsprechen,  eine  Veränderung  der  Betriebs- 
stätte  erfahren  sollen,  so  kann  bei  deren  Genehmigung  eine  Abänderung  in  dem  Baue 
der  Kessel  nach  Massgabe  der  §§.  1 und  2 nicht  gefordert  werden.  Dagegen  finden  im 
Uebrigen  die  vorstehenden  Bestimmungen  auch  für  solche  Fälle  Anwendung. 

§.  17.  Die  Zentral-Behörden  der  einzelnen  Bundes-Staaten  sind  befugt,  in  einzelnen 
Fällen  von  der  Beachtung  der  vorstehenden  Bestimmungen  zu  entbinden. 

§.  18.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung : 

1.  auf  Kochgefasse,  in  welchem  mittelst  Dampfes,  der  einem  anderweitigen  Dampfent- 
wickler  entnommen  ist,  gekocht  wird  ; 

2.  auf  Dampf-Ueberhitier  oder  Behälter,  in  welchem  Dampf,  der  einem  anderweitigen 
Dampfentwickler  entnommen  ist,  durch  Einwirkung  von  Feuer  besonders  erhitzt  wird; 

3.  auf  Kochkessel,  in  welchen  Dampf  aus  Wasser  durch  Einwirkung  von  Feuer  erzeugt 
wird,  wofern  dieselben  mit  der  Atmosphäre  durch  ein  unverscnliessbares , in  den 
Wasserraura  hinabreichendes  Standrohr  von  nicht  über  fünf  Meter  Höhe  und  minde- 
stens acht  Zentimeter  Weite  verbunden  sind. 

|.  19.  In  Bezug  auf  die  Kessel  in  Eisenbahn-Lokomotiven  bleiben  auch  ferner  noch 
die  Bestimmungen  des  Bahnpolizei- Reglements  für  Eisenbahnen  vom  3.  Juni  1670  in 
Geltung. 

Berlin,  den  29.  Mai  1871,  ' 

Der  Reichskanzler, 
ln  Vertretung: 

Delbrück. 


Zur  Ausführung  dieses 

relckäpollceiliehen  Regnlativg 

sind  folgende  besonders  bemerkenswerthe 

Anweisungen 

in  den  Einzeln-Staaten  ergangen. 
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a.  für  Preussen: 

Beileg«  Nr.  2. 

Zirkular-Verfügung, 

die  Vorschriften  in  Betreff  der  Anlage  von  Dampfkesseln  betreffen 
vom  11.  Juni  1871.*) 

Minist. -Blau  für  innere  Verwalt.  1871.  S.  181.) 

Bei  derNachsuchung  der  Genehmigung  z u r Aufstellung  eine« 

DampfkesselssindfortandieNr.  49,  50  und  51  der  Anweisung  vom4.  Sep- 
tember 1869  in  Betreff  der  Konstruktion  und  Aufstellung  der  Kessel,  die 
vondem  Bundes-Kathe  erlassenen  »allgemeinen  polizeilichen  Bestim- 
mungen« und  endlich  in  Betreff  der  Untersuchung,  welcher  die  Dampf- 
kesselvor  Beginn  des  Betriebes  zu  unterziehen  sind,  die  Nr.  6 der  er- 
wähnten Anweisung  in  Anwendungzu  bringen.  Alle  diese  Vorschrif- 
ten haben  sowohl  für  feststehende  als  auch  für  bewegliche  Dampfkessel- 

Anlagen  Geltung. Bewegliche  Dampfkessel,  welche  in  anderen  Bun- 

des-Staaten  nach  den  Vorschriften  der  Gewerbe-Ordnung  fortan  konzessionirt  worden,  sind 
nunmehr  auch  in  dem  diesseitigen  Gebiete  zum  Betriebe  unbeanstandet  zuzulassen ; doch 
kommen  auf  sie  die  in  Betreff  de  r örtlichen  Aufstellung  und  des  Betriebes  diesseits  ergange- 
nen Polizei-Verordnungen  ebenfalls  zur  Anwendung. 

Die  Entwickelung,  welche  die  Technik  des  Dampfkesselbaues  in  neuester  Zeit  er- 
fahren hat,  ist  die  Veranlassung  gewesen,  in  den  neu  erlassenen  Bestimmungen  manche 
Beschränkungen  aufzugeben,  welche  frühere  Vorschriften,  unter  anderen  auch  das  «ltegu- 
lativ  vom  31.  August  1861«,  enthielten.  Wenn  dies  bei  der  Prüfung  neuer  Konzes- 
sions-Gesuche nicht  ausser  Acht  zu  lassen  ist,  so  ist  auf  der  anderen  Seite  doch  ebensowohl 
zu  berücksichtigen,  dass  durch  jene  Bestimmungen  allen  nach  der  verschiedenen  Art  der 
Kessel- Konstruktionen  möglichen  Gefahren  weder  vorgebeugt  werden  kann  noch  soll. 
Deshalb,  weil  eine  gewisse  Konstruktion  diese  Bestimmungen  nicht  verletzt,  ist  dieselbe 
als  unbedenklich  noch  nicht  ansusehen.  Vielmehr  wird  auch  fernerhin  Aufgabe  der  konzes- 
sionirenden  Behörden  bleiben,  die  Anträge  auf  Genehmigung  von  Kessel-Anlagen  nach 
allen  Richtungen  hin  sorgfältig  zu  prüfen  und  für  solche  Konstruktionen,  die  nach  ihrer 
Ueberzeugung  mit  Gefahren  verknüpft  sind,  die  Genehmigung  zu  versagen.  Den  mit  der 
Vorprüfung  der  Konzessions-Gesuche  betrauten,  technischen  Beamten  wird  unter  diesen 
Umständen  in  erhöhtem  Masse  die  Pflicht  obliegen,  von  den  Fortschritten,  welche  in  der 
Technik  des  Dampfkesselbaues  gemacht  werden , sich  in  fortlaufender  Kenntnis«  zu  er- 
halten, damit  unbegründete  Bemängelungen  der  an  die  Behörden  gelangenden  Konzessions- 
Anträge  vermieden  werden. 

Es  liegt  in  der  Absicht,  diejenigen  Beamten,  welche  mit  der  Vorprüfung  der  Konzcs-, 
»ions-Gesuche  für  Dampfkessel-Anlagen  betraut  und  zugleich  auch  zur  Untersuchung  der 
neu  aufgestellten  Kessel  nach  Nr.  6 der  Anweisung  vom  4.  September  1869  befugt  sind, 
insbesondere  also  die  Königlichen  Kreis- Bau- Beamten,  mit  einem  Kontroll-Manometcr  zu 
versehen,  dessen  sie  sich  bei  allen  denjenigen  Untersuchungen  bedienen  sollen,  bei  welchen 
bisher  das  Quecksilber- Rohren -Manometer  zur  Anwendung  gekommen  ist.  Mit  Hülfe  der 
Kontroll-Manometcr  wird  daher  nicht  nur  die  Prüfung  der  an  jedem  Dampfkessel  anzu- 
bringenden Manometer,  sondern  auch  die  Druckprobe  neugebauler  oder  ausgebesserter 
Kessel  auszuführen  sein.  Die  Einrichtung  dieser  Manometer  und  ihr  Gebrauch  ist  bereits 
in  einer  in  dem  46.  Jahrgang  (1867)  der  Verhandlungen  de«  Vereins  zur  Beförderung  des 
Gewerbfleisses  in  Preussen  veröffentlichten  Abhandlung  näher  beschrieben.  In  Betreff  der 
Uebersendung  der  für  die  einzelnen  Bezirke  erforderlichen  Kontroll-Manometer  bleibt  wei- 
tere Verfügung  Vorbehalten**).  Bia  dahin,  dass  die  Beamten  damit  versehen  sind,  kann  bei 
den  vorzunehmenden  Untersuchungen  der  Kessel  in  bisheriger  Weise  verfahren  werden. 
Die  in  den  seitherigen  Vorschriften  enthaltene  Anordnung,  wonach  die  Dampfkessel-Be- 
sitzer offene  Quecksilber-Köhren-Manometer  zu  halten  haben,  mit  welchen  ein  jeder  der 
von  ihnen  aufgestellten  Dampfkessel  in  Verbindung  gebracht  werden  kann,  ist  in  die  neu- 
erlassenen Bestimmungen  nicht  aufgenommen.  Für  die  fernerhin  aufzusteilenden  Dampf- 
kessel ist  mithin  von  einer  solchen  Verpflichtung  der  Besitzer  abgesehen.  Es  iat  das  in  aer 


*)  Vgl.  über  das  Verfahren  bei  Anträgen  auf  Konzessionlrung  gebrauchter  Dampfkessel  oder 
auf  Erhöhung  des  Dampfdrucks  bereits  konzessionirter  Kessel : Mln.-Verf.  vom  21.  Juni  1872. 
Min. -Bl.  d.  i.  V.  1872,  S.  182. 

»•)  Vgl.  Min.-Verf.  vom  17.  Septbr.  1872.  Min.-Bl.  d.  I.  V.  1872,  8.  257. 
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Voraussetzung  geschehen,  das»  die  prüfenden  Beamten  in  dem  Besitz  vom  Kontroll-Mano- 
metern  sich  befinden  »erden.  Dagegen  muss  nunmehr  nach  §.  13  der  Bestimmungen  an 
jedem  neu  aufzustellenden  Dampfkessel  eine  Einrichtung  sich  befinden,  welche  dem  prü- 
fenden Beamten  die  Anbringung  des  Kontroll-Manometers  gestattet.  Für  die  Verfertiger 
von  Dampfkesseln  ist  hiernach  die  Kenntnis»  von  der  Einrichtung  der  Kontroll-Manometer 
von  Wichtigkeit;  dieselben  »erden  sich  darüber  theils  aus  der  oben  erwähnten  Abhandlung, 
theils  bei  den  mit  Kontroll-Manometern  ausgestatteten  Beamten  unterrichten  können, 
worauf  die  Königliche  Regierung  in  geeigneter  Weise  aufmerksam  machen  wolle. 

Im  Uebrigen  wird  durch  die  Einführung  der  Kontroll-Manometer  die  Anwendung  der 
Quecksilber-Röhren-Manometer  nicht  unzulässig.  Es  bleibt  auch  fernerhin  gestattet,  sich 
der  letzteren  bei  den  Untersuchungen  der  Kessel,  insbesondere  bei  der  Wasserdruck-Probe 
und  der  Prüfung  der  an  den  Kesseln  angebrachten  Manometer  zu  bedienen.  Von  der  Be- 
achtung der  im  §.  13,  Absatz  2 der  neuen  Bestimmungen  getroffenen  Anordnung  wird  aber 
kein  Unternehmer  durch  den  Besitz  eines  Quecksilber-Röhren-Manometers  entbunden. 
Für  die  bestehenden  Dampfkessel-Anlagen  ist,  so  lange  eine  Abänderung  ihrer  konzessio- 
nirten  Einrichtung  nicht  beantragt  wird , die  gedachte  Vorschrift , ebensowenig  wie  der 
übrige  Inhalt  der  Bestimmungen  massgebend,  so  dass  deren  Besitzer  zur  Haltung  eines 
Quecksilber-Röhrcn-Manonicters  nach  wie  vor  verpflichtet  bleiben.  Die  Königliche  Re- 
gierung wird  indessen  ermächtigt,  diejenigen  Kessel-Besitzer,  welche  ihre  Kessel  nach- 
träglich mit  einer  zur  Anbringung  des  Kontroll-Manometers  geeigneten  Einrichtung  ver- 
sehen lassen,  von  der  Haltung  eines  Quecksilber-Röhren-Manometers  ohne  Weiteres  zu 
entbinden. 

Zur  Erläuterung  de»  Inhalts  der  von  dem  Bundes-Rathe  festgestellten  Bestimmungen 
wird  im  Einzelnen  noch  Folgendes  bemerkt:, 

1.  Die  frühere  Vorschrift,  dass  die  durch  oder  um  einen  Dampfkessel  gelegten  Feuer- 
züge an  ihrer  höchsten  Stelle  mindestens  vier  Zoll  unter  dem  im  Dampfkessel  festgesetzten 
niedrigsten  Wasserspiegel  liegen  müssen,  ist  prinzipiell  zwar  beibehalten  worden,  hat  in- 
dessen verschiedenen,  neuerdings  aufgekommenen  Kessel-Konstruktionen  gegenüber  nicht 
unbedingt  aufrecht  erhalten  werden  können.  Im  §.  2,  Absatz  2 der  neuen  Bestimmungen 
sind  daher  gewisse  Gesichtspunkte  angegeben  worden,  nach  welchen  die  konzessionirenaen 
Behörden  tu  prüfen  haben,  oh  die  Einhaltung  jener  beschränkenden  Vorschrift  im  einzelnen 
Fall  zu  verlangen  ist  oder  nicht.  Je  weniger  es  möglich  war,  in  dieser  Beziehung  einen 
völlig  bestimmten  und  durchgreifenden  Grundsatz  aufzustellen';  um  so  mehr  wird  es  die 
Pflicht  der  konzessionirenden  Behörden  sein,  die  vorkommenden  Fälle  einer  sorgfältigen 
Prüfung  zu  unterziehen. 

8.  Für  die  Sicherheits-Ventile,  mit  welchen  ein  jeder  Dampfkessel  versehen  sein  muss, 
»area'bisher  bestimmte  Oeffnungs-Dimcnsionen  sls  Minimal- Weiten  vorgeschrieben  Hier- 
von ist  nunmehr  abgesehen  und  somit  freigegeben,  für  die  Oeffnung  der  Sicherheit«- Ventile 
nicht  nur  grössere,  sondern  auch  kleinere  Dimensionen  zu  wählen.  Den  in  dieser  Beziehung 
gewählten  Konstruktionen  wird  so  länge  ein  Bedenken  nicht  entgegenzustellen  sein,  als 
nach  der  Ueberzeugung  der  Behörde  dadurch  die  Zuverlässigkeit  der  Ventile  nicht  beein- 
trächtigt oder  überhaupt  deren  Zweck  nicht  vereitelt  wird. 

8.  Im  §.  13  des  "Regulativs  vom  31.  August  IS61«  war  den  Verfertigern  der  Dampf- 
kessel in  Betreff  des  Materials  und  der  Konstruktion  ausdrücklich  eine  gewisse  Verant- 
wortlichkeit zugewiesen.  Auch  davon  ist  abgesehen.  Gleichwohl  sind  die  Pflichten  der 
Fabrikanten  in  Folge  dessen  nicht  andere  geworden,  und  es  versteht  sich  von  selbst,  dass 
Fabrikanten,  welche  entweder  in  der  Wahl  des  Materials  oder  der  Konstruktion  ein  schuld- 
bares Versehen  trifft,  für  die  daraus  sich  ergebenden  Folgen  nach  den  allgemeinen  gesetz- 
lichen Grundsätzen  verhaftet  bleiben. 

4.  Die  zulässige  Belastung  der  Sicherheits- Ventile  kann  nach  der  Vorschrift  des  §.  8, 
Absatz  4 der  neuen  Bestimmungen  nicht  mehr  im  Voraus  normirt  werden,  sondern  muss, 
wenn  die  Kessel  vor  dem  Beginn  des  Betriebes  der  vorschriftsmassigen  Revision  unterzogen 
werden,  mit  Hülfe  des  Kontroll-Manometers  oder  eines  Quecksilber-Röhren-Manometers 
nach  Massgabe  der  genehmigten  Dampfspannung  regulirt,  an  dem  Ventile  markirt  und  in 
der  Genehmigungs-Urkunde  vermerkt  werden.  •)  Von  einer  besonderen  Sicherung  der  Sicher- 
heits-Ventile gegen  unzulässige  Belastung  ist  Abstand  genommen.  Da  eine  Ueberlastung 
derselben  den  Kessel-Besitzer  straffällig  machen  würde,  so  werden  die  Dampfkessel  in  dieser 
Beziehung  den  Gegenstand  einer  besonders  sorgfältigen  Kontrolle  während  des  Betriebes 
zu  bilden  haben. 


*)  Vgl.  übor  die  Kegulirung  der  Ventil-Belastung  das  Nähere  in  der  Min.-Verf.  vom  7.  Ser  - 
tember  1871.  Min.-Bl.  d.  i.  V.  1871,  S.  260. 
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' 5.  ln  den  bisher  geltend  gewesenen  Vorschriften,  insbesondere  auch  in  dem  «Regulativ 

vom  31.  August  1361«  waren  Anordnungen  getroffen,  welche  die  Feuerungs-Einrichtungen 
der  Dampfkessel  in  einer  den  bau-  und  feuerpolizeilichen  Interessen  entsprechenden  Weise 
zu  regeln  beswecktcn.  Derartige  Anordnungen  enthalten  die  neuen  Bestimmungen  nicht, 
weil  dieselben  sich  durchgehend*  auf  Anordnungen  von  besonderer  technischer  Bedeutung 
für  Dampfkessel-Anlagen  beschränkt  haben.  Auf  die  Dampfkessel-Anlagen  finden  daher 
fortan  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  sunächst  die  allgemeinen  bau-  uud  feuerpolizeilichen 
Vorschriften  Anwendung.  Soweit  diese  als  ausreichend  nicht  erscheinen  sollten,  bleibt  es 
der  Königlichen  Regierung  aberlassen,  im  Wege  der  Polizei- Verordnung  ergänzende  An- 
ordnungen zu  treffen. 

6.  Für  die  im  §.  18  bezeichneten,  als  Dampfkessel  im  gesetzlichen  Sinne  nicht  zu  be- 
trachtenden Kessel-Konstruktionen  wird  von  einer  Konzessionirung  überhaupt  abzusehen 
»ein.  Ihre  Anlage  und  ihr  Betrieb  ist  ohne  Weiteres  unter  Beachtung  der  allgemeinen  bau- 
und  feuerpolizeilichen  Vorschriften  gestattet.  Im  Uebrigen  sind  alle  Verfügungen,  durch 
welche  bisher  ftir  gewisse  Kessel-Konstruktionen  Erleichterungen  und  Ausnahmen  von  den 
allgemeinen  Regulativ- Vorschriften  nachgegeben  waren,  durch  die  festgestellten  allgemeinen 
Normen  als  aufgehoben  zu  betrachten. 

■ , 

b.  für  Bayern : 

Beilage  Wr.  &. 

Allerhöchste  Verordnung, 

betr.  die  Sicherhcits-Massregeln  bei  der  Anlage  und  dem  Gebrauche  von  Dampf- 
kesseln und  Dampfapparate.  •) 

(Vom  21.  Jan.  1872.  Reg. -Blatt  8.  306  ff.) 

Wir  haben  die  über  die  Sicherheits-Massregeln  bei  der  Anlage  und  dem  Gebrauche 
Ton  Dampfkesseln  und  Dampf-Apparaten  bestehenden  Vorschriften  einer  Revision  unter- 
stellen lassen  und  verordnen  auf  Grund  des  Art.  131  des  Polizei-Straf-Gesetzbuches  für 
Bayern  vom  26.  Dezember  1371  unter  Aufhebung  der  Allerhöchsten  Verordnungen  vom  7. 
August  1864  und  vom  12.  Februar  1865,  was  folgt : 

I.  Dis  SIcherhslts-PrBlung  dar  Dampfkessel  und  Apparate. 

|«  1.  (Abs.  1.)  Dampfkessel,  in  welchen  gespannte  Dämpfe  erzeugt, 
sowie  Apparate,  in  welchen  Dämpfe  im  gespannten  Zustande  verwendet 
werden,**  müssen  hinsichtlich  ihrer  Sicherheit  geprüft,  mit  den  nöthigen  AusrUstungt- 
theilen  versehen,  und  dürfen  nur  mit  polizeilicher  Bewilligung  angelegt  und  in  Betrieb  ge- 
setzt werden.  Auch  sind  dieselben  stets  in  gefahrlosem,  und  die  sämmtlichen  Auarüstungs- 
theile  in  reinem  Zustande  zu  erhalten. 

(Abs.  2 stimmt  überein  mit  §.  18  der  rclchspoliz.  Bekanntmachung  v.  29.  Mai  1871.) 

$•  2.  Zur  Prüfung  der  Dampfkessel  und  Dampfapparate,  zur  Anbringung  der  l’rü- 
fungsmarke,  sowie  zur  Ausstellung  der  Prüfungs-Zeugnisse  werden,  soweit  nicht  ausnahms- 
weise von  Unserem  Staats -Ministerium  des  Innern  hierüber  Bestimmungen  getroffen 
weiden , von  den  Regierungen , Kammern  des  Innern , besondere  Prüfungs-Kommissare 
bestellt. 

Dieselben  sind  verpflichtet,  wenn  sie  von  dem  Eigenthümer  des  aufzustellenden  Kessels 
oder  Apparates  Anzeige  erhalten  haben,  dass  derselbe  zur  Prüfung  und  Untersuchung  be- 
reit sei,  in  möglichster  Bälde  unter  Einladung  der  Betheiligten  oder  deren  Stellvertreter 
dieses  Geschäft  vorzunehmen.  Auch  sind  dieselben  ermächtigt,  in  Fällen,  wo  sie  es  für 
nöthig  halten,  andere  Sachverständige  aus  der  Reihe  der  Fabrikanten,  Mechaniker  oder 
Lehrer  an  den  technischen  Anstalten  zur  Mitwirkung  und  sachkundiges  Hülfspersonal  bei- 
zu  ziehen. 

|«  3.  (Abs.  2.)  Aus  nicht-bayerischen  Fabriken  bezogene  Dampfkessel  oder  Dampf- 
Apparate  unterliegen  bei  ihrer  Ablieferung  keiner  weiteren  Prüfung,  wenn  nachgewiesen 


*)  Die  mit  den  allgemeinen  reichsgesetzlichen  Vorschriften  vollkommen  übereinstimmenden 
§§.  dieser  Verordnung  sind  forigelzssen. 

•*)  Der  erste  Sstz  des  §.  1 verdient  insofern  eine  besondere  Beachtung,  well  dsrin  eine  in 
den  anderweiten  Geseiren  fehlende,  nähere  Definition  derjenigen  Anlagen  gegeben  Ist,  welche  als 
Dampfkessel  im  .Sinne  des  Gesetzes  anzusehen  sind. 
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wird,  daas  dieselben  nach  der  Vollendung,  übereinstimmend  mit  der  gegenwärtigen  Ver- 
ordnung, geprüft  und  sicher  befunden  worden  sind. 

Die  Zuständigkeit  über  das  Vorhandensein  dieser  Voraussetzung  richtet  sich  nach  den 
Bestimmungen  des  §.  19. 

4.  Zu  den  Wandungen  der  Dampfkessel  und  Dampf- Apparate,  iu  welchen  gespannte 
Dämpfe  verwendet  werden,  darf  nur  Blech  von  Eisen,  Stahl,  Kupfer  oder  Messing  verwen- 
det werden  und  zwar  letzteres  nur  für  Feuerröhren,  deren  lichte  Weite  tu  Zentimeter  nicht 
übersteigt. 

Die  vom  Feuer  berührten  Wandungen  der  Dampfkessel,  der  Feuerrohren  und  der 
Siederöhren  dürfen  nicht  aus  Gusseisen  hergestellt  werden,  sofern  deren  lichte  Weite  bei 
zylindrischer  Gestalt  25  Zentimeter,  bei  Kugelgestalt  30  Zentimeter  übersteigt. 

Unserem  Staats-Ministerium  des  Innern  bleibt  Vorbehalten,  Ausnahmen  von  diesen 
Bestimmungen  eintreten  zu  lassen. 

£.  3.  Bei  allen  Dampfkesseln  und  Dampfapparaten  bleibt  die  Bestimmung  der  Stärke 
des  Materials  demjenigen  überlassen,  welcher  dieselben  verfertiget  oder  reparirt, 

Hiefür.  sowie  für  die  Zweckmässigkeit  der  Konstruktion  bleibt  derselbe  zivilrechtlich 
den  Beschädigten  gegenüber  verantwortlich. 

§§.  6 und  7,  Abs.  I,  2 stimmen  überein  mit  §§.  11  und  12  der  allgem.  reichspoliz.  Be- 
kanntmachung v.  29.  Mai  1871. 

$.  7.  Abs.  3.)  Ausgenommen  von  wiederholter  l’rüfung  sind  reparirte  Kessel  nur 
dann,  wenn  die  Reparatur  durch  Einsetzen  einzelner  Nieten  oder  Illechntücke  an  der  Ver- 
wendungsstelle  geschehen  konnte. 

§§.  8,  9 sind  gleich  mit  §§.  13  und  10  der  reichspoliz.  Bekanntmachung  vom  29.  Mai 
1871. 

$.  10.  Der  Prüfungs-Kommissar  hat  über  die  vorgenommenc  Prüfung1, und  den  Befund 
ein  Protokoll  aufzunehmen . in  welchem  ausser  dem  Ort  und  Tag,  unter  Erwähnung  der 
etwa  anwesenden  weiteren  Sachverständigen,  der  Gegenstand  mit  Angabe  der  Hauptaus- 
maase  beschrieben  und  derFabrikant  nebst  der  Fabriknummer  vorgetragen  ist.  Von  diesem 
Protokoll  ist  dem  betheiligten  Fabrikanten  oder  dem  Besitzer  auf  Verlangen  zum  weiteren 
sachdienlichen  Gebrauche  unentgeltlich  eine  Abschrift  zu  behändigen. 

g.  11.  Alle  zur  Untersuchung  und  Prüfung  eines  Dampfkessels  oder  Dampfapparates 
erforderlichen  Instrumente,  Werkzeuge  und  Arbeiter  hat  derjenige,  auf  dessen  Veranlassung 
solche  geschieht,  dem  Prüfung*- Kommissar  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen. 

II.  Ausrüstung  der  Dampfkessel. 

§<j.  12 — 18,  übereinst,  mit  §§.  3 — 10  d.  reichspolizeil.  Bek.  v.  29.  Mai  1871.) 

III.  Polizeiliche  Bewilligung  zur  Anlage  und  zum  Gebrauche  von  Dampfkesseln  und  Dampf- 

Apparaten. 

§.  19.  Die  Ertheilung  der  polizeilichen  Bewilligung  ist : 

a.  in  der  Haupt-  und  Residenz-Stadt  München  der  Lokalbau-Komnussion ; 

b.  für  alle  übrigen  Orte  der  Distrikts-Polizei- Behörde 
übertragen 

Gegen  die  Beschlüsse  der  ersten  Instanz  steht  den  Betheiligten  die  Beschwerde  an  die 
Vorgesetzte  Regierung,  Kammer  des  Innern,  zu,  welche  nach  kollegialer  Berathung  end- 
gültig entscheidet.  Die  Beschwerden  sind  binnen  einer  vierzchntägigen  Frist  bei  der  ersten 
Instanz  schriftlich  einzureichen  oder  zu  Protokoll  zu  geben. 

g.  20.  Das  Gesuch  um  die  Genehmigung  zur  Anlage  und  zum  Gebrauche  einesDampf- 
kessels  oder  Dampfapparates  ist  bei  der  einschlägigen  Unter-Behörde  schriftlich  oder  zu 
Protokoll  anzubringen  und  hat  zu  enthalten : 

A.  Wenn  die  -Anlage  eines  unbeweglichen  Kessels  zur  Dampferzeugung  beabsich- 
tigt ist : 

a.  Namen  und  Wohnort  desjenigen,  von  welchem  der  Kessel  bezogen  wird,  unter  Angabe, 

ob  derselbe  bereits  geprüft  ist  oder  nicht; 

b.  eine  einfache,  nur  in  Linien  ausgeführte  Zeichnung  des  anzulegenden  Kessels  mit  ein- 

Seschriebenen  Massen,  unter  Angabe  der  Heizfläche  ; 
ie  Angabe  des  Materials,  aus  dem  der  Kessel  zusammengesetzt  ist ; 
d.  die  Bezeichnung  der  grössten  Spannung  in  Kilogramm  auf  den  Quadrat-Zentimeter, 
auf  welche  der  Dampf  ltn  Kessel  gebracht  werden  soll ; 
e.  einen  Situations-Plan,  der  zunächst  an  den  Ort  der  Aufstellung  stossenden  Grund- 
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stücke,  mit  den  darauf  befindlichen  Gebäuden,  Strassen  und  dergl.  im  Massatabe  von 
1 zu  5«0 ; 

f.  die  zur  Erläuterung  und  Beurtheilung  des  Gesuches  erforderlichen  Grundrisse,  Aufrisse 
und  Durchschnitte  der  Gebäude,  in  welchen  der  Aufstellungsort  des  Kessel»,  der  Ort 
und  die  Höhe  des  Schornsteines,  sowie  die  l>age  der  Feuerungen  gegen  die  benach- 
barten Grundstücke,  Gebäude,  Strassen  und  dergl.  und  der  Ort,  an  welchem  die  Dämpfe 
in  die  I.uft  entlassen  werden,  deutlich  angegeben  sein  müssen ; 

g.  die  Nivellements-Pläne,  wenn  dieselben  aus  polizeilichen  Rücksichten  wegen  Ableitung 
des  kondensirten  Wassers,  wegen  Anlage  von  Wasser-Behältern,  Zisternen  u.  dgl.  er- 
forderlich sind ; 

h.  den  Industriezweig  oder  den  Dienst,  für  welchen  der  Kessel  bestimmt  ist. 

B.  W enn  der  Betrieb  eines  beweglichen  Kessels  für  ein  Dampfschiff,  eine  Strassen- 
oder  Eisenbahn- Lokomotive,  oder  irgend  eine  Lokomobile  beabsichtigt  wird: 

die  in  vorstehender  Litera  unter  a,  b,  c und  d aufgeführten  Angaben,  Zeichnungen 
und  Beschreibungen. 

C.  Wenn  die  Anlage  eines  Apparates,  in  welchem  gespannter  Dampf  verwendet  wird 
beabsichtigt  ist : 

a.  den  Namen  und  Ort  der  Fabrik,  in  welcher  der  Apparat  verfertigt  worden  ist; 
t>.  eine  einfache,  nur  in  Linien  ausgeführte  Zeichnung  des  Apparates  mit  eingeschriebe- 
nen Massen,  aus  welcher  dessen  Dimensionen  und  Wandungen  deutlich  erkannt  wer- 
den können ; 

C.  die  Angabe  der  grössten  Spannung  des  Dampfes  im  Kessel,  der  den  Dampf  für  den 
Apparat  liefert,  ausgedrückt  in  Kilogramm  auf  den  Quadrat-Zentimeter. 

Ist  der  Dampfkessel  oder  der  Dampfapparat  bereits  nach  den  Bestimmungen  der 
gegenwärtigen  Verordnungen  geprüft,  so  ist  zugleich  der  bezügliche  Nachweis  vorzulegen. 

§.  21.  Die  zuständige  Behörde  hat  die  Zulässigkeit  der  Anlage  nach  den  bestehenden 
bau-,  feuer-  und  .sicherheitspolizeilichen  Vorschriften  unter  gleichzeitiger  Beachtung  der 
nachstehenden  allgemeinen  Bestimmungen  zu  prüfen  und  nach  dem  Befunde  die  Genehmi- 
gung entweder  zu  versagen  oder  unbedingt  zu  ertheilen,  oder  endlich  bei  Ertheilung  letz- 
terer die  erforderlichen  Vorkehrungen  und  Einrichtungen  vorzuschreiben. 

§§.  22  und  23  stimmen  überein  mit  §§.  14  und  15  der  reichspoliz.  Bekanntmachung  v. 
29.  Mai  1971.; 

|.  24.  Dampfkessel  der  im  §.  22  bezeichneten  Art  näher  als  drei  Meter  von  der  Mauer 
eines  Nachbarhauses  aufzustellen,  ist  verboten. 

Ist  der  Abstand  des  Kessels  von  dem  Nachbarhaus  drei  Meter  und  mehr,  und  über- 
steigt dieser  Abstand  nicht  lt)  Meter,  so  muss  innerhalb  diesen  Abstandsgrenzen  das  Nach- 
barhaus durch  eine  isolirt  stehende  Zwischenmauer  von  mindestens  75  Zentimeter  oberer 
Dicke  geschützt  werden. 

Von  dem  Nachbarhaus,  wie  Ton  der  Kessel-Mauerung  muss  die  Zwischenmauer  minde- 
stens 3b  Zentimeter  abstehen.  Beträgt  dieser  Abstand  von  der  Kesselmauer  zwischen  0,30 
und  3,0  Meter,  so  muss  die  Höhe  der  Zwischenmauer  1 Meter  mehr  betragen  als  der  höchste 
Punkt  des  Dampfkessel-Körpers,  ln  dem  Masse  als  der  Abstand  der  Zwischenmauer  von 
der  Kesselmauer  mehr  als  3 Meter  beträgt,  ist  die  Zwischenmauer  höher  und  zwar  bis  zu 
2 Meter  über  den  höchsten  Punkt  des  Dampfkessel-Körpers  zu  führen. 

§.  25.  Die  in  dem  §.  24  vorgesehenen  Bedingungen  für  die  Aufstellung  von  Dampf- 
kesseln verlieren  ihre  verpflichtende  Kraft,  wenn  die  betheiligten  Dritten  auf  deren  An- 
wendung verzichten. 

§■  26.  Wenn  nach  der  Publikation  der  gegenwärtigen  Verordnung  ein  Dampfkessel 
angelegt  wird,  und  in  späterer  Zeit  auf  einem  anstossenden  Grundstück  ein  Wohnhaus  er- 
baut werden  will,  so  kann  der  Eigenthümer  dieses  Hauses  von  dem  Besitzer  der  Dampf- 
kessel-Anlage die  Ausführung  der  in  dem  §.  24  vorgeschriebenen  Massregeln  nur  dann 
verlangen,  wenn  der  Besitzer  des  treffenden  Grundstückes  bei  seiner  Einvernahme  über  die 
beabsichtigte  Dampfkessel-Anlage  durch  die  Bau-Polizeibehörde  dieses  Recht  für  sich  und 
seine  Rechtsnachfolger  ausdrücklich  Vorbehalten  hat. 

Im  Uebrigen  bleibt  die  Genehmigung  zu  einer  in  § 1 bezeichneten  Anlage  so  lange  in 
Kraft,  als  keine  Aenderung  in  der  Lage  und  Beschaffenheit  der  Betriebsstätte  vorgenommen 
wird,  und  bedarf  dieselbe  unter  dieser  Voraussetzung  auch  dann  einer  Erneuerung  nicht, 
wenn  die  Anlage  an  einen  neuen  Besitzer  übergeht. 

Aenderungen  in  der  Betriebsstätte  bedürfen  der  Genehmigung  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen gegenwärtiger  Verordnung. 

§.  27.  Wird  nach  vollzogener  Instruktion  die  polizeiliche  Bewilligung  zur  nachgesuch- 
ten Anlage  ertheilt  und  zur  Ausführung  geschritten,  so  muss,  im  Falle  der  Dampfkessel 
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oder  Dampfapparat  an  einem  anderen  al»  dem  Batriebsorte  geprüft  worden  war,  von  dem 
Prüfungs-Kommizsar  vor  der  Einmauerung  oder  Umhüllung  der  Gegenstände  die  Identität 
de»  Kessels  oder  Apparates  mit  dem  im  l’rüfungszeugnisa  beschriebenen  und  ferner  kon- 
statirt  werden,  dass  dieselben  auf  dem  Transport  keine  Beschädigung  erlitten  haben.  Eine 
neue  Druckprobe  hat  nur  aus  triftigen  Gründen  einzutreten. 

Auch  hat  der  Prüfungs-Kommissar  das  Vorhandensein  und  den  guten  Zustand  aller 
Ausrüstungs-Gegenstände  zu  konstatiren. 

Sind  die  Ausrüstungs-Gegenstände  unvollständig  oder  in  nicht  brauchbarem  Zustande, 
so  steht  es  der  l'olisei-Uehdrde  auf  Antrag  des  Prüfungs-Kommissars  frei,  eine  wiederholte 
Untersuchung  anzuordnen. 

Von  dem  hierüber  aufgenommenem  Protokoll  ist  dem  Eigentümer  behufs  der  Er- 
wirkung der  Erlaubniss  zur  Einmauerung  des  Kessels  oder  Apparates  auf  Verlangen  un- 
entgeltlich Abschrift  zu  ertheilen. 

iS.  Die  Einmauerung  der  Dampfkessel  muss  so  geschehen,  dass  die  um  oder  durch 
denselben  gehenden  Feuerzüge  an  ihrer  höchsten  Stelle  in  einem  Abstande  von  mindestens 
1U  Zentimeter  unter  dem  festgesetzten  niedrigsten  Wasserspiegel  des  Kessels  liegen. 

Bei  Dampfschiffs-Kesseln  von  1 bis  2 Meter  Breite  muss  der  Abstand  mindestens  15 
Zentimeter,  bei  solchen  von  grösserer  Breite  mindestens  25  Zentimeter  betragen. 

Diese  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  auf  Dampfkessel,  welche  aus  Siede- 
röhren  von  weniger  als  10  Zentimeter  Weite  bestehen,  sAwie  auf  solche  Feuerzüge,  in 
welchen  ein  Erglühen  des  mit  dem  Dampfraum  in  Berührung  stehenden  Theiles  der  Wan- 
dungen nicht  zu  befürchten  ist. 

Die  Gefahr  des  Erglühens  ist  in  der  Regel  als  ausgeschlossen  zu  betrachten,  wenn  die 
vom  Wasser  bespülte  Kesselfläche,  welche  von  dem  Feuer  vor  Erreichung  der  vom  Dampf 
bespülten  Kessclfläche  bestrichen  wird,  bei  natürlichem  Luftzug  mindestens  iwunzigmal, 
bei  künstlichem  Luftzuge  mindestens  vierzigmal  so  gross  ist,  als  die  Flüche  des  Feuer- 
rostes . 

Diese  Bestimmungen  finden  ferner  keine  Anwendung  auf  Dampferzeuger  zur  plötz- 
lichen Dampfenlwicklung,  sowie  auf  alle  anderen  Vorrichtungen,  die  zu  wenig  asser 
enthalten,  als  dass  ein  Bruch  gefährlich  werden  könnte. 

Unser  Staats-Ministerium  des  Innern  kann  überdies  von  der  Anwendung  vorstehen- 
der Bestimmungen  ausnahmsweise  entbinden. 

j).  29.  Ein  Dampfkessel  oder  Dampfapparat  darf  von  dem  Besitzer  nur  nach  erlang- 
ter Bescheinigung  über  die  entsprechende  Ausführung  der  Bestimmungen  der  ertheilter. 
Genehmigung  in  Betrieb  gesetzt  werden. 

Die  Ausfertigung  der  Bescheinigung  erfolgt  durch  die  in  §.  19  bezeichneten  Behörden 
auf  Grund  veranlasster  Untersuchung  von  Seiten  de»  Prüfungs-Kommissar»  oder  eines 
anderweitigen  Sachverständigen. 

j).  30.  Die  Feuerung  unbeweglicher  Dampfkessel  ist  so  anzuordnen,  dass  der  Rauch 
so  vollkommen  als  möglicn  verzehrt  oder  durch  den  Schornstein  abgeführt  wird,  ohne  die 
Bewohner  der  benachbarten  Gebäude  erheblich  zu  belästigen. 

Die  Weite  der  Schornsteinröhre  bleibt  der  Bestimmung  des  Unternehmers  überlassen. 
Dasselbe  gilt  hinsichtlich  der  Höhe , sofern  nicht  eine  desfallsige  Bestimmung  durch  die 
zuständige  Behörde  getroffen  wird. 

Treten,  nachdem  der  Dampfkessel  in  Betrieb  gesetzt  worden  ist,  dennoch  erhebliche 
Gefahren,  Xachtlieile  oder  Belästigungen  für  die  Nachbarn  hervor,  so  ist  der  Unternehmer 
zur  nachträglichen  Beseitigung  derselben  verpflichtet. 

Das  Reinigen  der  Kamine  hat  zu  gesehenen  entweder  durch  Auskehren,  oder  durch 
Ausblaseu  mit  Dampf  oder,  wenn  die  Nachbarschaft  durch  den  ausgeblasenen  Kuss  be- 
lästigt würde,  unter  Aufsicht  eines  Kaminkehrers  durch  vorsichtiges  Ausbrennen. 

$.  31.  Tie  trifft  Betrieb  von  Dampfkesseln  in  Privat- Bergwerken.; 

9>  32.  Besitzer  von  Privat-Lokomobilen  haben  in  ihren  Gesuchen  um  die  polizeiliche 
Bewilligung  die  Nummer  anzugeben,  welche  die  Maschine  nebst  dem  Namen  und  Wohnort 
des  Eigenthümers  in  deutlicher  Schrift  führen  wird. 

Die  Bewilligung  zu  deren  Gebrauch  erstreckt  sich  auf  das  ganze  Königreich. 

9>  33.  Die  Kamine  von  Lokomobilen  müssen  stets  mit  guten  Funkenfängem  ver- 
sehen sein. 

Lokomobile  dürfen  nie  in  Scheunen,  Ställen  oder  sonstigen  Gebäuden,  in  welchen 
leicht  entzündliche  Gegenstände  gelagert  sind,  geheizt  oder  in  Betrieb  gesetzt  werden. 

Wo  und  unter  welchen  Bedingungen  in  der  Nähe  von  Gebäuden  oder  aufOrtsstrassen 
Lokomobile  geheizt  und  in  Betrieb  gesetzt  werden  dürfen,  hat  die  Orts- Polizeibehörde  zu 
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bestimmen.  Bei  Distrikts-  oder  Staats-Strassen  sind  in  dieser  Beziehung  die  einschlägigen 
Aufsichts-Behörden  zuständig. 

IV.  Erhaltung  des  gefahrlosen  Zustandes. 

$•  34.  Nach  erhaltener  Bewilligung  zur  Anlage  und  zum  Gebrauche  eines  Dampf- 
kessels oder  Dampfapparates  hat  der  Eigenthümer  oder  dessen  Stellvertreter  für  die  gute 
Instandhaltung  aller  Sicherheits-Vorrichtungen,  für  den  gehörigen  Wasserstand,  für  die 
Einhaltung  der  Bestimmungen  rücksichtlich  der  Belastung  der  Sicherheit«- Ventile,  für  das 
Vorhandensein  der  zur  Erhaltung  der  Dichtigkeit  und  Dauerhaftigkeit  des  Dampfkessels 
oder  Dampf- Apparates  dem  Maschinisten  erforderlichen  Werkzeuge  und  sonstigen  Mittel, 
für  die  rechtzeitige  Reinigung  de«  Kessels  von  dem  entstehenden  Kesselsteine  und  dergl. 
Sorge  zu  tragen,  und  sich  nach  Massgabe  der  fortschreitenden  Abnützung  von  der  ferneren 
Tauglichkeit  und  Gefahrlosigkeit  des  Kessels  oder  Apparates  fortwährend  zu  überzeugen, 
— sofort  im  Falle  der  Schadhaftigkeit,  bei  Zeiten  denselben  ganz  ausser  Gebrauch  zu 
setzen,  oder  die  etwa  nöthig  gewordenen  Ausbesserungen  daran  vorzunehmen,  und  wenn 
diese  von  der  in  §.  7 angegebenen  Natur  sind,  der  Behörde  behufs  der  Untersuchung  und 
Probe  des  Kessels  oder  Apparates  Anzeige  zu  erstatten. 

|$.  35.  Zur  Konstatirung  dessen,  und  um  sich  von  dem  gefahrlosen  Zustande  des 
Kessels  oder  Apparates  zu  überzeugen,  sind  von  dem  betreffenden  Prüfungs-Kommissar 
zeitweise  wiederholte  Untersuchungen  vorzunehmen,  und  zwar: 

A.  Bei  unbeweglichen  Dampfkesseln  und  bei  Dampfapparaten  zum  Geschäfts- 
Betriebe  : 

a.  wenn  dieselben  an  einer  anderen  Betriebsstelle  aufgesteilt  oder  überhaupt  deren  Ein- 
und  Ummauerungen  erneuert  werden  sollen  ; 

b.  nach  je  zehntausend  Arbeitsstunden,  längstens  aber  nach  zwei  Jahren. 

B.  Bei  Schiffs-  und  Lokomoliv-Kesseliu 

nach  einer  Arbeitsleistung  der  neuen  Kessel  von  zurückgelegten  zehntausend  Meilen 
und  der  älteren  von  je  zurückgelegten  achttausend  Meilen,  längstens  aber  nach  drei 
Jahren,  insofern  durch  Unser  Staats-Ministerium  des  Innern  nicht  anderweitige  Be- 
stimmungen erfolgen. 

C.  Bei  Lokomobil-Kesseln : 

nach  zehntausend  Arbeitsstunden,  längstens  aber  nach  zwei  Jahren. 

Bei  den  Dampfkesseln  der  Gattung  A.  hat,  wenn  sie  abgesonderte  Feuerzüge  haben, 
eine  Entmantelung  nur  dann  einzutreten,  wenn  der  Kommissar  bei  der  mit  Umsicht  vorge- 
nommenen Untersuchung  Anhaltspunkte  für  eine  mit  Wahrscheinlichkeit  vorliegende  Un- 
sicherheit gewonnen  hat. 

Nach  Umständen  ist  eine  wiederholte  Prüfung  durch  Kaltwasserdruck  vorzunehmen. 
Bei  den  ohne  abgesonderte  Feuerzüge  eingemauerten  Dampfkesseln  der  Gattung  A., 
sowie  bei  den  Kesseln  der  Gattungen  B.  undC.  muss  stets  nach  Ablauf  der  oben  normirten 
Zeit  eine  Druckprobe  vorgenommen  werden. 

In  allen  Fällen  braucht  der  Probedruck  nur  dem  anderthalbfachen  Betrage  der  gross-* 
ten  gestatteten  Dampfspannung  gleich  zu  sein. 

Die  Beiziehung  anderer  Sachverständiger  ist  dem  Prüfungs-Kommissar  gestattet. 

Da*  Besichtigungs-  und  Befund-Protokoll  ist  der  Behörde  mit  Gutachten  vorzulegen. 
In  Fällen,  wo  Gefahr  auf  dem  Verzüge  steht,  ist  der  Kommissar  belügt  und  verpflichtet, 
sogleich  die  weitere  Benützung  eines  solchen  Kessels  zu  untersagen,  ohne  dass  einer  etwa 
dagegen  ergriffenen  Berufung  eine  Suspensivkraft  zukommt. 

$.  36.  Bei  jedem  sich  darbietenden  Anlässe  haben  die  Prüfungs-Kommissare  davon 
sich  zu  überzeugen,  dass  die  mit  der  Bedienung  und  Unterhaltung  der  Dampfkessel  und 
Dampfapparate  betrauten  Personen  ihrem  Dienste  in  jeder  Beziehung  entsprechen,  und 
auf  die  Entfernung  der  letzteren  anzutragen,  wenn  sie  dem  Dienst  nicht  vollkommen  ge- 
nügen. 

V.  Schluss-Bestimmungen. 

37.  Die  durch  den  Vollzug  gegenwärtiger  Verordnung  veranlassen  Verhandlungen 
und  Ausfertigungen  unterliegen  der  Tax-  und  Stempelpflicht  nur  in  dem  Falle,  wenn  sie 
durch  Verschulden  der  Inhaber  der  Kessel  oder  Apparate  veranlasst  worden  sind. 

$.  38.  Die  Kommissions-Kosten  an  Diäten  und  Gefährtgeldern  bei  der  Prüfung  ganz 
neuer  oder  einer  grösseren  Reparatur  unterworfener  Dampfkessel  oder  Dampfapparate, 
sowie  bei  der  Konstatirung  der  Identität  eines  ausserhalb  des  Bestimmungs-Ortes  geprüften 
Kessels  und  bei  einer  wiederholten  Untersuchung,  im  Falle  bei  der  Prüfung  oder  Konsta- 
tirung die  Ausrüstungs-Gegenstände  unvollständig  oder  einzelne  derselben  unbrauchbar 
waren,  fallen  dem  Unternehmer  zur  Last. 
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§.  39.  Die  mit  der  Kontrolle  der  Baufuhrung  }.  29)  und  mit  den  zeitweisen  Unter- 
suchungen durch  dieDampfkessel-Prüfungs-Kommissare  verbundenen  Kosten  ,§.35.  vorbe- 
haltlich der  Bestimmung  des  §.  38  fallen  der  Staats-Kasse  zur  Last.  Die  Bestimmungen  des 
§.  11  kommen  auch  hier  zur  Anwendung. 

Werden  die  Untersuchungen  und  Proben  von  Unserem  Staats-Ministerium  des  Innern 
in  Anwendung  des  §.  2,  Absatz  1 einem  hierfür  gegründeten  Vereine  übertragen,  so  fallen 
die  oben  erwähnten  Kosten  diesem  zur  Last. 

Wird  durch  Vernachlässigung  des  §.  31  die  gewöhnliche  Dauer  der  Untersuchung 
verlängert,  so  können  die  hierrar  erwachsenen  Kosten  dem  Besitzer  des  Dampfkessels  oder 
Apparates  überbürdet  werden.  ' 

Ein  Schadenersatz  wegen  des  durch  die  wiederholten  Proben  entzogenen  Gebrauchet 
der  Dampfkessel  und  Dampfapparate  findet  nicht  statt.  Um  den  industriellen  Betrieb 
möglichst  zu  schonen,  haben  sich  die, Prüfungs-Kommissare  mit  den  Besitzern  behufs  be- 
schleunigter Durchführung  der  Untersuchung  in’s  Benehmen  zu  setzen. 

§.  40  entspricht  dem  §.  16  der  reichspoliz.  Bekanntmachung  v.  29.  Mai  1971. 

§|.  41  bestimmt  über  die  im  Besitze  des  Hofes  und  Staates  befindlichen  Dampfkessel 
und  Apparate,  behält  Regelung  des  Zuständigkeit*- Verhältnisses  bezüglich  der  Privat- 
Eisenhannen  und  Dampfschilfe  vor  und  dehnt  die  Geltung  der  technischen  Vorschriften, 
der  mitgelheilten  Verordnung  auf  die  genannten  Anstalten  aus. 

$.  42  bestimmt  den  Geltungsbeginn  der  Verordnung,  30  Tage  nach  ihrer  Bekannt- 
machung. 


c.  für  Sachsen : 

Beilage  Hr.  4. 

Verordnung, 

die  polizeiliche  Beaufsichtigung  der  Dampfkessel  betreffend  ; 
vom  6.  Juli  1871.) 

I.  Vorschriften  Ober  die  Beschaffenheit,  die  Festigkeits-Prüfung  und  den  Betrieb  der 

Dampfkessel. 

Zu  1 der  allgemeinen  Bestimmungen  des  Bundes- Bathe  vom  29.  Mai  1871. 

1.  Zur  Anfertigung  der  Dampfkessel  darf  nur  gutes  Material  verwendet  werden. 

Die  Bestimmung  der  Stärke  des  Materials  ist  dem  Verfertiger  der  Dampfkessel  über- 
lassen. Derselbe  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Wanddicken  des  Kessels,  beziehungsweise 
der  Siederöhren  . der  Feuerröhren  , der  Feuerbüchse , Rauchkammer  und  dergleichen , mit 
Rücksicht  auf  die  etwa  vorhandenen  Verankerungen  und  Absteifungen  , der  beabsichtigten 
Dampfspannung  entsprechend  hergestellt  werden. 

Zu  |.  U der  allgemeinen  Bestimmungen. 

y,  2.  Jeder  Dampfkessel  ist  vor  seiner  Einmauerung  oder  Ummantelung  durch  den 
technischen  Beamten  zu  besichtigen  und  auf  Grund  von  §.  1 1 der  allgemeinen  Bestimmun- 
gen vom  29.  Mai  1871  in  Ansehung  seiner  Festigkeit  zu  prüfen. 

Bei  dem  Gesuche  um  Vornahme  einer  Kesselprüfung  tst  zugleich  anzugeben,  ob  die  zur 
Prüfung  erforderliche  Druckpumpe  vorhanden  sei  oder  nicht. 

Die  Besichtigung  setzt  voraus . dass  der  Kessel  in  allen  Theilen  zugänglich  und  nicht 
angestrichen  ist. 

Der  Kessel  ist  daher  an  dem  von  dem  technischen  Beamten  festzusetzenden  Tage  . von 
welchem  der  Letztere  den  Antragsteller  rechtzeitig  zu  benachrichtigen  hat  (vergl.  §.  17), 
so  aufgestellt  bereit  zu  halten,  dass  er  von  allen  Seiten  besichtigt  werden  kann.  Er  ist 
vollständig  mit  Wasser  zu  füllen  und  seine  Oeffnungen  sind,  ausgenommen  die  Verbin- 
dungmit  der  Druckpumpe,  zu  schliessen. 

Die  Bestimmung  der  für  den  Betrieb  beabsichtigten  höchsten  Dampfspannung  hat  nur 
nach  ganzen  und  halben  Atmosphären  zu  erfolgen. 

Zum  Nachweise  dafür,  dass  der  Dampfkessel  bei  der  Festigkeits-Probe  als  zulässig 
erachtet  worden  sei , ist  derselbe  an  einer  auch  nach  der  Einmaui-rung  oder  Ummantelung 
aichtbar  bleibenden  Stelle  mit  einer  durch  kupferne  oder  messingene  Nieten  befestigten 
messingenen  Platte  zu  versehen,  auf  welche  der  technische  Beamte  die  fortlaufende  Kessel  - 
nummer seines  Bezirks,  die  Jahreszahl  und  den  höchsten  für  den  Betrieb  zulässigen 
Ueberdruck  in  der  Form 
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Nr. 

Probirt  IS  . . 

für  . . Atmosphären  Ueberdruck  , 

sowie  den  mit  dem  Wappen  und  der  Angabe  des  Inspektions-Bezirks  versehenen  Stempel 
aufschligl , und  deren  Nieten  er  ebenfalls  abstempelt. 

Ist  die  Kesselprobe  auf  Antrag  des  Kessel-Fabrikanten  erfolgt , so  ist  dem  Letzteren 
überdies  eine  Abschrift  des  vom  technischen  Beamten  aber  die  Kesselprobe  aufgenomme- 
nen Protokolls  zum  Nachweise  bei  dem  Verkaufe  einzuhändigen. 

Zu  g.  8 der  allgemeinen  Bestimmungen. 

g.  3.  Erfolgt  die  Belastung  einesSicherheits-Ventils  durch  Gewicht,  so  hat  letzteres  aus 
einen»  untheilbaren  Stücke  zu  bestehen , welches , am  äussersten  Ende  des  Hebels  ange- 
bracht, der  höchsten  festgestellten  Dampfspannung  entspricht.  Das  Belastungs-Gewicht 
wird  mit  dem  amtlichen  Stempel  versehen. 

Erfolgt  die  Belastung  mit  einer  Federwaage,  so  muss  die  Einrichtung  so  getroffen 
sein  , dass  die  Belastung  nicht  über  die  für  die  höchste  festgesetzte  Dampfspannung  gel- 
tende gesteigert  werden  kann. 

Zu  §.  13  der  allgemeinen  Bestimmungen. 

§.  4.  Zur  Anbringung  des  amtlichen  Manometers , sowie  zur  Prüfung  der  Kessel- 
Manometer  muss  ein  Rohrstück , welches  in  ein  halbzölliges  AVhitworth  schea  Mutter- 
Gewinde  endigt,  mit  dem  Kessel  verbunden  sein;  von  dieser  Vorschrift  sind  nur  die 
Kessel  ausgenommen , an  denen  einfache  Gefäss-  und  Heber-Manometer  mit  nicht  ver- 
jüngter Skala  sich  befinden. 

Zu  §.  18  der  allgemeinen  Bestimmungen. 

g.  6.  Dampfkessel,  welche  für  mehr  als  vier  Atmosphären  Ueberdruck  bestimmt 
sind,  und  solche,  bei  welchen  das  Produkt  aus  der  feuerberührten  Fläche,  in  Quadrat- 
metern, und  der  Dampfspannung , in  Atmosphären  Ueberdruck,  20  übersteigt,  werden 
am  passendsten  in  besonderen  Kesselhäusern  aufgestellt,  welche  nicht  übersetzt  sind, 
und  müssen  jedenfalls  mindestens  4 Meter  von  öffentlichen  (Strassen  und  Wohngebäuden 
fremder  Grundstücke  abstehen,  dafern  die  Besitzer  dieser  Grundstücke  sich  mit  einem 
geringeren  Abstande  nicht  ausdrücklich  einverstanden  erklärt  kaben  Diejenigen  Um- 
fassungswände der  Kesselhäuser,  welche  gegen  öffentliche  Strassen  oder  fremde  Grund- 
stücke gelegen  sind , müssen  um  mindestens  die  Hälfte  stärker  als  die  anderen,  frei  im 
eigenen  Grundstücke  stehenden  Wände , jedenfalls  sber  nicht  unter  40  Zentimeter  stark 
ausgeführt  werden  und  dürfen  Thür-  und  Fenster-Oeffnungen  nicht  enthalten. 

Diejenigen  Umfassungs-Wände  von  Kesselhäusern,  welche  anderen  Gebäuden  gemein- 
schaftlich angehören,  sind,  sofern  sie  keine  Thür-  und  Fenster-Oeffnungen  enthalten, 
mindestens  die  Hälfte  stärker  als  die  übrigen  freistehenden  Wände . jedenfalls  aber  nicht 
unter  40  Zentimeter  und,  sofern  sie  mit  einer  Thür  oder  einem  Fenster  versehen  werden, 
mindestens  doppelt  so  stark  als  die  übrigen  freistehenden  Wände  und  jedenfalls  minde- 
stens 54  Zentimeter  stark  auszuführen. 

Die  Dächer  der  Kesselhäuser  sind  thunlichst  leicht  herzustellen  und  mit  feuersicherem 
Material  zu  decken. 

Insoweit  Dampfkessel  in  oder  unter  Räumen , in  welchen  Menschen  sich  aufzuhalten 
pflegen , überhaupt  aufgestellt  werden  dürfen , muss  der  Raum , in  welchem  der  Kessel 
sich  befindet,  eine  hinlänglich  grosse  Grundfläche  und  Höhe  besitzen  und  gehörig  erleuchtet 
sein  , um  die  Vorschriften  über  Bedienung  und  Beaufsichtigung  in  Ausführung  bringen 
zu  können.  Sollen  mehrere  gleichzeitig  in  Betrieb  befindliche  Dampfkessel  in  einem 
solchen  Raume  aufgestellt  werden,  so  darf  die  Summe  der  aus  Heizfläche  und  Dampf- 
spannung gebildeten  Produkte  die  Zahl  20  nicht  übersteigen. 

* Zu  g.  16  der  allgemeinen  Bestimmungen. 

g.  8.  Alles  Holzwerk  (und  bei  besonderen  Kesselhäusern  das  Holzwerk  des  Daches 
muss  oberhalb  mindestens  2 Meter  von  der  Oberfläche  des  Kessel-Gemäuer«  abstehen ; der- 
selbe Abstand  muss  unter  dem  tiefsten  Punkte  von  über  dem  Kessel  etwa  zu  trocknenden 
Gegenständen  vorhanden  sein  und  muss  beziehendlicb  eine  Schutzvorrichtung  angebracht 
werden  , welche  verhindert , dass  zu  trocknende  entzündliche  Gegenstände  auf  den  Kessel 
fallen  können. 

In  den  Zwischenräumen  zwischen  dem  Kessel-Mauerwerke  und  den  dasselbe  umgeben- 
den Wänden  dürfen  brennbare  Gegenstände  sich  nicht  befinden. 

g.  7.  Die  Wahl  der  Dimensionen  für  die  Feuerungen  und  Schornsteine  bieibt, 
insoweit  deshalb  nicht  besondere  Vorschriften  in  allgemeinen  Bau-Polizei-Ordnungen  , in 
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den  Local-Bau-Ordnungen  oder  sonst  gegeben  werden , dem  Ermessen  des  Besitzers  über- 
lassen. 

Metallschomstcine  für  stationäre  Dampfkessel  sind  nur  dann  sulässig,  wenn  das  nächste 
Gebäude  der  benachbarten  Grundstücke  mit  harter  Dachung  mindestens  30 , mit  weicher 
Dachung  mindestens  00  Meter  entfernt  ist. 

§.  6.  Die  Feuerungen  müssen  so  eingerichtet  sein , dass  die  Verbrennung  möglichst, 
rauchfrei  erfolgt  und  die  benachbarten  Grundbesitzer  durch  Rauch , Russ  etc.  Beschädi- 
gungen oder  erhebliche  Belästigungen  nicht  erfahren. 

Treten  solche  Belästigungen  oder  Beschädigungen,  nachdem  der  Dampfkessel  in  Be- 
trieb gesetzt  worden  ist,  dennoch  hervor,  so  ist  der  Unternehmer  zur  nachträglichen  Be- 
seitigung derselben  durch  Erhöhung  des  Schornsteins , Anwendung  rauchverhütender  Vor- 
richtungen , Benutzung  eines  anderen  Brennmaterials  oder  auf  andere  Weise  verpflichtet 
und  hat  solche  innerhalb  der  nach  Ermessen  des  technischen  Beamten  zu  bestimmen- 
den Frist  zu  bewirken. 

g.  9.  Es  ist  dafür  Borge  zu  tragen . dass  das  Geräusch  des  ausströmenden  Dampfe» 
von  der  Strasse  aus  nicht  in  einer  den  Verkehr  störenden  Weise  wahrgenommen  werden 
kann. 

Der  Gebrauch  von  Dampfpfeifen  ausserhalb  des  Eisenbahn-Betriebs  ist  innerhalb  eines 
Raumes  von  000 Metern,  von  der  äusseren  Grenze  der  Eisenbahn-Grundstücke  an  gerech- 
net, verboten. 

g.  10.  Die  Lokomobilen  unterliegen  folgenden  besonderen  Vorschriften  : 

l.Sie  sind  in  regelmässigen  Fristen  von  zwei  zu  zwei  Jahren  einer  wiederholten  Festig- 
keits-Prüfung zu  unterwerfen. 

2.  Sie  dürfen  in  Gebäuden , in  welchen  leicht  entzündliche  Gegenstände  sich  befinden, 
nicht  in  Betrieb  genommen  und  nach  Beendigung  des  Gebrauch  vor  eingetretener 
Verkühlung  nicht  aufbewahrt  werden. 

3.  Bei  Benutzung  von  Lokomobilen  sind  in  allen  Fällen  die  geeigneten  Vorkehrungen  zu 
thunlichster  Verhütung  von  Feuersgefahr  zu  treffen;  insbesondere  ist  ausreichendes 
Wasser  in  Bereitschaft  zu  halten , um  einen  entstehenden  Brand  sofort  löschen  zu 
können. 

1.  Als  diensttüchtig  amtlich  anerkannte  Lokomobilen,  in  welchen  ein  zweckentsprechender 
Funkenfänger  angebracht  ist , dürfen  auch  ohne  besondere  amtliche  Genehmigung  auf- 
gestellt und  in  Betrieb  genommen  werden,  wenn  der  Ort  ihrer  Aufstellung  von 
bewohnten  Gebäuden  | 

anderen  Gebäuden  mit  weicher  Dachung  I,  welche  sich  auf  fremden  Grund- 

Getreide-  und  Heufeimen  | stücken  befinden, 

sonstigen  Anhäufungen  leicht  brennbarer  Stoffe  I 
sowie  von  öffentlichen  Strassen  und  Wegen 

a.  bei  Feuerung  mit  Steinkohlen  oder  Koks  mindestens  12  Meter, 

b.  bei  Feuerung  mit  Holz-,  Braunkohlen  oder  Torf  mindestens  30  Meter 
entfernt  ist. 

Beträgt  der  Abstand  weniger,  so  bedarf  es  zur  Inbetriebsetzung  der  Lokomobile 
der  schriftlich  erklärten  Einwilligung  des  betheiligten  Grundstücksnachbars,  bcziehend- 
lich  der  betreffenden  Strassen- Polizeibehörde. 

5.  Wenn  Lokomobilen  gewerbsmässig , d.  h.  gegen  Entgelt  an  Andere  zur  Benutzung  auf 
Zeit  überlassen  werden,  so  sind  sowohl  der  Verleiher,  als  in  dessen  Abwesenheit  Der- 
jenige, welcher  an  dessen  Stelle  die  Lokomobile  zu  führen  hat,  als  auch  der  Benutzer 
derselben  für  die  genaue  Befolgung  der  Vorschriften  dieser  Verordnung,  sowie  für  jede 
vorkommende  Fahrlässigkeit  gleichmässig  verantwortlich. 

g.  11.  Der  Maschinenraum  muss  geräumig  genug  sein,  dass  man  zu  den  Kesseln 
gelangen  und  sie  gehörig  bedienen  kann , und  ist  von  den  Passagier-Räumen  durch  Blech- 
wändc  zu  trennen. 

Mindestens  nach  je  dreimonatlicher  Benutzung  iat  jeder  Kessel  kalt  zu  legen,  zu  öffnen 
und  einer  inneren  Revision  zu  unterwerfen. 

Im  Uebrigen  ist  den  Bestimmungen  der  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern  und 
der  Finanzen  vom  2.  Januar  1 S04 , die  Strom-  und  schifitährtspolizeilichen  Vorschriften  für 
die  Schifffahrt  und  Flösserei  auf  der  Eibe  betreffend  (Seite  2 des  Gesetz-  und  Verordnungs- 
Blattes  vom  Jahre  lSM) , nachzugehen,  insbesondere  auch  den  Bestimmungen  über  da* 
Dienstpersonal  und  die  Maschinisten  in  §§.  96  und  10t) jener  Verordnung,  für  welche  eine 
Anweisung  unter  Nr.  3 hier  beiliegt , sowie  den  Bestimmungen  über  die  nach  §§.  37  und 
und  38  dieser  Verordnung  zu  wiederholenden  Prüfungen. 

g.  12.  Dampfkessel  aus  dem  Auslande  sind  auch  in  dem  Falle  der  Festigkeits-Probe 
zu  unterwerfen , wenn  sie  im  Auslande  bereits  geprüft  waren. 


§§.  13.  14. 
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Dampfkessel  jedoch , welche  bereits  in  einem  anderen  Staate  des  Deutschen  Reichs, 
wo  die  Gewerbe-Ordnung  von  23.  Juni  1869  in  Geltung  steht,  nach  den  allgemeinen  poli- 
seilichen  Bestimmungen  vom  29.  Mai  1871  geprüft  sind,  unterliegen  einer  anderweiten 
Festigkeits- Probe  nur  dann,  wenn  sie  durch  den  Transport  oder  aus  sonstiger  Veranlassung 
Beschädigungen  erlitten  haben,  welche  die  Wiederholung  der  Probe  geboten  erscheinen 
lassen. 

Wegen  der  Lokomobilen  vergl.  §.  32. 

g.  18.  Während  des  Betriebs  liegen  dem  Besitzer  eines  Dampfkessels , dessen  hierzu 
Beauftragten  oder  beziehendlich  dem  Benutzer  eines  Dampfkessels  folgende  Verpflich- 
tungen ob : 

1 . Es  ist  darauf  zu  sehen , dass  alle  im  Interesse  der  Sicherheit  für  den  Kessel  vorge- 
schriebenen Apparate  fortdauernd  in  ungestörter  Wirksamkeit  sich  befinden  , nament- 
lich die  Sicherheit»- Ventile  nicht  überlastet  werden. 

2.  Der  Kessel  muss  in  angemessenen,  von  der  Beschaffenheit  des  Speisewassers  abhängigen 
Fristen  gereinigt  und  besichtigt  werden. 

3.  Die  Bedienung  des  Dampfkessels  ist  nur  zuverlässigen  und  in  diesem  Geschäfte  wohl 
bewanderten  Leuten  anzuverurauen. 

Auch  ist 

4.  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Letzteren  mit  den  Verhaltung»- Regeln  für  Heizer,  welche  unter 
Nr.  I,  2 und  3 beiliegen  , oder  mit  den  an  deren  Stelle  für  besondere  Fälle  erlassenen 
und  von  dem  Ministerium  des  Innern  genehmigten  Instruktionen  wohl  bekannt  sind 
und  dieselben  genau  befolgen. 

5.  Etwa  vorkommende  Mängel  an  den  Kesseln  und  Apparaten  müssen  durch  geeignete 
Sachverständige  sofort  beseitigt  werden. 

6.  Der  Nachweis  der  erhaltenen  Betriebs-Erlaubnis»  r§.  20)  ist  stets  in  der  Nähe  des 
Kessels  aufgehängt  oder,  insofern  dies  nicht  thunlich  ist,  zum  Vorweisen  bereit  zu 
zu  halten. 

7.  Alle  bei  Begutachtungen  oder  Revisionen  vergl.  Abschnitt  II;  von  den  zuständigen 
Behörden  vorgeschriebenen  Abänderungen  sind,  dieselben  mögen  nun  durch  besondere 
Verfügung  angeordnet  oder  nur  in  dem  durch  den  Besitzer  des  Kessels  oder  dessen 
Stellvertreter  mitvollzogenen  Protokolle  enthalten  sein , unweigerlich  und  innerhalb 
der  gestellten  Fristen  auszuführen. 

8.  Bei  Revisionen  ist  der  technische  Beamte  von  allen  Vorkommnissen,  welche  auf  die 
Beurtheilung  der  fortdauernden  Diensttüchtigkeit  des  Kessels  von  Einfluss  sein  können, 
namentlich  auch  von  kleinen  Reparaturen  in  Kenntniss  zu  setzen 

9.  Kommt  eine  Explosion  vor,  so  ist  sofort  sowohl  die  Bau- Polizeibehörde , als  der  tech- 
nische Beamte  in  Kenntniss  zu  setzen , bis  zu  Beendigung  der  vorzunehmenden  Erörte- 
rungen aber  im  Zustande  des  Kessels  und  seiner  Lage  , sowie  an  den  durch  die  Explo- 
sion berührten  Bauten  und  Einrichtungen  ohne  Zustimmung  des  technischen  Beamten 
keinerlei  Veränderungen  vornehmen  oder  vornehmen  zu  lassen,  insofern  nicht  die 
Rettung  oder  Bewahrung  von  Menschenleben  oder  die  Offenhaltung  des  Verkehrs  einer 
Eisenbahn  oder  eines  öffentlichen  Weges  dies  fordert. 

II.  Vorzchrilten  wagen  der  Bau-Genehmigung  und  Betriebs-Erlaubnis«,  sowie  der  amtlichen 
Beaufsichtigung  Oberhaupt. 

A.  Für  Dampfkessel  im  Privathesitze. 

a)  Im  Allgemeinen. 

g.  14.  Zur  Anlegung  von  Dampfkesseln,  dieselben  mögen  zum  Maschinenbetriebe 
bestimmt  sein  oder  nicht  . ist  die  Genehmigung  der  zuständigen  Polizei-Behörde  und  des 
derselben  coordinirten . von  dem  Ministerium  des  Innern  ernannten  technischen  Beamten 
(Dampfkessel-Inspektor)  erforderlich. 

Die  Zulässigkeit  der  Anlage  ist  nach  den  bau-,  feuer-  und  gesundheitspolizeilichen 
Vorschriften,  sowie  nach  den  allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen,  die  Anlage  von 
Dampfkesseln  betreffend,  vom  29.  Mai  1871,  und  den  Bestimmungen  gegenwärtiger 
Verordnung  zu  prüfen. 

Je  nach  dem  Befunde  ist  die  Genehmigung  entweder  zu  versagen  , oder  unbedingt  zu 
ertheilen,  oder  es  sind  bei  Ertheilung  derselben  die  erforderlichen  Vorkehrungen  und  Ein- 
richtungen vorzuschreiben. 

Gleiche  Genehmigung  ist  erforderlich , bevor  ein  älterer  Kessel  nach  erfolgter  Trans- 
lokation oder  Umbau  oder  wesentlicher  Reparatur  oder  Veränderung  wieder  in  Betrieb 
genommen  wird. 

Uebcr  da»  Verfahren  im  Falle  des  Widerspruchs  gegen  einen  die  Genehmigung  ver- 
sagenden oder  nur  bedingungsweise  ertheilenden  Beschluss  ist  das  Nöthige  im  §.  16  der 
Stich s-Gsivtl«  td.  Erl&Qttr.  Tit.  1.  fid.  3.  25 
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Ausführung«- Verordnung  zur  Bundes -Gewerbe -Ordnung  Tom  15.  September  18B9  (s.  o. 
S.  229)  bestimmt. 

§.  15.  Zu  den  im  §.  19  der  allgemeinen  Bestimmungen  bezeichnten , als  Dampfkessel 
im  gesetzlichen  Sinne  nicht  zu  betrachtenden  Kessel-Konstruktionen  ist  eine  Genehmigung 
im  Sinne  des  vorstehenden  §.  14  nicht  erforderlich  Ihre  Anlage  und  ihr  Betrieb  ist  ohne 
Weiteres  unter  Beachtung  der  allgemeinen  gesundheits-,  bau-  und  feuerpolizeilichen  Vor- 
schriften gestattet. 

§.  16.  Die  Polizei-Behörden  haben  eingehende  Anzeigen  von  Dampfkessel-Besitzern 
oder  Benutzern  und  Maschinen-Fabrikanten , welche  eine  Begutachtung.  Besichtigung 
oder  Prüfung  nöthig  machen , sofort  und  spatesten«  binnen  drei  Tagen  dem  betreffenden 
technischen  Beamten  zuzustellen , in  gleichen  Fristen  nach  F.ingang  der  Begutachtungen 
oder  Protokolle  die  Ansuchenden  mit  Bescheidung  zu  versehen , sofern  nicht  anderweit 
erforderliche  Erörterungen  eine  Verzögerung  rechtfertigen. 

Sie  sind  in  dem  Falle  einer  vorgekommenen  Explosion  § . 18,  Nr.  9, . sowie  dann  ver- 
pflichtet, den  wegen  der  Vorschriften  dieser  Verordnung  vorzunehmenden  Lokal-Expe- 
ditionen beizuwohnen  , wenn  sie  hierzu  durch  den  betreffenden  technischen  Beamten 
aufgefordert  werden ; in  allen  übrigen  Fällen  sind  sie  hierzu  nur  berechtigt. 

Sie  haben  rücksichtlich  der  Verwendung  von  Stempel  und  I.iquidirung  in  Dampf- 
kessel-Sachen ganz  dieselben  Grundsätze  zu  befolgen,  wie  in  Bau-Polizei-Sachen , aber  nur 
für  solche  I.oknl-Expeditionen  zu  liquidiren,  bei  denen  sie  sur  Betheiligung  verpflichtet 
waren,  und  in  keinem  Falle  bei  der  Korrespondenz  mit  dem  technischen  Beamten  Stempel 
zu  verwenden  oder  zu  liquidiren. 

Die  Polizei-Behörden  haben  Sie  Strafen  nach  §.  147  derBundes-Gewerbe-Ordnung  und 
nach  Abschnitt  III.  gegenwärtiger  Verordnung  unter  Berücksichtigung  des  Gutachtens 
des  betreffenden  technischen  Beamten  zu  bestimmen. 

§.17.  Die  technischen  Beamten  haben  bei  allen  in  dieser  Verordnung  vorgeschriebe- 
nen Begutachtungen  , Prüfungen , Stempelungen  und  Revisionen  im  Allgemeinen  Nach- 
stehendes zu  beobachten : 

Die  Anfertigung  der  Gutachten  über  beplante  Anlagen  und  beplante  Veränderungen, 
sowie  beantragte  Festigkeits-Prüfungen  und  Kevisionen  ausgeführter  neuer  Anlagen  und 
Veränderungen  haben  sie  mit  thunlichster  Beschleunigung  und  spätestens  innerhalb  einer 
Frist  von  14  Tagen  . welche  bei  Begutachtungen  von  dem  Tage  an  gerechnet  wird . an 
welchem  die  erforderlichen  Unterlagen  vollständig  zugehen , auszuführen  und  hierbei  die 
Abänderungen,  welche  im  Interesse  der  Sicherheit  erforderlich  sind,  bezichendlich  mit 
Bezeichnung  der  Herstellungsfrist,  anzugeben,  auch  von  den  durch  die  sie  bestimmten 
Terminen  für  Prüfungen  und  Kevisionen  (Ue  betreffende  Polizei-Behörde  vorher  in  Kennt- 
niss  zu  setzen. 

§.  18.  Die  technischen  Beamten  haben  die  im  BetriebeJ  befindlichen  Dampfkessel 
ihres  Bezirks  von  Zeit  zu  Zeit  ohne  vorhergegangene  Benachrichtigung  der  Besitzer  zu 
revidiren.  So  weit  als  thunlich  soll  dabei  jeder  Kessel  in  jedem  Jahre  ein  Mal  an  die  Reihe 
kommen;  es  ist  jedoch  dem  pflichtmässigen  Ermessen  der  technischen  Beamten  überlasBen, 
die  Häutigkeit  der  Wiederkehr  von  Revisionen  nach  Massgabe  der  Gefährlichkeit  und 
sonstigen  Beschaffenheit  der  Anlage  und  der  von  ihnen  über  den  Grad  der  Sorgfalt  der 
Behandlung  gemachten  Beobachtungen  zu  bestimmen. 

Die  technischen  Beamten  haben  sich  bei  den  Revisionen  nicht  nur  von  der  fortdauern- 
den Dienst-Tüchtigkeit  aller  wesentlichen  Theile  einer  Dampfkessel  - Anlage  und  von  der 
eingetretenen  Abnutzung  zu  überzeugen  , sondern  auch  alle  Umstände  zu  beachten , aus 
denen  geschlossen  werden  kann,  ob  bei  dem  Betriebe  Nachlässigkeiten  undUebertretungen. 
der  Vorschriften  dieser  Verordnung  stattgefunden  haben. 

§.  19.  Die  technischen  Beamten  haben  über  alle  von  ihnen  vorgenommenen  Prü- 
fungen und  Revisionen  ausführliche  Protokolle  aufzunehmen,  welche  bei  den  im  §.  17  auf- 
geführten Prüfungen  und  Revisionen  durchgehends  von  dem  Antragsteller  oder  dessen 
Stellvertreter,  bei  den  im  §.  18  aufgeführten  regelmässigen  Revisionen  aber  nur  in  dem 
Falle  von  dem  Besitzer  oder  dessen  Stellvertreter  mit  zu  vollziehen  sind , wenn  sich  in 
demselben  eine  Bemerkung  über  beobachtete  Vernachlässigung  oder  vorzunehmende  Abän- 
derung befindet 

In  allen  Fällen,  wo  die  Unterzeichnung  des  Protokolls  nicht  durch  den  technischen 
Beamten  allein  erfoigt,  ist  das  Protokoll  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  auszufertigen 
und  das  eine  der  betreffenden  Polizei-Behörde  einzusenden. 

Sind  in  einem  Protokolle  Abänderungen  vorgeschrieben  . so  ist  zugleich  zu  bemerken, 
ob  eine  Nachrevision  als  erforderlich  erachtet  wird  oder  nicht  , 
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§.  20.  Die  technischen  Beamten  haben  endlich  die  Betriebs-Erlaubniss-Scheine  (Zer- 
tifikate) auszufertigen  und,  insoweit  im  Nachfolgenden  nicht  Ausnahmen  angegeben  sind, 
den  betreffenden  Polizei-Behörden  zur  Mitvollziehung  und  Aushändigung  an  die  Bethei- 
ligten zuzustellen  ; ferner  die  betreffenden  Bemerkungen  über  die  regelmässigen  jährlichen 
Revisionen  und  dabei  gemachte  Beobachtungen  auf  nie  Betriebs-Erlaubniss-Scheine  oder 
Zertiflkate  aufzutragen,  auch  ausführlichere  Mittheilungen  über  den  Befund  auf  Wunsch 
des  Kessel-Besitzers  in  ein  von  demselben  angelegtes  Protokollbuch  einzuschreiben. 

g.  21.  Den  technischen  Beamten  liegt  auch  die  allgemeine  Aufsicht  darüber  ob,  dass 
den  im  §.  l t unter  3 und  4 enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Heizer  nachgegangen 
werde-,  sie  haben  sich  daher  zu  überzeugen,  ob  die  Dampfkessel-Heizer  mit  den  allgemei- 
nen Verhaltungsregeln  genau  bekannt  sind,  und  denselben  auf  Verlangen  hierüber  eine 
Bescheinigung  auszustellen. 

§.  22.  Die  technischen  Beamten  sind  berechtigt : 
t.  in  allen  Fällen,  wo  sie  dies  für  erforderlich  erachten,  und  namentlich  bei  Widersetzlich- 
keiten , die  Beiheiligung  der  Polizei-Behörde  an  den  Prüfungen  und  Revisionen  aus- 
drücklich zu  verlangen; 

2.  von  dem  Bes  tzer  eines  Dampfkessels  bei  .Revisionen  die  Kaltlegung  zu  fordern,  wenn 
Gründe  zur  Voraussetzung  solcher  Veränderungen  vorhanden  sind,  die  sich  nur  in 
kaltem  Zustande  erkennen  lassen-, 

3.  bei  gefahrdrohendem  Zustande  einer  Dampfkessel-Anlage  die  sofortige  Ausserbetrieb- 
setzung zu  verfügen.  Der  zu  diesem  Zwecke  dem  Besitzer  abzunehmendc  Betriebs-Er- 
laubniss-Schein  'Zertifikat  ist  an  die  betreffende  Polizei-Behörde  abzuliefern. 

23.  Die  technischen  Beamten  liquidiren  dem  Ministerium  des  Innern  ihre  Reise- 
kosten, mit  Ausschluss  der  durch  verschuldete  Nachrevisionen  verursachten,  und  die  fest- 
gestellten Gebühren  für  die  regelmässig  jährlich  wiederkehrenden  Revisionen. 

Dagegen  liquidiren  sie  die  Gebühren  für  abgegebene  Gutachten  über  neue  oder  ver- 
änderte Anlagen  und  über  Beschwerden  wegen  Belästigungen,  sowie  für  Kesselproben,  für 
Revisionen  neuer  und  veränderter  Anlagen,  und  für  verschuldete  Naehrevisionen,  letzteren 
Falles  auch  die  Reisekosten,  an  die  betreffende  Polizei-Behörde,  welche  dieselben  inner- 
halb vierwöchentlicher  Frist  von  den  zu  ihrer  Abentrichtung  Verpflichteten  einzuziehen 
und  dem  technischen  Beamten  portofrei  zuzustellen  hat. 

Die  hierbei  innezuhaltenden  Sätze  der  Kosten  sind : 

5 Thalcr  für  ein  Gutachten  über  eine  neue  Anlage,  über  eine  Veränderung  oder  über  Be- 
schwerden wegen  Belästigung , sofern  dieselben  nicht  mit  den  ersten  Begutach- 
tungen zu  verbinden  sind ; -■ 

2 Thaler  für  eine  Kesselprobe  mit  Protokoll-Aufnahme; 

2 Thaler  für  jede  Revision  einer  neuen  oder  veränderten  Anlage,  sowie  für  jede  ver- 
schuldete Nachrevision,  einschliesslich  des  Protokolls  und  beziehendlich  Ausferti- 
gung des  Betriebs-Erlaubniss-Scheins  (Zertifikats); 

1 Thaler  für  die  Beantwortung  der  Frage , ob  es  sich  um  einen  Dampfkessel  im  Sinne 
der  allgemeinen  Bestimmungen  handle; 

'/t  Thaler  uir  Ausfertigung  eines  neuen  Betriebs-Erlaubniss-Scheins  (Zertifikats),  wenn 
das  frühere  Exemplar  durch  Schuld  des  Besitzers  unbrauchbar  geworden  ist. 

Blosse  Besitz-Veränderung  macht  an  sich  die  Ausstellung  eines  neuen  Zertifikats 
nicht  nothwendig,  es  ist  nur  der  neue  Besitzer  auf  demselben  zu  bemerken , wofür  nichts 
zu  berechnen  ist. 

Wird  die  Revision  mit  der  Keaselprobe  verbunden,  so  kommt  der  Satz  von  2 Thalern 
nur  einfach  in  Anwendung. 

Bei  auswärtigen  Expeditionen  ist  ausser  den  oben  angeführten  Gebühren  noch  Aus- 
lösung nach  dem  Satze  von  3 Thalern  für  den  Tag  zu  berechnen. 

§.  24.  Beschädigungen  eines  Dampfkessels,  welche  bei  der  Prüfung  (§.  11  der  allge- 
meinen Bestimmungen  in  Folge  zu  geringer  Festigkeit  sich  zeigen-,  oder  Verluste,  welche 
in  Folge  der  Kaltlegung  (§.  22,  Nr.  2 , der  Ausserbetriebsetzung  §.  22,  Nr.  'S  oder  sonst 
durch  die  Ausführung  der  Vorschriften  dieser  Verordnung  entstehen,  gewähren  keinen 
Anspruch  auf  Entschädigung  den  Aufsichts-Behörden  gegenüber. 

§.  25.  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Bestimmungen  und  den  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  können  nur  von  dem  Ministerium  des  Innern  gestattet  werden. 

b)  Für  stationäre  Dampfkessel  insbesondere. 

j|.  28.  Ucber  die  beabsichtigte  Anlage  eines  neuen  stationären  Dampf- 
kessels ist  Anzeige  an  die  Orts-Bau -Polizeibehörde  zu  erstatten.  Dabei  ist  anzugeben: 
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die  Bestimmung  des  Kessels,  beziehendlich  die  Kraft  und  Art  der  Dampfmaschine  und 
ihre  Verwendung, 
der  Verfertiger  des  Kessels, 

ob  der  Kessel  bereits  am  Erzeugungsorte  die  Festigkeitsprobe  bestanden  hat, 
mit  welchem  Brennmaterials  derselbe  befeuert  werden  soll. 

Ueberdiess  muss  beigefügt  »erden : 

1.  ein  Situationsplan,  welcher  die  den  Ort  der  Aufstellung  umgebenden  öffentiichcnWeee 
und  Grundstücke  mit  den  darauf  etwa  befindlichen  Gebäuden  in  einem  die  hinreichende 
Deutlichkeit  gewährenden  Massslabe  nachweist  und  über  die  Besitzgrenzen  und  die 
Zwecke,  zu  denen  die  Nachbar-Gebäude  benutzt  werden.  Aufschluss  giebt ; 

2.  ein  Bauriss , aus  welchem  sich  sowohl  der  Standpunkt , als  die  Höhe  des  Schornsteine 
und  die  Lage  der  Feuer-  und  Hauchrohren  gegen  die  benachbarten  Grundstücke  deut- 
lich ergeben  muss ; 

3.  eine  Zeichnung  des  Kessels  in  einfachen  Linien,  aus  welcher  die  Grösse  der  vom  Feuer 
berührten  Fläche  zu  berechnen  und  die  Höbe  des  niedrigsten  zulässigen  Wasserstands 
über  den  Feuerzügen  zu  ersehen  ist ; 

4.  eine  Beschreibung  , in  welcher  die  Dimensionen  des  Kessels,  die  Stärke  und  Gattung 
des  Materials,  die  Art  der  Zusammensetzung , die  Dimensionen  der  Ventile  und  deren 
Belastung , sowie  die  Einrichtung  der  Speise-Vorrichtungen  , der  Wasserstandszeiger, 
des  Manometers  und  der  Feuerung  genau  angegeben  sind,  und  zwar : 

Nr.  1 in  einem  Exemplare, 

Nr.  2,  3 und  4 in  zwei  Exemplaren. 

Der  Beibringung  von  Nivellements- Plänen  bedarf  et  nur  dann,  wenn  dieselben  wegen 
Wahrung  allgemein  polizeilicher  Uücksichlen,  z.  B.  wegen  Abflusses  des  KondenBations- 
Wassers  etc-,  von  der  Polizei-Behörde  verlangt  werden. 

ln  der  Anzeige  ist  ferner  zu  bemerken,  ob,  wann  und  wo  der  Kessel  bereits  der  Fes- 
tigkeits-Probe nach  §.  11  der  allgemeinen  Bestimmungen  unterworfen  worden  ist,  und 
welche  Stempel-Nummer  er  trägt  vergl.  auch  § 32,  Abs.  2 dieser  Verordnung'.  Ist  der 
Kessel  nicht  in  einem  Staate,  in  welchem  die  Gewerbe-Onlnung  vom  23.  Juni  1 800  gilt,  in 
GemSssheit  der  allgemeinen  Bestimmungen  probirt,  oder  sind  sonst  Umstände  vorhanden, 
welche  eine  Wiederholung  der  Prüfung  nothwendig  erscheinen  lassen  vergl.  §.  13),  so  ist 
diese  Anzeige  zugleich  als  Antrag  auf  Vornahme  der  Festigkeits-Prüfung  zu  betrachten. 

Bei  einer  beabsichtigten  wesentlichen  Veränderung  eines  bereits  als  be  - 
triebsfähig  erachteten  Dampfkessels  sind  der  Anzeige  nur  diejenigen  Beilagen 
beizufügen,  aus  welchen  die  beabsichtigte  Veränderung  vollkommen  deutlich  erkannt  wer- 
den kann. 

Die  Anzeige  nebst  Beilagen  ist , falls  die  Bau-Polizei-Behördc  nicht  auf  Grund  orta- 
statutarischer  Bestimmungen  (§.  30)  oder  besonderer  örtlicher  Verhältnisse  die  Anlage  an 
dem  gewählten  Orte  überhaupt  beanstanden  und  deshalb  den  Antragsteller  sofort  abfällig 
bescheiden  zu  mössen  glaubt,  innerhalb  der  §§.  16  und  17  angegebenen  Fristen  dem  tech- 
nischen Beamten  zur  Begutachtung  zuzufertigen  und  von  Letzterem  zu  begutachten. 

Kann  auf  Grund  des  Gutachtens  die  Genehmigung  ausgesprochen  werden,  so  stellt  die 
Polizei-Behörde  dem  Ansuchenden  das  eine  Exemplar  der  doppelt  eingereichten  Beilagen, 
von  dem  technischen  Beamten  unterzeichnet,  wieder  zu  und  fügt  im  Falle  bedingungsweiser 
Genehmigung  die  Abschrift  der  von  dem  technischen  Beamten  in  seinem  Gutachten  er- 
forderten Veränderungen  bei. 

Das  zweite  Exemplar  der  Beilagen  verbleibt  bei  den  Akten  der  Polizei-Behörde. 

ft.  27.  Die  Festigkeits-Prüfung  eines  neuen  oder  wesentlich  veränderten  Dampf- 
kessels hat  zwar  nach  §.  11  der  allgemeinen  Bestimmungen  in  der  Regel  vor  der  Ein- 
mauerung stattzufinden.  In  Fällen  jedoch , wo  die  Kesselform  dem  technischen  Beamten 
nicht  zu  einem  Bedenken  deshalb  Veranlassung  giebt , und  die  Abdeckung  der  Feuerzüge 
nicht  viel  Zeit  in  Anspruch  nimmt,  kann  die  erste  Revision  (§.  2S  mit  der  Festigkeits- 
prüfung verbunden  werden. 

ft.  28.  Nach  Beendigung  einer  neuen  oder  veränderten  Dampfkessel-Anlage  ist  An- 
zeige an  die  Orts-ßau-Pohzei-Behörde  zu  erstatten.  Die  Ertheilung  der  Betriebs- Erlaubnis» 
hängt  von  dem  Ergebnisse  der  in  Folge  dieser  Anzeige  (welche  behufs  grösserer  Be- 
schleunigung von  dem  Besitzer  etc.  des  Kessels  gleichzeitig  auch  dem  technischen  Beamten 
gemacht  werden  kann;  von  dem  technischen  Beamten  vorzunehmenden  Revision  ab. 

Bei  dieser  ist  zu  untersuchen , ob  die  Anlage  in  jeder  Beziehung  den  Bestimmungen 
der  ertheilten  Genehmigung  entspricht , anzugeben  , welche  Abänderungen  etwa  anzu- 
bringen sind,  und  nach  Befinden  , in  welchen  Fristen  dies  zu  geschehen  hat,  auch  in  dem 
Falle  die  Festigkeits-Prüfung  zu  wiederholen,  wenn  sich  bei  einem  früher  bereits  geprüften 
Kessel  etwa  eine  Beschädigung  zeigen  sollte , endlich  aber  zu  bestimmen,  ob  der  sofortigen 
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Ingangsetzung  der  Anlage  ein  Bedenken  entgegensteht  oder  nicht,  und  ersteren  Falles,  ob 
eine  Nachrevision  erforderlich  ist. 

Ist  ein  Bedenken  nicht  vorhanden,  so  fertigt  der  technische  Beamte  daa  Zertifikat 
'§  20!  nach  Beilage  4 au»,  durch  welches  nach  Mit  vollziehung  Seiten  der  Orts-Bau-Polizei- 
Behörde  dem  Besitzer  die  Erlaubnis»  zum  Betriebe  ertheilt  wird. 

Hat  der  Besitzer  den  Wunsch , noch  vor  Eingang  des  Zertifikats  den  Dampfkessel  in 
Betrieb  zu  setzen,  so  ist  der  technische  Beamte  ermächtigt,  wenn  ihm  deshalb  ein  Bedenken 
nicht  beigeht,  die  sofortige  Inbetriebnahme  zu  gestatten  und  darüber  eine  Bescheinigung 
auszustellen. 

§.  29.  Nach  Beendigung  eine»  Umbaues  , d.  h.  einer  blossen  Erneuerung  der  Ein- 
mauerung  eines  stationären  Dampfkessels  ist  nach  §.  2h  zu  verfahren. 

Es  bleibt  Vorbehalten,  in  den  Ortschaften,  welche  die»  bei  dem  Ministerium  des  Innern 
besntragen , und  in  welchen  die  Bedingungen  hierzu  geeignet  befunden  werden . mit 
Vornahme  solcher  Bevisionen  einen  geeigneten,  in  amtlicher  Funktion  stehenden  Sachver- 
ständigen des  Ortes  zu  beauftragen.  Letzterer  hat  jedesmal  sofort  ein  Duplikat  der  Be- 
fundanzeige an  den  technischen  Beamten  des  Bezirks  abzugeben. 

$.  30.  Durch  ortsstatutarisch  festgestellte  Bau-Polizei-Vorscliriften  können  stationäre 
Dampfkessel-Anlagen  für  gewisse  Ortstheile  überhaupt  ausgeschlossen  oder  besonderen 
beschränkenden  Bestimmungen  unterworfen  werden. 

e)  Für  Lokomobilen  insbesondere. 

|.  81.  Vor  Inbetriebnahme  einer  Lokomobile  ist  vom  Verfertiger  oder  Besitzer 
derselben  , oder  von  Dem,  welcher  dieselbe  benutzen  will  (vergl.  f.  33),  bei  dem  technischen 
Beamten  die  Prüfung  und  Ausstellung  des  Zertifikats  zu  beantragen. 

Do»  Zertifikat  wird,  wenn  die  Prüfung  günstig  ausgefallen  ist,  durch  den  technischen 
Beamten  des  Bezirks  nach  dem  Formulare  in  Beilage  5 ausgefertigt  und  der  Ors-Polizei- 
Behörde  zur  Aushändigung  an  den  Antragsteller  zugestellt;  bei  ungünstigem  Verlaufe  der 
Prüfung  ist  eine  Nachrevision  bis  nach  eingegangener  Anzeige  über  erfolgte  Ausführung 
der  vorgeschriebenen  Abänderungen  vorzubehalten. 

§.  82.  Lokomobilen,  deren  Inbetriebnahme  in  anderen  Bundes-Staaten  nach  den  Vor- 
schriften der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869  und  der  allgemeinen  polizeilichen  Be- 
stimmungen vom  2U  Mai  1371  gestattet  worden  ist  §.  13),  sind,  wenn  seit  ihrer  Prüfung 
in  dem  betreffenden  Bundes-Staate  weniger  als  zwei  Jahre  vergangen  sind,  auf  hierüber  bei- 
gebrachten Nachweis  unbeanstandet  zum  Betriebe  auch  in  Sachsen  zuzulassen.  Im  Uebrigen 
kommen  in  Betreff  der  örtlichen  Aufstellung  und  des  Betriebs  die  Vorschriften  der  gegen- 
wärtigen Verordnung  zur  Anwendung. 

Solehe  Lokomobilen  erhalten  die  im  §.  2 dieser  Verordnung  vorgeschriebene  Stem- 
pelung nicht. 

y.  83.  Wer  eine  Lokomobile  in  Betrieb  nimmt,  hat  die  Obliegenheit: 

1.  dies  der  Orts-Polizeibehörde  und  dem  technischen  Beamten  des  Bezirks  ansuseigen, 

2.  das  Zertifikat  (§.  31)  oder  den  Nachweis  |$.  32),  welche  als  Legitimation  für  die  Betriebs- 
Erlaubnis»  dienen , zum  Vorweis  bereit  zu  halten , darnach , wenn  die  Lokomobile  nicht 
geprüft  sein  sollte,  vorerst  deren  Prüfung  nach  §.  31  zu  beantragen, 

3.  nach  jeder  Reparatur  des  Kessels  vor  Wiederinbetriebnahme  die  erforderliche  Festig- 
keits-Probe und  Revision  bei  dem  technischen  Beamten  des  Bezirks  zu  beantragen  und 

4.  vor  Ablauf  der  zweijährigen  Frist  noch  der  letzten  auf  dem  Zertifikate  oder  Nachweise 
bemerkten  Festigketts- Prüfung  dem  technischen  Beamten  ebenfalls  Anzeige  zu  erstatten 
und  die  Wiederholung  der  Prüfung  zu  beantragen  (vergl.  §.  10). 

y.  34.  Die  Gensd  armen  und  Orts-PoBzei-Personen  sind  berechtigt,  sich  davon,  ob  bei 
der  Benutzung  der  Lokomobilen  den  Bestimmungen  über  die  Betriebs-Erlaubnis»  und  den 
feuerpolizeilichen  Vorschriften  dieser  Verordnung  Genüge  geschehe,  zu  unterrichten  und 
zu  diesem  Behufe  auch  die  Vorzeigung  der  Legitimation  (§§.  31,  31)  zu  verlangen. 

Bei  wahrgenommenen  Zuwiderhandlungen  haben  dieselben  sofort  der  Orts-Polizei- 
behörde zu  weiterer  Verfügung  Anzeige  zu  machen. 

y.  85.  Die  Bedingungen,  unter  denen  Lokomobilen,  die  zur  Fortbringung  von  Lasten 
auf  öffentlichen  Strassen  dienen  soUen  (Chaussee-Dampfwagen,  Strassen  - 1, oko- 
motiven),  in  Gebrauch  genommen  werden  dürfen,  bleiben  zurZeit  der  Anordnung  durch 
die  kompetenten  Polizei-Behörden  für  jeden  einzelnen  Fall  Vorbehalten. 

d)  Für  Lokomotiven  insbesondere. 

§.  88.  Soll  eine  neue  oder  reparirte  Lokomotive  der  Revision  und  beziehendlich 
Festigkeits-Probe  unterworfen  werden,  ao  hat  der  Fabrikant  oder  das  im  §-  79  des  Bahn- 
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Polizei-Reglements  vom  3.  Juni  1870  (S.  461  des  Keichs-Gesetz-Blattes  vom  Jahre  1870) 
bezeichncte  Aufsichts-Organ  dem  betreffenden  technischen  Beamten  deshalb  Anzeige  zu 
machen. 

Ein  Exemplar  des  von  dem  technischen  Beamten  ausgefertigten  und  beziehendlich  von 
dem  Fabrikanten  oder  einem  Beauftragten  des  Aufsichts-Organs  mitvollzogenen  Protokolls 
über  eine  solche  Prüfung , welches . sofern  die  Lokomotive  in  jeder  Beziehung  den  Vor- 
schriften dieser  Verordnung  entspricht,  eine  Angabe  darüber  und  dass  der  Inbetriebsetzung 
ein  Bedenken  nicht  entgegensteht,  zu  enthalten  hat,  wird  der  kompetenten  Polizei-Behörde 
(für  bereits  im  Dienste  befindliche  Lokomotiven  der  Polizei-Behörde  des  Haupt-Bahnhofa] 
eingesendet  und  nach  Mitvollziehung  in  beglaubigter  Abschrift  dem  Fabrikanten  oder  dem 
Eisenbahn-Aufsichts-Organe  durch  die  Behörde  zugestellt. 

Ein  so  vollzogenes  Prüfungs-Protokoll  vertritt  für  die  in  demselben  genannte  Loko- 
motive die  Stelle  des  Betriebs-F.rlaubnissscheins  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  nach  ander- 
weiter Reparatur  oder  nach  Ablauf  der  im  §.  9 des  Bahn-Polizei-Reglements  vom  3.  Juni 
1870  bestimmten  Frist  die  Festigkeits-Probe  zu  wiederholen  ist. 

•)  Für  Dampfkessel  insbesondere. 

jS.  37.  Bei  Dampfschiffen  auf  der  Elbe  wird  nach  den  Bestimmungen  in  der  Ver- 
ordnung der  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  2.  Januar  1864,  die  ström-  und 
schifffahrtspolizeilichen  Vorschriften  für  die  Schifffahrt  und  Flösserei  auf  der  Elbe  betreffend 
'Seit*  2 fg.  des  Gesetz-  und  Verordnungs-Blattes  vom  Jahre  1864),  die  Festigkeits-Prüfung 
neuer  Kessel  durch  das  Elbstrom-Gericht  zu  Dresden  unter  Zuziehung  des  demselben  bei- 
geordneten  technischen  Beamten  vorgenommen  und  über  das  Ergebniss  ein  von  dem  Vor- 
stande des  Elbstrom- Gerichts,  dem  technischen  Beamten  und  dem  Schiffseigner  zu 
unterzeichnendes  Protokoll  aufgenommen , welches  an  die  Kreis  - Direktion  zu  Dresden 
einzureichen  ist 

Eine  gleiche  Prüfung  und  Revision  finden  mindestens  jährlich  einmal  mit  Beginn  der 
regelmässigen  Fahrten , sowie  nach  jeder  Haupt-Reparatur  durch  den  technischen  Beamten 
statt , welcher  das  von  ihm  über  das  Ergebniss  aufzunelimende,  von  dem  Schiffseigner  mit 
zu  unterzeichnende  Protokoll  an  das  Klbstrom-Gericht  abzugeben  hat,  vorbehaltlich  jedoch 
ausserordentlicher  Revisionen,  welche  die  Kreis- Direktion  zu  Dresden  jederzeit  an- 
ordnen kann. 

Das  Zeugniss  über  die  Diensttüchtigkeit  wird  von  dem  Elbstrom-Gerichte  ausgestellt, 
es  ist  innerhalb  des  betreffenden  Dampfschiffs  auszuhängen  und  bis  zur  Beendigung  der 
nächsten  Untersuchung  ausgehängt  tu  lassen. 

g.  38.  Die  Prüfung  und  Revision  anderer,  den  Bestimmungen  der  Verordnung  vom 
2.  Januar  1864  nicht  unterworfener  Schiffsdampfkessel  ist  bei  der  betreffenden  Orts-Bau- 
Polizei- Behörde  und  dem  technischen  Beamten  des  Bezirks  zu  beantragen  und  es  tritt  hier- 
bei das  Verfahren  wie  bei  den  stationären  Dampfkesseln  ein. 

6.  39.  Wenn  die  Anlage  oder  eine  wesentliche  Veränderung,  oder  der  Umbau  eines 
der  obengenannten  Dampfkessel  mit  Ausschluss  der  Lokomotiven  beabsichtigt  wird,  so  ist 
von  der  betreffenden  fiskalischen  Behörde  eine  Mittheilung  an  die  Orts-Polizeibehörde  und 
gleichzeitig  Anzeige  an  den  ira  Einverständnisse  der  Ministerien  des  Innern  und  der 
Finanzen  ernannten  technischen  Beamten  zu  machen. 

Di«  Polizei-Behörde  ist  dann  berechtigt,  der  technische  Beamte  aber  verpflichtet,  von 
den  einschlagenden  Plänen  und  der  Anlage  selbst  Einsicht  zu  nehmen ; dieselben  haben 
sich  , wenn  ihnen  gegen  die  Ausführung  in  der  beabsichtigten  Weise  Bedenken  beigehen, 
behufs  der  Erledigung  derselben  vorerst  mit  dem  ausfuhrenden  Bau- Beamten  und  Techniker 
unmittelbar  zu  vernehmen. 

Bei  nicht  erfolgender  Erledigung  sind  die  Bedenken  der  betreffenden  Kreis-Direktion 
anzuzeigen,  welche,  insofern  durch  deren  vorherige  weitere  Vernehmung  mit  der  betreffen- 
den fiskalischen  Behörde  die  Differenz  nicht  zur  Beseitigung  gelangen  sollte , den  Fall  zur 
Kenntniss  des  Ministeriums  des  Innern  behufs  schliesalicher,  im  Einverständnisse  mit  dem 
Finanz-Ministerium  zu  ertheilender  Bescheidung  zu  bringen  hat. 

§.  40.  Ist  ein  neuer  oder  wegen  wesentlicher  Reparatur  ausser  Gebrauch  gesetzter 
solcher  Dampfkessel  zur  Vornahme  der  Festigkeits-Prüfung  oder  Ingangsetzung  fertig,  so 
ist  wie  im  §.  39  der  Polizei-Behörde  und  dem  technischen  Beamten  Anzeige  zu  machen. 
Der  Letztere  hat  dann  den  Dampfkessel  nach  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  zu 
prüfen  und  zu  untersuchen. 

Das  hierbei  in  zwei  Exemplaren  auszufertigende  Protokoll  ist  von  den  fiskalischen 
Aufsichts- Beamten  Maschinen-Meister , Maschinisten)  mit  zu  vollziehen;  enthält  es  noch 
nicht  erledigte  Bedenken,  so  ist  wie  im  §.  39  zu  verfahren;  ist  dies  nicht  der  Fall,  so 
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wird  ein  Exemplar  der  Behörde , welche  die  erste  Anzeige  erstattete,  zugesendet  und  dem- 
selben das  von  dem  technischen  Beamten  ausgefertigte  Zertifikat  beigefügt. 

Das  zweite  Exemplar  der  Protokolle  verbleibt  bei  den  Akten  des  technischen  Beamten. 

B.  Für  Dampfkessel  im  Besitze  des  Staates. 

$.  41.  Wegen  Besichtigung  und  Prüfung  der  Lokomotiven  der  Eisenbahnen,  welche 
in  der  Verwaltung  des  Staates  stehen , haben  die  im  <j.  79  des  Bahn-Polizei-Keglements 
bezeichneten  Aufsichts-Organe  die  erforderlichen  Anträge  an  den  betreffenden  technischen 
Beamten  zu  stellen. 

Es  bedarf  bei  dem  übrigens  wie  in  {§.  39  und  40  zu  befolgenden  Verfahren  einer  An- 
zeige an  die  Orts-Polizeibehörde  und  einer  Betheiligung  der  Letzteren  nicht. 

Das  Revisions-Protokoll  vertritt , wenn  es  die  Bemerkung  der  Betriebs-Tüchtigkeit 
enthält,  die  Stelle  des  Betriebs-Erlaubnissscheins  bis  zu  der  Zeit,  wo  eine  neue  Festigkeits- 
Prüfung  stattfindet  oder  einzutreten  hat. 

§.  4Ä.  Bei  der  regelmässigen  (vergl.  §.  16J,  durch  den  technischen  Beamten  erfolgen- 
den Revision  wird  das  Protokoll  nur  in  dem  Falle  von  den  fiskalischen  Aufsichts- Beamten 
mit  unterzeichnet,  wenn  sich  Veranlassung  zu  Bemerkungen  findet ; auch  ist  nur  in  diesem 
Falle  dasselbe  in  doppelten  Exemplaren  auszufertigen,  von  denen  das  eine  den  in  $§.  40  und 
4 1 erwähnten  Behörden  zugestellt  wird. 

48.  Den  im  Abschnitte  I.  und  im  Abschnitte  II.  §.  33  sub  3 und  4 enthaltenen 
Vorschriften  ist  auch  bei  den  im  Besitze  des  Staates  etc.  befindlichen  Dampfkesseln  nach- 
zugehen. 

III.  Straf-Beilimmungen. 

§.  44.  Wer  eine  Dampfkessel-Anlage  ohne  vorher  erlangte  Genehmigung  errichtet, 
verlegt,  oder  sonst  wesentlich  verändert,  wird  nach  Massgabe§.  147, ä der  Bundes-Oewerbe- 
Ordnung  vom  23.  Juni  1809  mit  Geldbusse  bis  zu  Einhundert  Thalem  und  im  Unver- 
mögenslalle mit  verhältnissmässiger  Haft  bis  zu  sechs  Wochen  bestraft. 

$.  45.  Derselben  Strafe  verfällt : 

a.  wer  einen  Dampfkessel  den  allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  An- 
legung von  Dampfkesseln,  vom  29.  Mai  18,1.  oder  den  Vorschriften  dieser  Verord- 
nung zuwider  ohne  vorher  erhaltene  Erlaubnis*  in  Betrieb  nimmt,  ingleichen 

b.  wer  den  bei  den  Revisionen  gemachten  Ausstellungen  nicht  innerhalb  der  bestimmten 
Fristen  vollständig  abhilft. 

Abgesehen  von  diesen  Strafen  kann  der  Dampfkessel  bis  nach  Erfüllung  der  vorge- 
schriebenen, resp.  vorzuschreibenden  Bedingungen  ausser  Betrieb  gesetzt  werden. 

(f.  46.  Absichtliche  Störung  im  Gange  und  in  der  vorgeschriebenen  Anordnung  der 
Sicherheit« -Apparate,  unterlassene  erforderliche  Reinigung  deB  Dampfkessels,  sowie 
alle  vorsätzlichen  Umgehungen  der  Vorschriften  dieser  Verordnung  und  der  allge- 
meinen polizeilichen  Bestimmungen  sind,  soweit  nicht  die  Bestimmungen  des  Straf-Gesetz- 
buchs  Anwendung  leiden,  nach  dem  Grade  der  Verschuldung  und  der  verursachten  Gefahr 
mit  5 bis  100  Thalem  oder  entsprechender  Haft  zu  bestrafen. 

§.  47.  Unnöthige  Veränderungen  in  dem  Zustande  eines  explodirten  Dampfkessels  vor 
Beendung  der  technischen  Erörterung  S§.  13  unter  9)  ziehen  eine  Strafe  von  25  Thalem 
nach  sieb.  > 

Dresden,  am  6.  Juli  1871. 

Ministerium  des  Innern. 


(Zu  tortlehender  Verordnung  gehören  folgende  5 Beilagen.) 

ßnlotjt  Br.  1. 

Allgemeine  Verhaltungaregeln 
für  die  Heizer  stationärer  Dampfkessel. 

Ein  Dampfkessel-Heizer  muss  ein  nüchterner,  ordentlicher,  aufmerksamer  Mann  sein. 
Er  muss  mit  seinem  Geschäfte  wohl  vertraut  sein  , denn  er  ist  für  alle  Schäden  und  alles 
Unheil  verantwortlich  , welche  aus  seiner  Unachtsamkeit  oder  Fahrlässigkeit  entstehen  und 
welche  durch  Beachtung  der  folgenden  Verhaltungs-Regeln  hätten  vermieden  werden  können. 
Darüber,  dass  er  diese  Verhaltungs-Regeln  genau  kenne,  hat  er  sich  dem  technischen  Be- 
amten gegenüber  auszuweisen. 

1.  Vor  Beginn  der  |Beheizung  eines  Dampfkessels  hat  sich  der  Heizer  immer  zuerst 
daven  zu  überzeugen,  ob  sich  die  erforderliche  Wassermenge  im  Kessel  befindet. 
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Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  muss  vor  allen  Dingen  das  fehlende  Wasser  mittelst  der  Pumpe 
oder  in  sonst  geeigneter  Weise  eingeführt  werden. 

Die  Erkennung  des  richtigen  Wasserstands  geschieht  mittelst  der  an  dem  Kessel  an- 
gebrachten Wasserstandsgläser,  Probirhähne  und.  Schwimmer  Der  Heizer  hat  sich  mit 
deren  Einrichtung  und  Prüfung , wie  auch  mit  ihrer  Wiederingangsetzung  nach  etwa  er- 
folgtem Unbrauchbarwerden  bekannt  zu  machen  und  sich  'darüber  dem  technischen  Be- 
amten gegenüber  auszuweisen  Kr  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Wasserstandsgläser  immer 
rein  und  klar  und  frei  von  Verstopfungen  sind  und  dass  die  Schwimmer  frei  spielen; 
Wasserstandsh&hne  hat  er  oft  spielen  zu  lassen  , überhaupt  alle  vorhandenen  Apparate  zu 
Beobachtung  des  Wassersunds  ohne  Ausnahme  gangfähig  zu  erhalten  und  in  angemessenen 
Zwischenräumen  zu  benutzen. 

2.  Beim  Anfeueru  Ist  die  Hitze  nur  allmälig  zu  steigern  , und  wenn  das  Feuer  gehörig 
im  Gange  ist.  das  Brennmaterial  i n regelmässigen  Zwischenräumen  und  in  mög- 
lichst gleichen  Mengen  auf  den  Kost  zu  bringen.  Die  Einbringung  zu  grosser  Brenn- 
stoffmengen auf  einmal  führt  sehr  leicht  Beschädigungen  des  Kessels  durch  Verbrennen 
und  durch  Entstehung  von  Blasen  herbei,  namentlich  an  den  Stellen , die  unmittelbar  über 
und  hinter  dem  Koste  liegen. 

Nach  dem  Anfeuern  hat  sich  der  Heizer  bald  zu  überzeugen,  ob  die  Sicherheits-Ventile 
in  gutem  Stande , namentlich  ohne  l Überlastung  sind , und  ob  die  Verbindung  zwischen 
Kessel  und  Manometer  offen  ist.  Mit  der  beginnenden  Dampfentwickelung , deren  Ein- 
tritt  das  Manometer  anzeigt,  hat  der  Heizer  die  Sicherheita-Ventile  zu  lüften,  um  zu  ermitteln, 
ob  dieselben  wirklich  spielen  und  nicht  angeklebt  sind.  Lassen  die  Sicherheits-Ventile  nach 
Hebung  der  Belastungs-Hebel  keinen  Dampf  abströmen,  so  sind  sie  angeklebt  und  müssen 
geöffnet  und  baldmöglichst  gereinigt  werden. 

Zuweilen  kommt  es  vor,  dass  ein  Ventil,  nachdem  es  geöffnet  worden,  nicht  wieder 
ganz  schliessen  will  und  selbst  unter  der  normalen  Spannung  Dampf  entweichen  lässt; 
genügt  es  dann  nicht,  wenn  man  kurze  Zeit  die  Hand  auf  das  Ventil  legt,  um  es  zu 
schliessen , so  Ist  dieses  Dampfentweichen  ein  Zeichen  , dass  das  Ventil  undicht  ist  und 
einer  Keparatur  bedarf.  Durch  Ueberlastung  darf  man  sich  in  keinem  Falle  helfen. 

8.  Nach  Eintritt  der  normalen  Dampfspannung  im  Kessel  und  während  der  regel- 
mässig fortgehenden  Abführung  des  Dampfes  hat  die  Beheizung  in  dem  Masse  au  erfolgen, 
dass  die  Dampfspannung  möglichst  unverändert  bleibt;  hierbei  ist  das  Mano- 
meter der  wahre  Führer  des  Heizers.  Er  hat  lebhafter  zu  heizen  , wenn  das  Manometer  zu 
faHen  beginnt,  minder  lebhaft,  wenn  es  im  Steigen  ist.  Die  stärkere  Anfachung  des  Feuers 
wird  durch  grössere  Oeffnung  des  Zugschiebers,  die  Minderung  durch  theilweisea  Ver- 
schliessen  desselben  herbeigeführt. 

Durch  Erhaltung  eines  lockeren,  schlackenfreien  Feuers  und  einer  mässigen  Höhe  der 
Brennstoffachichl  auf  dem  Koste  , durch  völlige  lieinhaltung  der  Kostfugen  und  durch  An- 
wendung lebhaften  Zuges  kann  die  grösste  erforderliche  Dampfmenge  erzeugt  werden. 

Die  Verminderung  der  Kauch-  und  Hussbildung  bei  Verwendung  von  Steinkohlen  kann 
ausser  durch  besondere  dazu  getroffene  Einrichtungen  auch  durch  verschiedene  einfache 
Mittel  erreicht  werden ; dahin  gehört  die  Einführung  kleiner  Brennstoffmengen  in  kurzen 
Zwischenräumen,  die  Zuführung  von  Luft  am  vorderen  Ende  des  Rostes  durch  kleine 
Oeffnungen  in  der  Feuerthüre  oder  durch  die  auf  eine  Länge  von  5 bis  " Zentimeter 
frei  gelassenen  Rostfugen  , endlich  durch  das  Verfahren,  vor  jeder  neuen  Beschickung  die 
Rostbedeckung  nach  der  hinteren  Rosthälfte  zusammenzuschieben  und  die  neue  Be- 
schickung immer  nur  auf  die  vordere  Kosthälfte  aufzuwerfen. 

Die  ökonomisch  vortheilhafteste  Verwendung  der  Kohlen  wird  aber  erreicht,  wenn 
dieselben  gleichmässig  über  den  ganzen  Rost  aufgeworfen  werden  und  dieser  an 
allen  Stellen  gleichförmig  damit  bedeckt  erhalten  wird;  auch  ist  anzurathen , vor  jedes- 
maliger Oeffnung  der  fieizthüre  eine  theilweise  Schliessung  des  Zugschiebers  zu  be- 
wirken. 

4 . Während  der  regelmässigen  1 lampferzeugung  ist  für  eine  g 1 e i c h f ö r m i ge  S p e i s u n g 
des  Kessels  mit  Wasser  zu  sorgen.  Die  Speisepumpe  wird  nur  dann  abgeatellt.  wenn  das 
Wasser  anfängt  seinen  höchsten  Stand  zu  erreichen ; sie  wird  aber  wieder  in  Betrieb  ge- 
setzt, wenn  das  Wasser  unter  den  mittleren  Stand  zu  sinken  beginnt. 

Während  jener  Zeiten,  in  denen  dem  Kessel  kein  Dampf  entnommen  wird,  z.  B. 
während  der  Mittagszeit , ist  das  Feuer  thunlichst  zu  vermindern  und  die  Zunahme 
der  Dampfspannung  durch  zeitweiliges  Speisen  des  Kessels  mit  Wasser  herabzustimmen 
Letzteres  ist  nicht  allein  ökonomisch  vortheilhaft , sondern  auch  in  Rücksicht  auf 
Sicherheit  unerlässlich,  denn  Explosionen  treten  am  häufigsten  bei  solchen  Stillstands- 
Perioden  ein,  wenn  die  Speisung  während  derselben  unterlassen  wird,  und  nicht  selten  hat 
■ich  der  Wasserstand  unvermerkt  bis  unter  die  zulässig  tiefste  Grenze  erniedrigt,  wenn 
irgend  welche  Undichtheiten,  z.  B.  am  Ausblasehahn,  an  den  Speiseventüen  etc.,  vor- 
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handen  waren.  Andererseits  ist  aber  bei  dieser  Nach  Speisung  auch  eine  Ueberfüliung  des 
Kessels  mit  Wasser  zu  vermeiden,  weil  daraus,  namentlich  wenn  die  Dämpfe  zum  Betriebe 
einer  Dampfmaschine  verbraucht  werden , leicht  Schäden  anderer  Art  entstehen  können. 

5.  Kommen  die  8peise-Apparate  eines  Kessels  wahrend  des  Betriebs  dergestalt  in 
Unordnung , dass  das  für  den  Kessel  erforderliche  Speisewasser  nicht  mehr  zugeführt 
werden  kann,  dann  ist  die  Beheizung  sofort  zu  unterbrechen  und  so  lange  auszusetzen,  bis 
dem  Fehler  abgeholfen  ist. 

Sollte  es  dem  Heizer  trotz  aller  Vorsicht  begegnen  , dass  der  Wasserspiegel  unter  den 
zulässig  tiefsten  Stand  herabsinkt,  so  ist  die  unterbrochene  Speisung  keinen  falls  wieder 
herzuatellen  , vielmehr  das  Feuer  sofort  vom  Koste  zu  entfernen  und  die  Dampfabführung 
zuerst  mittelst  der  Probirhähne  und  sodann  durch  langsames  Oeffnen  des  Dampf-Aus- 
blaseventils  oder  eines  Sicherheits-Ventils  zu  bewirken. 

Die  Unterlassung  dieser  Vorsichts-Massregel  ist  schon  oft  die  Ursache  von  Explosionen 
geworden,  denn  Kessel,  deren  Wandungen  infolge  Wassermangels  theilweise  überhitzt  sind, 
erzeugen  bei  jäher  Zuführung  von  Wasser  in  Kurzem  so  viel  Dampf  von  hoher  Spannung, 
dass  die  Festigkeit  des  Kessel- Materials  überschritten  werden  kann. 

8.  So  lange  ein  Dampfkessel  noch  Dampf  erzeugt , also  auch , so  lange  im  Falle  der 
Kichtabfiührung  des  Dampfes  die  Spannung  desselben  noch  im  Steigen  ist,  darf  der 
Heizer  seinenPosten  nicht  verlassen.  F.sist  ebenso  dem  Heizer  nicht  gestattet, 
eich  während  der  Frühstücks-,  Mittags-  und  Vesperzeit  vom  Kessel  zu  entfernen.  Anderen 
Arbeitern  darf  das  Kesselhaus  nicht  als  Durchgang  oder  gar  als  Aufenthaltsort  dienen. 
Auch  ist  es  unstatthaft,  wenn  der  Heizer  irgend  eine  seiner  Obliegenheiten  einem  anderen 
Arbeiter,  wenn  auch  nur  vorübergehend,  überträgt 

Der  Heizer  hat  dafür  zu  sorgen  , dass  das  Kesselhaus  frei  von  Dingen  bleibt , welche 
die  Arbeit  hindern  oder  die  Gefahr  einer  Explosion  oder  eines  Brandes  vermehren  könnten. 

I • Bei  eingemauerten  Kesseln  werden  gegen  das  Ende  der  Arbeitsxeit  die  aufgegebenen 
Brennstoffmengen  so  weit  vermindert,  dass  etien  nur  die  für  die  Verwendung  des  Dampfes 

fsrade  erforderliche  Dampfspannung  erhalten  bleibt;  auch  ist  es  rathsam , die  Kessel- 
emperatur  durch  Anstellung  der  Speisepumpe  herabzuziehen , damit  nach  8chlu*s  der 
Dampfabführung  der  Druck  im  Kessel  nicht  zu  hoch  ansteigt. 

8.  Mit  dem  Schlüsse  der  Arbeitszeit  reinigt  der  Heizer  den  Rost,  entfernt  Asche  und 
Schlacken  und  verschlicsst  den  Zugschieber,  sowie  die  Ofen-  und  Aschenfallthüren.  Er  hat 
nachzusehen,  dass  keine  brennbaren  Gegenstände  auf  dem  Kessel  liegen,  und  er  darf  seinen 
Platz  erst  dann  verlassen  . wenn  die  Dampfspannung  nur  noch  eine  sehr  geringe  Zunahme 
erfährt. 

ä.  In  angemessenen  Zwischenräumen  sind  alle  Dampfkessel  unter  Mitwirkung  des 
Heizers  von  Schlamm  und  Kesselstein , sowie  die  Kauchkanüle  von  Russ  und  Flugasche  zu 
reinigen.  Nächst  dem  Maschinisten , wenn  ein  solcher  vorhanden  ist , liegt  es  dem  Heizer 
ob,  bei  dieser  Gelegenheit  die  Wandungen  des  Kessels  innerlich  und  äusser- 
lich  genau  zu  besichtigen , nachzusehen,  ob  sich  Risse  oder  Schiefer  eingestellt 
haben,  oder  Rillen  und  Grübchen  im  Kesselbleche  vorhanden  sind  und  ob  dadurch  oder 
durch  Rost  merkliche  Verminderungen  der  Wanddicke  oder  vielleicht  gar  schon  Undicht- 
heiten derselben  eingetreten  sind.  Dieselbe  gewissenhafte  Besichtigung  hat  auch  bei  solchen 
Kesseln,  die  längere  oder  kürzere  Zeit  ausser  Benutzung  gewesen  sind,  und  zwar  unmittel- 
bar vor  deren  Wirderingangsetzung  zu  erfolgen.  Hierbei  kann  nicht  sorgfältig 
genug  verfahren  werden,  denn  eine  einzige  unbemerkt  gebliebene  schadhafte  Stelle 
kann  (Le  Ursache  zum  Explodiren  des  Kessels  werden. 

Die  bei  dieser  Untersuchung  des  Kessels  gemachten  Wahrnehmungen  sind  dem 
Kessel-Besitzer  oder  dem  die  Oberaufsicht  führenden  Techniker  nach  Befinden  mit  dem 
Anträge  auf  sofortige  Reparatur  genau  mitzutheilen. 

10.  Der  an  den  Wandungen  des  Kessels  abgelagerte  Kesselstein  ist  durch  Klopfen 
mit  einem  Hammer,  nicht  aber  mit  scharfen  Meisein,  sorgfältig  zu  entfernen.  Derselbe 
wirkt  insofern  schädlich,  ja  zerstörend  auf  den  Kessel  ein,  als  erden  Durchgang  der  Wärme 
durch  die  Kesselwand  verzögert , und  das  um  so  mehr , in  je  dickerer  Schicht  er  abgelagert 
iat.  Da*  von  der  Feuerluft  berührte  Kesselblech  wird  hierbei  sehr  heiss  , zuweilen  sogar 
glühend,  und  unterliegt  in  Folge  dessen  einer  sehr  schnellen  Abzehrung  durch  Verbrennen. 
Auch  sind  viele  Fälle  bekannt,  wo  durch  Ablösung  einzelner  Theile  der  Keszelzteinachicht 
plötzlich  vermehrte  Dampfbildung  und  Zerspringen  des  Kessels  eingetreten  ist.  Die  regel- 
mässige und  vollständige  Entfernung  des  Kesselsteins  liegt  daher  ebenso  im  Interesse  des 
Kessel-Besitzers,  wie  des  Kesselheizers,  und  es  sind  auch  alle  Mittel,  welche  erfahrungsgemäsa 
die  Ablagerung  festen  Kesselsteins  vermindern  oder  verhüten  und  deren  Auswahl  sich  nach 
der  Beschaffenheit  des  Speisewassers  zu  richten  hat , während  des  ganzen  Kesselbetriebs 


394 


Sachten.  Verhaltungsregeln  für  Heizer  von  Lokomobilen. 


gewissenhaft  und  regelmässig  anzuwenden  ; dahin  gehört  vor  Allem  ein  häufiges  Aus- 
bissen des  K esse  1 w a s ser  s , besonders  der  unteren  (bei  fetthaltigem  Speisewasser  der 
oberen  schlammigen  Schichten  desselben.  Bei  Anwendung  dieses  Mittels  ist  jedoch  die 
Vorsicht  zu  brauchen , dass  eine  vollständige  Entleerung  des  Kessels,  wenn  derselbe  ein- 
gemauert ist , nicht  früher  als  12  Stunden  nach  Schluss  der  Beheizung  und  auch  ein  theil- 
weises  Ausblasen  nie  bei  hellem  Feuer  auf  dem  Roste  bewirkt  werden  darf.  Die  gleiche 
Sorgfalt  hat  der  Heiter  in  Anwendung  derjenigen  Mittel  auszuüben . welche  bei  saurem 
und  fetthaltigem  Speisewasser  eine  Abzehrung  des  Kesselblechs  und  dadurch  eintretende 
Verminderung  der  Wanddicke  verhüten  sollen,  wohin  z.  B.  die  Einführung  kleiner 
Mengen  Soda  mit  dem  Speisewasser  gehört. 

Bei  der  Kesselreinigung  hat  sich  der  Heizer  zu  hüten , irgend  ein  Werkzeug,  einen 
Lappen,  Putzfiden  oder  dergleichen  im  Kessel  zurückzulassen,  da  solche  Gegenstände  die 
Ablagerung  des  Kesselsteins  und  das  Durchbrennen  des  Kessels  befördern. 


Grillige  Hr.2. 

Verhaltungsregeln 

für  die  Heizer  von  Lokomobilen. 

Ein  Heizer  für  Lokomobilen  muss  ein  nüchterner,  zuverlässiger,  aufmerksamer 
Mann  , womöglich  ein  gelernter  Maschinen-Schlosser  sein  und  vollständige  Kenntnita  von 
der  Einrichtung  und  gesammten  Bedienung  der  Lokomobilen  haben.  Er  ist  für  jeden 
durch  seine  Fahrlässigkeit  entstehenden  Schaden  verantwortlich  und  deshalb  verpflichtet,  die 
nachfolgenden  Verhaltungs-Regeln  gewissenhaft  zu  befolgen.  Darüber,  dass  er  diese  Ver- 
haltungs-Regeln kenne,  hat  er  sich  dem  technischen  Beamten  gegenüber  auszuweisen. 

1.  Die  Inbetriebnahme  einer  Lokomobile  ist  dem  Heizer  nur  dann  gestattet,  wenn  für 
dieselbe  das  im  5.  31  der  Verordnung  vum  6.  Juli  IST I . die  polizeiliche  Beaufsichtigung 
der  Dampfkessel  betreffend,  vorgeschriebene  Zertifikat,  welches  auf  Verlangen  den 
Gensd  armen  und  Orts-Polizei- Personen  vorgezeigt  werden  muss,  vorhanden  ist,  wenn  fern« 
seit  der  letzten  amtlichen  Festigkeits-Probe  keine  längere  Frist  als  zwei  JaHre  verfloss«» 
ist,  und  wenn  endlich  im  Fal  e einer  inzwischen  stattgefundenen  Reparatur  am  Kessel  die 
im  §.  12  der  allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampf- 
kesseln vorgeschriebene  erneute  Festigkeits- Probe  stattgefunden  hat. 

2.  Bei  Aufstellung  eine  Lokomobile  hat  der  Heizer  dafür  zu  sorgen , dass  dieselbe 
horizontal  steht  und  dass  ihre  Entfernung  von  öffentlichen  Strassen  und  Wegen,  sowie  von 
auf  fremden  Grundstücken  befindlichen  bewohnten  Gebäuden , anderen  Gebäuden  mit 
weicher  Dachung,  von  Getreidefeimen,  Heufeimen  und  anderen  Anhäufungen  leicht 
brennbarer  Stoffe,  den  im  j).  1 1 der  schon  genannten  Verordnung  enthaltenen  Vorschriften 
entspricht!  die'e  Entfernung  darf  nämlich  bei  Befeuerung  der  Lokomobile  mit  Steinkohlen 
oder  Koks  nicht  kleiner  als  12  Meter,  bei  Holz,  Braunkohlen  oder  Torf  nicht  kleiner  ala 
30  Meter  aeln.  In  Gebäuden , worin  leicht  entzündliche  Gegenstände  sich  befinden , als 
Scheunen,  Schuppen,  Magazinen  oder  dergleichen,  ist  die  Beheizung  oder  Ingangsetzung 
von  Lokomobilen  unstatthaft. 

3.  Vor  Beginn  der  Beheizung  einer  Lokomobile  hat  sich  der  Heizer  immer  zuerst  densn 
zu  überzeugen,  ob  sich  die  erforderliche  Wassermenge  im  Kessel  befindet.  Ist  dies  nicht 
der  Fall , so  muss  vor  allen  Dingen  das  fehlende  Wasser  eingeführt  werden.  Hienu  und 
zur  fortdauernden  Speisung  des  Kessel*  ist  nur  reines  Wasser  zu  verwenden. 

Hiernächst  hat  sich  der  Heizer  von  der  guten  Beschaffenheit  und  Gangfähigkeit  der 
Sicherheits-Ventile,  des  Manometers  und  der  Wasserstands-Zeigcr  zu  überzeugen.  Jede 
Ueberlastung  oder  sonstige  Erschwerung  d<!8  Spieles  der  Sicherheits- Ventile  ist  sorgfältig 
zu  verhüten. 

Während  des- Betriebs'ist  durch  rechtzeitige  An- und  Abstellung  der  Speisepumpe  der 
richtige  Wasserstand  möglichst  unveränderlich  zu  erhalten.  Der  Betrieb  ist  cinzusteller, 
wenn  die  Speisepumpe  den  Dienst  versagt  oder  wenn  kein  Vorrath  von  Speisewasser  zur 
Stelle  ist. 

4.  Die  Blasrohr-Mündung  darf  nicht  mehr  verengt  werden,  als  für  die  Anfachung  des 
Feuers  gerade  erforderlich  ist,  um  das  Austreiben  noch  brennbarer  Theile  des  Heizmaterials 
zu  verhüten. 

Bei  Beheizung  der  Lokomobile  mit  Steinkohlen  oder  Koks , bei  windstillem  Wetter 
und  Nicblvorhandentein  leicht  entzündlicher  Stoffe  in  der  Nähe  der  Lokomobile  kann  die 
Einlegung  eines  Funkenfingers  in  den  Schornstein  unterlassen  werden,  wenn  die  Blasrohr- 
mündung  die  vorbemerkte  Grösse  hat.  In  jedem  anderen  Falle  ist  aber  die  Anwendung 
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einet  solchen  unerlässlich  und  rwar  sollen  die  Matchen  desselben  nicht  über  8 Millimeter 
Weile  haben. 

Bei  stürmischem  Wetter  hat  der  Heiler  die  grösste  V'orsicht  anzuwenden  und  nach 
Befinden  den  Betrieb  der  Lokomobile  ganz  zu  unterbrechen. 

5.  Zur  Sicherung  gegen  Brandschaden  ist  es  unerlässlich , dass  sich  in  der  Nähe  der 
Lokomobile  ein  grösserer  Wasservorrath  befinde  Auch  im  Aschekasten  soll  eine  Wasser- 
schicht, in  welcher  die  durch  den  Rost  fallenden  glühenden  Brennstoffstückc  sich  ablöschen, 
immer  erhalten  oder,  wenn  dies  nicht  ausführbar  ist,  der  Boden  unter  der  Feuerbüchse 
durch  Aufgiessen  von  Wasser  angefeuchtet  werden. 

6.  Während  etwaiger  Stillstands- Perioden  der  Maschine  hat  der’ Heizer  besorgt  zu 
sein,  dass  nicht  die  Dampfspannung  erheblich  den  zulässig  grössten  Betriebs-Ueberaruck 
übersteige ; es  ist  in  allen  Fällen  rathsam , während  solcher  Perioden  die  Speisung  des 
Kessels  m kurzen  Zwischenzeiten  zu  bewirken  und  hierzu  nöthigenfalls,  wenn  der  Waaser- 
stand zu  hoch  zu  werden  beginnt,  den  Ausblasehahn  zu  brauchen. 

Aus  Rücksicht  auf  die  Schonung  und  F.rhaltung  des  Kessels  ist  es  in  allen  Fällen 
rathsamer,  eine  Verminderung  der  Dampferzeugung  durch  Oeffnung  der  Rauchkammer- 
Thür«,  als  durch  Oeffnung  der  Feuerungs-Thüre  zu  bewirken. 

7.  Nach  Beendigung  des  Gebrauchs  der  Lokomobile  darf  der  Heizer  das  Feuer  nicht 
herausziehen,  sondern  hat  dasselbe  in  anderer,  jede  Gefahr  ausschliessender  Weise  voll- 
ständig zu  tilgen , ehe  er  sich  entfernen  oder  die  Lokomobile  an  ihren  Aufbewahrungs-Ort 
bringen  darf.  Letzterer  muss  ein  feuersicherer,  von  brennbaren  Gegenständen  freier  Raum 
sein  ; wenn  ein  solcher  nicht  vorhanden  ist , so  muss  die  Lokomobile  bis  nach  vollständig 
eingetretener  Abkühlung  an  der  Betriebsstelle  unter  gehöriger  Bewachung  verbleiben. 


ficilngt  Hr.  3. 

Verhaltungaregeln 

für  Maschinenführer  auf  Dampfbooten. 

Als  Maschinen-Führer  wird  üeijenige  betrachtet,  welcher  die  Betriebs-Maschine 
des  Schiffes  steuert  und  die  Beheizung  der  Kessel  zu  überwachen  hat. 

Die  Heizer  sind  dem  Maschinen:Führer  untergeordnet  und  haben  dessen  Anord- 
nungen Folge  zu  leisten.  Für  Fälle  plötzlicher  Dienst-Unfähigkeit  des  Maschinen-Führers 
muss  einer  der  Heizer  des  Dampfschiffs  die  Befähigung  besitzen , den  Maschinen-Führer 
vertreten  zu  können,  und  hat  (fies  durch  Ablesung  der  im  §.  100  der  Verordnung  vom 
2.  Januar  186-4,  die  ström-  und  schifffahrtspolizeilichen  Vorschriften  für  die  Schifffahrt  und 
Flösserei  auf  der  Elbe  betreffend  (Seite  27  des  Gesetz-  und  Verordnung«- Blattes  vom  Jahre 
1864’,  vorgeschriebenen  Prüfung  darzuthun. 

1.  Ein  Maschinen-Führer  muss  durchaus  nüchtern,  besonnen  und  frei  von  jedem  Fehler 
»ein,  welcher  seine  Aufmerksamkeit  auf  die  Sicherheit  des  Schiffes  und  der  Passagiere 
beeinträchtigen  könnte:  er  muss  fähig  sein  und  ist  verpflichtet,  für  den  guten  Zustand  und 
die  richtige  Behandlung  der  Maschine  zu  sorgen  . und  ist  dem  Bootsmeister  oder  Kapitän 
insofern  untergeordnet,  als  er  dieselbe  nur  nach  dessen  Vorschrift  steuern  darf. 

2.  Der  Maschinen-Führer  hat  sich  früh  genug  vor  der  Abfahrt  an  Bord  zu  begeben, 
um  die  Anfeuerung  des  Kessels  selbst  leiten  zu  können ; er  hat  sich  vor  allen  Dingen  davon 
zu  überzeugen,  ob  das  Wasser  im  Kessel  die  erforderliche  Höhe  einnimmt,  darf  sich  hier- 
bei nicht  allein  auf  die  Wasserstandsgläser  verlassen , sondern  hat  auch  die  Probirhähne 
zu  öffnen.  Sollte  das  Wasser  zu  tief  gesunken  sein,  so  hat  er  vor  Beginn  der  Beheizung  die 
Nachspeisung  mit  der  Handdruckpumpe  ausführen  zu  lassen. 

Hiernäenst  liegt  es  dem  Maschinen-Führer  ob,  sich  von  der  diensttüchtigen  Beschaffen- 
heit der  Sicherheits-Ventile  und  Manometer  zu  überzeugen  und  dasjenige  zu  beseitigen, 
was  die  Gangbarkeit  beider  beeinträchtigen  könnte. 

Ingleichen  hat  der  Maschinen-Führer  die  Maschine  und  die  Ruderräder  sorgfältig  zu 
besichtigen,  etwaige  Schäden  abzustellen  und  alle  Lager,  Stopfbüchsen  und  Kolben 
zu  ölen. 

Nach  Eintritt  des  Dampfes  hat  er  die  Maschine  anzuwärmen  und  auszublasen,  über- 
haupt in  den  Stand  zu  bringen,  welcher  zur  Ingangsetzung  erforderlich  ist. 

8,  Während  das  Boot  in  Bewegung  ist,  soll  die  Führung  des  Feuers  dergestalt  erfolgen, 
dass  immer  nur  die  erforderliche  Dampfmenge  erzeugt  wird,  also  ein  Abblasen  des  Dampfes 
durch  die  Sicherheits-Ventile  nicht  eintritt ; hierzu  ist  eine  fortdauernde  Beobachtung 
des  Manometer-Standes  erforderlich.  Vor  dem  Anlegen  des  Bootes,  überhaupt  vor  zeit- 
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welliger  Aussergangsetzung  der  Maschine  sind  die  Luftklappen  des  Kesselraums  zu  schlieasen 
und  nat  durch  Speisung  des  Kessels  eine  Herabstimmung  der  Dampfspannung  su  er- 
folgen. 

Während  der  Beheizung  der  Kessel  hat  sich  der  Maschinen-Führer  in  angemessenen 
kurzen  Zwischenzeiten  vom  richtigen  Stande  des  Wassers  im  Kessel  zu  überzeugen  , zu 
diesem  Ende  die  Probirhähne  öfters  spielen  zu  lassen  undi  die  Wasserstandsgläser  im 
Auge  zu  behalten  und  zeitweilig  auszublaseu.  Ersieht  sich  hierbei,  dass  die  Speisepumpe 
nicht  in  Ordnung  ist , so  muss  bis  zu  deren  Wiederherstellung  die  Speisung  aes  Kessel« 
mittelst  der  Handdruckpumpe  erfolgen.  Im  Falle  aber  auch  diese  sich  als  unzureichend 
erweisen  oder  ungangbar  «erden  sollte,  hat  der  Maschinen-Führer  den  Bootsmeister  oder 
Kapitän  hiervon  in  Kenntniss  zu  setzen  und  schleunigst  das  Feuer  von  den  Rosten  zu 
entfernen. 

4.  Sollte  trotz  aller  Vorsicht,  z.  B.  in  Folge  von  plötzlichen  Undichtbeiten  an  den 
Speiseventilen,  am  Ausblasehahn  oder  am  Kessel  selbst,  der  Fall  eintreten,  dass  der 
Wasserspiegel  unter  den  niedrigsten  zulässigen  Wasserstand  herabgesunken  ist,  so  ist  die 
Speisung,  wenn  solche  im  Oangc  war,  sogleich  zu  unterbrechen  und  keinenfalls  wieder 
herzustellen,  vielmehr  sofort  das  Feuer  von  den  Rosten  zu  entfernen.  Die  Fortbetreibung 
der  Maschine,  soweit  der  vorhandene  Dampf  reicht,  ist  hierbei  anzurathen. 

6.  Mit  dem  Schlüsse  der  täglichen  Fahrzeit  hat  der  Maschinen-Führer  das  Feuer  von 
den  Rosten  zu  entfernen,  diese  und  die  Aschcnfiille  reinigen  und  den  Kessel  mit  der  Hand- 
druckpumpe reichlich  mit  Wasser  versehen  zu  lassen.  Der  Maschinen-Führer  hat  ferner 
die  Reinigung  der  Maschine  und  die  Verdichtung  der  Stopfbüchsen  zu  besorgen,  auch  sich 
von  der  Beschaffenheit  der  Ruderräder  und  der  Schaufeln  in  denselben  zu  überzeugen. 
Audi  für  die  Herbeischaffung  des  Brennmaterials , sowie  von  Oel , Talg , Hanf  und  der- 
gleichen , hat  derselbe  zu  dieser  Zeit  besorgt  zu  sein. 

6.  Das  im  Kessel  befindliche  Wasser  ist  wöchentlich  mindestens  zweimal,  bei  trübem 
Fahrwasser  noch  öfter,  mit  geringer  Dampfspannung  auszublaseu 

Ferner  ist  jeder  Kessel  mindestens  nach  je  dreimonatlicher  Benutzung  kalt  zu  legen, 
zu  öffnen,  zu  befahren,  von  Schlamm  und  etwa  angesetztem  Kesselsteine  thunlichst  zu  be- 
freien und  auch  gründlich  dahin  zu  untersuchen,  ob  sich  Risse,  Blasen  oder  sonstige 
Mängel  vorfinden. 

7.  Eingetretene  oder  in  Aussicht  stehende  Schäden  eines  Dampfkessels , eines  Arma- 
turstücks an  demselben  oder  eines  Maschinenteils  hat  der  Maschinen-Führer , daferr. 
solche  Schäden  den  Fortbetrieb  des  Kessels  und  der  Maschine  zunächst  nicht  bedenklich 
erscheinen  lassen,  dem  Bootsmeister  und  dem  Schiffseigner  anzuzeigen,  und  die  Reparatur 
oder  Ergänzung  zu  beantragen.  In  dem  Falle . wenn  vom  Besitzer  des  Dampfschiff*  eine 
solche  Reparatur  oder  Ergänzung  abgelehnt  wird,  trägt  der  Maschinen-Führer  keine  ferner- 
weite  Verantwortlichkeit. 

Wenn  an  Kessel  oder  Maschine  Schäden  von  solcher  Art  entstehen,  dass  aus  der  Fort- 
hetreibung  der  Maschine  Gefahr  erwachsen  könnte,  so  ist  der  Maschinen-Führer  verpflichtet, 
die  Betriebs-Einstellung  des  Bootes  vom  Kapitän  zu  fordern,  und  in  ganz  dringenden  Fällen 
berechtigt,  Kessel  und  Maschine  ausser  Betrieb  zu  setzen , auch  ohne  die  Zustimmung  des 
Kapitäns  vorher  eingeholt  zu  haben. 

8.  Nach  Beendigung  der  jährlichen  Fahrten  ist  jeder  Dampfkessel  sorgfältig  zu  reinigen 
und  auf  seine  Bescnaffenheit  genau  zu  untersuchen ; dasselbe  hat  mit  der  gesammten 
Kessel-Armatur  zu  geschehen  und  es  sind  alte  wahrgenommenen  Schäden  durch  hierzu  be- 
fähigte Personen  zu  repariren,  unbrauchbar  gewordene  Armaturstücke  aber  zu  erneuern. 
Ebenso  ist  die  Maschine  genau  zu  untersuchen  und  eingetretene  Abnutzungen  an  Kolben, 
Kolbenstangen,  Dampfschieberu,  Klappen.  Stopfbüchsen  u.  s w.  sind  zu  beseitigen. 

Bei  allen  diesen  Arbeiten  haben  die  Maschinen-Führer  und  der  zu  dessen  Stellver- 
treter desienirte  Heizer  thunlichst  mitzuwirken , damit  dieselben  eine  genaue  Kenntniss 
von  dem  Masse  der  Dienstf&higkcit  der  Maschine  und  der  Kessel  erlangen. 

9.  Alljährlich  vor  Beginn  der  Fahrten  findet  in  Gemässheit  der  schon  erwähnten  Ver- 
ordnung vom  2.  Januar  1 804  eine  Festigkeits-Probe  des  Kessels,  eine  amtliche  Revision 
desselben  und  der  Maschine  , sowie  eine  Probefahrt  statt.  Alle  hierzu  erforderlichen  Vor- 
kehrungen hat  der  Maschinen-Führer  mit  Sorgfalt  zu  bewirken.  Auch  ist  derselbe  ver- 
pflichtet, die  vom  technischen  Beamten  hierbei  und  bei  jeder  anderen  Revision  an  ihn 
gestellten  Fragen  über  das  Verhalten  der  Kessel  und  über  deren  Zustand , wie  er  sich  bei 
den  nach  §§.  < und  9 bewirkten  Untersuchungen  herausgestellt  hat,  gewissenhaft  und  der 
"Wahrheit  getreu  zu  beantworten. 
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Beilage  Ur.4. 

Zertifikat  fUr  stationäre  Damplkessel. 

Zertifikat  Nr.  . . für  den  stationären  Dampfkessel  . . . 
des  Inspektions-Bezirks  . . . 

ln  Gemässheil  der  Verordnung  vom  6.  Juli  1871  ist  nach  vorgenommener  Kesselprobe 
und  abgehaltener  Lokal-Kevieion  r 

die  Krlaubniss  aum  Betriebe  dieses  Dampfkessels  ertheilt  worden,  welcher  bestimmt  ist 
Das  Kessel-Material  ist 

die  Form,  die  Dimensionen  und  die  Wandstärken  sind  folgende: 
die  Heizfläche  beträgt 

der  Kessel  ist  probirt  für und  gestempelt  zur  Benutzung  für  . . . Atmosphären  Be- 

triebs-Ueberdruck. 

Von  Sicherheits-Apparaten  sind  am  Kessel  angebracht: 

Sicherheits-Ventil  nachstehender  Dimensionen  und  Belastung 

Lichter  Durchmesser  = • 

Durchmesser  der  Dampfdruckfläche  = 

Breite  der  Verschlussfläche  = 

Hebellangen  = 

Belastungs-Gewicht  = entsprechend  einer  Belastung  von 

Atmosphären  Ueberdruck. 

Zwei  Wasserstands-Zeiger,  bestehend  in 

Ein Manometer. 

Die  Speisung  des  Kessels  geschieht  durch 

Das  Niveau  des  tiefsten  zulässigen  Wasserstands  ist  vorschriftsmässig  aussen  ange- 
zeichnet. ° 

Der  Kessel  ist  aufgeatellt  in 

Der  Besitzer  ist  den  allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von 
Dampfkesseln  vom  2!».  Mai  1871  und  den  Vorschriften  der  Verordnung  vom  6.  Juli  1871 
unterworfen. 

den 18  . . 

Die  Ortsbau-Polizeibehörde.  Der  technische  Beamte. 


Revisions-Bemerkungen. 


Zertifikat  Nr 

filr  den  Lokomobil-Kessel  Nr.  ...  des 
Inspektions-Bezirks  .... 
Derselbe  ist  im  Jahre angefertigt  von 


flrilagt  Pr.  5. 


probirt  mit  ...  . Atmosphären  und  gestempelt  zur  Benutzung  für  ...  . Atmosphären 
Ueberdruck  am in und  bestimmt  zu 

Des  Kessels  Material  ist 

die  Form,  die  Dimensionen  und  die  Wandstärken  des  Kessels  sind  folgende: 
die  Heizfläche  beträgt : 

An  Sicherheits- Apparaten  sind  angebraoht: 

......  Sicherheits-Ventil  nachstehender  Dimensionen  und  Belastung 

Lichter  Durchmesser  = 

Durchmesser  der  Dampfdruckfläche  = 

Breite  der  Verschlussfläche  = 

Hebellängen  = 

Belastungs-Gewicht  = entsprechend  einer  Belastung  von 

Atmosphären  Ueberdruck. 
zwei  Wasaerstands-Zeiger,  bestehend  in 
ein Manometer. 

Die  Speisung  des  Kessels  geschieht  durch 
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B.ül.  i.  Braunschweig.  Verordnung  v.  11.  Juni  l'T.I. 


{§.  1—3. 


Wer  einen  lokomobilen  Dimpfkessel  bleibend  oder  vorübergehend  in  Betrieb  nimmt, 
hat  den  allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln 
vom  29.  Mai  1971  und  den  Vorschriften  der  Verordnung  vom  t».  Juli  1971  nachzugehen  und 
der  zuständigen  Orts-Polizeibehörde,  sowie  dem  technischen  Beamten  des  Bezirks  den 
jedesmaligen  Betriebsort  der  Lokomobile  sofort  anzuzeigen. 

den 18  . . 


Der  technische  Beamte 


Revisions-Bemerkungen. 


d.  für  Braunachwelg : 

Beilage  Kr  5 

Verordnung, 

das  Verfahren  bei  der  Genehmigung  von  Dampfkesseln  bis  zur  Inbetriebnahme 
derselben,  betreffend. 

d.  d.  Braunschweig,  den  1t.  Juni  1873. 

Von  Gottes  Gnaden,  Wir,  Wilhelm,  Herzog  zu  Braunschweig  und  Lüneburg  etc. 
ctc.  etc.  verordnen  zur  Ausführung  der  in  §§.  24  und  25  der  Gewerbe-Ordnung  für  den 
Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  18t>9  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Anlegung 
von  Dampfkesseln,  unter  Aufhebung  der  Instruktion  vom  17.  März  1859  und  der  im  Ab- 
schnitte IV.  B.  der  Anweisung  vom  21.  September  18U9  zur  Ausführung  der  Bundes- 
Gewerbe-Ordnung  enthaltenen  Vorschriften,  was  folgt : 

Erforderlichkeit  der  Genehmigung. 

1.  Zur  Anlegung  von  Dampfkesseln,  mögen  dieselben  eine  feste  Aufstellung  be- 
kommen oder  nicht,  bedarf  es  einer  polizeilichen  Genehmigung,  die  unter  Einreichung 
der  erforderlichen  Zeichnungen  und  Beschreibungen  zu  beantragen  izt. 

Soll  eine  bestehende  Dampfkessel-Anlage  — sei  es  der  Lage  oder  Beschaffenhat 
nach  — wesentlich  verändert,  oder  soll  einem  lokomobilen  Dampfkessel,  der  als  solcher 
konzessionirt  war,  eine  feste  Aufstellung  gegeben  werden,  so  ist  dazu  eine  neue  Geneh- 
migung erforderlich. 

Die  auf  Grund  der  eingereichten  Zeichnungen  und  Beschreibungen  ertheilte  Geneh- 
migung einer  Dampfkessel-Anlage  schliesat  die  Genehmigung  zum  Betriebe  derselben  nur 
bedingungsweise  in  sich  ein  und  wird  in  dieser  Beziehung  erst  zu  einer  definitiven,  nach- 
dem die  erforderlichen  Untersuchungen  vorgenommen  sind,  und  sich  dabei  eine  vorschrifts- 
mässige  Ausführung  der  Anlage  ergeben  hat. 

Wird  an  einer  bestehenden  Dampfkessel-Anlage  — sei  es  am  Kessel  selbst,  an  seiner 
Einmauerung  oder  Ausrüstung  — eine  Reparatur  oder  Erneuerung  wesentlicher  Art  vor- 
genommen, so  bedarf  es  einer  Genehmigung  zur  Wiederaufnahme  des  Betriebes. 

Bei  beweglichen  Dampfkesseln,  die  in  einem  anderen  Staate  des  Deutschen  Reiches 
zum  Betriebe  Konzessionirt  sind  und  nur  vorübergehend  auf  diesseitigem  Gebiete  in  Betrieb 
kommen  sollen,  ist  eine  diesseitige  Genehmigung  nicht  erforderlich. 

Zuständige  Behörden. 

$•  2.  Die  Anträge  auf  Ertheilung  der  Genehmigung  Bind  bei  der  betreffenden  Her- 
zoglichen Kreis-Direktion,  für  I)ampfke*«el-Anlagen  in  der  Stadt  Braunschweig  und  für 
die  Lokomotiv-Kessel  der  Braunschweigischen  Eisenbahn-Gesellschaft  bei  der  Herzog- 
lichen Polizei-Direktion  daselbst  anzubringen. 

Erforderliche  Zeichnungen  und  Beschreibungen. 

3.  Dem  Anträge  auf  Genehmigung  einer  Dampfkessel-Anlage  sind  in  doppelter 
Ausfertigung  beizufügen 

1.  eine  Zeichnung  des  Dampfkessels,  aus  welcher  die  Konstruktion  desselben,  die  An- 
ordnung der  Feuerung,  die  Einrichtung  der  Wasserstands-Apparate,  ihre  Lage  gegen 
die  Feuerzüge  und  Verbindung  mit  dem  Kessel  zu  ersehen,  auch  die  Grösse  der  Feuer- 
berührten Kesselfläche  zu  berechnen  ist, 

2,  eine  Beschreibung,  welche  den  Zweck  der  Anlage,  die  Dimensionen  des  Kessels,  da« 
Material  und  die  Stärke  der  Wandungen,  die  Art  der  Zusammensetzung,  den  beab- 
sichtigten höchsten  Dampfdruck,  die  Hinrichtung  der  Feuerung,  die  Grösse  der  Rost- 
fläche und  der  feuerberührten  Kesselfläche,  die  Weite  und  Höhe  des  Schornsteins,  die 
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Dimensionen  der  Sicherheit«- V'entile  und  ihre  Belastung,  die  Beschaffenheit  der  Speise- 

Vorrichtungen,  Wasserstands-Zeiger  und  Manometer,  sowie  die  Kraft  und  Art  der 

Dampfmaschine  angiebt, 

ausserdem,  wenn  es  sich  um  die  feste  Aufstellung  eines  Dampfkessels  handelt, 

3.  ein  Situations-Plan,  welcher  die  an  den  Ort  der  Aufstellung  des  Kessels  stossenden 

Grundstücke  umfasst, 

4.  ein  Bauriss,  aus  welchem  sich  die  Aufstellung  der  Maschine,  des  Kessels  und  des 

Schornsteins  gen  tu  erpicht ; den  Umständen  nach  kann  hierzu  ein  einfacher  Grundriss 

und  eine  I.&ngenansicnt  oder  ein  Durchschnitt  genügen. 

Für  die  Zeichnungen  ist  ein  Massstab  zu  wählen,  welcher  eine  deutliche  Anschauung 
gewährt;  der  Maasstah  ist  stet«  auf  die  Zeichnungen  einzutragen. 

Die  Zeichnungen  und  Beschreibungen  sind  von  demjenigen,  welcher  sie  gefertigt  hat, 
und  dem  Unternehmer  zu  vollziehen. 

Handelt  es  sich  um  die  Veränderung  einer  bestehenden  Dampfkessel- Anlage,  so  hängt 
es  von  den  besonderen  Umständen  ab,  welche  von  den  vorstehend  aufgeführten  Zeichnun- 
gen etc.  dem  Anträge  beizufügen  sind. 

Prüfung  des  Antrages.  Genehmigungs-Urkunde. 

§.  4.  Die  Behörde,  bei  welcher  der  Antrag  eingereicht  ist,  hat  die  Zulässigkeit  der  An- 
lage nach  den  bestehenden  Vorschriften,  insbesondere  nach  den  vom  Bundes-Rathe  über 
die  Anlegung  von  Dampfkesseln  erlassenen  Bestimmungen,  unter  Zuziehung  des  hierzu 
bestimmten  technischen  Beamten  ’§.  8),  welcher  die  Vornahme  der  Prüfung  auf  den  ihm 
zuzustellenden  Zeichnungen  und  Beschreibungen  zu  bescheinigen , auch  ein  motivirtes 
Gutachten  darüber  abzugehen  hat,  zu  prüfen,  die  vollständige  Instruktion  der  Sache  zu 
besorgen  und  sodann  die  Verhandlungen  der  kollegialen  Gewerbe-Behörde  vorzulegen, 
welche  über  den  Antrag  entscheidet. 

Wird  die  Genehmigung  nach  dem  Anträge  des  Unternehmers  ohne  Einschränkungen 
ertheilt,  so  fertigt  die  Gewerbe-Behörde  ohne  Weiteres  die  Genehmigungs-Urkunde  aus; 
andernfalls  erlässt  sie  zunächst  einen  schriftlichen  Bescheid  an  den  Unternehmer. 

Die  betreffenden  Behörden  haben  binnen  14  Togen  über  die  bei  ihnen  gestellten  An- 
träge Verfügung  abzugeben. 

Dem  Unternehmer  steht  das  Recht  zu,  innerhalb  14  Tagen  nach  Empfang  des  Be- 
scheides Rekurs  an  Herzogliches  Staats-Ministerium  zu  verfolgen,  oder  zunächst  auf  münd- 
liche Verhandlung  der  Sache  vor  der  kollegialen  Gewerbe-Behörde  anzutragen,  in  welchem 
letzteren  Falle  das  mündliche  Verfahren  nach  Massgobe  des  §.  21,  Nr.  2 der  Bundes-Qe- 
werbe-Ordnung  »tattfindet. 

In  der  Genehmigungs-Urkunde  sind  alle  Bedingungen,  unter  welchen  die  Dampfkessel- 
Anlage  genehmigt  worden  ist,  aufzuführen,  und  die  vom  Unternehmer  eingereichten,  dem 
Verfahren  zu  Grunde  gelegten  Beschreibungen.  Zeichnungen  und  Pläne,  von  denen  ein 
Exemplar  zurückgegeben  wird,  bestimmt  zu  bezeichnen. 

Bei  beweglichen  Dampfkesseln  kann  unter  Umständen,  wenn  die  erforderlichen  Unter- 
suchungen bereit«  vorgenommen  sind,  und  genügende  Bescheinigungen  darüber  mit  den 
Zeichnungen  und  Beschreibungen  beigebracht  werden  (§.  71,  in  der  Genehmigungs-Urkunde 
die  definitive  Genehmigung  zur  Inbetriebnahme  des  Kessels  mit  ausgesprochen  werden. 

In  allen  anderen  Fällen  ist  die  Genehmigung  zur  Aufstallung  des  Dampfkessels  und 
zum  Betriebe  desselben  mit  dem  beantragten  Dampfdrücke  in  der  Regel  an  die  Bedingun- 
gen zu  knüpfen,  dass  bei  der  Ausführung  der  Kessel- Anlage  die  vom  Bundes-Rathe  über 
die  Anlegung  von  Dampfkesseln  erlassenen  Bestimmungen  in  allen  Punkten  beobachtet 
werden,  dass  der  Kessel  die  Wasserdruck-Probe  vorschriftsmässig  besteht  und  nicht  eher 
in  Betrieb  genommen  wird,  als  bis  über  die  konzessionsmässige  Ausführung  der  ganzen 
Anlage  eine  Revisions- Bescheinigung  ertheilt  ist. 

Prüfung  mit  Wasserdruck. 

j$.  5.  Nach  §.  11  der  vom  Bundes-Rathe  erlassenen  Bestimmungen  vom  29.  Mai  1871 
ist  jeder  neu  aufzustellende  Dampfkessel  nach  seiner  vollständigen  Zusammensetzung, 
jedoch  vor  der  Einmauerung  oder  Ummantelung,  einer  Prüfung  mit  Wasserdruckzu  unter- 
ziehen. Eine  solche  Druckprobe  ist,  nach  §.  12  jener  Bestimmungen,  auch  dann  vorzuneh- 
men. wenn  ein  Dampfkessel  eine  Reparatur  oder  Erneuerung  von  einem  dort  näher  ange- 
gebenen Umfange  erfahren  hat. 

Die  Prüfung  kann  in  der  Fabrik,  wo  der  Kessel  verfertigt,  resp.  reparirt  worden  ist, 
oder  an  dem  Aufstellungsorte  geschehen. 

Der  Antrag  auf  Vornahme  der  Prüfung  ist  an  die  betreffende  Behörde  (§.  J2  , oder  auch 
direkt  an  den  technischen  Beamten  (§.  8j  zu  richten,  welcher  dem  Anträge  thunlichst  binnen 
3 Tagen  zu  entsprechen  hat. 

I)er  Antragsteller  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Kessel  bei  Ankunft  des  Beamten  ganz 
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mit  Wasser  gefüllt,  überall  dicht  verschlossen  und  mit  einer  geeigneten  Druckpumpe  ver- 
bunden, auch  mit  einer,  die  Anbringung  des  amtlichen  Manometers  gestattenden  Einrich- 
tung versehen,  überhaupt  Alles  zur  sofortigen  Druckerzeugung  in  Bereitschaft  ist.  Auch 
müssen  die  vom  Beamten  etwa  geforderten  Vorbereitungen  zum  Messen  der  Form-Verän- 
derungen getroffen  sein,  und  es  muss  die  erforderliche  Arbeitshülfe  gestellt  werden. 

Die  Bescheinigung  über  den  Ausfall  der  Prüfung,  welche  die  Haupt-Dimensionen  und 
Blechstärken  des  Kessels,  auch  die  vollständigen  Angaben  der  am  Kessel  befindlichen 
Signatur  (Kesselmarke)  enthalten  muss,  hat  der  Beamte  doppelt  aussufeitigen  und  hat  eine 
Ausfertigung  der  Behörde,  die  andere  dem  Unternehmer  resp.  dem  Kessel-Fabrikanten 
zusustelfen. 

Ist  der  Kessel  durch  einen  dazu  berufenen  Beamten  eines  anderen  Staates  des  Deut- 
schen Reiches  der  Druckprobe  bereits  unterzogen  und  wird  eine  genügende  Bescheinigung 
darüber  beigebracht,  so  ist  eine  nochmalige  Prüfung  nicht  erforderlich. 

Revision  feststehender  Dampfkessel  vor  der  Inbetriebnahme. 

0.  Xach  vollendeter  Aufstellung  eines  Dampfkessels  muss  vor  der  Inbetriebnahme 
desselben  durch  eine  bei  der  zuständigen  Behörde  (§.  2;,  oder  auch  direkt  bei  dem  tech- 
nischen Beamten  (§.  6}  zu  beantragende,  von  Letzterem  tnuniiehst  3 Tage  nach  Empfang  der 
Anzeige  vorzunehmende  Revision  Testgestellt  werden,  ob  die  Ausführung  der  Kessel-Anlage 
in  allen  Beziehungen  den  Bestimmungen  der  ertheilten  Genehmigung  entspricht. 

Der  Antragsteller  hat  dafür  zu  Borgen,  dass  die  etwa  erforderlichen,  vom  Beamten  zu 
bestimmenden  Vorbereitungen  getroffen  sind,  hat  auch  die  nüthige  Arbeitshülfe  zu  stellen. 

Ergeben  sich  wesentliche  Mängel  oder  vorschriftswidrige  Einrichtungen,  so  hat  der 
Btamtc  nach  Beseitigung  derselben,  und  zwar  thunlichst  3 Tage  nach  Empfang  der  be- 
treffenden Anzeige  die  Revision  zu  wiederholen. 

Die  Bescheinigung  über  den  Befund  der  Revision,  welche  in  Betreff  der  Ausrüstung 
des  Kessels  die  nöthigen  Angaben  enthalten  muss,  um  daraus  die  Uebereinstimmunr  der 
Ausführung  mit  den  gesetzlichen  Vorschriften  in  allen  einzelnen  Punkten  bestimmt  ersehen, 
auch  später  an  den  Sicherheit*- Vorrichtungen  etwa  vorkommende  wesentliche  Aenderungen 
konstatiren  zu.  können,  hat  der  Beamte,  spätestens  8 Tage  nach  Vornahme  der  Revision, 
in  doppelter  Ausfertigung  der  Behörde  zu  übersenden,  welche  eine  Ausfertigung,  mit  dem 
Vermerke  der  definitiven  Genehmigung  zur  Inbetriebnahme  des  Kessels  versehen,  dem 
lluternehmer  zustellt. 

In  eiligen  Fällen  hat  der  Beamte  auch  dem  Kessel-Besitzer  sofort  nach  Vornahme  der 
Revision  eine  kurze  Bescheinigung  über  die  vorschriftsmässige  Ausführung  der  Kessel- 
Anlage  zu  ertheilen,  worauf  die  einstweilige  Inbetriebnahme  erfolgen  darf. 

Ist  an  einer  bestehenden  Dampfkessel-Anlage  eine  wesentliche  Aenderung,  Reparatur 
oder  Erneuerung  vorgenommen,  welche  eine  Revision  vor  der  W'ieder-Inbetriebnahme 
erforderlich  macht,  so  ist  in  derselben  Weise  zu  verfahren,  wie  bei  einem  neu  aufgeztellten 
Dampfkessel. 

Sollte  der  Beamte  bei  Ausführung  einer  Revision  Einrichtungen  an  der  Kessel- Anlage 
wahrnehmen,  welche,  ohne  gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen. zu  yerstossen,  in  irgend 
weicher  Beziehung  Bedenken  erregen,  so  hat  er  sich  darüber  in  der  Revisions-Bescheini- 
gung auszusprechen. 

Revision  beweglicher  Dampfkessel  vor  dor  Inbetriebnahme. 

§.  7.  Die  Revision  eines  beweglichen  Dampfkessels  kann  in  der  Fabrik,  wo  derselbe 
verfertigt  ist,  oder  an  einem  anderen  geeigneten  Orte  vorgenommen  werden. 

Befinden  sich  am  Kessel  Sicherheits- Ventile  mit  Feder-Belastung,  so  ist  eine  Druck- 
erzeugung erforderlich,  um  die  Richtigkeit  der  Belastung  zu  prüfen,  und  sind  daher  die 
im  §.  5 angegebenen  Vorbereitungen,  wie  bei  der  Prüfung  eines  Kessels  mit  Wasserdruck, 
zu  treffen.  Bei  Lokomobil-Kesseln  kann  diese  Druckerzeugung  unter  Umständen  durch 
eine  der  am  Kessel  befindlichen  Speisepumpen  bewirkt  werden. 

Auf  Verlangen  kann  übrigens  bei  beweglichen  Kesseln  die  Revision  mit  der  Druck- 
probe (§.  5)  zugleich  ausgeführt  werden.  In  diesem  Falle  müssen,  wenn  Sicherheits-Ventile 
mit  direkter  Feder-Belastung  vorhanden  sind,  auch  die  erforderlichen  Vorkehrungen 
zum  Verschüessen  dieser  Ventile  ohne  Ueberspannung  der  Federn  getroffen  werden, 

ln  Betreff  der  vom  Beamten  auszustellenden  Bescheinigungen  gelten  die  in  §§.  f>  und  6 
gegebenen  Vorschriften.  * 

Ist  der  Kessel  durch  einen  dazu  berufenen  Beamten  eines  andern  Staates  des  Deutschem 
Reiches  bereits  geprüft  und  revidirt,  und  es  werden  genügende  Bescheinigungen  darüber 
beigebraebt,  so  ist  eine  weitere  Prüfung  oder  Revision  eicht  erforderlich. 

Technische  Beamte. 

g.  8.  Die  technischen  Beamten,  denen  die  in  dieser  Verordnung  bezeichneten  Ge- 
schäfte obliegen,  werden  vom  Herzoglichen  Staats-Ministerium  bestimmt. 


Preuss.  Gesetz,  betr.  Betrieb  der  Dampfkessel. 


401 


Kosten. 

g.  9.  Die  Entschädigungen  für  Bemühungen  und  Unkosten,  welche  die  technischen 
Beamten  zu  liquidiren  haben,  werden  bis  auf  Weiteres  folgendermassen  festgesetzt: 

1.  Geb  ü h ren. 

u.  für  die  Prüfung  und  Begutachtung  eines  Antrages,  die  Errichtung  oder  Veränderung 
einer  Dampfkessel-Anlage  betreffend,  je  nach  dem  Umfange  der  Arbeit  2 bis  5 Thaler, 
b.  für  die,  gehörig  vorbereitete,  Prüfung  eines  Dampfkessels  mit  Wasserdruck  3 Thaler, 
c*  für  die  Revision  einer  Dampfkessel-Anlage  vor  der  Inbetriebnahme,  wenn  die  Anlage 
aus  Einem  Kessel  besteht,  5 Thaler,  wenn  sie  aus  mehreren  gleichen  Kesseln  besteht, 
die  zusammen  revidirt  werden,  5 Thaler  für  den  ersten  und  2 Thaler  für  jeden  folgen- 
den Kessel, 

d.  für  die  gleichzeitige  Prüfung  und  Revision  eines  beweglichen  Dampfkessels  6 Thaler. 
Die  Entschädigung  für  Abfassung  der  Bescheinigungen  ist  in  vorstehenden  Sätzen  mit 
einbegriffen  ; Kopialien  und  Porto  sind  nach  Auslage  zu  liquidiren. 

2.  Transportkosten  und  Diäten. 

An  Transportkosten  haben  die  Beamten  ihre  wirklichen  Auslagen,  an  Diäten  bei  ausser- 
halb des  Gebietes  ihres  Wohnorts  vorzunehmenden  Geschäften  haben  sie  2 Thaler  fürjeden 
Tag  und  1 Thaler  für  jede  Nacht  der  Reise  zu  liquidiren. 

Die  Beamten  liquidiren  die  Kosten,  falls  dieselben  nicht  direkt  an  sie  erstattet  werden, 
bei  der  betreffenden  Behörde  (§.  2),  welche  den  Betrag  vom  Kessel-Besitzer  resp.  Unter- 
nehmer einzieht. 

$•  10.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  August  d.  J.  in  Kraft,  und  haben  sich  Alle, 
die  es  angeht,  hiernach  zu  achten. 

Urkundlich  Unserer  Unterschrift  und  beigedruckten  Herzoglichen  Geheime- Kanzlei- 
Siegels. 

Braunschweig,  den  11.  Juni  1873. 

'L.  S.) 

Auf  Höchsten  Spezial -Befehl, 
v.  Campe.  W.  Schulz.  Zimmermann. 


Beilage  Kr,  6, 

Prenssen. 

Gesetz,  betreffend  den  Betrieb  der  Dampfkessel.  Vom  3.  Mai  1872. 

;Gesetz-Samml.  1872.  S.  515.) 

§•  1.  Die  Besitzer  von  Dampfkessel -An lagen  oder  die  an  ihrer  Statt  zur  Leitung  des 
Betriebes  bestellten  Vertreter,  sowie  die  mit  der  Bewartung  von  Dampfkesseln  beauf- 
tragten Arbeiter  sind  verpflichtet , dafür  Sorge  zu  tragen  . dass  während  des  Betriebes  die 
bei  Genehmigung  der  Anlage  oder  allgemein  vorgeschriebenen  Sicherheits- Vorrichtungen 
bestimraungsmäBsig  benutzt,  und  Kessel,  die  sich  nicht  in  gefahrlosem  Zustaude  befinden, 
nicht  im  Betriebe  erhalten  werden. 

§.  2.  Wer  den  ihm  nach  §.  1 obliegenden  Verpflichtungen  zuwiderhandelt,  verfällt 
in  eine  Geldstrafe  bis  zu  200  Thalern  oder  in  eine  Gefängniss-Strafe  von  3 Monaten. 

5.  3.  Die  Besitzer  von  Dampfkessel-Anlagen  sind  verpflichtet,  eine  amtliche  Revision 
des  Betriebes  durch  Sachverständige  zu  gestatten , die  zur  Untersuchung  der  Kessel 
benöthigten  Arbeitskräfte  und  Vorrichtungen  bereit  zu  stellen  und  die  Kosten  der  Revision 
zu  tragen. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Ausführung  dieser  Vorschrift  hat  der  Minister  für 
Handel , Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  zu  erlassen. 


Hierzu  ist  die  Ausführungs-Verordnung  vom  24.  Juni  1872  ergangen. 

(M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  183.) 

Auf  Grund  der  Vorschrift  im  §.  3 des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1872  , den  Betrieb  der 
Dampfkessel  betreffend , wird  Nachfolgendes  verordnet : 

$•  1.  Ein  jeder  im  Betriebe  befindliche  Dampfkessel  soll  von  Zeit  zu  Zeit  einer  techni- 
schen Untersuchung  unterliegen.  *) 


lj  Dieser  Untersuchung  unterliegen  auch  die  älteren  Dampfkessel-Anlagen,  welche  vor  ge- 
setzlicher Geltung  der  Konzessions-Pflicht  ansgeffihrt  sind:  bei  ihnen  hat  die  Untersnchnng  sich 
jedoch  darauf  zu  beschränken,  ob  die  Anlage  »ich  in  einem  gefahrlosen  Zustande  befindet. 

&ftich8-G»B«txa  m.  ErlinUr.  TU.  I.  Bd.  3.  o« 
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Es  bleibt  Vorbehalten,  Ausnahmen  hiervon  nachzulassen , insoweit  dies  im  Interesse 
der  öffentlichen  Sicherheit  unbedenklich  erscheint. 

ff.  2«  Die  technische  Untersuchung  hat  zum  Zweck,  den  Zustand  der  Kessel-Anlage 
überhaupt,  deren  Uebereinstimmung  mit  dem  Inhalt  der  Genehmigungs-Urkunde  und  die 
bcütinunungamässige  Benutzuhg  der  bei  Genehmigung  der  Anlage  oder  allgemein  vorge- 
schriebenen Sicherheits- Vorrichtungen  festzustellen. 

§.  3*  Die  Untersuchung  erfolgt  hinsichtlich  der  Dampfkessel  auf  Bergwerken,  Aufberei- 
tungs-Anstalten und  Salinen,  auf  welche  die  Vorschriften  des  allgemeinen  Berg-Gesetzes 
vom  24.  Juni  18ü5  Anwendung  finden,  durch  die  Berg  - Kevierbeamten , im  Uebrigen 
durch  die  von  von  der  zuständigen  Staats -Behörde  dazu  berufenen  Sachverständigen . 
Namen  und  Wohnort  derselben  wird,  unter  Bezeichnung  des  Bezirks,  auf  welchen  ihr 
Auftrag  sich  erstreckt , durch  das  Amts- Blatt  bekannt  gemacht. 

Bewegliche  Dampfkessel  gehören  zu  demjenigen  Bezirke,  in  welchem  ihr  Besitzer  oder 
dessen  Vertreter  wohnt,2)  Dampfschiffskessel  zu  demjenigen,  in  welchem  die  Schiffe 
überwintern,  oder  falls  dies  ausserhalb  des  Landes,geschieht  zu  demjenigen , in  welchem 
ihr  Haupt- Anlegeplatz  sich  befindet. 

§.  4«  Dampfkessel,  deren  Besitzer  Vereinen  angehören,  welche  eine  regelmässige  und 
sorgfältige  Ueberwachung  der  Kessel  vornehmen  lassen , können  mit  Genehmigung  des 
Ministers  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  von  der  amtlichen  Revision  befreit 
werden. 

Es  bedarf  einer  öffentlichen  Bekanntmachung  durch  das  Amts-Blatt,  wenn  einem  Ver- 
eine eine  solche  Vergünstigung  gewährt  oder  dieselbe  wieder  entzogen  ist.3) 

Ausnahmsweise  kann  auch  einzelnen  Dampfkessel- Besitzern  , welche  für  eine  regel- 
mässige Ueberwachung  ihrer  Dampfkessel  entsprechende  Einrichtungen  getroffen  haben, 
die  gleiche  Vergünstigung  zuTheil  werden.4) 

§•  5.  Die  vorgedachten  Vereine  haben  den  Königlichen  Regierungen  (resp.  Land- 
drosteien, Ober- Berg- Aemtern,  in  Berlin  dem  Königlichen  Polizei-Präsidium;  ein  Ver- 
zeichniss der  dem  Verein  angehürenden  Kessel -Besitzer  unter  Angabe  der  Anzahl  der  von 
denselben  in  dem  Bezirke  betriebenen  Kessel , sowie  eine  Uebersicht  aller  in  dem  Laufe 
des  Jahres  ausgeführten  Untersuchungen  , welche  zugleich  deren  Art  und  Ergebnis* 
ersehen  lässt,  am  Jahresschluss  einzureichen.  Sie  haben  ferner  von  jeder  Aufnahme  eine* 
Kessels  in  den  Verband  und  von  jedem  Ausscheiden  aus  demselben , dem  zur  amtlichen 
Untersuchung  der  Dampfkessel  in  dem  betreffenden  Bezirke  berufenen  Sachverständigen 
unverzüglich  Nachricht  zu  geben. 

Die  veröffentlichten  Jahres  - Berichte  sind  regelmässig  dem  Ministerium  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  vorzulegen. 

Die  Vorschriften  ira  ersten  Absätze  finden  auch  auf  einzelne  von  der  amüichen  Auf- 
sicht befreite  Kessel-Besitzer  (4.)  Anwendung. 

$•  6*  Die  amtliche  Untersuchung  der  Dampfkessel  ist  eine  äussere  und  eine  innere.  Jene 
findet  alle  zwei  Jahre,  diese  alle  sechs  Jahre  statt  und  ist  dann  mit  jener  zu  verbinden. 

§•7«  Die  äussere  Untersuchung  besteht  vornehmlich  in  einer  Prüfung  der  ganzen 
Betriebsweise  des  Kessels  ; eine  Unterbrechung  des  Betriebes  darf  dabei  nur  verlangt 
werden , wenn  Anzeichen  gefahrbringender  Mängel , deren  Dasein  und  Umfang  anders 
nicht  featgestellt  werden  kann,  sich  ergeben  haben. 

*)  Es  fehlt  in  P re  US  sen  eine  allgemeine  Bestimmung,  wonach  die  Besitzer  von  Lokomobilen 
verpflichtet  sind,  von  dem  Vorhandensein  derselben  eine  Anzeige  au  betreffender  Stelle  zu  er- 
statten, damit  die  periodische  Untersuchung  erfolgen  könne.  Vgl.  §.  33 4)  der  vorstehend  als  Bei- 
lage 4 mitgetheilten  Sächsischen  Verordnung  vom  6.  Juli  1871 ; so  wie  §.  1 der  als  Beilage  7 nnten 
folgenden  Polizei-Verordnung. 

3)  Ein  Beispiel  solcher  Bekanntmachung  folgt  nachstehend  : 

Unter  Bezugnahme  auf  das  Gesetz  vom  3.  Mai  1872,  den  Betrieb  der  Dampfkessel  betreffend, 
und  auf  den  §.  4 des  zur  Ausführung  desselben  erlassenen  Regulativs  vom  *24.  Juni  187*2,  be- 
stimme ich  hiermit,  dass  Dampfkessel,  deren  Besitzer  dem  „Schlesischen  Verein  zur  Prüfung  und 
Ueberwachung  von  Dampfkesseln  in  Breslau1*  als  ordentliche  Mitglieder  angeboren,  von  der  perio- 
dischen amtlichen  Untersuchung  befreit  bleiben. 

Berlin,  den  21.  April  1873. 

Der  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten. 

4)  Eine  solche  Vergünstigung  wird  u.  a.  den  Privat-Eisenbahn-Gesellschaften  gewährt.  Vgl. 
dleserhalb,  — sowie  wegen  der  periodischen  Untersuchung  der  stehenden  Dampfkessel  der  Staats- 
Eisenbahnen  : Min. -Verfüg,  vom  12.  Oktober  1872.  Min. -Bl.  d.  i.  V.  S.  268. 
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Die  Untersuchung  ist  vornehmlich  zu  richten  t 
auf  die  Vorrichtungen  zum  regelmässigen  Speisen  des  Kessels;  auf  die  Ausführung  und 
den  Zustand  der  Mittel , den  Normal  - Wasserstand  in  dem  Kessel  zu  allen  Zeiten  mit 

Sicherheit  beurtheilen  zu  können;  auf  die  Vorrichtungen,  welche  gestatten,  den  etwaigen 
Niederschlag  an  den  Kessel  wandungeu  zu  entdecken  und  den  Kessel  zu  reinigen;  auf  die 
Vorrichtungen  zum  Erkennen  der  Spannung  der  Dämpfe  im  Kessel;  auf  die  Ausführung 
und  den  Zustand  der  Mittel,  den  Dämpfen  einen  freien  Abzug  zu  gestatten,  wenn  die 
Normal-Spannung  überschritten  wird;  auf  die  Ausführung  und  den  Zustand  der  Feuerungs- 
Anlage  selbst , die  Mittel  zur  Regelung  und  Absperrung  des  Zutritt«  der  atmosphärischen 
Luft  und  zur  thunlichst  schnellen  Beseitigung  des  Feuers. 

Auch  ist  zu  prüfen,  ob  der  Kesselwärter  die  zur  Sicherheit  des  Betriebes  erforderlichen 
Vorrichtungen  kennt  und  anzuwenden  versteht. 

55.  Hm  Die  innere  Untersuchung  erstreckt  sich  auf  den  Zustand  der  Kessel-Anlage  über- 
haupt ; sie  umfasst  auch  die  Prüfung  der  Widerstandsfähigkeit  der  Kesselwände  und  des 
Kesaelaitinern.  Sie  ist  stets  mit  einerProbe  durch  Wasserdruck  nach  §.  11  der  allgemeinen 
Bestimmüngen  für  die  Anlage  von  Dampfkesseln  vom  20.  Mai  1*71  zu  verbinden.  Behufs 
ihrer  Ausführung  muss  der  Betrieb  des  Kessels  eingestellt  werden. 

Die  Untersuchung  ist  vornehmlich  zu  richten  : 
auf  die  Beschaffenheit  der  Kesselwandungen , Nieten  und  Anker  im  Aeussem  , wie  im 
Innern  des  Kessels,  sowie  der  Heiz-  und  Rauchrohre  und  der  Verbindungs-Stutzen,  wobei 
zu  ermitteln  ist , ob  die  Dauerhaftigkeit  dieser  Theile  durch  den  Gebrauch  gefährdet  ist 
und  die  nach  Art  der  Lokomotiv-Feuerröhren  eingesetzten  Rohren  nötigenfalls  heraus- 
zuziehen sind;  auf  das  Vorhandensein  und  die  Natur  des  Kesselsteins;  auf  den  Zustand 
der  Wasserleitungs-Röhren  und  der  Reinigungs-Oeffnungen ; auf  den  Zustand  der  Speise- 
und  Dampfventile;  auf  den  Zustand  der  Verbindung«- Röhren  zwischen  Kessel  und  Mano- 
meter resp.  Wasserstands-Zeigcr , sowie  der  übrigen  Sicherheits-Vorrichtungen ; auf  den 
Zustand  des  Rostes,  der  Feuerbrücke  und  der  Feuerzüge  ausserhalb  wie  innerhalb  des  Kessels. 

Die  Ummauerung  oder  Ummantelung  des  Letzteren  muss,  wenn  die  Untersuchung  sich 
durch  Befahrung  der  Züge  oder  auf  andere  einfache  Weise  nicht  zur  Genüge  bewirken  lässt, 
an  einzelnen  zu  untersuchenden  Stellen  oder  wenn  ea  sich  als  nothwendig  herausstellt, 
gänzlich  beseitigt  werden. 

0.  Werdep  bei  einer  Untersuchung  erhebliche  Unregelmässigkeiten  in  dem  Betriebe 
ermittelt , so  kann  nach  Ermessen  des  Beamten  in  dem  folgenden  Jahre  die  äussere  Unter- 
suchung wiederholt  werden. 

Hat  eine  Untersuchung  Mängel  ergehen,  welche  Gefahr  herbeiführen  können,  und 
wird  diesen  nicht  sofort  abgeholfen  , so  muss  nach  Ablauf  der  nach  Herstellung  des  vor- 
iichriftsm&ssigen  Zustandes  erforderlichen  Frist  die  Untersuchung  von  Neuem  vorgenommen 
werden. 

Beßndet  sich  der  Kessel  bei  der  Untersuchung  in  einem  Zustande,  welche  eine  unmit- 
telbare Gefahr  einschliesst , so  ist  die  Fortsetzung  des  Betriebes  bis  zur  Beseitigung  der 
Gefahr  zu  untersagen.  Vor  der  Wiederaufnahme  des  Betriebes  ist  in  diesem  Falle  die  ganze 
Untersuchung  zu  wiederholen,  und  der  vorschriftBmässige  Zustand  der  Anlage  festzustellen. 

§.  10.  Die  äussere  Untersuchung  erfolgt  ohne  vorherige  Benachrichtigung  des  Kessel- 
Besitzers. 

Von  der  bevorstehenden  inneren  Untersuchung  ist  der  Besitzer  mindestens  vier  Wochen 
vorher  zu  unterrichten  ; über  die  Wahl  des  Zeitpunktes  für  diese  Untersuchung  soll  der 
Sachverständige  sich  mit  dem  Besitzer  zu  verständigen  suchen , um  den  Betrieb  der  Anlage 
so  wenig  als  möglich  zu  beeinträchtigen. 

Bewegliche  Dampfkessel  sind  von  den  Besitzern  oder  deren  Vertretern  im  Laufe  des 
Revisions-Jahres  nach  ergangener  Aufforderung  an  einem  beliebigen  Orte  innerhalb  des 
Revisions-Bezirks  für  die  Untersuchung  bereit  zu  stellen.  * 

Durch  die  Untersuchung  der  Dampfschiffskessel  dürfen  die  Fahrten  der  Schiffe  nicht 
gestört  werden.  Die  innere  Untersuchung  von  Dampfschiffskesseln  ist  vor  dem  Beginn  der 
Fahrten  des  betreffenden  Jahres  zu  bewirken. 

Falls  ein  Kessel-Besitzer  der  Anforderung  des  zur  Untersuchung  berufenen  Beamten, 
den  Kessel  für  die  Untersuchung  bereit  zu  stellen,  nicht  entspricht,  so  ist  auf  Antrag  des 
Beamten  der  Betrieb  des  Kessels  bis  auf  Weiteres  polizeilich  still  zu  legen. 

Die  zur  Ausführung  der  Untersuchung  erforderliche  Arbeitshülfe  hat  der  Besitzer  des 
Kessels  dem  Beamten  auf  Verlangen  unentgeldlieh  zur  Verfügung  zu  stellen. 

§.  11.  Für  jeden  Kessel  hat  der  Kessel-Besitzer  ein  Revisions-Buch*}  zu  halten,  welches 


•)  Nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  entworfene  Formulare  zum  Daraplkessel-Hevisionsbuch 
sind  u.  a.  bei  Kortkampf  in  Berlin  erschienen. 
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bei  dem  Kessel  aufzubewahren  ist.  Dem  Buche  ist  die  nach  Maßgabe  der  Nr.  6 der  Anwei- 
sung zur  Ausführung  der  Oewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869  oder  der  früheren  ent- 
sprechenden Bestimmungen  ertheilte  Abnahme-Bescheinigung  anzuhängen. 

Der  Befund  der  Untersuchung  wird  in  dies  Revisions-Buch  eingetragen.  Abschrift  des 
Vermerks  übersendet  der  Sachverständige  der  Polizei-Behörde  des  Ortes , an  welchem  der 
Kessel  sich  befindet.  Diese  hat  für  die  Abstellung  der  festgestellten  Mängel  und  Unregel- 
mässigkeiten Sorge  zu  tragen. 

$.  12.  Der  Sachverständige  überreicht  am  Jahresschluss  der  Königlichen  Regierung 
(Landdrostei:  des  Bezirks,  in  Berlin  dem  Königlichen  Polizei-Präsidium,  eineNachweitung 
der  von  ihm  in  Laufe  des  Jahres  untersuchten  Dampfkessel , welche  den  Namen  des  Orts, 
an  welchem  der  Kessel  sich  befindet,  den  Namen  des  Kessel* Besitzers,  die  Bestimmung  des 
Kessels,  den  Tag  der  Revision  und  in  kurzen  Worten  den  Befund  derselben  ersehen  lässt. 

*.  13.  Kür  die  äussere  Untersuchung  eines  jeden  Dampfkessels  ist  eine  Gebühr  von 
5 Thalern  zu  entrichten.  Gehören  mehrere  Dampfkessel  zu  einer  gewerblichen  Anlage,  so 
ist  nur  für  die  Untersuchung  des  ersten  Kessels  der  volle  Sutz , für  jeden  folgenden  aber 
die  Hälfte  zu  entrichten  , wenn  die  Untersuchung  innerhalb  desselben  Jahres  erfolgt. 
Letzteres  hat  zu  geschehen,  sofern  erhebliche  Anstände  nicht  obwalten.  Ist  die  Unter- 
suchung zugleich  eine  innere , so  beträgt  die  Gebühr  in  allen  Fällen  Zehn  Thaler  für  jeden  j 
Kessel. 

14.  Bei  denjenigen  ausserordentlichen  Untersuchungen  (9.),  welche  ausserhalb  des 
Wohnorts  des  Sachverständigen  erfolgen , hat  dieser  auch  auf  die  bestimmungsmäßigen 
Tagegelder  und  Reisekosten  Anspruch. 

§.  15.  Gebühren  und  Kosten  (13.  14.)  werden  hei  der  Polizei-Behörde  des  Ortes,  wo 
die  Untersuchung  erfolgt  ist,  liquidirt,  durch  diese  festgesetzt  und  von  dem  Kessel- Besitzer 
eingezogen. 

a. 

Durch  Miniat. -Verfügung  vom  31.  Oktbr.  1872  sind  zu  vorstehender  Verordnung  fol- 
gende Zusätze  ergangen : 

1.  Zum  §.  3 , Abs.  2. 

Bewegliche  Dampfkessel,  welche  auf  Bergwerken,  Aufbereitungs- Anstalten  oder 
Salinen  verwendet  werden  , unterliegen  während  der  Dauer  dieser  Verwendung  der  perio- 
dischen Untersuchung  durch  die  zuständigen  Berg-Revierheamten. 

2.  Zu  §.  10,  Abs.  3. 

Bewegliche  Dampfkessel  auf  Bergwerken , Aufbereitungs-Anstalten  oder  »Salinen  sind 
von  den  Revierbeamten  auf  der  Betriebsstelle  zu  untersuchen. 

8.  Zu  §§.  II  und  12. 

Hinsichtlich  der  auf  Bergwerken  , Aufbereitungs-Anstalten  oder  Salinen  befindlichen 
Dampfkessel  hat  der  Berg- Revierbeamte  für  Beseitigung  der  festgestellten  Mängel  und 
Unregelmässigkeiten  zu  sorgen  ,§.  II)  und  die  Nachweisung  der  im  Laufe  des  Jahres  vor- 
genomracnen  Kessel-Untersuchungen  dem  Königlichen  Ober-Berg-Amt  einzureichen  (§.12). 

4«  Zu  §.  15. 

Die  Revisions-Gebühren  der  Revierbeamten  werden  auch  fernerhin  durch  Vermitt- 
lung des  Königlichen  Ober- Berg-Amts  eingezogen 

b. 

Die  Absicht,  die  Ausbreitung  und  Wirksamkeit  der  in  §§.  4 und  5 dieser  Ver- 
ordnung gedachten  Dampfkessel-Vereine  nach  Möglichkeit  zu  befördern,  ist  durch 
die  bisherige  Behandlung  dieser  Angelegenheit  auch  thatsächlich  bestätigt  worden.  Das 
Handels-Ministerium  hat  die  Gewährung  der  §.  1 vorgesehenen  Begünstigung  nur  an  solche 
Bedingungen  geknüpft  , welche  aus  sicherheitspolizeilichen  Gründen  unab- 
weisbar geboten  erscheinen.  Diese  Bedingungen  sind: 

1.  Die  Kessel  der  Mitglieder  des  Vereins  sind  der  Art  zu  untersuchen,  dass  eine  innerliche 
Revision  des  Kessels  mi  ndestens  alle  G Jahre  stattfindet. 

2.  Der  Ingenieur  hat  alle  dabei  entdeckten  Mängel,  mögen  diese  in  Unregelmässigkeiten 
des  Betriebes  oder  in  Fehlern  der  Konstruktion  oder  der  Armatur  des  Kessels  bestehen, 
dem  Vorstande  mitzutheilen  und  dieser,  sowie  der  Ingenieur  haben  auf  die  schleunige 
Abstellung  derselben  mit  Nachdruck  zu  dringen. 

3.  Wenn  sich  jedoch  der  Kessel  nach  pflichtmftssigem  Ermessen  des  Ingenieurs  in  einem 
mit  unmittelbarer  Gefahr  verbundenen  Zustande  befindet  und  diese  Gefahr  nicht  auf 
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der  Stelle  beseitigt  wird,  oder  wenn  der  Kessel  - Besitzer  den  auf  Beseitigung  der 
geringeren  Mängel  gerichteten  Anordnungen  des  Vorstandes  nicht  nachkommt,  so 
haben  der  Ingenieur  resp.  der  Vorstand  darüber  der  betreffenden  Orts-Polizeibehörde 
hinsichtlich  der  der  Aufsicht  der  Königlichen  Berg- Behörden  unterliegenden  Dampf- 
kessel dem  zuständigen  Königlichen  Revierbeamten  — sofort  Anzeige  zu  erstatten. 

4.  Ausserdem  ist  der  Vorstand  verpflichtet,  auf  Erfordern  der  Polizei-Behörde  über  den 
Zustand  bestimmter  der  Vereinsaufsicht  unterstellter  Kessel  -'Anlagen  jederzeit  Aus- 
kunft zu  ertheilen 

5.  Der  Vorstand  hat  von  jeder  Aufnahme  eines  Kessels  in  den  Verband  und  von  jedem 
Ausscheiden  aus  demselben  dem  zur  amtlichen  Untersuchung  der  Dampfkessel  in  dem 
betreffenden  Bezirke  berufenen  Beamten  unverzüglich  Nachricht  zu  geben 

Ö.  Der  Vorstand  verpflichtet  sich , den  betheiligten  Königlichen  Regierungen , Land- 
drosteien und  Ober-Berg-Aemtern  am  Jahresschlüsse  ein  Verzeichniss  einzureichen, 
welches  die  den  betreffenden  Bezirken  angchörigen  ordentlichen  Mitglieder  des  Vereins, 
Tlie  Anzahl  der  von  letzteren  betriebenen  Kessel,  die  im  Laufe  des  Jahres  vurgenoinme- 
nen  Untersuchungen  , sowie  deren  Art  und  Ergebnis«  ersehen  lässt. 

7.  Denselben  Behörden  ist  endlich  jede  Aenderung  des  Statuta,  sowie  jeder  Wechsel  in 
den  Personen  der  Vorstands-Mitglieder  und  der  Ingenieure  anzuzeigen. 


Beilage  Nr  7. 

Aus  der  Polizei-Verordnung  der  Künigl.  Regierung  zu  Potsdam 
vom  21.  April  1873. 

ff.  1.  Der  Kigenth  inner  einer  Lokomobile  hat  dem  Revisions-Beamten  desjenigen 
Bezirks,  in  welchem  dieselbe  sich  befindet,  beim  Beginne  eines  jeden  neuen  Jahres  anzu- 
zeigen, wo  die  Lokomobile  zur  Untersuchung  bereit  steht. 

2.  An  jeder  Lokomobile  sind  die  erforderlichen  Vorrichtungen  zur  Vermeidung 
von  Feuersgefahr  anzubringen  ; dazu  gehören  insbesondere  das  Vorhandensein  eines  ver- 
achlicssbaren,  während  des  Betriebes  stets  mit  Wasser  gefüllten  Aschkastens  und  eines 
wirksamen  Funkenfängers  Die  Regierung  behält  sich  vor,  in  Spezial-Fällen  erforderlichen 
Falls  auch  noch  andere  Sicherungs-Massrcgeln  vorzuschreiben,  deren  Anwendung  unwei- 
gerlich erfolgen  muss. 

ff.  3.  Als  Feuerungs-Material  dürfen  innerhalb  einer  Entfernung  von  50  Metern  von 
nicht  feuersicher  gedeckten  Gebäuden,  von  Scheunen,  Getreide-Mieten,  Heuhaufen  und 
anderen  leicht  feuerfangenden  Materialien  (§.  5 ad  b.)  nur  Steinkohlen  und  Koaks  ver- 
wendet werden. 

jf.  4.  Die  Bewartung  der  Lokomobile  darf  nur  von  Kessel-  oder  Maschinen- 
wärtern geschehen,  welche  sich  dem  revidirenden  Sachverständigen  darüber  auszuweisen 
vermögen,  dass  sie  die  zur  Sicherheit  des  Betriebes  erforderlichen  Vorrichtungen  kennen 
und  anzuwenden  verstehen. 

ff.  5.  Die  Lokomobilen  dürfen  nur  in  einer  Entfernung  a)  von  mindestens  5 Metern 
von  feuersicheren,  d.  h.  mit  Ziegeln,  Schiefer  oder  Steinpappe,  eingedeckten  Gebäuden, 
mit  alleiniger  Ausnahme  von  Scheunen,  b)  von  mindestens  10  Metern  von  nicht  feuersicher 
bedachte  n Gebäuden,  sowie  von  Scheunen  ohne  Rücksicht  auf  deren  Bedachung,  von  Ge- 
treide-Mieten, von  Heuhaufen  oder  sonstigen  leicht  feuerfangenden  Materialien  und  von 
öffentlichen  Wegen  aufgestellt  und  betrieben  werden. 

ff.  fl.  Ausser  dem  Feigen thümer  sind  auch  die  zeitigen  Inhaber,  Miether  und  Führer 
iler  Lokomobilen  für  die  Beobachtungen  der  obigen  Vorschriften  in  gleicher  Weise  und 
bei  gleicher  Verantwortlichkeit  verhaftet. 

ff.  7.  Die  Inhaber  oder  F'ührer  von  Lokomobilen  müssen  jederzeit  auf  Verlangen 
der  Polizei-Behörde  oder  der  Revisions-Beamten  des  Bezirks  das  durch  §.  11  der  ministe- 
riellen Anweisung  für  den  Betrieb  der  Dampfkessel  vom  ‘24.  Juni  1872  vorgeschriebene 
Revisions-Buch  mit  der  Druckprobe  und  dem  Abnahme-Attest  vorzeigen. 


Beilage  Nr.  8 

Uni  das  Verfahren  der  Konzessions-Ertheilunz  in  Preussen  zur  vollen  Anschaulich- 
keit zu  bringen,  werden  nachfolgende  Formulare  der  Genehmigungs-Urkunden  t 
für  feststehende, 
für  bewegliche, 

Dampfkessel  mitgetheill. 


Dioitized  bv  Google 


406 


Beil.  8.  Preussen.  Formulare  für  Aufsteliuug  und  Betrieb 


A.  Genehmigung  für  Aufstellung  eines  feststehenden  Dampfkessels. 

, (Zweifache  Ausfertigung. )•) 

1.  Genehmigungs-Urkunde. 

Der 

hat  die  Genehmigung  nachgesucht 

einen  feststehenden  Dampfkessel 

aufstellen  zu  dürfen. 

Nachdem  die  Zulässigkeit  dieses  Vorhabens  nach  §.  24  der  Gewerbe- Ordnung 
vom  21.  Juni  1869  und  der  Artikel  *19  ff.  der  Ausführung»- An  Weisung  zu  derselben 
geprüft  worden,  und  hierbei  Bedenken  gegen  das  Unternehmen  nicht  hervorge- 
treten sind,  wird  die  Genehmigung  mit  der  Masagabe  ertheilt,  dass  die  hier  bei- 
gehefteten  Bedingungen  genau  zu  beachten  sind.  * 

Diese  Genehmigung  erlischt,  wenn  der  Unternehmer  ein  ganzes  Jahr  ver- 
streichen lässt,  ohne  davon  Gebrauch  zu  machen,  oder  wenn  späterhin  der  Betrieb 
des  Dampfkessels  während  der  Dauer  von  3 Jahren  eingestellt  wird.  (§.  49  der 
Gew.-Ordnung.) 

(L.  S ) Königl.  Regierung. 

Abtheilung  ues  Innern. 


2.  Nachricht  an  den  Kreis-Baubeamten. 
An 

den  Königlichen  Kreis- Bau  beamten)  Herrn 


zu 

Ppfl.  D.-S.  frei.  

Abschrift  vorstehender  Genehmigungs-Urkunde  unter  Anschluss  eines  Exem- 
plars der  Bedingungen  zur  Kenntnisnahme  und  Notiz  im  Kontrol-Register. 

3.  Nachricht  an  die  untere  Behörde  I Landrath  etc. j 
An 


zu 

Ppfl.  D.-S.  

Unter  Rückgabe  der  Anlagen  des  Berichts  vom  . . .ten 

übersenden  wir hierneben  die 

für heute  ausgefertigte  Konzession  zur 

Aufstellung  eines  Dampfkessels  in  doppelter  Ausfertigung  mit  dem  Anträge, 
beide  Exemplare  derselben  mit  einer  Stempel-Marke  von  je  15  »Sgr.  zu  versehen, 
demnächst  aas  eine  dem  Antragsteller  auszuhändigen,  das  andere  aber,  sowie  ein 
Exemplar  der  Zeichnungen  und  Beschreibung  ...  bei  den  dortigen  Akten  zurück- 
zubehalten. 

Porto  und  Stempel -Kosten  fallen  dem  Antragsteller  zur  Last. 

Königliche  Regierung. 

Abt  hei  lu  ng  des  Innern. 


a.  Bedingungen  für  die  Anlage  und  den  Betrieb  von  feststehenden  Dampfkesseln.**) 

1«  Die  Ausführung  des  Vorhabens  muss  genau  nach  Massgabe  der  beigehefteten,  bezieh 
mit  dem  Zugehörigkeits-Vermerke  versehenen  Vorlagen,  und  zwar: 

*)  NU  Kanzlei  hat  ein  lteinscfcrifts-  Exemplar  der  Bedingungen,  sowie  Zeichnungen  und 
Heschieibiingen  soweit  möglich,  mittelst  Siegel  und  Schnur  der  Genehmigungs-Urkunde  bei  zu* 
betten,  und  die  nicht  beigehefteten  mit  dem  üblichen,  vom  botenmeister  zu  unterstempelnden 
Zugehörigkeits-Vermerke  zu  versehen. 

**J  Kür  Dampfkessel,  welche  durch  die  abzieheuden  Gase  von  Pnddcl-  oder  Schweissüfen  ge- 
heizt werden,  ist  die  besondere  Bedingung  vorzuschreiben : „Dieselben  müssen  einzelu  ausser 
Betrieb  gesetzt  werden  können,  ohne  dass  dadurch  der  Ofenbetrieb  gestört  wird.  Dazu  ist  die 
Herstellung  eines  direkten  Kanals  zwischen  Ofeufuch*  und  Esse  und  die  Anwendung  eines  Schie- 
bers zwischen  Ofen  und  Kessel,  durch  welchen  die  Einwirkung  der  Ofenhitze  auf  den  Kessel  ver- 
hindert werden  kann,  erforderlich.“  Min.-Verf.  v.  22.  August  1873. 


von  feststehenden  Dampfkesseln  und  von  Lokomobilen. 
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A*  der  Beschreibung  vom  . . . len  . . . . 

B.  der  Kesselzeichnung,  gefertigt  von 

f.  des  Situations-Planes 

D.  des  Baurisses 

erfolgen. 

2»  Der  Kessel  muss  mit  einer  Vorrichtung  versehen  sein,  welche  dem  revidirenden 
Beamten  die  Anbringung  des  amtlichen  Kontrol- Manometers  gestattet. 

3«  Die  Sicherheits-Ventile  müssen  jederzeit  geöffnet  werden  können  Sie  sind  höch- 
stens so  zu  belasten,  dass  sie  bei  Eintritt  der  für  den  Kessel  festgesetzten  Dampfspannung 
von Atmosphären  den  Dampf  entweichen  lassen. 

Die  hiernach  zulässige  Belastung  der  Sicherheits-Ventile  wird  der  Kreis-Bau  beamte 

nach  Massgabe  der  Dampfspannung  von Atmosphären  Ueberdruck  reguliren,  an 

den  Ventilen  bezeichnen  und  auf  dieser  Genehmigungs-Urkunde  besonders  bemerken. 

4.  Unternehmer  ist  verpflichtet,  durch  Einrichtung  der  Feuerungs-Anlage  oder  dabei 
anzuwendende  mechanische  Vorrichtungen,  sowie  durch  Anwendung  geeigneten  Brenn- 
materials und  sorgsame  Bcwarlung  auf  eine  möglichst  vollständige  Verbrennung  des 
Hauches  hinzuwirken,  auch  - falls  sich  ereiebt,  dass  die  getroffenen  Einrichtungen  nicht 
genügen,  um  Gefahren,  Nachtheile  und  Belästigungen  für  die  Besitzer  und  Bewohner  be- 
nachbarter Grundstücke  durch  Hauch,  Kuss  etc.  zu  verhüten,  — solche  Abänderungen  in 
der  Feuerungs-Anlage  und  im  Betriebe,  sowie  in  der  Wahl  des  Feuerungs-Materials  vorzu- 
nehmen, welche  zur  Beseitigung  der  Gefahren,  Nachtheile  und  Belästigungen  besser  ge- 
eignet sind. 

5.  Die  Inbetriebsetzung  des  Dampfkessels  darf  zur  Vermeidung  der  im  §.  147  der 
Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  IS09  angedrohten  Strafe  nicht  eher  erfolgen,  als  bis  die 
k re isbau amtliche  Prüfung  und  Abnahme  des  Kessels,  bei  welcher  der  Unternehmer  sich 
zugleich  über  die  den  allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von 
Dampfkesseln  vom  29.  Mai  1S71  entsprechende  Druckprobe  auszuweisen  hat,  erfolgt,  und 
demselben  vom  Kreis-Baubeamten  eine  Bescheinigung  hierüber  ertheilt  sein  wird. 

6.  Die«  Abnahme-Attest  ist  dem  nach  §.  II  des  Regulativs  vom  24.  Juni  ISJ2  (Amts- 

Blatt  für  1 S72,  S ) für  jeden  Dampfkessel  zu  haltenden  ltevisions-Buclie  anzuhängen. 

Es  wird  zugleich  daran  erinnert,  dass  nach  §.  I des  Gesetzes,  betreffend  den  Betrieb 
der  Dampfkessel,  vom  .4.  Mai  I S72,  die  Besitzer  von  Dampfkessel- Anlagen  oder  die  an 
ihrer  Statt  zur  Leitung  des  Betriebes  bestellten  Vertreter,  sowie  die  mit  der  Bewartung  von 
Dampfkesseln  beauftragten  Arbeiter  bei  Geldstrafe  bis  zu  200  Thalern  oder  Gefängniss-Strafe 
bis  zu  3 Monaten  verpflichtet  sind,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  während  des  Betriebes  die 
bei  Genehmigung  der  Anlage  oder  allgemein  vorgeschriebenen  Sicherheits-Vorrichtungen 
bestimmungsmäsKig  benutzt,  und  Kessel,  die  sich  nicht  in  gefahrlosem  Zustande  befinden, 
nicht  im  Betriebe  erhalten  werden. 

Diese  Urkunde  und  ihre  Zubehörungen  sind  sorgfältig  aufzubewahren,  damit  sie  in 
Hevisions-Fällen  den  betreffenden  Beamten  vorgelegt  werden  können. 

Schliesslich  wird  noch  bemerkt,  dass  die  vorstehende  Genehmigung  sich  nur  auf  die 
Aufstellung  des  Dampfkessels,  nicht  aber  auf  die  gewerbliche  Anlage  bezieht,  behufs  deren 
er  in  Betrieb  gesetzt  werden  soll.  Es  bedarf  vielmehr  für  die  Errichtung  der  Letzteren, 
sofern  sie  nach  §.  lb  der  Gewerbe-Ordnung  konzessiouspflichtig  ist,  einer  besonderen  Ge- 
nehmigung. 

B.  Genehmigung  für  Aufstellung  eines  beweglichen  Dampfkessels  Lokomobile*. 

(Zweifache  Ausfertigung.)*) 

Der 

hat  die  Genehmigung  nachgesucht, 

einen  beweglichen  Dampfkessel  aufstellen  zu  dürfen. 

.Wich dem  die  Zulässigkeit  dieses  Vorhabens  nach  Vorschrift  des  §.  24  der 
Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1*09  und  der  Artikel  49  ff.  der  Ausführungs- 
Anweisung  zu  derselben  geprüft  worden,  und  hierbei  Bedenken  gegen  das  Unter- 
nehmen nicht  hervorgetreten  sind , wird  die  Genehmigung  mit  der  Massgabe 
/ertheilt,  dass  die  hier  beigehefteten  Bedingungen  genau  zu  beachten  sind. 

Diese  Genehmigung  erlischt,  wenn  der  Unternehmer  ein  ganzes  Jahr  ver- 
streichen lässt,  ohne  davon  Gebrauch  zu  machen,  oder  wenn  späterhin  der  Be- 


*)  Die  Mittheilung  an  den  Krcis-Baubeamtcn  und  an  deu  Landrath  erfolgt  durch  gleichartige 
Verfügungen,  wie  diejenigen,  zu  denen  in  Beilage  Nr.  B unter  A.  2 und  3 Formulare  gegeben  sind. 
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Beil  8.  Preussen.  Bedingungen  für  Lokomobilen-Betrieb. 


trieb  des  Dampfkessels  während  der  Dauer  von  3 Jahren  eingestellt  wird.  (§.  49 
der  Gew. -Ordnung.) 

(L.  8.)  Königliche  Regierung. 

Abtheilung  des  Innern. 


a.  Bedingungen  für  den  Lokomobilen-Betrieb. 

1«  Die  Ausführung  des  Vorhabens  muss  genau  nach  Massgabe  der  eingereichten,  mit 
dem  Zugehörigkeits-Vermerke  versehenen  Vorlagen,  und  zwar: 

A*  der  Kesselzeichnung,  gefertigt  von 

B.  der  Beschreibung  vom  . . . . . 

erfolgen. 

2.  Vor  der  Inbetriebsetzung  der  Lokomobile  hat  der  Unternehmer  sich  noch  über  die 
den  allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln  vom 
29.  Mai  1871  entsprechende  Druckprobe  des  Dampfkessels  gegen  den  Kreis  - Baubeamten 
auszuweisen. 

3.  Die  Sicherheit«- Ventile  müssen  jederzeit  geöffnet  werden  können.  Sie  sind  höch- 

stens so  zu  belasten,  dass  sie  bei  Eintritt  der  für  den  Kessel  festgesetzten  Dampfspannung 
von Atmosphäre!)  den  Dampf  entweichen  lassen. 

Die  hiernach  zulässige  Belastung  der  Sicherheits-Ventile  wird  der  Kreis- Baubeamte 

nach  Massgabe  der  Dampfspannung  von Atmosphären  Ueberdruck  reguliren.  an 

den  Ventilen  bezeichnen  und  auf  dieser  Genehmigungs-Urkunde  besonders  bemerken.  Be- 
vor dies  nicht  geschehen  ist,  darf  die  Lokomobile  nicht  in  Betrieb  gesetzt  werden. 

4.  Der  Lokomobil-Ke*sel  muss  mit  einer  Vorrichtung  versehen  sein  , welche  dem 
revidirenden  Beamten  die  Anbringung  des  amtlichen  Kontrol- Manometers  gestattet. 

5*  Der  Schornstein  der  Lokomobile  muss  die  Firste  der  in  geringerer  Entfernung  als 
50  Fuss  vom  Aufstellungsorte  belegenen  Wohngebäude  um  5 Fuss  überragen,  sofern  nicht 
die  Besitzer  der  betreffenden  Häuser  sich  mit  einer  geringeren  Höhe  desselben  einverstan- 
den erklären,  und  auch  die  Orts-Polizeibehörde  aus  feuerpolizeilichen  Rücksichten  hier- 
gegen keine  Bedenken  findet. 

tt.  Die  Lokomobile  ist  mit  geeigneten  Vorrichtungen  zu  versehen,  durch  welche  dem 
Verwehen  glühender  Kohlentheile  möglichst  vorgebeugt  wird. 

7.  Belästigungen  der  Nachbarschaft  durch  Rauch  sind* zu  verhüten. 

8.  Die  jedesmalige  Aufstellung  und  der  Gebrauch  der  Lokomobile  an  einem  bestimm- 
ten Orte  ist  gemäss  § der  Amts- Blatt- Verordnung  vom von  der 

Erlaubnis«  der  Orts-Polizeibehörde  abhängig. 

In  dem  Falle,  dass  die  Aufstellung  der  Lokomobile  durch  die  Orts-Polizeibehörde 
seihst  oder  den  Verwalter  derselben  geschehen  soll,  bedarf  es  der  sofortigen  Anzeige  an  den 
Kreis-  Land  rat h 

9*  Alljährlich  muss  die  vorschrifl*mäswigu  Um<  rsuchung  des  1 )umpfkessels  durch  den 
Krei'-Baubt uni ten  erfolgen.  (§....  der  Anita-Blatt- Verordnung  vom  ) 

10.  Wird  der  gewerbsmässige  Ausdrusch  von  Getreide  im  Umherziehen  ohne  jedes- 
malige vorgängige  Bestellung  beabsichtigt,  so  ist  zur  Ausübung  dieses  Gewerbe-Betriebes 
noch  ein  besonderer  alljährlich  zu  erneuernder  Gun  erbe- Legitimations-Schein  erforderlich. 


Beilage  Hr.  9. 

Brau  n schwelg. 

Gesetz,  den  Betrieb  der  Dampfkessel  betreffend.  Vom  11.  Juni  1873. 

• Ges.-Saroml.  1873.  Nr.  35.) 

Von  Gottes  Gnaden,  Wir,  Wilhelm.  Herzog  zu  Braunschweig  und  Lüneburg  etc.  etc. 
erlassen  mit  Zustimmung  der  Landes-Versummlung  das  nachstehende  Gesetz : 

1.  Die  Besitzer  von  Dampfkesseln  oder  die  an  ihrer  Statt  zur  Leitung  des  Betriebes 
bestellten  Vertreter,  sowie  die  mit  der  Bewartung  von  Dampfkesseln  beauftragten  Personen 
sind  verpflichtet , dafür  Sorge  zu  tragen  , dass  während  des  Betriebes  alle  vorgeschriebenen 
Sicherheit«  - Vorrichtungen  sowohl  im  ordnungsmässigen  Zustande  erhalten , als  auch 
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bestimmungsmässig  benutzt , und  dass  beim  Eintreten  von  Zuständen  , welche  die  Sicher- 
heit des  Betriebes  irgendwie  bedrohen  oder  in  Frage  stellen  , die  Kessel  nicht  im  Betriebe 
erhalten  werden. 

2*  Die  im  Betriebe  befindlichen  Dampfkessel  sollen  von  Zeit  zu  Zeit  durch  Sach- 
verständige einer  zweifachen  Revision  unterzogen  werden  , und  zwar : 

1.  einer  Revision  , die  sich  hauptsächlich  auf  den  Zustand  der  Sicherheit»- Vorrichtungen 
und  deren  bestimmungsmäßige  Benutzung  erstreckt  äussere  Revision) , 

2.  einer  Revision,  welche  vornehmlich  die  Beschaffenheit  der  Kessel  selbst  betrifft  (innere 
Revision] . 

Die  Revisionen  der  ersten  Art,  welche  eine  .Einstellung  des  Betriebes  nicht  bedingen, 
»ollen  ohne  vorgängige  Benachrichtigung  der  Kessel  - Besitzer  auf  Staatskosten  vorge- 
nommen werden. 

Die  Besitzer  haben  die  Revision  jederzeit  zu  gestatten  und  das  Be wartungs- Personal 
mit  entsprechender  Weisung  zu  versehen,  auch  den  behufs  Yorachriftsmässiger  Ausführung 
der  Revisionen  an  sie  etwa  zu  stellenden  Forderungen , auch  wenn  solche  ausnahmsweise 
auf  Unterbrechung  des  Betriebes  gerichtet  sein  sollten , ohne  Anspruch  auf  Entschädigung 
nachzukommen. 

Die  Revisionen  der  zweiten  Art  sollen  auf  Kosten  der  Kessel-Besitzer  erfolgen.  Die- 
selben sind  verpflichtet,  für  die  regelmässige  Vornahme  dieser  Revisionen  selbst  zu  sorgen 
und  den  Nachweis  über  vorschriftsmäßige  Ausführung  derselben  rechtzeitig  beizubringen. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Ausführung  der  Revisionen,  über  die  Häufigkeit 
derselben , über  die  zuzulassenden  Sachverständigen  und  die  zu  erbringenden  Nachweise 
erfolgen  im  Verordnungswege. 

§.  3.  Die  Kosten  ausserordentlicher  Revisionen,  welche  durch  bei  den  regelmässigen 
Revisionen  Vorgefundene  Mängel  veranlasst  werden , fallen  den  Kessel- Besitzern  zur  Last. 

4.  Wer  den  ihm  nach  §.  1 obliegenden  Verpflichtungen  zuwiderhandelt,  wird  mit 
Geldstrafe  bis  zu  209  Thal  er  n oder  mit  Gefängnis»  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

§.  5.  Dampfkessel-Besitzer,  welche  den  ihnen  durch  §.  2 auferlegten  Verpflichtungen 
nicht  nachkommen,  verfallen  in  eine  Geldstrafe  bis  20,  im  Wiederholungs-Falle  bis  M)Tha- 
ler  für  jeden  Dampfkessel , dessen  Revision  nicht  vorschriftsmässig  erledigt  worden  ist. 

Zur  vorschriftsmäßigen  Erledigung  einer  vom  Kessel- Besitzer  selbst  zu  veranstaltenden 
(inneren;  .Revision  gehört  die  rechtzeitige  Beibringung  eines  genügenden  Nachweises  über 
die  Ausführung  derselben  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist.  Wird  solcher  Nachweis 
nach  Einleitung  des  Strafverfahrens  noch  erbracht,  so  ist  auf  Geldbusse  bis  zu  10  Thalern 
zu  erkennen. 

Dampfkessel , deren  vorschriftsmäßige  Revision  versäumt  worden  ist . können  auch 
durch  die  zuständige  Polizei-Behörde  bis  auf  Weiteres  zwangsweise  ausser  Betrieb  gesetzt 
werden. 

$.  fl.  Wer  einen  Dampfkessel,  nachdem  derselbe  eine  Reparatur  resp.  Erneuerung 
erfahreu  hat  , welche  nach  den  bestehenden  Bestimmungen  eine  Wiederholung  der  Druck- 
probe erforderlich  macht,  oder  nachdem  an  der  Einmauerung  des  Kessels,  oder  an  den  zur 
vomhriftsmässigen  Ausrüstung  desselben  gehörigen  Vorrichtungen  eine  Erneuerung  resp. 
Veränderung  wesentlicher  Art  vorgenommen  ist,  ohne  neue  Genehmigung  wieder  in 
Betrieb  nimmt,  winl  mit  Geldbusse  bis  zu  100  Thalern  oder  im  Unvermögens- Falle  mit 
Haft  bestraft.  Auch  stellt  der  Polizei-Behörde  das  Recht  zu  , den  Kessel  bis  auf  Weiteres 
zwangsweise  ausser  Betrieb  zu  setzen. 

$.  7.  Ausser  den  für  Dampfkessel  im  Allgemeinen  bestehenden  , auch  auf  l.okomo- 
bil  - Dampfkessel  bezüglichen  Bestimmungen  sollen  für  den  Gebrauch  von  Lokomobii- 
Dampfkesseln,  um  den  damit  in  polizeilicher  Beziehung  verbundenen  besonderen  Gefahren 
zu  begegnen  , noch  besondere  Vorschriften  im  Verordn ungswege  erlassen  werden. 

Wer  diese  Vorschriften  nicht  befolgt , oder  wer  den  darauf  gestützten  recht  massigen 
Anordnungen  der  Obrigkeit  zuwiderhandelt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  20  Thalern  oder 
mit  Haft  bis  zu  M Tagen  bestraft. 

§•  H.  |Im  Falle  der  Zerreissung  oder  Explosion  eines  Dampfkessels  hat  der  Besitzer 
oder  sein  Vertreter  bei  der  Leitung  des  Betriebes,  bei  Geldstrafe  bis  zu  50  Thalern,  der 
zuständigen  Polizei-Behörde  und  auch  dein  mit  der  llevisiou  der  Dampfkessel  vom  Staate 
beauftragten  Sachverständigen  sofort  Anzeige  zu  machen  und  dafür  zu  sorgen,  dass  bis  zur 
Ankunft  des  letzteren  alle  Theile  des  Kessels  nebst  Zubehör  thunlichst  in  dem  Zustande 
verbleiben  , in  welchen  sie  durch  die  Explosion  versetzt  worden  sind. 

g.  9.  Dies  Gesetz  tritt  am  1.  August  d.  J.  in  Wirksamkeit  und  verlieren  von  da  an 
alle  entgegenstehenden  Bestimmungen,  namentlich  aber  die  Vorschriften  sub  Nrs.  9,  10 
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und  1 1 im  §.  9 des  Gesetzes  vom  27.  November  1872,  V.-S.  von  1873  Nr.  2,  ihre  Gül- 
tigkeit. 

Alle,  die  es  angeht,  haben  sich  hiernach  zu  achten. 

Urkundlich  Unserer  Unterschrift  und  beigedruckten  Herzoglichen  Geheime-Kanzlei- 
8iegeU. 

Braunschweig,  den  11.  Juni  1873. 


Beilage  Hr. 10. 

Brau  n sch  ne  lg. 

Verordnung,  die  Revision  der  im  Betriebe  befindlichen  Dampfkessel  betreffend. 

Vom  1 1.  Juni  1873. 

'Ges.-Samml.  1873.  Nr.  36.) 

Von  Gottes  Gnaden,  Wir,  Wilhelm,  Herzog  zu  Braunschweig  und  Lüneburg  etc.  etc. 
verordnen  zur  Ausführung  der  im  Gesetze  vom  heutigen  Tage , aen  Betrieb  der  Dampf- 
kessel betreffend,  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Revision  der  Kessel,  was  folgt: 

Zuständige  Behörden. 

1*  Die  Behörden  , welche  die  Ausführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  wegen 
der  Revision  der  Dampfkessel  zu  überwachen  haben,  sind  die  Herzoglichen  Kreis- Direk- 
tionen , für  Kessel- Anlagen  in  der  Stadt  Braunschweig  die  Herzogliche  Polizei-Direktion 
daselbst,  für  bewegliche  Dampfkessel  diejenige  von  den  genannten  Behörden,  in  deren 
Bezirke  der  Kessel- Besitzer  oder  sein  Vertreter  wohnt. 

Vorgeschriebene  Sicherheits-Vorrichtungen. 

$.  2.  Im  §.  1 des  Gesetzes  vom  heutigcnTage,  den  Betrieb  der  Dampfkessel  betreffend, 
ist  bestimmt,  dass  alle  vorgeschriebenen  Sicherheit«- Vorrichtungen  der  Dampfkessel  im 
ordnungsmässigen  Zustande  zu  erhalten  und  bestimmungsmässig  zu  benutzen  sind. 

Für  Dampfkessel,  die  vor  dem  Inkrafttreten  der  vom  Bundesrathe  erlassenen  allge- 
meinen Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln  vom  29.  Mai  1871  genehmigt 
wurden,  sind  fortan  die  in  §§.  4 bis  9 dieser  Bestimmungen  enthaltenen  Vorschriften  wegen 
der  Sicherheits- Vorrichtungen  als  massgebend  zu  betrachten,  mit  der  Einschränkung  jedoch, 
dass  die  Anbringung  einer  zweiten  Speise- Vorrichtung,  oder  eine  Aenderung  an  der  Ver- 
bindung der  Wasserstands  Zeiger  mit  dem  Kessel  nicht  gefordert  werden  kann,  so  lange 
die  Kessel -Anlage  keine  Veränderung  der  Betriebsstätte  erfahrt. 

Zur  vorschriftsmassigen  Ausrüstung  eines  jeden  Dampfkessels  gehört  eine  Einrichtung, 
welche  dem  Revision»  - Beamten  die  Anbringung  des  von  ihm  geführten  Kontrol- Mano- 
meters gestattet.  Wo  solche  Einrichtung  noch  nicht  vorhanden  sein  sollte,  ist  sie  nachträg- 
lich anzubringen. 

Aeussere  Revisionen. 

§•  3.  Die  im  §.  2 des  Gesetzes  vom  heutigen  Tage . den  Betrieb  der  Dampfkessel 
betreffend  , unter  Nr.  1 vorgeschriebenen  äusseren  Revisionen  sind  mindestens  alle  2 Jahre, 
und  thunlichst  alljährlich  einmal  (das  erste  Mal  bald  nach  der  Inbetriebnahme  des  Kessel«) 
ohne  vorgängige  Benachrichtigung  der  Kessel- Besitzer  vbn  den  technischen  Beamten  (§.  9) 
vorzunehmen . und  zwar  in  der  Regel  zu  einer  Zeit , wo  die  Kessel  im  Gebrauche  sind. 

Es  ist  bei  diesen  Revisionen  hauptsächlich  zu  prüfen  : 

1 . ob  alle  vorgeschriebenen  Sicherheits-Vorrichtungen  noch  vorhanden  , und  keine  will- 
kürlichen Aenderungen  daran  vorgenommen  sind  , 

2.  ob  sich  die  Sicherheits- Vorrichtungen  im  verlässlichen  Zustande  befinden  , ob  insbeson- 
dere die  Speise- Vorrichtungen  in  Ordnung , ob  die  Probirhähne  und  die  Hähne  am 
Wasserstands-Glase , welche  beim  getrennten  Durchblasen  der  zura  Glasröhre  führen- 
den Kanäle  in  Gebrauch  kommen , gehörig  beweglich , und  die  Durchgänge  nirgends 
verstopft,  ob  die  Sicherheits-Ventile  nicht  überlastet,  auch  nicht  durch  Hemmungen 
irgend  welcher  Art  am  rechtzeitigen  Heben  behindert  sind,  ob  die  Manometer  den 
Dampfdruck  in  Uebereinstimmung  mit  dem  anzuhringenden  Kontrol  - Manometer  an- 
zeigen , ob  sie  richtig  in  Bezug  auf  den  Nullpunkt  der  Skala,  ob  sie  nicht  träge  sind  in 
Folge  von  Versperrungen  des  Durchganges  im  Zuführungs- Rohre , und  ob  die  Vorrich- 
tungen zum  Reguliren  nnd  Absperren  des  Zuges  im  Stande  sind , 

3.  ob  die  Kesselwärter  mit  der  Einrichtung  und  bestimmungsmässigen  Benutzung  der 
Sicherheits-Apparate  , wie  auch  mit  den  zu  ihrer  Prüfung  und  Instand-Erhaltung  wäh- 
rend des  Betriebes  in  Anwendung  zu  bringenden  Mitteln  gehörig  bekannt  sind. 

Ausserdem  aber  hat  der  Beamte,  soweit  das  möglich  ist,  auch  die  Beschaffenheit  des 
• Dampfkessels  selbst,  namentlich  auf  etwa  in  der  Nähe  des  Feuerraums  sich  zeigende 
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undichte  Stellen  oder  Formen- Veränderungen,  auf  Undichtheiten  an  den  Armatur-Theilen, 
welche  ein  Zerfressen  der  äusseren  Wandungen  veranlassen  können , sowie  auf  die  Be- 
schaffenheit der  Feuerungs-Anlage  sein  Augenmerk  zu  richten. 

Eine  Unterbrechung  des  Betriebes  zum  Zwecke  der  Revision  darf  nicht  gefordert 
werden  , es  müssten  sich  denn  sonst  Zustände  vorfinden  , die  auf  gefahrdrohende  Mängel 
hindeuten,  ohne  dieselben  bestimmt  erkennen  zu  lassen. 

Auf  Erfordern  ist  dem  Beamten  die  Genehmigungs-Urkunde,  wie  auch  die  Revisions- 
Bescheinigung  vorzulegen , auf  Grund  welcher  die  definitive  Genehmigung  zur  Inbetrieb- 
nahme des  Dampfkessels  ertheilt  worden  ist. 

Behufs  Ausführung  der  Revisionen  bei  den  Lokomobil-Dampfkesscln  haben  die  Be- 
sitzer auf  desfallsige  Aufforderung  der  betreffenden  Behörde  (§.  1) , resp.  dem  technischen 
Beamten  anzuzeigen , wo  sich  die  Lokomobilen  zur  Zeit  im  Betriebe  befinden. 

Heber  den  Befund  jeder  Revision  hat  der  Beamte  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  der 
betreffenden  Behörde  zuzustellen,  welche  für  die  Abstellung  der  etwa  Vorgefundenen 
Mängel  zu  sorgen,  eventuell  auch  gegen  den  Kessel-Besitzer  auf  Grund; der  §§.  I und  4 des 
Gesetzes  vom  heutigen  Tage,  den  Betrieb  der  Dampfkessel  betreffend,  das  Strafverfahren 
zu  beantragen  hat. 

Ausserordentliche  äussere  Revisionen. 

jj.  4.  Ergeben  sich  Ungehörigkeitcn , die  eine  Gefahr  zur  Folge  haben  können  und 
sich  nicht  sofort  beseitigen  lassen  , bei  der  nach  Vorschrift  des  §.  3 ausgeführten  Revision 
eines  Dampfkessels,  so  ist  nach  Ablauf  der  zur  Herstellung  des  vorschriftsm&ssigen  Zustan- 
des erforderlichen  Frist  eine  ausserordentliche  Revision  vorzunehmen. 

Werden  geradezu  gefährliche  Zustände  bei  der  Revision  vorgefunden  . so  ist  die  Fort- 
setzung des  Betriebes  bis  dahin  zu  untersagen , dass  die  Beseitigung  der  Gefahr  durch  eine 
ausserordentliche  Revision  festgestellt  ist. 

Ist  es  ausnahmsweise  aus  irgend  welchen  Gründen  erforderlich  , eine  Revision  zu  einer 
Zeit  vorzunehmen  , wo  der  Dampfkessel  kalt  liegt,  so  muss  den  desfallsigen  Anforderungen 
des  Beamten  entsprochen  werden ; der  letztere  soll  sich  jedoch  in  diesem  Falle  , um  eine 
Beeinträchtigung  des  Betriebes  thunlichst  zu  vermeiden  , mit  dem  Kessel-Besitzer  zu  ver- 
ständigen suchen  und  wo  möglich  den  durch  die  nächste  innere  Revision  :$.  5)  bedingten 
Stillstand  zur  Vornahme  der  Revision  benutzen. 

Hinsichtlich  des  über  eine  ausserordentliche  Revision  aufzunehmenden  Protokolls  gilt 
die  Schlussbestimmung  des  §.  3. 

Innere  Revisionen. 

$.  5.  Die  im  §.  2 des  Gesetzes  vom  heutigen  Tage , den  Betrieb  der  Dampfkessel 
betreffend  / unter  Nr.  2 vorgeschriebenen  inneren  Revisionen,  für  deren  Vornahme  die 
Kessel  - Besitzer  selbst  zu  sorgen  haben,  sollen,  mit  Ausschluss  desjenigen  Jahres,  in 
welchem  der  Betrieb  des  Kessels  begonnen,  sowie  solcher  Jahre,  für  welche  nach  Ma&sgabe 
der  Schlussbestimmung  im  §.  7 ein  Erlass  eingetreten  ist,  alljährlich  einmal  — so  jedoch, 
dass  zwischen  zwei  aufeinanderfolgenden  Revisionen  ein  Zeitraum  von  mindestens  8 Mo- 
naten liegt  — nach  den  folgenden  Vorschriften  ausgeführt  werden : 

Die  Revision,  welche  durch  einen  der  von  der  zuständigen  Staats- Behörde  zuge- 
lassenen Sachverständigen  (§.  ti!  ausgeführt  werden  muss,  ist  nach  vorgängiger  gründlicher 
Reinigung  des  Kessels  vorzunehmen  und  ist  sowohl  auf  die  inneren  , w ie  auf  die  äusseren 
Wandungsfiächen  aller  Theilc  des  Kessels  zu  erstrecken. 

Nach  Form-Veränderungen,  schwachen  Stellen , defekten  Nietungen  oder  Veranke- 
rungen, überhaupt  nach  Mangeln  jeder  Art,  welche  die  Haltbarkeit  de«  Kessels  beein- 
trächtigen können , mögen  dieselben  in  seiner  Konstruktion , im  Materiale  , in  der  Ein- 
mauerung , in  der  Beschaffenheit  des  Speisewassers , in  unvermeidlicher  Abnutzung  oder 
in  Vernachlässigungen  heim  Betriebe  ihren  Grund  habeu,  ist  dabei  auf  das  Sorgfältigste 
zu  forschen.  • 

Solche  Stellen  der  Aussen  wände  , die  der  Zerstörung  in  Folge  von  Undichtheiten  an 
den  Verschraubungen  der  Armaturtheile  (Mannlochdeckel  , Rohrflanlschen  u.  s.  w.)  aus- 
gesetzt sind,  müssen  behufs  genauer  Untersuchung  immer  blossgelegt  werden.  Inwieweit 
sonst , namentlich  bei  Kesseln  , deren  Feuerzüge  sich  nicht  befahren  lassen,  eine  Beseiti- 
gung des  Mauerwerks,  und  ob  die  Zuhülfenahme  einer  Wasserdruck-Probe  erforderlich  ist, 
bleibt  dem  Ermessen  des  Sachverständigen  überlassen. 

Bei  nicht  eingemauerten  Dampfkesseln , die  so  klein  sind,  dass  die  innere  Unter- 
suchung nur  unvollkommen  ausgeführt  werden  kann,  ist  die  Ummantelung  in  der  Regel  zu 
beseitigen  , und  jedesmal  eint*  Druckprobe  mit  der  Revision  zu  verbinden. 

Der  Betrag  des  anzuwendenden  Probedruckes  ist  bei  Dampfkesseln  , die  nach  dem 
Inkrafttreten  der  am  29.  Mai  1871  vom  Bundesralhe  erlassenen  Bestimmungen  genehmigt 
worden  sind , nach  §.  1 1 dieser  Bestimmungen  zu  bemessen  ; bei  älteren  Kesseln  genügt 
ein  Druck  vom  anderthalbfachen  Betrage  des  höchsten  zulässigen  Dampfdruckes. 
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Auch  auf  den  Zustand  der  Sicherheit«- Vorrichtungen  und  deren  Verbindung  mit  dem 
Kessel  ist  die  Revision  zu  erstrecken. 

Ergeben  sich  Mängel  gefährlicher  Art,  so  ist  nach  Beseitigung  derselben  die  Revision 
zu  wiederholen  , bevor  der  Kessel  wieder  in  Gebrauch  genommen  wird. 

Im  Laufe  des  Jahres  1ST4  sollen  diese  Revisionen  zum  ersten  Male  vorgenommen  werden . 

Sachverständige  für  die  inneren  Revisionen. 

ff.  Als  befähigt  zur  Vornahme  der  im  §.  •*»  angeordneten  Jahres- Revisionen  sollen, 
ausser  den  technischen  Beamten  '§.  Ü , angesehen  werden 

1.  die  Ingenieure  gut  organisirter  Privatvereine  zur  Ueberwachung  von  Dampfkesseln, 
mögen  dieselben  innerhalb  oder  ausserhalb  des  Herzogtums  ihren  Sitz  haben  , sofern 
die  Vereins-Statuten  keinen  Kessel- Besitzer  im  llerzogthume  von  der  Mitgliedschaft 
auaschli  essen . 

2.  die  an  den  Eisenbahnen  angestellten  Maschinen-lngenieure , 

3.  die  Ingenieure  namhalter  Maschineu-Fabriken  , welche  Dampf-Maschinen  Und  zugleich 
Dnmpfkessel  bauen,  sofern  dieselben  von  dem  Fabrik- Vorstande  als  qualitizirt  empfohlen 
werden,  und  die  zu  revidirenden  Dampfkessel  weder  aus  der  betreffenden  Maschinen- 
F'abrik  hervorgegangen  . noch  in  derselben  im  Betriebe  sind . 

4.  auch  andere  Ingenieure,  deren  spezielle  Suchkenntniss  ausser  Zweifel  steht,  können  als 
Sachverständige  sugelassen  werden. 

Es  ist  nicht  erforderlich , dass  der  betreffende  Ingenieur  die  Revisionen  immer  selbst 
ausführt ; er  kann  sich  dazu  vielmehr  zuverlässiger  Geholfen  bedienen , welche  nach  seiner 
speziellen  Anweisung  und  unter  seiner  Kontrole  zu  verfahren  haben. 

Vereine,  welche  die  Befugnis«  zur  Ausführung  der  Revisionen  für  ihre  Ingenieure,  und 
Ingenieure,  welche  diese  Befugnis*  für  sich  zu  erlangen  wünschen,  haben  ihre  desfallsigen 
Anträge,  die  Vereine  unter  Einsendung  ihrer  Statuten  und  letztjährigen  Geschäfts- Berichte, 
an  die  Herzogliche  Kreis-Direktion  zu  Braunschweig  zu  richten,  worauf  im  Genehmigungs- 
Falle  die  betreffende  Bekanntmachung  in  den  Braunschweigischen  Anzeigen  erfolgen  wird, 
nachdem  sich  die  betreffenden  Ingenieure  durch  eine  Erklärung  verpflichtet  haben,  bei  der 
Ausführung  der  Revisionen  nach  den  Vorschriften  im  §.  5 dieser  Verordnung  zu  verfahren, 
auch  in  allen  F’ällen,  wo  sich  Mängel  gefährlicher  Art  ergeben,  die  nicht  sofort  beseitigt 
werden,  bei  der  betreffenden  Behörde  Anzeige  zu  machen. 

Die  Befugnis.«  wird  immer  nur  für  die  Dauer  eines  Jahres  ertheilt,  und  sind  die  An 
träge  frühzeitig  zu  stellen  , damit  die  Bekanntmachung  für  das  nächste  Jahr  vor  dem 
Beginne  desselben  geschehen  kann. 

Die  Bekanntmachung  kann  unterbleiben , wenn  die  Befugniss  nur  für  einzelne  Fälle 
nachgesucht  und  ertheilt  wird.  Herzogliche  Kreis- Direktion  zu  Braun  schweig  hat  in  diesem 
Falle  die  Behörden , zu  deren  Bezirken  die  betreffenden  Dampfkessel  gehören , mit  ent- 
sprechender Mittheilung  zu  versehen. 

Nachweis  und  Kontrole  der  inneren  Revisionen. 

§.7.  Nach  Vornahme  einer  inneren  Revision  (§.  5)  hat  der  Kessel- Besitzer  bei  der 
zuständigen  Behörde  •'$.  1 eine  von  dem  betreffenden  Sachverständigen  ausgestellte  Be- 
scheinigung einzureichen , welche , wenn  der  Sachverständige  bei  der  Revision  einen 
Gehülfen  zugezogen  hat,  mit  einer  Beglaubigung  des  letzteren  in  Bezug  auf  den  ermittelten 
Befund  versehen  sein  muss. 

ln  der  Bescheinigung  ist  anzugeben,  in  welcher  Woise  die  Revision  vorgenomtneo 
wurde,  und  ob  der  Kessel  nebst  Zubehör  nach  Möglichkeit  gut  gereinigt  war,  auch  aus- 
drücklich zu  erklären , oh  sich  der  Kessel  nach  der  Ansicht  des  Sachverständigen  noch  im 
betriebstüchtigen  Zustande  befand.  Die  am  Kessel  befindliche  Signatur  Kesselmarke 
ist  im  Atteste  anzugeben.  Befinden  sich  mehrere  Dampfkessel  in  demselben  Etablisse- 
ment, so  ist  die  Lage  des  revidirten  Kessels , erf(#derliehenfalls  unter  Bezugnahme  auf 
einen  Situations-Plan  oder  auf  eine  an  den  Kesseln  anzubringende  Numerirung , bestimmt 
zu  bezeichnen. 

Ist  die  eingereichte  Bescheinigung  unvollständig,  oder  geht  aus  derselben  hervor,  dass 
die  Revision  nicht  vorschriftsmässig  ausgeführt  ist , so  hat  die  Behörde  die  Vervollständi- 
gung der  Bescheinigung  zu  fordern,  eventuell  die  Revision  für  ungültig  zu  erklären. 

Zur  Kontrole  der  regelmässigen  Ausführung  der  Revisionen  haben  die  betreffenden 
Behörden  Verzeichnisse  der  in  ihren  Bezirken  im  Betriebe  befindlichen  Dampfkessel  zu 
führen  und  haben  die  Besitzer  solcher  Kessel  , über  deren  Revision  im  abgelaufenen  Jahre 
eine  genügende  Bescheinigung  bi*  zum  10.  Januar  des  neuen  Jahres  nicht  beigebracht  ist, 
zur  Bestrafung  heranzuzienen. 

Wenn  im  Laufe  des  betreffenden  Jahres  ein  Betrieb  des  Dampfkessels  gar  nicht  statt- 
gefunden hat . oder  der  Kessel  nach  daran  vorgenommener  Reparatur  bei  vollständiger 
Blosslegung  der  Wasserdruck-Probe  unterzogen  ist , so  hat  die  zuständige  Behörde  dem 
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Kessel-BesiUer  auf  desfallsigen  Antrag  die  Beibringung  einer  Revisions-Bescheinigung  zu 
erlassen.  Ein  solcher  Erlass  tritt  auf  Antrag  auch  dann  ein , wenn  der  Kessel  vor  Ablauf 
des  Jahres  ausser  Betrieb  gesetzt,  und  auf  die  Konzession  zum  ferneren  Betriebe  ausdrück- 
lich Verricht  geleistet  wird. 

Verfahren  bei  Explosionen. 

§.  8*  Im  Falle  der  Zerreissung  oder  Explosion  eines  Dampfkessels  hat  der  Kessel- 
Besitzer  nach  §.  8 des  Gesetzes  vom  heutigen  Tage,  den  Betrieb  der  Dampfkessel  betreffend, 
der  zuständigen  Behörde  §.  1)  und  auch  dem  technischen  Beamten  {j.  11  sofort  Anzeige 
von  dem  Vorfälle  zu  machen  und  hat  dafür  zu  sorgen , dass  bis  zur  Ankunft  des  letzteren 
alle  Theile  des  Kessels  nebst  Zubehör  thunlichst  in  dem  Zustande  verbleiben , in  welchen 
sie  durch  die  Explosion  versetzt  wurden. 

Der  Beamte  hat  sich  ohne  Zeitverlust  an  Ort  und  Stelle  zu  begeben , um  die  Wirkun- 
gen der  Explosion  zu  konstatiren  und  die  Ursache  derselben  möglichst  zu  erforschen. 

Ueber  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  hat  der  Beamte  an  die  betreffende  Behörde  zu 
berichten. 

Technische  Beamte. 

ff.  1).  Die  technischen  Beamten  . von  welchen  diese  Verordnung  spricht , werden  vom 
Herzoglichen  Staats-Ministerium  bestimmt. 

Die  Kessel-Besitzer  haben  die  Beamten  bei  Vornahme  der  Untersuchung  nach  Kräften 
zu  unterstützen , denselben  auch  auf  Verlangen  die  nöthige  Arbeitshülfe  unentgeldlich  zur 
Verfügung  zu  stellen. 

Kosten. 

$.  10.  Die  Kosten  der  im  §.  3 vorgeschriehenen  äusseren  Revisionen  übernimmt  der 
Staat.  Alle  übrigen , aus  der  Ausführung  dieser  Verordnung  erwachsenden  Kosten  sind 
von  den  Dampfkessel- Besitzern  zu  tragen. 

Die  technischen  Beamten  ;§.  9,  haben  für  die  äussere  Revision  einer  Dampfkessel- 
Anlage  :§§.  3 und  4),  wenn  dieselbe  aus  Einem  Kessel  besteht,  eine  Gebühr  von  4 Thalern, 
wenn  sie  aus  mehreren,  mit  einander  verbundenen  Kesseln  besteht,  die  zusammen  revidirt 
werden , 4 Thalern  für  den  ersten,  2 Thaler  für  den  zweiten  und  1 */<  Thaler  für  ieden  fol- 
genden Kessel  zu  liquidiren.  Kopialien  und  Porto , sowie  Transportkosten  , haben  die 
Beamten  nach  ihren  wirklichen  Auslagen,  für  ausserhalb  des  Gebietes  ihres  Wohnorts 
vorzunehmende  Geschäfte  haben  sie  ferner  an  Diäten  2 Thaler  für  jeden  Tag  und  1 Thaler 
für  jede  Nacht  der  Reise  zu  liquidiren. 

Die  Liquidationen  über  die  vom  Staate  zu  tragenden  Kosten  haben  die  Beamten  quar- 
taliter an  Herzogliche  Bau-Direktion  einzureichen. 

Die  von  den  Kessel- Besitzern  zu  tragenden  Kosten  für  ausserordentliche  Revisionen 
§-  4)  halten  die  Beamten  bei  der  betreffenden  Behörde  (§.  1)  zu  liquidiren,  welche  den 
Betrag  einzieht. 

Ausnahme-Bestimmungen. 

§.11.  1.  Herzoglichem  Staats- Ministerium  bleibt  es  Vorbehalten . bei  Dampfkesseln 
im  Kigenthume  des  Maates , sowie  bei  den  stationären  Kesseln  der  Eisenbahnen  , auf  An- 
trag der  betreffenden  Verwaltungen  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  dieser  Verordnung 
eintreten  zu  lassen , insoweit  dies  im  Interesse  der  Öffentlichen  Sicherheit  unbedenklich 
und  mit  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  heutigen  Tage  vereinbar  erscheint. 

2.  Auf  die  Lokomotiv-Dampfkessel  der  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Eisen- 
bahnen finden  die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  keine  Anwendung. 

Kür  die  Ausführung  der  im  §.  9 des  Bahn-Polizei-  Reglements  für  die  Eisenbahnen  im 
Norddeutschen  Bunde  vom  3.  Juni  1870  vorgeschriebenen  Revisionen  der  Lokomotiv- 
Kessel  haben,  nach  Massgahe  des  §.  79  des  Reglements  , die  Eisenhahn-Direktion  und 
der  angestellte  Regierungs-Kommissar  Sorge  zu  tragen. 

3.  Bewegliche  Dampfkessel  , welche  in  einem  andern  Staate  des  Deutschen  Reiches 
konzessionirt  sind  und  nur  vorübergehend  auf  diesseitigem  Gebiete  in  Betrieb  kommen, 
unterliegen  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  ebenfalls  nicht. 

»•12.  Diese  Verordnung  tritt  am  I.  August  1873  in  Wirksamkeit,  und  haben  sich 
Alle . die  es  angeht,  danach  zu  achten. 

Urkundlich  Unserer  Unterschrift  und  beigedruckten  Herzogi.  Geheime  - Kanzlei- 
Siegels. 

Braunschvreig . den  II.  Juni  1873. 

(L.  S.) 

Auf  Höchsten  Spezial-Befehl. 

».  Campe.  W.  Schulz.  Zimmermann. 
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Beilage  Nr.  11. 

Brau  n schweig. 

Verordnung,  polizeiliche  Vorschriften  beim  Gebrauch  von  Lokomobilen  be- 
treffend. Vom  11.  Juni  1873. 

(Ges.-8amml.  1873.  Nr.  37.) 

Wir,  Wilhelm,  Herzog  etc.  etc.,  verordnen  zur  Ausführung  des  §.  7 des  Gesetzes 
vom  heutigen  Tage  etc.,  was  folgt: 

1.  Bei  Benutzung  einer  Lokomobile  ausserhalb  des  Wohnorts  des  Eigenthümers 
hat  der  Letztere  oder  sein  mit  Führung  derselben  beauftragter  Stellvertreter  die  bezüg- 
lich des  Lokomobil-Dampfkessels  ertheilte  Genehmigungs-Urkunde  sowie  die  über  vor- 
schriftsm&ssige  Ausführung  des  Dampfkessels  vor  der  Inbetriebnahme  ertheilte  Revisions- 
Bescheinigung  stets  bei  sich  zu  führen , und  solche  auf  Verlangen  den  Organen  der 
Polizei-Behörde  resp.  den  Revisions-Beamten  vorxuzeigen , hat  auch  jedesmal , wenn  die 
Lokomobile  in  einen  andern  Orts-Bezirk  gebracht  wird,  bei  der  betreffenden  Orts-Behörde 
von  der  beabsichtigten  Benutzung  vorher  Anzeige  zu  machen. 

$.  2.  Lokomobilen  aller  Art  dürfen  auf  öffentlichen  Strassen  und  Wegen  nur  mit 
polizeilicher  Genehmigung  und  unter  genauer  Innchaltung  der  an  die  Genehmigung  etwa 
geknüpften  Bedingungen  in  Betrieb  gesetzt  werden. 

Die  Genehmigung  ist,  wenn  es  sich  um  Staatsstrassen  oder  Fortbewegung  von  Loko- 
mobilen mittelst  eigener  Dampfkraft  handelt,  von  der  Landes- Polizeibehörde , in  allen 
übrigen  Fällen  von  der  Orts-Polizeibehörde,  und  zwar  schriftlich  zu  ertheilen. 

8«  Beim  Betriebe  von  Lokomobilen  jeder  Art  sind  die  nachstehenden  Vorschriften 
zu  beobachten : 

a.  Die  Lokomobile  muss  mit  einem  verschliessbaren  Aschenkasten  unter  dem  Roste  sowie 
mit  einem  Funkenfäneer  am  Schornsteine  versehen  sein. 

b.  In  der  Nähe  von  Lokomobilen  sind , falls  nicht  auf  andere  Weise  fliessendes  oder 
stehendes  Wasser  leicht  erreichbar  sein  sollte , mit  Wasser  gefüllte  offene  Rehälter  auf- 
zustellen, deren  Inhalt  mindestens  dem  der  Lokomobil-Kesael  gleichkommt. 

©•  Die  mit  Beaufsichtigung  der  Lokomobile  beauftragten  Personen  dürfen  dieselben , so 
lange  das  Feuer  unter  der  Maschine  nicht  erloschen  ist,  nicht  verlassen, 
d.  Die  Lokomobile  muss  von  Gebäuden  mit  Stein-,  Zink-  und  Steinpapp-Dächern  in  der 
Regel  mindestens  8 Meter,  von  Gebäuden  mit  feuerunsicherer  Bedachung,  von  Getreide- 
Mieten  odey  anderen  leicht  feuerfangenden  Gegenständen  mindestens  15  Meter,  und 
von  öffentlichen  Wegen  mindestens  20  Meter  entfernt  aufgestellt  werden. 

Bei  Nachtzeit  oder  bei  heftigem  Winde  ist  der  Betrieb  einzustellen. 

$•  4*  Die  Orts-Polizeibehörden  sind  befugt;  in  besondern  nach  ihrem  Ermessen  dazu 
geeigneten  Fällen  von  den  Vorschriften  des  tj.  3 sub  d.  und  e.  Dispensation  zu  ertheilen, 
können  dabei  aber  besondere  Sicherheits - Massregeln  anordnen.  Die  Dispensation  ist 
schriftlich  zu  ertheilen,  auch  sind  in  dem  Dispensations-Scheine  die  Punkte,  von  denen  die 
Dispensation  ertheilt  wird,  und  die  etwa  angeordneten  Sicherheits-Massregeln  speziell  auf- 
zuführen. 

Ebenso  sind  die  Orts-Polizeibehörden  berechtigt,  grössere  als  die  §.  3 unter  d.  fest- 
gestellten Entfernungen  vorzuschreiben  , wo  dies  durch  besondere  lokale  Verhältnisse  zur 
Vermeidung  von  Unglücksfällen  geboten  erscheint. 

Auf  Dampfspritzen  finden  Vorschriften  dieser  Verordnung  überhaupt  keine  Anwendung. 
Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  August  d.  J.  in  Kraft  und  haben  sich  Alle,  die  es 
angeht,  hiernach  zu  achten. 

Urkundlich  u.  s.  w. 

Beilage  Nr.  12 

Mecklenbnrg-Schwerin  und  Mecklenbnrg-StreUts. 

Verordnung,  betreffend  Anlagen.  Betrieb  von  Dampfkesseln.  Vom  18.  April  1873. 

Für  beide  Mecklenburg  sind  unterm  18.  April  1873  unter  Aufhebung  der  Verordnun- 
gen für  Schwerin  vom  3.  Juli  1863  und  3.  Febr.  1868,  für  Strelitz  vom  28.  Mai  1863  und 
3.  Februar  1868  wesentlich  gleichlautende  Verordnungen  über  Anlage  und  Betrieb  von 
Dampfkesseln  ergangen.  Wir  beschränken  uns  deshalb  darauf,  nur  den  Wortlaut  der  für 
Mecklenburg-Strelitz  ergangenen  Verordnung  nachstehend  wiederzugeben.  — 

Für  Mecklenburg-Schwerin  hat  die  mehrfach  erwähnte  technische  Kommission 
ihren  Sitz  in  Schwerin.  Für  Schwerin  Regierungs- Bl.  S.  106  ff.,  für  Strelitz  Offizieller  An- 
zeiger. Nr.  20. 
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I.  Bau*  und  feuerpolizeiliche  Bestimmungen. 

$•  1.  Wenn  Dampfkessel,  welche  für  mehr  als  vier  Atmosphären  Ueberdruck  bestimmt 
sind , oder  solche , bei  welchen  das  Produkt  aus  der  feuerberührten  Fläche  in  Quadrat- 
metern und  der  Dampfspannung  in  Atmosphären-Ueber druck  mehr  als  zwanzig  beträgt, 
in  geringerer  Entfernung  als  10  Meter  von  öffentlichen  »Strassen  oder  von  Nachbar-Grund- 
stücken in  Gebäuden  aufgestellt  werden  sollen  , so  sind  die  nach  der  Strasse,  beziehungs- 
weise nach  dem  Nachbur-Grundstiicke  gerichteten  Wände  solcher  Gebäude  massiv  und 
t */,  Mal  so  stark  als  die  übrigen  Wände,  mindestens  aber  36  Zentimeter  stark  zu  bauen. 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  in  solchem  Falle  auch  die  übrigen  Wände  der  bezeich- 
neten  Gebäude , beziehungsweise  ob  die  nach  der  »Strasse  oder  nach  Nachbar-Grundstücken 
gerichteten  Wände  derselben  bei  grösserer  Entfernung  des  Dampfkessels  von  der  »Strasse  etc. 
als  vorstehend  angegeben  , massiv  zu  bauen  sind  , bestimmt  sich  nach  den  für  den  Ort  der 
Anlage  normirenden  sonstigen  hau-  und  feuerpolizeilichen  Vorschriften.  Dasselbe  gilt  von 
den  Umfassung»- Wänden  der  Gebäude,  in  welchen  andere  als  die  im  ersten  Absätze  bezeieh- 
neten  Dampfkessel  •aufgestellt  und  in  Betrieb  genommen  werden  sollen. 

$.  2*  Eine  bestimmte  Minhnal-Hühe  der  »Schornsteine  bei  Dampfkessel- Anlagen  soll 
nicht  weiter  allgemein  vorgeschrieben  sein. 

Bei  der  Einrichtung  der  Kessel-Anlage  ist  aber  dafür  »Sorge  zu  tragen , dass  die  be- 
nachbarten Grundbesitzer  durch  Hauch,  Kuss  u.s  w.  Beschädigungen  oder  Belästigungen 
nicht  erfahren.  Treten  solche  Beschädigungen  oder  Belästigungen,  nachdem  der  Dampf- 
kessel in  Betrieb  genommen  ist,  dennoch  hervor , so  ist  die  Obrigkeit  befugt,  eine  Er- 
höhung des  Schornstein«  bis  zu  einer  Höhe  von  15  Metern,  beziehungsweise  bis  zu  einer 
Höhe  von  5 Metern  über  die  First  des  höchsten  innerhalb  30  Meter  Entfernung  liegenden 
fremden  Gebäudes  zu  verfügen. 

3.  Sollen  Dampfkessel  in  geringerer  Entfernung  als  100  Meter  von  Gebäuden, 
öffentlichen  Wegen  und  fremden  Eigenthümern  gehörigen  brennbaren  Gegenständen  im 
Freien  aufgestellt  und  zur  Verrichtung  landwirtschaftlicher  oder  anderer  an  und  für  sich 
nicht  feuergefährlicher  Arbeiten  in  Betrieb  genommen  werden  , so  müssen  sie  nicht  bloss 
den  »Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln«  ent- 
sprechen , sondern  auch  mit  einem  zweckentsprechenden  Funkenfänger  und  mit  einem 
gehörig  grossen  Aschenkasten  von  Eisen  versehen  »ein , welcher  so  hoch  mit  Wasser  ge- 
fallt werden  kann , dass  die  während  des  Betriebes  durch  den  Kost  fallenden  glühenden 
Theile  ganz  vom  Wasser  bedeckt  werden. 

II.  Vorschriften  über  die  obrigkeitliche,  beziehungsweise  kunstverständige  Prüfung  von 

Dampfkesseln. 

§.  4,  Die  Anträge  auf  Genehmigung  von  stehenden  und  beweglichen  Dampfkesseln 
sind,  wenn  Inhaber  ortsobrigkeitlicher  Hechte  der  nach  §.  24  der  Gewerbe-Ordnung  er-  * 
forderlichen  Genehmigung  auf  ihrem  Gebiete  bedürfen , an  die  Gewerbe-Kommission  zu 
Neu-Strelitx,  in  allen  übrigen  Fällen  aber  an  die  Obrigkeit  des  Orts  der  Anlage,  beziehungs- 
weise die  Obrigkeit  desjenigen  Ortes  zu  richten  , an  welchem  sich  der  bewegliche  Dampf- 
kessel befindet. 

5.  Dem  Anträge  ist  in  je  zwei  Exemplaren  beizufügen  : eine  Beschreibung  und 
eine  Zeichnung  des  Kessels  in  einfachen  Linien,  sowie,  wenn  die  Anlegung  eines  stehenden 
Dampfkessels  beabsichtigt  wird,  ein  Bauriss  und  eine  Situations-Zeichnung. 

ln  der  Beschreibung  sind  anzugeben : die  Fabrik,  aus  welcher  der  Kessel  bezogen  ist, 
die  Dimensionen  des  Kessels,  die  Gattung  und  Stärke  des  Materials,  die  Einrichtung  der 
einzelnen  Montirungsstücke , ferner  die  Grösse  der  Kostfläche , sowie  der  feuerberührten 
Fläche  des  Kessels  und,  sofern  §.  2,  Absatz  2 der  unterm  29.  Mai  Js71  publizirten  »All- 
gemeihen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampkesseln«  des  Bundes- 
• rathes  in  Anwendung  kommt,  auch  die  Grösse  der  vom  Wasser  bespülten  Kesselfläche 
bestrichen  wird,  und  die  Art  des  Luftzuges,  ob  natürlich  oder  künstlich. 

Die  Zeichnung  des  Kessels  muss  so  deutlich  und  durch  eingeschriebene  Masse  so 
vollständig  sein , dass  aus  derselben  die  in  der  Beschreibung  georderten  Angaben  der 
Grössen-Verhältnisse  hergeleitet  werden  können.  Auch  muss  in  derselben  die  Höhe  des 
niedrigsten  Wasserstandes  angegeben  sein.  Aus  dem  Bauriss  muss  sich  der  »Standpunkt  des 
Kessels  und  der  Maschine,  der  Standpunkt  und  die  Höhe  des  Schornsteins,  sowie  die  Lage 
gegen  die  benachbarten  Grundstücke  deutlich  ergeben. 

Die  Situations-Zeichnung  hat  die  an  den  Ort  der  Aufstellung  des  Kessels  stössen- 
den  Grundstücke,  mit  Einschluss  der  etwa  angrenzenden  öffentlichen  Wege,  zu  umfassen. 

Für  die  Zeichnung  des  Kessels,  den  Bauriss  und  die  Situations-Zeichnung  sind  Mass- 
stäbe  zu  wählen  und  einzutragen , welche  eine  deutliche  Anschauung  gewähren.  Alle 
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Dimensionen  in  der  Beschreibung  und  in  den  Zeichnungen  sind  in  Metermass  anzu- 
geben. 

4».  Die  nach  §.  4 zuständige  Behörde  hat  den  Antrag  nach  Massgabe  des  §.  24  der 
Deutschen  Gewerbe-Ordnung  und,  insoweit  dabei  die  »Allgemeinen  polizeilichen  Be- 
stimmungen über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln*  und  die  Vorschriften  der  gegen- 
wärtigen Verordnung  in  Betracht  kommen , unter  Zuziehung  von  Kunstverständigen  zu 
beurtheilen. 

In  den  Fällen,  für  welche  die  Gewerbe-Kommission  kompetent  ist,  geschieht  die  kunst- 
verständige Prüfung  und  Begutachtung  durch  die  nach  dem  Publikandum  vom  2b.  Sept. 
186«!  bestellte  technische  Kommission  zu  Neu-Strelitz.  (Schwerin.) 

•Dieselbe  hat  die  erforderliche  Besichtigung  und  Prüfung  an  Ort  und  Stelle  gemein- 
schaftlich oder  durch  eines  der  beiden  Mitglieder , geeigneten  Falles  durch  einen  von  ihr 
kommittirten  Kunstverständigen  vorzunehmen. 

ln  allen  übrigen  Fällen  bleibt  die  Wahl  der  Kunstverständigen  insoweit  dem  Er- 
messeu  der  kompetenten  Obrigkeit  überlassen,  dass  es  ihr  freisteht,  entweder 

1.  die  technische  Kommission  zu  Neu-Strelitz  .Schwerin,]  zur  Begutachtung  und  Prüfung 
des  Kessels  zu  requiriren,  oder 

2.  selbst  zwei  Kunstverständige  zu  bestellen,  von  denen  jedoch  mindestens  einer  ihr  zu- 
vor durch  die  technische  Kommission  entweder  für  den  speziellen  Fall  oder  ein-  für 
allemal  für  das  laufende  Kalenderjahr  als  zur  Vornahme  solcher  Prüfungen  qualifizirt 
bezeichnet  worden  sein  muss. 

In  dem  Falle  unter  2 hat  die  Obrigkeit  das  von  dem  Kunstverständigen  abgegebene 
Erachten  spätestens  am  Schlüsse  des  Jahres,  in  welchem  dasselbe  abgegeben  ist,  der  tech- 
nischen Kommission  zur  Kenntnissnahme  mitzutheilen. 

Können  sich  diese  Kunstverständigen  über  das  abzugehende  Erachten  nicht  einigen, 
so  ist  durch  die  Obrigkeit  das  Obererachten  der  technischen  Kommission  einzuholen. 

Die  Kosten  der  obrigkeitlichen  resp.  technischen  Prüfung  fallen , wie  auch  bei  den 
nach  Massgabe  dieser  Verordnung , beziehungsweise  der  «Allgemeinen  polizeilichen  Be- 
stimmungen über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln«  sich  vernoth wendigenden  obrigkeit- 
lichen resp.  technischen  Prüfungen  von  stehenden  oder  beweglichen  Dampfkesseln  dem 
Antragsteller  zur  Last. 

Auch  liegt  dem  Antragsteller  ob,  behufs  Vornahme  der  in  den  §§.  11  und  12  der 
»Allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln«  vorgeschriebenen 
Druckprobe  für  die  Gestellung  der  Druckpumpe,  sowie  für  die  Anbringung  derselben  an 
dem  Kessel  zu  sorgen,  und  die  erforderlichen  Arbeitskräfte  zu  .stellen. 

$.  7*  Die  Vornahme  der  Druckprobe  (§§.  11  und  12  der  »Allgemeinen  polizeilichen 
Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln«)  ist  nicht  erforderlich , wenn  ein 
amtliches  Zeugnis«  darüber  vorliegt , dass  der  Kessel  bereit«  in  einem  anderen  Bundes- 
staate nach  den  Vorschriften  der  »Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  An- 
legung von  Dampfkesseln«  vom  29.  Mai  1871  geprüft  und  tüchtig  befunden  ist,  sofern 
derselbe  nicht  etwa  durch  den  Transport  oder  aus  sonstiger  Veranlassung  Beschädigungen 
erlitten  hat,  welche  die  Wiederholung  der  Probe  geboten  erscheinen  lassen. 

8.  Die  technische  Kommission  kann  auch  ohne  Requisition  durch  die  zur  Er- 
theilung  der  Genehmigung  für  eine  Dampfkessel-Anlage  zuständige  Behörde  anf  einen 
direkt  bei  ihr  angebrachten  Antrag  der  Interessenten . welchem  die  in  §.  5 bezeichnet* 
Beschreibung  etc.  in  zwei  Exemplaren  beigefügt  ist, 

1,  zur  Vornahme  der  Druckprobe  nach  Massgabc  der  §§.  11  bis  13  der  «Allgemeinen 
polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dumpfkesseln«,  und 

2.  zur  Prüfung  von  beweglichen  Dampfkesseln  (Lokomobilen  und  Lokomotiven)  nach 
Mossgabe  der  »Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampf- 
kesseln« und  der  Vorschriften  der  gegenwärtigen  Verordnung 

schreiten,  und  dem  Antragsteller  über  den  Befund  ein  Attest  ausstellen , wenn  der  Dampf-  • 
kessel  den  gesetzlichen  Anforderungen  entspricht. 

Dem  Atteste  ist  das  eine  Exemplar  der  Beschreibung  und  Zeichnung  anzuheften,  da« 
andere  ist  detn  Antragsteller  gestempelt  zurückzugeben.  In  dem  Atteste  ist  da«  Erforder- 
nd der  zu  erwirkenden  obrigkeitlichen  Genehmigung  auszusnrochen. 

Hat  die  Beschaffenheit  des  Dampfkessels  zu  Monitoren  Veranlassung  gegeben,  so  sind 
dem  Antragsteller  bei  Mittheilung  derselben  die  Zeichnung  und  Beschreibung  ungestempelt 
zurückzugeben. 

Wenn  Inhaber  ortsobrigkeitlicher  Hechte  die  Genehmigung  einer  beabsichtigten 
Dampfkessel-Anlage  bei  der  Gewerbe-Kommission  zu  beantragen  haben  , so  soll  es  ihnen 
freistchen , sich  zuvor  unter  Vorlegung  der  in  §.  •*>  angegebenen  Beschreibung  etc.  an  die 
technische  Kommission  zu  wenden,  um  ein  Attest  derselben  darüber  zu  erwirken,  dass  der 
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beabsichtigten  Anlage  aus  den  «Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  An- 
legung von  Dampfkesseln  vom  29.  Mai  1871«  und  gegenwärtigen  Verordnung  ein  Hinder- 
nis» nicht  entgegensteht. 

Die  Gewerbe-Kommission  hat,  wenn  ein  solches  Attest  vorliegt,  die  Zulässigkeit  der 
Anlage  ihrerseits  nur  noch  nach  den  bestehenden  bau-,  feuer-  und  gesundheitspolizeilichen 
Vorschriften  nach  Massgabe  des  §.  24  der  Gewerbe-Ordnung  zu  prüfen. 

$•  9*  Die  in  Gemässheit  des  §.24,  Absatz  4,  der  Gewerbe-Ordnung  nach  ertheilter 
Genehmigung  und  vor  der  Inbetriebnahme  des  Kessels  erforderliche  Untersuchung  darüber, 
ob  die  Ausführung  der  Genehmigung  entspricht,  ist  in  allen  Fällen  unter  Zuziehung  der 
technischen  Kommission  oder  eines  von  ihr  kommittirten  Kunstverständigen,  beziehungs- 
weise der  nach  §.  7 unter  2 bestellten  Kunstverständigen  , wenn  diese  sich  über  das  ab- 
gegebene Erachten  geeinigt  hatten,  vorzunehmen. 

Bewegliche  Dampfkessel  Lokomobilen;  können  in  Betrieb  gesetzt  werden,  sobald  sie 
von  der  zuständigen  Obrigkeit  unbedingt  genehmigt  worden  sind. 

Lokomobilen,  deren  Inbetriebnahme  in  anderen  Bundesstaaten  nach  den  Vorschriften 
der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  und  den  »Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über 
die  Anlegung  von  Dampfkesseln»  gestattet  worden  ist , sind , wenn  seit  ihrer  Prüfung  in 
dem  betreffenden  Bundesstaate  weniger  als  vier  Jahre  vergangen  sind , auf  hierüber  bei- 
gebrachten Nachweis,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  den  §§.  13  bis  15,  unbeanstandet 
zum  Betriebe  zuzu lassen. 

§•  10.  Die  Vorschriften  der  §tj.  4 bis  9 finden  auch  Anwendung,  wenn  wegen  Aenderung 
der  Belriebsstälte  einer  stehenden  Dampfkessel-Anlage  eine  neue  Genehmigung,  beziehungs- 
weise wenn  nach  Massgabe  des  §.  12  der  »Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über 
die  Anlegung  von  Dampfkesseln«  oder  nach  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  eine  neue 
Druckprobe  erforderlich  wird. 

111.  Vorschriften  Uber  den  Betrieb  von  Dampfkesseln. 

§.  11.  Die  Besitzer  von  Dampfkesseln,  beziehungsweise  die  an  ihrer  Statt  zur  Leitung 
des  Betriebes  bestellten  Vertreter  sind  verpflichtet,  die  zur  Ausrüstung  des  Dampfkessels 
nach  Abschnitt  II.  der  »Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von 
Dampfkesseln  vom  29.  Mai  1971«  gehörenden  Vorrichtungen,  wie  überhaupt  den  ganzen 
Kessel , so  lange  derselbe  im  Betriebe  bleibt , stets  in  gutem  und  gangbarem  Zustande  zu 
erhalten  und  den  Betrieb  zu  unterbrechen,  sobald  eine  dieser  Vorrichtungen  unwirksam 
geworden  ist. 

Dieselben  sind  insbesondere  verpflichtet,  die  Sicherheit«- Ventile  während  des  Be- 
triebes so  regulirt  zu  halten,  dass  sie  »ei  Eintritt  der  für  den  Kessel  festgesetzten  Dampf- 
spannung den  Dampf  entweichen  lassen. 

Der  Dampfkessel  muss  in  angemessenen , von  der  Beschaffenheit  des  Speisewassers 
abhängigen  Fristen  gereinigt  und  besichtigt  werden. 

Die  Bewartung  des  Dampfkessels  darf  nur  nüchternen  und  zuverlässigen  und  in  diesem 
Geschäfte  wohlbewanderten  Leuten  anvertraut  werden  , welche  die  zur  Sicherheit  des  Be- 
triebes erforderlichen  Vorrichtungen  kennen  und  anzuwenden  verstehen. 

Die  mit  der  Bewartung  von  Dampfkesstdn  beauftragten  Arbeiter  Kesselwärter)  sind 
verpflichtet,  die  vorhandenen  Sicherheit«- Vorrichtungen  nestimmungsmässig  und  den  all- 
gemein anerkannten  Kegeln  der  Technik  entsprechend  zu  benutzen. 

§.  12.  Wer  einen  beweglichen  Dampfkessel  Lokomobile  im  Freien  in  geringerer  als 
der  in  §.  3 angegebenen  Entfernung  von  Gebäuden  etc.  zur  Verrichtung  landwirtschaft- 
licher oder  sonstiger  Arbeiten  in  Betrieb  nehmen  will,  hat  der  Obrigkeit  des  Aufstellungs- 
ortes davon  mindestens  24  Stunden  vorher  Anzeige  zu  machen  und  sich  durch  Vorlegung 
der  Genehmigungs-Urkunde  für  die  von  ihm  benutzte  Lokomobile  und  eventualiter  des 
Attesten  über  eine  spätere  Prüfung  derselben  nach  §.  21  darüber  auszuweisen,  dass  die 
Lokomobile  den  Anforderungen  in  §.  3 entspricht.  Der  Vorlegung  der  Genehmigungs- 
Urkunde  bedarf  es  nicht,  wenn  dieselbe  von  der  betreffenden  Obrigkeit  selbst  ertheilt 
worden  ist. 

Im  Uebrigen  hat  derselbe  neben  den  Vorschriften  des  §.  1 1 insbesondere  Folgendes  zu 
beobachten : 

A.  In  Betreff  der  Aufstellung  der  Lokomobile  behufs  des  Betriebes : 

1 . Von  Gebäuden  und  Mieten  auf  nachbarlichen  Grundstücken  muss  die  Lokomobile 
wenigstens  30  Meter  entfernt  bleiben. 

2.  An  eigene  Gebäude  darf  sie  nicht  näher  als  5 resp.  15  Meter  herangpbracht  werden , je 

nachdem  dieselben  mit  feuersicherem  Dache  versehen  sind  oder  nicht.  Diese  Ent- 
Roich^-Gesetze  m.  Erllntar.  Tit.  I.  Bd.  3.  27 
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fernungen  sind  zu  verdoppeln , wenn  Nachbar-Gebäude  von  den  eigenen  nicht  durch 
einen  Zwischenraum  von  mindestens  15  Meter  getrennt  sind. 

3.  Von  eigenen  Mieten  muss  die  Lokomobile  so  weit  entfernt  gehalten  werden  , als  die 
Länge  der  gewöhnlich  in  Anwendung  kommenden  Treibriemen  gestattet. 

B.  in  Betreff  des  Betriebes  selbst. 

1.  Der  Aschenkasten  unter  dem  Koste  muss  mit  Wasser  gefüllt  sein. 

2.  Zur  Heizung  dürfen  nur  Koakes  oder  Steinkohlen  genommen  werden. 

3.  Neben  der  Lokomobile  muss  ein  geräumiges  mit  Wasser  gefülltes  Gefäss  zum  Ablöschen 
brennender  Kohlen  oder  Schlacken  bereit  stehen ; auch  müssen  zwei  mit  Wasser  ge- 
füllte Löscheimer  zur  Hand  sein. 

4.  Die  Stelle,  wo  die  Lokomobile  steht,  ist  ringsum  auf  3 Meter  von  Stroh  und  anderen 
leicht  brennbaren  Stoffen  frei  zu  halten. 

5.  Soll  die  Lokomobile  in  der  Nähe  von  Gebäuden  von  einer  Stelle  zur  andern  transportirt 
werden,  so  muss  zuvor  das  etwa  im  Heizraume  befindliche  glühende  Brennmaterial  aus- 
gelöscht werden. 

6.  Ebenso  ist  unmittelbar  nach  beendetem  Gebrauche  der  Lokomobile  das  Brennmaterial 
sogleich  auszulqschen  und  der  Zug  durch  Zustellen  des  Schornsteinschiebers  abzu- 
sperren. 

7.  Der  Betrieb  ist  zu  aistireu,  wenn  stürmische  Witterung  eintritt,  oder  wenn  derFunken- 
fftnger  unwirksam  wird. 

Für  die  gehörige  Beobachtung  der  im  Vorstehenden  unter  A und  B.  gegebenen 
Sicherheit«- Vorschriften  haften  ausser  dem  Inhaber  des  betreffenden  landwirtschaftlichen 
und  sonstigen  Betriebes  auch  der  Wirtschaft.«-  beziehungsweise  Werkführer , unter 
dessen  Leitung  die  Lokomobile  aufgestellt  ist , oder  der  die  Aufsicht  über  den  Betrieb  zu 
führen  hat. 

13«  Für  die  Aufstellung  und  den  Betrieb  von  Lokomobilen  in  Gebäuden  sind  die 
für  stehende  Dampfkessel- Anlagen  geltenden  Vorschriften  massgebend. 

Eine  im  Freien  gebrauchte  Lokomobile  darf  nach  Beendigung  ihre«  Gebrauches  im 
Innern  von  Gebäuden  t in  welchen  sich  leicht  brennbare  Gegenstände  befinden  . vor  einge- 
tretener  Abkühlung  nicht  aufbewahrt  werden. 

$•  14.  Wenn  Inhaber  obrigkeitlicher  Hechte  selbst  auf  ihrem  Gebiete  Lokomobilen,  für 
welche  sie  nicht  Inhaber  der  Genehmigungs-Urkunde  sind,  in  der  Nähe  von  Gebäuden  etc. 
in  Betrieb  zu  nehmen  beabsichtigen . so  haben  sie  durch  Einsicht  der  Genehmigungs- 
Urkunde  sich  von  dem  Vorhandensein  der  materiellen  Voraussetzungen  für  die  Zulässigkeil 
eines  solchen  Betriebes  nach  §.  12  zu  überzeugen,  und  finden  auf  den  Betrieb  die  Vor- 
schriften der  §§.  12  und  13  gleichfalls  Anwendung. 

$.  15.  Die  zum  Selbsttransport  mittelst  Dampfkraft  eingerichteten  Lokomobilen  oder 
die  Lokomotiven  unterliegen,  was  ihre  Aufstellung  und  Verwendung  in  der  Nähe  von  Ge- 
bäuden , öffentlichen  Wegen  oder  fremden  Eigentümern  gehörenden  brennbaren  Gegen- 
ständen zur  Verrichtung  landwirtschaftlicher  oder  anderer  industrieller  Arbeiten  betrifft, 
den  Vorschriften  in  den  §§.  1 2 bis  14.  Anlangend  aber  den  Selbsttransport  dieser  Maschinen 
mittelst  Dampfkraft,  so  unterliegt  derselbe  innerhalb  der  Orte  der  Regelung  durch  die 
Orts-Polizeibehörde.  Ausserhalb  der  Orte  ist  derselbe  auf  Chausseen  und  anderen  öffent- 
lichen Wegen  nur  unter, den  Voraussetzungen  und  nach  Massgabe  der  §§.  16  lind  1 7 statthaft. 

$.  16.  Wer  ausserhalb  bewohnter  Orte , auf  Chausseen  und  anderen  öffentlichen 
Wegen,  mit  einer  von  Dampfkraft  getriebenen  Lokomotive  fahren  will,  muss  im  Besitz 
einer  Genehmig ungs- Urkunde  sein,  aus  welcher  hervorgeht,  dass  die  Lokomotive 

1.  allen  nach  §.  12  an  eine  Lokomobile  zu  machenden  Anforderungen  genügt,  auch 

2.  sich  leicht  und  sicher  lenken  und  anbalten  lässt;  und  ausserdem  in  den  Fällen,  wo  es 
sich  um  das  Befahren  einer  Chaussee  handelt,  dass 

3.  die  nicht  zur  Lenkung  der  Lokomotive,  sondern  zum  Tragen  der  Last  bestimmten  Rider 
den  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Felgenbreite  und  sonstige  Beschaffenheit  der 
Räder  von  Lastfuhrwerken  zum  Befahren  der  Chausseen  entsprechen,  und  insbesondere 
ein  etwa  hervortretender  Rand , mittelst  dessen  dieselben  bei  übrigens  genügender 
Felgenbreite  die  Chaussee  berühren,  nicht  unter  10  Zentimeter  breit  ist,  sowie  dass 

4.  das  Gewicht  der  Lokomotive  das  Maximum  der  für  vierrädrige  Fuhrwerke  von 
derselben  Felgenbreite  nach  der  Chaussee-Poliiei-Ordnung  zulässigen  Ladung  nicht 
übersteigt. 

Der  Unternehmer  hat  das  beabsichtigte  Befahren  der  Chausseen  und  anderen  öffent- 
lichen Wege  in  jedem  einzelnen  Falle  der  Obrigkeit,  auf  deren  Gebiete  die  zu  durchfahrende 
Strecke  liegt,  mindestens  24  Stunden  vorher,  bei  Vorlegung  der  Genehmigungs-Urkunde 
oder  einer  beglaubigten  Abschrift  derselben,  anzuzeigen 
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Sollen  bewohnte  Orte  auf  der  Fahrt  pasairt  werden  , so  ist  dazu  die  Erlaubnis*  der 
betreibenden  Orts-Polizeibehörde  zu  erwirken. 

§•  17«  Der  Besitzer  resp.  Führer  der  Lokomotive  ist  ausserdem  wahrend  des  Trans- 
ports derselben  mittelst  Dampfkraft  auf  den  im  §.  lü  bezeichneten  Wegen,  und  so  lange 
sie  zu  diesem  Zwecke  glühendes  Brennmaterial  im  Heizraurue  enthält,  zur  Befolgung 
nachstehender  Vorschriften  verpttichtet 

1.  Die  Bestimmungen  in  §.  12,  B.  unter  1,  0 und  7 linden  auch  auf  den  Transport  der 
Lokomotiven  mittelst  Dampfkraft  Anwendung. 

2.  Die  Heizung  darf  während  des  Transportes  nur  mit  Koakes  geschehen. 

3.  Die  Schnelligkeit  der  Fortbewegung  darf  höchsten  120  Meter  in  der  Minute  betragen 
und  muss  beim  Passiren  bewohnter  Orte  oder  frequenter  Wege  bis  auf  das  Mass  von 
80  Metern  in  der  Minute  verringert  werden. 

4.  An  die  Lokomotive  dürfen,  mit  Ausnahme  der  Arbeitsmuschinen,  welche  durch  dieselbe 
in  Betrieb  gesetzt  werden  sollen,  keine  anderen  Fuhrwerke  angehängt  werden. 

5.  Die  Brücken  in  den  Wegen  und  Chausseen  dürfen  nicht  mit  der  Lokomotive  und  dem 
ihr  angehängten  Werke  gleichzeitig  belastet  werden. 

Das  Verbindungs- Mittel  derselben  muss  daher  bei  dieser  Passage  in  solcher  Lange 
angewendet  werden , dass  das  nachfolgende  Werk  die  Brücke  erst  erreicht,  wenn  das  vor- 
aufgehende dieselbe  schon  verlassen  hat. 

0.  Der  Führer  der  Lokomotive  ist  verpflichtet,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  Fuhrwerke  oder 
Heiter  auf  den  befahrenen  Wegen  den  Maschinenzug  ohne  Nachtheil  passiren  können 
und  durch  das  Scheu  werden  der  Pferde  keine  Gefahr  entstehe. 

Kr  muss  daher  allen  Fuhrwerken  ausbiegen  und  für  deren  Vorbeifahrt  die  Maschine 
vollständig  in  Ruhe  setzen,  bevor  das  nachfolgende  oder  begegnende  Fuhrwerk  bis  auf 
30  Meter  Entfernung  nahe  gekommen  ist.  Auf  schmalen  für  eine  Ausbiegung  nicht 
geeigneten  Wegen  ist  ein  Vorläufer  voranzuschicketi , welcher  das  entgegenkommende 
Fuhrwerk  bis  zur  Annäherung  der  Maschine  an  einer  passlichen  Stelle  zurückhält. 
Wenn  Zug-  oder  Reitpferde  auf  den  passirten  Wegen  oder  in  deren  Nähe  vor  der 
Maschine  scheu  werden , so  ist  dieselbe  anzuhalten  und  die  Entfernung  der  scheuenden 
Thiere  oder  deren  genügende  Beherrschung  abzuwarten. 

7.  Eine  Dampfpfeife  darf  an  der  Maschine  während  des  Transports  nicht  ertönen , sondern 
es  muss  dafür,  wenn  nöthig  eine  Glocke  angewendet  werden 
S.  Der  Führerder  Lokomotive  ist  endlich  verpflichtet,  bei  dem  Transporte  die  etwaigen 
besonderen  Anordnungen  der  Obrigkeit  der  zu  passirenden  Strecke  zu  befolgen. 

§•  18*  Wenn  eine  Lokomotive  mittelst  Selbsttransport«  durch  Dampf  kraft  eine 
Chaussee-Hebestelle  passirt,  so  ist  von  derselben  und  den  augehängten  Arbeits-Maschinen 
das  volle  tarifmässige  Chausseegeld  für  durchgehendes  Lastfuhrwerk  in  der  Art  zu  ent- 
richten , dass  je  20  Zentner  der  Last . als  welche  hierbei  das  Gewicht  der  Lokomotive  und 
der  ihr  angehängten  Werke  angenommen  wird,  für  ein  Zugthier  gerechnet  werden 

Findet  der  Transport  einer  Lokomotive  oder  einer  gewöhnlichen  transportablen  Dampf- 
Maschine  (Lokomobile  durch  Zugthiere  statt,  so  kommen  die  gesetzlichen  Vorschriften 
für  Lastfuhrwerke  in  Anwendung.  Doch  gilt  auch  in  diesem  Falle  das  ganze  Gewicht  der 
lAikomotive  resp.  der  I/okomobile  und  der  angehängten  Werke  als  die  Schwere  der  Ladung. 

Kann  der  Führer  der  Lokomotive  resp.  der  Lokomobile  über  dieses  Gewicht  keine 
glaubhafte  Bescheinigung  produziren,  so  unterwirft  er  sich  rücksichtlich  des  zu  entrichten- 
den Chausseegeldes  der  ßeurtheilung  des  Chausseegeld- Einnehmers. 

$.  19.  Der  Besitzer  der  Lokomotive  ist  zum  Ersätze  aller  ungewöhnlichen  Schäden 
verpttichtet,  welche  durch  den  Selbsttransport  der  Maschine  an  den  passirten  Wegen  und 
deren  Umgebung  erweislich  entstanden  sind , ohne  dass  dawider  eine  Berufung  auf  die 
gefährliche  Natur  de«  gebrauchten  Transportmittels  Statt  hat. 

Auch  ist  derselbe  resu.  der  Führer  aer  Maschine,  sowohl  bei  solchem  Transporte,  als 
auch  wenn  der  Transport  durch  Zugthiere  bewirkt  wird  , den  Bestimmungen  der  Chaussee- 
Polizei-Ordnung  unterworfen.  Dasselbe  gilt  vom  Transporte  gewöhnlicher  Lokomobilen. 

§.  20.  Wollen  Inhaber  ortaobri^keitlicher  Rechte  selbst  innerhalb  ihres  Bezirks  die 
im  §.  16  bezeichneten  Wege  durch  eine  als  gewöhnlicher  Dampfkessel  genehmigte  Loko- 
motive mittelst  Dampfkrafl  befahren  lassen,  so  muss  wie  im  §.  I I den  materiellen  Voraus- 
setzungen im  §.  16  genügt  werden,  und  Anden  auf  solchen  Betrieb  die  Bestimmungen  in 
den  §§  17  bis  19  gleichfalls  Anwendung. 

IV.  Wiederholte  kunstverständige  Prüfung  in  Betrieb  genommener  Dampfkessel. 

$•  21.  Der  Besitzer  eines  im  Betriebe  befindlichen  Dampfkessels  ist  verpflichtet,  bevor 
seit  der  letzten  nach  §.  11  oder  §.  12  der  «Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über 
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die  Anlegung  von  Dampfkesseln«  vorgenommene  Drurkprobe  sechs  Jahre,  bei  einem 
beweglichen  Dampfkessel  vier  Jahre  verstrichen  sind,  eine  wiederholte  kunstverständige 
Prüfung,  die  sich  auf  den  äusseren  und  inneren  Zustand  des  Kessels  zu  erstrecken  hat  und 
mit  einer  Druckprobe  nach  §.  1 1 der  ''Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die 
Anlegung  von  Dampfkesseln«  zu  verbinden  ist,  bei  der  zuständigen  Obrigkeit  zu  beantragen, 
beziehungsweise  die  technische  Kommission  wegen  Vornahme  derselben  anzugehen.  Der 
Besitzer  hat  in  diesem  Falle  nur  die  Kosten  der  kunstverständigen  Prüfung  zu  tragen. 

Unterlässt  er  den  bezüglichen  Antrug  und  setzt  er  den  Betrieb  gleichwohl  über  den 
bezeichnten  Zeitraum  hinaus  fort,  so  hat  er  die  im  §.  26,  3,  b.  angedrohte  Strafe  verwirkt. 

Die  Obrigkeit  hat  in  solchem  Falle  von  Amtswegen  die  Vornahme  der  Prüfung  anzu- 
ordnen , und  die  Kosten  derselben , sowie  des  obrigkeitlichen  Einschreitens  von  dem  Be- 
sitzer des  Dampfkessels,  beziehungsweise  dem  Unternehmer  des  Betriebes  w&hrzu nehmen . 

§•  22»  Die  Orts-Obrigkeiten  haben  in  Fällen  des  §.  12  und  §.  16  sich  aus  den  vorge- 
legten Attesten  zu  vergewissern,  dass  die  in  §.  21  für  die  wiederholte  Prüfung  eines  be- 
weglichen Dampfkessels  vorgeschriebene  Frist  inne  gehalten  ist,  anderen  Falles  aber  den 
Betrieb  zu  inhibiren  und  gegen  den  Unternehmer  desselben  nach  §.  21  einzuschreiten, 
beziehungsweise  der  zuständigen  Obrigkeit  behufige  Anzeige  zu  machen. 

23.  Die  Besitzer  von  Dampfschiffen  sind  verpflichtet , in  jedem  Frühjahr  vor  Be- 
ginn der  Fahrten  die  Anordnung  einer  kunstverständigen  Besichtigung  des  Dampfkessels 
bei  der  zuständigen  Obrigkeit  zu  beantragen.  Dem  Ermessen  der  Kunstverständigen  §.  6) 
bleibt  es  überlassen,  sich  darüber  zu  bestimmen,  ob  diese  Besichtigung  auch  auf  die 
Prüfung  der  inneren  Beschaffenheit  des  Kessels  zu  erstrecken  und  eventualiler  mit  einer 
Druckprobe  nach  §.  11  der  »Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung 
von  Dampfkesseln«  zu  verbinden  ist. 

Vor  Ablauf  der  in  §.  21  für  bewegliche  Dampfkessel  bestimmten  Frist  ist  zu  einer 
wiederholten  Druckprobe  nur  dann  zu  schreiten,  wenn  sich  aus  der  Besichtigung,  be- 
ziehungsweise Prüfung  der  inneren  Beschaffenheit  des  Kessels  Zweifel  an  der  fortdauernden 
Tüchtigkeit  desselben  ergeben. 

Der  Besitzer  des  Dampfschiffes  hat  in  den  vorbezeichneten  Fällen  nur  die  Kosten  der 
kunstverständigen  Prüfung  zu  tragen. 

Beginnt  er  die  Fahrten  im  Frühjahr,  bevor  die  Besichtigung  beziehungsweise  die 
Prüfung  des  Dampfkessels  stattgefunden  hat,  so  finden  auf  ihn  die  Bestimmungen  im  §.  21, 
Absatz  2 und  3,  Anwendung. 

§■  24.  Finden  die  kompetenten  Orts-Obrigkeiten  bei  Ausübung  ihrer  obrigkeitlichea 
Aufsicht  an  einem  im  Betriebe  befindlichen  Dampfkessel  solche  Mängel , welche  von  der 
längeren  Fortsetzung  des  Betriebes  Gefahren  besorgen  lassen , so  haben  sie  die  Besitzer 
zur  Beseitigung  der  Mängel  anzuhalten  und  in  dringenden  Fällen  den  Betrieb  bis  zur 
Herstellung  eines  gefahrlosen  Zustandes  des  Kessels  zu  sistiren. 

V.  Vorschriften  für  den  Fall  von  Kessel-Explosionen. 

§•  25.  Tritt  eine  Kessel-Explosion  ein  , so  ist  sofort  die  Obrigkeit  davon  zu  benach- 
richtigen und  bis  auf  deren  zu  erwartende  Anordnung  beziehungsweise  auf  Anordnung 
der  von  ihr  etwa  kommittirten  Kunstverständigen,  im  Zustande  des  Kessels  und  seiner 
Lage,  sowie  an  den  durch  Explosion  berührten  Bauten  und  Einrichtungen  keinerlei  Ver- 
änderung vorzunehmen  , insofern  nicht  die  Rettung  oder  Bewahrung  von  Menschenleben 
oder  die  Offenhaltung  des  Verkehrs  auf  einer  Eisenbahn  oder  einem  öffentlichen  Wege 
dies  erfordert. 

VI.  Straf-Bestimmungen. 

§.  26.  /,.  Nach  Massgabe^  des  §.  24  und  §.147  unter  2 der  Deutschen  Gewerbe-Ord- 
nung ist  mit  Geldbusse  bis  zu  Einhundert  Thalcr  und  im  Unvermögensfalle  mit  ent- 
sprechender Freiheitsstrafe  zu  bestrafen , wer  eine  Dampfkessel-Anlage,  zu  der  nach  §.  24 
der  Gewerbe-Ordnung  eine  besondere  Genehmigung  erforderlich  ist,  ohne  diese  Ge- 
nehmigung errichtet  oder  die  wesentlichen  Bedingungen,  unter  welchen  die  Genehmigung 
ertheilt  ist,  nicht  inne  hält,  oder  die  Anlage  ohne  neue  Genehmigung  wesentlich  verändert, 
sowie,  wer  vor  dem  Empfange  der  im  §.  24,  Absatz  4,  der  Gewerbe-Ordnung  vorgeschriebe- 
nen Bescheinigung  darüber,  dass  die  Ausführung  der  ertheilten  Genehmigung  entspricht, 
den  Dampfkessel  in  Betrieb  nimmt. 

2.  Wenn  der  Besitzer  eines  Dampfkessels , beziehungsweise  der  an  seiner  Statt  zur 
Leitung  des  Betriebes  bestellte  Vertreter  die  zu  einem  gefahrlosen  Betriebe  gehörenden 
Vorrichtungen  '§.  11,  Absatz  1 und  2)  nicht  in  gutem  und  gangbarem  Zustande  erhält  und 
den  Betrieb  gleichwohl  fortaetzt , so  ist  er  mit  25  bis  200  Thalero  oder  mit  entsprechender 
Freiheitsstrafe  zu  bestrafen. 


§§•  26 — 28. 
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Derselben  Strafe  unterliegt  derjenige , welcher  die  Abwartung  eines  Dampfkessels 
übernommen  hat  (Kesselwärter*;,  wenn  er  den  Vorschriften  im  letzten  Absätze  des  §.  11 
zuwiderhandelt. 

3.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  50  Thaler  oder  mit  Haft  bis  zu  6 Wochen  wird  bestraft  : 

a.  wer  in  den  Fällen  des  §.  12,  Absatz  1 der  »Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen 
über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln  vom  29.  Mai  1871«  die  Anzeige  hehufs  Her- 
beiführung der  wiederholten  Druckprobe  bei  der  zuständigen  Behörde  unterlässt  und 
den  Dampfkessel  gleichwohl  wieder  in  Betrieb  nimmt; 

I).  wer  den  in  §.  21,  Absatz  1 vorgeschriebenen  Antrag  unterlässt  und  den  Betrieb  nach 
Ablauf  des  für  eine  wiederholte  kunstverständige  Prüfung  des  Dampfkessels  festge- 
setzten sechs-  resp.  vieljährigen  Zeitraums  gleichwohl  fortsetzt; 

C#  der  Besitzer  eines  Dampfschiffes , wenn  er  im  Frühjahr  die  Fahrten  beginnt , bevor 
die  im  §.  23  vorgeschriebe  ne  kunstverständige  Besichtigung  des  Dampfkessels  statt* 
gefunden  hat. 

4.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  20  Thaler  oder  mit  Haft  bis  zu  14  Tagen  wird  bestraft: 

a*  wer  in  den  Fällen  des  §.  12  oder  §.  16  den  Betrieb  beginnt,  ohne  den  vorschriftsmässigen 
Voraussetzungen  desselben  zu  genügen  ; 

b.  wer  den  Bestimmungen  im  §.  12  unter  A.  und  B.,  sowie  wer  den  Bestimmungen  in 
§.  17  unter  1 bis  8 oder  in  §.  iS,  Absatz  2 zuwiderhandelt; 

C.  wer  den  Bestimmungen  des  §.  25  zuwider  unnöthige  Veränderungen  in  dem  Zustande 
eines  explodirten  Dampfkessels  vornimmt. 

$.27«  1.  Zur  polizeilichen  Untersuchung  und  Bestrafung  der  im  §.  26  gedachten 
Kontraventionen  sinn , mit  alleiniger  Ausnahme  der  nachstehend  unter  2 erwähnten  Fälle, 
die  Obrigkeiten  des  Wohnorts  der  Kontravenienten  oder  desjenigen  Ortes,  wo  die  Kon- 
travention begangen  ist.  kompetent,  und  regelt  sich  die  Zuständigkeit  unter  beiden  im 
einzelnen  Falle  durch  die  Prävention. 

2.  Sollten  aber  wider  Erwarten  Inhaber  oltsobrigkeitlicher  Rechte  den  Vorschriften 
dieser  Verordnung  auf  ihrem  Gebiete  selbst  entgegenhandeln,  so  bleibt  Unsere  Justiz-Kanz- 
lei* angewiesen,  auf  desfallsigen  fiskalischen  Antrag  oder  nach  vorgängiger  Exzitation  des 
Fiskals  zu  verfahren  und  mit  den  in  §.  26  angedrohten  Strafen  gegen  die  Kontravenienten 
einzuschreiten. 

VII.  Allgemeine  Bestimmungen. 

ft.  28.  Die  Vorschriften  der  gegenwärtigen  Verordnung  finden  nur  auf  solche  Dampf- 
kessel Anwendung , welche  unter  die  »Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die 
Anlegung  von  Dampfkesseln  vom  29.  Mai  1*71«  fallen.  Sie  ergreifen  daher  in  Beihalt  der 
§§.  18  und  19  der  letzeren  die  im  §.  18  aufgeführten  Apparate  und  in  Gemässheit  des  §.  19 
die  Kessel  der  Eisenbahn-Lokomotiven  nicht.  Dagegen  finden  sie  auf  Dampfschiflfskessel 
Anwendung. 

Eisenbahn-Verwaltungen  sind  den  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Verordnung  nur 
insoweit  unterworfen , als  es  sich  um  die  baulichen  Verhältnisse  ihrer  stehenden 
Dampfkessel-Anlagen  handelt.  Im  Uebrigen  haben  dieselben  die  Ausführung  der 
»Allgemeinen  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung  voq  Dampfkesseln«  und 
der  m der  gegenwärtigen  Verordnung  gegebenen  Vorschriften  rücksichtlich  dieser 
Dampfkessel-Anlagen  nach  Analogie  der  für  die  Beaufsichtigung  der  Kessel  der  Eisen- 
hahn-Lokomotiven »ormirenden  Vorschriften  in  §.  79  des  Bahn-Polizei-Reglements  vom 
3.  Junius  1870  selbst  zu  veranlassen  und  zu  überwachen. 

Urkundlich  u.  s.  w. 


JE.  Beilagen  zu  $.  29  der  Gewerbe-Ordnung.  Deutsches  Reich. 

Bekanntmachung  des  Bundeskanzlers, 

betreffend  die  Prüfung  der  Aerzte,  Zahnärzte,  Thierärzte  und  Apotheker. 

Vom  25.  September  1S69.  ;Bund-Ges.-Bl.  1869.  S.  635  ff.) 

Beilage  Hr.  1. 

Auf  Grund  der  Bestimmung  im  §.  29  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen 
Bund  vom  21.  Juni  v.  J.  (Bundes- Ges. -Bl.  S.  245)  hat  der  Bundesrath  die  nachstehenden 
Beschlüsse  gefasst:  /;  Zur  Ertheilung  der  Approbationen  für  Aerzte,  Zahnärzte  oder  Apo- 

•}  Für  Mecklenburg-Schwerin  : die  Landesgerichte. 
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Beilagen  zu  §.  29.  Beil.  I.  Deustches  Reich  Bekanntmachung,  §§.  1 — 5. 


theker  für  das  ganze  Bundesgebiet  s*nd  nur  die  Zentral  - Behörden  derjenigen  Bundes- 
staaten befugt,  welche  eine  oder  mehrere  Landes- Uni versitAten  haben,  mithin  zur  Zeit  die 
zuständigen  Ministerien  des  Königreichs  Preussen,  des  Königreichs  Sachsen,  des  Gross- 
herzogthums Hessen,  des  Grossherzogthums  Mecklenburg- Schwerin  und  in  Gemein- 
schaft die  Ministerien  des  Grossherzogthums  Sachsen- Weimar  und  der  sächsischen 
Herzogthümer.  Diese  Approbationen  werden  nach  den  unter  A , B.  und  C.  beigefügten 
Formularen  ausgestellt.  2)  Zur  Erthcilung  der  Approbationen  für  Thierärzte  für  das  ganze 
Bundesgebiet  sind  nur  die  Zentral  - Behörden  derjenigen  Bundesstaaten  befugt,  welche 
eine  oder  mehrere  Thierarznei-Schulen  haben,  mithin  zur  Zeit  die  zuständigen  Ministerien 
des  Königreichs  Preussen  und  des  Königreichs  Sachsen.  Diese  Approbationen  werden  nach 
dem  unter  D.  beigefügten  Formular  ausgestellt.  3)  Ueber  den  Nachweis  der  Befähigung 
der  unter  I und  2 genannten  Medizinal-Personen  gelten  nachstehende  Vorschriften. 


I.  Vorschriften  über  die  Prüfung  der  Aerzle. 

ft.  1»  Die  Anprobation  darf  nur  denjenigen  Kandidaten  ertheilt  werden,  welche  die 
nachstehend  besenriebene  Ärztliche  Prüfung  in  allen  ihren  Abschnitten  bestanden  haben. 

ft.  2.  (Prüfungs- Behörden.)  Die  ärztliche  Prüfung  kann  entweder  vor  der  Medizini- 
schen Ober  Examinations- Kommission  zu  Berlin  oder  vor  einer  Medizinischen  Kxamina- 
tions-Kommission  bei  einer  Norddeutschen  Universität  abgelegt  werden. 

Die  Prüfungs- Kommissionen,  welche  aus  wissenschaftlich  gebildeten  Fachmännern 
aller  Zweige  der  Heilkunde  bestehen  sollen,  werden  alljährlich  von  der  zuständigen  Zen- 
tral-Behörde  zusammengesetzt,  von  deren  Bestimmung  es  abhängt,  ob  der  Vorsitzende  der 
Kommission  aus  der  Zahl  der  Examinatoren  ernannt  werden  soll. 

ft.  3.  (Zulassungs-Bedingungen.)  Die  Meldung  zur  Prüfung  vor  der  Ober-Examina- 
tions-Kommission  ist  bei  dem  Minister  der  Medizinal-Angelegenheiten  in  Berlin,  die 
Meldung  zur  Prüfung  vor  einer  akademischen  Examinations- Kommission  bei  dem  betref- 
fenden Universitäts-Kuratorium  oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  hei  der  der  Exami- 
nations- Kommission  zunächst  Vorgesetzten  Behörde  einzureichen. 

Der  Meldung  sind  beizufügen:  I)  das  Gymnasial- Zeugniss  der  Reife,  2)  die  Abgangs- 
Zeugnisse  von  der  Universität,  3)  das  Zeugniss  über  Ablegung  Her  naturwissenschaftlichen 
Prüfung  (tentamen  nhysicum  an  einer  Universität  des  Norddeutschen  Bundes),  4}  der 
Nachweis,  dass  der  Kandidat  als  Praktikant  mindestens  zwei  Semester  hindurch  sowohl 
an  der  chirurgischen,  als  an  der  medizinischen  Klinik  Theil  genommen  und  in  einer  ge- 
hurtshülflichen  Klinik  mindestens  vier  Geburten  selbständig  gehoben  hat.*) 

ft.  4.  Die  Prüfungen  beginnen  alljährlich  im  Novcmlmr  und  sollen  nicht  über  die 
Mitte  des  Juli  folgenden  Jahres  ausgedehnt  werden.  Kandidaten,  welche  nicht  spätestens 
bis  zum  Jahresschluss  sich  gemeldet  und  die  im  §.  erwähnten  Zeugnisse  beigebracht 
haben,  dürfen  erst  zu  der  mit  dem  folgenden  November  beginnenden  Prüfung  zugelassen 
werden.  Ausnahmen  hiervon  können  nur  unter  besonderen,  die  spätere  Meldung  rechtfer- 
tigenden Umständen  gestattet  werden. 

Mit  der  Zulassungs-Verfügung  und  der  Quittung  über  die  eiugezuhlten  Gebühren 
(§.  43)  haben  sich  die  Kandidaten  bei  dem  Vorsitzenden  der  Prüfungs-Kommission  zu 
melden. 

ft.  5*  (Prüfungs-Abschnitte.)  Die  gesammte  Prüfung  zerfällt  in  folgende  gesondert« 
Abschnitte  : 1.  die  anatomisch-physiologisch»’  und  pathologisch-anatomische,  11.  die  chirur- 
gische und  onhthalmiatrische,  lll.  die  medizinische,  IV.  die  gehurtshülfiiche  und  gynäko- 
logische, V.  die  mündliche  Schlussprüfung. 

Diese  Prüfungen  haben  alle  Kandidaten  ohne  Ausnahme  in  der  vorgczeichncten  Reihen- 
folge zu  bestehen  und  es  darf  bei  der  Prüfung  keine  Rücksicht  darauf  genommen  werden, 
welchem  Zweige  der  Heilkunde  der  Kandidat  sich  künftig  vorzugsweise  widmen  will. 


•)  Unter  »Gymnasial-ZeugnUs  der  Reife«  ist  das  Zeugniss  eines  Deutschen  (ijinnasiums, 
und  unter  »Universität«  eine  Deutsche  Universität  zu  verstehen. 

Die  Bestimmungen  wegen  des  Nachweises  einer  4jähiigen  Studienzeit  behufs  Zulassung  zur 
ärztlichen  Staatsprüfung  sind  nicht  aufgehoben.  (Preuss.  Minist. -Verf.  vom  30.  März  1870.  Min.- 
Bl.  d.  i.  V.  1870.  S.  295.) 

Wegen  Beibringung  des  Diploms  piomovirter  Kandidaten  ist  die  l*reus?.  Min. -Verfüg,  vom 
II.  Novbr.  1869  ergangen. 
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ft.  6.  (I.  Anatomisch-physiologische  und  pathologisch -anatomische  Prüfung.;  Die 
anatomisch-physiologische  unu  pathologisch-anatomische  Prüfung  wird  vor  drei  Mitgliedern 
der  Examinations-Kommission  abgelegt,  welche  Anatomie  und  Physiologie  beziehungs- 
weise pathologische  Anatomie  zu  ihrem  Spezialfach  gemacht  haben. 

ft.  7.  Die  Prüfung  verfällt  in  drei  gesonderte  Theilc:  A.  den  anatomischen, 
B.  den  physiologischen,  ('.  den  anatomisch-pathologischen  Theil  und 
kann  in  vier  Terminen  abgehalten  werden,  wovon  zwei  auf  den  anatomischen,  einer  auf 
den  physiologischen  und  einer  auf  den  pathologisch-anatomischen  Theil  fallen. 

ln  jedem  Termine  dürfen  höchstens  vier  Kandidaten  zugleich  examinirt  werden. 

§.8.  A.  In  dem  anatomischen  Th  eile  der  Prüfung  hat  der  Kandidat  in 
einem  Termine  a)  eine  osteo logische  und  eine  splanchnologische  Aufgabe 
durchs  Loos  zu  ziehen  und  sofort  ex  tempore  an  ihm  zur  Demonstration  vorgelegt»*n  Prä- 
paraten abzuhandeln. 

Alljährlich  bei  Beginn  der  Prüfungs-Periode  werden  behufs  der  Loosziehung  durch  die 
Examinations-Kommission  je  12  bis  15  oste  o logische  und  splanchnologische  Aufgaben  be- 
stimmt 

Ein  Kandidat  legt  hei  dem  einen  Examinator  das  osteologische,  bei  dem  andern 
Examinator  das  splanchnologische  Extemporale  ab,  wobei  mit  den  vier  zugleich  zu  Prü- 
fenden altern  irenü  verfahren  werden  kann. 

b)  Ausserdem  hat  der  Kandidat  ein  ihm  von  den  Examinatoren  nach  Massgabe  der 
vorhandenen  Leichentheile  aufzugebendes  Nerven -Präp arat  selbst  anzufertigen  und 
dasselbe  in  einem  zweiten  Termin  vor  einem  der  Examinatoren  zu  demonstriren 

ft.  9.  B.  In  dem  physiologischen  Th  eile  der  Prüfung,  welche  unmittel- 
bar nach  dem  Termin  der  anatomischen  Extemporalien,  also  vor  dem  Termin  des  Nerven- 
PrAparates,  abgehalten  werden  kann,  hat  der  Kandidat  a)  eine  histologische  Aufgabe, 
b)  eine  physiologische  Aufgabe  ex  tempore  durch  mündlichen  Vortrag  abzuhandeln. 

Die  Aufgaben  sind  durch  das  Loos  aus  den  zu  diesem  Zwecke  von  der  Examinations- 
Kommission  alljährlich  zu  bestimmenden  lü — 12  histologischen  und  20  physiologischen 
Aufgaben  zu  wählen. 

Ein  Kandidat  legt  bei  dem  einen  Examinator  das  histologische,  bei  dem  an  dem  das 
physiologische  Extemporale  ab.  Unter  den  vier  auf  einmal  zu  Prüfenden  kann  hierin  alter- 
nirend  verfahren  werden. 

Das  histologische  Extemporale  hat  zum  Zweck,  die  Kenntnisse  der  Kandi- 
daten in  der  mikroskopischen  Anatomie  und  Physiologie  zu  ermitteln  und  ist  dabei  auch 
die  Kenntnis»  des  Gebrauchs  des  Mikroskops  an  einem  hierzu  geeigneten,  vom  Kandidaten 
vorzubereitenden  Präparat  nachzuweisen. 

ft.  10.  Ueher  jedes  der  Extemporale  (§0.  9;  wird  ein  kurzes  Protokoll  aufgenommen 

und  die  dem  Kandidaten  über  Lösung  der  Aufgabe  zu  ertheilende  Zensur  beigefügt. 

ft.  11.  Das  Urtheil  über  den  Ausfall  des  anatomischen  Theiles  der  Prüfung  wird 
gebildet  aus  den  Zensuren  über  die  beiden  anatomischen  Extemporalia  und  das  Nerven- 
Praparat. 

Das  Urtheil  über  den  physiologischen  Theil  der  Prüfung  wird  gebildet  aus  den  Votis 
über  das  histologische  und  physiologische  Extemporale. 

ft.  12.  Wenn  die  Schlusszensur  der  anatomisch -physiologischen  Prüfung 
dahin  ausfallt,  dass  der  Kandidat  in  der  Anatomie  «gut«,  in  der  Physiologie  «mittelmassig« 
bestanden  ist,  so  hat  der  Kandidat  den  physiologischen  Theil  der  Prüfung  nach  einiger 
Zeit,  deren  Frist  durch  den  Vorsitzenden  au  beantragen  ist,  zu  wiederholen,  und  umge- 
kehrt. 

Ist  der  Kandidat  in  der  Anatomie  oder  in  der  Physiologie  oder  in  beiden  -schlecht« 
bestanden,  so  muss  er  die  gesammte  anatomisch-physiologische  Prüfung  wiederholen  und 
kann  dazu  in  der  Kegel  erst  im  nächstfolgenden  Prütungsjahr  zugelassen  werden. 

ft.  13.  Nur  derjenige,  der  in  der  anatomisch- physiologischen  Prüfung  mindestens  die 
Schlusszensur  -gut«  erhalten  hat,  darf  von  dem  Vorsitzenden  zu  den  weiteren  Prüfungs- 
Abschnitten  zugelassen  werden. 

ft.  14.  C.  ln  dem  pathologisch-anatomischen  Theilc  der  Prüfung  hat 
der  Kandidat  vor  dem  dritten  Examinator  die  Sektion  einer  Leiche  oder  mindestens  eines 
Leichentheiles  zu  machen  und  die  Ergebnisse  zu  Protokoll  zu  diktiren,  und  endlich  ein 
pathologisch-anatomisches  Präparat,  eintretenden  Kalles  mit  Beihülfe  des  Mikroskops,  zu 
demonstriren. 

Das  Prüfungs-Protokoll  nebst  der  Zensur  wird  den  Verhandlungen  über  den  ganien 
Prüfung«- Abschnitt  1.  beigefügt. 
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Ungenügender  Ausfall  dieses  Theiles  der  Prüfung  bedingt  dessen  Wiederholung  nach 
Massgabe  den  §.  12,  Alinen  1. 

§•  15.  (II.  Die  chirurgische  und  ophlhulmiutrische  Prüfung.)  Die  chirurgische  Prü- 
fung wird  unter  der  Leitung  von  drei  Mitgliedern  der  Examinations-Kommission  vorge- 
nommen, welche  die  Chirurgie  beziehungsweise  Augen-Heilkunde  selbst  ausüben  und  als 
Operateure  bekannt  sind.  Im  Fall  eine  grosse  Anzahl  von  Kandidaten  (etwa  100  und 
darüber)  zur  Prüfung  gelangt,  können  zu  derselben  0 Examinatoren  bestellt  werden,  von 
denen  je  drei  eine  Abtheilung  der  Examinanden  in  der  von  dem  Vorsitzenden  zu  be- 
stimmenden Reihenfolge  zu  übernehmen  und  zu  abnolviren  haben.  Bei  etwa  eintretenden 
Behinderungen  einzelner  Examinatoren  wird  hierdurch  zugleich  eine  Stellvertretung  unter 
denselben  ermöglicht. 

Jedem  Prüfungstermin  sind  höchstens  drei  Examinanden  zugleich  zu  überweisen. 

Wo  ein  besonderer  Professor  der  Augen-Heilkunde  nicht  fungirt,  kann  die  Prüfung  in 
letzterer  dem  Examinator  für  Chirurgie  mit  übertragen  werden. 

§■16.  Die  chirurgische  Prüfung  zerfällt  in  einen  klinischen  undineinen 
technischen  Abschnitt. 

§.  17.  Die  chirurgisch-klinische  Prüfung  wird  in  der  chirurgischen  Abthei- 
lung eines  grösseren  Krankenhauses  oder  eitles  Universitäts-Klinikums  abgehalten,  ln 
derselben  muss  jeder  Kandidat  zwei  Kranke  acht  Tage  lang  in  Behandlung  nehmen. 

Am  ersten  Prüfungstagc  wird  einem  jeden  der  Examinanden  e i n Kranker  von 
einem  Examinator,  am  nächstfolgenden  Tage  der  zweite  Kranke  von  dem  andern  Exami- 
nator in  einer  Morgenstunde  übergeben  und  der  achttägige  Prüi'ungskursus  darauf  von 
beiden  Examinatoren  altemirend  überwacht. 

ln  Gegenwart  des  Examinators  hat  der  Kursist  den  Kranken  zu  examiniren  und  dabei 
das  ätiologische  Verhältnis«  der  vorhandenen  Krankheit,  die  Diagnose,  Prognose  derselben, 
sowie  den  HeilpUn  festzusetzen.  Nach  vollendeter  Untersuchung  werden  die  Kursi&ten  in 
ein  besonderes  Zimmer  geführt,  um  daselbst  unter  Klausur  und  ohne  fremde  Hülfe  das 
Resultat  ihrer  Untersuchung  in  Form  einer  Kranken  - Geschichte  in  deutscher  Sprache 
schriftlich  zusammenzustellen.  Es  wird  ihnen  hierzu  bis  spät  Abends  Zeit  und  während 
dessen  die  erforderliche  leibliche  Nahrung  aus  der  Oekonomie  des  Hauses  gegen  billige 
Vergütung  gewährt. 

Nach  Vollendung  der  Arbeit  haben  sie  dieselbe,  mit  ihrer  Unterschrift  versehen  , dem 
zur  Beaufsichtigung  der  Kursisten  bestellten  Assistenzarzt  der  Anstalt  zu  übergeben,  wel- 
cher diese  am  anderen  Tage  den  resp.  Examinatoren  zur  Einsicht  vorzulegen  hat. 

§.  18.  In  den  hierauf  folgenden  sieben  Tagen  hat  der  Kursist  den  ihm  überwiesenen 
Kranken  zweimal  täglich  zu  besuchen  und  dabei  die  Beschreibung  des  Verlaufs  der  Krank- 
heit mit  Angabe  der  Behandlung  in  Form  eines  Krankheitsjournals  im  Verfolg  seiner 
Krankheits-Geschichte  (§.  17)  einzutragen.  Zu  diesem  Zwecke  erhält  er  die  Kraukheits- 
Geschiclite  bei  der  ersten  Visite  von  dem  Examinator  zurück.  Beides,  Krankheit«- Ge- 
schichte und  Journal,  behalt  der  mit  der  Beaufsichtigung  der  Kursisten  zu  beauftragende 
Assistenzarzt  der  klinischen  Anstalt  in  Bewahrung. 

§.19.  Den  Morgen- Viziten  hat  der  betreffende  Examinator  mindestens  dreimal 
in  der  Woche  beizuwohnen.  Bei  der  ersten  dieser  Visiten  hat  er  die  von  dem  Kursisten 
eingereichte  Krankheits-Geschichte  mit  demselben  kritisch  durchzugehen  und  ihn  Behufs 
Verbesserung  erheblicher  Mängel  in  der  Arbeit  event.  zur  Anfertigung  von  besonderen 
Nachträgen  zu  veranlassen.  Während  der  anderen  beiden  Visiten  hat  er  den  Examinanden 
auch  über  andere  als  die  ihm  zur  speziellen  Beobachtung  überwiesenen  Krankheitsfälle  zu 
prüfen  und  '‘ich  von  der  Fähigkeit  desselben  in  der  Erkenntnis*  und  richtigen  Beurtheilung 
der  chirurgischen  Krankhettsiormeo  , sowie  von  seiner  Fertigkeit  in  Ausführung  kleinerer 
chirurgischer  Operationen  Ueberzeugung  zu  verschaffen. 

§.  2<).  Während  der  klinischen  Prüfung  wird  die  chirtirgisc  h- technische  Prü- 
fung zur  Erforschung  der  operativen  Fertigkeit  des  Kandidaten  in  einem  besonderen  Ter- 
mine abgchalten. 

Zu  dem  Zweck  erhält  der  Examinand  zw  ei  durch  das  Loos  zu  bestimmende  Auf- 
gaben: 1;  eine  Aufgabe  aus  dem  Bereiche  der  Akiurgie,  nach  welcher  der  Kandidat 
ex  tempore  einen  Vortrag  über  die  darauf  bezüglichen  Operations-Methoden  und  deren 
spezielle  Würdigung  zu  halten,  seine  Kenntnisse  in  der  Instrumenten- Lehre  nachzuweisen 
und  die  Operation  selbst,  soweit  dies  irn  konkreten  Falle  ausführbar  ist,  am  Leichnam  zu 
verrichten  hat;  2}  eine  Aufgabe  aus  der  Lehre  über  Frakturen  und  Luxationen,  welche 
ebenfalls  durch  extemporirten  Vortrag  zu  erörtern  und  demnächst  durch  das  manuelle  Ver- 
fahren am  Phantom,  so  wie  durch  kunstgerechte  Anlegung  des  Verbandes  zu  demonstri- 
ren  ist. 


§§.'21—2$. 
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lieber  diejenigen  Operationen,  welche  in  geeigneter  Weise  an  der  Leiche  nicht  auszu- 
führen sind,  hat  der  Kandidat  dennoch  seine  Bekanntschaft  mit  ihrer  Geschichte,  ihrem 
Werth  und  ihren  Indikationen  nachzuweisen.  Dem  Examinator  aber  bleibt  überlassen, 
statt  einer  derartigen  Operation  die  Ausführung  einer  anderen  Operation  an  der  Leiche  zu 
▼erlangen.  Ausserdem  erscheint  cs  wünschenswert!^  dass  der  Kandidat,  welche  Aufgabe 
ihm  auch  durch  das  Loos  zugefallen  sein  mag,  jedenfalls  noch  eine  Gefäss-Unterbindung 
und  eine  andere  leichtere  Operation  an  der  Leiche  vorzunehmen  veranlasst  w'ird. 

Auch  für  den  Zweck  der  chirurgischen  Prüfung  bestimmt  die  Kommission  alljährlich 
40  bis  50  Aufgaben  akiurgischer  Art  und  15  bis  2ü  Aufgaben  über  Frakturen  und  Luxa- 
tionen. 


t.  21.  AU  Vervollständigung  der  chirurgischen  Prüfung  hat  der  Kandidat  auch  noch 
UnUch-technisch-ophthalmiatrUche  Prüfung  abxu legen  und  zwar,  wenn  sieh  in  der 
Examinations-Kommission  ausser  den  Examinatoren  für  Chirurgie  ein  Mitglied  befindet, 
welches  sich  besonders  der  Ophthalmiatrie  gewidmet  hat,  vor  diesem,  ln  derselben  ist  ihm 
ein  Fall  einer  Augenkrankhcit  zur  Untersuchung  und  Beobachtung  innerhalb  dreier  Tage 
und  zur  Anfertigung  der  darauf  bezüglichen  Krankheits-Geschichte  zu  übergeben. 


ft.  22.  Das  Urtheil  über  den  Ausfall  der  chirurgischen  Prüfung  wird  aus 
den  Zensuren  des  klinischen  und  des  technischen  Theiles  dieses  Prüflings- Ab- 
schnittes festgestellt.  Da  aber  beide  Theile  eine  gleiche  Wichtigkeit  haben,  so  muss  der 
Examinand,  welcher  in  dem  einen  oder  dem  anderen  Theile  den  Anforderungen  nicht 
genügt  hat,  als  in  der  chirurgischen  Prüfung  überhaupt  nicht  bestanden  erachtet,  und  für 
denselben  die  Wiederholung  des  ganzen  Prufungs-Abscnniltes  nach  einer  dem  Schlussvotum 
entsprechenden  Frist  beantragt  werden. 

Die  Prüfungs-Verhandlungen  über  sämmtliche  Kursisten  sind  unmittelbar  nach  ihrer 
Entlassung  aus  der  Prüfung  dem  Vorsitzenden  einzureichen. 


ft.  23.  (111.  Die  medizinische  Prüfung.)  Die  medizinische  Prüfung  ist  im  Wesent- 
lichen eine  klinische  Prüfung  und  wird  von  zweien  der  für  dieses  Fach  ernannten  Exami- 
nations-Komm  iss  Arien  abgehalten. 

Bei  der  Prüfung  selbst  wird  nach  Analogie  der  Bestimmungen  in  den  §§.  17,  1$  und  10 
verfahren. 


ft.  24.  Ein  ganz  besonderes  Augenmerk  müssen  die  Prüfungs-Kommissarien  auf  die 
Kenntnisse  des  Kandidaten  in  der  Dosenlehre  der  Medikamente  und  im  Eormuliren  von 
Rezepten  richten,  und  denselben  daher  hierin  bei  jeder  der  drei  gemeinschaftlichen  Wochen- 
Viaiten  prüfen.  Zu  demselben  Zweck  aber  haben  sieb  noch  beide  Examinatoren  an  einem 
bestimmten  Tage  der  Woche  zu  vereinigen  und  jedem  Kandidaten  auf  einem  besonderen 
Bogen,  der  am  Schluss  der  Prüfung  dem  Krankheitsjournal  beizufügen  ist,  a)  einige  be- 
sondere Aufgaben  zur  Verschreibung  verschiedener  Formen  von  Arzneimitteln  (Mixturen, 
Dekokten,  Pillen,  Latwergen  u.  s.  w.j  zu  stellen,  welche  er  sogleich  und  in  Gegenwart  bei- 
der Kommissarien  schriftlich  zu  lösen  hat,  und  h)  mehrere  Arzneisubstanzen  aufzuzeich- 
nen, zu  welchen  der  Kandidat  die  Minimal-  und  Maximal-Dosen-Bestimmung  schreiben  muss. 

Diejenigen  Kandidaten , welche  in  diesem  Prüfungs-Gegenstand  unkundig  befunden 
worden  sind,  können,  selbst  wenn  sic  genügende  wissenschaftliche  Kenntnisse  nachge- 
wiesen haben,  als  in  der  medizinischen  Prüfung  bestanden  nicht  erachtet  werden. 

ft.  25.  Hinsichtlich  des  unter  der  Krankheits-Geschichte  zu  vermerkenden  Urtheils 
über  den  Ausfall  der  medizinisch-klinischen  Prüfung  eines  jeden  Kandidaten  vereinigen 
sich  beide  Kommissarieo  am  Schluss  der  Prüfung  wie  ad  §.  22. 

ft.  2(1.  Die  Prüfung»- Verhandlungen  sämmtlicher  Kandidaten  werden  dem  Direktor 
der  Examinations-Kommission  zugesandt. 

ft.  27.  (IV.  Die  geburtshülfliche  und  gynäkologische  Prüfung.)  Die  geburtshülfliche 
und  gynäkologische  Prüfung  wird  zu  Berlin  in  der  Gebäranstalt  der  Charit^  und  in  der  ge- 
burtshülflichen  Universitäts-Klinik , bei  den  akademischen  Examinations-Kommissionen 
in  den  Gebär-Anstalten  der  betreffenden  Universitäten  von  zweien  hierzu  ernaunten  Exami- 
natoren vorgenommen. 

§•  28.  Jedem  Kandidaten  wird  abwechselnd  von  je  einem  Examinator  eine  Gebä- 
rende zugetheilt.  Dieselbe  hat  er  in  Gegenwart  des  Examinators,  oder,  im  Behinderungs- 
falle, des  ersten  Assistenten  oder  der  Ober-Hebamme  der  Anstalt  zu  untersuchen,  die  Ge- 
burts-Periode und  Kindeslage , die  Prognose  und  das  einzuschlagende  geburtshülfliche 
Verfahren  zu  bestimmen.  Die  bei  einer  normalen  Geburt  erforderlichen  Hülfsleistungen 
sind  von  dem  Kandidaten  selbst  auszuführen.  Die  Vornohme  geburtshülflicher  Operationen 
bei  normwidrigen  Geburten  bleibt  dem  Direktor  der  Gebäranstolt  überlassen  ; der  Kandi- 
dat wird  hierbei  nur  zu  etwaiger  Assistenz  herangezogen. 
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ft.  29*  Nach  absolvirter  Entbindung  wird  über  die  dabei  gemachten  Beobachtungen 
(§.  2S)  eine  Geburt*- Geschichte  in  deutscher  Sprache  von  dem  Kandidaten  zu  Hause  aus- 
gearbeitet  und  die  Versicherung  an  Eidesslatt  hinzugefügt,  dass  er  die  vorstehende  Arbeit 
selbst  und  ohne  fremde  Hülfe  angefertigt  habe.  Diese  Arbeit  wird  andern  Tages  dem 
Examinator  vorgetragen  und  demnächst  in  den  ersten  sieben  Tugen  des  Wochenbette»  in 
Beziehung  auf  Pflege  der  Wöchnerin  und  des  Kindes  event.  in  Bestellung  auf  etwaige 
Krankheiten  beider  fortgeführt. 

ft.  90.  A usserdem  ist  jeder  Kandidat  wahrend  dieser  sieben  Tage  von  dem  Examina- 
tor, der  ihm  die  Gebärende  zugeiheilt  hat.  hinsichtlich  seiner  Fertigkeit  in  der  geburts- 
hül fliehen  Untersuchung  an  etwa  vorhandenen  schwangeren,  kreissenden,  kürzlich  ent- 
bundenen oder  auch  nicht  schwangeren  Personen  zu  prüfen.  Ir»  gleicher  Weise  sollen 
sonstige  pathologische  Vorkommnisse  in  den  Wochenzimmern  der  Gebäranstalt  benutzt 
w erden,  um  die  gynäkologischen  Kenntnisse  des  Kandidaten  im  Allgemeinen  zu  ermitteln. 

ft.  91.  Während  oder  nach  dieser  klinischen  Prüfung  ist  der  Kandidat  von  beiden 
Examinatoren  einer  tech  nis  eben  Prüfung  am  Phantom  zu  unterwerfen. 

Dieselbe  besteht  in  der  Diagnose  verschiedener  regelwidriger  Kindeslagen  und  Ab- 
führung der  Entbindung  durch  die  Wendung,  ferner  in  der  Applikation  der  Zange 
sowohl  an  den  vorliegenden,  als  auch  an  den  nachfolgenden  Kopf. 

ft.  92.  Diejenigen  Kandidaten,  welche  auch  nur  in  einem  Theile  der  geburtshülflichen 
Prüfung  ungenügend  befunden  worden  sind,  dürfen  als  bestanden  nicht  erachtet  werden 
und  haben  den  ganzen  Prüfungsabschnitt  auf  Antrag  des  Vorsitzenden  zu  wiederholen. 

ft.  99.  (V.  Die  mündliche  Schlussprüfung.)  Die  mündliche  Schlussprüfung  wird  unter 
dem  Vorsitz  des  Vorsitzenden  der  Examinations-Kommission  durch  mindestens  drei, 
au«  der  Zahl  der  für  die  vorhergegangenen  Prüfungsabschnitte  ernannten  Kommissarien 
auszuwahlenden  Examinatoren  uud  durch  einen  besonderen  Korami*sarius  für  die  Staats- 
Arzneikiindc  oder  Hygiene  öffentlich  abgehaltcn. 

ft.  94#  Zu  dieser  Prüfung  dürfen  nur  diejenigen  Kandidaten  zugelassen  werden,  welche 
in  säinmtlichen  früheren  Prüfungsabschnitten  mindestens  mit  dem  Prädikat  »gut*  bestan- 
den sind,  und  zwar  nicht  mehr  als  vier  Kandidaten  in  jedem  einzelnen  Termin. 

ft.  35*  In  der  mündlichen  Schlussprüfung  soll  der  Kundidat  von  dem  Standpunkt 
seiner  allgemeinen  medizinischen  Ausbildung  öffentliches  Zeugniss  ahlegun. 

Die  Prüfung  erstreckt  sich  daher  vorzugsweise  auf  solche  Gegenstände  der  allgemeinen 
und  speziellen  Pathologie  und  Therapie,  der  Chirurgie,  der  Geburtshülfe,  der  Pharmako- 
logie und  der  Staats- Arzneikunde  oder  Hygiene,  welche  hei  einem  Arzt,  dem  die  Appro- 
bation zur  Praxi»  in  allen  Fächern  der  Medizin  ertheilt  werden  soll,  als  geläufig  not h wen- 
dig vorausgesetzt  werden  müssen. 

ft.  96.  Ueber  den  Verlauf  der  Prüfung  eines  jeden  Kandidaten  wird  ein  vollständiges 
Protokoll  unter  Beifügung  der  Zensur  für  jedes  einzelne  Prüfungsfach  aufgenommen  und 
von  dem  Vorsitzenden  und  den  Examinatoren  vollzogen 

Unter  dem  Protokoll  ist  die  Gesammtzensur  für  die  Schlussprüfung  zu  vermerken. 
Lautet  ein  Votum  auf  »schlecht«,  oder  zwei  Vota  auf  »mittelmftssig«.  so  ist  der  Kandidat 
für  nicht  bestanden  zu  erachten.  Im  Uebrigen  entscheidet  die  Pluralität  der  Stimmen  und 
hei  Stimmengleichheit  das  Urtheil  des  Vorsitzenden. 

ft.  97.  Für  diejenigen  Kandidaten,  welche  in  der  Schlussprüfung  bestanden  sind,  wird 
unmittelbar  nach  Beendigung  derselben  die  Sc  h 1 us  s zen  s u r über  den  Ausfall  der 
gesammten  Prüfung  nach  Massgabe  der  Zensuren  für  die  fünf  einzelnen  Prüfungs- 
abschnitte bestimmt.  * 

ft.  3S.  Demnächst  hat  der  Vorsitzende  die  vollständigen  Prüfung«-  Verhandlungen, 
einschliesslich  der  die  Meldung  und  Zulassung  des  Kandidaten  betreffenden  Urkunden,  der 
zuständigen  Zentral- StaaU-Be norde  mittelst  Berichts  vorzulegeu. 

ft.  39.  (Allgemeine  Bestimmungen.  Bei  Ertheiluug  der  Zensuren  in  sämmtlichen 
Prüfungs-Abschnitten  haben  die  Examinatoren  sich  nur  der  Prädikate  »vorzüglich  gut*, 
»sehr  gut«,  »gut«,  »mittelmäßig*  und  »schlecht«  zu  bedienen. 

Die  erste  Zensur  »vorzüglich  gut«  darf  als  Schlusszensur  nur  dann  ertheilt  werden, 
wenn  der  Kandidat  in  allen  Prüfungs-Abschnitten  mindestens  »sehr  gut«,  die  zweite  Zensur 
»sehr  gut«  nur  dann,  wenn  der  Kandidat  mindestens  in  drei  Abschnitten  »sehr  gut«  be- 
standen ist. 

ft.  40.  Zur  Wiederholung  einzelner  Prüfungsabschnitte  oder  einzelner  Theile  der 
letzteren  darf  ein  Kandidat,  welcher  dieselben  nicht  bestanden  hat,  nur  nach  Bestimmung 
der  zuständigen  Zentral-StaaU-Bchörde  zugelassen  werden. 
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Die  Zensur  «schlecht"  hat  eine  Zurückstellung  auf  mindestens  H,  die  Zensur  »mittel- 
massig"  eine  Zurückstellung  auf  mindestens  3 Monate  zur  Folge.  Ueber  die  Wiederholungs- 
Frist  nat  sich  der  Vorsitzende  in  seinem  Bericht  gutachtlich  zu  äusscrn. 

Wer  nach  zweimaliger  Zurückstellung  die  Prüfung  nicht  besteht,  wird  zur  weiteren 
Wiederholung  der  Prüfung  nicht  zugelassen. 


§.  41.  Die  einzelnen  Prüfungsabschnitte  sind  von  dem  Kandidaten  ohne  Unter- 
brechung zurückzulegen. 

Der  Zeitraum  zwischen  einem  Prüfungsabschnitt  und  dem  nächstfolgenden  darf,  falls 
nicht  wichtige  Gründe  eine  Ausnahme  rechtfertigen,  acht  Tage  nicht  übersteigen.  Kandi- 
daten, welche  diesen  oder  den  ihnen  sonst  bekannt  gemachten  Prüfungstermin  nicht  inne- 
halten, dürfen  zur  Fortsetzung  der  Prüfung  erst  in  dem  nächstfolgenden  Prüfungsjahre  zu- 
gelassen werden. 

42.  Diejenigen  Kandidaten,  welchen  in  einzelnen  Prüfungsabschnitten  die  Zensur 
»schlecht«  oder  »mittelmässig«  erthellt  worden  ist,  haben  die  W ahl,  ob  sie  sich  den  noch 
nicht  absolvirten  Prüfungsabschnitten  sogleich  oder  erst  nach  der  ihnen  gestatteten 
Wiederholung  nicht  bestandener  Abschnitte  unterziehen  wollen. 


§.43.  Die  Gebühren  für  die  Prüfung  als  Arzt,  Wundarzt  und  Geburtshelfer  sind  auf 
6*  Thlr.  festgesetzt. 

Davon  ist  zu  rechnen 

auf  die  anatomisch-physiologische  und  pathologisch-anatomische 

Prüfung  ; . 

auf  die  chirurgische  und  ophthalmiatrische  Prüfung 

auf  die  medizinische  Prüfung 

auf  die  geburtshülfliche  und  gynäkologische  Prüfung 
auf  die  Prüfung  in  der  Staats-Arzneikunde  oder  Hygiene 
auf  sachliche  Ausgaben  und  Verwaltungs-Kosten  . . 

Bei  Wiederholung  des  anatomisch -physiologischen  und  pal  ...  0. 
Prüfungsabschnittes  oder  eines  Theilcs  desselben  ist  jedesmal  der  hierauf  fallende  sach- 
liche Gebühren-Antheil  mit  zu  entrichten,  wogegen  derselbe  bei  Wiederholung  eines 
anderen  Prüfungsabschnittes  nicht  wieder  in  Anrechnung  kommt. 


15  Thlr.  10  Sgr. 

21  - — - 

11  - 10  - 

10  - 10  - 

hologisch  - anatomischen 


$.  44.  Kandidaten,  welche  während  der  Prüfung  zurücktreten,  erhalten  die  Gebühren 
für  noch  nicht  angetretene  Prüfungsabschnitte  zurückerstattet. 

Für  Wiederholung  einzelner  Prüfungsabschnitte  sind  die  für  dieselben  reglements- 
m&ssig  festgesetzten  Gebühren  von  Neuem  zu  zahlen. 

Neben  don  vorstehend  bestimmten  Gebühren  haben  die  Kandidaten  weitere  Gebühren 
nicht  zu  entrichten. 


$.  45.  Nach  dem  Schlüsse  jedes  Prüfungsjahres  sind  die  Namen  der  Approbirten 
von  der  betreffenden  Zentral -Behörde  dem  Bundesrath  des  Norddeutschen  Bundes  an- 
zuzeigen. 

II.  Vorschriften  Uber  die  Prüfung  der  Zahnärzte. 

$.  1.  Die  Approbation  darf  nur  denjenigen  Kandidaten  ertheilt  werden,  welche  die 
nachstehend  beschriebene  zahnärztliche  Prüfung  in  allen  ihren  Abschnitten  bestanden 
haben.  Eine  Ausnahme  findet  nur  statt  für  den  im  §.  0 vorgesehenen  Fall. 

2.  Die  zahnärztliche  Prüfung  ist  vor  den  für  die  Prüfungen  derA^rz^  bestehenden 
Kommissionen  abzulegen,  denen  für  die  zahnärztlichen  Prüfungen  ein  praktischer  Zahnarzt 
beizuordnen  ist. 

$.  3.  Die  Zulassung  zur  Prüfung  ist  bedingt:  /)  durch  die  Reife  für  die  Prima  eines 
norddeutschen  Gymnasiums  oder  einer  norddeutschen  Realschule  erster  Ordnung.  Die- 
selbe ist  nachzuweisen,  entweder  durch  das  Schulzeugnis«  oder  durch  das  Zeugnis s einer 
besonderen  Prüfungs-Kommission  bei  einer  der  genaunten  Unterrichts-Anstalten,  2)  durch 
zweijähriges  Universitäts-Studium,  3)  durch  den  Nachweis  praktischer  Uehung  in  den  tech- 
nischen zahnärztlichen  Arbeiten. 


?•  4.  Die  Prüfung  zerfällt  in  vier  Abschnitte, 
m ersten  Abschnitt  hat  der  Kandidat  einen  ihm  vorgeführten  Krankheitsfall,  betref- 
fend eine  Affektion  der  Zähne  oder  des  Zahnfleisches,  des  harten  Gaumens  u.  s.  w.  zu 
diagnostiziren,  und  demnächst  ohne  Beihülfe  unter  Klausur  eine  schriftliche  Arbeit  über 
die  Natur,  Aetiologie  und  Behandlung  des  Falles  anzufertigen. 

Im  zweiten  Abschnitte  hat  der  Kandidat  unter  spezieller  Aufsicht  eines  Mitgliedes  der 
Prüfungs-Kommission  zehn  aus  mindestens  vierzig  durch  das  I*oos  zu  bestimmende  Fragen 
aus  dem  Gebiete  der  Anatomie,  Physiologie,  allgemeine  Pathologie  und  Therapie,  Heil- 
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mittel-Lehre  mit  Einschluss  der  Toxikolugie  und  der  speziellen  chirurgischen  und  deotisti- 
schen  Pathologie  und  Therapie  schriftlich  und  ohne  Benutzung  von  Hülfsmitteln  zu  be- 
antworten. 

Im  dritten  Abschnitt  hat  der  Kandidat  seine  praktischen  Kenntnisse  in  Anfertigung 
einzelner  künstlichen  Zähne  und  ganzer  Zahnreihen,  sowie  im  ganzen  technischen  Theil 
der  Zaim-Arzneikunde  und  in  der  Anwendung  der  verschiedenen  Zahn-Instrumente  an 
einer  Leiche  oder  an  einem  skeleltirten  Kopfe  nachzuweisen. 

Im  vierten  Abschnitt  ist  derselbe  von  wenigstens  drei  Examinatoren  über  die  Anato- 
mie, Physiologie,  Pathologie  und  Diätetik  der  Zähne,  über  die  Krankheiten  derselben 
und  des  Zahnfleisches,  über  die  Bereitung  und  Wirkung  der  Zahnarzneien,  und  über  die 
Indikationen  zur  Anwendung  der  verschiedenen  Zahn -Operationen  mündlich  zu  prüfen. 

ft.  i>.  Hinsichtlich  der  Meldung  zur  Prüfung,  der  Zulassung  zu  den  einzelnen  Prüfungs- 
abschnitten oder  zu  Wiederholungen  derselben,  der  Prüfungs-Protokolle,  der  Feststellung 
der  Zensuren  und  der  Veröffentlicnung  der  Namen  der  Approbirten  finden  die  Vorschriften 
für  die  Prüfung  der  Aerzte  analoge  Anwendung. 

0.  Approbirte  Aerzte,  welche  die  Approbation  als  Zahnärzte  zu  erlangen  wünschen, 
sind  der  im  §.  3 erwähnten  Nachweise  überhoben,  und  brauchen  nur  den  ersten,  dritten 
und  vierten  Prüfungsabschnitt  zu  abnolviren. 

ft.  7.  Die  Gebühren  betragen  5 Thlr.  für  jeden  Prüfungsabschnitt. 

III.  Vorschriften  über  die  Prüfung  der  Thierärzte. 

ft.  1.  Die  Approbation  darf  nur  denjenigen  Kandidaten  ertheilt  werden,  welche  die 
nachstehend  beschriebene  thierärztliche  Prüfung  in  allen  ihren  Abschnitten  bestanden 
haben. 

ft.  2.  Die  thierärztliche  Prüfung  ist  bei  einer  norddeutschen  Thier-Arzneischule  abxu- 
legeti.  Die  Prüfungs-Behörde  besteht  aus  dem  Direktor  und  dem  Lehrer-Kollegium  der 
betreffenden  Thier-Arzneischule.  Der  zuständigen  Zentral-Behörde  blciht  Vorbehalten,  die 
Prüfung«- Behörde  durch  geeignete  Thierärzte  zu  ergänzen. 

ft.  3.  Die  Zulassung  zur  Prüfung  ist  bedingt  durch  die  Reife  für  Sekunda  eines  nord- 
deutschen Gymnasiums  oder  einer  norddeutschen  Realschule  und  durch  den  Nachweis,  da** 
während  eines  mindestens  dreijährigen  Besuchs  norddeutscher  Thier-Arzneischulen  sämml- 
lichc  Disziplinen  des  thierärztlichen  Studiums  absolvirt  wurden  sind. 

ft.  4.  Die  Kandidaten  haben  sich  unter  Vorlegung  des  Abgangs-Zeugnisses  von  der 
Thier- Arzneischule,  der  Nachweise  über  die  gehörten  Vorlesungen  und  eines  Lebenslaufe*, 
in  der  Zeit  vom  I.  April  bis  spätestens  1.  Juli  jeden  Jahres  bei  der  zuständigen  Behörde  zu 
melden,  welche  über  ihre  Zulassung  zur  Prüfung  entscheidet. 

ft.  5«  Die  Prüfung  zerfällt  in  drei  selbständige  Prüfungsabschnitte,  nämlich  die 
klinische,  die  technisch-operative  und  die  Schlussprüfung. 

ft.  ff.  ln  der  klinischen  Prüfung  sind  jedem  Kandidaten  zwei  kranke  Thiere  zur  Unter- 
suchung, Feststellung  di  r Diagnose  und  Behandlung  auf  mindestens  drei  Tage  zu  über- 
weisen. Ueber  jeden  der  beiden  Fälle  hat  der  Kandidat,  nach  Untersuchung  und  Feststel- 
lung der  Krankheit,  eine  Krankheits-Geschichte  in  wissenschaftlicher  Form  unter  Klausur 
au8zuarbeitun,  und  ein  ordnungsmässiges  Krankenjournal  zu  führen.  Die  mündliche  Prü- 
fung über  beide  Fälle  findet  erst  nach  der  schriftlichen  Bearbeitung  statt. 

Die  angewendeten  Arzneien  hat  der  Kandidat  seihst  anzufertigen.  Durch  den  Lehrer 
der  Pharmazie  ist  der  Kandidat  besonders  in  der  Waarenkunde,  sowie  in  der  pharmazeu- 
tischen Chemie  und  Technik  zu  prüfen. 

Die  Kommission  besteht  aus  drei  Examinatoren. 

§•  7.  Der  zweite  Prüfungsabschnitt  erstreckt  sich  auf  Anatomie,  Akiurgie  und  Huf- 
beschlag  und  umfasst  I)  in  der  Anatomie:  a)  Lage  der  Theile  (Situs;,  bl  Anfertigung  eine* 
Präparats,  c)  Erläuterung  eines  oder  mehrerer  Präparate  ex  tempore,  d)  Nachweis  erlang- 
ter uebung  im  Gebrauche  des  Mikroskops;  2}  in  der  Akiurgie:  drei  verschiedene  Opera- 
tionen, nach  der  Demonstration  praktisch  auszuführen;  3)  im  Hufbeschlag:  a)  praktische 
Ausführung  eines  Beschlages,  U)  Beschlag  kranker  Hufe. 

Die  Prufungs- Kommission  besteht  auch  hier  aus  drei  Examinatoren  für  jede  Unter- 
Abtheilung. 

ft.  8.  Gegenstand  der  Schluaaprüfung  sind  alle  thierärztlichen  Fächer,  soweit  sie  nicht 
schon  in  den  beiden  früheren  Prüfungsabschnitten  spezieller  Gegenstand  der  Prüfung 
gewesen  sind. 


§§.  9—15.  u.  1 — 3.  betr.  Prüfung  der  Thierärzte  und  Apotheker. 
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Die  Prüfung  wird  in  Gegenwart  der  ganzen  Kommission  von  vier  Mitgliedern  der- 
selben abgehalten.  Mehr  als  vier  Kandidaten  dürfen  su  einem  Termine  nicht  zugelassen 
werden. 

9.  Zu  einem  folgenden  Prüfungsabschnitt  darf  nur  derjenige  Kandidat  zugelassen 
werden,  welcher  den  vorhergehenden  Prüfungsabschnitt  bestanden  hat. 

10«  Die  Zensuren  sind  je  nach  dem  Ausfall : ‘»vorzüglich  gut«,  »sehr  gut«,  »gut«, 
»mittelmäßig»,  »schlecht«.  Die  drei  ersten  erklären  den  Kandidaten  für  bestanden.  Hei 
Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende. 

Die  Schlusszensur  wird  aus  den  Zensuren  der  drei  Prüfungsabschnitte  gezogen.  Die 
Schlusszensur  »vorzüglich  gut«  darf  nur  ertheilt  werden,  wenn  der  Kandidat  sich  in  allen 
einzelnen  Gegenständen  der  Prüfung  eine  höhere  Zensur  als  »gut«  erworben  hat. 

§•  11*  Die  protokollarischen  Verhandlungen  über  jeden  Kandidaten  sind  der  zustän- 
digen Zentral- Behörde  Behufs  Ertheilung  der  Approbation  oder  Behufs  Zulassung  zur 
Wiederholung  der  nicht  bestandenen  Prüfung  vorzulegen. 

Der  Verhandlung  über  den  ersten  Abschnitt  sind  die  vom  Kandidaten  ausgearbeiteten 
Krankheits-Geschichten  in  Urschrift,  und  der  Bericht  über  die  bei  Gelegenheit  der  klini- 
schen Prüfung  abgehaltene  praktisch-pharmazeutische  Prüfung  heizulegen. 

In  dem  Protokoll  über  den  zweiten  Abschnitt  sind  die  in  den  einzelnen  Unter- Abtbei- 
lungen gestellten  oder  durch  das  Loos  gezogenen  Aufgaben  namhaft  zu  machen,  desgleichen 
in  dem  Protokoll  über  den  dritten  Abschnitt  die  von  jedem  Examinator  herangezogenen 
Prüfungs-Gegenstände  anzugeben . 

$•  12*  Die  beiden  ersten  Prüfungsabschnitte  sind  im  Laufe  des  Sommer-Semesters 
abzuhalteu,  so  dass  die  Schlussprüfungen  mit  dem  Schluss  des  Unterrichtsjahres  ihren 
Anfang  nehmen  können. 

§•  18»  Die  Prüfungsgebühren  werden  von  der  zuständigen  Zentral -Behörde  be- 
stimmt. 

§.  14.  Nach  dem  Schluss  jedes  Prüfungsjahres  sind  die  Namen  der  Approhirten  von 
der  betreffenden  Zentral  - Behörde  dem  Bundesrathe  des  Norddeutschen  Bundes  anzu- 
zeigen. 

§.  15.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  auf  die  Prüfung  der 
lediglich  für  den  Dienst  in  der  Bundes- Armee  bestimmten  Rossärzte. 

IV.  Vorschriften  Uber  die  Prüfung  der  Apotheker.* 

$.  1.  Der  selbständige  Betrieb  einer  Apotheke  im  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes 
erfordert  — unbeschadet  der  Bestimmungen  im  letzten  Satze  des  §.  29  der  Gewerbe-Ord- 
nung für  den  Norddeutschen  Bund  — eine  Approbation  Seitens  einer  der  vorstehend  unter 
Ziffer  1 genannten  Behörden.  Dieselbe  darf  nur  denjenigen  Kandidaten  ertheilt  werden, 
welche  die  nachstehend  beschriebene  pharmazeutische  Prüfung  in  allen  ihren  Abschnitten 
bestanden  haben. 

g.  2.  Die  pharmazeutische  Prüfung  kann  entweder  vor  der  pharmazeutischen  Ober- 
Kxaminations-Kommission  zu  Berlin  ocler  vor  einer  pharmazeutischen  Examinations- 
Kommission  bei  einer  Norddeutschen  Universität  abgelegt  werden.  Die  Prüfungs-Kommis- 
sionen, welche  aus  einem  Lehrer  der  Physik,  einem  Lehrer  der  Chemie,  einem  Lehrer  der 
Botanik  und  zwei  wissenschaftlich  gebildeten  Pharmazeuten  oder  Apotheken- Besitzern 
bestehen  sollen,  werden  alljährlich  von  der  zuständigen  Zentral-Behörde  berufen,  welche 
zugleich  den  Vorsitzenden  der  Kommission  ernennt  An  Stelle  eines  der  beiden  Pharma- 
zeuten kann  auch  ein  Lehrer  der  materia  medica  berufen  werden. 

g.  3.  Zulassungs-Bedingungen.)  Die  Meldung  zur  Prüfung  vor  der  Ober-Examina- 
tio ns- Kommission  ist  bei  dem  Minister  der  Medizinal  - Angelegenheiten  in  Berlin,  die 
Meldung  zur  Prüfung  vor  einer  akademischen  Examinations-Kommission  bei  dem  betref- 
fenden Universitäts-Kuratorium  oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  bei  der  der  Exami- 
nations  - Kommission  zunächst  Vorgesetzten  Behörde  einsureichen.  Die  Meldung  zur 
Prüfung  im  Sommer-Semester  muss  spätestens  im  April . die  Meldung  zur  Prüfung  im 
Winter-Semester  spätestens  im  November  des  betreffenden  Jahres  eingehen.  Wer  sich 
später  meldet,  wird  zur  Prüfung  »m  folgenden  Semester  verwiesen. 

Der  Meldung  hat  der  Kandidat  beizufügen : /;  einen  kurzen  Lebenslauf,  2)  seine 


*)  In  Preussen  gilt  das  Reglement  über  die  Lehr-  und  Servirzeit,  sowie  Über 
die  Prüfung  der  A po  th  e kc  r - L e hr  lin  ge  und  Apotheker-Uehülfen  vom  11.  Au- 
gust 1H64,  — welches  unten  ab  Beilage  Nr.  3 nachfolgt. 


Digitized  by  Google 


430 


Beil.  1.  Deutschen  Reich.  Bekanntmachung, 


§M-7. 


Lehr-  und  Servir-Zeugniase,  3)  dan  über  den  Besuch  der  Universität  ihm  ausgestellte 
Zeugnins.  Beides  in  beglaubter  Form.*) 

Mit  der  Zulassungs-Verfilmung  und  der  Quittung  über  die  eingezahlten  Gebühren 
(§.  1 7 j hat  der  Kandidat  nich  bei  dem  Vorsitzenden  der  Prüfungs-Kommission  tu  melden. 

§.  4*  Die  Prüfung  zerfällt  in  zwei  Abschnitte:  /)  die  Kursusprüfung,  kJ)  die  Schluss- 
prüfung. 

Zur  Schlussprüfung  darf  nur  derjenige  Kandidat  zugela&sen  werden,  welcher  die  Kur- 
susprüfung wohl  bestanden  hat. 

:>.  iKursüaprüfung.)  Die  Kursusprüfung  zerfällt  in  einen  schriftlichen,  einen  prak- 
tischen und  einen  mündlichen  Theil. 

(>.  Behufs  der  schriftlichen  Kursusprüfung  erhält  der  Kandidat  drei  Fragen  aus 
der  allgemeinen  und  aus  der  analytischen  Chemie  zur  Ausarbeitung  in  Klausur  ohne  Be- 
nutzung von  Hilfsmitteln. 

Die  Fragen  können  aus  einer  hierzu  angelegten  Sammlung  durch  das  Jx>os  gezogen 
oder  von  der  Prüfungs-Kommission  gegeben  werden. 

7*  Nach  Einrichtung  der  Klausur-Arbeiten  hat  der  Kandidat  für  den  praktischen 
Prüfungsabschnitt  des  pharmazeutischen  Kursus;  1 j zwei  Abschnitte  der  Pharmakopoe 
aus  dem  Lateinischen  ins  Deutsche  vor  einem  Koramissarius  zu  übersetzen}  2)  zwei  schwer 
zu  bereitende  Arzneiformcn,  wozu  die  Rezepte  aus  einer  Urne  zu  ziehen  sind,  unter  der 
Aufsicht  eines  der  pharmazeutischen  Mitglieder  der  Kommission  ex  tempore  zu  dispensiren ; 
3 ; zwei  durch  das  Loos  zu  bestimmende  Aufgaben  zu  chemisch-pharmazeutischen  Präpa- 
raten, unter  spezieller  Aufsicht  Eines  der  pharmazeutischen  Mitglieder  der  Kommission 
in  dem  hierzu  bestimmten  Laboratorium  anzu fertigen  ; 4)  zwei  ebenfalls  durch  das  Loos 
zu  bestimmende  Aufgaben  in  der  chemischen  Analyse  unter  der  Aufsicht  je  Eines  der  Mit- 
glieder der  Kommission  zu  lösen,  und  zwar : a)  entweder  ein  natürliches,  seinen  Bestand- 
theilen  nach  bekanntes  Gemisch,  oder  eine  künstliche,  zu  diesem  Zweck  besonders  zusam- 
mengesetzte Mischung,  qualitativ  und  quantitativ  zu  zergliedern ; b)  eine  vergiftete  orga- 
nische oder  anorganische  Substanz,  ein  Nahrungsmittel  oder  eine  Arzneimischung  einer 
gerichtlich  - chemischen  Untersuchung  in  qualitativer  und  quantitativer  Beziehung  zu 
unterwerfen. 

Ueber  die  Ausführung  der  praktischen  Arbeiten  zu  2,  3,  4 hat  der  Kandidat  schrift- 
liche Berichte  abzufassen. 

Bei  der  Zensur  der  Berichte  über  die  analytischen  Arbeiten  zu  1a.  und  b.  hat  das 
Mitglied  der  Kommission,  von  welchem  die  Aufgabe  gestellt  worden  war,  dieselbe  namhaft 
zu  machen. 

Ueber  die  praktischen  Arbeiten  zu  3 und  4 ist  ein  Laborations- Journal  zu  führen,  in 


*;  Der  zweite  Absatz  des  3 der  Vorschriften  über  die  Prüfung  der  Apotheker  hat,  laut  Be- 
kanntmachung des  Reichskanzlers  vom  18.  Juli  1873,  durch  Beschluss  des  Buudesraths  folgende 
Fassung  erhalten : 

• Die  Zulassung  zur  Prüfung  ist  bedingt: 

1.  durch  den  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung  eines  Schülers  der  Sekunda  eines  Gym- 
nasiums oder  einer  Realschule  erster  Ordnung,  in  Bayern  der  ersten  Oymnasial-KUsse  oder  des 
ersten  Kursus  eines  Beat-Gymnasiums.  Dieser  Nachweis  ist  zu  führen  durch  ein  Zeugnis* 
über  den  in  der  genannten  Klasse  mindestens  ein  Jahr  hindurch  mit  Erfolg  genossenen  Unter- 
richt oder  durch  das  Befähigung* -Zeugnis*  zum  Eintritt  als  einjährig  Freiwilliger  in  der 
A nuee ; 

2.  durch  eine  dreijährige  Lehr-  und  eine  dreijährige  Servirzeit , von  welcher  letzteren  jedoch 
mindestens  die  Hälfte  in  einer  inländischen  Apotheke  zugebracht  sein  muss; 

3.  durch  ein  mindestens  einjähriges  Universitäts-Stadium.  Dem  Besuche  einer  Universität  ist 
der  Besuch  der  pharmazeutischen  Fachschule  bei  der  Herzoglich  Braunschweigischen  polytech- 
nischen Schule  (Collegium  Carolinum),  sowie  der  Besuch  der  polytechnischen  Schule  zu  Stutt- 
gart oder  derjenigen  zu  Karlsruhe  gleichzuachteii. 

Die  Erfüllung  der  unter  2 und  3 erwähnten  Vorbedingungen  ist  durch  Zeugnisse  in  be- 
glaubigter Form  nachznwetsen. 

Vorstehende  Bestimmungen  treten  am  1.  Januar  1874  in  Kraft. 

Diejenigen  Kandidaten  der  Pharmazie,  welche  bereits  vor  diesem  Zeitpunkte  in  die  Lehre 
getreten  waren,  sind  zur  Prüfung  auch  dann  zuzulassen,  wenn  sie  die  Erfüllung  der  nach  den 
bisherigen  Vorschriften  hierfür  erforderlichen  Vorbedingungen  nachweisen;  Jedoch  haben  die  am 
1.  Januar  1874  noch  in  der  Lehre  befindlichen  Kandidaten  eine  dreijährige  Lehr-  und  eine 
dreijährige  Servirzeit,  und  die  am  genannten  Tage  noch  in  der  Servirzeit  Begriffenen  eine  drei- 
jährige Servirzeit  darzuthun.« 

( Zentral-Blatt  für  das  Deutsche  Reich.  1873.  Nr.  31.)  * 
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welchem  das  betreffende  Mitglied  der  Kommission  die  Art  und  Weise  der  Ausführung  der 
praktischen  Leistung  zu  bezeugen  hat. 

§.  8.  In  der  mündlichen  Kursusprüfung,  welche  in  Gegenwart  zweier  Kommissarien 
in  einem  besonderen  Termin  ahzuhalten  ist,  hat  der  Kundidat  a)  mindestens  zehn  ihm  vor- 
zulegende frische  oder  getrocknete  ofhzinelle  oder  solche  PHanzen,  welche  mit  den  offizi- 
neilen verwechselt  werden  können,  zu  demonstriren,  b)  ferner  mindestens  zehn  rohe  Droguen 
nach  ihrer  Abstammung,  Verfälschung  und  Anwendung  zu  pharmazeutischen  Zwecken  zu 
erläutern,  und  c)  mehrere  ihm  vorzulegende  chemisch-pharmazeutische  Präparate  nach 
Bestandteilen,  Darstellung,  Verfälschungen  u.  s.  w.  zu  erklären. 

9.  Nach  Absolv  irung  der  schriftlichen,  praktischen  und  mündlichen  Kursusprüfung 
$§.  I» — 8;  werden  die  dem  Kandidaten  für  jeden  einzelnen  Abschnitt  dieser  Prüfung  er- 
theilten  Zensuren  in  einem  besonderen  Protokoll-Schema,  nach  beiliegendem  Muster  (An- 
lage a.)  zusammengestellt. 

10.  Diejenigen  Theile  der  Kursusprüfung,  in  denen  der  Kandidat  nicht  besteht, 
hat  er  in  einer  von  der  zuständigen  Zentral- Behörde  zu  bestimmenden  Frist  zu  wiederholen. 

$•  11.  8chlussprüfung.  Die  Schlussprüfung  ist  von  dem  Vorsitzenden  und  drei  Mit- 
gliedern der  Prüfungs-Kommission  mündlich  und  öffentlich  abzuhalten.  Mehr  als  vier 
Kandidaten  dürfen  zu  Kinem  Prüfungstermin  nicht  zugelassen  werden. 

11.  12.  Diese  Schlussprüfung  hat  sich  auf  die  Erforschung  der  chemischen,  physikali- 
schen und  naturhistorischen  Ausbildung  der  Kandidaten  im  Allgemeinen,  und  im  Beson- 
deren noch  auf  deren  Bekanntschaft  mit  der  Giftlehre  und  mit  den  das  Apothekerwesen 
betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  erstrecken. 

$•  13.  Üeber  den  Verlauf  der  Prüfung  eines  jeden  Kandidaten  wird  ein  vollständiges 
Protokoll  unter  Beifügung  der  Zensur  für  jedes  einzelne  Prüfungsfach  aufgenommen,  und 
von  dem  Vorsitzenden,  sowie  von  den  übrigen  Examinatoren  vollzogen. 

Unter  dem  Protokoll  ist  die  Gesammtzensur  für  die  Schlussprüfung  zu  vermerken. 
Lautet  ein  Votum  auf  »schlecht*,  oder  zwei  Vota  auf  »mittelmässig«,  so  ist  der  Kandidat  für 
nicht  bestanden  zu  erachten.  Im  Uebrigen  entscheidet  die  Pluralität  der  Stimmen,  und  hei 
Stimmengleichheit  das  Urtheil  des  Vorsitzenden. 

$•  14.  (Schlusszensur.)  Für  diejenigen  Kandidaten,  welche  in  der  Schlussprüfung 
bestanden  sind,  wird  unmittelbar  nach  Beendigung  derselben  die  Schlusszensur  über 
den  Ausfall  der  gesummten  pharmazeutischen  Staats-Prüfung  nach  Massgabe  der  Zensuren 
für  die  früheren  Prüfungsabschnitte  §.  7 bestimmt. 

Demnächst  hat  der  Vorsitzende  die  vollständigen  Prüfungs-Verhandlungen,  einschliess- 
lich der  die  Meldung  und  Zulassung  des  Kandidaten  betreffenden  Urkunden  der  zuständigen 
Zentral-Staats-Behörde  mittelst  Berichts  vorzulegen. 

§•  15.  Bei  Krtheilung  der  Zensuren  in  sämmtlichen  Prüfungsabschnitten  haben  die 
Examinatoren  sich  nur  uer  Prädikate:  »vorzüglich  gut«,  »sehr  gut«,  »gut«, 
■ mittelmässig«  und  »schlecht«  zu  bedienen. 

Die  erste  Zensur  »vorzüglich  gut«  darf  als  Schlusszensur  ft}  1 1)  nur  dann  ertheilt 
werden  , wenn  der  Kandidat  in  allen  Prüfungsabschnitten  mindestens  »sphr  gut«,  die 
zweite  Zensur  »sehr  gut«  nur  dann,  wenn  der  Kandidat  in  der  Pluralität  der  Spezial- 
Zensuren  das  Prädikat  »sehr  gut«  erhalten  hat. 

$.  DL  (Wiederholung  der  Prüfung.;  Zur  Wiederholung  einzelner  Prüfungs-Abschnitte 
darf  ein  Kandidat,  welcher  dieselben  nicht  bestanden  hat.  nur  nach  Bestimmung  der  zu- 
ständigen Zentral- Behörde  zugelassen  werden. 

Die  Zensur  «schlecht«  hat  eine  Zurückstellung  auf  mindestens  0,  die  Zensur  »mittel- 
massig«  eine  Zurückstellung  auf  mindestens  :t  Monate  zur  Folge. 

Wer  nach  zweimuligerLZurückstellung  die  Prüfung  nicht  bestellt,  wird  zu  weiterer 
Wiederholung  der  Prüfung  nicht  zugelasscn. 

§.  17.  (Prüfungs-Gebühren.)  Die  Gebühren  für  die  Staats-Prüfung  als  Apotheker  sind 


auf  Thaler  festgesetzt  und  in  der  Art  zu  vertheilen,  dass 

für  die  schriftliche,  praktische  und  mündliche  Kursusprüfung  . 22  Thlr.  20  Sgr. 

für  die  mündliche  Schlussprüfung  8-  5 - 

für  Verwaltungs-Kosten,  Anschaffung  von  Prüfungs-Gegen- 
ständen u.  s.  w 15  - 5 - 

in  Anrechnung  kommen. 


$.  18.  Kandidaten,  welche  während  der  Prüfung  zu  rück  treten,  erhalten  die  Gebühren 
für  noch  nicht  angetretene  Prüfungs-Abschnitte  zurückerstattet. 
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Beil.  1.  Deutsches  Reich.  Bekanntm.,  betr.  Prüfung  der  Aerste  etc. 


§.  19. 


Für  Wiederholung  einzelner  Prüfungs-Abschnitte  sind  die  für  diese  Prüfungs-Ab- 
schnitte regle  ment  »massig  festgesetzten  Gebühren  von  Neuem  zu  zahlen. 

Neben  den  vorstehend  bestimmten  Gebühren  haben  die  Kandidaten  weitere  Gebühren 
nicht  zu  entrichten. 

$•  19.  Nach  dem  Schlüsse  jedes  Prüfungs-Semesters  sind  die  Namen  der  Approbirten 
von  der  betreffenden  Zentral- Behörde  dem  Bundesrath  anzuzeigen. 


Anlage  n. 

Verhandelt  Berlin,  den  IS 

Gegenwärtig 

Herr 

Es  vereinigten  sich  heute  die  sünimtlichen  Mitglieder  der  pharmazeutischen  Ober- 
Exarniuations-Kommisaion , um  sowohl  die  sünimtlichen  von  dem  Kandidaten  der 
Pharmazie  gelieferten  Arbeiten  einzusehen  und  zu  zen&iren, 

als  auch  die  noch  mit  demselben  anzustellenden  Prüfungen  vorzunehmen. 

Die  Einsichten  der  schriftlichen  Arbeiten  ergab,  dass  der  Kandidat 

1)  die  über  die  Präparate  der  Arbeit, 

2)  die  über  die  chemische  Analyse, 

3)  die  über  die  gerichtlich  chemische  Untersuchung, 

1)  die  chemisch-pharmazeutische  Abhandlung, 

abgefasst  hatte. 

ln  Betreff  der  Präparate,  welche  zur  Stelle  gebracht  worden  waren,  und  des  Votums 
des  Kommissarius,  welcher  die  Aufsicht  geführt  hatte,  ertheilten  die  Unterzeichneten  dem 
Kandidaten  rücksichtlich  der  praktischen  Fertigkeiten  die  Zensur: 

Hinsichtlich  der  bei  der  Analyse  bewiesenen  praktischen  Fertigkeit  wurde  dem  Kan- 
didaten auf  den  Grund  des  Votums  dcR  Kommissarius,  welcher  ihn  beaufsichtigt  hatte, 
und  des  Inhalts  des  dem  Herrn  Vorsitzenden  versiegelt  übergebenen  Zettels  die  Zensur 
zu  Thcil ; in  Rücksicht  der  gerichtlich-chemischen  Analyse  aber  die  Zensur 
zuerkannt. 

Die  Art  der  Beaufsichtigung  ergiebt  sich  aus  dem  anliegend  beigefügten  Extrakt 
aus  dem  Arbeit»journal. 

Der  Kandidat  muftsle  hierauf  mehrere  Pflanzen  demonstriren. 

Solches  erfolgte 

Hiernächst  musste  derselbe  von  einer  Anzahl  zur  Stelle  gebrachter  Droguen: 
Niunen,  Abkunft,  Verfälschung,  Verwechselung,  Prüfungsart  und  alles  übrigens 
Wissens  würdige  angeben. 

Solches  erfolgte 

Endlich  wurden  dem  Kandidaten  verschiedene  chemisch-pharmazeutische  Präpa- 
rate zur  Angabe  ihrer  Bestandteile,  ihrer  Darstellung,  ihrer  Verfälschung  u.  s.  w. 
vorgelegt. 

Dies  erfolgte 

Da  nun  der  Kandidat,  laut  Protokolle»  vom  als  Rezeptarius  die  Zen- 
sur erhalten  hatte,  und  ihm  hinsichtlich  der  übrigen  Prü- 
fungen die  Zensur  zuerkannt  worden  war,  so  vereinigten  sich 

die  Kommissarien  in  Betreff  sämmtlicher  praktischen  Prüfungen  zu  der  Schlumensur 
womit  diese  Verhandlung  geschlossen  wurde, 
a.  u.  s. 


Diejenigen  ärztlichen  oder  zahnärztlichen  Kandidaten,  welche  vor  dem  1 . Oktober  1871 
und  diejenigen  pharmazeutischen  Kandidaten,  welche  vor  dem  1.  April  1^71  zur  Prüfung 
sich  melden,  haben  nur  diejenigen  Nachweise  beizubringen,  welche  nnch  den  Gesetzen 
ihrer  Heimath  Behufs  Zulassung  zur  ärztlichen  oder  zahnärztlichen,  beziehungsweise  phar- 
mazeutischen Staats-Prüfung  erfordert  wurden. 

Berlin,  den  2 ä.  September  1SG9. 

Der  Kanzler  des  Norddeutschen  Bundes. 

In  Vertretung: 

Delbrück. 
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Aerztllcher  Approbations-Schein. 


A. 


Nachdem  Herr 

aus 

die  ärztliche  Prüfung  vor  der Examinations-Kommission  lu bestan- 

den hat,  wird  ihm  hierdurch 

die  Approbation  als  Arzt 
für  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches 
in  OemAssheit  von  jj.  29  der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1 S69  ertheilt. 


Zahnärztlicher  Approbations-Schein. 


B. 


Nachdem  Herr 


aus 

die  zahnärztliche  Prüfung  vor  der  Examinations-Kommission  zu 

bestanden  hat,  wird  ihm  hierdurch 

die  Approbation  als  Zahnarzt 
für  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches 
in  Gemässheit  von  §.  29  der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869  ertheilt. 


Pharmazeutischer  Approbations-Schein. 


C. 


Nachdem  Herr 

aus 

die  pharmazeutische  Prüfung  vor  der Examinations-Kommission  zu  - . . 

bestanden  hat,  wird  ihm  hierdurch 

die  Approbation  zum  selbständigen  Betriebe  einer  Apotheke 
für  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches 
in  OemAssheit  von  §.  29  der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869  ertheilt. 


Thierlrztlicher  Approbations-Schein. 


D. 


Nachdem  Herr 


aus 

die  thier&rztliche  Prüfung  vor  der Examinations-Kommission  zu 

bestanden  hat,  wird  ihm  hierdurch 

die  Approbation  als  Thierarzt 
für  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches 
in  Gem&ssheit  von  § 29  der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869  ertheilt. 


Beilage  Kr  2. 

Bekanntmachung, 

betreffend  die.  Entbindung  von  den  im  §.  29  der  Gewerbe-Ordnung  vorge- 
schriebenen Ärztlichen  Prüfungen. 

Vom  9.  Dezember  1869.  < Bund.-Ges.-Bl.  1869.  8.  697.) 

Auf  Grund  der  Bestimmung  im  §.  29  der  Gewerbe- Ordnung  vom  21.  Juni  d.  J. 
( Bundes-Gesetz-Bl.  S.  245)  hat  der  Bundesrath  die  nachstehenden  «Schlüsse  gefasst : 

1.  Die  Entbindung  von  den  im  §.  29  der  Gewerbe-Ordnung  vorgeschriebenen  ärztlichen 
Prüfungen  auf  Grund  wissenschaftlich  erprobter  Teistungen  ist  nur  dann  zulässig,  wenn 
der  Nachsuchende  nachweist,  dass  ihm  von  Seiten  eines  Staates  oder  einer  Gemeinde 
amtliche  Funktionen  übertragen  werden  sollen. 

teiefcs-Oswtze  m.  Eillatsr.  Tit.  1.  Bä.  1.  28 
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Beil.  3.  Preussen.  Reglement  über  Lehr-  und  Servirzeit  etc. 


2.  lieber  Gesuche  um  Entbindung  von  der  vorgeschriebenen  Prüfung  entscheiden  die  in 
der  Bekanntmachung  vom  25.  September  d.  J.,  betreffend  die  Prüfung  der  Aerztc  etc. 
(Bundes-Gesetz-Bl.  S.  635),  unter  Nr.  1 und  2 genannten  Zentral-Beliönlen. 

3.  Diese  Entscheidung  erfolgt  ohne  vorgängiges  Gutachten  der  in  der  Bekanntmachung 
vom  25.  September  d.  J.  angeordneten  Prüfungs-Behörde,  wenn  es  sich  um  die  Dis- 
pensation eines  als  Lehrer  an  eine  Norddeutsche  Universität  zu  berufenden  Gelehrten 
handelt.  In  allen  anderen  Fällen  wird  zuvor  ein  Gutachten  der  gedachten  Prüfungs- 
Behörden  eingeholt.  Den  letzteren  bleibt  es  überlassen,  ihre  Information  für  das  Gut- 
achten durch  ein  mit  dem  Nachsuchenden  abzuhaltendes  Kolloquium  zu  ergänzen. 

4.  Die  Zentral- Behörde  stellt  über  die  Ertheilung  der  Dispensation  eine  Bescheinigung 
aus  und  zeigt  den  Namen  des  Dispensirten  dem  Bundesratne  zum  Zweck  der  Veröffent- 
lichung an. 

Berlin,  den  9.  Dezember  1809 

Der  Kanzler  des  Norddeutschen  Bundes. 

In  Vertretung : 

Delbrück. 

Bekanntmachungen  des  Reichs-Kanzlers  über  Prüfung  der  Aerzte  und  Apotheker  aus 
Hessen,  Braunschweig,  M’firttemberg,  Baden,  Bayern  und  Elsass-Lothringen  vom  9.  De- 
zember 1869  Bund. -Ges. -Bl.  1869.  S.  688),  21.  Dzbr.  1871  :Reichs- Ges.  - Bl.  S.  472;,  — 
17.  Mai,  28.  Juni  und  19.  Juli  1872  (Reichs.-G.-Bl.  8.  151,  —243  und  351), — 9.  März  1873 
(Reichs-Zentral-Bl.  1873.  8.  74). 


Beilage  1fr.  3. 

Preussen. 

Reglement  über  die  Lehr-  nnd  Servirzeit,  sowie  über  die  Prüfung  der  Apo- 
theker-Lehrlinge und  Apotheker-Oehülfen. 

Von  den  Lehrlingen. 

$.  1.  Jeder  Apotheken-Besitzer  ist  befugt,  Lehrlinge  anzunehmen  und  Geholfen  zu 
halten. 

§.  2.  In  der  Regel  darf  ein  Apotheker  nur  so  viel  I-ehrlinge  annehmen,  als  er  Ge- 
hülfen  hat.  Neben  einem  Geholfen  zwei  Lehrlinge,  oder  neben  zwei  Geholfen  drei  Lehr- 
linge u.  s.  f.  anzunehmen,  ist  in  keinem  Fall  gestattet. 

Ausnahmsweise  kann  einem  Apotheker,  dessen  Geschäftsumfang  sogering  ist.  dass  er 
einen  Geholfen  nicht  zu  salariren  vermag,  und  der  als  ein  geschickter,  wissenschaftlich 
gebildeter  und  thätiger  Mann  bekannt  ist,  von  der  betreffenden  Königlichen  Regierung 
gestattet  werden,  einen  Lehrling  auch  ohne  einen  Geholfen  zu  halten. 

g,  3.  Wer  die  Apothekerkunst  erlernen  will,  muss  die  wissenschaftliche  Befähigung 
eines  Schülers  der  Sekunda  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  I.  Ordnung  oder  der 
Prima  einer  Realschule  II.  Ordnung  oder  das  Abgangszeugnis«  der  Reife  von  einer  höheren 
Bürgerschule  besitzen  und  den  Nachweis  dieser  Befähigung  durch  ein  Zeugnis»  darüber, 
dass  er  mindestens  ein  Jahr  hindurch  *j  den  Unterricht  in  einer  der  genannten  Schulklassen 
mit  Erfolg  genossen  hat,  zu  führen  im  Stande  sein. 

Für  den  Fall,  dass  der  Aspirant  bisher  eine  öffentliche  Schule  nicht  besucht  hat,  muss 
er  sich  durch  den  Direktor  eines  Gymnasiums,  oder  durch  eine  Gjmnasial-Prüfungs- 
Kommission  in  Bezug  auf  die  bezeichnete  wissenschaftliche  Qualifikation  prüfen  und  das 
betreffende  Zeugnis.»  ausstellen  lassen.  Das  Attest  eines  Privatlehrers  genügt  zu  diesem 
Zweck  nicht. 

§.  4.  Vor  Eintritt  in  eine  Apotheke  als  Lehrling  hat  sich  der  qualifizirte  Aspirant  bei 
dem  betreffenden  Kreis-Phvsikus  unter  Vorlage: 

a.  seines  Schulzeugnisses  §.  3), 

b.  des  von  ihm  selbst  geschriebenen  Lebenslaufs,  und 
r.  seines  Vaccinations-  und  Revaccinations-Scheins 

persönlich  zu  melden.  Nach  Prüfung  dieser  Atteste  ist  der  Kreis-Physikus  ermächtigt, 
dem  Aspiranten  da«  Befihigungs-Zeugnias  zum  Lehrling  der  Apotheker- 
Kunst  auszufertigen. 


•)  Das  Reglement  vom  11.  Angust  1S64  verlangte  mir  »ein  halbes  Jahr« ; sein  Jahr«  lat  durch 
Minist. -Verfüg,  vom  28.  Dezbr.  1870  vorgesebrieben. 
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Ohne  dies  amtliche  Zeugnis»  darf  kein  Lehrling  in  einerApotheke 
angenommen  werden. 

8.  5.  Die  Dauer  der  Lehrieit  wird  auf  drei  Jahre  festgesetzt. 

Nur  denjenigen  Lehrlingen,  welche  vor  ihrem  Eintritt  in  die  Lehre  den  Nachweis  ge- 
führt haben,  dass  sie  ein  ganzes  Jahr  den  Unterricht  der  Prima  eines  Gymnasiums  oder 
einer  Realschule  I.  Ordnung  genossen,  oder  welche  bereits  die  Keife  zum  Abgang  auf  die 
Universität  erlangt  haben,  wird  auf  den  Antrag  ihres  Lchrherrn  ausnahmsweise  ein  Nach- 
lass von  einem  halben  Jahre  der  Lehrzeit  seitens  der  Königlichen  Regierung  bewilligt 
werden. 

j).  6.  Der  Lehrherr  ist  verpflichtet,  für  die  Ausbildung  der  Lehrlinge  durch  praktische 
Anweisung  und  Uebung  in  Her  pharmazeutischen  Technik,  sowie  durch  gründlichen  theo- 
retischen Unterricht  in  der  Pharmazie  und  deren  Hülfs- Wissenschaften  Sorge  zu  tragen. 
Zu  diesem  Zweck  muss  derselbe  mit  den,  dem  Stande  der  Wissenschaft  entsprechenden 
Lehrmitteln  versehen  sein. 

Zu  Dienstleistungen  und  Arbeiten,  welche  mit  dem  Apotheker-Geschäft  nicht  in  Be- 
ziehung stehen,  dürfen  Lehrlinge  nicht  verwendet  werden.  Es  muss  denselben  ausser  den 
täglichen  Arbeitsstunden  geeignete  Zeit  zum  Privat-Studium  und  im  Sommer  zu  botanischen 
Exkursionen  vergönnt  bleiben.  Der  Lehrherr  hat  darauf  zu  halten,  dass  jeder  Lehrling 
»ich  ein  systematisch  geordnetes  Herbarium  der  von  ihm  gesammelten  Pflanzen  anlegt. 

Ueber  die  im  Laboratorium  unter  Aufsicht  des  Lehrherrn  oder  Gehülfen  ausgeführten 
pharmazeutischen  Arbeiten  , zu  welchen  dem  I,ehrling , unter  Umständen  auch  nur  des 
Unterrichts  wegen,  besondere  Gelegenheit  gegeben  werden  muss,  hat  derselbe  ein  Journal 
mit  kurzer  Beschreibung  der  vorgenommenen  Operationen  und  der  Theorie  de»  betreffen- 
den chemischen  Prozesses  anzulegen  und  aufzubewahren. 

$.  7.  Die  Aufsicht  auf  den  Gang  der  Bildung  der  Lehrlinge  liegt  dem  Kreis-Physi- 
kus  ob.  Um  diese  wirksam  zu  führen,  hat  der  Kreis-Physikus  die  Lehrlinge  in  den  Apo- 
theken seinei  Kreises  wenigstens  einmal  jeden  Jahres  im  Beisein  und  unter  Beistand  des 
I.ehrherrn  über  ihre  Kenntnisse  und  Fortschritte  io  der  Botsnik,  Physik,  Chemie  und 
pharmazeutischen  Technik  zu  prüfen  und  sich  davon  zu  überzeugen,  ob  dieselben  mit  dem 
Verständnis»  Her  lateinischen  Sprache  genügend  vertraut  gebliehen  sind,  ihr  Herbarium 
in  Ordnung  gehalten  und  ihr  Laborations-Journal  (jj.  üj  vorachriftsmässig  geführt  haben.  •) 

Ueber  den  Ausfall  der  Prüfung  wird  von  dem  Kreis-Physikus  ein  bet  den  Phvaikats- 
Akten  verbleibendes  kurzes,  von  dem  Lthrherrn  mit  zu  unterschreibendes  Protokoll  auf- 
genommen. Der  Kreis-Physikus  hat  hierbei  sowohl  den  Lehrherrn,  als  auch  den  Lehrling 
auf  die  der  Förderung  und  Nachhülfe  besonders  bedürftigen  Unterrichts-Gegenstände  auf- 
merksam zu  machen  und  wie  dies  geschehen,  im  Protokoll  su  vermerken. 

Sollte  sich  bei  wiederholter  derartiger  Prüfung  eine  auffallende  Untüchtigkeit  des 
Lehrlings  oder  eine  Vernachlässigung  desselben  Seitens  de»  lchrherrn  heraussteilen,  so 
hat  der  Kreis-Physikus  hierüber  an  die  Vorgesetzte  Königliche  Regierung  zur  weiteren 
Veranlassung  zu  berichten. 

$.  S.  Wenn  der  Lehrling  die  festgesetzte  Lehrzeit  zur  Zufriedenheit  seines  Prinzipals 
zurückgelegt  hat,  so  ist  er  von  Letzterem  bei  dem  Kreis-Physikus  zur  Prüfung  als  Ge- 
hülfe  anzumelden. 

8.9.  Die  Gehülfen-Prüfung  wird  vor  einer  Kommission  abgelegt,  welche  aus 
dem  Kreis-Physikus,  als  Vorsitzendem,  dem  Lehrhcrm  und  einem  zweiten  Apotheker,  der 
selbst  Lehrlinge  oder  Geholfen  ausgebildet  hat,  besteht. 

Den  hinzuzuziehenden  Apotheker  wählt  der  Kreis-Physikus  vorbehaltlich  der  Geneh- 
migung der  Vorgesetzten  Königlichen  Regierung. 

j).  10.  Ueber  den  Gang  der  Prüfung  nimmt  der  Kreis-Physikus  ein  Protokoll  auf. 
Derselbe  ist  berechtigt,  über  die  Auswahl  der  einzelnen  Prüfungs-Gegenstände  zn  ent- 
scheiden und  auch,  soweit  es  ihm  von  seinem  Standpunkt  geeignet  scheint,  mitzuprüfen. 

Der  Lehrherr  des  Examinanden  hat  nur  in  den  Gegenständen  zu  prüfen,  welche  ihm 
durch  den  Kreis-Physikus,  im  Einvernehmen  mit  dem  hinzugezogenen  Apotheker,  bezeich- 
net werden. 

$.11.  Die  Gehülfen-Prüfung  zerfällt  in  einen  praktischen  und  in  einen  münd- 
lichen Abschnitt. 

a.  Der  Hauptzweck  de#  praktischen  Prüfungs-Abschnittes  ist,  su  ermitteln, 

ob  dem  Examinanden  die  Funktion  eines  Rezeptariu#  anvertraut  werden  darf.  Zu 


*)  Diese  alljährliche  Prüfung  der  Apotheker- Lehrlinge  ist  noch  durch  Minist. -Verfüg,  vom 
14.  Janusr  1865  besonders  eingeirbärft  worden.  • 
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dem  Knde  hat  der  Lehrling  drei  Rezepte  zu  verschiedenen  Arzneiformen  zu  lesen, 
regelrecht  anzufertigen  resp.  zu  dispensiren;  und  zu  taxiren. 

Wo  e»  die  Umstande  gestatten,  bleibt  es  der  Kommission  überlassen,  den  Exami- 
nanden ausserdem  noch  ein  leicht  darzustellcndes  pharmazeutisches  Präparat  (in  mas- 
sigem Umfang;  bereiten  zu  lassen. 

b.  Die  mündliche  Prüfung  wird  mit  der  Vorlage  einiger  Droeuen  und  chemischen 
Präparate,  zur  pharmakologischen  Bestimmung  und  einer  Anzahl  frischer  oder  einge- 
legter Pflanzen,  zur  Erkennung  und  terminologischen  Demonstration  eingeleitet. 
Demnächst  hat  Examinand  mindestens  zwei  Artikel  aus  der  lateinischen  Landes- 
Pharmakopüe  zu  übersetzen.  Hieran  ist  in  angemessener  Weise  die  Prüfung  in  den 
Grundlehren  der  Botanik,  Physik  und  pharmazeutischen  Chemie  anzuknüpfen.  Schliess- 
lich hat  sich  der  Examinand  über  seine  Bekanntschaft  mit  den  Bestimmungen,  welche 
für  das  Verhalten  und  die  Wirksamkeit  des  Geholfen  in  einer  Apotheke  massgebend 
sind,  auszuweiten. 

g.  12.  Der  ganze  Prüfungsakt  ist  während  eines  Tages  zu  absolviren.  Die  mündliche 
Prüfung  darf  in  der  Regel  die  Zeit  von  3 Stunden  nicht  überschreiten. 

§.  13.  Ira  Fall  die  Kommission  die  Leistungen  des  Geprüften  für  genügend  erklärt 
hat,  ist  der  Kreis- Physikut  ermächtigt,  dem  Lehrling  das  Zeugniss  als  Apotheker- 
Gehülfe  auszustellen,  worauf  der  Lehrherr  demselben  das  übliche  Dimissions-Attest  zu 
ertheilen  hat. 

Die  von  den  Mitgliedern  der  Kommission  unterschriebene  Prüfungs-Verhandlung  wird 
zu  den  l’hysikats-Akten  genommen. 

Können  zieh  der  Krets-Phyaikus  und  der  als  Examinator  zugezogene  Apotheker  über 
den  Ausfall  der  Prüfung  nicht  einigen,  so  ist  mittelst  gemeinschaftlichen  Berichts  unter 
Vorlegung  der  Prüfungs-Verhandlung  und  der  schriftlichen  Arbeiten  die  Entscheidung  der 
Vorgesetzten  Königlichen  Regierung  einzuholen. 

§.  14.  Das  Nichtbestehen  der  Prüfung  hat  die  Verlängerung  der  Lehrzeit  um  ein 
halbes  Jahr  zur  Folge,  nach  welcher  Frist  die  Gehülfen-Prüfung  wiederholt  werden  mutt. 
Wer  auch  nach  der  zweiten  Wiederholung  nicht  besteht,  wird  zur  Prüfung  nicht  wieder 
zugelassen. 

V.  15.  Die  aus  der  Prüfung  entstandenen  Kosten  fallen  dem  Examinanden  zur  Last. 
Der  Kreis-Physikus  und  der  als  Examinator  zugezogene  Apotheker  erhalten  ausser  den 
etwaigen  rcglementsmässigen  Reisekosten  jeder  drei  Thaler  an  Gebühren. 

Von  den  Apotheker-GehSlfen. 

£.  16.  DerGehülfe  steht  zu  dem  Apotheken-Besitxer,  seinem  Prinzipal,  in  dem  per- 
sönlichen Vertrags- Verhältnis«  eines  ihm  für  den  Geschäftsbetrieb  Dienenden  und  ist  dessen 
Anordnungen  pünktlichen  Gehorsam  schuldig. 

Der  Apothcken-Besitzer  darf  dem  Geholfen  das  Dispensiren  von  Arzneimitteln  in  der 
Offizin  (das  Rezeptiren)  und  die  Anfertigung  von  pharmazeutischen  Präparaten  im  Labo- 
ratorium (das  Defektiren)  selbständig  überlassen,  iat  aber  für  die  Arbeit  des  Geholfen  ver- 
antwortlich. 

Während  kurzer  zufälliger  Abwesenheit  des  Apotheken-ßesitzers  ist  der  Gehülfe  dessen 
Stellvertreter.  Bei  längerer  Entfernung  vom  Geschäft  (Reisen)  aber  ist  der  Apotheker, 
falls  sein  Gehülfe  nicht  bereits  die  Approbation  als  Apotheker  erlangt  haben  sollte,  ver- 
pflichtet, einen  approbirten  Apotheker  als  seinen  Stellvertreter  anzunehmen  und  dies  dem 
Kreis-Physikus  anzuzeigen. 

§.  17.  Der  Gehülfe,  welcher  die  Approbation  als  Apotheker  noch  nicht  erlangt  hat, 
ist  verpflichtet,  die  als  Lehrling  erworbene  pharmazeutische  Ausbildung  durch  Uebungund 
Privat-Studium  zu  vervollständigen.  Hierzu  ist  er  von  dem  Prinzipal  anzuhalten  und  mit 
Anweisung  zu  versehen.  Das  während  der  Lehrzeit  begonnene  Laborations-Journol  ,§.  6) 
hat  er  ordnungsmässig  fortzusetzen,  mit  Erlaubnis»  des  Prinzipals  botanische  Exkursionen 
zu  machen  und  «ein  Herbarium  zu  erweitern. 

Der  Gehülfe  muss  den  Lehrlingen  in  allen  Beziehungen  mit  gutem  Beispiel  vorangehen 
und  in  der  Unterweisung  derselben  den  Prinzipal  gewissenhaft  unterstützen. 

£.  18.  Die  Servirzeit  eines  Geholfen  wird  auf  drei  Jahre  festgesetzt,  von  welcher 
Zeit  ein  Nachlass  nicht  stattflndet. 

Da»  Militär-Dienstjahr  als  einjähriger  freiwilliger  Pharmazeut  in  einer  Militär- Dis- 
pensir-Anstalt  wird  dem  Geholfen  als  ein  halbes  Jahr  auf  die  Servirzeit  in  einer  Zivil- 
Apotheke  in  Anrechnung  gebracht. 

$.  19.  Behufs  Zulassung  zur  Ablegung  der  pharmnxeutischeu  Staats-Prüfung  haben  die 
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Gehülfen  nach  Absolvirung  der  dreijährige  n Servirzeit  !§.  18)  noch  drei  Semes- 
ter  hindurch  dem  Studium  der  pharmazeutischen  Wissenschaften  an  einer  der  Preuseischen 
Universitäten  obluliegen. 

Bei  länger  als  drei  Jahre  fortgesetzter  Servirzeit  ist  für  jedes  Überzählige 
Servirjahr  der  Erlass  eines  Studien  - Semesters  gestattet.  Es  sind  folglich  nach  vier 
Servirjahren  mindestens  noch  zwei  Semester,  nach  fünf  Servirjahren  noch  ein  Semester 
des  pharmazeutischen  Studiums  erforderlich,  wogegen  Geholfen,  welche  sechs  Jahre  oder 
darüber  vorwurfsfrei  konditionirt  haben,  und  sich  über  ein  fleissiges  Privatstudium  genü- 

fjend  ausweisen,  ohne  vorgängiges  Universitäts-Studium  zur  Staats-Prüfung  werden  zuge- 
assen  werden. 

Berlin,  den  11.  August  1SGJ. 

Der  Minister  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinal-Angelegenheiten. 


Von  Apotheker -Gehülfen,  welche  die  Prüfung  als  solche  in  dem  Königreich 
Sachsen , in  dem  Herzogthum  Brnunschweig , in  dem  Herzogthum  Anhalt  oder  in  dem 
Fürstenthum  Lippe-Detmold  bestanden  haben,  ist  beim  Eintritt  als  Gehülfen  in  Preussische 
Apotheken  die  Ablegung  der  diesseitigen  Gehulfen-Priifung  nicht  mehr  zu  verlangen  s. 
Min. -Verfügungen  vom  ..  April  1866,  — 26.  Mai  1866,  — (>.  Juni  1866,  — 30.  Dez.  IS72j. 


F.  Beilagen  zu  30  der  Gewerbe-Ordnung. 

Prenssen. 

Verfügungen  des  Ministers  der  geistlichen.  Unterrichts-  und  Medizinal- Ange- 
legenheiten vorn  2.  Juni  und  26.  Oktbr.  1870.  Hebammen  betreffend. 

a. 

Indem  ich  ein  Exemplar  der  Verfügung  anschlie«se , welche  ich  über  die  künftige 
Stellung  der  Hebammen  heut  erlassen  nabe , finde  ich  nöthig , dieselbe  mit  zwei  Be- 
merkungen zu  begleiten. 

Es  wird  voraussichtlich  an  Gemeinden  nicht  fehlen , welche  ausser  Stande  sind , die 
Mittel  zur  Besoldung  einer  Bezirks-Hebamme  bereit  zu  stellen.  Diesem  Uebelstande  wird 
sich  theils  durch  zweckmässige  Abgrenzung  der  Hebammen-Bezirke  (§.  5),  tbeil»  durch  Ge- 
währung von  Beihülfen  aus  dem  Hebammen-Unterstützungs-Eonds  ,§.  12)  begegnen  lassen. 
Immerhin  aber  bleibt  es  wünschenswert , das  Interesse  der  Kreise  und  Provinzen,  welches 
sich  schon  bisher  auf  diesem  Gebiete  mehrfach  in  sehr  anerkennenswerter  Weise  betätigt 
hat,  da  anzuregen,  wo  die  Kräfte  der  Nächstbeteiligten  nicht  hinreichen,  um  die  erforder- 
liche Zahl  von  Hebammen  zu  gewinnen. 

Sodann  ist  für  die  Bedingungen  des  Engagements  von  Bezirks-Hebammen  die  Existenz 
zweckmässiger  Taxen  von  wesentlichem  Einfluss.  Im  Anschluss  an  den  §.  80  der  Gewerbe- 
ordnung vom  21.  Juni  18611  wird  zwar  auch  die  Bezahlung  der  Hebammen  für  ihre  Dienst- 
leistungen zunächst  der  Vereinbarung  zu  überlassen  sein.  Gleichwohl  aber  wird  sich  die 
Festsetzung  von  Taxen  empfehlen.  Bei  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  in  den  einzel- 
nen Landealheilcn  ist  es  nicht  ausführbar  und  auch  nicht  geboten  . eine  allgemein  gültige 
Taxe  für  die  Hebammen  zu  erlassen  Dagegen  beauftrage  ich  die  Königliche  Itegierung 
die  Angemessenheit  der  in  Ihrem  Verwaltungs-Bezirk  hierüber  bestehenden  Bestimmungen 
sorgfältig  zu  prüfen,  und  sofern  ein  Bedürfniss,  dieselben  zu  ändern,  anzuerkennen  ist,  mir 
den  Entwurf  einer  neuen  Taxe  für  die  Verrichtungen  der  Bezirks-Hebammen  im  dortigen 
Verwaltungs-Bezirk  vorzulegen,  um  dieselbe  auf  Grund  des  §.  80  1.  c.  festzusetzen. 

Hält  die  Königliche  Regierung  die  bestehenden  Tax- Bestimmungen  für  ausreichend, 
so  ist  mir  dies  unter  Anführung  der  darnach  zu  entrichtenden  Tax-Sätze  anzuzeigen. 

Berlin,  den  2.  Juni  1 870- 

Der  Minister  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinal-Angelegenheiten. 


Allgemein*  Verfügung, 

betreffend  die  künftige  Stellung  der  Hebammeu. 

In  Erwägung,  dass  die  Ausführung  des  Gesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  Novem- 
ber 1867  — B.-G.-Bl.  8.  55  — und  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund 
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vom  21.  Juni  1*69  — B.-G.  Bl.  S.  245  — eine  Aenderung  und  Ergänzung  der  bisherigen 
Vorschriften  über  die  Stellung  der  Hebammen  erfordert , bestimme  ich  nach  Einsicht  der 
von  den  Provinzial- Behörden  hierüber  erstatteten  Berichte  und  auf  Grund  der  Verordnung 
vom  13.  Mai  1S67  — G.-S.  S.  667  — für  den  gesammten  Umfang  des  Staatsgebietes, 
was  folgt : 

§.  1.  Norddeutsche  Hebammen,  welche  ein  Prüfungszeugniss  einer  nach  den  Ge- 
setzen ihrer  Heimath  zuständigen  Behörde  erworben  haben,  sind  innerhalb  des  Preussischen 
Staatsgebiets  zum  Gewerbe-Betrieb  als  Hebammen  zuzulassen. 

$.  2.  Zur  Prüfung  als  Hebammen  dürfen  in  Preussen  nur  solche  Personen  zugelassen 
werden,  welche  entweder  in  einer  Preussischen  Hebammen-Lehranstalt , oder  mit  Ge- 
nehmigung der  Regierung  in  einer  auswärtigen  Hebammen-Lehranstalt  einen  vollständigen 
Kursus  durchgemacht  haben. 

l)ic  Prüfung  selbst  erfolgt  nach  Massgabe  derjjj§.  *2 — *5  des  Reglements  vom  1.  Dezem- 
ber 1S25. 

1$.  3.  Alle  Anträge  auf  Zulassung  zu  den  inländischen  Hcbammcn-Lchranstalten  sind 
an  die  zuständige  Provinzial- Verwaltung»- Behörde  zu  richten. 

In  die  inländischen  Hebammen-Lehranstalten  werden  vorzugsweise  solche  Personen 
als  Schülerinnen  aufgenommen,  welche  hierzu  von  Gemeinden  oder  Hebammen-Bezirken 
präsentirt  werden.  Ausserdem  dürfen,  soweit  die  Verhältnisse  des  einzelnen  Instituts  es 
gestatten,  Schülerinnen  auf  eigene  Meldung  und  auf  eigene  Kosten,  deren  Festsetzung  den 
Provinzial-  Verwaltungs  - Behörden  überlassen  bleibt,  aufgenommenen  werden.  Die  auf 
eigene  Meldung  aufgenomraenen  Personen  haben  sich  aber  bei  Vermeidung  sofortiger  Ent- 
lassung allen  für  die  Schülerinnen  der  Hebammen- Lehrinstitute  bestehenden  Anordnun- 
gen zu  fügen. 

In  beiden  Fällen  ist  die  Zulassung  abhängig  von  der  Beibringung 

1.  eines  Kreis- Physikats-AttesUs  über  die  körperliche  und  geistige  Befähigung  der 

Schülerin.  Diese»  Attest  darf  nur  solchen  Schülerinnen  ertheilt  werden  , welche  des 

Lesens  und  Schreibens  kundig  sind : 

2.  eines  ortspolizeilichen  Attestes  über  ihren  unbescholtenen  Ruf ; 

3.  eines  Taut-  oder  Geburtsscheins. 

Personen,  welche  jünger  als  20  oder  älter  als  35  Jahre  sind,  dürfen  als  lieb&mmen- 
Schülerinnen  nicht  aufgenommen  werden. 

Schülerinnen,  welche  kostenfreie  Ausbildung  im  Institut  genossen  haben,  sind  bei 
Vermeidung  der  Erstattung  der  auf  ihre  Ausbildung  verwendeten  Kosten  gehalten , eine 
ihnen  von  der  Provinzial-Verwaltungs-Behörde  angewiesene  Stelle  als  Bezirks-Hebamme 
mindestens  drei  Jahre  lang  zu  verwiütcn. 

$•  4.  Schülerinnen,  welche  die  Prüfung  bestanden  haben,  erhalten  hierüber  ein  Zeug- 
niss  und  unterliegen  hinsichtlich  ihrer  Betügniss  zur  Niederlassung  und  zum  Gewerbe- 
Betrieb  als  Hebammen  innerhalb  des  Preussischen  Staatsgebiets  keiner  gesetzlichen  Be- 
schränkung. 

$•  5.  Um  das  Land  mit  der  für  Leben  und  Gesundheit  der  Bevölkerung  nothwendigen 
Zahl  von  Hebammen  zu  versorgen , haben  die  Provinzial-Verwaltungs-Behürden,  soweit  es 
noch  nicht  geschehen , bestimmte  Hebammen- Bezirke  abzugrenzen  und  auf  Grund  des 
Gesetzes  über  die  Polizei-Verwaltung  vom  11.  März  1S50  — G.-S.  S.  265  — und  der  Ver- 
ordnung vom  20.  Septbr.  IS67  — G.-S.  S.  1529  — anzuordnen,  wie  viele  Bezirks-Hebammen 
mit  Rücksichten  auf  den  Umfang  des  Hebammen-Bezirks  im  öffentlichen  Interesse  anzu- 
stellen sind. 

§.  Zu  Bezirks-Hebammen  dürfen  nur  solche  Hebammen  bestellt  werden , welche 
ein  von  einer  Preussischen  Prüfungs-Behörde  über  die  bestandene  Prüfung  ausgestelltes 
Zeugnis»  besitzen.  Sie  haben , sofern  es  nicht  bereits  früher  geschehen,  vor  dem  Antritt 
der  Stelle  den  Hebammen-Eid  zu  leisten  und  sind  vermöge  ihrer  Anstellung  mit  festem 
Einkommen  verpflichtet , die  Entbindung  zahlungsunfähiger  Personen  ihres  Bezirks,  so- 
wie die  erforderliche  Pflege  derselben  und  ihrer  neugeborenen  Kinder  unentgeltlich  zu 
besorgen. 

§.  7.  Die  Bezirks-Hebammen  stehen  unter  der  Aufsicht  der  Kreis-Physiker,  haben 
ein  Tagebuch  zu  führen,  von  3 zu  3 Jahren  eine  Nachprüfung  abzulegen  und  sich  bei 
Ausübung  ihres  Berufs  genau  nach  dem  Hebammen-Lehrbuch  zu  richten. 

$.  8,  Die  Ansetzung  der  Bezirks- Hebammen  steht  den  den  Hebammen-Bezirk  bilden- 
den oder  zu  einem  solchen  vereinigten  Gemeinden  und  Guts-Bezirken  zu.  Das  Nähere. hier- 
über haben  die  Provinzial- Verwaltungs-Behörden  unter  thunlichster  Berücksichtigung 
des  Herkommens  zu  bestimmen. 
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#.9.  Die  Festsetzung  der  Annahme- Bedingungen , sowie  die  Aufbringung  und 
Vertheilung  der  zur  Besoldung  der  Bezirks-Hebammen  erforderlichen  Mittel  bleibt  der 

Einigung  uer  Betheiligten  überlassen. 

Verabredungen,  welche  den  Gewerbe -Betrieb  frei  prakticirender  Hebammen  beein- 
trächtigen, sind  unstatthaft. 

Erfolgt  die  Annahme  auf  Kündigung,  so  ist  auf  Verabredung  einer  geräumigen 
Kündigungsfrist  Bedacht  zu  nehmen , um  bei  dem  Eintritt  der  Kündigung  die  recht- 
zeitige Wiederbesetzung  des  Bezirks  sicher  zu  stellen. 

$.  10.  Ist  eine  erledigte  Stelle  drei  Monate  nach  eingetretener  Vakanz  nicht  wieder 
besetzt,  so  ist  die  Provinziai-Verwaltungs-Behijrde  berechtigt,  die  Stelle  unter  den  von  ihr 
zu  bestimmenden  Bedingungen  zu  besetzen  und  die  Aufbringung  und  Vertheilung  der  er- 
forderlichen Kosten  anzuordnen. 

g.  11.  Bezirks-Hebammen,  welche  sich  eines  unordentlichen  Lebenswandels  schuldig 
machen,  die  Pflichten  ihres  Berufs  verletzen  oder  bei  den  Nachprüfungen  erhebliche 
Mängel  an  den  erforderlichen  Kenntnissen  oder  Fertigkeiten  zeigen , können  von  der 
Provtnzial-Verwaltungs-Behörde  ohne  Kücksicht  auf  die  bei  ihrer  Annahme  getroffenen 
Verabredungen  entlassen  werden. 

Für  das  Verfahren  sind  die  Vorschriften  der  §§.  20,  21  der  Gewerbe-Ordnung  vom 
21.  Juni  1969  anzuwenden. 

£.  12.  Die  Hebammen-Unterstützungs-Fonds  dürfen  nur  zur  Unterstützung  von  Be- 
zirks-Hebammen oder  zur  Unterstützung  solcher  Hebammen-Bczirke  verwendet  werden, 
welche  ausser  Stande  sind , die  Mittel  zur  Besoldung  einer  Bezirks-Hebamme  aufzu- 
bringen. 

18.  Alle  der  gegenwärtigen  Verfügung  entgegenstehenden  Bestimmungen  sind  aul- 
gehoben. 

• Berlin,  den  2.  Juni  1970. 

b. 

Der  §.  2 der  allgemeinen  Verfügung  über  die  künftige  Stellung  der  Hebammen  vom 
2.  Junid.  J.  hat  eine  für  den  beabsichtigten  Zw  eck  etwas  zu  scharfe  Fassung  erhalten.  Es  soll 
durch  denselben  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  mit  der  Prüfung  der  Hebammen  betrauten 
Behörden  nicht  von  Personen  mit  völlig  ungenügender  Vorbildung  überlaufen  werden, 
und  dass  solchen  Personen  nicht  ein  Anspruch  auf  Zulassung  zur  Prüfung  zugestundeu 
werde.  Dagegen  hat  cs  nicht  in  der  Absicht  gelegen  , Personen , welche  sich  darüber  aus- 
weisen  können  , dass  sic  eine  geordnete  Vorbildung  für  den  Beruf  als  Hebamme  genossen 
haben,  von  der  Zulassung  zur  Hebammen- Prüfung  und  damit  zur  Betreibung  des 
Hebammen-Gewerbes  inPreussen  auszuschliesscn.  Es  kommt  hierbei  auf  eine  verständige 
Beurtheilung  des  konkreten  Falles  an,  und  ermächtige  ich  die  Königliche  Itegierung  hier- 
durch, zur  Prüfung  als  Hebammen  ausnahmsweise  auch  solche  Personen  zuzulassen, 
welche  durch  ihre  Vorbildung,  auch  wenn  dieselbe  nicht  gemäss  §.  2 der  allgemeinen  Ver- 
fügung vom  2.  Juni  d.  J.  erfolgt  ist,  hinreichende  Gewähr  dafür  bieten,  dass  sie  den  in  der 
Prüfung  an  sic  zu  stellenden  Anforderungen  entsprechen  werden. 

Berlin,  den  2ü.  Oktober  1970. 


Gr.  Beilagen  zu  $.  31  der  Gewerbe-Ordnung. 


Deutsches  Kelch. 


Beilage  Nr.  1. 


Verordnung  des  Bundeskanzlers,  betreffend  die  Prüfling  der  Seeschiffer  und 
Seesteuerleute  auf  Deutschen  Kauffahrteischiffen. 

Vom  25.  September  1969.  (Bund.-G.-Bl.  1869.  S.  660  ff. 


Auf  Grund  der  Bestimmung  im  §.  31  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen 
Bund  v.21.  Juni  d.  J.  in  Verbindung  mit  Art.  54,]1)  der  Bundes- Verfassung  hat  der  Bundes- 
rath die  nachstehenden 


1 ) Art.  54,  Abs.  2 lautet : «Das  Reich  hat  das  Verfahren  zur  Krmittelung  der  Ladungs-Fähigkeit 
der  Seeschiffe  zn  bestimmen,  die  Ausstellung  der  Mess-Briefe,  sowie  ffer  Schiffs-ZertiBkate  zu  regeln 
und  die  Bedingungen  festzustellen,  von  welchen  die  Erlaubniss  zur  Kfib- 
( rung  eines  Seeschiffes  abhängig  ist.» 
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Beil.  1.  Deutsches  Reich.  Bekanntmachung,  betreffend 


§§.1-11. 


Vorschriften  aber  den  Nachweis  der  Befähigung  als  Seeschiffer  und 
Steuermann  auf  Deutschen  Kauffahrteischiffen 

crtheilt : 

§.  1,  Küstenschifffahrt  im  Sinne  dieser  Vorschriften  ist  die  Fahrt  in  der  Nord- 
see bis  zum  61 . Grade  nördlicher  Breite  und  in  der  Ostsee  a.  mit  Seeschiffen  unter  JtO  Tonnen 
(zu.  1000  Kilogramm!  Tragfähigkeit,  b.  mit  solchen  Fahrzeugen  jeder  Grösse,  welche  sich 
nicht  über  20  Seemeilen  von  der  Küste  entfernen  und  nicht  zur  Beförderung  von  Reisenden 
dienen,  c.  mit  kleinen  zur  Fischerei  dienenden  Fahrzeugen  (Kuttern,  Schaluppen  etc.)  und 
mit  Lootsen-  und  Luftfahrzeugen. 

§.2.  Kleine  Fahrt  im  Sinne  dieser  Vorschriften  ist  die  Fahrt  in  der  Nordsee  bi»  zum 
61.  Grade  nördlicher  Breite  und  in  der  Ostsee  mit  Seeschiffe:,  von  30  bis  ausschliesslich  100 
Tonnen  (zu  1000  Kilogramin  Tragfähigkeit. 

§•3«  Grosse  Fahrt  im  Sinne  dieser  Vorschriften  ist  diejenige  Seeschifffahrt,  welche 
die  Grenzen  der  Küstenschifffahrt  (§.  I)  und  der  kleinen  Fahrt  (§.  2,  überschreitet.  Die 
grosse  Fahrt  ist  entweder  &•  europäische  Fahrt,  wenn  sie  nur  europäische  Hafen  und 
Häfen  des  Mittelländischen,  Schwarzen  und  Azowschen  Meeres  berührt,  oder  b.  au»  ser- 
europäische  Fahrt,  wenn  sie  diese  Grenzen  überschreitet. 

§•  4.  Ob  und  welcher  Nachweis  der  Befähigung  als  Führer  von  Küstenachiffen  (§.  I) 
erforderlich  ist,  bleibt  einstweilen  der  Bestimmung  der  Landes-Regierungen  überlassen.1) 

f>.  Die  Zulassung  als  Schiffer  auf  kleiner  Fahrt  wird  bedingt  durch  die  Ab- 
legung einer  Prüfung  in  den  in  Anlage  1.  bezeichneten  Gegenständen  vSchifferpr  ü fung 
für  kleine  Fahrt).  Diese  Prüfung  wird  denjenigen  erlassen,  welche  die  .Steuermanns- 
Prüfung  (§.  7 b)  bestanden  haben. 

§.  6.  Um  zur  Schifferprüfung  für  kleine  Fahrt  zugelassen  zu  werden,  ist  erforderlich 
die  Zurücklegung  einer  auf  den  Ablauf  des  fünfzehnten  Lebensjahres  folgenden,  mindesten.» 
üOmonatlichen  Fahrzeit  zur  See. 

§•  7*  Die  Zulassung  als  Steuermann  auf  grosser  Fahrt  wird  bedingt  durch: 
a»  die  Zurücklegung  einer  auf  den  Ablauf  des  fünfzehnten  Lebensjahres  folgenden,  mindestes* 
4. ^monatlichen  Fahrzeit  zur  See,  von  welcher  mindestens  24  Monate  entweder  als  Voll- 
matrose auf  Kauffahrteischiffen  oder  als  Matrose  I.  oder  H.  Klasse  in  der  Bundes -Kriegt- 
Marine,  und  zwar  mindestens  zwölf  Monate  auf  einem  Segelschiffe  zugebracht  sein  müssen, 
b.  die  Ablegung  einer  Prüfung  in  den  in  Ablage  II.  bezeichneten  Gegenständen  (Steuer- 
manns-Prüfung). 

§.  8*  Um  zur  Steuermanns- Prüfung  »ugclaasen  zu  werden,  ist  erforderlich  die  Zurück- 
legung  einer  auf  den  Ablauf  des  fünfzehnten  Lebensjahres  folgenden,  mindestens  33monat- 
liehen  Fahrzeit  zur  See,  von  welcher  mindestens  zwölf  Monate  entweder  als  Vollmatrose 
auf  Segelschiffen  der  Handels- Marine  oder  als  Matrose  I.  oder  II.  Klasse  in  der  Bundes- 
Kriegs-Marinc  zugebracht  sein  müssen. 

9,  Die  Zulassung  als  Schiffer  auf  grosser  Fahrt  wird  bedingt  durch  die 
Ablegung  einer  Prüfung  in  den  in  der  Anlage  III.  bezeichneten  Gegenständen  (Schiffer- 
prüfung für  gro&Be  Fahrt),  vorbehaltlich  der  nach  §.  11  eintretenden  Ausnahme. 

§.  10.  Um  zur  Schifferprüfung  für  grosse  Fahrt  zugelassen  zu  werden,  ist  erforderlich : 
a.  die  Ablegung  der  Steuermanns-Prüfung  §.  7 b) , b.  die  Zurücklegung  einer  auf  die  Zu 
lassung  als  Steuermann  (§.  7)  folgenden  mindestens  24monatlichen  Fahrzeit  zur  See  als 
Steuermann  auf  Kauffahrteischiffen , e.  die  Ausführung  und  schriftliche  Aufzeichnung  ron 
Beobachtungen  und  Berechnungen  über  Kurse  und  Distanzen . Breite  und  Länge  während 
dieser  Fahrzeit. 

£.  11.  Für  die  Zulassung  als  Schiffer  auf  europäischer  Fahrt  (|.  3a'i  mit 
Segelschiffen  unter  250  Tonnen  (zu  1000  Kilogramm)  Tragfähigkeit  und  mit  Dampfschiffen 
jeder  Grösse  genügt:  a.  die  Ablegung  der  Steuermanns-Prüfung  7b) ; b.  die  Zurücklegung 
einer  auf  Zulassung  als  Steuermann  (§.  7)  folgenden  mindestens  ^monatlichen  Fahrzeit  zur 
See  als  Steuermann,  von  welcher  mindestens  24  Monate  als  Einzel-Steuermann  zugebracht 
sein  müssen. 

ft.  12.  Der  Schiffer  auf  grosser  Fahrt  darf  auf  Schiffen  von  100  Tonnen  (zu  1000  Kilo- 
gramm) und  mehr  Tragfähigkeit  nicht  ohne  einen  Steuermann  fahren. 

>) Für  Prenssen  ist  es  niÄit  erforderlich  befunden , den  Betrieb  der  Küstenschifffahrt 
im  Sinne  des  $.  i noch  an  einen  Befähigungs-Nachweis  zu  knüpfen.  (Min. -Verfüg,  vom  13.  No- 
vember 1869.  M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  280.) 
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§•  18.  Hat  ein  Schiff  in  grosser  Fahrt  mehrere  Steuerleute,  so  muss  einer  derselben 
(der  Ober-Steuermann)  die  Schifferprüfung  für  grosse  Fahrt  )§.  9 abgelegt  haben. 

§.  14.  Seeleute,  welche  vor  dem  1.  Mai  1870  in  einem  Bundesstaate  oder  in  einem  zu 
einem  Bundesstaate  gehörigen  Gebiete  als  Schiffer  oder  Steuerleute  zugelassen  sind,  dürfen 
diese  Befugnis«  auf  Schiffen , welche  in  dem  betreffenden  Staate  oder  Gebiete  heimaths- 
berechtigt  sind,  im  bisherigen  Umfange  auch  ferner  ausüben. 

Beispielsweise  bleiben  also  befugt:  a.  die  in  den  Preussischen  Provinzen  Preussen  und 
Pommern  mit  beschrankter  Befugnis«  zugelassenen  Schiffer  II.  und  III.  Klasse  zur  Führung 
Ton  Schiffen  jeder  Grösse  in  der  Ostsee ; b.  diejenigen  Schiffer , welche  bisher  Watt-  und 
Küstenfahrt  betrieben  haben,  sowie  die  zur  Schiffsführung  auf  Nord-  und  Ostsee  zuge- 
laasenen  früheren  Kahnschiffer  im  Preussischen  Amte  Blumenthal  zur  ferneren  Ausübung 
ihres  Gewerbes  im  bisherigen  Umfange;  c.  die  in  Bremen  mit  beschränkter  Befugniss  zu- 
gelassenen Schiffer  zur  Führung  Bremischer  Schiffe  ohne  Steuermann  in  den  europäischen 
Meeren  bis  zum  Kap  Finisterre. 

$.  15.  Vom  1.  Mai  1S70  ab  stehen  die  bis  dahin  in  einem  Bundesstaate  oder  in  einem 
zu  einem  Bundesstaate  gehörigen  Gebiete  zugelassenen  Unter  - Steuerleute , Steuerleute 
aller  Klassen  und  Ober-Steuerleute  in  Ansehung  ihrer  Befugnisse  den  nach  §.  7 dieser  Vor- 
schriften zugelasscncn  Steuerleuten  gleich. 

$.  16.  Diejenigen  Seeleute,  welche  vor  dem  1.  Mai  1870  die  Oldenburgische  oder  die 
Bremische  Prüfung  zum  Unter-Steuermann  bestanden  haben,  jedoch  wegen  Mangels  des 
erforderlichen  Lebensalters  oder  der  vorschriftsmässigen  Fahrzeit  noch  nicht  als  Steuerleute 
zugelassen  sind , erlangen  die  Befugnisse  der  nach  §.  7 dieser  Vorschriften  zugelassenen 
Steuerleute,  sobald  sie  die  in  §.  7 a bezeichnet«  Fahrzeit  zurückgelegt  haben. 

§•  17.  Denjenigen  Seeleuten,  welche  vor  dem  1.  Mai  1870  in  einem  Bundesstaate  oder 
in  einem  zu  einem  Bundesstaate  gehörigen  Gebiete  zur  Schiffsführung  auf  allen  Meeren 
zugelassen  sind,  steht  die  gleiche  Befugniss  auf  allen  Deutschen  Kauffahrteischiffen  zu,  sobald 
sie  24  Monate  lang  auf  Kauffahrteischiffen  als  Steuermann  oder  Schiffer  gefahren  haben. 

§•  18.  Vom  1.  Mai  1870  ab  sind  die  bis  dahin  in  den  Preussischen  Provinzen  Preussen 
und  Pommern  mit  beschränkter  Befugniss  zugelassenen  Schiffer  II.  und  III.  Klasse  zur 
Führung  aller  Deutschen  Kauffahrteischiffe  unter  250  Tonnen  (zu  1000  Kilogramm  Trag- 
fähigkeit in  europäischer  Fahrt  (§.  3a)  befugt. 

$•  19.  Vom  1.  Mai  1870  ab  sind  die  bis  dahin  ii)  den  Preussischen  Provinzen  Hannover 
und  Schleswig- Holstein,  in  Lübeck  und  Hamburg  zugclassenen  Steuerleute,  sowie  die  bis 
dahin  in  Oldenburg  und  Bremen  zugelassenen  Ober- Steuerleute,  sobald  sie  mindestens  24 
Monate  als  Steuermann  auf  Kauffahrteischiffen  gefahren  haben,  zur  Führung  aller  Deutschen 
Kauffahrteischiffe  in  allen  Meeren  befugt. 

$.  20.  Diese  Vorschriften  treten  am  1.  Mai  1870  in  Kraft. 

§.21.  Der  Bundesrath  erlässt  die  Vorschriften  über  das  Prüfung«- Verfahren  und  übet 
die  Zusammensetzung  der  Prüfungs-Kommissionen. 

Berlin,  den  25.  September  1809. 

Der  Kanzler  des  Norddeutschen  Bundes. 

In  Vertretung:  Delbrück. 


Beilage  Nr.  2 

Bekanntmachung, 

betreffend  die  Prüfung  der  Seeschiffer  und  Seesteucrleute  auf  Deutschen 
Kauffahrteischiffen. 

Vom  30.  Mai  1870.  (Bund.-G.-Bl.  1870.  S.  314  ff./ 

Auf  Grund  der  Bestimmung  im  §.  31  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund 
yom  21.  Juni  r.  J.  (Bundes-Gesetz-Bl.  S.245]  in  Verbindung  mit  §.  21  der  Vorschriften  über 
den  Nachweis  der  Befähigung  als  Seeschiffer  und  Steuermann  auf  Deutschen  Kauffahrtei- 
schiffen vom  25.  September  1869.  'Bundes-Gesetz-Bl.  S.  600/  hat  der  Bundesrath  die  nach- 
stehenden 

Anordnungen  über  das  Prüfung«  - V erfahren  und  über  die  Zusammen- 
setzung der  Prüfungs-Kommissionen 
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Heil.  2.  Deutsches  Reich.  Uckanntm.,  betr.  Prüfung«- Verfahren  §§.  1 — 8. 


1. Anordnungen 

Ober  die  Prüfung  der  Seeschiffer  und  Seesteuerleute  für  grosse  Fahrt. 

$jj.  1«  Am  Sitte  jeder  öffentlichen  Navigation«- Schule  wird  von  der  Landes- Regierung  eine 
Kommission  eingesetzt,  welche  je  nach  der  Bestimmung  der  Schule  Steuermanns- Prüfungen, 
beziehungsweise  Schifferprüfungen  für  grosse  Fahrt  abnimmt. 

Jede  dieser  Kommissionen  besteht  aus  fünf  Mitgliedern,  nämlich  : 

1.  einem  Vorsitzenden; 

2.  und  3.  zwei  an  öffentlichen  Navigations-Schulen  fungirenden  Navigation*- Lehrern , von 
denen  bei  der  Abhaltung  von  Schifferprüfungen  nur  Einer  der  am  Sitze  der  Prüfungs- 
Kommission  befindlichen  Navigation»- Schule  angehören  darf  ; 

4.  und  5.  zwei  Seeschifffahrt*- Kundigen,  welche  ent  weder  Offiziere  der  Bundes- Kriegs- Marine 
oder  Schiffsführer  uuf  grosser  Fahrt  gewesen  sind  oder  noch  sind. 

$•  2*  Die  Prüfungs-Kommissionen  machen  die  Zeit,  in  welcher  die  Abhaltung  der 
Prüfungen  statttindet,  bekannt.  Sie  haben  gleichzeitig  hiervon  dem  vom  Bundeskanzler 
ernannten  Inspektor  (§.  23)  Kenntniss  zu  geben. 

8*  Der  Meldung  zur  Steuermanns- Prüfung  müssen  beigefügt  werden  : 

a.  der  Geburtsschein ; 

b.  glaubhafte  Nach  Weisung  über  die  Zurücklcgung  einer  auf  den  Ablauf  des  15.  Lebens- 
jahres folgenden,  mindestens  3. ^monatlichen  Fahrzeit  zur  See,  von  welcher  mindestens 
12  Monato  entweder  als  Vollmatrose  auf  Segelscliiffen  der  Handels- Marine  oder  als  Matrose 
I.  oder  II.  Klasse  in  der  Bundcs-KriegA-Marine  zugebracht  sind. 

Der  Meldung  zur  Schifferprüfung  müssen  beigefügt  werden: 

••  das  Beftihigungs-Zeuguiss  zum  Steuermann  §.  7 b.  der  Vorschriften  vom  25.  September 
1869).  Sofern  die  Meldung  auf  die  in  dcn§§.  15  und  16  der  Vorschriften  enthaltenen 
l'ebcrgangs- Bestimmungen  gestützt  wird,  ist  an  Stelle  des  Befähigungs-Zeugnisses  als 
Steuermann  der  Nachweis  der  vor  dem  I.  Mai  1870  erfolgten  Zulassung  als  Unter-Steuer- 
mann, Steuermann  oder  Ober-Steuermann,  beziehungsweise  der  vor  dem  1.  Mai  lb70 
erfolgten  Ablegung  der  Oldenburgischen  oder  Bremischen  Unter-Steuermanns-Prüfung 
und  der  Zurücklegung  der  vorschriftsrndssigen  Fahrzeit  zu  erbringen ; 
b*  vollgültige  Nachweise  über  eine  auf  die  Zulassung  als  Steuermann  1§.  7 und  §.  15  der 
Vorschriften,  folgende  mindestens  2 4 monatliche  Fahrzeit  zur  See  in  der  Funktion  als 
Steuermann  auf  Kauffahrteischiffen ; 

C#  die  schriftlichen  Aufzeichnungen  der  während  dieser  Fahrzeit  gemachten  Beobachtungen 
und  Berechnungen  über  Kurse  und  Distanzen,  Breite  und  Länge. 

Dct  Vorsitzende  entscheidet  — im  Zweifelsfalle  nach  Anhörung  noch  anderer  Mitglieder 
der  Kommission  — über  die  Zulassung  und  theilt  das  Ergcbniss  dem  Antragsteller  vor  Beginn 
der  schriftlichen  Prüfung  mit, 

$•  4*  Die  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  Anlage  1,  beziehungsweise  Anlage  II  genannten 
Gegenstände  und  zerfallt  in 
a.  eine  schriftliche, 
b*  eine  praktische,  und 

C.  eine  mündliche  Prüfung,  von  denen  die  beiden  ersterwähnten  der  mündlichen  Prüfung 
vorangehen. 

$•  5«  In  der  schriftlichen  Prüfung  erhält  der  Prüfling  je  eine  Aufgabe  aus  den  in 
Anlage  I.,  beziehungsweise  Anlage  II  mit  einem  * bezeichncten  Gegenständen. 

6.  Wahrend  der  schriftlichen  Prüfung  ist  durch  geeignete  Massnahmen,  namentlich 
durch  stete  Aufsicht  über  die  Prüflinge  und,  wenn  deren  gleichzeitig  mehrere  sind,  durch 
Absonderung  derselben  voneinander  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  sie  keinerlei  fremde  Hülfe 
und  ausser  nautischen  Tafeln  und  Ephemcriden  keine  Bücher  und  Schriften  benutzen. 
Den  ihm  angewiesenen  Platz  darf  ein  Prüfling,  wenn  er  nicht  als  zurückgetreten  angesehen 
werden  will,  nur  mit  besonderer  Erlaubnis  verlassen. 

§.7*  Jedem  Prüfling  wird  von  der  Kommission  ein  foliirtes  Prüfungsheft  behändigt. 
Nachdem  er  seinen  Namen  darauf  vermerkt,  hat  er  in  dasselbe  zunächst  einen  von  einem 
Kommissions-Mitgliede  zu  beglaubigenden  Auszug  aus  den  Nachweisen  über  sein  Alter  und 
seine  Fahrzeit  und  später  die  Lösungen  der  Aufgaben  nebst  allen  vorzunehmenden  Berech- 
nungen ctc.  mit  Tinte  einzutragen.  Während  der  schriftlichen  Prüfung  darf  der  Prüfling 
ausser  dem  Prüfungshefte  anderes  Papier  zum  Schreiben  oder  Rechnen  nicht  benutzen. 

8«  Für  jeden  Gegenstand  der  schriftlichen  Prüfung  (Anlage  I und  II)  lftast  das 
Bundeskanzler-Amt  eine  grössere  Anzahl  Aufgaben  entwerfen,  welche  unter  Beifügung  der 
Lösungen  der  Re chnungs- Aufgaben  den  Prüfungs- Kommissionen  zugesandt  werden. 
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Die  Aufgaben  werden  nach  den  Gegenständen  zu  Bündeln  vereinigt  und  äusserlich 
deutlich  bezeichnet.  Der  Prüfling  sieht  aus  jedem  dieser  Bündel  je  eine  Aufgabe  und  tragt 
dieselbe  summt  der  von  ihm  bearbeiteten  Lösung  in  das  Prüfungsheft  ein.  Das  Ergebnis« 
dieser  Lösung  wird  von  einem  Kommissions  - Mitgliedc  im  Hefte  sofort  nochmuls  nieder- 
geschrieben oder  sonst  festgestollt.  Auch  wird  im  Hefte  die  Zeit  vermerkt,  zu  welcher  die 
Lösung  der  Aufgaben  begonnen  und  beendet  ist. 

$.  9.  Die  beiden  Navigations- Lehrer  beurtheilen  die  von  den  Prüflingen  bearbeiteten 
Lösungen  der  schriftlichen  Aufgaben  unter  kurzer  Andeutung  der  gefundenen  Fehler  mittelst 
schriftlicher  ltand< Bemerkungen  in  den  Prüfungsheften  und  ertheilen  jeder  Lösung  eine  der 
Zensuren  : »Genügend«  oder  »Nicht  genügend«.  Wenn  die  Navigation*« Lehrer  sich 
über  eine  Zensur  nicht  einigen,  so  hat  die  Prüfungs-Kommission  dieselbe  nach  Stimmenmehr- 
heit festzustellen. 

Ist  der  Vorsitzende  der  Prüfungs-Kommission  ein  Nautiker,  so  kann  die  Landes-Regie- 
rung  ihm  die  Revision  der  von  den  Navigations-Lehrern  ertheilten  Zensuren  und  deren  end- 
gültige Feststellung  übertragen. 

Diejenigen  Prüflinge,  welchen  bei  der  Steuermanns-Prüfung  in  jedem  der  sieben  Facher 
C4.C7.C  13a,  Cl3b.Cn,  C 17a  und  C 17b  und  der  Anlage  1,  bei  der  SchifTcrprüfung 
in  jedem  der  sieben  Facher  C «I,  C 7,  C 16b,  C 16c,  C 17,  C 22a  und  22b  der  Anlage  II, 
und  ausserdem  bei  der  betreffenden  Prüfung  mindestens  noch  in  fünf  nautischen  und  drei 
anderen  Fachern  die  Zensur  »Genügend«  erthcilt  ist,  erhalten  für  den  Gesammtousfall  der 
schriftlichen  Prüfung  da*  Prädikat:  »Bestanden«.  Alle  übrigen  Prüflinge  erhalten  das  Prä- 
dikat: »Nich t bes tanden«. 

#.  10.  Ln  Laufe  oder  unmittelbar  nach  der  schriftlichen  Prüfung  wird  nach  näherer 
Anordnung  de»  Vorsitzenden  von  den  Navigations-Lehrern  eine  praktische  Prüfung  ab- 
gchaltcn.  Dieselbe  hat  sich  auf  den  Gebrauch  und  die  Berichtigung  der  Spiegel-Instrumente, 
namentlich  des  Oktanten  und  Sextanten,  sowie  auf  die  Benutzung  des  künstlichen  Horizonts 
zu  erstrecken,  bei  Schifferprüfungen  ausserdem  noch  auf  den  Gebrauch  der  Barometer  und 
Thermometer.  (Vergl.  Anlage  1 C Nr.  8 und  0 und  Anlage  II  C Nr.  9,  10  und  23.) 

Ist  der  Vorsitzende  der  Kommission  Nautiker,  so  steht  es  ihm  frei,  die  praktische  Prü- 
fung selbst  abzunebmeU. 

Jedem  Prüflinge  müssen  in  dieser  praktischen  Prüfung  mindestens  vier  verschiedene 
Aufgaben  gestellt  werden. 

Ob  eine  Aufgabe  »genügend«  gelöst  worden  ist,  entscheidet  derjenige,  welcher  die 
Prüfung  abgenommen  hat.  Nur  diejenigen  Prüflinge,  welche  mindestens  die  Hälfte  der  ihnen 
gestellten  Aufgaben  »ge  n ü ge  n d«  gelöst  haben,  erhalten  für  die  praktische  Prüfung  das 
Prädikat :»  B e s t a n d e n «,  die  übrigen  dos  Prädikat:  -Nicht  bestanden«. 

11.  Wer  nicht  iq  der  schriftlichen  und  in  der  praktischen  Prüfung  das  Prädikat  »Be- 
standen« erhalten  hat,  gilt  als  nicht  bestanden  und  wird  der  mündlichen  Prüfung  nicht  mehr 
unterworfen.  Es  wird  ihm  darüber  von  dem  Vorsitzenden  zu  Protokoll  Eröffnung  gemacht. 

12.  Die  mündliche  Prüfung  wird  von  sämmtlichen  Kommissions-Mitgliedern  abge- 
halten. 

Dieselben  haben  sich  zu  vergewissern,  ob  der  Prüfling  die  Lehren  seines  Faches,  soweit 
diese  Gegenstand  der  Prüfung  sind,  wirklich  verstanden,  sieh  zu  eigen  gemacht  und  in  deren 
Anwendung  Geläufigkeit  erworben  hat. 

Die  Prüfung  kann  sich  auf  alle  in  Anlage  I,  beziehungsweise  Anlage  II  bezeichneten 
Fächer  erstrecken.  Sie  ist  vorzugsweise  auf  diejenigen  Fächer  zu  richten,  in  denen  schrift- 
lich entweder  überhaupt  nicht,  oder  mit  ungenügendem  Ergebnisse  geprüft  worden  ist.  Die 
mündliche  Prüfung  wird  so  lange  fortgesetzt,  bis  säiumtlichc  Mitglieder  der  Prüfungs-Kom- 
mission über  den  Grad  der  Befähigung  des  Prüflings  sich  ein  genügendes  Urtheil  gebildet  * 

haben. 

Gleichzeitig  dürfen  nicht  mehr  als  12  Prüflinge  geprüft  werden. 

Ob  die  mündliche  Prüfung  öffentlich  abgehalten  werden  soll,  bestimmt  die  Landcs-Rcgie- 
rung. 

§.  13.  Ueber  den  Ausfall  der  mündlichen  Prüfung  entscheidet  die  Prüfungs-Kommission 
nach  Stimmenmehrheit  durch  Krtheilung  eines  der  Prädikate:  »Bestanden«  und  »Nicht 
bestanden«. 

Die  Abstimmung  jedes  Kommissions- Mitgliedes  muss  im  Prüfungshefte  vermerkt  werden 

$•  14.  Prüflinge,  welche  in  der  mündlichen  Prüfung  dos  Prädikat  »Nicht  bestanden«  er- 
halten haben,  gelten  überhaupt  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Ausfall  der  schriftlichen  und  der 
praktischen  Prüfung  als  nicht  bestanden.  Bei  etwaiger  späterer  Wiederholung  der  Prüfung 
müssen  dieselben  auch  die  schriftliche  und  die  praktische  Prüfung  nochmals  ablegen,  wofern 
die  Wiederholung  nicht  binnen  Jahresfrist  vor  derselben  Prüfungs- Kommission  stattfindet. 
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».  15.  Ob  und  welche  von  den  in  allen  drei  Prüfungsabschnitten  bestandenen  Prüf- 
lingen für  den  Gesammtausf&ll  der  Prüfung  statt  des  Prftdikats : »Bestanden«  das  Prädi- 
kat: »Mit  Auszeichnung  bestanden«  erhalten  »ollen,  entscheidet  die  Prüfungs-Kom- 
mission nach  Stimmenmehrheit. 

ff.  16.  Die  Prüfung*- Kommission  fertigt  die  PrCLfungszeugnissc  aus  und  zwar 
a.  für  diejenigen , welche  die  Steuermanns-Prüfung , beziehentlich  die  Schifferprüfung  be- 
standen und  die  in  §.  7 der  »Vorschriften«  unter  a bestimmte  Fahrzeit  zurückgelegt  haben, 
nach  Massgabe  der  Formulare  unter  A und  B ; 

b«  für  diejenigen,  welche  die  Steuermanns- Prüfung  bestanden,  aber  die  in  jj.  7 Litt,  a der 
»Vorschriften«  bestimmte  Fahrzeit  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  nach  Massgabe  de» 
unter  C angehAngten  Formulars. 

y.  17.  Auf  Orund  der  in  §.  16  unter  a gedachten  Prüfungszeugnisse  werden  von  der 
dazu  ermächtigten  Behörde  die  Befähigungs-Zeugnisse  (§.  31  der  Gewerbe-Ordnung  vom 
21.  Juni  1869;  nach  den  Formularen  unter  D und  E ausgefertigt. 

Denjenigen,  welche  nur  Prüfungszeugnisse  nach  der  Vorschrift  in  §.  16  unter  b iFormu- 
lar  C)  erhalten  haben,  wird  später,  sofern  sic  sich  über  die  erfolgte  Zurücklegung  der  erfor- 
derlichen Fahrzeit  gehörig  und  glaubhaft  aus  weisen,  von  der  Behörde  das  Befähigung*- Zeug- 
nis» nach  dem  Formulare  unter  1)  ausgefertigt. 

Steuerleute,  welche  auf  Grund  des  §.  11  der  »Vorschriften«  als  Führer  von  Segelschiffen 
unter  250  Tonnen  Tragfähigkeit  und  von  Dampfschiffen  jeder  Grösse  in  europäischer  Fahrt 
zugelassen  zu  werden  wünschen,  haben  die  Zurücklegung  einer  auf  die  Zulassung  als  Steuer- 
mann folgenden  mindestens  36  monatlichen  Fahrzeit  als  Steuermann,  von  welchen  wenigstens 
24  Monate  als  Einzei-Steuermann  zugebracht  sein  müssen,  nachzuweisen.  Auf  Grund  dieses 
Nachweises  und  des  Befähigung«- Zeugnisses  als  Steuermann  wird  denselben  sodann  von  det 
Behörde  ein  weiteres  Befähigungs-Zeugnis*  nach  dem  Formulare  F ausgefertigt. 

§.  18.  Solchen,  welche  nachweislich  Gelegenheit  haben,  nach  bestandener  Steuer- 
manns-Prüfung sofort  als  Steuermann  angemustertzu  werden,  kann  die  Prüfung» -Kommission 
ausnahmsweise  das  Prüfung»- Zeugniss  mit  der  Bemerkung  ausstellcn,  dass  solches  für  die 
nächste  Heise  beziehentlich  Anmusterungs-Periode  die  Stelle  als  Befühigungs-Zeugniss  ver- 
tritt. 

§•  19.  Die  weiteren  Bestimmungen  über  die  zur  Ausstellung  der  Befähigung»- Zeugnisse 
zuständige  Behörde  und  über  da»  Verfahren  bei  Ertheilung  der  Zeugnisse  werden  von  der  be- 
treffenden Landes- Regierung  erlassen. 

§.  20.  Wer  die  Prüfung  nicht  bestanden  hat,  kann  zu  deren  Wiederholung  innerhalb 
des  Bundesgebietes  erst  nach  einer  von  der  Prüfungs- Kommission  festzusetzenden , jedoch 
nicht  unter  drei  Monaten  zu  bemessenden  Frist  zugelassen  werden. 

Wer  bei  der  Prüfung  fremde  Hülfe  oder  nicht  gestattete  Bücher,  Tafeln  oder  Gerathe 
benutzt,  wird  von  der  Fortsetzung  der  Prüfung  ausgeschlossen  und  zu  einer  neuen  Prüfung 
erst  nach  sechs  Monaten  wieder  zugelassen.  Derselbe  Nachtheil  trifft  Solche,  welche  ihren 
Mitprüflingen  helfen  oder  unerlaubte  Hülfe  verschaffen. 

g.  21.  Die  Prüfungsgebühren  betragen,  einschliesslich  des  etwaigen  Stempel»,  für  die 
Steuermanns-Prüfung  5 Thlr.  und  für  die  Schifferprüfung  zur  grossen  Fahrt  10  Thlr.  und 
müssen  vor  Beginn  der  schriftlichen  Prüfung  eingezahlt  werden. 

22.  Ueber  jede  Prüfung  ist  ein  von  allen  Kommissiona- Mitgliedern  zu  unterschrei- 
bendes, summarisches  Protokoll  aufzunehmen,  welches  nebst  den  schriftlichen  Arbeiten  der 
Geprüften  bei  den  Kommissions-Akten  verbleibt. 

Die  in  jedem  der  drei  Prüfungaab schnitte  ertheilten  Prädikate  werden  in  das  Prüfungs- 
heft eingetragen. 

Ueber  die  Prüfungs-Verhandlungen  dürfen  an  dritte  Personen  Mittheilungen  nicht  ge- 
macht werden. 

y.  23.  Zur  Beaufsichtigung  des  Steuermanns-  und  Schiffer-Prüfungswesens  im  Gebiete 
des  Norddeutschen  Bundes  bestellt  der  Bundeskanzler  nach  Anhörung  des  Bundesraths- 
Ausschusses  für  Handel  und  Verkehr  die  erforderliche  Anzahl  Inspektoren. 

Diese  haben  darauf  zu  achten,  dass  die  in  Bezug  auf  die  Prüfungen  erlassenen  Vor- 
schriften befolgt  und  dass  überall  gleichmäßige  Anforderungen  an  die  Prüflinge  gestellt 
werden. 

Sie  sind  insbesondere  befugt : 

1.  den  Prüfungen  und  den  Verhandlungen  der  Prüfungs-Kommissionen  beizuwohnen  und 
von  den  schriftlichen  Arbeiten  der  Prüflinge  Einsicht  zu  nehmen ; 

2.  bei  der  mündlichen  Prüfung  einzelne  Materien  zu  bezeichnen,  aus  welchen  den  Prüflingen 
Fragen  vorzulegen  sind; 
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3.  gegen  die  Entscheidung  der  Prüfungs-Kommission  Einspruch  zu  erheben,  falls  diese  den 
bestehenden  Vorschriften  zuwider  einem  Prüflinge  das  Prädikat:  »Bestanden«  oder 
»Mit  Auszeichnung  bestanden»  statt  des  Prädikats:  »Nicht  bestanden«  zu 
erthcilen  beabsichtigt. 

Gelingt  es  in  einem  solchen  Falle  nicht,  eine  Verständigung  herbeizuführen,  so  hat 
der  Inspektor  sofort  idem  Bundeskanzler  Bericht  zu  erstatten,  welcher  demnächst  in  der 
Sache  endgültig  entscheidet. 


2.  Anordnungen 

Ober  die  Prüfung  der  Seeschiffer  für  kleine  Fahrt. 

§•1*  Am  Sitze  jeder  öffentlichen  Navigations-Schule  wird  eine  Kommission  zur  Ab- 
nahme der  Schiffer- Prüfungen  für  kleine  Fahrt  errichtet. 

Jede  solche  Prüfung«- Kommission  besteht  aus  drei  Mitgliedern,  nämlich  : 

1 . einem  Vorsitzenden, 

2.  einem  Navigation«- Lehrer  an  einer  öffentlichen  Navigations-Schule  und 

3.  einem  Seeachifffahrts-Kundigen. 

Die  Mitglieder  werden  von  der  Regierung  des  Staates,  in  welchem  der  Sitz  der  Kom- 
mission sich  befindet,  ernannt. 

Ein  Lehrer,  welcher  dem  Prüflinge  Behufs  der  Vorbereitung  zur  Prüfung  Privat- Unter- 
richt ertheilt  hat,  kann  nicht  Mitglied  der  Prüfungs-Kommission  sein. 

g,  2»  Die  Meldung  zur  Prüfung  ist  jederzeit  zulässig.  Sie  geschieht  bei  dem  Vorsitzen- 
den der  Prüfungs-Kommission  unter  Beifügung  des  Geburtsscheines  und  vollgültiger  Nach- 
weise über  die  Zurücklegung  einer  auf  den  Ablauf  des  15.  Lebensjahres  folgenden,  min- 
destens 60  monatlichen  Fahrzeit  zur  See. 

Der  Vorsitzende  der  Kommission  entscheidet  — im  Zweifelsfallc  nach  Anhörung  der 
beiden  anderen  Mitglieder  der  Kommission — über  die  Zulassung,  macht  dem  Prüfling  darüber 
Eröffnung  und  setzt  für  den  Fall  der  Zulassung  den  Prüfungstermin  fest. 

g.  3«  Die  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  in  Anlage  III  genannten  Gegenstände  (wobei 
unter  den  in  Abschnitt  D Ziff.  1,  2,  3 und  5 dieser  Anlage  erwähnten  Schiffen  nur  die  auf 
kleiner  Fahrt  vorkommenden  Seeschiffe  zu  verstehen  sind)  und  zerfällt  in 

a.  eine  schriftliche, 

b,  eine  praktische  und 
C«  eine  mündliche, 

von  denen  die  beiden  ersterwähnten  der  mündlichen  Prüfung  vorangehen. 

g.  4.  In  der  schriftlichen  Prüfung  erhält  der  Prüfling  je  eine  Aufgabe  aus  den  in 
Anlage  III  mit  einem  * bezeichneten  Gegenständen. 

g.  5.  Während  der  schriftlichen  Prüfung  ist  durch  geeignete  Massnahmen,  namentlich 
durch  stete  Aufsicht  über  die  Prüflinge  und , wenn  deren  gleichzeitig  mehrere  sind,  durch 
Absonderung  derselben  von  einander  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  sie  keinerlei  fremde  Hülfe 
und  ausser  nautischen  Tafeln  und  Ephemeriden  keine  Bücher  und  Schriften  benutzen.  Den 
ihm  angewiesenen  Platz  darf  ein  Prüfling,  wenn  er  nicht  als  zurückgetreten  angesehen  wer- 
den will,  nur  mit  besonderer  Krlaubniss  verlassen. 

g.  6.  Jedem  Prüfling  wird  von  der  Kommission  ein  foliirtes  Prüfungsheft  behändigt. 
Nachdem  er  seinen  Namen  darauf  vermerkt,  hat  er  in  dasselbe  zunächst  einen  von  einem 
Kommissions-Mitglicde  zu  beglaubigenden  Auszug  aus  den  Nachweisen  über  sein  Alter  und 
seine  Fahrzeit  und  später  die  Lösungen  der  Aufgaben  nebst  allen  vorzunehmenden  Berech- 
nungen etc.  mit  Tinte  einzutragen.  Während  der  schriftlichen  Prüfung  darf  der  Prüfling 
ausser  dem  Prüfungshefte  anderes  Papier  zum  Schreiben  oder  Rechnen  nicht  benutzen. 

g.  7,  Für  jeden  Gegenstand  der  schriftlichen  Prüfung  (Anlage  HI)  lässt  das  Bundes- 
kanzler-Amt eine  grössere  Anzahl  Aufgaben  entwerfen,  weiche  unter  Beifügung  der  Lösungen 
der  Rechnungs-Aufgaben  den  Prüfungs-Kommissionen  zugesandt  werden. 

Die  Aufgaben  werden  nach  den  Gegenständen  zu  Bündeln  vereinigt  und  äusserlich  deut- 
lich bezeichnet.  Der  Prüfling  zieht  aus  jedem  Bündel  je  eine  Aufgabe  und  trägt  dieselbe 
eammt  der  von  ihm  bearbeiteten  Lösung  in  das  Prüfungaheft  ein.  Das  Ergebnis«  dieser 
Iiösung  wird  von  einem  Kommissions-Mitgliede  im  Hefte  sofort  nochmals  medergeschrieben 
oder  sonst  festgestellt.  Auch  wird  im  Hefte  die  Zeit  vermerkt,  zu  welcher  die  Lösung  der 
Aufgaben  begonnen  und  beendet  ist. 

g,  8.  Im  Laufe  oder  unmittelbar  nach  der  schriftlichen  Prüfung  nimmt  der  Navigations- 
Lehrer  ;§  1 Nr.  2)  in  Gegenwart  der  beiden  anderen.  Mitglieder  der  Prüfungs-Kommission,  eine 
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praktische  Prüfung  in  der  Handhabung  des  Spiegel-Oktanten  (vergl.  C Nr.  6 der  Anlage  III; 
vor. 

Ist  der  Vorsitzende  der  Prüfung». Kommission  ein  Nautiker,  so  kann  er  die  Prüfung  selbst 
abhalten. 

Uebor  den  Ausfall  der  praktischen  Prüfung  entscheidet  derjenige,  welcher  sie  abgenom- 
men  hat,  durch  Ertheilung  eines  der  Prädikate : «Bestanden«  oder  «Nichtbestanden«. 

9.  Der  Navigations-Lehrer  und  dos  seeschifffahrtskundige  Mitglied  der  Prüfungs- 
Kommission  beurtheilen  die  von  den  Prüflingen  bearbeiteten  Lösungen  der.  schriftlichen  Auf- 
gaben unter  kurzer  Andeutung  der  gefundenen  Fehler  mittelst  schriftlicher  Handbemer- 
kungen in  den  Prüfungsheften,  und  ertheilcn  jeder  Lösung  eine  der  Zensuren : «Genügend« 
odor  »Nicht  genügend«.  Wenn  sie  sich  über  eine  Zensur  nicht  einigen,  entscheidet  der 
Vorsitzende. 

Ist  der  Vorsitzende  der  Prüfungs-Kommission  ein  Nautiker,  so  kann  die  Landes-Regie- 
rung  ihm  die  Revision  der  von  den  beiden  anderen  Mitgliedern  der  Prüfungs-Kommission  er- 
theilten  Zensuren  und  die  Feststellung  endgültiger  Zensuren  übertragen. 

Ein  Prüfling,  welchem  in  den  Fächern  C 4,  C 5 und  C 7 (oder  C 8j  und  ausserdem  min- 
destens noch  in  zwei  anderen  Fächern  die  Zensur  »Genügend«  ertheilt  ist,  erhält  für  den 
Geaammtausfnll  der  schriftlichen  Prüfung  das  Prädikat:  »Bestanden«.  Jeder  andere 
Prüfling  erhält  das  Prädikat:  »Nicht  bestanden«. 

ft.  10.  Wer  in  der  schriftlichen  und  in  der  praktischen  Prüfung  nicht  das  Prädikat  »Be- 
standen« erhalten  hat,  gilt  als  »Nicht  bestanden«  und  wird  der  mündlichen  Prüfung  nicht  mehr 
unterworfen.  Es  wird  ihm  darüber  von  dem  Vorsitzenden  zu  Protokoll  Eröffnung  gemacht. 

11.  Die  mündliche  Prüfung  wird  von  sämmtlichen  Kommissions-Mitgliedern  abge- 
halten. Dieselben  haben  sich  zu  vergewissern,  ob  der  Prüfling  die  Lehren  seines  Faches,  so- 
weit diese  Gegenstand  der  Prüfung  sind,  wirklich  verstanden,  sich  zu  eigen  gemacht  und  in 
deren  Anwendung  Geläufigkeit  erworben  hat. 

Die  Prüfung  kann  sich  auf  alle  in  der  Anlage  III  bezeichnetcn  Fächer  erstrecken.  Sie 
ist  vorzugsweise  auf  diejenigen  Fächer  zu  richten,  in  denen  schriftlich  entweder  überhaupt  nicht 
oder  mit  ungenügendem  Ergebnisse  geprüft  worden  ist.  Die  mündliche  Prüfung  wird  so  lange 
fortgesetzt,  bis  sämintliche  Mitglieder  der  Prüfungs-Kommission  über  den  Grad  der  Befähi- 
gung de»  Prüflings  sich  ein  genügendes  Urtheil  gebildet  haben.  Gleichzeitig  dürfen  nicht 
mehr  als  12  Prüflinge  mündlich  geprüft  werden. 

Ob  die  mündliche  Prüfung  öffentlich  abgehalten  werden  soll,  bestimmt  die  Lander- 
Regierung. 

§.  12.  Ueber  den  Ausfall  der  mündlichen  Prüfung  entscheidet  die  Prüfung»- Kommission 
nach  Stimmenmehrheit  durch  Ertheilung  eines  der  Prädikate : »Bestanden«  und  »Nicht 
bestanden«. 

Die  Abstimmung  jede»  Kommissions-Mitgliedes  muss  im  Prüfungshefte  vermerkt  werden. 

§•  18.  Prüflinge,  welche  in  der  mündlichen  Prüfung  das  Prädikat  »Nicht  bestanden«  er- 
halten haben,  gelten  überhaupt  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Ausfall  der  schriftlichen  und  der 
praktischen  Prüfung  als  nicht  bestanden.  Bei  etwaiger  späterer  Wiederholung  der  Prüfung 
müssen  dieselben  auch  die  schriftliche  und  praktische  Prüfung  nochmals  ablegen,  wofern  die 
Wiederholung  nicht  binnen  Jahresfrist  vor  derselben  Prüfungs-Kommission  stattfindet. 

ft.  H.  Ob  und  welche  von  den  in  allen  drei  Prüfungsabschnitten  bestandenen  Prüf- 
lingen für  den  Gesammtausfall  der  Prüfung  statt  des  Prädikats:  »Bestanden«  das  Prädi- 
kat: »Mit  Ausze  ichnung  bestanden«  erhalten  sollen,  entscheidet  die  Prüf ungs- Kom- 
mission nach  Stimmenmehrheit. 

ft.  15.  Für  jeden  bestandenen  Prüfling  fertigt  die  Kommission  nach  dem  Formular  unter 
G ein  Prüfungszeugniss  aus , auf  dessen  Grund  sodann  die  zuständige  Behörde  da»  Bcfähi- 
gungs-Zeugniss  nach  dem  Formular  H ertheilt. 

§•  10.  Wer  die  Prüfung  nicht  bestanden  hat,  kann  zu  deren  Wiederholung  innerhalb 
des  Bundesgebietes  erst  nach  einer  von  der  Prüfung»- Kommission  festzusetzenden,  nicht 
unter  drei  Monaten  zu  bemessenden  Frist  zugelassen  werden 

Wer  bei  der  Prüfung  fremde  Hülfe  oder  nicht  gestattete  Bücher,  Tafeln  oder  Geräthe 
benutzt,  wird  von  der  Fortsetzung  der  Prüfung  ausgeschlossen  und  zu  einer  neuen  Prüfung 
erat  nach  6 Monaten  wieder  zugelassen.  Derselbe  Nachtheil  trifft  Solche,  welche  ihren  Mit- 
prüflingen helfen  oder  unerlaubte  Hülfe  verschaffen. 

§•  17.  Die  Prüfungsgebühren  betragen  einschliesslich  des  etwaigen  Stempels  5 Thlr. 
und  müssen  vor  Beginn  der  schriftlichen  Prüfung  eingezahlt  werden. 

ft.  18.  Ueber  jede  Prüfung  ist  ein  vtm  ollen  Kommissions-Mitgliedern  zu  unterschrei* 
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bendes  summarisches  Protokoll  faufzunehmen,  welches  nebst  den  schriftlichen  Arbeiten  der 
Geprüften  bei  den  Kommissions- Akten  verbleibt. 

Die  in  jedem  der  drei  Prüfungs-Abschnitte  ertheilten  Prädikate  werden  in  das  Prüfungs- 
heft eingetragen. 

Ueber  die  PrUfungs-Verhandlungen  dürfen  an  dritte  Personen  Mitteilungen  nicht  ge- 
macht werden. 

19.  Wenn  ein  Seemann  auf  Grund  der  bestandenen  Steuermanns-Prüfung  als  Schiffer 
auf  kleiner  Fahrt  zugeiassen  zu  werden  wünscht,  so  hat  er  solches  unter  Vorlegung  seines 
Befähigungs-Zeugnisses  als  Steuermann,  sowie  vollgültiger  Nachweise  über  die  Zurücklegung 
einer  auf  den  Ablauf  des  15.  Lebensjahres  folgenden  mindestens  bümonatlichen  Fahrzeit  zur 
See  bei  dem  Vorsitzenden  einer  der  in  §.  1 genannten  Prüfungs-Kommissionen  zu  beantragen. 

Ueber  den  Antrag  entscheidet  der  Vorsitzende,  in  Zweifelsfüllcn  die  Kommission  nach 
Stimmenmehrheit. 

Wird  der  Antrag  für  begründet  erachtet,  so  wird  solches  der  zuständigen  Behörde  ange- 
zeigt, welche  dann  das  Bcfahigungs-Zeugniss  nach  dem  Formular  unter  J ausfertigt. 

Die  weiteren  Bestimmungen  über  diese  Behörde  und  über  das  Verfahren  bei  Ertheilung 
der  Zeugnisse  werden  von  der  betreffenden  Landes-Regieiung  erlassen. 

§.  20.  Den  zur  Beaufsichtigung  des  Steuermanns-  und  Schiffer-Prüfungswesens  im  Ge- 
biete des  Norddeutschen  Bundes  vom.  Bundeskanzler  bestellten  Inspektoren  stehen  die  laut 
§.  23  der  Anordnungen  über  die  Prüfung  der  Seeschitfer  und  See-Steuerleute  für  grosse  Fahrt 
ihnen  zugewiesenen  Befugnisse  auch  bezüglich  der  Schifferprüfungen  für  kleine  Fahrt  zu. 

Berlin,  den  30.  Mai  1S7Ö. 

Der  Kanzler  des  Norddeutschen  Bundes. 

Gr.  v.  Bismarck-Schönhausen. 


3nlagc  I. 

Steuermanns-Prilfung. 

Die  Prüfung  für  Steuerleute  auf  grosser  Fahrt  erstreckt  sich  auf  folgende  Gegen- 
stände: 


A.  Sprachen. 

•7.  Kenntnis«  der  Deutschen  Sprache  bis  zur  Fähigkeit,  sich  mündlich  und  schriftlich 
verständlich  auszudrücken. 

Die  Lande8-Regierungen  können  in  einzelnen  Fällen  aus  besonderen  Gründen 
die  gleiche  Kenntnis«  einer  anderen  Sprache  für  genügend  erklären. 

2.  Kenntniss  der  Englischen  Sprache , soweit  sie  zum  Verständnis  der  Seekarten  und 
des  Nautical  Almanac  nolhwendig  ist. 


B.  Mathematik. 

*1.  Arithmetik. 

a.  Die  Grundrechnungsarten  mit  gewöhnlichen  Brüchen , Dezimalbrüchen  und  Buch- 
staben; Anwendung  derselben  auf  das  Lösen  ron  Verhältnis-Gleichungen  und  ein- 
fachen Gleichungen  ersten  Grades. 

b.  Berechnungen  von  Quadrat-  und  Kubikwurzeln. 

c.  Rechnen  mit  Logarithmen. 

* 2.  Planimetrie. 

a.  Kenntnis»  der  einfacheren  Sätze  über  die  Gleichheit  von  Winkeln,  sowie  über  die 
Kongruenz,  Aehnlichkeit  und  Gleichheit  gradliniger  Figuren. 

b.  Kenntniss  der  einfacheren  Sitae  vom  Kreise  und  von  den  Winkeln  im  Kreise. 

e.  Lösen  leichter  Konstruktions-  und  Rechnung*- Aufgaben  vermittelst  der  Lehrsätze. 

d.  Berechnung  des  Flächeninhalts  drei-  und  vierseitiger  Figuren , sowie  des  Inhalt* 
des  Kreises. 

*3.  Stereometrie. 

a.  Kenntniss  der  einfachsten  Sätze  über  die  gegenseitige  Lage  von  Linien  und  Ebenen, 
über  Kugelschnitte,  sphärische  Winkel  und  Dreiecke. 

b.  Berechnung  des  Inhalts  von  Prismen,  Zylindern  und  Fässern. 

4.  Ebene  Trigonometrie. 

a.  Kenntniss  der  trigonometrischen  Funktionen  und  Tafeln. 

*6.  Berechnung  der  Seiten  und  Winkel  rechtwinkliger  und  schiefwinkliger  Dreiecke. 

5.  SphiriscKe  Trigonometrie. 

Kenntniss  der  Sinusregel  und  der  Grundgleichung. 
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C.  Nautik. 

*/.  Mathematische  Geographie,  soweit  sic  für  den  Seemann  wissenswerth  ist. 

2.  Prüfung,  Aufstellung  und  Gebrauch  der  Steuer-  und  Pcilkompasse. 

*3.  Einrichtung  und  Handhabung  der  gebräuchlichsten  Instrumente  und  Vorrichtungen 
zur  Messung  der  Geschwindigkeit  der  Schiffe, 

* 4 . Besteck-Hechnung  nach  Kursund  Distanz,  sowie  nach  Koppelkurs;  Berichtigung 
der  Kurse  für  Abtrift,  Örtliche  Ablenkung  und  Missweisung  des  Kompasses ; Be- 
stimmung der  veränderten  und  aufgekommenen  Breite  aus  Kurs  und  Distanz;  Er- 
mittelung der  veränderten  und  aufgekommenen  Länge  nach  Mittelbreite  und  ver- 
grösserter  Breite. 

*0.  Ortsbestimmung  durch  Peilung  von  Gegenständen  und  Winkelmessung  zwischen 
denselben,  wenn  deren  I.age  oder  Höhe  bekannt  ist. 

Ermittelung  der  Richtung  und  Geschwindigkeit  von  Strömungen;  Bestimmung  von 
Kurs  und  Pahrt  des  Schiffes  in  Strömungen;  Berichtigung  des  Bestecks  bei  Strö- 
mungen. 

*7.  Zeichnen  und  Gebrauch  der  Seekarten ; Eintragung  des  Schiffsortes  nach  Peilung 
und  Abstand,  Kurs  und  Distanz,  Breite  und  I.änge,  L'ebertragung  des  Bestecks  aus 
einer  Karte  in  eine  andere;  Ermittelung  von  Kurs  und  Distanz  durch  die  Karte; 
Berichtigung  des  Bestecks  in  der  Karte  durch  Peilungen,  Winkelmessungen, 
Lothuogen  und  astronomische  Beobachtungen. 
n.  Gebrauch  und  Berichtigung  der  Spiegel-Instrumente,  namentlich  des  Oktanten  und 
Sextanten. 

9.  Benutzung  des  künstlichen  Horizonts. 

13.  Gebrauch  der  nautischen  Jahrbücher  und  Ephemeriden. 

11.  Kenntoiss  der  wichtigsten  Sternbilder  und  Gestirne. 

12.  Berichtigung  beobachteter  Höhen  durch  Kimmtiefe,  Refraktion,  Parallaxe  und 
Halbmesser. 

13.  Bestimmung  der  Breite : 

•<1.  durch  Höhen  der  Sonnen  und  Fixsterne  im  Meridian, 

*6.  durch  Höhen  der  Sonne  in  der  Nähe  des  Meridians, 

* c.  durch  zwei  Sonnenhöhen  vermittelst  Annäherung. 

'14.  Bestimmung  der  Missweisung: 

а.  durch  Amplituden  der  Sonne, 

б.  durch  Azimuthe  der  Sonne. 

*15.  Berechnung  der  Hochwasserzeit ; Berichtigung  der  Lothung  auf  Niedrigwasser. 

*13.  Bestimmung  der  Ortszeit  durch  Einzelhöhen  der  Sonne  und  Fixsterne. 

17.  Bestimmung  der  Länge: 

*a.  durch  Kronometer, 

•6.  durch  Monddistanzen  mit  beobachteten  Höhen. 

*13.  Führung  des  Schiffsjournals. 

D.  Seemannschaft. 

1.  Kenntniss  der  Haupt-  und  Rundhölzer  von  Seeschiffen. 

2.  Auf-  und  Abtakelung  der  Seeschiffe. 

3.  Stauung  der  Ladung. 

4.  Schiffsmanöver  bei  jedem  Wetter. 

5.  Kenntniss  der  Vorschriften  über  Nacht-  und  Nebelsignale,  sowie  über  das  Aus- 
weichen der  Schiffe. 

3.  Gebrauch  des  Signalbuches  für  die  Kauffahrteischiffe  aller  Nationen. 

7.  Kenntniss  der  Rettungs-Mas*  regeln  bei  Strandungen  und  anderen  Seeunfällen. 


Anlage  n 

Schlfferprflfung  fUr  grosse  Fahrt. 

Die  Prüfung  für  Schiffer  auf  grosser  Fahrt  erstreckt  sich  auf  folgende  Gegenstände : 

A.  Sprachen. 

*1.  Kenntniss  der  Deutschen  Sprache  bis  zur  Fähigkeit,  sich  mündlich  oder  schriftlich 
verständlich  auszudrücken. 

Die  Landes-Regierungen  können  in  einzelnen  Fällen  aus  besonderen  Gründen 
die  gleiche  Kenntniss  einer  anderen  Sprache  für  genügend  erklären. 

2.  Kenntniss  der  Englischen  Sprache,  soweit  sie  zum  Verständnisse  der  Seekarten,  des 
Nautical  Almsnac,  des  Lootsen-Kommandos  and  der  Segel-Anweisung  nothwendig 
ist. 
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B.  Mathematik. 

*1.  Arithmetik. 

a.  Die  Grundrechnungsarten  mit  gewöhnlichen  Brüchen , Dezimalbrüchen  und  Buch- 
staben ; Anwendung  derselben  auf  das  Lösen  von  Verhältnis«- Gleichungen  und 
einfachen  Gleichungen  ersten  Grades. 

b.  Berechnung  von  Quadrat-  und  Kubikwurzeln. 

c.  Rechnen  mit  Logarithmen. 

*2.  Planimetrie. 

а.  Kenntniss  der  einfacheren  Sätze  über  die  Gleichheit  von  Winkeln,  sowie  über  die 
Kongruenz,  Aehnlichkeit  und  Gleichheit  gradliniger  Figuren. 

б.  Kenntnis»  der  einfacheren  Sätze  vom  Kreise  und  von  den  Winkeln  im  Kreise. 

c.  Lösen  leichter  Konstruktion«-  und  Rechnungs-Aufgaben  vermittelst  der  Lehrsätze. 

d.  Berechnung  des  Flächeninhalts  drei-  und  vierseitiger  Figuren , sowie  de«  Inhalts 
des  Kreises. 

*3.  Stereometrie. 

a.  Kenntniss  der  einfachsten  Sätze  über  die  gegenseitige  Lage  von  Linien  und  Ebenen, 
über  Kugelschnitte,  sphärische  Winkel  und  Dreiecke. 

b.  Berechnung  des  Inhalts  von  Prismen,  Zylindern  und  Fässern. 

*4.  Ebene  Trigonometrie. 

n.  Kenntniss  der  trigonometrischen  Funktionen  und  Tafeln. 

6.  Berechnung  der  Seiten  und  Winkel  rechtwinkliger  und  schiefwinkliger  Dreiecke. 

*5.  Sphärische  Trigonometrie. 

a.  Kenntniss  der  Sinusregel  und  der  Grundgleichung. 

b.  Berechnung  der  Seiten  und  Winkel  rechtwinkliger  und  schiefwinkliger  Dreiecke. 

C.  Nautik. 

1.  Mathematische  Geographie,  soweit  sie  für  den  Seemann  wissenswerth  ist. 

i\  Prüfung,  Aufstellung  und  Gebrauch  der  Steuer-  und  Peilkompasse. 

3.  Einrichtung  und  Handhabung  der  gebräuchlichsten  Instrumente  und  Vorrichtungen 
zur  Messung  der  Geschwindigkeit  der  Schiffe. 

*4.  Besteck-Rechnung  nach  Kurs  und  Distanz,  sowie  nach  Koppelkurs;  Berichtigung 
der  Kurse  für  Abtrift,  örtliche  Ablenkung  und  Missweisung  des  Kompasses;  Be- 
stimmung der  veränderten  und  aufgekommenen  Breite  aus  Kurs  und  Distanz ; Er- 
mittelung der  veränderten  und  aufgekommenen  Länge  nach  Mittclbreite  und  ver- 
grösserter  Breite. 

•5.  Ortsbestimmung  durch  Peilung  von  Gegenständen  und  Winkel-Messung  zwischen 
denselben,  wenn  deren  Lage  oder  Höhe  bekannt  ist. 

*6.  Ermittelung  der  Richtung  und  Geschwindigkeit  von  Strömungen ; Bestimmung  von 
Kurs  und  Fahrt  des  Schiffes  in  Strömungen ; Berichtigung  des  Bestecks  bei  Strö- 
mungen. 

•7.  Zeichnen  und  Gebrauch  der  Seekarten ; Eintragung  des  Schiffsortes  nach  Peilung 
und  Abstand,  Kurs  und  Distanz,  Breite  und  Länge;  Uebertragung  des  Bestecks  aus 
einer  Karte  in  eine  andere;  Ermittelung  von  Kurs  und  Distanz  durch  die  Karte; 
Berichtigung  des  Bestecks  in  der  Karte  durch  Peilungen,  Winkel-Messungen, 
Lothungen  und  astronomische  Beobachtungen. 

8.  Segeln  im  grössten  Kreise. 

9.  Gebrauch  und  Berichtigung  der  Spiegel-Instrumente,  namentlich  des  Oktanten  und 
Sextanten. 

Iü.  Benutzung  des  künstlichen  Horizonts. 

J 1.  Gebrauch  der  nautischen  Jahrbücher  und  Ephemeriden. 

rJ.  Kenntniss  der  wichtigsten  Sternbilder  und  Gestirne. 

13.  Berichtigung  beobachteter  Höhen  durch  Kimmtiefe,  Refraktion,  Parallaxe  und  Halb- 
messer. 

*14.  Berechnung  der  Kulminationszeit  der  Gestirne. 

15.  Berechnung  wahrer  und  scheinbarer  Höhen  der  Gestirne. 

J6.  Bestimmung  der  Breite 

ma.  durch  Höhen  der  Gestirne  im  Meridian, 

*b.  durch  Höhen  der  Sonne  und  Fixsterne  in  der  Nähe  des  Meridians, 

* *c.  durch  zwei  Sonnenhöhen. 

*17.  Bestimmung  der  Missweisung 

1 1 . durch  Amplituden  der  Sonne, 

6.  durch  Azimuthe  der  Sonne. 

Jleichs-Gesetz«  m.  ErUuter.  Tit.  I.  Cd.  3.  29 
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IS.  Bestimmung  der  örtlichen  Ablenkung  der  Kompasse  an  Bord. 

19.  Berechnung  der  Hochwasserxeit.  Berichtigung  der  Lothung  auf  Niedrigwasser. 

20.  Bestimmung  der  Ortsseit. 

a.  durch  Einzelhöhen  der  Gestirne, 

*t  h.  durch  gleicht  Höhen  der  Sonne. 
ji’J.  Bestimmung  von  Stand  und  Gang  der  Kronometer. 

22.  Bestimmung  der  Länge 
*a.  durch  Kronometer, 

*6.  durch  Monddistanzen. 

23.  Gebrauch  der  Barometer  und  Thermometer. 

*24.  Kenntnis»  der  Luft-  und  Meeresströmungen  im  Allgemeinen  und  des  Gesetzes  der 
Stürme  im  Besonderen. 

*25.  Führung  des  Schiffsjournals. 

D.  Seemannschaft. 

/.  Kenntnis»  der  Haupt-  und  Rundhölzer  von  Seeschiffen. 

2.  Kenntnis»  der  Einrichtung  und  der  Ausrüstung  der  Schiffe,  der  Stärke  und  Liege 
des  stehenden  und  laufenden  Gutes,  sowie  der  Ketten  und  des  Gewichts  der  Anker 

3.  Auf-  und  Abtakelung  der  Seeschiffe. 

4.  Stauung  der  Ladung. 

5.  Schiffsmanöver  bei  jedem  W etter 

’S.  Kenntnis»  der  Vorschriften  über, Nacht-  und  Nebelsignale,  sowie  über  das  Aus- 
weichen der  Schiffe. 

7.  Gebrauch  de»  Signalbuchs  für  die  Kauffahrteischiffe  aller  Nationen. 

S.  Kenntnis.»  der  Rettungs-Massregeln  bei  Strandungen  und  anderen  Seeunfällen 

3 «lagt  m. 

ScMfferprilfnng  fllr  kleine  Fahrt. 

Die  Prüfung  für  Schiffer  auf  kleiner  Fahrt  erstreckt  sich  auf  folgende  Gegenstände. • 

k.  Sprachen. 

Kenntnis»  der  Deutschen  Sprache  bis  zur  Fähigkeit,  sich  mündlich  und  schriftlich 
verständlich  auszudrücken. 

Die  Landes  - Regierungen  können  in  einzelnen  Fällen  aus  besonderen  Gründen  die 
gleiche  Kenntnis»  einer  anderen  Sprache  für  genügend  erklären. 

B.  Mathematik. 

*1.  Die  vier  Grundrechnungsarten  mit  gewöhnlichen  Brüchen  und  Dezimalbrüchrn 
und  die  Regeldelri. 

2.  Kenntnis.»  der  einfacheren  geometrischen  Begriffe  von  Linien,  Winkeln  und  Drei- 
ecken, sowie  von  dem  Kreise  und  der  Kugel. 

G.  Nautik. 

I.  Begriff  der  geographischen  Breite  und  Länge. 

*2.  Aufstellung  und  Gebrauch  der  Steuer- Kompasse. 

*3.  Einrichtung  und  Gebrauch  der  gewöhnlichen  I ,ogg» . 

*4.  Aufmachung  des  Etmals  nach  Koppelkurs  und  Mittelbreite. 

*5.  Gebrauch  der  Seekarten  ; Eintragung  des  Schiffsorte»  nach  Peilung  und  Abstand, 
Kurs  und  Distanz.  Breite  und  Länge,  sowie  nach  Lothungen;  Ermittelung  von 
Kur»  und  Distanz  durch  die  Karte. 

(1.  Gebrauch  des  Spiegel-Oktanten. 

«i  7.  Berichtigung  der  beobachteten  Sonnenhöhe 
j S.  Bestimmung  der  Breite  durch  die  Höhe  der  Sonne  im  Meridian. 

*9.  Bestimmung  der  Hochwasserzeit.  ' 

10.  Führung  des  Schiffsjournals. 

D.  Seemannschaft. 

1.  Kenntnis»  der  Haupt-  und  Rundhölzer  von  Seeschiffen. 

2.  Kenntnis»  der  Einrichtung  und  Ausrüstung  der  Schiffe  , der  Stärke  und  Länge  de» 
stehenden  und  laufenden  Gutes,  sowie  der  Ketten  und  des  Gewichts  der  Anker. 

3.  Auf-  und  Abtakeiung  der  Seeschiffe. 

4.  Stauung  der  Ladung. 
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6.  Schiffsmanöver  bei  jedem  Weiter. 

6.  Kenntniss  der  Vorschriften  über  Nacht-  und  Nebelsignale,  sowie  über  das  Aus- 
weichen der  Schiffe. 

7.  Gebrauch  des  Signalbuches  für  die  Kauffahrteischiffe  aller  Nationen. 

S.  Kenntniss  der  Kettungs-Massregeln  bei  Strandungen  und  anderen  Seeunfallen. 


Zeugnis!* 

Uber  dl*  Prüfung  rum  Steuermann  auf  grosser  Fahrt. 


Formular  K . 


Der  Matrose  N.  N.}  [Vor-  und  Zunamen],  geboren  zu  N.  N.J,  den . . ten IS  . 

wohnhaft  in  X.  N.„ 

welcher  nach  Ablauf  seines  fünfzehnten  Lebensjahres  N.  N.)  Monate  zur  Sec  und  davon 
(N.  N.)  Monate  als  Vollmatrose  auf  Kauffahrteischiffen,  (N.  N.  Monate  als  Matrose  I. 
(II.)  Klasse  in  der  Kaiserlichen  Marine  und  zwar Monate  auf  einem  Segelschiff 

gefahren  ist, 

at  die  mit  ihm  angestellte  Prüfung  zum  Steuermann  auf  grosser  Fahrt  (mit  Aus- 
zeichnung) bestanden. 

Demselben  kann  daher  die  Befugniss  beigelegt  werden  , den  Steuermannsdienst  auf 
Deutschen  Kauffahrteischiffen  in  grosser  Fahrt  zu  verrichten. 

den  . . ten 19  . . 

Die  Prüfungs-Kommission. 

(Siegel.)  (Unterschriften.) 


Zengniss 

Uber  die  Prüfung  zum  Schiffer  auf  grosser  Fahrt. 


Formular  B. 


Der  (Steuermann  N.  N.)  [Vor-  und  Zunamen],  geboren  zu  (N.  N.).  den.,  ten 18.., 

wohnhaft  in  [N.  N.), 

welcher  nach  seiner  Zulassung  zum  Steuermann  (N.  N.)  Monate  als  Steuermann  auf  Kauf- 
fahrteischiffen zur  See  gefahren  ist  und  während  dieser  Fahrzeit  Beobachtungen  und  Be- 
rechnungen über  Kurse  und  Distanzen,  Breite  und  Länge  ausgeführt  und  schriftlich  auf- 
gezeichnet  hat, 

hat  die  mit  ihm  angestellte  Prüfung  zumSchiffer  auf  grosserFahrt  (mit  Auszeich- 
nung] bestanden. 

Demselben  kann  daher  die  Befugniss  bcigelegt  werden , Deutsche  Kauffahrteischiffe 
in  grosser  Fahrt  zu  führen. 

den  . . ten 18  . . 

Die  Pr üfu n gs- K o m m issi o n. 

(Siegel.)  (Unterschriften.) 


Formular  C. 

Zengniss 

über  die  vor  vollständiger  Zurücklegung  der  vorschriftsmässigen  Fahrzeit  bestandene 

Prüfung  zum 

Steuermann  auf  grosser  Fahrt. 

Der  (Matrose  N.  N.)  (Vor-  und  Zunamen],  geboren  zu  (N.  N.),  den  . . ten 18  . ., 

wohnhaft  in  (N.  N.j, 

welcher  nach  Ablauf  «eines  fünfzehnten  Lebensjahres  (N.  N.i  Monate  zur  See  und  davon 
(N.  N.J  Monate  als  Vollmatrose  auf  Segelschiffen  der  Handels-Marine,  (N.  N.)  Monute 
als  Matrose  I.  (II.)  Klasse  in  der  Kaiserlichen  Marine  gefahren  ist.  hat  die  mit  ihm 
angestellte  Prüfung  zum  Steuermann  auf  grosser  Fahrt  (mit  Auszeichnung/  be- 
standen. 

Demselben  kann  jedoch  die  Befugniss , den  Steuermannsdientt  auf  Deutschen  Kauf- 
fahrteischiffen in  grosserFahrt  zu  verrichten,  erst  dann  beigelegt  werden,  wenn  er  min- 
destens noch  (N.  N.)  Monate  als  Vollmatrose  auf  Kauffahrteischiffen  oder  als  Matrose  I. 
oderll.  Klasse  in  der  Kaiserlichen  Marine  und  zwar  mindestens  (N.  N.)  Monate  auf  einem 
Segelschiff  gefahren  sein  wird. 

den  . . ten 18  . . 

Die  P rü fu n g s - K o m m i .< sio n. 

(Siegel.)  (Unterschriften.) 
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Beil.  2.  Deutsches  Reich.  Bekanntmachung,  betr.  Verfahren 


Formular  D. 

Deutsches  Reich. 

Kaiserliches  Wappen. 

Zeugnis* 

Uber  die  Befähigung  zum  Steuermann  aul  grosser  Fahrt. 

Dem  bisherigen  Matrosen  X’.  N.)  [Vor-  und  Zunamen],  geboren  zu  (N.  X.),  den  . . ten 
18  • .,  wohnhaft  in  X.  N.  . 

welcher  die  vorschriftsmässige  Fahrzeit  zur  See  zurückgelegt  und  die  mit  ihm  angestellte 
Prüfung  zum  Steuermann  auf  grosser  Fahrt  Imit  Auszeichnung)  bestanden  hat, 
wird  hierdurch  auf  Grund  der  <§.  7 und  .'I  der  Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Befähi- 
gung als  Seeschiffer  und  See-Steuermann  auf  Deutschen  Kauffahrteischiffen  vom  25.  Sep- 
tember 1S09  Bundes-Gesctz-Bl.  S.  660)  die  Befugniss  beigelegt , den  Steuermannsdieosl 
auf  Deutschen  Kauffahrteischiffen  jeder  Grösse  und  in  allen  Meeren  zu  verrichten. 

den  . . ten IS  . . 

{Siegel.;  Firma  und  Unterschrift  der  Behörde.) 


Formular  E. 

Deutsches  Reich. 

Kaiserliches  Wappen. 

Zeugnlss 

über  die  Befähigung  zum  Schiffer  auf  grosser  Fahrt. 

Dem  bisherigen  Steuermann  X.  X.)  [Vor-  und  Zunamen],  geboren  zu  (X.  X.),  den  . . ten 
IS  . .,  wohnhaft  in  {X.  N.), 

welcher  die  vorschriftsmässige  Steuermanns- Fahrzeit  zur  See  zurückgelegt  und  die  mit  ihm 
angestellte  Prüfung  zum  Schiffer  auf  grosser  Fahrt  (mit  Auszeichnung)  bestanden  hat,  viid 
hierdurch  auf  Grund  der  §§.  ff  und  3 der  Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Befähigung 
als  Seeschiffer  und  Seesteuermann  auf  Deutschen  Kauffahrteischiffen  vom  25.  Sep- 
tember 1869  (Bundes-Gesetz-Bl.  S.  660)  die  Befugniss  beigelegt,  Deutsche  Kauffahrtei- 
schiffe jeder  Grösse  in  allen  Meeren  zu  führen. 

den  . . ten 18  . . 

(Siegel.)  (Firma  und  Unterschrift  der  Behörde.) 


Formular  F. 

Deutsches  Reich. 

(Kaiserliches  Wappen.) 

Zeugnis* 

über  die  Befähigung  zum  Schilfer  auf  Europäischer  Fahrt. 

Dem  bisherigen  (Steuermann  X.  X.)  [Vor-  und  Zunamen],  geboren  zu  (N.  N.),  den  . . ten 
18  . .,  wohnhaft  in  (X.  X.), 

welcher  nach  seiner  Zulassung  als  Steuermann  auf  grosser  Fahrt  die  vorschriftsmissige 
Fahrzeit  zur  See  und  als  Einzel-Steuermann  zurückgelegt  hat,  _ * 

wird  hierdurch  auf  Grund  der  §§.  11  und  3 der  Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Be- 
fähigung als  Schiffer  und  Seesteuermann  auf  Deutschen  Kauffahrteischiffen  vom  25.  Sep- 
tember 1869  (Bundes-Gesetz-Bl.  S.  660)  die  Befugniss  beigelegt,  Deutsche  Kauffahrtei- 
schiffe, und  zwar  Segelschiffe  unter  250  Tonnen  (zu  1000  (Kilogramm)  Tragfähigkeit  und 
Dampfschiffe  jeder  Grösse  zwischen  Europäischen  Höfen  und  Häfen  des  Mittelländischen, 
Schwarzen  und  Azow'schen  Meeres  zu  führen. 

den  . . ten 18  . . 

(Siegel.)  (Firma  und  Unterschrift  der  Behörde.) 
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Zeugnis» 

Uber  die  Prüfung  zum  Schiffer  aul  kleiner  Fahrt. 


Formular  (J. 


Der  (Seemann  N.  N.)  [Vor-  und  Zunamen',  geboren  zu  (N.  N.),  den  . . ten IS  . 

wohnhaft  in  (N.  N.), 

welcher  in  der  Zeit  vom  . . ten 19  . . bis  zum  . . ten 19  . . über;  BO  Monate 

zur  See  gefahren  ist,  hat  die  mit  ihm  angeetellte  schriftliche  und  mündliche  Prüfung  zum 
Schiffer  a u f kleiner  Fah r t (mit  Auszeichnung  bestanden  und  kann  ihm  daher  die 
Befugnis»  beigelegt  werden,  Deutsche  Seeschiffe  von  30  bis  ausschliesslich  100  Tonnen  zu 
1000  Kilogramm  Tragfähigkeit  in  der  Nordsee  bis  zum  61.  Grade  nördlicher  Breite  und 
in  der  Ostsee  zu  führen. 

den  . . ten 18  . . 

Die  Prüfungs-Kommission. 

(Siegel.)  (Unterschriften.) 


Formular  H. 

Deutsches  Reich. 

(Kaiserliches  Wappen.) 


Zcugnlss 

Ober  die  Befähigung  zum  Schiffer  auf  kleintr  Fahrt. 

Dem  (Seemann  N.  N.  [Vor-  und  Zunamen],  geboren  zu  N.  N.  . den  . . ten 18  . 

wohnhaft  in  N.  N.j, 

welcher  die  vorschriftsmässige  Fahrzeit  zur  See  zurückgelegt  und  die  mit  ihm  angestellte 
Prüfung  zum  Schiffer  auf  kleiner  Fahrt  (mit  Auszeichnung  bestanden  hat, 
wird  hierdurch  auf  Grund  der  §§.  5 und  2 der  Vorschriften  über  den  Nachweis  der 
Befähigung  als  Seeschiffer  und  Seesteuermann  auf  Deutschen  Kauffahrteischiffen  vom 
25.  September  1869  (Bundes-Gesetz-Bl.  S.  660,  die  Befugnis»  beigelegt,  Deutsche  Kauf- 
fahrteischiffe von  30  bis  ausschliesslich  100  Tonnen  zu  1000  Kilogramm)  Tragfähigkeit  in 
der  Nordsee  bis  zum  61.  Grade  nördlicher  Breite  und  in  der  Ostsee  zu  führen. 

den  . . ten 18  . . 

(Siegel.)  (Firma  und  Unterschrift  der  Behörde.) 


Formular  J. 

Deutsches  Reich. 

(Kaiserliches  Wappen. 

Zengniss 

Uber  die  Befähigung  zum  Schiffer  aul  kleiner  Fahrt. 

Dem  (Seemann  N.  N.)  [Vor-  und  Zunamen],  geboren  zu  N.  N.j,  den  . . ten  .....  18  . 

wohnhaft  in  (N.  N.), 

welcher  die  vorschriftsmässige  Fahrzeit  zur  See  zurückgelegt  und  die  Steuermanns-Prü- 
fung mit  Auszeichnung  bestanden  hat, 

wird  hierdurch  auf  Grund  der  §§  5 und  2 der  Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Be- 
fähigung als  Seeschiffer  und  Seesteuermann  auf  Deutschen  Kauffahrteischiffen  vom 
25.  September  1869  (Bundes-Gesetz-Bl  S.  66o  die  Befugniss  beigelegt,  Deutsche  Kauf- 
fahrteischiffe von  30  bis  ausschliesslich  100  Tonnen  zu  1000  Kilogramm  Tragfähigkeit 
in  der  Nordsee  bis  zum  61.  Grade  nördlicher  Breite  und  in  der  Ostsee  zu  führen 
den  . . ten 18  . . 

(Siegel.)  Firma  und  Unterschrift  der  Behörde.) 


Beilage  Kr.  3 

Preussen.  Ausführungs-Bestimmungen 

A.  zu  den  Anordnungen  des  Bundesraths  über  die  Prüfung  der  Seeschiffer  und 
Seesteuerleute  für  grosse  Fahrt,  vom  11.  Juli  1S70. 

(Minist. -Blatt  für  innere  Verwaltung  S.  232  ff.) 

Zu  den  laut  Bekanntmachung  des  Herrn  Bundeskanzlers  vom  30.  Mai  d.  J.  (Bundes- 
Gesetz- Blatt  S.  314)  vom  Bundesrathe  des  Norddeutschen  Bundes  erlassenen  Anordnungen 
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über  die  Prüfung  der  Seeschiffer  und  Seesteuerleute  für  grosse  Fahrt  werden  hierdurch 
die  nachstehenden  Ausführungs-Bestimmungen  getroffen. 

Zn  {(.1*  1.  Prüfungs-Kommissionen  bestehen  fortan  zu  Memel,  Piliau,  Danzig,  Gra- 
bow a.  d.  O.,  Stralsund,  Barth,  Altona,  Flensburg,  Apenrade,  Grünendeich  im  Land- 
drostei-Bezirke Stade , Kmden , Papenburg , Timmel  und  Leer.  Schifferprüfungen  für 
grosse  Fahrt  werden  nach  der  zeitigen  Bestimmung  der  betreffenden  Navigations-Schulen 
rar  jetzt  nur  von  den  Kommissionen  zu  Memel  , Danzig,  Grabow  a.  d.  O.,  Stralsund  und 
Barth  abgenommen.  Jeder  Navigations-Schuldirektor  ist  Vorsitzender  sämmtlicher  Prü- 
fungs-Kommissionen innerhalb  seines  Dienst-Bezirks.  Im  Falle  seiner  Behinderung  bestellt 
der  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten,  oder  in  dessen  Aufträge  die 
Bezirks-Regierung,  beziehungsweise  Landdrostei  einen  Vertreter  für  ihn.  Von  den  übrigen 
Mitgliedern  der  Prüfungs-Kommission  werden  die  beiden  Navigations-Lehrer  durch  aen 
Navigations-Schuldirektor  des  Bezirks  bestimmt  und  die  beiden  Schifffahrtskundigen  von 
der  Bezirks-Regierung  beziehungsweise  Landdrostei  erwählt. 

Zn«.  2 und  3.  2.  Die  Zeit  der  Abhaltung  der  Prüfungen  wird  auf  den  Vorschlag  des 
Navigations-Schuldirektors  des  Bezirks  von  dem  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Arbeiten  festgestellt.  Die  Meldungen  zur  Prüfung  am  Sitze  des  Navigations-Schul- 
direktors erfolgen  bei  diesem,  an  den  übrigen  Prüfungsorten  bei  einem  Navigations-Lehrer, 
welcher  Mitglied  der  Prüfungs-Kommission  ist  und  bei  Bekanntmachung  des  Zeitpunkts 
der  Prüfung  namhaft  gemacht  werden  muss. 

3.  Die  Prüfungen  finden  in  dem  Lokale  der  Navigations-Schule  am  Prüfungsorte  statt 
und  stehen  auch  die  Instrumente , Bücher , Karten  und  sonstige  Utensilien  dieser  Schule 
der  Prüfungs-Kommission  zum  Gebrauche  bei  den  Prüfungen  zur  Verfügung. 

Zu  $.  6.  Sind  so  viele  Prüflinge  vorhanden,  dass  sie  bei  gleichzeitiger  schriftlicher  Prü- 
fung nicht  gehörig  beaufsichtigt  oder  abgesondert  werden  können , so  ist  die  schriftliche 
Prüfung  abtheilungsweise  vorzunehmen. 

Zu  §.  ff,  Abs.  2.  5.  Wenn  der  Navigations-Schuldirektor  des  Bezirks  den  Vorsitz  der 
Prüfungs-Kommission  führt,  so  steht  ihm  die  Revision  der  in  der  schriftlichen  Prüfung 
von  den  Navigations-Lehrern  ertheilten  Zensuren  und  deren  endgültige  Feststellung  zu. 

Zu  12,  Abs.  5.  6.  Die  mündliche  Prüfung  wird  bis  auf  Weiteres  nicht  öffentlich 

abgehalten. 

Zu  g.  16.  7.  Die  nach  den  Formularen  A.  und  B.  ausgefertigten  Prüfungsreugnisse 
werden  ungesäumt  der  zur  Ausstellung  der  Befähigungs-Zeugnisse  zuständigen  Behörde 
(▼ergl.  Nr.  8)  zugesandt,  die  nach  dem  Formular  C.  ausgefertigten  aber  den  betreffenden 
Prüflingen  behändigt. 

Zu  §.  17.  8.  Zur  Ausstellung  der  Befähigungs-Zeugnisse  nach  dem  Formulare  D.  und 
E.  auf  Grund  von  Prüfungszeugnissen  nach  den  Formularen  A.  uud  B.  ist  diejenige  Be- 
zirks-Regierung , beziehungsweise  Landdrostei  zuständig , in  deren  Verwaltungs-Bezirke 
die  betreffende  Prüfung*- Kommission  ihren  Sitz  hat , für  Papenburg  die  Lanaaroätci  zu 
Au  rieh. 

Zur  Ausstellung  von  Befähigungs-Zeugnissen  nach  dem  Formular  D.  auf  Grund  von 
Prüfungs-Zeugnissen  nach  dem  Formulare  C.,  sowie  von  Befähigungs-Zeugnissen  nach 
dem  Formulare  F.  ist  jede  der  Bezirks- Regierungen  zu  Königsberg,  Danzig,  Stettin, 
Stralsund  und  Schleswig  und  jede  der  Landdrosteien  zu  Stade  und  Aunch  zuständig. 

Die  Befähigung»  - Zeugnisse  jeder  Gattung  werden,  wenn  die  Empfänger  solches 
wünschen  und  cBe  — zur  Zeit  etwa  24  Silbergroschen  für  das  Exemplar  betragenden  — 
Mehrkosten  zahlen,  auf  Pergament , sonst  auf  Papier  ausgefertigt. 

Zu  $.  18.  0.  Im  Falle  des  §.  18  fertigt  die  Prüfungs  - Kommission  das  Prüfung*- 
Zeugnis«  nach  dem  Formular  A.  mit  folgendem,  entsprechend  zu  vervollständigenden 
Zusatze  aus 

Vorstehendes  Prüfungszeugniss  vertritt  für  die  (nächste  Reise , beziehungsweise  An- 
musterungs-Periode ist  hier  näher  zu  bezeichnen)  die  Stelle  eines  Zeugnisses  über  die 

Befähigung  zum  Steuermann  auf  grosser  Fahrt. 

, den  ten  18 

Königliche  Preussische  Prüfungs-Kommission  für  Seeschiffer, 
{ßiegelj  (Unterschriften., 

Die  Prüfungs-Kommission  hat  der  Bezirks-Regierung,  beziehungsweise  Landdrostei  jedes- 
mal von  der  Ausfertigung  eines  solchen  Prüfungs-Zeugnisses  Mittheilung  zu  machen.  Gegen 
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dessen  Einreichung  kann  jede  der  in  Nr.  6,  Abschnitt  2 genannten  Behörden  das  Befähi- 
gungs-Zeugnis« nach  dem  Formulare  D.  ausstellen. 

Berlin,  den  11.  Juli  1870. 

Der  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten. 

Ausführungs-Bestimmungen  Beilage  Nr.  4. 

B.  zu  den  Anordnungen  des  Bundesraths  über  die  Prüfung  der  Seeschiffer  für  kleine 
Fahrt,  vom  11.  Juli  1870. 

(Minist  -Bl.  für  innere  Verwaltung  S.  233.) 

Zu  den  laut  Bekanntmachung  des  Herrn  Bundeskanzlers  vom  30.  Mai  d.  J.  (Bundes- 
Gesetz-Bl.  S.  314)  vom  Bundesrathe  des  Norddeutschen  Bundes  erlassenen  Anordnungen 
über  die  Prüfung  der  Seeschiffer  für  kleine  Fahrt  werden  hierdurch  die  nachstehenden 
Ausführungs-Bestimmungen  getroffen  : 

Zu  §.  1.  1.  Prüfungs -Kommissionen  bestehen  fortan  zu  Memel,  Pillau,  Danzig, 
Grabow  a./O.,  Stralsund , Barth,  Altona , Flensburg,  Apenrade,  Grünendeich  im  T.ana- 
drostei-Bezirke  Stade,  Emden,  Papenburg,  Timmel  und  Leer.  Jeder  Navigations- Schul- 
direktor ist  Vorsitzender  der  Prüfungs-Kommission  an  seinem  Wohnsitze.  Im  Falle  seiner 
Behinderung,  sowie  für  die  übrigen  Prüfungs  - Kommissionen  bestellt  die  betreffende 
Bezirks-Regierung,  bcz.  Landdrostei  einen  geeigneten  höheren  Verwaltungs-Beamten  zum 
Vorsitzenden.  Von  den  beiden  übrigen  Mitgliedern  der  Prüfungs-Kommission  wird  der 
Navigations-Schuldirektor  des  Bezirks  bestimmt  und  der  Seescmfffahrtskundige  von  der 
Bezirks-Regierung  bez.  Landdrostei  erwählt. 

Zu  $.  2.  2.  Ueber  den  festgesetzten  Prüfungstermin  hat  der  Vorsitzende  der  Prü- 
fungs-Kommission dem  von  dem  Herrn  Bundeskanzler  bestellten  Inspektor  (vgl.  §.  20 
der  Anordnungen)  rechtzeitige  Mittheilung  zu  machen. 

3.  Die  Prüfungen  finden  in  dem  Lokale  der  Navigations-Schule  am  Prüfungsorte  statt 
und  stehen  auch  die  Instrumente,  Bücher,  Karten  und  sonstigen  Utensilien  dieser  Schule 
der  Prüfungs-Kommission  zum  Gebrauche  bei  den  Prüfungen  zur  Verfügung. 

Zu  §.  5.  4.  Sind  so  viele  Prüflinge  vorhanden,  dass  sie  bei  gleichzeitiger  schriftlicher 
Prüfung  nicht  gehörig  beaufsichtigt  oder  abgesondert  werden  können  , so  ist  die  schrift- 
liche Prüfung  aotheilungsweise  vorzunehmen. 

Zu  $.  0,  Ab».  3.  5.  Wenn  der  Navigations-Schuldirektor  den  Vorsitz  der  Prüfungs- 
Kommission  an  seinem  Wohnsitze  führt , so  steht  ihm  die  Revision  der  in  der  schriftlichen 
Prüfung  von  den  beiden  anderen  Mitgliedern  der  Prüfungs-Kommission  ertheilten  Zensuren 
und  die  Feststellung  endgültiger  Zensuren  zu. 

Zu  $.  11 , Abs.  3.  (i.  Die  mündliche  Prüfung  wird  bis  auf  Weiteres  nicht  öffentlich 
abgchalten . 

Zu  15  und  19.  7.  Die  ausgefertigten  Prüfungszeugnisse  werden  ungesäumt  der 
zur  Ausstellung  der  Befähigungs-Zeugnisse  zuständigen  Behörde  vgl.  den  nächsten  Absatz) 
zugesandt.  Zur  Ausstellung  der  Befähigungs-Zeugnisse  nach  dem  Formular  H.  auf  Grund 
von  Prüfungszeugnissen  nach  dem  Formular  G.,  ferner  von  Befähigungs-Zeugnissen  nach 
dem  Formulare  J.  ist  diejenige  Bezirks-Regierung,  bez.  Landdrostei  zuständig,  in  deren 
Verwaltungs-Bezirke  die  Prüfungs-Kommission  , von  welcher  die  Prüfung  vorgenommen, 
bez.  an  deren  Vorsitzenden  der  Antrag  gerichtet  wurde , ihren  Sitz  hat , für  Papenburg  die 
Landdrdstei  zu  Aurich. 

Die  Befähigungs-Zeugnisse  heider  Gattungen  werden , wenn  die  Empfänger  solches 
wünschen  und  die  — zur  Zeit  etwa  24  Silbergroschen  für  das  Exemplar  betragenden  — 
Mehrkosten  zahlen  , auf  Pergament . sonst  auf  Papier  ausgefertigt. 

Berlin,  den  II.  Juli  1870. 

Der  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten. 


AusfUhrungH-ßestimmnngen  — ‘A^ff  ?r'  S 

C.  zu  den  Beschlüssen  des  Bundesraths,  betreffend  den  Umtausch  älterer  Befähigungs- 
Zeugnisse  und  sonstiger  Befugniss-  Ausweise  der  Seesteuerlente  und  Seeschiffer 
gegen  neue  Befähigungs-Zeugnisse,  vom  1 1.  Jnli  1870. 

Minist. -Bl.  für  innere  Verwaltung  S.  234.' 

Die  §§.  15  — 19  der  Bundes-Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Befähigung  als  See- 
schiffer und  Seesteuermann  auf  Deutschen  Kauffahrteischiffen  vom  25.  September  1869 
Minist.-Bl.  S.  242)  enthaltenen  Uebergangs-Bcstimmungen , kraft  deren  vom  1.  Mai  d.  J. 
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ab  die  vorher  in  einem  Bundesstaate  zugelassenen  Unter-Steuerleute,  Steuerleute,  Schiffer 
u.  s.  w.  unter  gewissen  näher  vorgeschriebeneu  Modalitäten  die  Befugnisse  eines  Steuer- 
manns für  grosse  Fahrt , bezw.  eines  Schiffers  für  Europäische  oder  für  grosse  Fahrt  im 
Sinne  der  Vorschriften  vom  25.  September  1969  innerhalb  des  ganzen  Bundesgebiets 
erlangen  sollen.  Ob  ein  Seemannn  die  Geltung  einer  jener  Uebergangs-Bestiramungen  mit 
.Hecht  für  sich  anruft,  wird  auf  Grund  seiner  vor  dem  I.  Mai  197(1  erlangten  Befähigungs- 
Zeugnisse  oder  sonstigen  Befugniss-Ausweise  bei  der  jedesmaligen  Anmusterung  von  den 
Musterungs-Behörden  zu  prüfen  sein.  Um  den  betheiligten  Seeleuten  die  Nothwendigkeit 
einer  solchen  wiederholten  Beweisführung  bei  jeder  Musterung  zu  ersparen,  soll  es  den- 
selben zufolge  Beschlusses  des  Bundesraths  des  Norddeutschen  Bundes  freistehen,  ihre 
älteren  Befähigungs-Zeugnisse  oder  sonstigen  Befugniss-Ausweise  gegen  ein,  ihre  Befähi- 
gung als  Steuermann  oder  Schiffer  im  Sinne  der  Bundes- Vorschriften  vom  25.  September 
1909  auf  Grund  der  bezüglichen  Uebergangs-Bestimmungcn  konstatirendes  Befaliigungs- 
/eugniss  umzutauschen.  , 

Zur  Ausstellung  solcher  neuer  Befähigungs-Zeugnisse  ist  jede  der  Königlichen  Regie- 
rungen zu  Königsberg,  Danzig,  Stettin,  Stralsund  und  Schleswig  und  jede  der  Königlicher. 

I. anddrosteien  zu  Stade  und  Aurich  befugt  und  sind  diese  Behörden  zugleich  ermächtigt, 
auf  Wunsch  der  betheiligten  Seeleute  den  neuen  Befähigungs-Zeugnissen  Abschrift  der  bei 
den  Akten  zurückbehaltenen  älteren  Zeugnisse  etc.  beizufügen. 

Die  neuen  Befähigungs-Zeugnisse  jeder  Gattung  werden,  wenn  die  Empfänger  solches  1 
wünschen  und  die  — zur  Zeit  etwa  24  Sgr.  für  das  Exemplar  betragenden  — Mehrkosten 
zahlen , auf  Pergament,  sonst  auf  Papier  ausgefertigt. 

Mit  Bezug  auf  die  (j§.  17  und  19  der  Bundes- Vorschriften  vom  25.  September  1869 
wird  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  auf  Grund  der  Prüfungs-Instruktion  vom 
15.  Oktoher  1940  in  den  Provinzen  Preussen  und  Pommern  zugelassenen  Seeschiffer 

II.  Klasse  zu  den  in  §.  17  jener  Bundes- Vorschriften  genannten  Seeleuten  gehören  , weil 
«je  zufolge  des  §.  2 der  Prüfungs-Instruktion  vom  1.  Februar  1962  ihr  Gewerbe  seitdem  »uf 
allen  Meeren  ausüben  durften. 

Berlin,  den  11.  Juli  1970. 

Der  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten. 


Strom-Schifffahrt. 


Beilage  Br.  6. 


Von  den  auf  Staats- Verträgen  beruhenden  Anordnungen  in  Betreff  der  Schiffer 
und  Lootsen  auf  Strömen  ist  Folgendes  zu  bemerken. 

A.  Für  den  Rhein  und  dessen  Nebenflüsse  ist  die  revldirtc  RhelnselilfTfahrts-Akte 
vom  17.  Oktbr.  1869  (Ges.-S.  1869.  S.  798  ff.'  massgebend,  welche  bestimmt: 

Artikel  15.  Die  Befugniss  zur  Führung  eines  Segel-  oder  Dampfschiffes  »uf  dem 
Rheine  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  von  Basel  bis  in  das  offene  Meer  oder  »uf  einer 
mehreren  Ufer-Staaten  zugehörigen  Strecke  steht  nur  denjenigen  zu,  welche  den  Nachweis 
liefern , dass  sie  die  Schifffahrt  auf  diesem  Strome  längere  Zeit  ausgeübt  haben  und  von 
der  Regierung  des  Ufer-Staates,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz  genommen  haben,  mit  einem 
Patente  über  die  Befugniss  zum  selbständigen  Betriebe  dieses  Gewerbes  ( Rheinschiffer- 
Patent)  versehen  worden  sind. 

In  dem  Patente  ist  anzugeben , ob  der  Inhaber  zur  Befahrung  des  Rheines  in  seiner 
ganzen  Ausdehnung  oder  nur  einer  Strecke  desselben  und  eventuell  welcher  befugt  ist. 

Durch  die  Verlegung  des  Wohnsitzes  aus  einem  Ufer-Staat  in  einen  anderen  verliert 
■las  Patent  nicht  seine  Gültigkeit.  Der  Inhaber  hat  Ln  de  ha  seinen  neuen  Wohnsitz  von  der 
betreffenden  Behörde  desselben  auf  dem  Patente  vermerken  zu  lassen. 


Artikel  16.  Wer  mit  einem  Rheinschiffer -Patente  versehen  ist,  darf  jedes  Segel-, 
beziehungsweise  Dampfschiff  führen , gleichviel  welchem  Staate  dasselbe  angehört. 

Artikel  17.  Jedes  Patent  zum  Betriebe  der  Rheinschifffahrt  ist  bei  der  Ausfertigung 
mit  dem  vollständigen  Signalement  desjenigen  , dem  es  ertheilt  wird , und  von  diesem 
mit  seiner  ausser  dem  Familien-Namen  auch  die  Vornamen  enthaltenden  eigenen  Unter- 
schrift zu  versehen. 

Wenn  wegen  vorgeschrittenen  Alters  oder  sonst  das  auf  dem  Patente  befindliche 
Signalement  auf  den  Inhaber  nicht  mehr  passt , so  ist  die  Aenderung  oder  Erneuerung  des 
Signalements  mittelst  eines  auf  das  Patent  zu  setzenden  amtlichen  Vermerkes  zulässig. 

Artikel  18.  Die  Schiffer  der  Nebenflüsse  des  Rheines  und  der  Wasserstrassen  zwi- 
schen dem  Rheine  und  der  Schelde  sollen , unter  der  Voraussetzung  der  Reziprozität , zur 
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Führung  eines  Segel-  oder  Dampfschiffes  auf  dem  Rheine  in  seiner  ganzen  Ausdehnung 
oder  aut  einer  mehreren  Ufer-Staaten  zugehörigen  Strecke  des  Rheines  nur  dann  zugelassen 
werden , wenn  auf  ihrem  Patente  die  stattgehabte  längere  Ausübung  der  Rheinscnifffahrt 
nach  Massgabe  der  Vorschriften  im  Artikel  15  von  der  betreffenden  Behörde  eines  Rhein- 
ufer-Staates bescheinigt  ist. 

Bei  der  Ausstellung  dieser  Bescheinigungen  sind  die  Bestimmungen  des  Artikels  17 
gleichmässig  zu  beachten. 

Artikel  19.  Wenn  ein  Schiffer  das  ihm  ertheilte  Rheinschiffer-Patent  auf  irgend  eine 
Weise  in  den  Besitz  einer  mit  einem  solchen  Patente  nicht  versehenen  Person  gelangen 
lässt , damit  diese  auf  Grund  desselben  die  Rheinschifffahrt  ausübe , so  kann  ihm  nach 
Umständen  das  Patent  ganz  oder  zeitweise  entzogen  werden. 

Wer,  ohne  für  seine  Person  ein  Rheinschiffer-Patent  erlangt  zu  haben,  die  Rhein- 
schifffahrt unter  Missbrauch  des  einem  Anderen  ertheilten  Rheinschiffer-Patentes  ausübt, 
darf  mindestens  während  eines  Jahres  mit  einem  Rheinschiffer- Patente  nicht  versehen 
werden. 

Artikel  20.  Die  Einziehung  eines  Schiffer- Patentes  steht  nur  der  Regierung  des 
Staates  zu,  in  welchem  der  Inhaber  seinen  Wohnsitz  hat.  Diese  Bestimmung  schliesst  aber 
das  Recht  anderer  Rheinufer-Staaten  nicht  aus,  einen  Schiffsführer,  der  eines  auf  ihrem 
Gebiete  verübten  Vergehens  oder  Verbrechens  beschuldigt  wird , zur  Verantwortung  und 
Strafe  zu  ziehen  und,  nach  Beschaffenheit  der  Umstände,  bei  der  Regierung  des  betreffen- 
den Ufer-Staates  zu  veranlassen,  dass  sein  Patent  eingezogen  werde. 

Die  Zurücknahme  des  Patentes  muss  erfolgen , wenn  ein  Schiffer  wegen  wiederholter 
Zolldefrauden , ferner  wegen  Betruges , Fälschung  oder  anderer  Verbrechen  gegen  das 
Eigenthum , oder  wegen  mehrfacher  erheblicher  Verletzungen  der  die  Sicherheit  und  die 
Ordnung  der  Rheinscnifffahrt  betreffenden  Vorschriften  bestraft  worden  ist. 

Artikel  21.  Die  Vorschriften  der  Artikel  19  und  20  finden  auch  auf  die  nach  Art.  19 
ertheilten  Bescheinigungen  zum  Betriebe  der  Rh  ein  Schifffahrt  mit  der  Massgabe  Anwen- 
dung, dass  diese  Bescheinigungen  von  derjenigen  Ufer -Regierung  ganz  oder  zeitweise 
ausser  Kraft  zu  setzen  sind,  welche  sie  ausgestellt  hat. 


Dazu  ist  in  Prenssen  das  Ausführungs-Gesetz  v.  17.' März  1970  (G.-S.  1970  S.  197  ff.) 
ergangen , welches  Folgendes  vorschreibt : 

g.  1.  Ein  den  Vorschriften  des  Artikels  15  der  revidirten  Rheinschifffahrts-Akte  vom 
17.  Oktober  1968  entsprechendes  Schifferpatent  ist  zur  selbständigen  Führung  eines 
Segel-  oder  Dampfschiffes  von  300  Zentnern  Tragfähigkeit  und  darüber  auch  für  die  inner- 
halb der  Grenzen  Unserer  Staaten  liegende  Strecke  des  Rheinstromes  und  die  Preussischen 
Strecken  der  Nebenströme  des  Rheins  erforderlich. 

Die  Bestimmungen  der  Artikel  16,  17,  19  und  20,  Abschn.  2 der  revidirten  Rhein- 
schifffahrts-Akte  und  des  dazu  gehörigen  Schlussprotokolls  über  die  Rheinschiffer-Patente 
finden  auch  auf  die  Patente  für  aie  Binnenschifffahrt  Anwendung. 

DeB  Patentes  für  die  Binnenschifffahrt  bedürfen  diejenigen  nicht : 

a.  welche  für  eigene  Rechnung  beladene  Schiffe  selbst  führen , 

b.  welche  Leichterfahrzeuge  rühren , die  einem  Hauptschiff  als  Zubehör  folgen  und  zu 
strecken  weisen  Ueberladungen  an  seichten  Stellen  gebraucht  werden. 

§•  2.  Die  Ausfertigung  der  Schifferpatente,  sowie  der  in  den  Artikeln  19  bis  21  der 
revidirten  Rheinschifffahrts-Akte  erwähnten  Bescheinigungen  über  die  Ausübung  der 
Rheinschifffahrt  steht  der  Regierung  des  Bezirkes  zu . in  w elchem  der  Bewerber  seinen 
Wohnsitz  hat. 

t.  3.  Ueber  die  Zurücknahme , sowie  über  die  gänzliche  oder  zeitweise  Entziehung 
chifferpatentes  und  der  im  Artikel  18  der  revidirten  Rheinschifffahrts-Akte  erwähnten 
Bescheinigung  in  den  durch  die  Artikel  19  und  20  daselbst  vorgesehenen  Fällen  entschei- 
det die  Regierung,  von  welcher  das  Patent  oder  die  Bescheinigung  ausgestellt  ist. 

§•  5.  Ueber  die  Einrichtung  und  Aufhebung  von  Lootsen  - Stationen  und  Lootsen- 
Bezirken , über  die  Bildung  von  Lootsen-Prüfungs-Kommissionen , über  die  Ausführung 
der  Prüfungen  und  über  die  Ausübung  des  Lootsendienstes  werden  die  erforderlichen 
Vorschriften  durch  Unseren  Minister  für  Handel , Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten 
erlassen. 

§.  6.  Innerhalb  eines  Lootsen -Bezirks  darf  Niemand  dasGewerbe  als  Lootae  betreiben, 
welcher  nicht  als  solcher  geprüft  und  mit  einer  Konzession  für  den  Bezirk  versehen  ist. 
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ft.  7*  Die  Regierung , in  deren  Bezirke  der  Stationgort  liegt , fertigt  die  Konzession 
aus  und  stellt  den  Tarif  für  die  zu  erhebenden  Lootsen-Gebühren  fest.  Der  letztere  ist 
durch  das  Amts- Blatt  bekannt  zu  machen. 

ft.  8.  Die  Lootsen  - Konzession  kann  von  der  Regierung  des  Stationsortes  zurück- 
genommen werden,  wenn  die  Unrichtigkeit  der  Nachweise,  auf  deren  Grund  sie  ertheilt 
worden  ist,  dargethan  wird,  oder  wenn  aus  Handlungen  oder  Unterlassungen  des  Inhabers 
der  Mangel  derjenigen  Eigenschaften , welche  bei  der  Ertheilung  vorausgesetzt  worden 
sind , klar  erhellt.  Inwiefern  durch  die  Handlungen  oder  Unterlassungen  eine  Strafe  ver- 
wirkt ist , bleibt  der  richterlichen  Entscheidung  Vorbehalten. 

ft.  9.  Für  das  Verfahren  in  den  Fällen  der  §§.  3 und  8 gelten  die  Bestimmungen  der 
Gewerbe- Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21  Juni  1869  (Bundes-Gesetz-Bl. 
S.  245}  über  Zurücknahme  von  Approbationen , Genehmigungen  oder  Bestallungen  Ge- 
werbetreibender. 

ft.  13.  Mit  einer  Geldbusse  von  zwei  Thalern  und  zwanzig  Silbergroschen  bis  zu 
achtzig  Thalern , im  Unvcrmögensfalie  mit  verh&ltnissm&ssigem  Gef&ngniss  wird  bestraft: 
1.  wer  die  selbständige  Führung  eines  Schiffes  übernimmt  oder  fortsetzt , ohne  mit  dem 
vorgeschriebenen  Schifferpatente , beziehungsweise  der  erforderlichen  Bescheinigung 

Artikel  15  bis  21  der  reviairten  Rheinschifffahrts- Akte , §§.  1 und  2 dieses  Gesetzes) 
versehen  zu  sein. 


B.  Für  die  Elbe  ist  die  Additional- Akte  vom  13.  April  1844  zur  Elbach ififfahrts- 
Akte  massgebend.  G.-S.  1844,  S.  458  ff.1  Dieselbe  bestimmt  Folgendes  bezüglich  der 
neben  den  Schiff  spätesten  erforderlichen  Schifferpatenten  : 

1$.  12.  Das  Schifferpatent  ist  von  einer  der  in  jedem  Elbufer-Staate  hierzu  ermächtigten 
Behörden  nach  den  unter  B.  und  C.  beiliegenden  Mustern  auszustcllen , nachdem  der 
Empfänger  sich  bei  dieser  Behörde  sowohl  über  seine  Unbescholtenheit  und  nonstigea 
persönlichen  Verhältnisse,  als  auch  darüber  ausgewiesen  hat,  dass  er  in  einer,  durch  amt- 
lich bestellte  Sachverständige  nach  den  in  demselben  Staate  geltenden  Vorschriften  vorge- 
nommenen Prüfung  seine  Fähigkeiten  zu  dem  fraglichen  Geschäfte  bewährt  habe. 

Das  Schifferpatent  für  Segel-  und  Dampfschiffe  ermächtigt  den  Inhaber  zur  Führung 
jedes  Elbfahrzeugs , welches  der  im  Patente  bezeichneten  Gattung  und  der  Rhederei  des 
Staates,  in  welchem  das  Patent  ausgefertigt  wurde,  angehört,  so  wie  das  Patent  für  Flösser 
zur  Führung  jedes  Holztlosses,  welches  vom  einem  Uferplatze  dieses  Staate«  abgeht. 

Ein  Patent  zur  Führung  von  Dampfschiffen  ermächtigt  zugleich  zurFührung  von  Segel- 
schiffen , nicht  aber  umgekehrt. 

ft.  13.  Das  Schifferpatent  verliert,  wenn  Inhaber  bei  der  Ausstellung  desselben 
Unterthan  des  pntentirenden  Staats  war.  mit  dem  Aufhören  dieses  Unterthanen-Verhält- 
nisscs  seine  Gültigkeit. 

Die  Wiedereinziehung  eines  Schifferpatents  steht  nur  dem  Staate  zu , welcher  dasselbe 
ausgestellt  hatte. 

Die  zuständige  Polizei- Behörde  hat  das  Schifferpatent  zurückzunehmen,  wenn  dieselbe 
sich  davon  überzeugt  hat,  dass  der  Inhaber  untauglich,  oder  dass  dessen  Beibehaltung 
mit  der  Ordnung  und  Sicherheit  des  Schifffahrtsverkehrs  nicht  vereinbar  ist.  Letzteres 
kann  namentlich  dann  angenommen  werden , wenn  ein  Schiffsführer  wegen  Trunksucht, 
wiederholter  Elb-Zoll-Defrauden , Betrugs,  Fälschung  oder  anderer  Verbrechen  gegen  das 
Kigenthum  bestraft  worden  ist. 

ft.  14.  Wer  es  unternimmt , Schifffahrt  oder  Holzflüsserei  auf  der  Elbe  zu  treiben, 
ohne  die  nach  §§.  9,  12  erforderlichen  Patente  erlangt  zu  haben  , verfällt  in  eine,  nach 
Ermessen  der  entscheidenden  Behörde , auf 

20  — 25  Thlr. für  ein  Dampfschiff 

10  — 20  „ für  ein  Segelschiff 

5 — 10  ,, für  ein  Floss 

zu  bestimmende  Ordnungsstrafe. 

ft.  15.  Wer  sich  des,  für  einen  andern  Führer  oder  ein  anderes  Fahrzeug  ausgestellten 
oder  eines  bereits  ungültig  gewordenen  oder  widerrufenen  Patentes  fälscTdich  bedient, 
unterliegt  derselben  Strafe,  jedoch  mit  einer  Verschärfung  von  10  Thalern. 

ft.  IC.  Führt  ein  patentirter  Schiffs-  oder  Flossführer  sein  Schiffer-  oder  Schiffspatent 
auf  einer  Reise  nicht  bei  sich  , so  hat  er  eine  Ordnungsstrafe  von  5 Thalern  verwirkt. 

ft.  17.  Die  in  den  §§.  14,  15,  16  angedroheten  Strafen  sind  für  jede  Reise,  Hin-  und 
Rückfahrt  zusammengenommen , nur  einmal  zu  erlegen  und  die  Nachweisung  eines  auf 
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dieser  Reise  bereits  anhängig  gewordenen  Verfahrens  Bchliesst  die  Wiederholung  des 
letzteren  wegen  derselben  Uebertretung  an  einem  anderen  Orte  aus.  Werden  jedoch  die 
in  jenen  §§.  erwähnten  Uebertretungen  bei  folgenden  Reisen  wiederholt,  so  wird  die 
Strafe  im  ersten  Wiederholungsfälle  auf  das  Anderthalbfache , im  zweiten  und  jeden 
ferneren  Wiederholungsfälle  aber  auf  das  Doppelte  des  einfachen  Betrages  erhöht. 


RQcksichtlich  des  El  bschifffahrts- Betriebes  und  der  Verrichtung  von 
Lootscndiensten  in  Sachsen  vgl.  §.  19  und  22  der  Ausf.-V.  v.  16.  Sept.  1869  f«.  o. 
S.  229;.  

C.  Für  die  Weser  bestimmt  die  Additional-Akte  vom  3.  Sept.  1857  zur  Weser sclllff- 
fahrtS-AktC  vom  10.  Septbr.  1923  (Ges.-S.  1858  S.  453  ff.)  Folgendes: 

Artikel  VI.  Das  Schifferpatent  wird  von  einer  der  in  jedem  Ufer-Staate  hiezu 
ermächtigten  Behörde  nach  den  unter  2.  und  3.  anliegenden  Mustern  ausgestellt,  nach- 
dem der  Empfänger  sich  sowohl  über  seine  persönlichen  Verhältnisse,  als  auch  über  seine 
fraglichen  Geschäfte  genügend  ausgewiesen  hat. 

Das  Schifferpatent  für  Segel-  und  Dampfschiffe  ermächtigt  den  Inhaber  zur  Führung 
jedes  Weserfahrzeuges,  welches  der  im  Patente  bezeichncten  Gattung  und  dem  Staate, 
in  welchem  das  Patent  ausgefertigt  wurde , angehört,  sowie  das  Patent  für  Flösser  zur 
Führung  jedes  Hotzflosses , welches  von  einem  Cferplatzc  dieses  Staates  abgeht. 

Ein  Patent  zur  Führung  von  Dampfschiffen  ermächtigt  zugleich  zur  Führung  von 
Segelschiffen,  nicht  aber  umgekehrt. 

Artikel  VII.  Das  Schifferpatent  verliert  seine  Gültigkeit , wenn  der  Schiffer  bei  Aus- 
stellung desselben  Unterthan  des  patentirenden  Staates  war,  mit  dem  Aufhören  dieses 
Verhältnisses. 

Die  Wiedercinziehung  eines  Patentes  steht  nur  dem  Staate  zu , welcher  dasselbe  aus- 
gestellt hatte. 

Die  zuständige  Polizei-Behörde  hat  das  Schifferpatent  zurückzunehmen,  wenn  dieselbe 
sich  davon  überzeugt  hat,  dass  der  Inhaber  untauglich , oder  dass  dessen  Beibehaltung  mit 
der  Ordnung  und  Sicherheit  des  Schifffahrtsverkehrs  nicht  vereinbar  ist.  Letzteres  kann 
namentlich  dann  angenommen  werden,  wenn  ein  Schiffer  wegen  Trunksucht,  wiederholter 
Abgaben-  Dcfrauden,  Betruges,  Fälschung  oder  anderer  Verbrechen  gegen  das  Eigen- 
thum bestraft  ist.  

If.  Wegen  der  Vorschriften  in  Württemberg  über  die  Schifffahrt  auf  dem  Neckar, 
auf  der  Donau  .und  auf  dem  Bodensee  vgl,  §.  10  der  Ausf.-V.  v.  14.  Dzbr.  1871 
s.  o.  S.  249). 


H.  Beilagen  zu  36  der  Gewerbe-Ordnung. 

Beilage  Kr,  1, 

Preussen. 

Reglement  für  die  öffentlich  anznstellenden  Feldmesser.  Vom  2.  März  1671. 

(Gesetz-Sammlung  Seite  101  ff.) 

Um  das  Allgemeine  Feldmesser-Reglement  vom  I.  Dezember  1857  (Gesetz-Samml. 
1958,  S.  233)  mit  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1869 
Bundes-Ges.-Bl.  S.  245)  und  der  Maas-  und  Gewichts-Ordnung  vom  17.  August  1868 
;Bundes-Ges.-Bi.  S.  473)  in  Einklang  zu  bringen,  und  um  die  Verhältnisse  der  öffentlich 
angestellten  Feldmesser  in  der  ganzen  Monarchie  glcichmässigen  Anordnungen  zu  unter- 
werfen, wird  mit  Bezug  auf  §.  36  der  Bundes-Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869,  unter 
Aufhebung  aller  entgegenstehenden  Verwaltungs-Vorschriften,  insbesondere  des  Allge- 
meinen Feldmesser- Reglements  vom  1.  Dezember  1857,  für  den  ganzen  Umfang  des 
Staats-Gebiets  verordnet,  was  folgt : 

X.  Bestellung  der  Feldmesser. 

Vereidigung  und  Anstellung. 

$.  1.  Die  Vereidigung  und  öffentliche  Anstellung  der  Feldmesser  (§.  36  der  Gewerbe- 
ordnung für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1869)  erfolgt  nach  vorschriftsmäasig 
bestandener  Prüfung  durch  die  Regierungen  beziehungsweise  Landdrosteien. 
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§§.2-11. 


j).  2.  Die  Regierungen  Landdrosteien!  dürfen  nur  solche  Personen  als  Feldmesser 
vereidigen  und  öffentlich  anstellen,  von  deren  Unbescholtenheit  und  Zuverlässigkeit  sie 
sich  Oberzeugt  haben. 

DiszIplinar-BehVrden. 

jS.  3.  Die  öffentlich  angestellten  Feldmesser  sind  mit  Ausnahme 
n.  der  bei  den  Auseinandersetzungs-Behörden  beschäftigten  und 

b.  der  bei  der  Veranlagung  und  Verwaltung  der  Grundsteuer  angestellten,  beziehungs- 
weise beschäftigten  Feldmesser 

der  Disziplin  der  Regierungen  (Landdrosteien)  und  des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Arbeiten  unterworfen.  Dagegen  unterliegen  die  zu  a.  gedachten  Feldmesser 
der  Disziplin  der  Auseinandersetzungs-Behörden  und  des  Ministers  für  die  landwirtschaft- 
lichen Angelegenheiten,  die  zu  b.  bezeichneten  aber  der  Disziplin  der  Regierungen  (be- 
ziehungsweise der  Finanz-Direktion  zu  Hannover),  des  General-Direktors  des  Rheinisch- 
Westphälischen  Grundsteuer- Katasters  oder  der  Bezirks -Kommissare  für  die  anderweite 
Regelung  der  Grundsteuer  und  des  Finanz-Ministers. 


Zurlicknahme  der  Bestallungen. 

4.  Die  nach  §§.  1,2  erteilten  Bestallungen  können  nach  Vorschrift  der  §§.  53,  54 
der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1869  zurückgenommen 
werden.  Wird  die  Zurücknahme  der  Bestallung  gegen  solche  Feldmesser  ausgesprochen, 
welchen  im  Ressort  des  Ministeriums  für  die  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten  Pen- 
sions-Berechtigung verliehen  ist,  so  erfolgt  gegen  diese  das  weitere  Yerfalircn  bezüglich 
der  definitiven  Entfernung  aus  dem  Staatsdienst  durch  das  Ministerium  für  die  landwirt- 
schaftlichen Angelegenheiten  im  Disziplinarwegc. 


IL  Ausführung  der  Feldmesser-Arbeiten. 

Instrumente. 

5.  Der  Feldmesser  muss  sich  richtiger  Instrumente  bedienen  und  ist  für  die  stete 
Richtigerhaltung  derselben  verantwortlich. 

Anzuwendende  Masse. 

$.  6.  Als  Einheit  des  Längenmasses  muss  nach  Vorschrift  der  Mass-  und  Gewichts- 
Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  17.  August  1868  das  Meter  in  Anwendung  ge- 
bracht werden. 

J|.  7.  Alles  Flächenmata  muss  nach  Hektaren,  Aren  und  Quadratmetern  und,  wo  es 
nüthig,  nach  Deiimalbrüchen  der  letzteren  angegeben  werden. 

g.  8.  Wenn  Längen-  oder  Flächen-Abmessungen  in  anderem  Masse  bezeichnet  werden 
sollen,  so  muss  die  Messung  doch  jederzeit  nach  dem  Metermass  ausgeführt  und  das  andere 
Mass  durch  Rechnung  ermittelt  werden. 

Angabe  der  Winkel. 

§.  fl.  Die  Winkel  müssen  bei  allen  Vermessungen  in  der  Regel  nach  Graden,  deren 
dreihundert  und  sechszig  auf  den  Kreis  gehen,  und  nach  deren  sechszigtheiligen  Untei- 
Abtheilungen  angegeben  werden.  Nur  in  denjenigen  Landestheilen,  in  welchen  die  Ein- 
theilung  des  Quadranten  in  Einhundert  Grade  bisher  schon  üblich  gewesen,  ist  die  fernere 
Anwendung  dieser  Eintheilungs-Methode  zulässig ; jedoch  müssen  die  betreffenden  Kar- 
ten und  Berechnungen  stets  den  ausdrücklichen  Vermerk  enthalten,  dass  solches  ge- 
schehen ist. 

Verpflichtungen  der  Feldmesser  in  Bezug  auf  die  von  ihnen  auszufllhrenden  Arbeiten. 

$.  10.  Der  Feldmesser  ist  für  die  Richtigkeit  aller  von  ihm  ausgeführten  Arbeiten 
verantwortlich. 

Derselbe  ist  verpflichtet,  in  jedem  Spuzialfalle  die  geeignetste  und  beste  Methode 
zur  Ausführung  aller  Längen-,  Flächen-  und  Höhen -Messungen  zu  wählen,  auch  die 
Zeichnungen  und  Ausarbeitungen  deutlich,  korrekt,  vollständig,  kunstgerecht  und  tadel- 
frei  zu  bewirken. 

§.  11.  Jeder  Behörde  bleibt  Vorbehalten,  über  die  Ausführung  der  unter  ihrer  Aufsicht 
zu  bewirkenden  Feldmesser-Arbeiten  besondere  Instruktionen  zu  erlassen  und  eine  beson- 
dere technische  Kontrole  der  Feldmesser- Arbeiten  anzuordnen. 

Werden  nur  generelle  Aufnahmen,  Zusammenstellungen  von  Uebersichtsplänen  nach 
alten  Karten  und  andere  dergleichen  Arbeiten  gefordert,  bei  welchen  der  im  §.  30  vorge- 
schriebene Grad  der  Genauigkeit  nicht  zu  erreichen  ist,  so  muss  der  Feldmesser  die  Art  der 
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Ausführung,  sowie  die  benutzten  älteren  Pläne  und  den  Grad  der  Genauigkeit  der  geliefer- 
ten Darstellung  auf  derselben  bezeichnen. 

ft.  12»  Die  Ermittelung  aller  der  Thatsachen  und  Angaben,  welche  durch  die  Natur 
des  Auftrags  bedingt  werden,  wie  z.  B.  Ermittelung  von  Grenzen,  Namen  der  Besitzer  von 
Grundstücken,  Hochwasserständen  und  dergleichen  mehr,  müssen  mit  der  grössten  Sorg- 
falt bewirkt  und  es  muss  dies  durch  ausführliche  Verhandlungen  und  Erläuterungen  darge- 
than  werden.  Der  Feldmesser  ist  für  die  Vollständigkeit  solcher  Ermittelungen  und  für 
die  richtige  Aufnahme  und  Darstellung  der  ihm  gemachten  Angaben  in  gleicher  Weise 
verantwortlich,  wie  für  alle  seine  übrigen  Arbeiten. 

ft.  13.  Der  Feldmesser  ist  verpflichtet,  die  auf  dem  Felde  zu  führenden  Vermessungs- 
Manuale  (Feldbücher)  in  geordneten  zusammenhängenden  Heften  von  gutem,  festem  Papier 
so  deutlich,  korrekt  und  übersichtlich  zu  führen,  dass  auch  jeder  andere  Feldmesser  im 
Stande  ist,  die  Auftragung  danach  zu  bewirken.  Das  Datum,  an  welchem  die  Aufnahme 
geschehen  ist,  muss  ebenfalls  deutlich  im  Feldbuche  bezeichnet  werden.  Haben  bei  der 
Aufnahme  Versehen  stattgefunden,  welche  bei  einem  richtigen  Verfahren  bei  der  Auftra- 
gung unbedingt  sichtbar  werden  müssen,  so  dürfen  Rektifikationen  niemals  durch  Abän- 
derung des  im  Feldbuche  bereits  Verzeichneten  bewirkt  werden,  sondern  es  sind  dann 
besondere  deutliche  Bemerkungen  oder  Nachträge  zuzufügen. 

ft.  14.  Dasselbe  (§.  13)  gilt  auch  von  den  Nivellements-  und  Peilungs-Manualen  und 
von  allen  durch  den  Feldmesser  auf  dem  Felde  geführten  Arbeitsbüchern,  Heften,  Mess- 
tischblättern u.  s.  w. 

ft.  15.  Die  sämmtlichen  Arbeitshefte  und  Tabellen  müssen  jederzeit  auch  während  der 
Arbeit  vollständig  geordnet  und  übersichtlich  gehalten  werden. 

ft.  IG.  Auf  den  Brouillonplänen  müssen  die  Stations-Linien,  so  wie  sie  aus  dem  Feld- 
buche aufgetragen  sind,  mit  feinen  (in  der  Regel  mit  rothen)  Linien  ausgezogen  und,  über- 
einstimmend mit  dem  Feldbuche,  durch  Nummern  oder  Buchstaben  bezeichnet  werden. 

ft.  17.  Bei  den  für  jede  grössere  Vermessung  unentbehrlichen  Hauptlinien  oder  trigo- 
nometrisch berechneten  Hauptdreiecken  sind  die  Längen  der  wirklich  gemessenen  Linien, 
desgleichen  die  trigonometrisch  berechneten  Längen,  sowie  die  Winkel  einzuschreiben. 

Die  Linien  sind  in  Unter-Abtheilungen  von  200  Meter  Länge  sorgfältig  sichtbar  einzu- 
theilen. 

ft.  18.  Die  wahre  Nordlinie  und,  bei  Aufnahme  mit  derBoussole,  die  Abweichung  der 
Magnetnadel  von  derselben,  muss  auf  dem  Plane  möglichst  genau  bezeichnet  werden. 

ft.  19.  Ausser  den  durch  Pfähle  sorgfältig  zu  bezeichnenden  Stationspunkten  müssen 
in  den  Hauptlinien  und  in  den  Winkelpunkten  der  trigonometrischen  Dreiecke  noch  be- 
sonders möglichst  unverrückbare  feste  Punkte  gebildet  und  es  muss  die  Lage  dieser  PunVte 
und  Linien  durch  geschriebene  Massangaben  mit  anderen  unverrückbaren  Gegenständen  in 
Beziehung  gebracht  werden.  Ebenso  sind  die  Nivellements  an  zahlreiche  unverrückbare 
Punkte  anzuschliessen. 

ft.  20.  Ueberhaupt  ist  der  Feldmesser  verpflichtet,  in  jedem  einzelnen  Falle  die  ge- 
eignetsten Massregeln  in  Anwendung  zu  bringen,  um  die  allgemeinste  Anwendbarkeit, 
Deutlichkeit  und  dauernde  Brauchbarkeit  seiner  Arbeit  zu  sichern. 

ft.  21.  Wenn  nicht  durch  besondere  Anweisungen  oder  Vereinbarungen  ein  Anderes 
festgesetzt  ist,  muss  zur  Auftragung  der  Fluchen-Messungen  jederzeit  der  Massstab  von 
Vzsoo  def  wirklichen  Länge  gewählt  werden. 

ft.  22.  Die  Auftragung  des  Nivellements  erfolgt,  sofern  nicht  abweichende  Vorschrif- 
ten ertheilt  sind,  in  den  Längen  nach  dem  Massstabc  von  Van»  der  wirklichen  Länge,  und  in 
den  Höhen  nach  dem  fünfundzwanzigfachen  Massstabe  oder  */2oo  der  wirklichen  Grösse, 
bei  welchem  fünf  Millimeter  Ein  Meter  darstellen. 

III.  Revision  der  Feldmesser- Arbeiten. 

Befugniss  der  Interessenten  zum  Anträge  auf  Revision. 

ft.  23.  Mit  Ausschluss  der  den  Grund-Stcuer-Katastern  und  Büchern  zum  Grunde  lie- 

S enden  Vermessungen,  hinsichtlich  deren  Revision  besondere  Vorschriften  bestehen,  kann 
eder,  der  bei  der  Richtigkeit  einer  von  einem  öffentlich  angestellten  Feldmesser  gefertigten 
Feldmesser-Arbeit  erweislich  ein  Interesse  hat,  eine  Revision  derselben  verlangen. 

Revisoren. 

ft.  24.  Von  den  Regierungen  (Landdrosteien)  werden,  im  Einverständnis  mit  den 
Auseinandersetzungs-Behörden,  besondere  Revisoren  aus  der  Zahl  der  im  Regierungs- 
Bezirke  arbeitenden  Feldmesser  ernannt. 
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Nur  die  von  diesen  Revisoren  ausgeführten  Revisionen  haben  öffentlichen  Glauben. 

$.  25.  Die  Revisoren  sind  für  die  zweckmässige  Ausführung  und  für  die  Richtigkeit 
der  von  ihnen  vorgenommenen  Revisionen  verantwortlich. 

Anbringung  der  Anträge  auf  Revision. 

26.  Anträge  auf  Revision  von  Vermessungen  sind  in  Auseinandersetzungs-Ange- 
legenheiten bei  der  Auseinandersetzungs-Behörde,  in  allen  anderen  Fällen  bei  der  Regie- 
rung (Landdrostei;  anzubringen.  Ueber  da«  Ergebnis«  der  Revision  ist  demnächst  von 
der  niernach  kompetenten  Behörde  mittelst  Bescheides  nach  Massgabe  der  nachfolgenden 
Vorschriften  (§.  27  bis  33;  zu  befinden. 


Zuziehung  des  Feldmessers. 

27.  Der  Feldmesser,  welcher  die  Arbeit  ausgeführt  hat,  muss  von  der  bevorstehenden 
Revision  zeitig  in  Kenntniss  gesetzt  und  eingeladen  werden,  derselben  beizuwohnen.  EU 
steht  ihm  frei,  bei  der  Revision  persönlich  zu  erscheinen  oder  einen  anderen  Feldmesser 
zu  seiner  Vertretung  zu  bestellen.  Im  Falle  des  Ausbleibens  wird  mit  der  Revision  den- 
noch vorgegangen. 

Prüfung  der  Feldbücher  etc. 

$•  28.  Bei  der  Revision  sind  vom  Revisor  zunächst  auch  die  Feldbücher,  Berechnun- 
gen u.  s.  w.  einzusehen  und  einer  Prüfung  zu  unterwerfen. 


Revisions-Verhandlung. 

§.  26.  Die  Resultate  der  Revision  und  die  gefundenen  Masse  sind  in  einer  Verhand- 
lung ausführlich  darzulegen.  Diese  Verhandlung  ist,  wenn  der  Feldmesser,  dessen  Arbeit 
revidirt  wird,  oder  ein  Vertreter  demselben  anwesend  ist  (§.  27),  von  dem  Feldmesser  oder 
seinem  Vertreter  mit  zu  unterzeichnen. 

Bei  den  auf  der  Karte  aufzutragenden  Revisions-Linien  sind  die  bei  der  Nachmessung 
gefundenen  Masse  genau  einzuschreiben.  Wo  der  Raum  dies  nicht  gestattet,  oder  wo 
durch  die  Einschreibung  Undeutlichkeiten  herbeigeführt  werden  können,  sind  die  Revisions- 
Linien  besonders  aufzuzeichnen  und  darin  die  gegen  die  früheren  Messungen  gefundenen 
Differenzen  einzutragen. 


Fehlergrenzen. 

80.  Die  Messung  wird  als  richtig  angesehen,  wenn  bei  der  Revision  die  Differenzen 
nicht  grösser  gefunden  werden  als : £ 

ft.  bei  Längen-Messungen 

auf  ebenem  und  wenig  kupirtem  Terrain  J/iow  4er  wirklichen  Länge,  auf  bergigem,  sehr 
unebenem  und  kupirtem  Terrain  3/ioo0 der  wirklichen  Länge; 
b.  bei  Flächen-Messungen 

unter  und  bis  einschliesslich  1 Hektar  pro  Ar 1,4  □ Meter, 

von  mehr  als  1 bis  einschliesslich  10  Hektaren  pro  Ar  ....  0,* 

über  10  Hektaren  pro  Ar 0,7 

C.  bei  Höhen-Messungen 

auf  Längen  bis  zu  20  Meter  einschliesslich  im  Ganzen 4 Millimeter, 

über  2o  bis  einschliesslich  44  Meter  im  Ganzen  0 
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4000 
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4000 
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5000 

- 
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5000 

- 

- 

6000 

- 

- 

69 

- 

- 

- 

6000 

- 

- 

7500 

- 

- 

7 7 

- 

Zur  Revision 

eines 

i Nivellements  sind 

ganz  besonders 

zuverlässige 

und  zweckentspre- 

chende  Instrumente  anzuwenden. 


Revisions-Kosten. 

81.  Ergiebt  die  Revision  nicht  grössere  als  die  vorbezeichneten  Differenzen,  so  ist 
der  Extrahent  die  Kosten  zu  tragen  verpflichtet. 

#.  82.  Finden  sich  dagegen  grössere  Differensen,  so  fallen  dem  Feldmesser,  der  die 
ungenaue  Arbeit  ausgeführt  hat,  die  Revisions-Kosten  zur  Last ; überdies  ist  derselbe  zur 
unentgeltlichen  Vervollständigung  der  Arbeit  verpflichtet. 
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Unbrauchbarkeit  van  Feldmesser-Arbeiten. 

§.  33.  Uebersteigen  die  Differenzen  da»  Doppelte  der  nach  §.  30  zulässigen,  so  ist  die 
Arbeit  entweder  ganz  oder  theilweise  unbrauchbar.  Der  Revisor  hat  sich  in  seinem  Gut- 
achten ausführlich  und  motivirt  darüber  zu  äussern,  wiefern  die  Arbeit  überhaupt  noch 
für  brauchbar  zu  erachten  sei,  und  es  ist  demnächst  von  der  Behörde,  welche  die  Revision 
veranlasst  hat  (6.  26),  hierüber  Entscheidung  zu  treffen.  Auch  bleibt  es  deren  Bestimmung 
überlassen,  ob  die  Rektifikation  der  Arbeit  durch  den  Feldmesser,  welcher  die  Arbeit  aus- 
geführt hat,  oder  für  seine  Rechnung  durch  einen  anderen  bewirkt  werden  »oll. 

Rekurs  gegen  den  Revisions-Bescheid. 

g.  84.  Der  Rekurs  gegen  den  in  Folge  des  Revisions-Verfahrens  ergehenden  Bescheid 
(§.  26)  ist  bei  solchen  Arbeiten,  welche  im  Aufträge  einer  Auseinander»etzungs:Behürde 
ausgeführt  sind,  bei  dem  Ministerium  für  die  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten,  in 
allen  anderen  Fällen  aber  bei  dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Ar- 
beiten anzubringen. 

Dem  Ministerium  bleibt  es  überlassen,  auf  Grund  der  vorhandenen  Vorlagen  Entschei- 
dung zu  treffen  oder  Behufs  derselben  eine  neue  Revision  durch  einen  zweiten  Revisor, 
unter  Zuziehung  des  ersten  Revisors  und  des  Feldmessers,  welcher  die  Arbeit  ausgeführt 
hat,  zu  veranlassen. 

Durch  den  Rekursbescheid  des  Ministeriums  wird  nicht  nur  über  die  Beschaffenheit 
der  Arbeit,  über  die  gegen  die  Richtigkeit  der  Revision  erhobenen  Einwendungen  und 
über  die  etwa  nöthig  werdende  Rektifikation,  Vervollständigung  oder  Neufertigung  der 
Arbeit  schliesslich  entschieden,  sondern  auch  in  Betreff  der  sümmtlichen  Kosten  darüber 
Festsetzung  getroffen,  wem  dieselben  zur  Last  zu  legen,  resp.  wie  sie  zu  repartiren  sind. 

Gegen  diese  Entscheidung  findet  keine  weitere  Berufung  statt. 

Verfahren  im  Fall  von  Zweifeln  ilffer  die  Zuverlässigkeit  oder  Befähigung  von  Feldmessern. 

f).  35.  Werden  bei  der  Revision  Differenzen  gefunden,  welche  das  Doppelte  der  nach 
§.  30  zulässigen  übersteigen,  oder  werden  sonst  die  Arbeiten  eines  öffentlich  angestellten 
Feldmessers  so  unrichtig  und  mangelhaft  befunden,  dass  in  Betreff  der  Zuverlässigkeit 
oder  der  Befähigung  desselben  Zweifel  entstehen,  so  sind  die  Arbeiten  und  die  darüber 
gepflogenen  Verhandlungen  durch  diebetreffende  Regierung  (I.anddrostei)  dem  Ministerium 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  zur  Besclilussnahme  vorzulegen,  ob  das 
Verfahren  wegen  Zurücknahme  der  Bestallung  §.  4)  einzuleiten  sei. 

TV.  Bezahlung  der  Feldmeseer-Arbeiten. 

Anzuwendende  Bestimmungen. 

£.  38.  Hinsichtlich  der  bei  den  Auseinandersetzungs-Sachen  und  den  Wasserstau-, 
Ent-  und  Bewässerungs-Angelegenheiten  in  der  Provinz  Hannover  beschäftigten  Feld- 
messer verbleibt  es  mit  Bezug  auf  die  Bezahlung  ihrer  Arbeiten  bei  den  Vorschriften  des 
Gemeinheitstheilungs-Gesetzes  vom  30.  Juni  1842  Hannov.  Qes.-Samml.  1842,  Abth.  1. 
S.  145)  und  des  Gesetzes  über  Entwässerung  etc.  vom  22.  August  1847  Hannos'  Gesetz- 
Samral  1847,  Abth.  1 S.  263i,  hinsichtlich  der  Gebühren  des  I,and-Geometers  in  Frankfurt 
a.  M.  bei  der  Verordnung,  betreffend  die  Bildung  der  Feld-Gerichte  etc.,  vom  lo.  März 
1825  Frankfurter  Gesetz-  und  Statuten-Samml..  Bd.  IV,  S.  7 bis  27  und  hinsichtlich 
der  Gebühren  etc.  für  die  bei  der  Veranlagung  der  Grund-Steuer  vorkommenden  geometri- 
schen Arbeiten  bei  der  Verordnung  vom  4.  Juti  1883  (Preuss.  Ges.-Samml.  1863,  S.  486; 
und  bei  den  auf  Grund  dieser  Verordnung  erlassenen  ergänzenden  Bestimmungen. 

Im  Uebrigen  gelten  für  die  Bezahlung  der  nach  der  Publikation  dieses  Reglements 
im  Aufträge  von  Staats-Behörden  angeferligten  Feldmesser-Arbeiten , sofern  nicht  be- 
sondere Entschädigungs-Sätze  vorher  vereinbart  sind  , nachstehende  Bestimmungen  §.  37 
bis  54). 

Art  der  Bezahlung. 

$.  87.  Die  Feldmesser-Arbeiten  werden  entweder  nach  Gebührensätzen  oder  nach 
Diätensätzen  bezahlt. 

Gebührensätze. 

g.  88.  Bei  Vermessungen,  welche  den  Bedingungen  entsprechen,  die  an  eine  für  eine 
Auseinandersetzungs-Angelegenheit  bestimmte  Aufnahme  gestellt  werden  müssen,  wird  bei 
ebenem  Terrain  5 Sgr.  pro  Hektar  gezahlt,  in  kupirtem  oder  bergigem  Terrain  kann  der 
Gebührensatz  bis  zu  6 Sgr.  pro  Hektar  erhöht  werden. 

g.  39.  Wenn  in  einer  Haupt-Feldabtheilung  die  Zahl  der  Parzellen,  deren  Aufnahme 
und  Berechnung  nothwendig  war,  das  Doppelte  der  Zahl  der  Hektaren  erreicht,  so  wird 
eine  Zulage  von  8 Pfennigen  pro  Hektar  gewährt. 
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g.  40.  Kommen  in  einer  Feldmark  einzelne,  über  15  Hektaren  grosse  Flächen  vor, 
bei  welchen  nur  der  Umfang  und  die  etwa  die  Fläche  durehschneidenuen  Hauptlinien  ge- 
messen werden  durften,  so  werden  nach  Massgabe  der  Terrain-Beschaffenheit  (§.  381  nur 
3 Sgr.  4 Pf.  resp.  4 Sgr.  pro  Hektar  gezahlt. 

»•  «•.  Für  die  vorstehend  bezeichnetan  Sitze  hat  der  Feldmesser  folgende  Gegen- 
stände, gehörig  geordnet,  abzuliefern : 

a.  die  nach  §.  12  aufgenummencn  Verhandlungen  und  Erläuterungen,  sowie  die  bei  Aus- 
führung des  Geschäfts  geführten  Akten  ; 

1).  die  sämmtlichen,  in  §.  13  bezeichneten  Vermessungs-Manuale  {Feldbücher;,  ebenso  die 
etwaigen  Berechnungen,  trigonometrischen  Sätze,  sowie  die  speziellen  Flächen-Be- 
rechnungen,  dieselben  mögen  nach  Original-  oder  Zirkelmassen  oder  mit  besonderen, 
zur "Flächen-Berechnung  geeigneten  Instrumenten  bewirkt  sein; 

l'.  das  Brouillon  des  Vermessungs-Registers  in  der  für  die  Auseinandersetzungs-Arbeiten 
erforderlichen  Form  und  eine  Reinschrift  desselben  ; . 

d.  einen  nach  §.  16  vorschriftsm&ssig  aufgetragenen  und  deutlich,  ohne  Färbung  zu  gros- 
ser Flächen,  gezeichneten  BrouilTonplan ; 

e.  eine  Kopie  der  Brouillonkarte,  als  Reinkarte  gezeichnet,  ohne  Eintragung  der  Sta- 
tions-Linien, jedoch  mit  Angabe  und  Eintheilung  der  gemessenen  oder  trigonometrisch 
berechneten  Hauptlinien  und  Dreiecke. 

Sowohl  zum  Brouitlonplane  als  zur  Reinkarte  muss  Velinpapier  guter  Qualität  ge- 
nommen werden,  welches  auf  feiner  Leinewand  oder  Kattun  so  lange  Zeit  vor  dem  Ge- 
brauch sorgfältig  aufgezogen  sein  muss,  dass  ein  nachtheiliges  Verziehen  nicht  mehr  statt- 
linden  kann. 

4.  42.  Für  Anfertigung  von  Vermessungs-Registern  nach  fertigen  Karten  wird,  ohne 
Preiserhöhung  für  kupirtes  oder  bergiges  Terrain,  ein  Dritttheil  der  in  den  §§.  38  bis  40 
feitgestellten  Gebührensätze  gezahlt.  • 

$.  43.  Das  Kopiren  von  Karten  wird  nach  folgenden  Sätzen  bezahlt; 

tür  den  zehnten  Theil  eines  Quadratmeters  des  bezeichneten  Raumes,  wobei  die  Schrift 

in  massiger  und  der  Deutlichkeit  entsprechender  Grösse  mitgerechnet  wird,  bei  einem 

Massstabe 

von  Vjjoo  der  natürlichen  Grösse  . . . . I Rthlr.  2 Sgr.  6 Pf., 

- l/jooo  ■ - * ....I  - ä - — - 

- '/eooo  - - - ....1-  12-  6 - 

* '/«wo  * - - . ...  I - 22  - 6 - . 

Kopien  nach  anderen  Massstäben  sind  gegen  Diätensätze  zu  bewirken. 

Bezahlung  nach  Diätensätzen. 

8*  44.  Alle  Flächen-Vermessungen  anderer  als  der  im  §.  38  bezeichneten  Art,  z.  B. 
die  Aufnahme  von  städtischen  Grundstücken,  Dorflagen,  Gärten  und  Worthen,  desgleichen 
die  Eintheilung  von  Feldmarken,  ferner  Fluss-  und  Strom-Vermessungen,  die  Aufnsfune 
von  Wegen,  einzelnen  Linien  u.  s.  w.,  sowie  alle  Nivellements  werden,  wenn  nicht  etwas 
anderes  vereinbart  ist,  nach  Diätensätzen  bezahlt. 

§.  45.  Bei  Beschäftigung  gegen  Diäten  muss  jeder  Feldmesser  täglich  mindestens 
8 Stunden  arbeiten. 

*.*«•  Das  Tagebuch,  welches  von  dem  Feldmesser  zu  führen  und  jeden  Abend  pflicht- 
mässig  zu  vervollständigen  ist,  und  die  Feldbücher,  Nivellements-Tabellen,  trigonometrische 
Flächen-  und  Eintheilungs-Berechnungen  müssen  am  Schluss  jedes  Tages  das  Geleistete 
vollständig  nachweisen. 

Das  'lagebuch  ist  den  einzelnen  Diäten- Liquidationen  stets  beizufügen. 

8.47.  Der  Feldmesser  ist  für  die  Richtigkeit  der  Angaben  im  Tagebuche,  im  Feld- 
buche und  in  den  Berechnungen  verantwortlich. 

Bei  absichtlich  unrichtigen  Angaben  ist  jederzeit  das  Verfahren  wegen  Zurücknahme 
der  Bestallung  (§.  4)  einzuleiten. 

8>  48.  Mit  den  Zeichnungen  der  Aufnahmen  und  den  vollendeten  Arbeiten  sind  auch 
die  Vermessungs-  und  Nivellements-Manuale  (Feldbücherj,  desgleichen  die  Messtisch- 
blätter, überhaupt  alle  Arbeiten,  die  zur  Auftragung  gedient  haben,  sowie  die  trigonome- 
trischen Flächen-  und  sonstigen  Berechnungen,  vollständig  geordnet  und  übersichtlich, 
abzuliefern. 

8*  49.  Wenn  bei  der  Ertheilung  des  Auftrags  nicht  besondere  Bestimmungen  stattge- 
funden haben,  so  kommt  dem  Feldmesser  sowohl  für  den  Arbeit«-  als  für  den  Reisetag, 
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ohne  Unterschied,  ob  an  dem  letzteren  auch  gearbeitet  worden  oder  nicht,  ein  Diätensatz 
von  zwei  Thalera  und  15  Sgr.  zu. 

Diese  Diäten  können  bei  Arbeiten  ausserhalb  des  Wohnorts  de»  Feldmessers  auch 

1.  für  solche  Tage,  an  denen  die  Witterung  das  Arbeiten  im  Felde  verhindert, 

2.  für  die  zwischen  den  Arbeitstagen  liegenden  Sonn-  und  Festtage  mit  Ausschluss  der- 
jenigen Fälle,  in  denen  ein  Sonn-  una  ein  Festtag  oder  mehrere  Festtage  unmittelbar 
auf  einander  folgen, 

liquidirt  werden,  insoweit  diese  Tage  von  dem  Feldmesser  ausserhalb  seines  Wohnort» 
haben  zugebracht  werden  müssen. 

Dagegen  darf  neben  den  Diäten  (für  die  volle  Zahl  der  Kalendertage)  niemals  eine 
Bezahlung  für  Ueberstunden  gefordert  werden,  soweit  solche  nicht  in  einzelnen  Fällen  auf 
Grund  des  §.  36  dieses  Reglements  zugesichert  ist. 

Diäten  der  Vermessungs-Revisoren. 

ft.  50.  Vermessungs-Revisoren  beziehen  bei  den  Geschäften  und  Reisen,  welche  ihnen 
Behufs  Feststellung  der  Richtigkeit  der  von  anderen  Feldmessern  ausgeführten  Messungen 
und  Berechnungen  übertragen  werden,  drei  Thaler  Diäten. 

Wird  den  Vermessungs-Revisoren  die  Rektifikation  der  als  unrichtig  erkannten  Ar- 
beiten übertragen,  so  erhalten  dieselben  dafür  nur  den  nach  §.  49  zu  gewährenden 
Diätensatz. 

Feldzulage. 

ft.  51.  Ausser  den  Diäten  erhält  der  Feldmesser  wie  der  Revisor  für  jeden  Kalender- 
tag, welchen  er  im  Interesse  der  Arbeiten  ganz  oder  theilweise,  und  zwar  in  mehr  als 
V4  Meile  Entfernung,  ausserhalb  seines  Wohnort«  nothwendig  hat  zubringen  müssen,  eine 
Feldzulage  von  fünfzehn  Silbergroschen. 

Für  Tage  aber,  welche  lediglich  auf  solche  Stuben-Arbeiten  verwendet  worden  sind, 
die  der  Feldmesser  oder  Revisor  eben  so  gut  an  seinem  Wohnorte  hätte  erledigen  können, 
kann  die  Feldzulage  nicht  liquidirt  werden 

Denjenigen  in  Auseinandersetzungs-Sachen  beschäftigten  Feldmessern,  welche  nach 
§.  5 des  Kosten-Regulativs  vom  25.  April  1636  (Preuss.  Gesetz-Samml.,  S.  181)  die  Ge- 
währung freier  Wohnung  nebst  Heizung  und  Erleuchtung  von  den  Interessenten  zu  fordern 
haben,  steht  hiemeben  ein  Anspruch  auf  Feldzulage  nicht  zu. 

Auslagen. 

ft.  52.  Wenn  den  Feldmessern  und  Revisoren  die  zu  den  Arbeiten  auf  dem  Felde 
erforderlichen  brauchbaren  und  geübten  Handarbeiter  nicht  gestellt  werden,  so  können  sie 
dieselben  für  Rechnung  der  Interessenten  in  der  nolhwendigen  Zahl  annehmen  und  den- 
selben, wegen  der  schwierigeren  und  mehr  Geschicklichkeit  erfordernden  Arbeit,  ein,  das 
ortsübliche  bis  zu  fünfundzwanzig  Prozent  übersteigendes,  Tagelohn  bewilligen.  Auch 
werden  den  Feldmessern  und  Revisoren  die  Anschaffungs-Kosten  der  zu  den  Vermessungen 
und  Nivellements  erforderlichen  Pfähle,  sowie  die  sonstigen  boaren  Auslagen  für  Kann- 
miethe,  Botengänge  u.  s.  w.f  insofern  die  Betheiligten  die  Natural- Lieferungen  und  Lei- 
stungen ablehnen,  gegen  quittirte  Beläge  vergütigt. 

Reisekosten. 

ft.  58.  Feldmesser  und  Revisoren  erhalten,  um  sich  von  ihrem  Wohnsitze  oder  von 
ihrem  derzeitigen  Aufenthaltsorte  an  den  Ort  der  Vermessung  und  zurück  zu  begeben, 
inkl.  der  Fortschaffung  der  Karten  und  Instrumente  : 

a.  hei  Reisen  auf  Eisenbahnen  oder  auf  Dampfschiffen  auf  die  Meile  7 Sgr.  6 Pf.  und 
ad8serdem  für  jeden  Zu-  und  Abgang  nach  uhd  von  der  Eisenbahn  zusammen  15  Sgr.  ; 

b.  bei  Reisen,  weiche  nicht  auf  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffen  »urückgelegt  werden, 
auf  die  Meile  Einen  Thaler. 

Vergütung  für  Zeichenpapier. 

ft.  54.  Für  das  zu  den  Karten  und  Zeichnungen  zu  verwendende  Zeichenpapier  bester 
Qualität  werden  für  0,,  Quadratmeter  3 Sgr.  9 Pf.,  wenn  dasselbe  aber  auf  Kattun  oder 
Leinewand  aufgezogen  ist,  7 Sgr.  6 Pf.  vergütet.  Andere  Auslagen  für  Schreib-  und  Zeichen- 
Materialien  können  nicht  liquidirt  werden. 

Festsetzung  von  zweifelerregenden  Liquidationen. 

ft.  55.  Entstehen  Zweifel  über  die  Richtigkeit  der  von  dem  Feldmesser  iur  die  Aus- 
führung von  Aufträgen  der  Staats- Behörden  aufgestellten  Liquidationen  seiner  Gebühren, 
Diäten  oder  Auslagen,  sei  cs,  weil  die  angesetzten  Sätze  bestritten  oder  weil  die  ungenü- 
gende Beschaffenheit  der  abzuliefernden  Gegenstände  oder  ungenügende  Leistungen  in  der 
verwendeten  Zeit  behauptet  werden,  so  erfolgt  die  Festsetzung  der  Liquidation  durch  die 
Beichs-i*e*etze  tu.  ErUuter.  Tit.  1.  Bd.  3.  30 
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Regierung  Landdrosteij  resp.  die  betreffende  Auseinandersetzungs-Behörde  auf  Grund  des 
Gutachtens  eines  von  ihr  zu  bestimmenden  Beamten,  svelcher  die  Feldmesser-Prüfung  be- 
standen hat.  Dieser  Beamte  ist  verpflichtet,  die  Arbeiten  des  Feldmessers  mit  den  Feld- 
bflehern,  Tagebüchern  und  Berechnungen  genau  zu  vergleichen  und  dann  die  etwa  für 
nöthig  erachteten  Reduktionen  gehörig  zu  begründen. 

Die  Kosten  dieser  Revision  trägt  jedesmal  der  Eztrahent,  vorbehaltlich  des  Regresses 
an  den  Feldmesser  Die  Kosten  für  die  von  Amtswegen  veranlassten  Prüflingen  der  Liqui- 
dationen der  bei  den  Auseinandersetzungs-Behörden  beschäftigten  Feldmesser  werden  auf 
allgemeine  Staatsfonds  übernommen. 

g.  50.  Gegen  diese  Festsetzung  <j.  55j  steht  bei  Arbeiten,  welche  im  Aufträge  einer 
Auseinandersetzungs-Behörde  ausgeführt  sind,  der  Rekurs  an  das  Ministerium  für  die 
landwirtschaftlichen  Angelegenheiten  , in  allen  anderen  Fällen  an  das  Ministerium  für 
Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  binnen  sechs  Wochen  nach  Empfang  der  Mit- 
theilung über  die  erfolgte  Festsetzung  offen. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Ministeriums  findet  keine  Berufung  statt. 

g.  57.  Die  obigen  Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei  Prüfung  und  Festsetzung 
der  Feldmesser-Liquidationen  '§§.  55,  56)  Anden  in  allen  Fällen  und  auch  dann  statt,  wenn 
andere  als  die  im  gegenwärtigen  Reglement  festgesetzten  Gebühren-  oder  Datensätze  zwi- 
schen der  Behörde  und  dem  F'eUlmesser  vereinbart  sein  sollten,  es  sei  denn,  dass  durch 
die  betheiligte  Behörde  ein  Sachverständiger,  welcher  die  Feldmesser-Prüfung  bestanden 
hat,  zur  endgültigen  Festsetzung  der  Liquidationen  ausdrücklich  bestimmt  ist,  und  der  Feld- 
messer der  Festsetzung  seiner  Liquidationen  durch  diesen  Sachverständigen  mit  gänzlichem 
Ausschlüsse  der  Reglements-Bestimmungen  sich  rechtsgültig  Unterworten  hat. 

Berlin,  den  2.  März  1S7I . 

Der  Minister  Der  Minister 

für  Handel,  Gewerbe  und  für  die  landwirthschaft-  Der 

öffentliche  Arbeiten.  liehen  Angelegenheiten,  Finanz- Min  ist  er. 

Gr.  v.  Itzenplitz.  v.  Selchow.  Camphauson. 


Beilage  Br.  S 

Zirkular-Verfügung 

mit  den  Vorschriften  Uber  die  Prüfung  der  öffentlich  anzustollenrien  Feldmesser. 

vom  2.  März  1871. 

(Ministerial-Blatt  für  die  innere  Verwaltung.  S.  121  ff. 

Nachdem  ein  neues  »Reglenlent  für  die  öffentlich  anzustellenden  Feldmesser  für  den 
ganzen  Umfang  der  Monarchie  unterm  heutigen  Tage  von  uns  festgestellt  worden,  haben 
wir  dessen  Veröffentlichung  durch  die  Gesetz-Sammlung  heute  angeordnet.  Die  Königliche 
Regierung  wird  hiervon  mit  dem  Aufträge  in  Kcnntnisa  gesetzt,  das  gedachte  Reglement 
nach  erfolgter  Publikation  durch  die  GeBetz-Sammlung  auch  in  Ihrem  Amts-Blatte  ab- 
drucken  zu  lassen  und  nach  den  Bestimmungen  desselben  zu  verfahren. 

Gleichzeitig  erhält  die  Königliche  Regierung  einen  Abdruck  aj  der  neu  festgestellten 
»Vorschriften  über  j)ie  Prüfung  der  öffentlich  anzustellenden  Feldmesser»,  welche  vom 
I.  April  1S71  ab  in  Kraft  treten,  zur  Nachachtung. 

Berlin,  den  2.  März  1871. 

Der  Minister  für  Handel,  Der  Minister  für  die  landw. 

Gewerbe  etc.  Angelegenheiten.  Der  Finanz-Minister. 

Gr.  v.  Itzenplitz.  v.  Selchow.  Camphausen. 


a.  Vorschriften  Uber  die  PrUfung  anzustellender  Feldmesser. 

Wer  in  Gemätshcit  des  §.  36  der  Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom 
21.  Juni  1869  als  Feldmesser  öffentlich  angestellt  werden  will,  hat  sich  einer  Prüfung  zu 
unterwerfen,  für  welche  vom  1.  April  1971  ab  an  Stelle  der  hierüber  seither  in  Kraft  ge- 
wesenen Bestimmungen  die  nachstehenden  Vorschriften  zur  Anwendung  kommen. 
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Prüfung  s- Kommissionen. 

$.  1*  Die  Prüfung  der  Kandidaten  der  Feldmesskunst  erfolgt:  a.  in  der  Provinz 
Hannover  durch  eine  von  dem  Ober-Präsidenten  derselben  zu  bestellende  Prüfungs- 
Kommission,  bestehend  aus  einem  den  Vorsitz  führenden  Mitgliede  der  Königlichen  Ge- 
neral-Kommission zu  Hannover  und  vier  Examinatoren,  nämlich  je  einem  der  in  Hannover 
wohnhaften  höheren  Bau-  und  Forst-Beamten,  einem  der  daselbst  fungirenden  Kataster- 
Inspektoren  und  einem  geeigneten  Lehrer  an  der  polytechnischen  Schule  ? b.  in  den  übri- 
gen Provinzen  durch  die  bei  jeder  Königlichen  Regierung  durch  den  Präsidenten  derselben 
zu  bestellende  Prüfungs-Kommission.  Dieselbe  soll  bestehen : aus  einem  Vorsitzenden,  in 
der  Regel  dem  Abtheilungs-Dirigenten  und  vier  Examinatoren,  wozu  zwei  bau-technische 
Mitglieder  des  Regierungs- Kollegiums  (Bauräthe,  beziehungsweise  Oberbau-Inspektoren;, 
der  Schulrath  oder  ein  Forstmeister  oder  Oberforstmeister  und  der  am  Orte  fungirende 
Kataster-Inspektor  zu  wählen  sind. 

Bei  denjenigen  Regierungen,  deren  Kollegium  nur  ein  bautechnisches  Mitglied  zählt, 
wird  neben  diesem  ein  anderer  geeigneter  Sachverständiger  der  Prüfungs-Kommission  vom 
Präsidenten  beigeordnet.  Dabei  ist  es  auch  gestattet,  den  mathematischen  Theil  der 
Prüfung  einem  Jjehrer  der  Mathematik  zu  übertragen. 

Den  Prüfungs-Kommissionen  ist  ein  im  Range  der  Regierungs-Sekretaire  stehender 
Beamter  als  Protokoll-Führer  und  zur  Beaufsichtigung  der  Kandidaten  während  der  schrift- 
lichen Prüfung  beizugeben. 

Bedingungen  der  Zulassung  zur  Prüfung, 
ft.  2.  Diejenigen,  welche  die  Prüfung  zum  Feldmesser  ablegen  wollen,  haben  «ich  bei 
der  Königlichen  Regierung,  in  deren  Bezirk  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  in  der  Provinz 
Hannover  bei  dem  Ober-Präsidenten  derselben  zu  melden  und  folgende  nicht  stempclptiich- 
tige  Zeugnisse  einzureichen : 

1.  ein  Attest  ihrer  Orts-Polizeibehörde  über  ihre  Unbescholtenheit, 

2.  als  Nachweis  der  erforderlichen  Schulbildung,  ein  Zeugnis*  über  die  erlangte  Reife 
zur  Versetzung  in  die  erste  Klasse  eines  Gymnasiums,  die  erste  Klasse  einer  Real- 
schule erster  Ordnung,  oder  die  erste  Klasse  (Fachklasse)  einer  der  reorganisirten, 
dreiklassigen  Gewerbeschulen,  oder  das  Abgangszeugnis*  der  Reife  einer  Realschule 
zweiter  Ordnung  oder  einer  zu  Entlassungs-Prüfungen  berechtigten  höheren  Bürger- 
schule. 

Offiziere  des  stehenden  Heeres  und  die  in  das  reitende  Feldjäger-Korps  aufgenom menen 
Aspiranten  des  Forstfaches  sind  von  der  Beibringung  eines  Zeugnisses  über  den  erlangten 
Grad  der  schulwissenschaftlichen  Bildung  entbunden  und  haben  nur  durch  Einreichung  des 
ihnen  ertheilten  Offizier-Patents,  resp.  des  Aufnahme-Zeugnisses  des  Kommandeurs  des 
reitenden  Feldjäger-Korps  über  ihre  persönlichen  Verhältnisse  sich  auszuweisen. 

Kandidaten  der  Fcldmesskunst  aus  den  Provinzen  Schleswig- Holstein,  Hannover  und 
Hessen-Nassau,  welche  vor  dem  1.  April  1S71  ihre  praktische  Vorbereitung  bereits  be- 
gonnen haben,  brauchen,  W'enn  sie  sich  bis  zum  1.  April  1873  zur  Prüfung  melden,  aus- 
nahmsweise nur  dasjenige  Mass  von  Schulbildung  nachzuweisen,  welches  in  den  genannten 
Provinzen  nach  den  bisherigen  Bestimmungen  für  die  Zulassung  zur  Feldmesser-Prüfung 
erfordert  worden  ist. 

3.  bezüglich  der  ausreichenden  praktischen  Vorbereitung  und  Befähigung,  das  Zeugniss 
eines  oder  mehrerer  geprüfter  Feldmesser  über  eine  mindestens  zweijährige  Beschäfti- 
gung bei  Vermessung.*-  und  Nivellements-Arbeiten. 

Auf  dieses  Biennium  wird  den  Aspiranten  des  Forst-Verwaltungsdienstes,  welche  die 
Forsleleven-Prüfang  bestanden  haben,  die  forstliche  Lehrzeit  mit  einem  Jahre,  die  Zeit  des 
zweijährigen  Besuchs  einer  Preußischen  Forst- Akademie  aber  mit  sechs  Monaten  ange- 
rechnet, wenn  sie  durch  Atteste  nachweisen,  dass  sie  während  der  forstlichen  Lehrzeit  auch 
mit  Vermessungs-Arbeiten  sich  beschäftigt,  beziehungsweise  während  des  Besuchs  der 
Forst- Akademie  an  dem  geodätischen  Unterrichte  und  den  praktischen  Uebungen  regel- 
mässig Theil  genommen  haben. 

Hinsichtlich  derjenigen  Kandidaten  der  Feldmesskunst,  welche  ihre  praktische  Vorbe- 
reitung gegenwärtig  bereits  begonnen  haben,  wird,  wenn  sie  sich  bis  zum  1.  Oktober  1S71 
zur  Prüfung  melden,  nachgelassen,  dass  sie  nur  eine  mindestens  einjährige  Beschäftigung 
bei  Vermessung«-  und  Nivellements-Arbeiten  durch  das  Zeugnis»  eines  oder  mehrerer  ge- 
prüfter Feldmesser  naehr.uweisen  haben. 

Diejenigen  Arbeiten,  welche  der  Kandidat  unter  Aufsicht,  jedoch  selbständig  ausge- 
führt hat,  müssen  in  dem  Attest  speziell  namhaft  gemacht,  nach  ihrem  Umfange,  die  Ver- 
messungen in  Hektaren,  die  Nivellements  in  Metern  angegeben  und  in  der  Art  der  Aus- 
führung unter  Angabe  der  dabei  gebrauchten  Instrumente  näher  bezeichnet,  auch  in  Be- 
ziehung auf  die  Richtigkeit  der  Ausführung  bescheinigt  sein. 

Der  Gesammtumfang  des  mit  allen  Spezialen  vermessenen  chartirten  und  berechneten 

30* 


Digitized  by  Google 


408 


Beil.  2,  Preussen.  Vorschriften  über  die  Prüfung 


§§•  3-  6. 


Areals  muss  mindestens  100  Hektare  und  die  Länge  der  in  Stationen  von  nicht  über  50 
Metern  nivellirten,  unter  Aufzeichnung  des  Terraindurchschnitts  aufgetrageuen  Strecke 
wenigstens  4 Kilometer  betragen.  Es  ist  ober  nicht  erforderlich,  dass  das  vermessene  Areal 
gerade  einen  Komplex  von  100  Hektaren  bildet,  vielmehr  für  ausreichend  zu  halten,  wenn 
die  Vermessung  aus  zwei  Theilen,  von  welchen  der  kleinere  nicht  unter  20  Hektaren  um- 
fassen darf,  besteht.  Die  nivellirte  Strecke  von  4 Kilometern  darf  aber  nicht  in  kleine 
Nivellements  gelheilt  sein. 

In  Bezug  auf  die  von  den  Kandidaten  aus  der  Rheinprovinz,  der  Provinz  Westfalen 
und  der  Provinz  Hessen-Nassau  ausgeführten  praktischen  Arbeiten  ist  es  wegen  der  be- 
sonderen Agrar- Verhältnisse  dieser  Provinzen,  in  welchen  sich  selten  Gelegenheit  xum 
Vermessen  grösserer  Landkomplexe  findet,  ausnahmsweise  für  ausreichend  zu  halten,  wenn 
die  Vermessungen  aus  drei  in  sich  geschlossenen  Theilen,  jeder  jedoch  nicht  unter  20  Hek- 
taren Inhalt  bestanden  haben. 

4.  eine  von  dem  Kandidaten  selbst  verfasste  Beschreibung  seines  Lebenslaufs. 

Probearbeit. 

3.  Die  Kommission  prüft  diese  Zeugnisse  und  Nachweise  und  ertheilt,  wenn  sie 
dieselben  ausreichend  findet,  dem  Kandidaten  spätestens  sechs  Wochen  nach  seiner 
Meldung  eine  Probearbeit,  w'elche  im  Kopiren  oder  Reduziren  einer  ihm  zuzustellenden 
Karte  besteht. 

Bei  der  Auswahl  derselben  ist  auf  keine  zu  grosse  Ausdehnung,  jedoch  darauf  zu  sehen, 
dass  der  Kandidat  Gelegenheit  erhält,  seine  Fertigkeit  im  Planzeichnen,  und  zwar  sowohl 
in  der  richtigen  Darstellung  der  Berge,  Th&ler,  Flüsse  und  Seen,  als  der  übrigen  auf  öko- 
nomischen Situations-Plänen  vorkommenden  Gegenstände  als  Wälder,  Aecker,  Wiesen, 
Gärten,  Gebäude  u.  s.  w.  und  in  dem  vorgeschriebenen  Kolorit  derselben  an  den  Tag  iu 
legen.  Für  dio  Ablieferung  der  Probekarte,  welche  der  Kandidat  auf  Velinpapier,  <1** 
vorher  auf  Leinwand  aufgezogen  worden,  zu  zeichnen  hat,  ist  ein  Zeitraum  von  vier  Mo- 
naten festzusetzen,  der  ohne  die  spezielle  Genehmigung  der  Kommission  nicht  überschritten 
werden  darf. 

Vorläufige  Prüfung  der  Probearbeit. 

4.  Nachdem  der  Kandidat  die  mit  seiner  vollen  Namens-Unterschrift  zu  bezeich- 
nende Probearbeit  nebst  dem  Original  der  Kommission  eingereicht  hat,  prüft  diese  zuvör- 
derst die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  Karte,  sowie  die  Sauberkeit  und  Güte  deT 
Zeichnung  und  registrirt  den  Befund. 

Bei  etwaiger  Zurückweisung  der  Probearbeit  ist  dem  Kandidaten  bekannt  zu  machen, 
welche  Ausstellungen  sich  gegen  seine  Arbeit  gefunden  haben  und  weshalb  dieselbe  nicht 
als  probemässig  anerkannt  worden  sei. 

Prüfung»- Termine. 

5.  Die  Prüfungen  der  Feldmesser  werden  regelmässig  vierteljährlich  in  der  ersten 
Woche  der  Monate  Januar,  April,  Juli  und  Oktober  im  Geschäftshause  der  Regierung  be- 
ziehungsweise in  dem  von  dem  Ober-Präsidenten  der  Provinz  Hannover  dazu  beie/chneien 
Lokal  vorgenommen. 

Wenn  die  Probearbeit  spätestens  vier  Wochen  vor  einem  solchen  Termine  eingegangen 
und  zur  Zufriedenheit  ausgefallen  ist,  so  w\rd  der  Kandidat  zur  Prüfung  in  demselben  vor- 
geladen. 

Gang  der  Prüfung. 

(».  Bei  der  Prüfung  ist  folgendes  Verfahren  zu  beobachten : Zuvörderst  hat  der 
Kandidat  eine  nicht  grosse,  aber  zweckmässig  gewählte  Abtheilung  aus  einer  Karte  unter 
Aufsicht  zu  kopiren  und  durch  Zeichnungsart  und  Schrift  zu  beweisen,  dass  die  Probekarte 
von  ihm  allein  gezeichnet  worden  sein  könne.  Dass  dies  auch  wirklich  geschehen  sei, 
darüber  wird  seine  Versicherung  an  Eidesstatt  nur  in  dem  Falle  gefordert  und  angenom- 
men, dass  aus  Vergleichung  beider  Arbeiten  kein  Zweifel  über  die  Richtigkeit  einer  solchen 
Versicherung  hervorgeht. 

Demnächst  wird  der  Kandidat  geprüft:  a.  in  der  Arithmetik,  sowohl  in  der  Rech- 
nung mit  abstrakten  Zahlen,  als  auch  mit  Mass-,  Münz-  und  Gewichts-Sorten  und  Brüchen, 
in  der  Dezimal-Rechnung,  Ausziehung  der  Wurzeln,  Lehre  von  den  Verhältnissen.  Pro- 
portionen und  Progressionen , nebst  ihrer  Anwendung  in  der  Regeldetri  und  den  damit 
zusammenhängenden  Rechnungen;  b.  in  der  Algebra,  einschliesslich  der  Auflösung  un- 
reiner quadratischer  Gleichungen,  der  Theorie  und  Anwendung  sowie  Uebung  im  Gebrauche 
der  Logarithmen ; C.  in  der  ebenen  Geometrie  bei  Anwendung  der  dann  enthaltenen 
Sätze,  sowohl  hinsichtlich  ihrer  Beweise,  als  auch  der  verschiedenen  daraus  entspringenden 
Aufgaben;  d*  in  der  Trigonometrie,  mit  Einschluss  der  Anfangsgründe  in  der  sphä- 
rischen Trigonometrie.  Die  Prüfung  in  dieser  Disziplin  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  die 
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Gründe,  sondern  auch  auf  ihre  Anwendung,  um  mit  Hülfe  der  trigonometrischen  Tafeln 
die  Auflösung  derjenigen  Aufgaben,  welche  bei  Berechnung  der  Figuren,  der  Bestimmung 
unbekannter  Entfernungen  aus  gegebenen  Seiten  und  Winkeln  etc.  Vorkommen,  zu  be- 
wirken; e.  in  der  Stereometrie  bis  einschliesslich  elementarer  Berechnung  der  Ober- 
flächen und  des  Inhalts  von  Körpern ; f.  in  der  Feldertheilungs-Lehre  sowohl  nach 
bestimmten  Verhältnissen,  als  auch  nach  der  Bonität  der  Grundstöcke,  sowie  in  Verwand- 
lung der  Figuren ; g.  in  der  Feldmesskunst.  Es  wird  erfordert,  hinlängliche  Bekannt- 
schaft mit  den  beim  Feldmessen  vorkommenden  Massen  und  die  Fertigkeit,  solche  aus 
einem  in  das  andere  zu  verwandeln;  gehörige  Kenntniss  von  den  Eigenschaften  und  dem 
Gebrauche  der  verschiedenen,  zum  Messen  und  zur  Inhalts-Berechnung  nöthigen  Instru- 
mente, mit  Einschluss  des  Theodoliten  und  des  Polar-Planimeters,  sowie  die  Kenntniss 
von  den  am  häufigsten  vorkommenden  Mängeln  und  der  Untersuchung  der  Richtigkeit  der 
Instrumente;  ferner  genaue  Kenntniss  des  Verfahrens  bei  dem  Vermessen,  dem  Aufträgen 
und  der  Berechnung  der  Figuren  auch  in  den  bei  der  Ausführung  vorkommenden  schwie- 
rigen Fällen,  nebst  der  Kenntniss,  den  dabei  am  leichtesten  eintretenden  Irrthümern  durch 
die  besten  Methoden  der  Kontrole  der  eigenen  Arbeiten  vorzubeugen  ; ferner  die  Kennt- 
niss von  der  Anfertigung  des  Vermessung«-  und  Bonitirungs-Registers,  von  der  Anwendung 
der  vorstehenden  allgemeinen  Lehren  auf  die  Ausführung  grösserer  Aufnahmen,  mit  Ein- 
schluss des  Verfahrens,  ein  Dreiecksnetz  zu  legen  und  die  Lage  der  Winkelpunkte  durch 
rechtwinklige  Koordinaten  zu  berechnen  jedoch  innerhalb  der  Grenzen  einiger  Quadrat- 
meilen ; ; endlich  auch  die  Kenntniss  von  den  Vermessungen  zu  verschiedenen  Zwecken 
als;  Strassen-,  Strom-,  Forst-  und  ökonomischen  Vermessungen,  von  dem  zum  Aufträgen 
von  Vermessungen  und  Nivellements  überhaupt  zu  verwendenden  Karten-Material  und 
dessen  Behandlung,  sowie  von  den  verschiedenen  Methoden  des  Kartenkopirens ; li.  in  der 
Nivellirkuust.  Gehörige  Kenntniss  von  den  Eigenschaften  und  dem  Gebrauche  der 
Nivellir-Instrumente  und  genaue  Bekanntschaft  mit  den  Lehren  des  Nivellirens,  mit  dem 
praktischen  Verfahren  bei  demselben,  Führung  des  Journals  und  Aufträgen  des  nivellirten 
Terrains  etc. 

Die  Fertigkeit  im  Nivelliren  ist  nicht  bloss  auf  einzelne  Linien  auf  der  trockenen  Ober- 
fläche der  Erde  zu  beschränken,  sondern  auch  auf  das  Gefälle  des  Wassers  in  Strömen , 
Kanälen  und  Gräben  und  auf  die  in  solchen  gewöhnlich  befindlichen  Stauungs-Anlagen, 
sowie  darauf  auszudehnen,  wie  und  nach  welchem  Massstabe  die  Nivellements  nach  den 
darüber  geltenden  Bestimmungen  aufgetragen  werden  müssen. 

Ausserdem  allgemeine  Kenntniss  der  Refraktion  der  Lichtstrahlen,  des  wahren  und 
des  scheinbaren  Horizonts  und  Kenntniss  des  Verfahrens  bei  Peilung  der  Gewässer. 

$•  7.  Der  Kandidat  hat  unter  Aufsicht  eines  Beamten  die  ihm  zu  ertheilenden  Auf- 
gaben aus  den  vorgedachten  Wissenschaften  schriftlich  dergestalt  zu  beantworten,  dass 
seine  Antworten  neben  den  von  dem  Aufsichts-Beamten  .niedergeschriebenen  Fragen  zu 
stehen  kommen. 

Der  Aufsichts-Beamte  hat  immer  nur  eine  Aufgabe  dem  Kandidaten  zu  ertheilen,  zur 
Lösung  eine  angemessene  Frist  festzusetzen  und  nach  Ablauf  derselben  eine  andere  Auf- 
gabe folgen  zu  lassen,  wenn  die  vorhergegangene  auch  nicht  oder  nicht  vollständig  gelöst 
worden  sein  sollte. 

Die  Zeit  der  Aufgabe  der  Frage  und  der  geschehenen  Ablieferung  der  Arbeit  ist  von 
dem  Aufsichts-Beamten  zur  Seite  zu  vermerken.  Es  wird  nicht  erforderlich  sein,  die 
schriftliche  Prüfung,  welche  der  mündlichen  vorangeht,  zu  weit  auszudehnen,  und  es  wer- 
den daher  in  der  Regel  etwa  zwanzig  Fragen  und  Aufgaben  bei  der  schriftlichen  Prüfung 
autreichen,  die  der  Kandidat  in  drei  Tagen  beantworten  muss. 

Zur  mündlichen  Prüfung  ist  ein  Tag  bestimmt;  die  Prüfung  eines  Feldmessers  muss 
also  längstens  in  vier  Tagen  geschehen. 

Die  Mitglieder  der  Kommission  sind  verpflichtet,  während  der  schriftlichen  Prüfung 
sich  öfter  davon  zu  überzeugen,  dass  vorscnrifUmässig  verfahren  werde  und  darauf  zu 
sehen,  dass  der  Kandidat  sich  keiner  Hülfsmittel  an  Büchern,  Heften  und  dergleichen, 
jedoch  mit  Ausnahme  der  Logarithmen-  und  der  trigonometrischen  Tafeln  zur  Beantwor- 
tung der  Fragen  bediene. 

Urtheil  über  den  Ausfall  der  Prüfung. 

§.  8.  Die  Kommission  prüft  die  schriftlichen  Arbeiten  des  Kandidaten  und  fällt  ihr 
Urtheil  nach  vorheriger  Berathung  über  den  Ausfall  des  Examens  überhaupt  in  jeder 
Wissenschaft. 

Damit  nun  aber  auch  bei  der  Angabe  der  Resultate  der  Prüfung,  sowohl  über  die 
Kenntnisse  in  den  einzelnen  Zweigen,  als  über  die  Qualifikation  des  Kandidaten  überhaupt 
überall  eine  gleichmässige  Abstufung  beobachtet  werde,  ist  der  Grad  der  Zulänglichkeit 
als  das  Minimum  anzunehmen  und  das  Urtheil  in  folgender  Art  zu  steigern : 
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) . Ueber  die  bei  der  schriftlichen  und  mündlichen  Prüfung  entwickelten  Kenntnisse  in 

jedem  einxelnen  Zweige : a.  zulänglich,  b.  ziemlich  gut,  e.  gut,  d.  sehr  gut. 

2.  lieber  die  Qualifikation  des  Kandidaten  sum  Feldmesser  im  Allgemeinen:  a.  zuläng- 

lünglich,  b.  ziemlich  gut,  c.  gut  und  d,  sehr  gut. 

3.  Bei  Beurtheilung  der  Probekarte  aber  wird  bemerkt,  ob  sie  richtig  und  dabei  wenig- 
stens : a.  zulänglich,  b,  ziemlich  gut,  o.  gut,  d.  sehr  gut 

gezeichnet  worden  sei. 

Unterschrift  und  Bescheinigung  der  schriftlichen  Ausarbeitungen. 

8.  9.  Die  schriftlichen  Ausarbeitungen  muss  der  Kandidat  mit  seinem  Vor-  und  Zu- 
namen unterschreiben  und  das  Datum  bemerken. 

Ausserdem  wird  von  dem  Aufsichts-Beamten  bescheinigt,  dass  die  Beantwortung  in 
seiner  Gegenwart  und  ohne  Hülfsmittel  geschehen  sei. 

Prüfungsgebühr. 

$.  10,  Vor  der  Zulassung  zur  schriftlichen  Prüfung  hat  der  Kandidat  eine  Gebühr  von 
5 Thlr.  an  den  Rendanten  der  Kommission  einzuzahlen. 

Kandidaten,  welche  in  der  Prüfung  überhaupt  nicht  bestanden,  haben,  wenn  sie  später 
zu  einer  Wiederholung  derselben  zugelassen  werden,  alsdann  die  [Prüfungsgebühr  noch 
einmal  zu  entrichten. 

Super-Kevision  durch  die  Königliche  technische  Bau-Deputation. 

§.  11.  Die  Kommission  legt  die  geschlossenen  Prüfungs-Protokolle  nebst  den  zuge- 
hörigen Dokumenten  und  Probekarten  mit  ihrem  Gutachten  der  Königlichen  Regierung, 
beziehungsweise  dem  Ober-Präsidenten  der  Provinz  Hannover  vor,  welche  sämmtliche 
Verhandlungen  für  jeden  Kandidaten  mit  einem  besonderen  Schreiben  an  die  Königliche 
technische  Bau-Deputation  zur  Super-Kevision  einsenden.  Vom  Tage  der  Prüfung  an  ge- 
rechnet bis  zur  Einsendung  der  Probe-Arbeiten  an  die  oben  bezeicimelen  Behörden  darf 
nur  eine  Zeit  von  sechs  Wochen  verlaufen  und  diese  ohne  Angabe  der  Behinderungs-Gründe 
nicht  überschritten  werden 

Der  technischen  Ban-Deputation  liegt  es  ob,  die  Angemessenheit  der  über  die  Probe- 
Arbeiten  und  überdas  Hauptergebnis  der  Prüfung  von  der  Kommission  ertheilten  Prädi- 
kate zu  beurtheilen  resp.  abzuändem  und  nach  diesem  ihrem  Gutachten  für  den  Kandidaten 
das  Qualifikations-Zeugniss  zum  Feldmesser  auszufertigen. 

Bezüglich  derjenigen  Kandidaten,  deren  Kenntnisse  in  einer  oder  mehreren  Disziplinen 
für  ungenügend  befunden  worden,  hat  die  Königliche  technische  Bau-Deputation  zu  ent- 
scheiden, ob  die  Wiederholung  der  Prüfung  nach  sechs  Monaten  oder  erst  nach  einem 
Jahre  stattfinden  darf. 

Modifikationen  in- Bezug  auf  Baumeister  und  Bauführer. 

#.  12.  Baumeister  und  Bauführer,  welche  auf  Grund  der  von  ihnen  bereits  im  archi- 
tektonischen Examen  abgelegten  theoretischen  Prüfung  in  der  Geodäsie  nachträglich  auch 
die  praktische  Befähigung  zur  Ausübung  der  Feldmesskunst  erwerben  wollen,  haben  die 
Bescheinigung  eines  Feldmessers  beizubringen,  dass  sie  mindestens  sechs  Monate  hindurch 
ununterbrochen  nach  abgelegter  Bauführer-Prüfung  ausschliesslich  mit  speziell  namhaft  tu 
machenden  Vermessung*-  und  Nivellements-Arbeiten  in  dem  im  §.  2 ad  2 vorgeschriebenen 
Umfange  der  dort  angegebenen  Art  der  Ausführung  beschäftigt  gewesen  sind  und  dabei  be- 
wiesen haben,  dass  sie  selbständig  richtige  Vermessungen,  Kartirungen  und  Berechnungen 
auszuführen  vermögen. 

8.  18.  Unter  Einreichung  der  erlangten  Patente  als  Baumeister  oder  Bauführer  und 
der  in  §.  12  vorgeschriebenen  Nachweise  hat  Kandidat  die  Ertheilung  einer  Probearbeit 
im  Planzeichnen  bei  der  Königlichen  Regierung,  in  deren  Bezirk  er  zur  Zeit  verweilt,  in 
der  Provinz  Hannover  bei  dem  Ober-Präsidenten  derselben,  nachzusuchen,  und  ist  dem 
Gesuche  zu  willfahren,  sobald  die  cingereichten  Nachweise  als  vorschriftsmässig  anerkannt 
worden  sind. 

Bei  Ertheilung,  Anfertigung  und  Ablieferung  der  Probekarte  ist  §.  3 massgebend 

8-  14.  Nachdem  Kandidat  die  mit  seiner  Namens-Unterschrift  und  der  Versicherung 
an  Eidesstatt,  dass  er  dieselbe  allein  gezeichnet,  zu  versehende  Probekarte  nebst  dem  zum 
Vorbilde  benutzten  Original  der  Königlichen  Regierung,  beziehungsweise  dem  Ober-Prä- 
sidenten der  Provinz  Hannover  eingereicht  hat,  wird  solche  von  der  Feldmesser- Prüfungs- 
Kommission  nach  Massgabedes  §.  I geprüft  und  unter  Angabe  eines  der  in  §.  8 ad  3 sub  a 
bia  d bezcichneten  Prädikate  zensirt. 

8-  15.  Ist  die  Probekarte  von  der  Prüfungs-Kommission  für  annehmbar  erachtet,  so 
legt  die  Königliche  Regierung,  beziehungsweise  der  Ober-Präsident  der  Provinz  Hannover 
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dieselbe  mit  dem  ira  §.  12  bezeichneten  Nachweise  innerhalb  eines  Zeitraums  von  längstens 
sechs  Wochen,  vom  Tage  der  Einreichung  an  gerechnet,  der  Königlichen  technischen  Bau- 
Deputation  vor. 

§.  IG.  Die  Königliche  technische  Bau- Deputation  entscheidet  danach,  ob  der  Kandi- 
dat zum  Feldmesser  befähigt  ist,  stellt  nach  dem  Befunde  das  Qualifikations-Zeugniss, 
unter  Angabe  der  Zensur  der  Probekarte  nach  den  im  §.  S ad  .1  bezeichneten  Prädikaten, 
aus  und  sendet  dasselbe  an  die  Königliche  Regierung,  beziehungsweise  den  Ober-Präsi- 
denten der  Provinz  Hannover  zur  Aushändigung. 

Berlin,  den  2 März  1871. 

Der  Minister  für  Handel,  Der  Minister  für  die  landw.  Der  Finanz-Minister. 

Gewerbe  und  öffentl.  Arbeiten.  Angelegenheiten.  Camphausen. 

Gr.  v.  Itz enplitz.  v.  Selchow. 


•J.  Beilagen  zu  68  der  Gewerbe-Ordnung. 

Beilage  Nr.  1. 

Preussen. 

Gesetz*  betreffend  die  Erhebung  von  Marktstandsgeld.  Vom  26.  April  1872. 

Gesetz-Sammlung  S.  513  flg.) 

Wir  Wilhelm , von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen,  mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtages  Unserer  Monarchie,  was  folgt : 

$•1«  Für  den  Gebrauch  öffentlicher  Plätze  und  Strassen  zum  Feilbieten  von  Waaren 
auf  Messen  und  Märkten  darf  eine  Abgabe  (Marktstandsgeld)  nur  unter  Zustimmung  deT  Ge- 
meinde und  Genehmigung  der  Bezirks-Regierung  (Landdrostei)  nach  Massgabc  dieses  Ge- 
setzes eingeführt  oder,  wo  sie  besteht,  erhöht  werden. 

§.  2«  Die  Höhe  des  Marktstandsgeldes  (§.  1)  ist  nur  nach  der  Grösse  des  vom  Feilbieten 
zum  Marklstande  gebrauchten  Raumes  und  nach  der  Dauer  des  Feilbietens  zu  bestimmen. 
Sie  darf  den  Satz  von  2 Sgr.  für  den  Quadratmeter  und  den  Tag  des  Feilbietens  nicht  über- 
steigen . 

Wie  diese  Vorschrift  auf  Gegenstände,  die  weder  auf  Tischen,  noch  in  Buden,  Kisten, 
Fässern,  Körben,  Haufen  u.  s.  w.  feilgeboten  werden,  anzuwenden,  und  in  welcher  Weise 
das  Marktstandsgeld  für  Gegenstände,  welche  bei  geringem  Werthe  einen  grossen  Raum  ein- 
nehmen,  verhältnissmäsBig  geringer  festzusetzen  ist,  kann  in  den  betreffenden  Tarifen  mit 
Genehmigung  der  Bezirks-Regierung  Landdrostei)  besonders  bestimmt  werden. 

In  gleicher  Weise  ist  über  die  Anwendung  der  Vorschrift  des  ersten  Absatzes  auf  Bruch- 
theile  des  Quadratmeters  Bestimmung  zu  treffen. 

$•  3.  Unter  den  Marktstandsgeldern  (§§.  1 und  2)  ist  die  Miethe  für  Buden,  Zelte, 
Tische,  Unterlagen,  Stangen  oder  sonstige  Vorrichtungen,  welche  den  Verkäufern  zum  Ge- 
brauche überlassen  worden,  nicht  begriffen. 

Es  steht  einem  Jeden  frei,  ob  er  sich  der  ihm  selbst  zugehörigen  Vorrichtungen  bedienen 
oder  solche  von  Anderen  entnehmen  will. 

4.  Die  Tarife  zur  Erhebung  von  Marktstandsgeld  müssen  während  der  Mess-  und 
Marktzeit  zu  Jedermanns  Einsicht  auf  den  zum  Feilhalten  bestimmten  Plätzen  und  Strassen 
aufgestellt  sein  und  es  dürfen  ausser  den  darin  bestimmten  Abgaben  keine  anderen  erhoben 
werden. 

Die  Erhebung  darf  nur  auf  der  Verkaufsstelle,  nicht  aber  schon  beim  Eingänge  der 
Waaren  in  den  Marktort  erhoben  werden. 

5.  Wo  es  für  nothwendig  erachtet  wird,  können  die  MarktstandsgeldeT,  sowohl  die 
schon  bestehenden,  wie  in  Folge  dieses  Gesetzes  etwa  neu  cingeftthrten,  nach  Anhörung  der 
Gemeinde  von  den  Bezirks- Regierungen  t Landdrosteien) , den  §§.  2,  3 und  4 entsprechend, 
erm&ssigt  und  anderweit  regulirt  werden. 

Beruht  aber  da«  Hebungsrecht  auf  einem  besonderen  Rechtstitel  und  widerspricht  der 
Berechtigte,  so  bleibt  die  Ermässigung  oder  anderweite  Regulirung  den  Ministern  des  Han- 
dels und  der  Finanzen  Vorbehalten.  In  diesem  Falle  ist  für  den  dem  Berechtigten  erwachse- 
nen Ausfall  Entschädigung  zu  gewähren,  insofern  nicht  die  Berechtigung  dem  Fiskus  oder 
einer  Gemeinde  innerhalb  ihres  Gemeinde- Bezirks  zusteht. 
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Bevorzugungen , welche  bei  Entrichtung  von  Marktstandsgeldern  stattfinden , können 
aufgehoben  werden,  insofern  sic  nicht  auf  besonderem  Rechtstitel  beruhen. 

tt.  Wer  Marktstandsgeld  erhebt  oder  erheben  lasst,  von  welchem  er  weiss,  dass  es 
gar  nicht  oder  nur  in  geringerem  Betrage  zu  entrichten  ist,  hat  für  jeden  Uebertretungsfall  eine 
(»eidstrafe  bis  zu  50  Tbalern  oder  im  Unvermögensfalle  verhaltnisnmÄssige  Haft  verwirkt. 

",  Alle  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  entgegenstehenden  allgemei- 
nen und  besonderen  Vorschriften,  insbesondere  die  Verordnung  über  die  Marktstandsgeldcr 
vom  4.  Oktober  1817  (Gesetz-Samml.  S.  395),  werden  hierdurch  ausser  Kraft  gesetzt. 

Ueber  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  haben  die  Minister  de«  Handels  und  der  Finanzen 
nähere  Anweisung  zu  ertheilen. 

Urkundlich  unter  Unserer  Ilöchateigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem  König- 
lichen Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  20.  April  1S72. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Fürst  v.  Bismarck.  Gr.  v.  Roon.  Gr.  v.  Itzenplitz.  v.  Selchow'. 

Gr.  zu  Eulenburg.  Camphausen.  Falk. 


Beilage  Nr  2 

Zirkular, 

enthaltend  die  Anweisung:  zur  Ausführung  de«  Gesetzes  vom  20.  April  1872,  die 
Erhebung  von  Marktstandsgeld  betreffend,  vom  10.  Juui  1872. 

(Ministerial-Blatt  für  innere  Verwaltung  S.  1S5  flg.) 

. , I)as  Gesetz,  betreffend  die  Erhebung  von  Marktstandsgeld,  vom  26.  April  d.  J.  (Ge».- 
^amtul.  S.  513;  setzt  im  Allgemeinen  die  den  Bestimmungen  desselben  entgegenstehenden 
Vorschriften  und  insbesondere  die  Verordnung  über  die  Marktst&ndsgelder  vom  4.  Oktober 
1847  (Ges.-Samml.  S.  395)  ausser  Kraft.  Hiermit  ist  zugleich  die  unter  dem  28.  März  184) 
ergangene  Anweisung  über  die  Ausführung  der  Verordnung  vom  4.  Oktober  1917  für  aufge- 
hoben zu  erachten.  Zur  Ausführung  des  neuen  Gesetzes  wird  auf  Grund  der  Schlussbestim- 
mung  desselben  die  folgende 

Anweisung 

erlassen : 

1.  Durch  das  Gesetz  vom  20.  April  d.  J.  hat  der  in  der  Ueberschrift  desselben  bezeich- 
nte Gegenstand  nicht  vollständig  erschöpft  werden  sollen.  Insbesondere  bewendet  es  da- 
neben bei  dem  im  §.  68  der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869  enthaltenen  Satze,  daw  ein 
UnterschiedzwischenEinheimischen  und  Fremden  bezüglich  der  Zahlung  der 
den  Marktverkehr  betreffenden  Abgaben  nicht  stattfinden  darf.  Es  ist  vorauszusetzen,  das* 
auf  Einstellung  der  hiermit  in  W iderspruch  stehenden  Hebungen  bereits  alsbald,  nachdem 
die  Gewerbe-Ordnung  in  Kraft  getreten.  Bedacht  genommen  sein  wird.  Die  Aulführung  des 
neuen  Gesetzes  bietet  aber  einen  geeigneten  Anlass,  eine  nochmalige  Kontrole  nach  dieser 
Richtung  hin  eintreten  zu  lassen. 

Auch  die  den  Marktverkehr  überhaupt  betreffende  generelle  Bestimmung  des  §.  64  der 
Gewerbe- Ordnung,  nach  welcher  der  Besuch  der  Messen,  Jahr-  und  Wochenmarkte,  sowie 
der  Kauf  und  Verkauf  auf  denselben,  einem  Jeden  mit  gleichen  Befugnissen  freisteht,  be- 
rührt zugleich  die  Abgabenfrage  und  darf  bei  deren  Regelung  nicht  ausseT  Acht  gelassen 
werden. 

2.  Insoweit  demnächst  die  Erhebung  von  Marktstandsgeld  sich  nach  dem  vorliegenden 
Gesetze  bestimmt,  ist  davon  auszugehen,  dass  sich  dasselbe  zwar  einerseits  auf  alle  Arten 
von  Messen  und  Markten — ohne  Unterschied  der  aus  den  einzelnen  Waarengattun* 
gen  sich  ergebenden  Kategorien  — bezieht,  dass  aber  andererseits  doch  nur  derjenige  eigent- 
liche Mess-  und  Marktverkchr  getroffen  wird,  bei  welchem  ein  Gebrauch  öffentlicher  Platze 
und  Strassen  in  Frage  steht.  Ausgeschlossen  ist  hiermit  eine  Beziehung  zunächst  auf  die 
Markthallen,  ferner  auf  die  häufig  neben  dem  Marktverkehre  einhergehende  Benutzung 
einzelner  Räume  oder  sonstiger  Theile  von  Privatgrundstücken  und  endlich  auf  feste 
Vorkaufsstatten,  wie  sie  an  vielen  Orten  auf  Strassen  und  in  öffentlichen  Gebäuden  an 
bestimmte  Personen  zum  dauernden  Betriebe  des  stehenden  Handels  — ohne  Beschränkung 
auf  die  Marktzeit  — gegen  Entgeld  überlassen  werden. 

3.  Das  Gesetz  bezeichnet  als  Voraussetzungen  sowohl  der  Einführung  und  Erhöhung 
(§•  I)»  wie  auch  der  Ermassigung  und  nndeTweitcn  Regulirung  (§.  5)  der  Abgabe,  insoweit 
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nicht  Maas  und  Art  der  Hebung  in  Frage  kommen,  lediglich  einerseits  die  Anhörung  der  Ge- 
meinde und  andererseits  die  Genehmigung  der  Bezirks- Regierung  Landdrostei, . Hiermit  ist 
indess  die  in  der  Verordnung  von  1»47  ferner  ausgesprochene  Beschränkung  auf  »solche 

Städte denen  das  Mess-  oder  Marktrecht  zusteht«,  nicht  ihrem  ganzen  Umfange  nach, 

vielmehr  nur  insoweit  aufgegeben,  als  von  dem  Unterschiede  zwischen  Stadt  und 
Land  abgesehen  ist,  indem  das  neue  Gesetz  auch  auf  die  in  ländlichen  Gemeinde-Bezirken 
zur  Hebung  kommenden  oder  neu  einzuführenden  Abgaben  Anwendung  findet.  Dagegen 
haben  im  Uebrigen  in  Beziehung  auf  die  Voraussetzungen  des  sogenannten  «»Marktrechts« 
abändernde  Bestimmungen  nicht  getroffen  werden  sollen  und  es  bleiben  insbesondere  für  die 
Frage,  welche  Behörden  die  Zahl,  Zeit  und  Dauer  der  Märkte  festzusetzen  haben,  die  älteren 
Bestimmungen  in  fortdauernder  Geltung. 

4t  Von  den  einzelnen  Vorschriften  des  Gesetzes  beziehen  sich  die  §§.  1 bis  4 zunächst 
und  unmittelbar  nur  auf  die  Fälle  der  Einführung  bisher  nicht  erhobener  und  der 
Erhö hung  bereits  bestehender  Abgaben  — im  Gegensätze  tu.  den  Fallen  der  Kr- 
mässigung  und  ander  weiten  Regulirung  älterer  Hebungen  (§.  5).  Für  alle  Fälle  der  ersteren 
Art  bildet  der  Zustimmung  der  Gemein  den  die  noth wendige  Voraussetzung,  — gleich- 
viel, ob  das  llebungsrecht  von  der  Gemeinde  selbst  oder  von  einem  Dritten  in  Anspruch  ge- 
nommen wird.  Auch  gegenüber  dem  Hebungsrechte  dritter  Personen  hat  auf  diesem  Wege 
das  nahe  liegende  Interesse  der  Gemeinden  gewahrt  und  sicher  gestellt  werden  Bollen.  Von 
welchen  Gemeinde-Organen  die  erforderliche  Zustimmung  auszugehen  hat,  richtet  sich  nach 
den  die  Gemeinde-Organisation  und  Verwaltung  regelnden  allgemeinen  Vorschriften. 

5*  Die  Ertheilung  der  staatlichen  Genehmigung  zur  Einführung  oder  Er- 
höhung von  Marktstandsgeld  ist  nunmehr  unmittelbar  dc-n  Bezirks-Regierungen  ( Land- 
drosteien} übertragen.  Es  liegt  hierin  — zumal  für  das  Geltungsgebiet  der  Verordnung  vom 
4.  Oktober  184J  — eine  der  wesentlichsten  Abweichungen  von  dem  bestehenden  Rechtszu- 
stande. Die  fortdauernde  Aufrechterhaltung  einer  einheitlichen  Praxis  bei  Ertheilung  der 
Genehmigung  ist  gegenüber  dieser  Neuerung  nur  dann  zu  erreichen,  wenn  die  Behörden  bei 
Beurthcilung  des  Zweckes,  der  Bestimmung  und  der  Wirkung  der  Marktstands- Abgaben  in 
allen  zu  ihrer  Entscheidung  gelangenden  Fällen  von  gleichen  Gesichtspunkten  ausgehen. 
Vorzugsweise  ist  zu  beachten,  dass  das  Marktstandsgeld  lediglich  als  ein  massiges  A equ i - 
valent  für  die  Gewährung  der  Verkaufsstätte  und  zur  Deckung  der  im  Interesse  des  Markt- 
verkehrs  aufgewendeten  oder  fortlaufend  aufzuwendenden  Kosten,  wie  z.  B.  der  Kosten  der 
Herstellung,  Einrichtung  und  Reinigung  des  Marktplatzes , sowie  der  Ueberwachung  und 
Beaufsichtigung  des  Verkehrs,  überhaupt  als  eine  den  Leistungen  des  Hebungs-Berechtigten 
entsprechende  Gegenleistung  zu  dienen  hat,  und  dass  die  freie  Bewegung  des  Verkehrs 
unter  keinen  Umständen  zu  anderen  Zwecken,  insbesondere  aber  nicht  etwa  in  der  Absicht 
beeinträchtigt  werden  darf,  um  eine  über  jene  Grenzen  hinausgehende  bleibende  Einnahme- 
quelle für  die  Betheiligten  zu  eröffnen. 

Im  Wesentlichen  ergiebt  sich  schon  hieraus,  dass  die  Einführung  einer  Marktstands- 
Abgabe  überhaupt  nicht  von  Amts  wege.n  anzuregen  , aber  auch  auf  Antrag  nur  zu  ge- 
nehmigen sein  wird,  wenn  einerseits  der  von  ihr  nach  Abzug  der  Hebungskosten  zu  erwar- 
tende Reinertrag  voraussichtlich  beträchtlich  genug  ist,  um  seine  Bestimmung  als  Aequiva- 
lent  überhaupt  noch  einigermassen  erfüllen  zu  können,  andererseits  die  finanziellen  Verhält- 
nisse des  Marktberechtißten  oder  der  Umfang  der  Aufwendungen  von  der  Art  sind,  dass  die 
unentgeltliche  Uebernahme  der  Letzteren  den  Betheiligten  nicht  ohne  Unbilligkeit  zuzu- 
muthen  sein  würde. 

6.  Ein  besonderer  Werth  muss  darauf  gelegt  werden,  dass  dem  Wochenmarkts- 
Veikehr  diejenige  Freiheit  von  Abgaben  fortdauernd  erhalten  und.  wo  sie  bisher  gefehlt, 
zugewendet  werde,  welche  derselbe  in  dem  bei  Weitem  grössten  Thcile  des  Staatsgebietes 
bisher  genossen  hat.  Die  Verordnung  vom  4.  Oktober  1847  ist  Seitens  der  betheiligten  Mi- 
nisterien stets  in  dem  Sinne  gedeutet  und  zur  praktischen  Geltung  gebracht,  dass  ebensowohl 
die  Neueinführung  wie  die  Erhöhung  von  Wochenmarkts- Abgaben  überhaupt  unzulässig  sei. 
Es  lag  in  der  Absicht,  auch  das  neue  Gesetz  mit  Bestimmungen  dieses  Inhalts  zu  versehen. 
Die  Erwägung  jedoch , dass  mittelst  einer  solchen  absoluten  Ausschliessung  zugleich  die 
Möglichkeit  entzogen  werde,  den  besonderen  Umständen  derjenigen  einzelnen  Fälle  Rechnung 
za  tragen,  in  welchen  die  Zulassung  der  Hebung  sich  einerseits  für  den  Verkehr  als  unnach- 
theilig und  andererseits  für  den  Marktberechtigten  als  billig  darstelle,  hat  schliesslich  dazu 
geführt,  von  dem  projektirten  Verbote  abzusehen  und  im  Gesetze  selbst  die  Wochenmarkts- 
Abgaben  in  Beziehung  auf  die  Zulässigkeit  der  Hebung  allen  übrigen,  den  Marktverkehr 
treffenden  Hebungen  gleichzustellen.  Hierdurch  hat  aber  nicht  ausgeschlossen  werden  sollen, 
das«  vorzugsweise  dem  periodischen  Verkehre  mit  den  Rohprodukten  des  landwirtschaft- 
lichen Kleingewerbes  diejenige  Schonung  und  Erleichterung  gesichert  werde,  auf  welche 
ebensowohl  Natur  und  Bestimmung  dieser  Waaren,  wie  die  Interessen  der  dabei  in  erster 
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Linie  betheiligten  Kreise  der  Konsumenten  und  Produsenten  gleichmäßig  hinweisen.  Insbe- 
sondere wird  die  Einführung  einer  Wochenmarkt« Abgabe  da,  wo  bisher  eine  solche  nicht  er- 
hoben worden,  nur  unter  der  Voraussetzung  zu  genehmigen  sein,  dass  einigermaßen,  erheb- 
liche neue  Aufwendungen  im  Interesse  des  Wochenmarkt- Verkehres  |in  Frage  stehen,  oder 
andere  besondere  Umstände  die  Fortdauer  der  hergebrachten  Abgaben-Freihoit  unthunlich 
erscheinen  lassen. 

7.  Die  Verordnung  vom  4.  Oktober  IS  17  bestimmte  allgemein,  dass  die  Genehmigung 
stets  als  unter  dem  Vorbehalt  des  Widerrufs  ertheilt  anzusehen  sei.  Das  neue  Gesetz 
enthält  eine  Bestimmung  dieser  Art  nicht.  Dasselbe  gestattet  nur  eine  Ermäßigung  und 
anderweite  Regulirung  auch  in  Ansehung  neu  eingeftthrter  Marktstandsgelder  {§.  5).  Die 
Möglichkeit  einer  Hemedur  bei  etwaigen  Missgriffen  oder  bei  späterer  Veränderung  der  mass- 
gebenden Voraussetzungen  hat  hiernach  zwar  eine  Beschränkung  erfahren,  indes»  ist  die 
Verwaltung  in  der  Lage,  überall,  wo  sich  das  Bedürfnis«  dazu  herausstellt,  in  der  Art  eine 
Ausgleichung  eintreten  zu  lassen,  dass  sie,  wie  bei  Kommunikations-Abgaben  allgemein  ge- 
schieht, die  Genehmigung  von  vornherein  nur  für  einen  festbegrenzten  Zeitraum  ertheilt. 
Inwieweit  von  dieser  Befugnis«  Gebrauch  zu  machen  sein  wird,  muss  dem  pflichtmässigen  Er- 
messen der  Behörden  in  jedem  einzelnen  Falle  überlassen  bleiben.  Jedenfalls  ist  diese  Vor- 
sicht für  diejenigen  Fälle  dringend  zu  empfehlen,  in  welchen  die  unveränderte  Fortdauer  der 
für  die  Genehmigung  bestimmenden  Momente  von  vornherein  als  unwahrscheinlich  oder 
doch  als  zweifelhaft  angesehen  werden  muss. 

8.  l’eber  die  Höhe  des  Marktstandsgeldes  im  Allgemeinen  trifft  der  §.  2 
des  Gesetzes  — im  Anschluss  an  68  der  Gewerbe-Ordnung  — die  Bestimmung,  dass  für 
iieselbe  ausschliesslich  die  Grösse  des  vom  Feilbietenden  zum  Marktstande  gebrauchten 
Raume«  einerseits  und  die  Dauer  des  Feilbietens  andererseits  massgebend  sein  soll.  In 
ersterer  Beziehung  ist  durch  die  jetzige  Fassung  noch  deutlicher,  als  durch  die  Verordnung 
von  »847  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  nur  derjenige  Raum  in  Ansatz  zu  bringen  ist,  wel- 
chen die  ausgebotenen  Waaren  selbst  — einschliesslich  der  Behältnisse,  Unterlagen,  oder 
sonst  zum  Auslcgen  und  Feiibieten  dienenden  Vorrichtungen  — in  Anspruch  nehmen.  Nicht 
zur  Berechnung  kommt  also  z.  B.  der  Raum,  welcher  ausserdem  noch  zur  Herstellung  des 
Verkehrs  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  gebraucht  wird.  Aus  derselben  Bestimmung  folgt 
ferner,  dass  die  Benutzung  eines  bestimmten  »Marktstandes«  — eines  festen  Platzes  — Vor- 
aussetzung jeder  Hebung  ist,  so  dass  diejenigen  Verkäufer,  welche  ihre  Waaren  lediglich  um* 
hergehend  und  umhertragend  feil  bieten,  überhaupt  nicht  heranzuziehen  sind.  In  Beziehung 
auf  die  Dauer  des  Feilbietens  ergiebt  sich  ebenfalls  schon  aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes, 
dass  die  Tage  der  Vorbereitung  des  Verkaufs  und  der  Räumung  des  Marktstandes,  sowie 
Sonn-  und  Festtage  nur  mitzurechnen  sind,  insoweit  auch  sie  — ganz  oder  theilweise  — zum 
Feilbieten  der  Waaren  bestimmt  sind  und  benutzt  werden. 

9.  Der  Abgabematz  beträgt  — nach  der  weiteren  Vorschrift  des  §.2  — höchstem 
2 Sgr.  für  den  Quadratmeter  und  den  Tag  des  Feilbietens.  In  Beziehung  auf  die  erstere 
dieser  beiden  massgebenden  Einheiten  schreibt  das  Gesetz  zugleich  vor,  dass  in  den  Tarifen 
über  die  Anwendung  auf  Bruch  th  eile  des  Quadratmeters  Bestimmung  zu  freien  sei. 
Die  Ausführung  dieser  Vorschrift  hat  sich  in  erster  Linie  nach  den  Bedürfnissen  und 
sonstigen  Umständen  des  einzelnen  Falles  zu  richten.  Im  Allgemeinen  wird  bis  auf  brollej 

□ Dezimeter  mit  der  Massgabe  herunterzugehen  sein , dass  ebensowenig  überschiessende 

□ Zentimeter,  wie  Bruchtheile  von  Pfennigen  in  Ansatz  gebracht  werden  dürfen.  Der  Tag 
dagegen  ist  als  untheilbare  Einheit  zu  behandeln  in  dem  Sinne,  dass  Bruchtheile  desselben 
als  ganze  Tage  berechnet  werden,  andererseits  aber  auch  für  Märkte,  deren  Dauer  sich  über 
mehrere  Tage  erstreckt,  die  Abgabe  gleichwohl  für  jeden  einzelnen  Tag  besonders  zu  be- 
stimmen ist. 

Im  Uebrigen  hat  durch  die  Xormirung  des  Satzes  von  2 Sgr.  nur  die  äusserstc  Grenze 
vorgezeichnet,  nicht  aber  der  in  jedem  einzelnen  Falle  gebotenen  Erwägung  darüber  vorge- 
griffen werden  sollen , ob  und  inwieweit  dieses  Maximum  zu  genehmigen  ist.  Dabei  wird 
freilich  auf  eine  genaue  Vergleichung  des  Betrages  der  einzelnen  Aufwendungen  mit  dem  zu 
erwartenden  Ertrage,  wie  solche  bei  Kommunikations- Abgaben  regelmässig  vorzunchmen  ist, 
in  den  meisten  Fällen  schon  deshalb  verzichtet  werden  müssen,  weil  ein  grosser  Theil  jener 
Aufwendungen  in  untrennbarer  Verbindung  mit  andern  mehr  oder  minder  fremdartigen 
Zwecken  und  Ausgaben  verflochten  zu  sein  pflegt.  Je  weniger  aber  feste  Anhaltspunkte  sich 
für  die  Entscheidung  darbieten,  desto  vorsichtiger  wird  nach  den  für  die  Arbitrirung  mass- 
gebenden allgemeinen  Gesichtspunkten,  welche  im  Wesentlichen  mit  den  bei  der  Genehmi- 
gung überhaupt  zu  berücksichtigenden  Momenten  zusammcnfallen,  zu  verfahren  sein. 

10*  In  dem  zweiten  Absätze  des  §.  2 des  Gesetzes  sind  nur  für  zwei  zur  direkten 
An  wenduiig  des  Normalsatzes  nicht  geeignete  Fälle  besondere  Bestimmungen 
der  betreffenden  Tarife  Vorbehalten. 
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Der  erste  Fall  beruht  darauf , dass  nur  bei  den  auf  Tischen  oder  in  Buden , Kisten, 
Fässern,  Körben,  Haufen  etc.  feilgebotenen  Woaren  eine  fest  umgrenste  Grundfläche  gegeben 
ist,  welche  jeden  Zweifel  über  die  Grösse  »des  vom  Feilbietenden  zum  Marktstandc  gebrauch- 
ten Raumes«  und  damit  über  die  Nonnen  der  Vermessung  und  den  hiernach  vom  Einzelnen 
zu  entrichtenden  Abgaben* Betrag  ausschliesst.  Die  entscheidenden  Linien  bestimmen  sich 
hier  einfach  und  sicher  nach  dem  Umfange  der  benutzten  Geräthschaften,  Unterlagen  oder 
sonstigen  Vorrichtungen  und,  wenn  etwa  die  Waaren  darüber  hinausragen,  nach  den  weiteren 
Grenzen,  innerhalb  derer  dies  der  Fall  ist.  Dagegen  sind  Zweifel  und  Differenzen  hierüber 
kaum  zu  vermeiden  bei  Gegenständen,  die  vermöge  ihrer  Natur  oder  Konstruktion  sich  einer 
präzisen  Bestimmung  der  von  ihnen  in  Anspruch  genommenen  Grundfläche  mehr  oder  minder 
entziehen  Dahin  gehören  z.  B.  Thiere,  Wagen  und  Karren  — es  sei  denn,  dass  die 
erstereu  von  Wagen  aus,  auf  Tischen,  in  Käfigen  oder  in  ähnlicher  Art  feilgeboten  werden. 
Für  solche  Gegenstände  empfiehlt  sich  die  Aufstellung  ein  für  allemal  bestimmter  Sätze,  die 
zwar  insofern  ebenfalls  dem  Normalsatze  zu  entsprechen  haben,  als  sie  nach  der  erfahrungs- 
massig  und  durchschnittlich  von  Gegenständen  dieser  Art  beanspruchten  Grundfläche  zu  be- 
rechnen sind,  in  den  Tarif  aber  — ohne  Bezugnahme  auf  diesen  Flächenumfang  — in  runder 
Summe  aufgenommen  und  demnächst  ohne  Rücksicht  auf  die  thatsäch  liehe  Ausnutzung 
dieses  gewissennassen  fingirten  Umfanges  in  jedem  einzelnen  Falle  erhoben  werden.  So  wird 
beispielsweise  der  von  einem  Pferde,  einem  Esel  oder  einem  Stück  Rindvieh  eingenommene 
Raum  durchschnittlich  etwa  */4  □ Meter  betragen  und  demnach  die  Abgabe  hier,  wenn  im 
Uebrigcn  der  Maximalsatz  zuzulassen  ist,  auf  1 Sgr.  6 Ff.  zu  bestimmen  sein.  In  ähnlicher 
Art  ist  dieselbe  für  ein  fettes  oder  überjähriges  Schwein  etwa  von  */j,  für  ein  junges  Schwein, 
ein  Kalb,  ein  Schaf,  einen  Hammel  oder  eine  Ziege  von  l/4,  für  ein  Spanferkel,  ein  Lamm, 
einen  Hasen,  einen  Truthahn,  eine  Gans  von  i/m,  für  eine  Ente,  ein  Huhn,  ein  Paar  Tauben, 
ein  Kaninchen  von  0,  für  einen  Wagen  oder  zweirädrigen  Karren  von  etwa  1,  für  einen 
Schiebkarren  oder  Handwagen  von  >/a  □ Meter  zu  berechnen  und  darnach  ein  für  alle  Male 
zu  fixiren.  Ergeben  sich  hierbei  Zweifel  über  den  durchschnittlichen  Umfang  der  Grundfläche, 
welcher  von  Gegenständen  dieser  Art  regelmässig  eingenommen  wird,  so  muss  auf  dasjenige 
Maas  zurückgegangen  werden,  welches  unter  allen  Umstanden  ausreichende  Garantie  gegen 
eine  Ueberschreitung  des  prinzipiell  einzuhaltcnden  Maximums  bietet. 

Nach  ähnlichen  Gesichtspunkten  können  solche  Ausnah  me- Bestimmungen  auch  für  die 
auf  Stangen  feilgeboten cn  Waaren  getroffen  werden,  da  es  auch  bei  diesen  mit 
Schwierigkeiten  und  Unzuträglichkeiten  verbunden  ist,  den  von  ihnen  in  Anspruch  genom- 
menen Umfang  der  Grundfläche  erst  in  jedem  konkreten  Falle  mittelst  besonderer  Ver- 
messung festzustellen.  Im  Allgemeinen  lässt  sich  annehmen,  das«  die  Einhaltung  des  gesetz- 
lich zulässigen  Maximums  gesichert  bleibt,  wenn  dabei  die  Breite  etwa  zu  3/|q  Meter  ange- 
nommen und  demgemäss  nur  die  laufenden  Meter  (wie  Drittel-Quadrat-Meter)  berechnet 
werden. 

Der  zweite  Fall,  für  welchen  das  Gesetz  mit  Rücksicht  auf  die  Unangemessenheit  einer 
direkten  Anwendung  des  Normalsatzes  den  betreffenden  Tarifen  besondere  Bestimmungen 
Torbehält,  betrifft  Gegenstände,  welche  bei  geringem  Werthe  einen  beträchtlichen  Raum  ein- 
nehmen. Hierher  gehören  insbesondere  einfache  Töpfer-  und  grobe  Holz  waaren , 
wie  sie  einzeln  auf  dem  Boden  aufgestellt  zu  werden  pflegen.  Bei  ihnen  würde  die  Heran- 
ziehung zu  dem  vollen,  für  Tische,  Buden,  Kisten,  Fässer  u.  s.  w.  bestimmten  Satze  eine 
unbillige,  jedenfalls  unverliältnissmässige  Belastung  der  Verkäufer  herbeiführen.  Das  Gesetz 
weist  daher  auf  eine  Ausgleichung  in  der  Art  hin,  dass  das  Marktstandsgeld  für  solche  Gegen- 
stände »verhältnissmässig  geringer«  fcstzusetzen  ist.  In  den  überhaupt  dazu  geeigneten 
Fällen  ist  regelmässig  in  diesem  Sinne  Bestimmung  zu  treffen. 

11.  In  Beziehung  auf  die  Ermässigung  und  anderweite  Regulirung  f§.  5) 
weicht  das  neue  Gesetz  von  der  Verordnung  vom  4.  Oktober  1S47  zunächst  darin  ab,  dass 
hierbei  nicht  mehr  zwischen  den  schon  bestehenden  und  den  etwa  erst  auf  der  neuen  gesetz- 
lichen Basis  eingeführten  Hebungen  unterschieden  wird.  Allerdings  aber  wird  die  praktische 
Anwendung  des  §.  5 zunächst  nur  bei  jenen,  noch  auf  Grund  des  bisherigen  Rechtst ustandes 
eingeführten  Abgaben  in  Frage  kommen.  Das  Gesetz  begründet  auch  in  Ansehung  dieser  an 
sich  keine  unbedingte  Nöthigung  zur  alsbaldigen  Einleitung  von  Reformen.  Rechtlich  ge- 
stattet ist  der  unveränderte  Fortbestand  älterer  Hebungen,  selbst  unter  der  Voraussetzung, 
dass  dieselben  den  Sätzen  und  sonstigen  Normen , welche  fortan  für  die  Einführung  von 
Marktstands-Abgaben  massgebend  sind,  nicht  entsprechen.  Das  Gesetz  gewährt  nur  die  Be- 
fugniss,  dagegen  einzuschreiten.  Andererseits  darf  dies  aber  nicht,  wie  die  Einführung  einer 
neuen  Abgabe,  von  ausdrücklichen  Anträgen  der  Interessenten  abhängig  gemacht  werden. 
Auch  ohne  Antrag  sind  die  entsprechenden  Reformen  überall  einzuleiten,  »wo  cs  für  noth- 
vrendig  erachtet  wird«.  Ob  zu  dem  Ende  in  den  einzelnen  Verwaltungs-Bezirken  — und  zu- 
mal in  den  neuen  Landestheilen  — sämmtliche  zur  Zeit  geltenden  Tarife  von  Amtswegen 
einer  Revision  zu  unterwerfen  sind , muss  dem  p flieh tmässigen  Ermessen  der  Provinxial-Be- 
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hörden  überlassen  bleiben.  Sowohl  bei  der  Entschliessung  hierüber,  wie  auch  bei  Entschei- 
dung der  Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  den  bestehenden  Einrichtungen  entgegenzutreten  sein 
möchte,  ist  die  Aufmerksamkeit  vorzugsweise  darauf  zu  richten,  ob  eine  U Überlastung  des 
MarktveTkehra  oder  andere  das  öffentliche  Interesse  berührende  Unzuträglichkeiten  aus  den 
bisherigen  Zustande«  sich  ergeben  haben.  Von  denselben  Gesichtspunkten  aus  ist  die  Auf- 
hebung der  etwa  noch  stattfindenden  *»B  e v orz u gunge  n« , insoweit  solche  nicht  auf  be- 
sonderem Rechtstitel  beruhen,  in  Erwägung  zu  nehmen 

Einzelne  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  werden  übrigens  auch  ohne  vollständige 
Revision  der  Tarife  im  Aufsichtswege  zur  Geltung  zu  bringen  sein.  Insbesondere  muss,  auch 
wenn  von  einer  förmlichen  Revision  in  anderer  Beziehung  abgesehen  wird,  überall  darauf 
hingewirkt  werden,  dass  die  Erhebung  fortan  nur  noch  auf  der  Verkaufsstelle  — und  zwar 
lediglich  nach  den  daselbst  nufgestellten  oder  alsbald  aufzust eilenden  Tarifen  — statt- 
finde. ($.  7.) 

12*  Auch  für  die  Fülle  der  Ermässigung  und  anderweiten  Regulirung  bestehender  Ab- 
gaben ist  die  in  der  Verordnung  von  1847  bestimmte  Kognition  der  Ressort-Minister  nun- 
mehr im  Allgemeinen  den  Regierungen  'Landdrosteien'  übertragen.  Es  gilt  dies  auch  dann, 
wenn  entweder  das  Hebungsrecht  auf  einem  besonderen  Rechtstitel  beruht  oder  der  Berech- 
tigte widerspricht.  Wenn  aber  diese  beiden  Voraussetzungen  Zusammentreffen,  treten  an 
Stelle  der  Provinzial-Behörden  der  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten 
und  der  Finanz- Minister.  Es  hängt  dies  mit  der  Anordnung  zusammen,  dass  in  solchem  Falle 
den  Berechtigten  Entschädigung  für  den  Ausfall  zu  gewähren  ist.  Nähere  Bestimmungen 
über  die  letztere  sind  in  das  Gesetz  nicht  aufgenommen  worden,  weil  überhaupt  nur  in  sel- 
tenen Fällen  eine  solche  Entschädigung  zu  beanspruchen  sein  wird.  Denn  die  bei  Weitem 
meisten  Hebe-Berechtigten  — die  Gemeinden  und  der  Fiskus  — sollen  überhaupt  keine  Ent- 
schädigung erhalten.  Wo  aber  Privat-Berechtigungen  in  Frage  stehen,  wird  in  erster  Linie 
überall  eine  Abfindung  auf  gütlichem  Wege  anzustreben  und  regelmässig  auch  zu  erreichen 
sein.  Jedenfalls  ist,  sobald  sich  annehmen  lässt,  dass  ohne  solche  Abfindung  oder  förmliche 
Entschädigung  eine  im  Uebrigen  unerlässliche  Regulirung  nicht  durchzuführen  sein  werde,  — 
unter  vorläufiger  Sistirung  der  weiteren  Verhandlungen,  vollständiger  Darlegung  des  gesamm- 
ten  Sachverhalts  und  gutachtlicher  Aeusserung  über  etwaige  Zugeständnisse  — an  die 
Ressort- Minister  Behufs  deren  weiterer  Bestimmung  zu  berichten. 

Berlin,  den  10.  Juni  1872. 

Der  Minister  für  «Handel,  Gewerbe  u.  öffentl.  Arbeiten.  Der  Finanz-Minister. 

Graf  von  Itzen  plitz.  Camp  hausen. 


Ii.  Beilagen  zu  Titel  VI.  der  Gewerbe-Ordnung. 

Muster-Statuten 

für  die  Deutschen  Gewerk- Vereine. 

Statuten  des  Gewerk- Vereins  der  Deutschen -Arbeiter. 


Zweck,  Hauptmittel  und  leitende  Grundsitze. 

1.  Der  Ge  werk- Verein  der  Deutschen  ....  Arbeiter  bezweckt  den 

Schutz  und  die  Förderung  der  Rechte  und  Interessen  seiner  Mitglieder  auf  gesetzlichem 

Wege. 

2.  Dieser  Zweck  soll  hauptsächlich  erreicht  werden : 

1.  durch  Errichtung  einer  K r an  ke n - Un  t er*  tü  tz u n gs-K a sse  des  Gewerkes,  falls 
eine  solche  noch  nicht  vorhanden  ist;  zu  diesem  Behufe  Beseitigung  der  Zwangs- 
Kassen,  und  soweit  dies  nicht  möglich  ist,  Vereinigung  und  Verbesserung  der  beste- 
henden ; 

2.  durch  Errichtung  einer  Begräb  n iss- Kass  e für  die  Mitglieder  und  ihre  Gatten,  fall» 
eine  solche  noch  nicht  vorhanden  ist,  bezieh,  durch  Vereinigung  und  Verbesserung 
der  bestehenden  Begräbniss- Kassen ; 

l3.  durch  Errichtung  einer  Invaliden-  und  Alter-Versorgungs-Kaase  des  Gewerk- 
Vereins,  womöglich  aber  des  Verbandes  Deutscher  Gewerk-Vereine,  zur  Unterstützung 
der  durch  Unfall  und  Bejahrtheit  Arbeits-Unfähigen ; 

4.  durch  Unterstützung  derjenigen  Mitglieder , welche  in  Folge  von  Aussperrung  (Maß- 
regelung von  Arbeitern  durch  Entlassung  derselben;  oder  Arbeits-Einstellung  ohne 
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Arbeit  sind,  und  durch  Unterstützung  in  ausserordentlichen  No  th füllen.  (Die 
Unterstützung  derjenigen  Mitglieder,  welche  in  Folge  von  Geschäftsstockung  arbeits- 
los werden,  ist  eine  zukünftige  Aufgabe  des  Ge  werk- Vereins , welche  in  Angriff  genom- 
men werden  soll,  sobald  die  Kassen- Verhältnisse  es  erlauben); 

5.  durch  Aufstellung  und  Fortführung  einer  Arbeits-Statistik  des  . . . .-Gewerks, 
und  hierauf  begründete  Arbeits- Vermittlung;  (§  51) 

0.  durch  Beförderung  der  allgemeinen  Bildung  und  des  gewerblichen  Unterrichts 
sowie  Beaufsichtigung  des  Lehrlings wesens;  {§  52 — 54) 

7.  durch  Vertret ung  der  Mitglieder  gegenüber  den  Arbeitgebern,  dem  Publi- 
kum und  den  Behörden,  bei  aller  Art  Beschwerden,  event.  durch  Führung  der 
Prozesse  auf  Vereinskosten;  '§  55) 

b.  durch  Gründung  und  Unterstützung  von  wirthsch  aftliche  n Genossenschaf- 
ten, insbesondere  Produktiv- Genossenschaften  des  . . . .-Gewerks;  ;§  ööj 
9.  durch  Verbindung  mit  den  andern  Deutschen  Gewerk- Vereinen  zur  gegenseitigen 
Förderung  und  Unterstützung. 

Auch  andere,  als  die  hier  aufgeführten  Einrichtungen  und  Massrcgcln  können  durch 
Beschluss  der  General- Versammlung  eingeführt  werden,  insofern  sie  dem  statutenmäasigen 
Zwecke  entsprechen. 

8-  3.  Der  Gewerkverein  befolgt  in  Betreff  der  Arbeits-Bedingungen  für  seine  Mit- 
glieder folgende  leitende  Grundsätze: 

1.  Der  Arbeitslohn  muss  ausreichen  zum  kräftigen  Unterhalt  des  Arbeiters  und  sei- 
ner Familie,  mit  Einschluss  der  Versicherung  gegen  jede  Art  von  Arbeits- Unfähigkeit, 
sowie  der  nöthigen  Erholung  und  humanen  Bildung. 

2.  Abzüge  von  dem  bedungenen  Lohne  dürfen  nur  unter  Zustimmung  der  Arbeitnehmer 
gemacht  werden. 

3.  Die  Sonntags-Arbeit  ist,  bis  auf  dos  unerlässlich  Noth  wendige , gänzlich  abzu- 
stellen. 

4.  Die  Arbeitszeit  für  Erwachsene  ist  auf  höchstens  12  Stunden,  einschl.  2 Stun- 
den Pause , zu  normiren. 

5.  Die  Nachtarbeit  ist,  ebenfalls  bis  auf  das  unerlässlich  Noth  wendige , gänzlich  ab- 
zustellen. 

6.  Jede  neue  Fabrik-,  bezieh.  Arbeits-Ordnung  ist  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  zu  vereinbaren. 

7.  Zur  Erledigung  von  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  -Nehmern  ist  ein  blei- 
bendes Schi  eds-G  er  ich  t zu  bilden,  welches  zu  gleichen  Tbeilen  von  beiden  Seiten 
gewählt  wird  und  einen  unparteiischen  Obmann  hat. 

S.  Das  weibliche  Geschlecht  soll  vollständige  Arbeitsfreiheit  gemessen ; doch  ist 
das  Arbeiten  desselben  in  Fabriken  und  Werkstätten  mit  allen  Bürgschaften  für  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  zu  umgebcu. 

9.  Die  gewerbliche  Arbeit  der  Kinder  und  Unerwachsenen  muss  so  beschränkt 
werden,  dass  die  vollständige  körperliche,  geistige  und  sittliche  Ausbildung  der  Jugend 
dadurch  nicht  beeinträchtigt  wird. 

10.  Die  Zuchthaus-Arbeit  darf  nicht  von  den  Arbeitgebern,  indem  sie  ihre  Arbeit 
ganz  oder  theilweis  durch  Sträflinge  versehen  lassen,  zur  Konkurrenz  mit  der  freien 
Arbeit  missbraucht  werden. 

Erlangung  und  Verlust  der  Mitgliedschaft. 

§•  4.  Mitglied  kann  jeder  . . . .-Arbeiter  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  und  des 
Alters  werden.  Auch  Arbeitgeber  des  . . . .-Gewerks  können  von  der  Orts-Ver- 
sammlung aufgenommen  werden.  Mitglieds-Kandidaten , welche  wegen  eines  entehrenden 
Verbrechens  vcrurthcilt  sind,  bedürfen  zur  Aufnahme  der  Zustimmung  der  Orts- Versamm- 
lung ; alle  übrigen  Arbeitnehmer  werden  vom  Orts- Ausschuss  aufgenommen , gegen  dessen 
Zulassung  oder  Zurückweisung  jedoch  an  die  Orts- Versammlung  Berufung  stattfinden  kann. 

§.  5«  Jedes  neue  Mitglied  hat  bei  der  Aufnahme  die  Vereins-Statuten  zu  unter- 
schreiben und  ein  Eintrittsgeld  von  ....  Sgr.  zu  entrichten,  wofür  es  das  Statuten- 
und  Quittungsbuch  erhalt. 

{$•  6,  Verloren  wird  die  Mitgliedschaft: 

1 . durch  schriftliche  Austritts-Erklärung , 

2.  durch  Nichterfüllung  der  statutenmäasigen  Verpflichtungen , besonders  durch  Nicht- 
zahlung der  Beiträge  während  sechs  Wochen , 

3.  durch  Begehung  eines  entehrenden  Verbrechens  und  unmoralischen  Lebenswandels, 

4.  durch  gänzliche  Auswanderung  aus  Deutschland, 

5.  durch  den  Tod. 
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In  allen  diesen  Fallen  haben  die  aussebeidenden  Mitglieder,  bezieh,  deren  Erben, 
keinerlei  Ansprüche  an  das  Vereins- Vermögen  und  die  Vereins- Leistungen.  — Jeder  Aus- 
tritt ist  vom  Orts- Ausschuss  der  Orts-Versammlung  in  nächster  Sitzung  mit  den  Gründen 
ansuzeigen;  die  Orts-Versammlung  hat  in  allen  zweifelhaften  F&llen  die  Entscheidung, 
vorbehaltlich  der  Berufung  an  die  General-Versammlung. 

Pflichten  und  Rechte  der  Mitglieder. 

ft.  7«  Jedes  Mitglied  ist  verpflichtet: 

1.  den  .Statuten  und  statutengeraäas  gefassten  Vereins- Beschlüssen  streng  nacht ukommen, 
und  überhaupt  für  die  Ehre  und  Interessen  des  Gewerk-Vereins  nach  Kräften  zu 
wirken ; 

2.  der  Kranken-  und  Begräbniss- Kasse  des  Ge  werk- Vereins , oder  einer  von  dem  Gewrerk- 
Verein  anerkannten  Kranken-  und  Begräbniss- Kasse  anzugehören; 

3.  einen  wöchentlichen  Beitrag  von  mindestens  I Sgr.  an  die  Kasse  des  Gewerk* Verein» 
zu  entrichten,  sowie  die  statutengemAss  etwa  beschlossenen  ausserordentlichen  Beiträge 
zu  leisten. 

ft.  8,  Jedes  Mitglied  ist  berechtigt: 

1.  in  den  Orts- Versammlungen  Sitz  und  vom  18.  Lebensjahro  an  Stimme  zu  haben,  und 
zu  allen  Vereins- Aemtem , vorbehaltlich  der  Bestimmungen  von  §.12  und  lö,  wähl- 
bar zu  sein ; 

2.  den  Schutz  und  die  Unterstützungen  des  Gewerk-Vcreing , bezieh,  des  Verbandes  der 
Gewerk-Vereine  {§  2 zu  gemessen  — jedoch  beginnt  die  Berechtigung  zu  den  Unter- 
stützungen erst  mit  Ablauf  von  3 Monaten  nach  dem  Eintritt  in  den  Verein,  ausge- 
nommen Fülle  von  Ehr-  und  Körper- Verletzungen , oder  bei  allgemeiner  Arbeits-Ein- 
stellung ; 

3.  den  Kranken-,  Begräbniss-  und  Invalidcn-Kassen  des  Gewerk- Vereins  ohne  andere  Be- 
dingungen, als  das  vorgeschriebene  Alter,  Ärztliche  Attest  und  Eintrittsgeld  beizu- 
treten. 

Alle  dienstpflichtigen  Mitglieder  sind , wenn  sie  länger  als  4 Wochen  unter  den  Fah- 
nen stellen , von  ihren  Rechten  und  Pflichten  entbunden. 

Organisation. 

ft.  0.  Der  Gewerk-Verein  der  . . . .-Arbeiter  soll  ganz  Deutschland  umfassen , und 
besteht  aus  allen  Orts-,  bezieh.  Bezirks- Vereinen,  welche  sich  auf  Grund  dieser  Statuten 
bilden.  — Die  Aufnahme  von  Orts-  und  Bezirks-Vereinen  des  . . . .-Gewerks , welche 
im  Wesentlichen  die  gleiche  Aufgabe  und  Verfassung  haben,  sowie  die  Verschmel- 
zung mit  anderen  Gewerk-Vereinen  verwandter  Geschäftszweige , bleibt  der  General- Ver- 
sammlung überlassen.  — Jedes  Mitglied  des  Gewerk- Vereins  muss  dem  Orts-Vereine  sei- 
nes Wohnorts  angehören , und  ist  andererseits  ohne  Weiteres  Mitglied  desjenigen  Orts- 
Vereins,  an  dessen  Sitz  es  seine  Wohnung  verlegt. 

Die  Orts-Vereine. 

ft.  10*  Sobald  mindestens  10  Arbeitnehmer  des  . . . .-Gewerks  an  einem  Orte  oder 
in  einem  Umkreise  von  höchstens  3 Meilen  Durchschnitt  zusammentreten  , können  die- 
selben auf  Grund  dieser  Statuten  einen  Orts- Verein  gründen.  Der  Sitz  und  Käme 
eines,  aus  mehreren  Ortschaften  bestehenden  Orts-Vereins  wird  in  der  Regel  durch  die- 
jenige Ortschaft  bestimmt,  in  welcher  sich  die  meisten  Vereins-Mitglieder  befinden.  — 
Beträgt  die  Mitgliederzahl  in  einer  grossen  Stadt  (von  mindestens  100,000  Einwohnern 
über  300.  so  können  sich  in  dieser  Stadt  so  viel  Orts-Vereine  bilden , als  die  Mitglieder- 
zahl durch  500  theilbar  ist.  Die  einzelnen  Orts-Vereine  sind  möglichst  in  den  verschie- 
denen .Stadtgegenden  zu  errichten.  — Die  Meldung  von  der  Errichtung  des  Orts- Vereins, 
nebst  Personalien  der  Mitglieder,  muss  binnen  acht  Tagen  an  den  General-Sekretair  des 
Ge  werk- Vereins  eingesandt  werden. 

Ausschuss  und  Beamte. 

ft«  11«  Jeder  Orts-Verein  wühlt  bei  seiner  Gründung  und  später  halbjährlich  im  Juni 
und  Dezember  durch  die  Orts- Versammlung  vermittelst  Stimmzettel  einen  Ausschuss 
von  Ü bis  9 Personen,  je  nach  der  Grösse  des  Orts-Vereins.  Der  Ausschuss  besteht 
aus  einem  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter,  einem  Sekretair,  einem  Kassier, 
einem  Kontroleur  und  1 bis  5 Beisitzern.  Ersterc  fünf  werden  jeder  in  einem  besonde- 
ren Wahlgang,  die  Beisitzer  in  einem  gemeinschaftlichen  Wahlgang  erwählt,  und  ist  zur 
Wahl  absolute  Majorität  der  Anwesenden  erforderlich. 

ft«  12«  Wählbar  in  den  Ausschuss  sind  alle  stimmfähigen  Mitglieder  des  Orts-Ver- 
eins. welche  mindestens  3 Monat  dem  Ge  werk- Verein  angehören,  ausgenommen  in  neuen 


Digitized  by  Goo< 


§§.  12—20. 


Deutschen  Gewerk-Vereine. 


479 


Orts- Vereinen , welche  noch  nicht  2 Jahre  bestehen.  Jeder  Gewählte  ist  verpflichtet,  die 
Wahl  anzunehmen,  nur  längere  Krankheit  hebt  diese  Verpflichtung  auf;  auch  dürfen 
Mitglieder,  welche  ein  Jahr  lang  dem  Ausschuss  oder  den  Revisoren  angehört  haben, 
für  das  nächste  Jahr  die  Wahl  ablehnen.  — Alle  Ausschuss-Mitglieder  können  wieder* 
gewählt  werden. 

§.  IS.  Der  Ausschuss  versammelt  sich  regelmässig  mindestens  einmal  alle  14  Tage  zur 
Erledigung  der  laufenden  Geschäfte.  Ausserordentliche  Ausschuss-Sitzungen  können  der 
Vorsitzende  und  der  Sekretair,  sowie  3 Mitglieder  des  Ausschusses  berufen.  Der  Ausschuss 
iat  beschlussfähig,  wenn  die  Majorität  seiner  Mitglieder  anwesend  ist.  Die  Verhandlungen 
sind  parlamentarisch.  Mitglieder,  welche  ohne  triftige  Gründe  ;zu  spät  kommen , haben  1 
Sgr.,  diejenigen,  welche  ohne  schriftliche  Entschuldigung  fehlen,  2 Sgr.  Strafe  zu  zahlen; 
sechsmaliges  Zuspatkommen  und  dreimaliges  unentschuldigtes  Fehlen  führt  zur  Ausschlier* 
sung  aus  dem  Ausschuss.  — Das  Nähere  bestimmt  die  zu  erlassende  Geschäfts-Ordnung. 

§•  14.  Sämmtliche  Ausschuss-Mitglieder  erhalten  für  ihre  Anwesenheit  in  jeder  Sitzung 
eine  Entschädigung  von  2 */i  bis  5 Sgr.  aus  der  Vereins-Kasse  Ausserordentlicher  Zeitauf- 
wand im  Interesse  des  Vereins  wird  nach  Mas* gäbe  der  Geschäfts-Ordnung  vergütet.  Orts- 
Vereine  unter  100  Mitgliedern  dürfen  ihren  Ausschuss-Mitgliedern  nicht  über  2 */•»  Sgr.  und 
im  ersten  Geschäftsjahre  keine  Entschädigung  zahlen. 

$.  15.  Der  Gesnmmt  - Ausschuss  hat  insbesondere  folgende  Geschäfte  : 

1.  die  Aufnahme  und  den  Ausschluss  von  Mitgliedern,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der 
Orts-Versammlung ; 

2.  die  Prüfung  der  Geschäfts- Berichte  der  Beamten , der  monatlichen  Kassen-Absclilüsse  und 
der  eingegangenen  Korrespondenz ; 

3.  die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  der  Beamten , welche  derselbe  entfernen  und 
durch  andere  Mitglieder  ersetzen  kann  ; 

4.  die  Vorbereitung  der  Orts- Versa tnmlungen , einsohl.  Vorberathung  der  denselben  zu  un- 
terbreitenden Anträge ; 

5.  die  Ausführung  der  Vereins-Beschlüsse , soweit  dieselben  nicht  einzelnen  Beamten  über- 
tragen worden ; 

0.  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Utensilien  und  Lokale , innerhalb  der  von  der  Orts- 
Versammlung  gestellten  Bedingungen ; 

7.  Anträge  und  Beschwerden  an  den  Vorort  und  die  General-Versammlung; 
b.  die  Prüfung  der  Beschwerden  gegen  Arbeitgeber  und  Versuch  zu  deren  Abstellung  durch 
eine  Deputation  des  Ausschusses,  event.  Bericht  an  die  Orts-Versammlunng. 

$•  16.  Der  Vorsitzende  beruft  und  leitet  die  Ausschuss-  und  Orts- Versammlungen 
und  vertritt  den  Verein  gegen  aussen.  Im  Verhinderungsfälle  tritt  der  stellvertretende  Vor- 
sitzende für  ihn  ein.  Die  Zeichnung  für  den  Orts-Verein  haben  der  Vorsitzende  und  der 
Orts-Sckretair  gemeinschaftlich  ; beide  müssen  daher  volljährig  sein. 

§•17.  Der  O rts • S ek reta  ir  führt  die  Mitglieder- Listen  und  Ausschuss- Protokolle, 
sowie  die  Korrespondenz  mit  den  Mitgliedern,  dem  Vorort,  den  übrigen  Orts-Gewerk-Ver- 
einen  und  dem  Publikum.  Er  hat  ferner  eine  Liste  über  offene  Arbeitsstellen  und  arbeitslose 
Mitglieder  zu  führen  und  mindestens  jeden  Monat  die  ihm  zugesandten  Formulare  über  Ar- 
beits-Statistik u.  8.  w.  sorgfältig  auszufüllen  und  dem  Vorort  cinzusendeu.  Etwaige  Reisen 
im  Interesse  des  Vereins  hat  er  vorzugsweise  zu  übernehmen , sowie  er  überhaupt  der  eigent- 
liche geschäftsführende  Beamte  des  Orts-Vereins  ist.  Der  Sekretair  wird  nach  Masygabe  der 
Mitglicderzahl  seine»  Orts- Vereins  besoldet. 

§.  18.  Der  Kassirer  hat  die  Kassen-Verwaltung  nach  einer  zu  erlangenden  Kassen- 
Ordnung  zu  führen.  Diese  Kassen-Ordnung  soll  Bestimmungen  enthalten:  über  die  Höhe 
und  Art  der  vom  Kassirer  jedenfalls  zu  stellenden  Kaution,  seine  Besoldung,  die  Form  der 
Anweisungen,  die  Unterbringung  der  Kasscn-Bestände,  die  Kinsammlung  der  Beiträge  u.  s.  w. 

$.  19.  Die  Befugnisse  und  Verpflichtungen  des  Kontroleurs  sind  ebenfalls  durch 
die  Kossen- Ordnung  festzustellen.  Derselbe  hat  u.  a.  allmonatlich  den  Kassen- Abschluss  des 
Orts- Vereins  an  den  Vorort  einzusenden. 

Revisoren. 

§•20.  In  denselben  Versammlungen  und  in  derselben  Weise,  wie  den  Ausschuss, 
wählt  jeder  Orts-Verein  zwei  Revisoren  zur  Revision  der  Kasse  und  der  Abschlüsse.  An 
diese  Revisoren  hat  sich  der  Vorort  zu  wenden,  falls  der  Sekretair  oder  Ausschuss  dem  Vor- 
ort gegenüber  nicht  ihre  Schuldigkeit  thun , und  die  Revisoren  haben  an  den  Vorort  zu  be- 
richten , wenn  sie  die  Geschäftsführung  des  Ausschusses  für  nachlässig  oder  fehlerhaft  hal- 
ten. Im  Aufträge  des  Vororts  können  die  Revisoren  eine  ausserordentliche  Orts- Versamm- 
lung zur  Zurechtweisung,  bezieh.  Absetzung  des  Ausschusses  einberufen. 
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Orts-Versammlungan. 

ft.  21«  Die  Mitglieder  des  Orts-Vereins  versammeln  sich  tu  ordentlichen  beschließenden 
Orts-  Versammlungen  an  einem  bestimmten  Tage  jedes  Monats  und  in  einem  bestimm- 
ten Lokale  ohne  besondere  Aufforderung. 

Den  Vorsitz  führt  der  Vorsitzende  des  Ausschusses,  das  Protokoll  führt  der  stellvertre- 
tende Vorsitzende.  Fehlen  Beide  , oder  wird  ein  bezüglicher  Antrag  gestellt  und  angenom- 
men , so  erwählt  die  Versammlung  für  den  betreffenden  Abend  einen  andern  Vorsitzenden 
und  Schriftführer  aus  ihrer  Mitte. 

ft.  22*  Ausserordentliche  beschliessende  Orts-' Versammlungen  können  in  drin- 
genden Fällen  durch  den  Ausschuss  oder  die  Revisoren  berufen  werden , und  dies  muss  ge* 
schehen , falls  mindestens  1 der  Mitglieder , oder  der  Generalrath  es  verlangt.  Von  diesen 
ausserordentlichen  Orts- Versammlungen  gelten  sonst  dieselben  Bestimmungen , wie  von  den 
ordentlichen.  — Endlich  kann  der  Orts-Verein  auch  Mitglieder- Versammlungen  zum  AnhO- 
ren  und  Besprechen  von  Vorträgen  einführen , zu  deren  Besuch  jedoch  kein  Mitglied  verpflich- 
tet ist. 

ft.  23.  Die  Orts- Versammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  mindestens  l/a  aller  Mitglieder 
anwesend  ist.  Ist  dies  nicht  der  Fall . so  muss  binnen  h Tagen  eine  ausserordentliche  Orts- 
Versammlung  berufen  werden , welche  dann  jedenfalls  beschlussfähig  ist. 

Die  Verhandlungen  werden  in  parlamentarischer  Weise,  nach  Anleitung  der  zu  erlassen- 
den Geschäfts-Ordnung  geführt.  — Anträge  müssen  wenigstens  3 Tage  vorher  durch  Anschlag 
im  Vereins- Lokal  oder  durch  Zirkular  den  Mitgliedern  bekannt  gemacht  sein;  jedoch  können 
dringliche  Aufträge  mit  2/3  Majorität  zur  Beschlussfassung  zugelassen  werden. 

Die  Beschlüsse  und  Wahlen  erfolgen  durch  absolute  Majorität  der  Anwesenden,  ausser 
in  den  besonders  vorgesehenen  Fällen. 

ft.  24.  Die  Orts-Versammlung  bildet  die  letzte  Instanz  für  alle  Angelegenheiten  des 
Orts-Vereins , soweit  nicht  ausdrücklich  der  Gencralrath  und  die  General-Versammlung  des 
Gewerk-Vereins  zur  Entscheidung  berechtigt  sind.  Die  Orts- Versammlung  beschliesst  ins- 
besondere : 

1 . über  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  zweifelhaften  Fällen  und  über  den  Ausschluss 
von  Mitgliedern ; 

2.  über  den  Abschluss  des  verflossenen  Quartals  in  den  ordentlichen  Sitzungen  im  Januar» 
April,  Juli  und  Oktober,  auf  Bericht  der  Revisoren  : 

3.  über  Wahl  und  Absetzung  der  Ausschuss-Mitglieder,  Revisoren,  Schiedsrichter  und  be- 
sonderen Kommissionen ; 

4.  über  Auslegung  der  Statuten  und  Vereins-Beschlüsfe , vorbehaltlich  der  Entscheidung 
der  General-Versammlung ; 

5.  über  Anträge  uud  Beschwerden  an  den  Vorort  und  die  General-Versammlung  des  Ge- 
werk-Vereins ; 

f».  über  alle  Ausgaben  , welche  nicht  nothwendig  aus  den  Statuten  und  Verein  s-Beschlü  wen 
folgen  , und  mehr  als  5 Thlr.  betragen , jedoch  innerhalb  der  von  der  General-Versamm- 
lung gesteckten  Grenzen  , sowie  über  Mietverträge : 

7.  über  die  Genehmigung  von  Arbeits- Einstellungen,  bezieh.  Empfehlung  derselben  an  den 
Vorort. 

Bezirks-Vereine. 

ft.  25.  Sobald  in  einer  Stadt  oder  in  einer  Gegend  von  höchstens  3 Meilen  Durchschnitt 
zwei  oder  mehr  Orts- Vereine  des  Gewerk-Vereins  der  . . . .-Arbeiter  bestehen,  so  können  die- 
selben einen  Bezirks-Verein  bilden,  um  die  gemeinsamen  Interessen  zu  verfolgen. 
Ebenso  können  auch  die  Orts- Vereine  eines  deutschen  Landes,  einer  Provinz  oder  eines  Indu- 
strie-Bezirks einen  Bezirks- Verein  bilden,  wenn  dieselben  es  für  dienlich  halten.  Beschliesst 
die  Majorität  der  Orts-Vereine  eines  Bezirks  die  Gründung  eines  Bezirks- Vereins,  so  sind  die 
übrigen  Orts- Vereine  des  Bezirks  verpflichtet,  demselben  beizutreten.  Auch  Einzel-Mitglieder 
an  Orten,  wo  Orts- Vereine  nicht  bestehen,  können  dem  Bezirks- Verein  beitreten. 

ft.  2(>.  Die  Organe  des  Bezirksvereins  sind : der  Bezirks-Ausschuss  und  die  Bezirks- 
V ersaromlung. 

Der  Bezirks- Ausschuss  hat  dieselbe  Zusammensetzung  wie  die  Orts-Ausschüsse. 
Die  Majorität  seiner  Mitglieder  muss  an  dem  Sitze  des  Bezirks- Vereins  wohnhaft  sein,  wel- 
cher letztere  in  der  Regel  derjenige  Orte  ist,  in  welchem  die  meisten  Vereins-Mitglieder  vor- 
handen sind.  Die  Mitglieder  des  Bezirks-Ausschusses  werden  halbjährlich  von  den  Orts- 
Versammlungen,  in  näher  festzustellcnder  Weise,  gewählt. 

ft.  27.  Die  Bezirks- V ersammlung  besteht: 

U.  wenn  der  Bezirks- Verein  sich  in  einer  Stadt  oder  dreimeiligen  Gegend  befindet  — aus 
6ämintlichen  Mitgliedern  der  Orts-Vereine  ; 
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b.  andernfalls  aus  den  Delegirten  der  Orts-Vereine.  Jeder  Orts- Verein  kann  für  je  100  Mit- 
glieder einen  Delegirten  senden,  und  hot  jedenfalls  für  je  50  Mitglieder  1 Stimme.  Auch 

jeder  Orts-Verein  unter  50  Mitgliedern  kann  einen  Delegirten  senden  und  hat  jedenfalls 

1 Stimme. 

$•  28#  Die  Befugnisse,  Geschäfts- Ordnung  u.  s.  w.  des  Bezirks-Ausschusses  und  der 
Bezirks- Versammlung  werden  von  dem  Bezirks- Verein  selbst  nach  GrundzQgen,  welche  die 
General- Versammlung  desGewerk- Vereins  festzustcllcn  hat,  geordnet.  Die  Bezirks-Vereine  sind 
nur  Mittelglieder  zwischen  den  Orts-Vereinen  und  den  Gcsommt-Gcwcrk-Vcreinen  zur  Vertre- 
tung der  gemeinsamen  Interessen  eines  Bezirks,  insbesondere  gegenüber  den  Arbeitgebern 
und  den  Behörden. 

Vorort  und  Generalrath. 

29.  Sobald  (in  der  Begeh  mindestens  5 Orts-Vereine  auf  Grund  dieser  Statuten  gebil- 
det sind,  treten  dieselben  durch  Dclegirte  zusammen  und  wählen  unter  »ich  einen  Vorort  des 
Gewerk- Vereins.  Der  Sitz  desselben  soll  womöglich  eine  grössere  Stadt,  mit  einer  ansehnlichen 
Zahl  Ge werks- Genossen  und  im  Mittelpunkte  eines  Bezirks  mit  entwickelter  ....  Industrie 
sein.  Die  Wahl  des  Vororts  geschieht  auf  ein  Jahr. 

$.  $0.  Zur  Verwaltung  der  gemeinsamen  Geschäfte  des  ganzen  Ge  werk- Vereins  wird  ein 
Generalrath  erwählt,  bestehend  aus  10  Mitgliedern,  wovon  9 dem  Vorort  nebst  drei- 
meiligem  Umkreis  angehören  müssen.  Die  Amtsdauer  der  Mitglieder  ist  ein  Jahr. 

Die  Mitglieder  des  Generalraths  werden  von  der  General- Versammlung  vermittelst 
.Stimmzettel  gewählt,  und  zwar  der  Vorsitzende  und  dessen  Stellvertreter,  der  General- 
sekretär, der  Schatzmeister  und.  Kontroleur,  welche  sämmtlich  dem  Vorort  angehören  müssen, 
in  besonderem  Wahlgang,  die  übrigen  gemeinsam.  — Ausserdem  wählt  die  General- Ver- 
sammlung 14  Stellvertreter  (wovon  jedenfalls  7 dem  Vorort  angehörig;,  welche  bei  Ver- 
hinderung oder  Ausscheidung  von  Mitgliedern  in  den  Gcneralrath  eintreten. 

31.  Von  dem  Generalrath  gelten  in  Bezug  auf  Befugnisse  und  Geschäfts-Ordnung 
im  Allgemeinen  dieselben  Bestimmungen,  wie  von  den  Orts- Ausschüssen.  Der  GenerAlrath 
hat  die  Beschlüsse  der  General- Versammlung  auszuführen,  resp  die  Ausführung  derselben 
xu  überwachen.  In  den  Zwischenräumen  der  General-Versammlungen,  jedoch  nur  bei  äusser- 
ster  Dringlichkeit,  kann  derselbe  im  Interesse  des  Gewerk- Vereins  Beschlüsse  fassen,  die  nur 
bis  zur  nächsten  General- Versammlung,  bezieh,  allgemeinen  Abstimmung  (§.  39)  Gültigkeit 
haben. 

Gemäss  der  zu  erlassenden  Geschäfts-Ordnung  sind  bei  solchen  Beschlüssen,  insbesondere 
wo  es  sich  um  eine  grössere  Arbeits-Kinstellung  handelt,  die  auswärtigen  Mitglieder  des 
Generalraths  zur  schriftlichen  oder  persönlichen  Abstimmung  heranzuziehen.  Für  die 
laufenden  Geschäfte  genügt  die  Einladung  der  zum  Vorort  und  dreimeiiigen  Umkreis 
gehörigen  Mitglieder  des  Generalraths,  von  denen  mindestens  6 anwesend  sein  müssen.  Die 
Sitzungs-Protokolle  sind  aber  stets  binnen  2 Tagen  an  die  auswärtigen  Mitglieder  abzu- 
senden. 

$.  32.  Der  Generalrath  führt  die  Aufsicht  über  die  ihm  Angehörigen  Beamten  in 
gleicher  Weise,  wie  die  Orts- Ausschüsse,  und  ist,  unter  Zuziehung  seiner  auswärtigen  Mit- 
glieder , zur  Entbindung  und  Ersetzung  derselben  berechtigt.  — Der  Generalrath  verfügt 
über  die  Kasse  des  Ge  werk- Vereins  innerhalb  der  von  der  General-Versammlung  erlassenen 
Bestimmungen.  Die  Zeichnung  für  den  Gewerk- Verein  geschieht  gemeinschaftlich  durch  den 
Vorsitzenden,  bezieh,  dessen  Stellvertreter,  den  General- Sekretär  und  den  Kontroleur.  — 
Die  Kautionen,  Besoldungen  und  Vergütungen  der  Beamten  und  übrigen  Mitglieder  des 
Generalraths  bestimmt  die  General-Versammlung.  Der  Schatzmeister  hat  jedenfalls  eine 
angemessene  Kaution  zu  stellen. 

ff.  33.  Der  Vorsitzende  des  Generalraths  und  dessen  Stellvertreter,  der  Schatzmeister 
und  Kontroleur  de»  Generalraths , haben  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  des  Gewerk- 
Vereins  die  nämlichen  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  wie  die  betreffenden  Beamten  für  die 
Orts-Vereine.  Das  Nähere  ergiebt  die  zu  erlassende  Geschäfts-Ordnung. 

ff.  34.  Der  General-Sekretär  unterhält  die  Verbindung  zwischen  dem  Generalrath  und 
den  Orts-  und  Bezirks- Vereinen  und  ist  der  eigentlich  geschäfuführcndc  Beamte  des  Vor- 
orts. Derselbe  hat  ein  ständiges  Büreau,  worin  sämmtliche  Schriftstücke  des  Vereins,  die 
Mitglieder-Listen,  Gewerks-Statistik  u.  s.  w.  aufbewahrt  werden.  Der  General-Sekretär  stellt 
jeden  Monat  baldmöglichst  die  von  den  Orts-Sekretären  eingelaufcncn  Tabellen  und  Berichte 
übersichtlich  zusammen  und  hat  dieselben,  sobald  die  Kassen- Verhältnisse  es  gestatten,  durch 
den  Druck  zu  veröffentlichen.  — Ferner  soll  der  General- Sekretär  darüber  wachen,  dass  die 
Geschäfte  der  Orts- Vereine  statutengemäss  und  im  Einklang  mit  den  Beschlüssen  der  General- 
Versammlung  geführt  werden,  und  das»  insbesondere  die  Orts-Sekretäre  ihre  Schuldigkeit 
thun.  — Endlich  hat  der  General- Sekretär  für  Ausbreitung  de»  Gewetk- Vereins  zu  wirken,  zu 
lieicba-Geectie  ra.  Krläctcr.  Tit.  I.  LJ.  3.  31 
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welchem  Zwecke  er  Reisen  machen , bezieh,  dem  Generalrath  andere  Personen  zu  diesem 
Behufe  Vorschlägen  kann. 

General-Revisoren. 

$•35«  Ausser  dem  Generalrath  wählt  die  General-Versammlung  3 General-Revi- 
soren, welche  dem  Vorort  angehören  müssen,  zur  Revision  der  Kasse  und  der  Abschlüsse 
des  Ge  werk- Vereins.  Diese  General- Revisoren  bilden  eine  Kommission,  an  welche  alle  Be- 
schwerden über  die  Geschäftsführung  des  General- Sekretärs  und  Generalraths  bei  Nicht-Tagen 
der  General- Versammlung  zu  richten  sind.  Findet  die  Revisions-Kommission  die  Beschw  erde 
gerechtfertigt,  so  hat  dieselbe  entweder  beim  Generalrath  auf  Abhülfe  zu  dringen,  oder  im 
äussersten  Falle  unter  Zustimmung  der  Vororts-Versammlung  den  Oeneralrath  zu  entbinden, 
und  sofort  eine  Abstimmung  s&mmtlicher  Ortsvereine  über  die  Absetzung  des  Generalraths, 
bezieh,  bestimmter  Mitglieder  desselben,  unter  schriftlicher  Mittheilung  der  Gründe,  herbei- 
zuführen. Die  General- Revisoren  sind  besoldet. 

General-Versammlung. 

#.  86.  Die  General-Versammlung  besteht  aus  Abgeordneten  der  sämratlichen 
Orts- Vereine.  Jeder  Orts- Verein  von  mindestens  1 50  Mitgliedern  wählt  durch  seine  Orts-Ver- 
sammlung aus  seiner  Mitte  einen  Abgeordneten  mit  absoluter  Majorität;  bei  300 — 500  Mit- 
gliedern 2 Abgeordnete,  für  jede  ferneren  öOO  Mitglieder  einen  Abgeordneten  mehr. — 
Vereine  unter  150  Mitgliedern,  sowie  einzelne  Mitglieder  haben  sich  zum  Zwecke  der  Wahl 
auf  Höhe  von  150  zu  vereinigen.  Das  Nähere  hierüber  bestimmt  die  Geschäfts-Ordnung. 

§.37.  Die  G en e r al-  Ve rsa mmlun g bildet  die  oberste  Instanz  in  allen  Angelegen- 
heiten des  Gewerk- Vereins  und  hat  vorzugsweise  über  Folgendes  zu  entscheiden  : 

1.  den  Jahresabschluss  des  Gewerk- Vereins  auf  Bericht  der  General-Revisoren; 

2.  die  Wahl  und  Absetzung  der  Mitglieder  des  Generalraths  und  der  General-Revisoren; 

3.  die  Absetzung  der  Mitglieder  von  Orts-  und  Bezirks- Ausschüssen,  falls  dieselben  ihre 
statutenmässigen  Pflichten  verabsäumen; 

4.  in  letzter  Instanz  die  Ausschliessung  von  Mitgliedern  wegen  Zuwiderhandeln  gegen  die 
Statuten  und  Beschlüsse,  sowie  gegen  die  Ehre  und  Interessen  des  Gewerk-Vereins ; 

5.  den  Eintritt  in  den  Verband  Deutscher  Gewerk- Vereine  und  den  Austritt  aus  demselben, 
sowie  die  Genehmigung  derjenigen  Beschlüsse  des  Verbandes,  welche  nicht,  gemäss  den 
Statuten,  von  selbst  verbindliche  Kraft  haben ; 

0.  die  Aufnahme  von  Orts-  und  Bezirks- Vereinen  des  . . . .-Gewerbes,  mit  ähnlicher  Auf- 
gabe und  Verfassung,  und  die  Verschmelzung  mit  Gewerk  - Vereinen  verwandter  Ge- 
* schäftsz  weige ; 

7.  die  Auslegung  und  Abänderung  der  Statuten  und  Vereins- Beschlüsse  ; 

8.  alle  Anträge  und  Beschwerden,  welche  sich  auf  die  allgemeinen  Verhältnisse  des  Gewerk- 
Vereins  beziehen,  insbesondere  Schritte  de*  Ge  werk- Vereins  gegenüber  den  Arbeitgebern 
und  den  Behörden  im  Allgemeinen ; 

9.  die  Bewilligung  aller  grösseren  Ausgaben,  sowie  die  Ausschreibung  ausserordentlicher 
Beiträge,  vorbehaltlich  der  allgemeinen  Mitgliedcr-Abstimmung  ,§.  38). 

$.  38*  Alle  Anträge  für  die  General-Versammlung  sind  mindestens  0 Wochen  vor  dem 
Zusammentritt  derselben  dem  Generalrath  einzureichen  und  von  diesem  binnen  14  Tagen 
an  aftmmtliche  Orts- Vereine  zu  versenden.  Binnen  wiederum  14  Tagen  haben  aämmtliehe 
Orts- Versammlungen  in  Vorberathung  darüber  zu  treten.  Alle  Anträge,  bei  welchen  nicht 
diese  Fristen  innegehalten  sind,  können  nur  in  ganz  dringlichen  Fällen  von  der  General-Ver- 
sammlung berathen  werden ; die  Dringlichkeits  - Erklärung  erfolgt  nur  mit  2/a  Majorität. 
Statuten- Abänderungen  dürfen  niemals  für  dringlich  erklärt  werden,  und  erfordern  zu  ihm 
Annahme  -/3  Majorität. 

Allgemeine  Abstimmungen. 

89.  Beschliesst  die  General- Versammlung  die  Ausschreibung  ausserordentlicher 
Beitrage,  so  muss  dieser  Beschluss  binnen  höchstens  14  Tagen  durch  eine  allgemeine  Ab- 
stimmung der  Mitglieder  in  sämmtlichen  Orts- Vereinen  genehmigt  werden.  Eine  solche  Ab- 
stimmung soll  ferner  stattflnden,  wenn  in  den  Zwischenräumen  der  General-Versammlungen 
wichtige  Entscheidungen  des  Gewerk-Vereins  noth wendig  sind.  Zur  Veranlassung  einer  all- 
gemeinen Abstimmung  sind  berechtigt : 1.  der  Generalrath.  2.  die  Revision«- Kommission, 
3.  ein  Drittel  der  sftmmtlichen  Orts-Vereine,  wenn  dieselben  unter  Angabe  des  Antrags  und 
der  Motive  die  Abstimmung  verlangen.  — Entscheidend  ist  die  Majorität  sämmtlicher  abge- 
gebenen 8timmen ; die  Abstimmungs-Protokolle  sind  binnen  drei  Tagen  an  die  Revisions- 
Kommission  einzusenden. 

Kassen-Verlilltnlsse. 

40«  Sftmmtliche  Fonds  der  Orts-  und  Bezirks- Vereine  sind  gemeinschaftliches 
Eigenthum  des  ganzen  Gewerk-Vereins,  sowie  andererseits  aäxnmtliche  »tatutenmüssig  ge- 
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leisteten  Ausgaben  der  Orts-  und  Bezirks-Vereine  für  Rechnung  des  ganzen  Gewerk- Vereins 
gehen.  — Bedarf  daher  ein  Orts-  oder  Bezirks-Verein  zu  seinen  atatutenmässigen  Ausgaben 
grösserer  Geldmittel,  als  in  seiner  Kasse  vorhanden  sind,  so  hat  er  sich  unter  Rechnungs- 
legung an  den  Generalrath  zu  wenden , welcher  einen  oder  mehrere  andere  Orts-Vereine  zur 
Absendung  ihres  Ueberacbusses  an  den  benöthigten  Orts-Verein  anweist.  Anweisung  und 
Uebersendung  muss  binnen  spätestens  14  Tagen  erfolgen. 

#.  41.  Am  Jahresanfang  soll  regelmflssig  eine  allgemeine  Ausgleichung  der  Fonds 
unter  den  sämmtlichen  Orts- Vereinen  erfolgen.  Nach  Maasgabe  des  letzten  Jahresabschlusses 
wird  der  Geaammtfonds  des  Gewerk- Vereins  nach  Köpfen  berechnet,  uad  jeder  Orts-Verein 
soll  durch  die  Ausgleichung  annähernd  so  viel  Fonds  erhalten,  als  die  Zahl  seiner  Mitglieder 
bedingt.  Diejenigen  Orts- Vereine,  welche  beträchtlich  mehr  Fonds  haben,  werden  vom 
Generalrath  angewiesen,  an  diejenigen  Orts-Vereine  zu  übersenden,  welche  beträchtlich 
weniger  haben.  Diese  Ausgleichung  hat  binnen  spätestens  vier  Wochen  stattzufinden. 

|.  *2.  Dio  Kasse  des  Uencralraths , welche  von  der  des  Vororts-Vereins  vollständig 
getrennt  ist,  wird  bei  der  allgemeinen  Ausgleichung  mit  5 pCt.  des  Geaammtfonds  dotirt  und 
ist  auf  dieser  Höhe  ferner  zu  erhalten. 

§.  48.  Die  Geldbestände  sind  gemäss  der  Kassen- Ordnung  in  flüssige  und  stehende  zu 
theilen.  Die  ersteren  müssen  so  angelegt  werden,  dass  sie  jederzeit  sofort  verfügbar  sind ; 
die  letzteren  auf  3-  bis  Gmonatliche  Kündigung.  Bei  Anlegung  der  Vereinsfonds  ist  zuerst 
vollkommene  Sicherheit,  dann  aber  die  Verwendung  zum  Nutzen  der  arbeitenden  Klassen, 
insbesondere  bei  Genossenschaften,  massgebend.  • — Die  Belegung  ist  dem  Generalrath  an- 
suzeigen, und  kann  von  diesem  jederzeit  anders  darüber  bestimmt  werden. 

Wander-UnterstÜtzung. 

§.  44.  Wenn  der  Gewerk- Verein  sich  für  die  Wandcr-Unterstützung  §.  2,  Abs.  4;  erklärt, 
so  gelten  folgende  Bestimmungen  : Jedes  Mitglied,  welches  reist,  um  Arbeit  zu  suchen,  und 
mindestens  drei  Monate  Mitglied  des  Gewerk-Vereins  ist , erhält  aus  der  Kasse  der  Orts-, 
bezieh.  Bezirks- Vereine  eine  Wander-Unterstützung  von  . . . Sgr.  für  jede  Meile  von  dem 
Orte,  wo  dasselbe  zuletzt  Unterstützung  empfing.  Diese  Unterstützung  wird  in  dem  Mit- 
gliedsbuche des  Reisenden  vermerkt  und  kann  innerhalb  sechs  Monate  von  demselben  Orts- 
Vereine  nur  einmal  gewährt  werden.  — Bei  jeder  Unterstützung  kann  der  Orts-  bezieh. 
Bezirks- Sekretär  den  Reisenden  zur  Annahme  von  Arbeit  zum  üblichen  Lohn  an  dem  betref- 
fenden Orte  verpflichten;  geht  der  Reisende  hierauf  nicht  ein,  so  verliert  er  den  Anspruch 
auf  weitere  Wander-Unterstützung  aus  den  Kassen  des  Gewerk-Vereins,  was  in  seinem  Mit- 
gliedsbuche zu  vermerken  ist. 

Arbeitslosigkeit. 

$.  45.  Bei  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern,  welche  die 
Arbeitgeber  zur  Entlassung  von  Mitgliedern  [Aussperrung  bestimmt  haben,  hat,  wenn 
es  sich  um  höchstens  10  Mitglieder  handelt,  der  Orts- Ausschuss  in  einer  sofort  zu 
berufenden  Sitzung  und  unter  Einladung  von  Vertretern  beider  Theile  die  Angelegenheit  zu 
prüfen.  Er  hat  dann  entweder  die  Mitglieder  zur  Annahme  der  von  den  Arbeitgebern  ge- 
stellten Bedingungen  zu  verpflichten,  oder  durch  eine  Deputation  etc.  die  Arbeitgeber  um 
Nachgiebigkeit  gegen  die  gerechten  Ansprüche  der  Arbeitnehmer,  — - bezieh,  um  Beru- 
fung eines  unparteiischen  Schiedsgerichts  anzugehen.  — • Weigern  sich  die  Mitglieder, 
den  Beschluss  des  Ausschusses  auszuführen , so  verlieren  sie  das  Anrecht  auf  Hülfsgeld. 
können  aber  an  die  Orts-Versammlung,  bezieh,  den  Generalrath,  Berufung  ein  legen.  — 
Weigern  sich  die  Arbeitgeber,  den  Vergleich  oder  dos  Schiedsgericht  anzunehmen,  so 
hat  der  Ausschuss  sofort  eine  ausserordentliche  Orts-Versammlung  zu  berufen.  Wenn  deren 
Entscheidung  zu  Gunsten  der  Mitglieder  ausfällt,  so  erhalten  dieselben  ein  Hülfsgeld 
von  . . . Sgr.  täglich  aus  der  Kasse  des  Gewerk- Vereins.  — Jede  solche  Angelegenheit  ist  sofort 
dem  Generalrath  anzuzeigen  und  ferner  wöchentlich  darüber  zu  berichten.  Dauert  die 
Aussperrung  oder  Arbeitslosigkeit  länger  als  vier  Wochen,  so  hat  der  Generalrath  über  die 
weitere  Fortdauer  des  Hülfsgeldes  zu  entscheiden.  — Jeder  Beschluss  des  Generalraths  in 
Bezug  auf  Hülfsgeld  muss  in  spätestens  drei  Tagen  dem  betr.  Orts- Verein  mitgetheilt  werden. 

$•  4fi.  Kein  Mitglied  ist  berechtigt,  eigenmächtig  die  Arbeit  einzustellen,  es  sei 
denn,  dass  ihm  unverschuldete  Ehr-  oder  Körper- Verletzung  widerfährt.  Nur  in  diesem  Falle 
behält  es  das  Anrecht  auf  Hülfsgeld.  — Glauben  Mitglieder  jhre  Rechte  und  Interessen  von 
den  Arbeitgebern  verletzt  und  beabsichtigen  in  Folge  dessen  die  Arbeit  einzustellen  , so 
haben  sie  sofort  dem  Orta-SekretftT  Anzeige  zu  machen,  und  es  treten  dieselben  M assregel n 
und  Folgen  ein,  wie  in  §.  45. 

§.47.  Betrifft  die  Aussperrung  oder  beabsichtigte  Arbeits-Einstellung  mehr  als  10 
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§§.4S—  53. 


Vereins-Mitglieder,  so  hat  der  Ausschuss  nach  vorheriger  Prüfung  sofort  an  den 
Generalrath  zu  berichten,  in  dessen  Händen  die  Entscheidung  ruht.  Der  Genermlrath  hat  die 
Deputation  an  den  hetr.  Arbeitgeber  abzuordnen  und  bei  Un Willfährigkeit  der  Arbeitgeber 
die  Arbeits-Einstellung,  bex.  die  Hülfsgelder  der  Ausgesperrten  zu  beschliessen.  — Sowohl 
der  Orts- Ausschuss  als  der  Generalrath  können  zur  Beilegung  der  Streitigkeit  auch  andere 
Mittel,  als  eine  Deputation,  wie  z.  B.  die  Vermittelung  von  angesehenen  unbctheiligten  Per- 
sonen, benutzen.  In  keinem  Falle  ist  der  Generalrath  verpflichtet,  die  Arbeits-Einstel- 
lung zu  beschliessen ; derselbe  hat  vielmehr  auf  die  Zeit-  und  Geschäfts- Verhältnisse  ge- 
bührende Rücksicht  zu  nehmen  und  kann  in  Folge  derselben  den  Austrag  der  Streitigkeiten 
auf  eine  gelegenere  Zeit  vertagen. 

§•  48*  Betrifft  die  Aussperrung  oder  Arbeits-Einstellung  mehrnls  1 ftO  Mitglieder, 
so  hat,  nach  Verlauf  von  vier  Wochen,  der  Generalrath  an  den  ständigen  Ausschuss  des  Ge- 
wcrk-Vereins- Verbandes  zu  berichten  und  die  statutenmäßige  Unterstützung  des  Verbandes 

zu  beantragen.  Erfolgt  diese  Unterstützung  nicht  und  sind  die  Fonds  des -Gewerk- 

Vereins  bereits  stark  angegriffen , so  hat  der  Generalrath  die  Wiederaufnahme  der  Arbeit  an- 
r.uordnen,  womit  das  Aufhören  der  Hülfsgelder  allgemein  eintritt.  Nur  durch  die  General- 
Versammlung,  resp.  dio  allgemeine  Mitglieder- Abstimmung,  kann  in  diesem  Falle  beschlossen 
werden,  dass  die  Arbeite- Einstellung  vermittelst  ausserordentlicher  Beiträge , Anleihen  oder 
sonstiger  Mittel  weitergeführt  werden  soll.  • 

g.  4it.  Ist  während  einer  Aussperrung  oder  Arbeits-Einstellung  gegründete  Aussicht, 
dass  anderswo  Arbeit  für  ein  feierndes  Mitglied  zu  finden  ist,  so  muss  ein  unverheirathetes 
Mitglied  auf  Anordnung  des  General-Sekretärs  binnen  drei  Tagen  nach  jenem  Orte  reisen,  ein 
verheirathetes  Mitglied  binnen  höchstens  vierzehn  Tagen , und  ist  jedes  auf  diese  Weise 
reisende  Mitglied  zu. . . Sgr.  pro  Meile  Reisespesen  aus  der  Vereins- Kasse  berechtigt.  Findet 
sich  auch  an  dem  Orte,  wohin  das  Mitglied  dirigirt  ist,  keine  Arbeit,  so  hat  der  dortige  Orts- 
Sekretär  mit  Zustimmung  des  General-Sekretärs  entweder  die  Rückreise,  oder  die  Reise  an 
einen  dritten  Ort,  wo  Aussicht  auf  Beschäftigung  ist,  anzuordnen,  und  in  beiden  Fällen  das 
nöthige  Reisegeld  anzuweisen.  Für  die  etwa  nöthig  werdende  spätere  üebersiedelung  der 
der  Familien  verheiratheter  Mitglieder  zahlt  der  Gewerk-Verein  gleichfalls  ein  noch  näher  zu 
bestimmendes  Reisegeld. 

50.  Entsteht  eine  allgemeinere  Arbeitslosigkeit  in  Folge  von  Geschäftsstockung, 
so  hat  der  Orts- Ausschuss  bezieh.  Generalrath  möglichst  in  Verbindung  mit  den  Arbeitgebern 
des  Gewerks  und  den  gleichfalls  betroffenen  andern  Ge  werk- Vereinen  geeignete  Mittel  zur 
möglichsten  Abhilfe,  wie  z.  B.  Uebersicdlung  und  Auswanderung,  energisch  zu  ergreifen.  — 
In  ausserordentlichen  Nothfällen  beschliesst  der  Generalrath  auf  Antrag  der  Orte- Ausschüsse 
eine  Unterstützung  aus  der  Kasse  des  Gewerk-Vereins. 

Arbeits-Statistik  und  Arbeits-Vermittlung. 

$•  51.  Die  Orts-Sekretaire  haben  nach  Mossgabe  allgemeiner  Formulare  allmonatlich 
über  die  Höhe  der  I,öhne,  die  Dauer  der  Arbeitezeit,  den  Gang  des  Geschäfts,  die  Anzahl 

der  Lehrlinge  und  alle  anderen  für  die  Lage  der -Arbeiter  an  ihrem  Orte  erheblichen 

Verhältnisse  nach  genauer  Erkundigung  an  den  General-Sekretär  zu  berichten  und  stellt  Letz- 
terer daraus  die  Arbeite- Statistik  des  Ge  werk- Vereins  zusammen.  — Alle  Mitglieder,  welche 
ihre  Arbeit  verlieren,  haben  dies  sofort  dem  Orts-Sekretär  anzuzeigen,  worauf  Letzterer  ent- 
weder am  Orte  selbst,  oder  vermittelst  der  Bezirks-  und  General-Sekretäre  an  andern  Orten 
den  Arbeitslosen  Beschäftigung  zum  üblichen  Lohn  zu  verschaffen  bemüht  sein  muss. 

Allgemeine  Bildung,  gewerblicher  Unterricht  und  Lehrlingswesen. 

$•  52.  Die  Orte- Ausschüsse  und  der  Generalrath  sollen  die  Förderung  der  humanen 
Bildung  unter  den  Mitgliedern  auf  alle  Weise  sich  angelegen  sein  lassen.  Bestehen  an 
dem  betreffenden  Orte  Arbeiter- Bildungs-  oder  Handwerker- Vereine,  so  sind  die  Mitglieder 
zur  Betheiligung  an  denselben  aufzufordern,  nach  Umständen  ist  ein  Zuschuss  zu  den  Kos- 
ten des  Unterrichte  innerhalb  der  von  der  General- Versammlung  zu  steckenden  Grenzen  zu 
leisten.  Bestehen  solche  Vereine  nicht,  so  hat  der  Orte- Ausschuss  die  Gründung  derselben 
zu  veranlassen,  bei  genügender  Mitgliederzahl  für  geeignete  Vorträge  und  Unterrichtskurse 
für  seine  Mitglieder  zu  sorgen.  Die  Lehrer- Honorare  sollen  in  der  Regel  von  den  betheilig- 
ten Mitgliedern  aufgebracht  werden. 

53.  Die  Orts- Vereine  und  der  Ge  werk-Verein  haben  für  Förderung  auch  dca  gewerb- 
liche n Unterrichts  ihrer  Mitglieder  durch  geeignete  Kurse,  Bücher,  Modelle  u.  a.  w. 
eifrig  Sorge  zu  trogen,  wo  möglich  in  Verbindung  mit  den  Arbeiter-Bildung»-  und  Hand- 
werker-Vereinen, oder  mit  den  Orte- Vereinen  verwandter  Gewerke.  Die  Höhe  der  hierzu  ver- 
wendbaren Geldmittel  hat  gleichfalls  die  General- Versammlung  pro  Kopf  der  Mitglieder 
festzustellen. 


§§.  54 — 58. 
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§■  54.  Desgleichen  haben  die  Orts-Vereine  und  der  Ge  werk- Verein  dafür  zu  sorgen,  dass 
das  Lehrlings  wesen  zu  Gunsten  des  Gewerks  sowohl,  als  auch  der  Lehrlinge  selbst  ver- 
bessert werde.  Ist  das  Gewerk  an  einem  Orte,  in  einer  Gegend  oder  allgemein  überfüllt,  oder 
droht  eine  solche  Ueberfüllung,  so  hat  der  Gewerk-Verein  durch  alle  gesetzlichen  Mitte),  wie 
öffentliche  Warnung,  Vorstellung  bei  den  Arbeitgebern  u.  s.  w.  gegen  Annahme  neuer  Lehr- 
linge zu  wirken.  Andererseits  hat  er  dafür  zu  sorgen,  dass  die  einmal  angenommenen  Lehr- 
linge zu  tüchtigen  Arbeitern,  Bürgern  und  Menschen  herangebildet  werden. 

Beschwerden  gegen  Arbeitgeber,  Behörden  und  Publikum. 

§•55.  Alle  begründeten  B e s c h w erd e n der  Mitglieder  gegen  Arbeitgeb  er , Be- 
hörden und  Publikum  sind  sofort  dem  Orts- Sekretor  mitzutheilen,  welcher,  womöglich 
unter  Zuziehung  der  Betheiligten,  dem  Ausschuss  darüber  zu  berichten  hat.  Letzterer  sucht 
entweder  selbst  durch  alle  gesetzlichen  Mittel  Abhülfe  zu  schaffen,  oder,  wenn  die  Sache  eine 
allgemeine  und  wichtige  ist,  so  berichtet  er  an  den  Generalrath.  — Lässt  sich  die  Beschwerde 
nur  auf  gerichtlichem  Wege  abstellen,  so  wird  der  Prozess,  bei  wirklicher  Schuldlosigkeit 
der  betheiligten  Mitglieder,  auf  Kosten  des  Gewerk-Vereins  geführt.  — Fälle,  welche  mehrere 
Gewerke  gemeinsam  betreffen,  sind  an  den  Verband  Deutscher  Gewerk- Vereine  abzugeben. 

Genossenschaften. 

56.  Der  Gewerk-Verein  hat  unter  seinen  Mitgliedern  die  Betheiligung  an  wirthsekaft- 
lieheu  auf  Selbsthülfe  begründeten  Genossenschaften  zu  fördern,  insbesondere  die 
Gründung  von  solide  fundirten  Produktiv- Genossenschaften.  Die  letzteren  sollen  insbeson- 
dere bei  beträchtlichen  Aussperrungen  und  Arbeits-Einstellungen  zur  Beschäftigung  der 
arbeitslosen  Mitglieder  benutzt  werden. 

Auflösung. 

$.57.  Ein  Orts  - Verein  muss  sich  auflöse  n,  sobald  die  Mitgliederzahl  während  drei 
Monaten  weniger  als  sieben  beträgt.  Die  übriggebliebenen  Mitglieder  können  sich  sofort  dem 
nächstbelegenen  Orts-  oder  Bezirks- Verein  anschliessen.  Die  Kasse,  Utensilien  und  Schrift- 
stücke des  aufgelösten  Orts- Vereins  werden  zur  Verfügung  de»  Generalraths  gestellt,  welcher 
die  letzteren  in  Verwahrung  eines  dortigen  Mitgliedes  lassen  kann,  die  Kasse  aber  einem  an- 
dern Orts-Verein  zuweist. 

58.  Die  Auflösung  des  ganzen  Gewerk  - Vereins  erfolgt : 

1.  im  Falle  der  Zahlung»- Unfähigkeit,  wobei  es  die  Pflicht  der  sämxntlichen  Mitglieder  ist, 
die  Beamten,  welche  für  den  Ge  werk- Verein  gezeichnet  haben,  vor  Verlusten  zu  bewahren ; 

2.  durch  Beschluss  der  General- Versammlung,  welcher  mit  2/3  Majorität  gefasst  uud  durch 
allgemeine  Mitglieder- Abstimmung,  gleichfalls  mit  ®/3  Majorität  der  sämmtlichen  abge- 
gebenen Stimmen,  genehmigt  werden  muss. 

Die  auflösende  General-Versammlung  hat,  vorbehaltlich  des  Ausfalls  der  Mitglieder-Ab- 
stimmung,  eine  Liquidations-Kommission  niederzusetzen.  Das  übrig  bleibende  Vermögen 
soll  auf  keinen  Fall  unter  die  Mitglieder  vertheilt  werden,  sondern  den  Kranken-,  Begräbniss- 
und  Invaliden-Kassen  des  Gewerks,  bezieh,  der  Arbeitnehmer  überhaupt,  zufallen. 


L.  Beilagen  zu  Titel  VII.  der  Gewerbe-Ordnung. 

I.  lieberslclit 

der  bestehenden  Landes-Gesetze  über  die  Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbe 
Kammern  in  den  hierfür  wichtigsten  Bundesstaaten. 

A.  Für  Freussen  gilt  das  Gesetz  vom  24.  Februar  1S70  über  die  Handels-Kammern  j 
dasselbe  besagt  unter  u.  a. : ’ 

8.1.  Die  Handels-Kammern  haben  die  Bestimmung,  die  Gesammt-lnteressen 
der  Handels-  und  Gewerbetreibenden  ihres  Bezirks  wahrzunehmen,  insbesondere  die  Be- 
hörden in  der  Förderung  des  Handels  und  der  Gewerbe  durch  thataächliche  Mitthei- 
lungen, Anträge  und  Erstattung  von  Gutachten  zu  unterstützen. 

8.  2.  Die  Errichtung  einer  Handels  - Kammer  unterliegt  der  Genehmigung  des 
HandoU-Ministers.  — Bei  Ertheilung  dieser  Genehmigung  wird  zugleich  über  die  Zahl 
der  Mitglieder  und , wenn  die  Errichtung  für  einen  über  mehrere  Orte  sich  erstrecken- 
den Bezirk  erfolgt,  über  den  Sitz  der  Handels-Kammer  Bestimmung  getroffen. 
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l'ebersicht  der  Gesetzgebung  über 


4.  3.  Zur  Theilnahme  an  der  Wahl  der  Mitglieder  «ind  diejenigen  Kaufleute  und 
Gesellschaften  berechtigt , welche  als  Inhaber  einer  Firma  in  dem  für  den  Bezirk  der 
Handels-Kammer  geführten  Handels- Register  eingetragen  atehen  ; — ferner  die  grös- 
seren Bergbautreibenden.  — 


Die  Verordnung  vom  9.  Februar  1S49  ,'Ges.-S.  1*49.  S.93)  hatte  inPreussen  Gewerb  e- 
Räthe  zur  gemeinschaftlichen  Vertretung  des  Handwerker-,  Fabrik-  und  Handelsstandes 
eingeführt;  dieselben  bewahrten  sich  indessen  nicht  und  sind  sämmtlich  eingegangen. 


B.  Für  Bayern  bestimmt  die 

Verordnung, 

betreffend  die  Handels-  und  Gewerbe-Kammern , dann  die  Handels-,  Fabrik-  und 
Gewerbe-Räthe  vom  20.  Dezember  1868. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

4,  1,  Zur  Förderung  uud  Vertretung  der  Interessen  des  Handels  und  der  Gewerbe 
soll  in  jedem  Regierungs-Bezirke  eine  Handels-  und  Gewerbe-Kammer  errichtet  werden. 

Ausserdem  können  für  Orte  oder  Bezirke . wo  wegen  eines  erheblichen  gewerblichen 
Verkehrs  ein  Bedürfnis  zu  einer  gewerblichen  Vertretung  obwaltet,  auf  Antrag  der  Be- 
theiligten mit  Genehmigung  des  Staats-Ministeriums  des  Handels  und  der  öffentlichen 
Arbeiten  Bezirks-Gremien  — Handels-.  Fabrik-  oder  Gewerbe-Räthe  — gebildet  werden. 

Das  Staats- Ministerium  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten  bestimmt  den  Sitz 
dieser  gewerblichen  Organe , sowie  deren  Bezirk. 

II.  Handels-  und  Gewerbe-Kammern. 

4.  2.  Den  Handels-  und  Gewerbe- Kammern  kommen  folgende  Obliegenheiten  zu  : 

1.  Dieselben  haben  den  betreffenden  Staats  - Behörden  als  begutachtende  sachverständige 
Organe  in  Fragen  zu  dienen , welche  Handel  und  Gewerbe  angchen.  In  der  Regel  sind 
sie  bei  jeder  wichtigen  Angelegenheit  dieser  Art  zu  hören. 

2.  Die  Handels-  und  Gewerbe-Kammern  sind  zur  Wahrnehmung  der  kommerziellen  und 
industriellen  Interessen  des  einschlägigen  Regierung« -Bezirkes  berufen  und  daher 
befugt,  die  zur  Förderung  des  Handels  und  der  Industrie  geeigneten  Hinrichtungen  zu 
berathen  und  bei  der  zuständigen  Behörde  anzuregen. 

3.  Die  Handels-  und  Gewerbe-Kammern  üben  den  ihnen  durch  besondere  Gesetze  und 

Vorschriften  geregelten  Einfluss  auf  die  Ernennung  der  Handelsmäkler  1 Sensale;  und 
Handelsgerichts-Besitzer  aus.  Denselben  kann  mit  ihrer  Zustimmung  die  Verwaltung 
oder  die  Aufsicht  auf  die  Verwaltung  allgemeiner  Handels-Institute , wie  z.  B.  Börsen, 
übertragen  werden 

4-  8.  Jede  Handels-  und  Gewerbe-Kammer  besteht  aus  zwei  Abteilungen : 

1.  der  Handels-Kammer  für  Handel  und  Fabriken, 

2.  der  Gewerbe-Kammer  für  die  nicht  in  diese  Kategorie  gehörenden  Gewerbe 

Die  Zahl  der  Mitglieder  jeder  Abtheilung  wird  von  der  Königlichen  Regierung, 
Kammer  des  Innern , festgesetzt. 

4.  4.  Wahlstimmberechtigt  sind  alle  Mitglieder  des  Handels-,  Fabrik-  und  Gewerbe- 
stands , die  am  Sitze  der  Kammer  , für  welche  die  Wahl  stattfindet . eine  Handlung , eine 
Fabrik  oder  sonstein  Gewerbe  selbständig  betreiben , ferner  die  stellvertretenden  Direk- 
toren oder  Geranten  von  industriellen  oder  kommerziellen  Unternehmungen. 

Wählbar  sind  alle  Wahlberechtigte,  welche 

a.  Bairische  Staats-Bürger  sind, 

b.  das  30.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben , und 

c.  ihr  Geschäft  seit  mindestens  drei  Jahren  betreiben. 

Wer  in  mehreren  Abtheilungen  3)  wahlberechtigt  ist,  kann  nur  in  einer  derselben 
sein  Stimmrecht  ausüben  und  nur  in  eine  Abtheilung  als  Mitglied  eintreten. 

Von  mehreren  Thcilhahern  desselben  Geschäftes  kann  nur  einer  Mitglied  der  Kam- 
mer sein. 

Wenn  Frauen  im  Alleinbesitze  eines  Geschäft»  «ich  befinden  , so  übt  das  Wahlrecht  in 
ihrem  Namen  der  Gcschäftsleitcr. 

Was  von  der  Wahl  der  Gemeinde  - Vertretung  ausschliesat , schliesst  auch  von  der 
Wahl  und  dem  Eintritte  in  die  Handels-  und  Gewerbe-Kammer  aus. 
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5 — 13  betreffen  innere  Organisation  und  den  Geschäftsgang.) 

$.  14.  Für  jede  Kammer  wird  von  der  K.  Regierung,  Kammer  des  Innern,  ein  K. 
Kommissar  ernannt.  Der  K.  Kommissar  ist  ermächtigt,  den  Sitzungen  der  Handels-  und 
Gewerbe- Kammern  beizu  wohnen.  Derselbe  kann  jederzeit  das  Wort  verlangen;  ein  Stimm- 
recht steht  ihm  jedoch  nicht  zu. 

;$•  15.  betr.  Auflösung  und  Neubildung. 

III.  Bezirks-Gremien.  — Handels-  und  Fabrik-,  dann  Gewerbe-Räthe. 

1 }•  16.  Den  Bezirks-Gremien  liegt  die  Förderung  und  Vertretung  der  industriellen  und 
kommerziellen  Interessen  ihrer  Bezirke  in  ähnlicher  Weise  ob,  wie  den  Handels-  und 
Gewerbe-Kammern  in  Ansehung  des  Regierung*  - Bezirkes.  Dieselben  haben  sich  in 
Krstattung  von  Gutachten,  sowie  bei  Vorbnngung  von  Wünschen,  Anträgen  und  Beschwer- 
den einerseits  an  die  [betreffende  Handels-  und  Gewerbe- Kammer , andrerseits  an  die 
einschlägige  Distrikts-Verwaltungs-Behörde  zu  wenden. 

Sie  liefern  den  Handels-  unu  Gewerbe-Kammern  die  Materialien  zur  Erstattuug  des 
Jahresberichtes  und  befassen  sich  ausserdem  mit  der  Erledigung  der  ihnen  innerhalb  ihres 
Wirkungskreises  von  den  Handels-  und  Gewerbe-Kammern  oder  der  Distrikts-Verwal- 
tungs-Behörde zukommenden  Ansinnen. 

jj.  17.  Die  Bezirks-Gremien  können  aus  mehreren  Sektionen  bestehen,  den  Handels-, 
Fabrik-  und  Gewerbe- Käthen , je  nachdem  eine  Vertretung  des  Handels-,  der  Fabrik- 
Industrie  und  der  nicht  in  diese  Kategorien  gehörenden  Gewerbe  als  Bedürfnis*  erscheint 
und  geschaffen  werden  kann. 

Sind  in  einem  Bezirke  die  Voraussetzungen  zur  Bildung  eines  Handels-,  und  eines 
Fabrik-Rathes  gegeben  , so  werden  die  Betheiligten  es  zuträglicher  finden , sich  nicht  in 
besondere  Sektionen  abzutheilen , und  für  Handel  und  Fabrik-Industrie  nur  eine  Abthei- 
lung bilden. 

lK  — 20.  — Schluss  — betr.  : Bezirks-Gremien  ; Wahl  der  Mitglieder  zu  diesen; 
unentgeltliche  Versehung  der  Geschäfte ; Anwendbarkeit  der  für  Handels-  und  Gewerbe- 
Kammern  geltenden  Bestimmungen  auf  die  Gremien.) 


C.  Für  Sachsen  hat  das  Gesetz  vom  211.  Juni  1 SGS  folgende  Bestimmungen  getroffen. 

»1.  An  geeigneten  Orten  des  Landes  werden  Handels-Kammern  und  Ge- 
werbe-Kammern gebildet. 

Die  Bezeichnung  der  Orte  des  Sitzes,  der  zu  jeder  Kammer  gehörenden  Bezirke 
und  der  Zahl  der  Mitglieder  erfolgt  für  jede  Kammer  durch  Verordnung  des  Mini- 
sterium des  Innern , in  welcher  zugleich  bestimmt  wird . ob  und  inwieweit  Handels- 
Kammern  und  Gewerbe- Kammern  getrennte  Kollegien  bilden  oder  vereinigt  thütig  sein 
sollen. 

2.  Für  die  Handels-Kammern  sind  stimmberechtigt  und  wählbar  alle  dem 
Bezirke  mit  dem  Sitze  ihres  Geschäfts  angehörende  männliche  Personen , welche 

a.  als  Kauflcute  oder  als  Fabrikanten  mit  mindestens  zehn  Thalern 
ordentlicher  Gewerbe-Steuer  besteuert , 

b.  25  Jahre  alt  sind ; 

ferner  die  Vertreter  und  beziehendlich  Besitzer  der  ira  Bezirke  belegenen  fiska- 
lischen und  kommunalen  Gewerbs- Anstalten , Eisenbahn-,  Schifffahrts-,  Bergwcrks- 
und  Steinbruchs-Unternehmungen. 

3.  Für  die  Gewerbe-Kammern  sind  stimmberechtigt  und  wählbar  alle  dem 
Bezirke  angchörigen  Gewerbetreibenden,  welche 

n.  als  Kaufleute  und  Fabrikanten  mit  weniger  als  zehn  Thalern.  aber  mindestens 
Einem  Thaler  besteuert  sind  , 
oder 

b.  ohne  zu  den  Kaufleuten  und  Fabrikanten  zu  gehören,  im  Gewerbe  - Steuer- 
Kataster  mit  mindestens  Einem  Thaler  angesetzt  sind.  » 


1).  Für  Württemberg  ist  die  Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbe- Kam- 
mern durch  die  Verordnungen  v.  19.  Septbr.  1854  (Reg. -Bl.  1854  S.  79}  und  17.  Februar 
1858  (Reg. -Bl.  1858  S.  17)  geregelt.  Leitende  Grundsätze  sind:  Die  Handels-  und 
Gewerbe-Kammern  haben  den  Beruf,  Wünsche  und  Anträge,  in  Absicht  auf  die  Förde- 
rung der  Gewerbe  und  des  Handels,  den  Gemeinde-  und  Staats-Behörden  vorzutragen; 
statistische  Notizen  über  Gegenstände  der  Gewerbe  und  des  Handels  zu  sammeln ; die 
Behörden  bei  Ausführung  von  Massregeln  zur  Förderung  der  Gewerbe  und  des  Handels  zu 
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unterstützen  und  die  ihnen  etwa  übertragene  Aufsicht  über  hierzu  dienende  Anstalten  und 
Einrichtungen  zu  übernehmen;  in  Gewerbe-  und  Handels -Streitigkeiten  privatrccht- 
licher  Natur  auf  Anrufen  der  Betheiligten  eine  schiedsgerichtliche  Entscheidung  zu 
geben,  u.  s w.  — Niemand  kann  wählen  oder  gewählt  werden,  welcher  nicht  in  guten 
Vermögens- Verhältnissen  sich  befindet  und  liir  eigene  llechnung  ein  Handelsgeschäft  oder 
Gewerbe  von  bedeutenderem  Umfange  betreibt , oder  betrieben  hat  oder  ein  solches  als 
technischer  oder  kaufmännischer  Vorstand  leitet  oder  geleitet  hat.  Es  wird  nach  den  drei 
Gruppen  der  Kaufleute , Fabrikanten  und  Handwerker  gewählt. 


E»  Für  Baden  bestimmt  Art.  5 des  die  Einführung  dcrGewerbe-Ordnung  betreffenden 
Gesetzes  vom  2t.  Dezbr.  1S71 : 

» l)ie  ltegierung  kann , wo  sich  das  Bedürfnis»  zeigt,  die  Errichtung  von  Gewerbe- 
Kammern  veranlassen , welchen  die  Wahrung  und  Förderung  der  gemeinsamen  In- 
teressen aller  oder  einzelner  Klassen  des  Gewerbestandes  eines  Ortes  oder  Landea- 
theiles  zur  Aufgabe  gestellt  ist  allgemeine  oder  besondere  Gewerbe- Kammern . Han- 
dels-Kammern etc.). 

Für  jede  einzelne  Gewerbe-  oder  Handels-Kammer  werden  die  näheren  Bestimmun- 
gen über  ihre  Verfassung  und  Einrichtung,  ihren  Bezirk  und  Wirkungskreis  und  über 
die  Art  und  Weise , wie  die  zu  ihrem  Bestand  erforderlichen  Mittel  aufzubringen  sind, 
durch  Beschlussfassung  derjenigen,  welche  an  Errichtung  und  Erhaltung  derselben  sich 
betheiligen  wollen,  unter  Genehmigung  der  ltegierung  fcstgeslellt.  ■ 


F.  Für  Hessen  ist  unterm  17.Novbr.  1X71  ein  »Gesetz  über  Errichtung  der  Handels- 
Kammern»  ergangen.  Hess. -Heg.  1X71  Nr.  3S.1  Art.  1 bestimmt:  »Handels-Kammern 
haben  die  Bestimmung,  die  Gesammt-Interesseu  des  Handels  und  der  Manufakturen  ihres 
Bezirkes  wahrzunehmen  insbesondere  die  Behörden  in  der  Förderung  des  Handels  und 
der  Fabriken  durch  thatsächliche  Mittbeilungen,  Anträge  und  Gutachten  zu  unter- 
stützen.»   


G.  Für  Bremen  gelten:  Gesetz  vom  21.  Februar  18Ö4,  betreffend  die  Handels- 
Kammern  , und  Gesetz  vom  27.  Oktbr.  1863,  betreffend  die  Gew  erbe- Kammern. 

Der  Kaufmannskonvent  wird  von  den  Mitgliedern  der  Bremischen  Börse  gebildet 
und  wählt  die  Handels-Kammer.  Der  Gewerbekonvent  wird  von  den  Fabrik- 
Besitzern  und  Handwerksmeistern  gewählt  und  wählt  seinerseits  die  Gewerbe-Kammer. 
Beide  Kammern  haben  die  Bestimmung,  auf  -Vlies,  was  für  das  Gewerbewesen  ihres 
Geschäftsbereiches  im  Bremischen  Staate  dienlich  sein  kann,  ihr  Augenmerk  zu  richten, 
über  die  Mittel  zu  dessen  Förderung  zu  berathen  und  gutachtlich  zu  berichten.  Jede 
Kammer  erhält  aus  Staatsmitteln  zur  Bestreitung  der  Kosten  ihrer  Zwecke  jährlich 
HHJU  Thalcr. 


Für  Hamburg  regelt  die  Verfassung  vom  2$.  Septbr.  1X60  Art.  93,  — ferner  die  Be- 
kanntmachung vom  5.  Dezember  1X66  jj§.  43  flg.  die  Bildung  der  »zur  Förderung  der 
Interessen  des  Handels™  zu  erwählenden  Han  de  1 s- Kam  m er;  — dann  das  Gesell  vom 
18.  Dezember  1X72  die  Einrichtung  der  »zur  Förderung  des  Gewerbe-Betriebes  von  den 
Gewerbetreibenden  zu  erwählenden  Gewerbe- Kam  mer«. 

Die  Bedürfnisse  beider  Kammern  werden  aus  der  Staats-Kasse  bestritten. 

In  LUbeck  ist  durch  §.  8 der  revidirten  Kaufmanns-Ordnung  vom  28.  Januar  1867 
die  Leitung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Kaufmannschaft  einem  Vorstande  über- 
tragen, der  den  Namen  »Handels- K ammur*  führt.  Der  Wirkungskreis  der  Handels- 
Kammer  umfasst  tlieils  die  Geschäftsführung  für  die  Kaufmännische  Genossenschaft,  theil* 
die  Ausübung  derjenigen  Befugnisse,  welche  ihr  in  Handels-  und  Schifffahrts-Angelegen- 
heiten des  I.übtckischen  Freistaats  übertragen  sind.  Gleichzeitig  ist  die 

Ordnung  für  die  Ltlbeckische  Gewerbe-Kammer  vom  2S.  Januar  1867 
ergangen,  welche  u.  a.  bestimmt: 

Art.  1.  Die  Gewerbe-Kammer  hat  im  Allgemeinen  die  Bestimmung,  die  gemeinsamen 
Interessen  des  Gewerbewesens  im  Lübeokischen  Freistaate  wahrzunehmen  und  zu  fordern, 
mit  Ausnahme  jedoch  derjenigen  Gegenstände,  welche  der  Handels-Kammer  zur  Fürsorge 
überwiesen  sind- 

Insbeaondere  ist  dieselbe  verpflichtet , innerhalb  des  ihr  zugetheiltcn  Wirkungskreises 
auf  Alles,  was  für  das  Gewerbeweseu  dienlich  sein  kann . fortwährend  ihr  Augenmerk  zu 
richten,  desfallsige  Wunsche  und  Beschwerden  der  Ge  werbe  (reihen  den  zu  beachten , über 
die  Mittel  zur  Hebung  der  Gewerbe , sowie  über  die  Beseitigung  etwaiger  Hindernisse 
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sich  zu  berathen  und  darüber  dem  Senate  und  den  Behörden,  auf  deren  Aufforderung  oder 
auch  unaufgefordert,  gutachtlich  zu  berichten. 

Art.  2.  Die  Gewerbe-Kammer  besteht  aus  scchszehn  Mitgliedern. 

Art.  8.  Die  Mitglieder  der  Gewerbe-Kammer  verwalten  ihr  Amt  unentgeltlich. 

Art.  4.  Wählbar  zum  Mitgliede  der  Gew  erbe- Kammer  sind  alle  im  I.übeekischen 
Freistaat»*  wohnhaften  selbstständigen  Gewerbetreibenden,  welche  zur  Theilnahme  an  den 
Wahlen  für  die  Bürgerschaft  berechtigt  sind , wiewohl  mit  Ausschluss  der  blossen  Hand- 
und  Lohnarbeiter. 

Art.  5.  Die  Mitglieder  der  Gewerbe-Kammer  werden  von  dem  Bürger-Ausschusse  auf 
je  vier  Jahre  erwählt. 

Art.  8.  Zur  Bestreitung  der  durch  die  Thätigkeit  der  Gewerbe-Kammer  veranlassten 
nothwendigen  Ausgaben  wird  alljährlich  ein  Beitrag  von  500  7/lf..,  soweit  erforderlich,  aus 
der  Staats-Kasse  bewilligt. 


II.  Verzeichnis». 

der  zur  Zeit  im  Deutschen  Reiche  bestehenden,  gesetzlich  anerkannten  Vertretungen 

der  Gewerbe. 

1.  In  Preussen  bestehen  folgende  Handels-Kammern  und  kaufmäunische  Korporationen  : 

I.  Provinz  Preussen. 

Braunsberg,  Bez. : Stadt  Braunsberg. 

Königsberg.  Kaufmännische  Korporation ; Bez.  Stadt-Bezirk  Königsberg  Der 
Vorstand  führt  die  Bezeichnung:  .Vorsteher-Amt  der  Kaufmannschaft. 

Memel,  Kaufmännische  Korporation  , Bez.:  Stadt-Bezirk  Memel  nebst  '/.meiligem 
Umkreise  der  Stadt,  Bommelsvittc  und  Schmelz  Der  Vorstand  führt  die  Bezeichnung: 
»Vorsteher- Amt  der  Kaufmannschaft.» 

Danzig,  Kaufmännische  Korporation;  Bei.:  Stadt  Danzig.  (Der  Vorstand  führt  die 
Bezeichnung:  »Vorsteher-Amt  der  Kaufmannschaft » 

Elbing,  Kaufmännische  Korporation  ; Bez.:  Stadt  Elbing.  (Der  Vorstand  führt  die 
Bezeichnung  : »Aelteste  der  Kaufmannschaft. »t 

Thorn  , Bez. : Kreis  Tborn. 

Insterburg,  Bez. : Stadt  und  Kreis  Insterburg 

Tilsit,  Kaufmännische  Korporation;  Bez.:  Stadt  Tilsit.  (Der  Vorstand  führt  die 
Bezeichnung : »Vorsteher-Amt  der  Kaufmannschaft.«) 

2.  Provinz  Brandenburg. 

Kottbus  , Bez  : Kreis  Kottbus. 

Frankfurt  a.  <>.,  Bez.:  Stadt  Frankfurt  a.  O.  nebst  dazu  gehörigen  Kämmerei- 
Dörfern. 

Sorau,  Bez.:  Oestlich  vom  Neissefluss  belegener  Theil  des  Kreises  Sorau,  erkl. 
der  zur  Gerichts- Deputation  Forst  gehörigen  Ortschaften 

Berlin,  Kaufmännische  Korporation  ; Bez.:  Stadt-Bezirk  von  Berlin  und  Charlotten- 
burg. Der  Vorstand  führt  die  Bezeichnung:  »Aelteste  der  Kaufmannschaft  von  Berlin.») 

3.  Provinz  Pommern. 

Stettin,  Kaufmännische  Korporation ; Bez.:  Stadt-Bezirk  von  Stettin.  iDer  Vor- 
stand führt  die  Bezeichnung : »die  \ orsteher  der  Kaufmannschaft.»; 

Swinemünde,  Bez.:  Stadt  Swinemünde  und  fiskalischer  Hafengrund  im  Kreise 
Usedom-WoUin. 

4.  Provinz  Po«en. 

Posen,  Bez. : Stadt  Posen 

S.  Provinz  Schlesien. 

Görlitz,  Bez. : Stadt  und  Kreis  Görlitz,  ausser  Stadt  Reichenbach. 

G r ü n b e r g , Bez.  : Kreis  Grünberg. 

Hirschh erg,  Bez. : Kreise  Hirschberg  und  Schönau. 

Landeshut,  Bez. : Kreis  Landeahut. 

Lauban.  Bez.:  Kreis  Laubin  und  vom  Kreise  I.öwenberg  der  südwestlich  vom 
Eisenbahndamm  der  Schlesischen  Gebirgsbahn  beiegene  Theil. 
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Liegnitz,  Bez. : Kreis  Liegnitz. 

Breslau,  Bez.:  Stadt  Breslau. 

Schweidnitz,  Bez.:  Kreise  Reichenbach,  Schweidnitz,  Waldenburg,  und  vom 
Kreise  Striegau  die  Ortschaft  Laasan. 

Gleiwitz,  Bez.:  Kreise  Gleiwitz,  Pless  und  Rybnik. 

6.  Provinz  Sachsen. 

Halle,  Bez.:  Gemeinde-Bezirk  der  Stadt  Halle;  Kreise  Bitterfeld  und  Delitzsch 
(ausschl.  Stadt  Delitzsch  ; Saalkreis;  Mansfelder  Seekreis;  Mansfelder  Gebirgakreis 
(ausschl.  Gerichts-Kommissions-Bezirk  Ermsleben );  Kreise  Querfurt,  Merseburg,  Naum- 
burg, Weissenfels,  Zeitz. 

Erfurt,  Bez. ; Stadt-Bezirk  Erfurt,  Kreis  Schleusingen,  Stadt  Sömmerda. 

Mühlhausen,  Bez. : Kreise  Mühlhausen,  Heiligenstadt,  Worbis. 

Nordhausen,  Bez. : Städte  Nordhausen,  Benneckenstein , Bleicherode,  Ellrich; 
Kreis  Sangerhausen  (einschl.  Grafschaft  Stolberg  - Stolberg  und  Stolberg-Rossla) ; Amts- 
Bezirk  Hohnstein. 

Halbcrstadt,  Bez.:  Kreise  Halberstadt,  Aschersleben,  Oschersleben  und  Wernige- 
rode ; Gerichts-Kommissions-Bczirk  Ermsleben. 

Magdeburg,  Kaufmännische  Korporation ; Bez.:  Magdeburg,  Neustadt,  Buckau 
nebst  einmeiligem  Umkreise  dieser  Staate.  ‘Der  Vorstand  führt  die  Bezeichnung:  «die 
Aeltcsten  der  Kaufmannschaft.«} 

7.  Provinz  Schleswig-Holstein. 

Altona,  Kaufmännische  Korporation;  Bez. : Stadt  Altona.  Die  Korporation  führt 
die  Bezeichnung:  »Kommerz-Kollegium.«. 

Flensburg,  Bez.:  Städtischer  Polizei- Bezirk  von  Flensburg  einschl.  Duburg  und 
Jürgensbye. 

Kiel,  Bez.  : Stadt  Kiel  einschl.  Dorfgarten,  Ellerbeck  und  Neumühlen. 

8.  Provinz  Hannover. 

Goslar,  Bez.:  Aemter  Liebenburg,  Wöltingerode  (einschl.  Stadt  Goslar',  Zellerfeld 
und  Elbingerode. 

Göttin  gen  , Bez. : Kreise  Osterode,  Göttingen  und  Einbeck. 

Hildesheim,  Bez.:  Kreise  Hildesheim  und  Marienburg  und  Amt  Buchenem. 

Lüneburg,  Bez. : Kreise  Lüneburg,  Uelzen  und  Dannenberg  ; Aemter  Isenhagen, 
Soltau,  Bergen,  Winsen  nebst  Stadt  Winsen. 

Osnabrück,  Bez.:  Landdrostei- Bezirk  Osnabrück  'ausschl.  Stadt  Papenburg)  und 
und  Kreis  Tecklenburg. 

Emden,  Bez.:  Landdrostci-Bezirk  Aurich  und  Stadt  Papenburg.  i(Dic  Handels- 
Kammer  führt  die  Bezeichnung:  »Handels-Kammer  für  Ost-Fricsland  und  Papenburg.«/ 

Hannover,  Bez.:  Land-  und  Stadt- Kreis  Hannover,  Kreise  Wennigsen,  Hameln, 
Celle,  Gifhorn  ausschl.  Amt  Isenhagen  und  Rinteln. 

Verden,  Bez.:  Kreise  Verden,  Diepholz,  Hoya  und  Nienburg,  Aemter  Rotenburg, 
Fallingbostel  und  Ahlden. 

Geestemünde,  Bez.:  Kreise  Lehe  und  Osterholz. 

Harburg,  Bez.  : Kreis  Harburg  .ausschl.  Amt  und  Stadt  Winsen1,  Stader  Marsch-, 
Stader  Geest-Kreis,  Kreis  Neuhaus  a.  d.  O.,  Kreis  Ottemdorf  und  Amt  Zeven. 

9.  Provinz  Westphalen. 

Bielefeld,  Bez. : Kreise  Bielefeld,  Halle,  Wiedenbrück,  Herford  — ausschl.  AratSr- 
Bezirk  Gohfeld-Menninghuffen  und  Bünde-Rödinghausen  und  Stadt  Vlotho. 

Minden,  Bez.:  Kreise  Minden,  Lübbecke  und  vom  Kreise  Herford  Amts- Bezirk 
Gohfeld-Menninghüffen  und  Bünde-Rödinghausen  und  Stadt  Vlotho. 

Münster,  Bez. : Regierungs-Bezirk  Münster  ausschl.  Kreis  Tecklenburg. 

Arnsberg,  Bez.  : Kreise  Arnsberg,  Meschede,  Brilon. 

Bochum,  Bez. : Kreis  Bochum. 

Dortmund,  Bez.:  Kreis  Dortmund. 

Hagen,  Bez.:  Kreis  Hagen. 

Iserlohn,  Bez.:  Kreis  Iserlohn. 

Lüde  n scheid,  Bez. : Kreis  Altena. 

Siegen,  Bez.:  Kreis  Siegen. 

10.  Provinz  Hessen-Nassau. 

Kassel,  Bez. : Stadt-  und  Land-Kreis  Kassel. 

Hanau,  Bez. : Kreis  Hanau . 
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Dillenburg,  Bei.  : Dill-  und  über- Westerwald-Kreis. 

Frankfurt  a.  M,,  Bei.!  Städte  Frankfurt  a.  M.  und  Bockenheim,  Gemeinde- Bezirke 
Bonsmcs  und  Bornheim. 

Limburg,  Bei.:  Unter- Westerwald-Kreis , Oberlahn- Kreis , Unterlahn- Kreis  und 
(vom  Kheingau-Kreise;  Amts-Bezirk  Braubach. 

Wiesbaden,  Bez. : Stadt-Kreis  Wiesbaden.  Untertaunus-Kreis  und  vom  Kheingau- 
Kreise:  Aemter  St.  Goarshausen,  Rüdesheim,  I-'ltville ; vom  Land-Kreise  Wiesbaden: 
Aemter  Wiesbaden,  Hochheim,  Höchst;  vom  Obertaunus-Kreise:  Aemter  Usingen  und 
Königstein. 

11.  Rheinprovinz. 

Aachen,  Bez. : Gemeinde- Bezirk  von  Aacheu  und  Burtscheid. 

Eupen  , Bez  : Kreis  Eupen. 

Stolberg,  Bez.  : Land-Kreis  Aachen  ausschl.  Burtscheid  und  Kreis  Düren. 
Koblenz,  Bez.  Gemeinde-Bezirk  der  Stadt  Koblenz. 

Köln,  Bez. : Stadt  Köln. 

Mülheim  a.  Rh.,  Bez.  : Kreis  Mülheim  a.  Rh. 

Barmen,  Bez. : Stadt-Kreis  und  Ober-Bürgermeisterei  Barmen. 

Krefeld,  Bez.:  Gemeinde-Bezirk  von  Krefeld  und  Uerdingen  und  Stadt  Kempen. 
Duisburg,  Bez. : Gemeinde- Bezirk  der  Stadt  Duisburg. 

Düsseldorf,  Gemeinde-Bezirk  Düsseldorf,  Gerresheim  nebst  Erkrath,  Eckamp,  Ra- 
tingen und  Hilden. 

Elberfeld,  Bez. : Stadt-Kreis  und  Ober-Bürgermeisterei  Elberfeld. 

Essen,  Bez.  : Kreis  Essen. 

Gladbach,  Bez.:  Kreise  Gladbach  und  Grevenbroich  und  vom  Kreise  Kempen  die 
Bürgermeistereien  Bracht,  Dülken,  Schüchteln,  Kaldenkirchen,  Lobberich,  Burgwaldniel, 
Kirchspielwaldniel,  Oedt,  Grefrath,  ltreiell,  Boisheim,  Amern  St.  Anton  und  Amern 
St.  Georg,  sowie  die  Sammt-Gemeinden  Brüggen  und  Born. 

Lennep,  Bez. : Kreis  Lennep. 

Mülhetm  a.  d.  Ruhr,  Bez.:  Stadt  und  Bürgermeisterei  Mülheim  a.  d.  Ruhr  und 
Gemeinde-Bezirk  Oberhausen. 

Neuss,  Bez.:  Bürgermeisterei  Neuss. 

Solingen,  Bez. : Kreis  Solingen. 

Wesel,  Bez.  : Stadt  Wesel. 

Saarbrücken,  Bez.:  Kreis  Saarbrücken. 

Trier,  Bez. : Stadt-  und  Land-Kreis  Trier,  Kreise  Bitburg,  Saarburg  und  Wittlich. 

2.  ln  Baden : 

Karlsruhe,  Handels-Kammer.  Konstanz,  Handels-  und  Gewerbe-Kammer. 
Eberbach  a.  N. , Handels-Genossenschaft.  Heidelberg.  Handels-Kammer. 
Lahr,  Handels-Kammer.  M a n n h e i m , Handels-Kammer.  Offenburg,  Handels- 
Kammer.  Pforzheim  , Handels-Kammer.  Ras  tatt , Handels-Kammer. 

3.  In  Bayern : 

Berchtesgaden,  Bezirks-Gremium.  München,  Handels- und  Gewerbe-Kammer. 
Kosenheim,  Fabrik-  und  Handels- Rath.  Landshut,  Handels-Gremium.  P a s - 
sau,  Handels- und  Gewerbe-Kammer.  Pfarrkirchen,  Bezirks-Gremium.  Zwie- 
fel,  Bezirks-Gremium.  A n wei ler , Fabrik- und  Handels-Kammer.  Bergzabern, 
Bezirks-Gremium.  Cusel,  Bezirks-Gremium.  Fra nke nth al , Bezirks-Gremium. 
G e r m e r s h e i m , Bezirks-Gremium . Grünstadt,  Bezirks-Gremium.  Homburg, 
Bezirks-Gremium.  Kirchheimbolanden,  Bezirks-Gremium.  Ludwigshafen, 
Handels-  und  Gewerbe-Kammer.  Neustadt  a.  Haardt,  Handels-Rath.  Pirmasenz, 
Bezirks-Gremium.  Speyer,  Handels-Rath.  Zw  ei  brück  en , Bezirks  - Gremium. 
Augsburg,  Handels-  und  Gewerbe- Kammer.  Donauwörth,  Bezirks-Gre- 
mium. Kempten,  Handels- Kammer.  Krumbach,  Bezirks- Gremium.  Neu- 
bürg  a.  d.  Donau,  Bezirks  - Gremium . Ansbach,  Bezirks -Gremium.  Dinkels- 
bühl, Bezirks-Gremium.  Eichstädt,  Bezirks-Gremium.  Erlangen,  Bezirks- 
Gremium.  Fürth,  Bezirks-Gremium.  Nürnberg,  Handels- und  Gewerbe-Kammer. 
Rothenburg,  Bezirks -Gremium.  Schwaben,  Bezirks-Gremium.  Weissen- 
b urg,  Bezirks  - Gremium.  Bamberg,  Bezirks  - Gremium.  Bayreuth  . Handels- 
und Gewerbe-Kammer.  Hof,  Bezirks-Gremium.  Münchberg,  Bezirks-Gremium. 
Wunsiedel,  Bezirks  - Gremium.  Kitzingen,  Bezirks- Gremium  Lahr,  Be- 
zirks-Gremium. Marktbreit,  Bezirks-Gremium.  Miltenberg,  Bezirks-Gremium. 
Schwcinfurt,  Handels- und  Fabrik-Rath  Würzburg,  Handels- Rath.  Amberg, 
Bezirks-Gremium.  Aschaffenburg,  Bezirks-Gremium.  Kaiserslautern,  Be- 
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zirka- Gremium.  Landau,  Bezirks-Gremium.  Lindau,  Ausschuss  der  Handels- 
Kammer.  Regensburg,  Handels-  und  Gewerbe -Kammer.  Weiden,  Bezirks- 
Gremium. 

4.  In  Braunschweig : 

Braunschweig,  Handels-Kammer. 

5.  In  Bremen : Handels-Kammer, 

. 6.  In  Elsaaa-Loth  ringen : 

11  isc h w e il er,  Gewerbe-Kammer.  Kolmar,  Handels-Kammer.  Markirch, 
Gewerbe-Kammer  Metz,  Handels-Kammer.  Miilliauscn,  Handels-Kammer, 
Strassburg,  Handels-Kammer. 

7.  In  Hamburg: 

Hamburg,  Handels-Kammer.  Rit  ze  b u ttel-K  uxh  afen  , Handels-Kammer. 

8.  In  Heesen : 

Dingen,  Handels-Kammer.  Darmstadt,  Handels-Kammer.  Giessen,  Han- 
dels-Verein. Mainz,  Handels-Kammer  (und  Verein  mittelrhein.  Fabrikanten  . 
Offenbach,  Handels-Kammer  und  Handels-Verein  . Worms.  Handels- Kammer. 

ft.  In  Lübeck: 

Lübeck,  Handels-Kammer 

10.  ln  Mecklenburg-Schwerin : 

Rostock,  Kaufmannschaft.  Wismar,  Kaufm. -Kompagnie. 

11.  In  Oldenburg: 

Brake,  Handels- Verein.  Oldenburg,  Handels-  und  Gewerbe-Verein. 

12.  In  Bachsen : 

Chemnitz,  Handels-  und  Gewerbe-Kammer.  Dresden,  Handels-  und  Gewerbe- 
Kammer:  Kaufmannschaft.  Leipzig,  Handels-Kammer;  Gewerbe-Kammer:  Kra- 
mer-Innung. Plauen,  Handels-  und  Gewerbe-Kammer.  Zittau,  Handels-  und 
Gewerbe-Kammer. 

13.  In  den  Sächsischen  Heraogthümem : 

Altenburg,  Kramer-Innung.  Gera,  Handels-Kammer.  Goth  a , Kaufmanns- 
Innung.  Neustadt  a.  d.  Weide,  Handels-  und  Gewerbe-Kammer.  Jena,  Handels- 
Kammer.  R o d a c h , Handels-Kammer. 

14.  In  Württemberg: 

Calw  , Handels- und  Gewerbe- Kammer.  Esslingen,  Handels-Verein.  Heiden- 
heim , Handels-  und  Gewerbe-Kammer.  Hcilbronu,  Handels-  und  Gewerbe- 
Kammer.  Ravensburg,  Handels-  und  Gewerbe  - Kammer.  Reutlingen, 
Handels-  und  Gewerbe- Kammer.  Rottweil,  Handels-  und  Gewerbe-Kammer. 

Stuttgart,  Handel»-  und  Gewerbe-Kammer;  Württembergischer  Gewerbe-Verein. 
Ulm  . Handels-  und  Gewerbe-Kammer. 


Mi.  Beilagen  zn  §.  106  der  Gewerbe-Ordnung. 

Prenssen. 

Vorschriften  Uber  Fortbildungs-Schulen  für  Lehrlinge  von  Gewerbetreibenden. 

A.  Orts-Statut. 

Auf  Grund  der  §§.  1 0*5  und  147  der  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  lbü'.i  wird , nach 
Anhörung  von  Vertretern  des  Gewerbestandes,  unter  Zustimmung  der  Stadt- Verordneten- 
Yersammiung  . für  den  Gemeinde-Bezirk  N.  N.  Nachstehendes  festgesetzt. 
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§•  1«  Jeder  Lehrling , welcher  bei  einem  hiesigen  iHandwerkermeister  in  der  Lehre 
steht,  oder  künftig  in  die  Lehre  tritt,  ist,  sofern  er  aas  18.  Lebensjahr  nicht  überschritten 
hat,  zum  regelmässigen  Besuche  der  hiesigen  Handwerker- Fortbildungs- Schule,  der 
Lehrherr  aber  ist  zur  Gewährung  der  für  diesen  Behuf  erforderlichen  Zeit  verpflichtet. 

2.  Auf  Grund  des  Gutachtens  des  Lehrer-Kollegiums  dieser  Schule  kann  von  dem 
Vorstande  derselben  die  Befreiung  vom  Schulbesuche  ausgesprochen  werden,  wenn  die 
Ueberzeugung  gewonnen  ist , dass  der  betreffende  Lehrling  aasjenige  Maas  von  Kennt- 
nissen besitzt , Meiches  die  Handwerker-Fortbildungs-Schule  zu  erwerben  Gelegenheit 
Kiebt. 

y.  3.  Die  Lehrherren  sind  verpflichtet,  ihre  Lehrlinge  innerhalb  acht  Tagen  vom 
Beginne  der  Lehrzeit  ah  bei  dem  Dirigenten  der  Schule  anzumelden  und  binnen  gleicher 
Frist  die  Entlassung  eines  Lehrlings  , welcher  die  Schule  beaucht , anzuzeigen. 

).  4.  Lehrlinge , welche  der  im  §.  1 ausgesprochenen  Verpflichtung  nicht  nach- 
kommen,  können  zum  regelmässigen  Besuche  der  Schule  zwangsweise  angehalten  werden. 

«.  5.  Der  Unterricht  an  der  Fortbildungs-Schule  wird  unentgeltlich  ertheilt.  Die 
Besoldung  der  Lehrer,  die  Kosten  für  Beheizung  und  Beleuchtung  der  Schulräumc,  sowie 
für  Beschaffung  der  Unterrichts-Mittel,  einschliesslich  der  Zeichenvorlagen,  werden  aus  der 
Kämmerei-Kusse  bestritten. 

t 

Dagegen  hat  sich  jeder  Schüler  mit  den  erforderlichen  Büchern,  Schreib-Materialien 
und  Arbeitszeug  selbst  zu  versehen. 

y.  ti.  Unterrichts-Stunden  finden  statt: 

a.  Sonntags  für  Zeichnen  2 Stunden, 

b.  an  2 Wochentagen,  Abends  7 Uhr  2 Stunden,  nach  Abtheilungen  getrennt. 

y.  J.  Auch  nicht  verpflichteten  jungen  Leuten  steht  auf  ihren  Wunsch  der  Besuch  der 
Schule  frei.  *)  

B.  Polizei-Verordnung. 

Auf  Grund  der  Vorschriften  im  §.  6 und  20  des  Gesetzes  über  die  Polizei- Verwaltung 
vom  11.  März  1850  wirrt  , nach  Berathung  mit  dem  Magistrate  im  Anschluss  an  das  Orts- 
Statut  vom , betreffend  die  hiesige  Handwerker-Fortbildungs-Schule  folgende  Poli- 

zei-Verordnung erlassen. 

y.  1.  (Gesellen,  Gehülfen  undj  Jährlinge,  welche  nsch  dem  Orts-Statute  vom 

zum  Besuche  der  Handwerker- Fortbildungs-Schule  verpflichtet  sind,  diese  Schule  aber 
entweder  gar  nicht  besuchen  oder  die  angeordneten  Unterrichts-Stunden  ohne  genügende 
Entschuldigung  versäumen,  werden  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  3 Thalern  oder  verhältniss- 
mässiger  Haft  belegt. 

Als  genügende  Entschuldigung  gilt  im  Allgemeinen  nur  Krankheit  des  Lehrlings. 

y.  2.  Mit  gleicher  Strafe  werden  bedroht  Eltern , Vormünder , Arbeite-  oder  Lehr- 
herren . welche  den  Eintritt  der  nach  §.  1 verpflichteten  (Gesellen,  Gehülfen  und)  Lehr- 
linge in  die  Schule  gänzlich  verhindern , oder  ihnen  die  für  deren  Besuch  erforderliche 
Zeit  nicht  gewähren  oder  diezurUeberwachung  des  Schulbesuchs  getroffenen  Anordnungen 
nicht  befolgen. 

§.  3.  Nach  Befinden  kann  der  Eintritt  der  Schulpflichtigen  in  die  Schule  und  der 
regelmässige  Schulbesuch  durch  zwangsweise  Zuführung  ermöglicht  werden. 

Die  Polizei-Verwaltung. 


TV.  Beilagen  zu  §.  109  der  Gewerbe-Ordnung. 

_ Beilage  Hr.  I. 

Preussen.  — — 

A-  Orts-Statut,  betreffend  die  Errichtung  gewerblicher  Schiedsgerichte  in  N.  N. 

Errichtung  des  Gewerbe-Schiedsgerichts. 

y.  1.  Auf  Grund  der  §§.  108,  127  und  142  der  Gewerbe-Ordnung  für  das  Deutsche 
Keich  wird  hierdurch  für  den  Gemeinde-Bezirk  der  Stadt  N.  ein  Gewerbe-Schiedagerioht 
errichtet. 


•)  An  Orten,  wo  die  Verpflichtung  auch  der  jugendlichen  Fabrik-Arbeiter  zum  Besuch  der 
Fortbildung*- Schule  bezweckt  wird,  ist  die  Fassung  des  Statuts  demgemäss  zu  erweitern. 
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Beil.  I.  Preussen.  Orts-Statut,  betreffend  die 


«§.2-7. 


Kompetenz  desselben. 

$•  -•  Das  Gewerbe  - Schiedsgericht  ist  nur  competent  zur  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten : 

A.  der  selbständigen  Gew  erbetreibenden,  mit  ihren  Gehalten , Gesellen  und  Lehr- 
lingen ; 

H.  der  Fabrik-Inhaher  mit  ihren  Fabrik- Arbeitern  , insofern  sie  betreffen: 

1 . den  Antritt . die  Fortsetzung  oder  Aufhebung  de»  Arbeit»-  oder  Lehrverhältnisses, 

'1.  die  gegenseitigen  Leistungen  während  der  Dauer  derselben , 

3.  die  Ertheilung  oder  den  Inhalt  von  Zeugnissen 

a.  für  Geholfen,  Gesellen  und  Fabrik- Arbeitern  über  die  Art  und  Dauer  ihrer  Beschäfti- 
gung und  ihre  Führung  während  derselben  , 

b.  für  Lehrlinge  über  die  Dauer  der  Lehrzeit,  ihr  Betrageu  während  derselben  und  ihre 
erworbenen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten.  Der  Rechtsweg  in  diesen  Streitsachen  ist 
nur  im  Falle  der  Berufung  (cfr.  §.  15]  zulässig. 

$■  8.  Als  Einigungs-Amtfungirt  das  Gewerbe-Schiedsgericht  bei  Zerwürfnissen  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern,  welche  das  Interesse  sämmtlicher  Gewerbs-  und  Arbeits- 
Genossen  gemeinschaftlieh  berühren. 

Wird  diese  Vermittelung  des  Gewerbe-Schiedsgerichts  in  Anspruch  genommen,  so  hat 
jede  Partei  ihre  Schiedsrichter  zu  benennen.  In  dieser  Eigenschaft  steht  dem  Gewerbe- 
Schiedsgericht  keine  richterliche  oder  Zwanghefugniss  zu.  seine  Thätigkeit  beschränkt  sich 
vielmehr  darauf,  einen  Ausgleich  der  vorhandenen  Zerwürfnisse  zur  Zufriedenheit  beider 
streitenden  Theile  zu  erstreben  und  der  Ausdehnung  des  Zwiespaltes  vorzubeugen. 

Zusammensetzung  des  Gewerbe-Schiedsgerichts. 

H»  4.  Das  Gewerbe- Schiedsgericht  wird  unter  dem  Vorsitze  eines  Mitgliedes  de» 
Magistrats,  welches  derselbe  fürsämmtliche  Streitfälle  ständig  ernennt,  unter  gleichmässiger 
Zuziehung  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  derartig  gebildet,  dass  jede  Partei  für 
den  zur  Entscheidung  stehenden  Fall  je  einen  oder  zwei  Schiedsrichter  bezeichnet  . 

Ernennt  der  Kläger  nur  einen  Schiedsrichter , so  ist  vom  Verklagten  gleichfalls  nur 
ein  Schiedsrichter  zu  bezeichnen. 

Der  Kläger  hat  bei  Anbringung  der  Klage , der  Verklagte  bei  Empfangnahme  der 
Vorladung  »einen  oder  seine  Schiedsrichter  zu  bestimmen  Arbeitgeber  dürfen  nur 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  nur  Arbeitnehmer  zu  Schiedsrichtern  in  Vorschlag  bringen. 
Werden  von  einer  oder  beiden  Parteien  keine  Schiedsrichter  bezeichnet , so  erfolgt  deren 
Ernennung  durch  den  Vorsitzenden. 

Eigenschaften  der  Gewerbe-Schiedsrichter. 

§.  5.  Der  Vorsitzende  und  die  von  den  Parteien  zu  ernennenden  Schiedsrichter 
müssen  grossjährig  sein  , sich  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  und  nicht  im 
Konkurse  befinden',  dürfen  kein  persönliches  Interesse  an  der  zu  entscheidenden  Sache 
haben  , mit  keiner  der  Parteien  bis  zum  vierten  Grade  einschliesslich  verwandt  oder  rer- 
schwägcrt,  keiner  derselben  in  der  Sache  Rath  ertheilt  haben,  und  mindestens  seit  einem 
Jahre  in  N.  N.  wohnen  oder  beschäftigt  sein.  ■ 

Dass  dies  der  Fall,  muss  von  dem  Vorsitzenden  vor  Eröffnung  der  Verhandlung  durch 
abzunehmende  eidesstattliche  Versicherung  festgestellt  werden. 

Die  Gewerbe-Schiedsrichter  verwalten  ihr  Amt  als  Ehrenamt. 

Die  Ablehnung  der  Uebernahme  desselben  ist  nur  aus  den  gleichen  Gründen  zulässig, 
aus  welchen  die  Uebernahme  eines  unbesoldeten  Gemeinde-Amtes  nach  den  Bestimmungen 
der  Städte-Ordnung  verweigert  werden  derf. 

Zweifel  über  die  Befähigung  zum  Gewerbe-Schiedsrichter-Amte  oder  über  die  Zulässig- 
keit einer  Ablehnung  entscheidet  der  Vorsitzende 

Beechlutsfihigkeit  dei  Gewerbe-Schiedsgerichts. 

$.  6.  Das  Gewerbe-Schiedsgericht  ist  nur  dann  beschlussfähig , wenn  die  von  den 
Parteien  gewählten  oder  von  dem  Vorsitzenden  ernannten  Schiedsrichter  anwesend  sind. 

Verhandlungen  über  einen  Vergleich  dürfen  stattfinden  , wenn  auch  das  Gewerbe- 
Schiedsgericht  nicht  vollzählig  ist. 

Verpflichtung  dar  Schiedsrichter,  Parteien  und  Zeugen  zur  Thellnihme  an  den  Verhandlungen 

jt-7.  Schiedsrichter,  Parteien  und  Zeugen  sind  verpflichtet,  der  an  sie  ergangener. 
Vorladung  Folge  zu  leisten  ; wenn  sie  ohne  ausreichende  Entschuldigung , die  rechtzeitie 
bei  dem  5 orsitzenden  des  Gewerbe-Schiedsgerichts  anzubringen  ist , im  dem  angesetzter 


§§.  S— 15. 
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Termine  ausbleiben , so  verfallen  sie  in  eine  in  der  Vorladung  anxudrohende  Ordnungs- 
strafe bis  zu  3 Thlr.,  welche  der  Magistrat  festsetzt. 

Geschäftsgang  beim  Gewerbe-Schiedsgericht. 

I.  Verhandlungen. 

$.  S.  Die  Verhandlungen  des  Gewerbe-Schiedsgerichts  sind  öffentlich  und  mündlich 
unter  Leitung  des  Vorsitzenden  oder  in  Behinderungs-Fällen  von  dessen  Stellvertreter. 
Ueber  dieselben  wird  ein  Protokollbuch  geführt.  Die  in  dasselbe  nach  laufender  Nummer 
einzut ragenden  Protokolle  müssen  deu  Streitgegenstand , die  Entscheidung  oder  den  Ver- 
gleich , die  Unterschrift  der  Schiedsrichter , welche  die  Entscheidung  getroffen  haben  und, 
im  Falle  ein  Vergleich  zu  Stande  kam , auch  die  Unterschrift  der  Parteien  enthalten. 

Die  sonstigen,  auf  die  vor  dem  Gewerbe -Schiedsgericht  verhandelten  Streitsachen 
bezüglichen  Schriftstücke  werden  mit  der  betreffenden  N ummer  des  Protokollbuches  bezeich- 
net und  zu  den  Akten  gesammelt. 

II.  Persönliches  Erscheinen  der  Parteien  und  Stellvertretung 

dersel  beu. 

1).  Die  Parteien  müssen  !ror  dem  Gewerbe-Schiedsgericht  persönlich  erscheinen ; 
eine  Vertretung  derselben  ist  nur  in  Fällen  bescheinigter  Krankheit  oder  Abwesenheit 
zulässig  und  kann  nur  durch  grossjährige  männliche  Verwandte,  Verschwägerte  oder  Ge- 
werbs-Genossen  erfolgen. 

III.  Verfahren  in  Betreff  der  Klagen  und  Termine. 

$.  10.  Klagen  können  mündlich  zu  Protokoll  gegeben , auch  schriftlich  eingereicht 
werden ; im  letzeren  Falle  ist  eine  Abschrift  derselben  beizufügen. 

Auf  die  Klage  wird  sofort  Termin  zur  Verhandlung  der  Sache  anberaumt,  die  Parteien 
werden  dazu  vorgeladen  , der  Verklagte,  nach  dem  »messen  des  Vorsitzenden  , entweder 
mit  blosser  Angabe  der  Streitsache , oder  unter  Mittheilung  einer  Abschrift  der  Klage  und 
der  Verwarnung,  dass  bei  seinem  Ausbleiben  angenommen  werde,  er  erkenne  den  Anspruch 
des  Klägers,  als  begründet  an.  Erscheint  der  Verklagte  im  Termine  nicht,  so  wird  der 
gestellten  Verwarnung  gemäss  erkannt.  Beim  Ausbleiben  des  Klägers  wird  die  Klage  als 
zurückgenommen  erachtet , wenn  der  Verklagte  sich  dem  Klage-Antrage  nicht  unterwirft. 
Dieses  Kontumazial-Verfahren  findet  auch  statt,  wenn  eine  der  Parteien  eine  Verhandlung 
vor  dem  Schiedsgericht  durch  ihr  Verhalten  oder  auf  andere  Weise  unmöglich  macht. 

Erscheinen  die  Parteien,  so  hat  das  Gewerbe-Schiedsgericht  vorzugsweise  eine  gütliche 
Erledigung  der  Streitsache  zu  erstreben;  gelingt  dieses  nicht,  so  wird  der  Gegenstand  voll- 
ständig verhandelt  und  darauf  sofort  entweder  entschieden  oder  Beweis- Aufnahme  und  ein 
anderweiter  Termin  beschlossen  , welcher  den  Parteien  sogleich  bekannt  gemacht  wird. 

Eine  Verlegung  der  angesetzten  Termine  findet  nur  aus  erheblichen  Gründen  statt, 
worüber  der  Vorsitzende  befindet. 

Beschlussfassung  des  Gewerbe-Schiedsgerichts. 

$.  11*  Das  Gewerbe  - Schiedsgericht  fasst  seine  Entscheidungen  nach  Stimmen- 
mehrheit. 

Ausfertigung  der  Entscheidung  oder  des  Vergleichs. 

$.  12.  Auf  Verlangen  erhalten  dit*  Parteien  eine  Ausfertigung  der  schiedsgerichtlichen 
Entscheidung  oder  des  geschlossenen  Vergleiches. 

Rechtskraft  der  Entscheidungen  und  Vergleiche. 

ff.  18.  Die  Entscheidung  des  Gewerbe-Schiedsgerichts  wird  rechtskräftig,  sobald  sie 
den  Parteien  bekannt  gemacht  ist.  Die  vor  dem  Uewerbe-SchiedRgericht  geschlossenen 
Vergleiche  haben  dieselben  Rechtswirk  ungen  wie  dessen  Urtelssprücne. 

Vollstreckung  der  Entscheidung  oder  des  Vergleiches. 

$ 14.  Wird  die  zwangsweise  Vollstreckung  einer  getroffenen  Entscheidung  oder 
eines  Vergleiches  nachgesucnt,  so  erfolgt  sie  auf  Antrag  des  Gewerbe-Schiedsgerichts 
durch  den  Magistrat. 

Berufung  gegen  die  Entscheidung  des  Gewerbe-Schiedsgerichts. 

ff.  15.  Gegen  die  Entscheidung  des  Gewerbe-Schiedsgerichts  steht  die  Berufung  auf 
den  Rechtsweg  offen.  Die  Berufung  muss,  bei  Verlust  dieses  Rechtsmittels,  innerhalb 
zehn  Tagen  nach  Bekanntmachung  der  schiedsgerichtlichen  Entscheidung  bei  dem  zustän- 
digen Gericht  angebracht  werden. 

Die  vorläufige  Vollstreckung  der  Entscheidung  wird  durch  die  Berufung  nicht  gehemmt, 
es  sei  denn  , dass  durch  die  Vollstreckung  ein  unersetzlicher  Schaden  entstände. 
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Kosten  Mir  die  Verhandlungen  des  Gewerbe-Schiedsgerichts. 

$.  IG.  Die  Verhandlungen  vor  dem  Gewerbe-Schiedsgericht  sind  kostenfrei. 

Nur  baare  Auslagen  sind  zu  erstatten.  An  Schreibgebühren  sind  2 </j  Sgr.  pro  Bogen 
zif  berechnen,  lieber  die  Verpflichtung  zur  Tragung  dieser  Kosten  erkennt  das  Gewerbe- 
Schiedsgericht. 

Verwendung  der  Kosten  und  Strafgelder. 

$.  17.  Die  nach  ti.  IG  zu  zahlenden  Schreibgebühren,  sowie  die  nach  $.  7 zu  ent- 
richtenden Ordnungsstrafen  werden  zur  Bestreitung  der  Bureau-Ausgaben  verwandt ; ein 
etwaiger  Ueberschuss  wird  der  städtischen  Armen-Kasse  überwiesen. 

Der  Büreau-Beamte  des  Gewerbe-Schiedsgerichts  wird  vom  Magistrat  gestellt  und  die 
erste  Anschaffung  der  Büreau-L’tensilien  erfolgt  auf  Kosten  der  Stadtgemeinde. 


II.  Orts. Statut 

für  die  Stadt  N.  bezüglich  der  Bildung  eines  gewerblichen  Schiedsgerichts  zur  Entscheidung 
von  Streitigkeiten  zwischen  selbständigen  Gewerbetreibenden  oder  Fabrikherren  und  deren 
Gesellen  und  Lehrlingen  oder  Arbeitern. 

Auf  Grund  der  Vorschriften  in  den  §§.  UIS  und  142  der  Gewerbe-Ordnung  für  den 
Norddoutschen  Bund  vom  21.  Juni  1 Stiit  und  nach  Anhörung  hetheiligtcr  Gewerbetreiben- 
der wird  folgende  Festsetzung  für  die  selbständigen  Gewerbetreibenden  und  Fabrikherren 
und  deren  Gesellen  und  Lehrlinge,  bezieh.  Arbeiter  im  Bezirk  der  Stadt  N.  getroffen. 

• SS-  1.  Streitigkeiten  zwischen  selbständigen  Gewerbetreibenden  und  ihren  Gesellen, 
Geholfen  oder  Lehrlingen  , sowie  zwischen  Fabrik-Besitzern  und  ihren  Arbeitern,  die  sich 
auf  den  Antritt , di«  Fortsetzung  oder  Aufhebung  des  Arbeite-  oder  Lehr-Verhiltnissea, 
auf  die  gegenseitigen  Leistungen  wahrend  der  Dauer  desselben  oder  auf  die  Krtheilung 
oder  den  Inhalt  der  in  den  113  und  124  der  Gewerbe-Ordnung  erwähnten  Zeugnisse 
beziehen  , sind  in  Zukunft  hier  Orts  nicht  von  der  Gemeinde-Behörde,  sondern  von  einem 
Schiedsgericht  zu  entscheiden. 

#.  2.  Das  Schiedsgericht  besteht  aus  : 

a.  einem  Vorsitzenden  Magistrats-MitjgUede,  welches  jedoch  auch  Stimmchat. 

b.  aus  mindestens  zwei  Beisitzern,  welche fürjeden  einzclnenStreitfaU  durch denVorsitzen- 
den  einberufen  werden  und  zwar  zur  Hälfte  aus  Arbeitgebern  und  zur  Hälfte  aus  Arbeit- 
nehmern. 

#.  8.  Durch  die  Stadt- Verordneten-Versammlung  w erden  aus  der  Mitte  der  Arbeitgeber 
G und  aus  der  Mitte  der  Arbeitnehmer  12  Personen  auf  3 Jahre  gewählt  und  diese  Zahl 
stets  ergänzt . aus  welcher  die  Beisitzer  für  jeden  Streitfall  durch  den  Vorsitzenden  ausge- 
wählt und  einberufen  werden.  Sowohl  die  Auswahl,  als  auch  die  Bestimmung  der  die 
Mindestzahl  |§.  2 b.)  übersteigenden  Anzahl  der  Beisitzer  erfolgt  durch  den  Vorsitzenden. 

_ #.  4.  Wer  von  den  Mitgliedern  des  Schiedsgerichts,  Zeugen  und  Parteien  ohne  vor- 
herige ausreichende  F.ntschuldigung,  die  bei  dem  Vorsitzenden  rechtzeitig  anzubringtn  ist, 
in  einer  Sitiung  des  Schiedsgerichts  ausblcibt , verfällt  in  die  Ordnungsstrafe , <1»  der 
Magistrat  festsetzt  und  welche  die  Höhe  von  .7  Thaler  erreichen  darf. 

jf.  5.  Die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  ist  eine  endgültige  und  ist  gegen  dieselbe 
kein  Kechtsmittel  zulässig.  Die  Vollstreckung  des  lirtheils  erfolgt  auf  Antrag  der  ob- 
siegenden Partei  durch  die  Gemeinde-Behörde. 

§.  G.  Durch  den  Spruch  des  Schiedsgerichts  dürfen  keinem  von  beiden  Theilen 
Kosten,  ausser  den  etwaigen  Zeugen-Gebühren  und  sonstigeu  haaren  Auslagen  entstehen. 

Der  Magistrat.  . • ( 

Die  Stadt-Verordnetcn-Versammlung, 
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Statuten 

für  dag  Einigungs-Amt  des -Gewerks  zu  . . 

Nach  dem  Entwürfe  des  Herrn  Pr.  M.  Hirsch.) 


Beilage  Kr  2. 


1.  Das  »Einigungs-Amt  des -Gewerks  zu  . . . .«  hat  den  Zweck,  über  alle, 

die  l.öhne  und  die  Arbeite- Verhältnisse  betreffenden  Streitfragen,  welche  jeweils  von  den 
Arbeitgebern  oder  Arbeitnehmern  bei  ihm  angebracht  werden , schiedsrichterlich  zu  ent- 
scheiden und  durch  versöhnliche  Mittel  dahin  zu  wirken , allen  entstehenden  Irrungen  ein 
Ende  zu  machen. 

2.  Das  Einigungs-Amt  besteht  aus  neun  Arbeitgebern  und  neun  Arbeitnehmern  ; 
die  neun  Arbeitgeber  werden  von  einer  öffentlichen  Versammlung  der  Arbeitgeber,  die 
neun  Arbeitnehmer  von  einer  öffentlichen  Versammlung  der  Arbeitnehmer  erwählt.  Die 
Vertreter  bleiben  ein  Jahr  im  Amte  und  sind  wiederwählbar.  Die  Neuwahl  des  Einigungs- 
Amtes  findet  im  Januar  jedes  Jahres  statt. 

$.  8.  Jeder  Vertreter  erscheint  im  Einigungs-Amte  mit  Vollmacht  von  seiner  Wähler- 
schaft, und  die  Entscheidung  des  Einigungs-Amtes  soll  als  bindend  für  beide  Theile, 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  angesehen  werden.  Zur  Beschluss-Fähigkeit  ist  die  An- 
wesenheit von  mindestens  drei  Vertretern  jedes  der  beiden  Theile  erforderlich. 

$.  4.  Ein  I'rüfungs-  Ausschuss  aus  vier  Mitgliedern  des  Einigungs-Amtes,  zweiArbeit- 
gebernund  zwei  Arbeitnehmern,  bestehend,  hat  alle  Streitfälle,  welche  eingebracht  werden, 
zu  untersuchen  und  soll  sich  bemühen , die  gütliche  Beilegung  zu  bewirken.  Falls  der 
Ausschuss  nicht  im  Standeist,  eine  bei  ihm  vorgebrachte  Angelegenheit  freundschaftlich 
zu  ordnen , so  soll  dieselbe  an  das  Einigungs-Amt  selbst  überwiesen  werden ; in  keinem 
Falle  darf  der  Ausschuss  ein  Urtheil  fällen.  Der  Prüfungs-Ausschuss  wird  jährlich  in  der 
ersten  Sitzung  des  neugewählten  Einigungs-Amtes  ernannt. 

#.  5.  Das  Einigungs-Amt  erwählt  in  seiner  ersten  Jahressitzung  aus  seiner  Mitte 
zwei  Vorsitzende  und  zwei  Schriftführer,  welche  ein  Jahr  im  Amte  bleiben  und  wieder- 
wählbar sind.  Ein  Vorsitzender  und  ein  Schriftführer  müssen  Arbeitgeber,  der  andere 
Vorsitzende  und  der  andere  Schriftführer  müssen  Arbeitnehmer  sein. 

g.  8.  Das  Einigungs-Amt  versammelt  sich  zur  Erledigung  der  Geschäfte  einmal  viertel- 
jährig an  einem  bestimmten  Tage.  Ausserdem  hat  der  Vorsitzende  auf  einen  von  drei  Mit- 
gliedern Unterzeichneten  Antrag,  welcher  das  Wesentliche  der  zu  erledigenden  Angelegenheit 
enthält,  binnen  acht  Tagen  eine  Versammlung  der  Mitglieder  zu  berufen.  Das  Berufungs- 
Schreiben  soll  die  Tagesordnung  deutlich  angeben. 

7.  Klagen,  welche  dem  Einigungs-Amt  zur  Untersuchung  vorgelegt  werden , sind 
schriftlich  derart  abzufassen,  dass  das  Wesen  der  Beschwerde  so  klar  als  möglich  daraus 
ersichtlich  ist. 

§.  8.  Die  beiden  Vorsitzenden  führen  abwechselnd  den  Vorsitz  in  den  Sitzungen 
des  Einigung«- Amtes.  In  Abwesenheit  desjenigen  Vorsitzenden  , an  welchem  die  Reihe 
ist , wird,  falls  derselbe  Arbeitgeber  ist , von  den  anwesenden  Arbeitgebern , im  andern 
Falle  von  den  Arbeitnehmern , aus  ihrer  Mitte  ein  Vorsitzender  für  die  netreffende  Sitzung 
gewählt.  Der  Vorsitzende  hat  eine  Stimme  und  bei  Stimmengleichheit  die  entscheidende 
Stimme. 

9.  Wenn  in  einer  Sitzung  des  Einigungs-Amts  die  Zahl  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  ungleich  ist,  so  sollen  zwar  Alle  das  Kccht  haben,  sich  an  der  Berathung 
aller  vorliegenden  Gegenstände  zu  betheiligen,  aber  nur  eine  gleiche  Zahl  von  jeder  Seite 
soll  stimmen  ; das  Ausscheiden  der  überflüssigen  Mitglieder  geschieht  durch  das  Loos. 
Wer  bei  einer  besonderen  Streitsache  selbst  Partei  ist , muss  bei  Berathung  derselben  aus- 
scheiden. 

K>  10.  Alle  von  dem  Einigungs-Amte  gemachten  Ausgaben  werden  gleichmässig  von 
den  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  getragen ; die  Rechnung  soll  in  jeder  Vierteljahrs- 
Sitzung  gelegt  und  entlastet  werden. 

jf.  11.  Jede  Aenderung  und  jeder  Zusatz  zu  diesen  Statuten  bedarf  der  Genehmigung 
von  Seiten  der  Versammlungen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  welche  mit  einfacher 
Stimmenmehrheit  zu  beschhessen  ist. 
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Beil.  1.  Preu«,en.  Verordnung,  betr. 


O.  Beilagen  in  128  der  Gewerbe-Ordnung. 

Beilage  Kr,  l. 

Preussen. 

Ministerial  - Verordnung,  betreffend  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter 
in  Fabriken.  Vom  18.  Aug.lS5H. 

(Zunächst  erlassen  zur  Ausführung;  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1853.) 

I 

Entstehen  Zweifel  darüber,  ob  eine  Anstalt  unter  das  Gesetz  fällt,  so  ist  vor  Allem  die 
Art  und  der  Zweck  der  Beschäftigung  der  jugendlichen  Arbeiter  sorgfältig  zu  prüfen.  Ergiebt 
sich  hierbei,  dass  ein  festes,  die  gesainmtc  Ausbildung  der  jugendlichen  Arbeiter  zum  selb- 
ständigen Betrieb  eines  Geschäftes  bezweckendes  Lehrverhältniss  nicht  statthndet , ao  ist  dz» 
Gesetz  zur  Anwendung  zu  bringen.  Im  entgegengesetzten  Falle  kommen  in  Betreff  des  Schul- 
unterrichts die  allgemeinen  Bestimmungen  über  den  Schulbesuch  zur  Anwendung. 

Letzteres  gilt  auch  von  deT  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  ausserhalb  derFa- 
brikations-Stätten,  namentlich  bei  dem  Feld-  und  Gartenbau  zu  Fabrikations-Zwecken, 
wie  x.  B.  zur  Raben-Zucker-Fabrikation. 

Treten  in  solchen  Fällen  besondere  Gefahren  für  den  Schulbesuch  ein , so  empfiehlt  es 
sich,  durch  Polizei- Verordnungen  die  Arbeitgeber  für  den  Schulbesuch  der  Arbeiter  dadurch 
verantwortlich  zu  machen,  dass  ihnen  für  jedes  während  der  Schulstunden  ohne  Erlaubnis» 
der  Orts-Schul-Inspektoren  von  ihnen  beschäftigte  schulpflichtige  Kind  eine  Strafe  angedroht 
wird.  (Vgl.  Amts-Blatt  der  Königlichen  Regierung  zu  Magdeburg  1852,  S.  65;  der  König- 
lichen Regierung  zu  Merseburg  1853,  S.  40.) 

n. 

Bei  jeder  Anstalt,  welche  dem  Gesetz  unterliegt,  ist  zu  prüfen,  ob  dieselbe 
A«  in  baulicher, 

B.  in  sittlicher  Hinsicht,  und 

C*  in  Beziehung  auf  die  Art  der  Arbeit  und  deren  Einfluss  auf  die  Gesundheit 
besonderer  Anordnungen  bedarf. 

Zu  A.  sind  die  Bau-  und  Sanitäts-Beamten  der  Kreise  und  Bezirke  zu  beauftragen,  bei 
Gelegenheit  ihrer  amtlichen  Reisen,  unter  Zuziehung  der  Polizei-Behörden  , die  betreffenden 
Lokalitäten  in  Augenschein  zu  nehmen  und  demnächst  der  Königlichen  Regierung  dasjenige 
vorzutragen,  was  in  Berücksichtigung  der  Vorschriften  des  Gesetzes,  zu  Anzeigen  oder  Vor- 
schlägen Anlass  bieten  möchte. 

Wenn  hierbei  mit  Rücksicht  auf  die  Fürsorge  für  die  Erhaltung  der  Gesundheit  der 
jugendlichen  Arbeiter  Aenderungen  in  schon  bestehenden  Lokalitäten  für  unerlässlich  er- 
achtet werden , so  hat  die  Königliche  Regierung  für  deren  Ausführung  in  angemessenen 
Fristen,  nötigenfalls  im  Wege  der  administrativen  Exekution  zu  sorgen  und  nach  Befinden 
der  Umstände  einstweilen  die  Beschäftigung  der  jugendlichen  Arbeiter  in  solchen  ungesun- 
den Räumen  zu  untersagen.  Als  nothwendig  erscheinen  , soweit  sie  irgend  ausführbar  sind, 
besonders  solche  Einrichtungen,  welche  die  Erhaltung  reiner  Luft  in  den  Fabrikriumen  und 
die  Beseitigung  schädlicher  Einflüsse  der  Kälte  oder  Hitze  bezwecken. 

Mit  besonderer  Sorgfalt  sind  neue  Baupläne  dieser  Art  zu  prüfen  und  nach  den  er- 
forderlichen Anweisungen  zu  vervollständigen. 

Bedarf  eine  Anlage,  in  welcher  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  werden  sollen,  einer 
Konzession , so  ist  bei  Ertheilung  derselben  auf  den  Inhalt  dieser  Anweisung  Rücksicht  zu 
nehmen. 

Zu  B.  ist  zu  prüfen , ob  und  welche  besondere  Gefahren  nach  der  Natur  der  speziellen 
Verhältnisse  in  sittlicher  Beziehung  den  in  einer  Anstalt  beschäftigten  jugendlichen  Arbeitern 
drohen.  Solchen  Gefahren  ist  mit  Energie  entgegenzutreten.  Im  Allgemeinen  sind  hierbei 
folgende  Rücksichten  zu  beobachten : 

1.  Die  Beschäftigung  der  Kinder  in  Gemeinschaft  mit  Erwachsenen  ist,  wenn  dies  mit  dem 

Fabrik-Betrieb  vereinbar  ist,  zu  verhüten,  oder  doch,  so  viel  irgend  möglich,  zu  be- 
schränken, jedenfalls  aber,  wenn  sich  dieselbe  nicht  vermeiden  lässt,  von  den  Fabrikanten 
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sorgfältig  zu  beaufsichtigen.  Insbesondere  ist  darauf  zu  sehen , dass,  wo  es  sich  irgend 
vermeiden  lässt,  Mädchen  unter  16  Jahren  nicht  mit  Knaben  oder  Männern  gleichzeitig  in 
deiiselben  Räumen  arbeiten;  die  Zigarren-Fabriken und  Buchdruckereien  bedürfen  hier- 
bei besonderer  Aufmerksamkeit. 

2.  Es  darf  nicht  geduldet  werden,  dass,  wo  jugendliche  Arbeiter  genöthigt  sind,  der  Entfer- 
nung von  der  elterlichen  Wohnung  halber,  ausserhalb  der  letzteren  zu  übernachten,  in 
denselben  Schlafräumen  gleichzeitig  Personen  verschiedenen  Geschlechts  Aufnahme  fin- 
den. •)  Die  Aufnahme  jugendlicher  Arbeiter  darf  nur  unter  Genehmigung  ihrer  Eltern 
oder  Vormünder  stattfinden. 

3.  Der  \ erkehr  der  jugendlichen  Arbeiter  auf  dem  Wege  nach  und  von  der  Fabrik  wird 
der  besonderen  Fürsorge  und  Ueberwachung  der  für  jeden  Ort  zu  bildenden  Aufsichts- 
Organe  zu  empfehlen  sein. 

4.  Die  Auszahlung  des  Lohnes  an  die  jugendlichen  Arbeiter,  statt  an  ihre  Eltern  oder  Vor- 
münder, hat  sich  als  ganz  besonders  sittenverderblich  erwiesen,  indem  die  ersteren  da- 
durch, ihren  Angehörigen  gegenüber,  frühzeitig  eine  Selbständigkeit  und  mannigfache 
Gelegenheit  zu  Ausschreitungen  gewinnen,  die  von  den  traurigsten  Folgen  sind.  Wenn 
es  nun  auch  nicht  zulässig  erscheint,  jene  unmittelbaren  Zahlungen  schlechthin  zu  ver- 
bieten, weil  ein  solches  Verbot  leicht  umgangen  werden  könnte,  so  haben  die  Behörden 
doch,  soviel  es  sich  thun  lässt,  durch  die  Örtlichen  Aufsichts-Organe  dahin  zu  wirken, 
dass  die  Fabrik- Besitzer  es  sich  selbst  zum  Gesetz  machen,  den  Lohn  nur  den  Eltern 
oder  Vormündern  oder  den,  von  diesen  beauftragten  erwachsenen  Stellvertretern  zu 
zahlen. 

5.  Die  jugendlichen  Arbeiter  haben  ihre  Mahlzeiten,  wo  es  die  Räumlichkeit  gestattet,  nicht 
in  den  Arbeits-Lokalien,  sondern  in  anderen  Räumen  einzunehmen.  Es  ist  darauf  zu 
achten,  dass  dies  unter  gehöriger  Aufsicht  über  Zucht  und  Sitte  geschehe. 

Ueberhaupt  werden  die  Behörden  es  sich  dringend  angelegen  sein  lassen,  die  Ent- 
wickelung der  sittlichen  Zustände  der  ihrer  Aufsicht  befohlenen  gewerblichen  Anstalten 
möglichst  zu  fördern. 

Zu  C.  muss  sorgfältig  erwogen  werden,  weiche  Beschäftigungen  für  jugendliche  Arbeiter 
überhaupt  nicht  geeignet  sind  und  dahgr  für  letztere  gänzlich  verboten  werden  müssen,  **) 
und  welche  Vorsichta-Massregeln  nöthig  erscheinen,  um  den  schädlichen  Folgen  zulässiger 
Beschäftigungen  vorzubeugen.  Die  Königliche  Regierung  ist  befugt,  sowohl  allgemeine  als 
spezielle  Anordnungen  in  dieser  Beziehung  zu  erlassen.  Bei  der  Verschiedenartigkeit  der 
Beschäftigung®  weise,  selbst  für  eine  und  dieselbe  Art  der  Arbeit,  lassen  sich  hierüber  für  alle 
Fälle  gültige  Vorschriften  nicht  ertheilen.  Im  Allgemeinen  bemerken  wir  Folgendes: 

1.  Die  Besitzer  solcher  gewerblicher  Anstalten,  in  denen  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt 
werden,  und  in  welchen  der  Betrieb  Staub  aufregt,  oder  die  Arbeitsräume  mit,  der  Ge- 
sundheit nachtheiligen  Stoffen  erfüllt,  sind  anzuhalten,  solche  Vorkehrungen  zu  treffen, 
welche  geeignet  sind,  die  Zirkulation  der  frischen  Luft  zu  sichern.  Wo  dies  ausnahms- 
weise nicht  ausführbar  ist,  oder  wo  die  Verbesserung  der  Luft  auf  diesem  Wege  nicht  zu 
erreichen  ist,  ist  für  die  Ablösung  der  jugendlichen  Arbeiter  in  angemessenen  Zwischen- 
räumen zu  sorgen. 

2.  Die  Beschäftigung  solcher  Arbeiter  mit  giftigen  Stoffen  ist  nur  in  soweit  zu  gestatten, 
als,  selbst  bei  Versehen  aus  Ungeschick  oder  Unvorsichtigkeit  eine  Gefahr  für  Gesund- 
heit oder  Lehen  nicht  zu  besorgen  ist.  In  dieser  Beziehung  kann  die  Beschäftigung  ju- 
gendlicher Arbeiter  mit  Handhabung  gewisser  Stoffe,  namentlich  giftiger  Farben,  ganz 
untersagt  oder  an  bestimmte , genau  zu  kontrolirende  Bedingungen  und  Vorschriften 
geknüpft  werden. 

3.  Eine  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  dauernd  gebückter  Stellung  ist  nicht  ohne 
solche  Vorkehrungen  zu  gestatten,  welche  einer  Verkrümmung  des  Rückgrates  oder  son- 
stigen Nachtheilen  für  die  Gesundheit  möglichst  Vorbeugen. 

Die  Auf sichts- Organe  haben  sich  von  Zeit  zu  Zeit  von  der  Beachtung  der  gegebenen 
Vorschriften  zu  überzeugen  und  der  Königlichen  Regierung  über  das  Ergebniss  der  Re- 
visionen Bericht  tu  erstatten. 


*)  »IJas  Nichtigen  in  Fabriken  beschäftigter  und  daselbst  oder  in  Schlafstellen  und  anderen 
Miethslokalien  oder  Gasthäusern  gemeinsam  untergebrachten  Arbeiter  verschiedenen  Ge- 
schlechts in  Einem  Lokale«  ist  von  einzelnen  Preuss.  Bezirks-Regierungen  bei  Strafe  verboten. 
(Vergl.  auch  M.-V.  vom  14.  Novbr.  1864.  M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  263;  ferner  dasselbe  M. -Bl.  für  1852. 
S.  222.) 

**)  Gegenwärtig  können  solche  Verbots-Bestimmungen  ein  Hinderniss  in  den  Zugeständnissen 
des  §.41  der  Gewerbe-Ordnung  wegen  freier  Wahl  des  Arbeits-  und  Hülfs-Personals  finden. 
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III. 

Der  Schulbesuch  der  jugendlichen  Arbeiter  ist  nunmehr  folgendergestalt  zu  ordnen : 

A.  Die  schulpflichtigen  Kinder  dürfen  fortan  täglich  nur  sechs  Stunden  beschäftigt  werden 
und  müssen  täglich  wenigstens  drei  Stunden  Schulunterricht  erhalten.  Dieser  Unter- 
richt kann  in  besonderen,  auf  Kosten  der  Fabrikanten  zu  errichtenden  Fabrikschulen 
oder  in  den  öffentlichen  Elementar-Schulen  ertheilt  werden,  ist  aber  in  beiden  Fallen  ao 
zu  regeln,  dass  für  die  am  Vormittag  arbeitenden  Kinder  der  Unterricht  Nachmittags, 
und  für  die  Nachmittags  arbeitenden  der  Unterricht  Vormittags  ertheilt  wird.  Die  An- 
ordnung der  Zeit  und  Stunde  bleibt  im  Uebrigen,  je  nach  den  speziellen  örtlichen  Ver- 
hältnissen, der  Königlichen  Regierung  überlassen ; jedenfalls  muss  aber  dafür  gesorgt 
werden , dass  an  die  Fabrikschulen  in  jeder  Beziehung  dieselben  Anforderungen  gestellt 
werden,  wie  an  die  öffentlichen  Schulen. 

Ausnahmen  von  den  Vorschriften  der  §§.  1 28  u.  1 29  der  Gewerbe-Ordnung  können  nach 
dem  zweiten  Absätze  des  §.  133  zwar  bewilligt  werden,  sobald  bereits  bestehenden  An- 
stalten durch  die  Axisführung  dieser  Bestimmungen  die  nöthige  Arbeitskraft  entzogen 
werden  würde.  Diese  Anträge  werden  aber  stets  wohl  zu  prüfen,  und  auch  nur  dann 
zu  berücksichtigen  sein,  wenn  die  Fabrik- Besitzer  sich  zur  Einrichtung  von  Fabrik- 
schulen auf  ihre  Kosten  bereit  erklären  und  die  Unterrichts- Stunden  in  diesen  Schulen 
täglich  der  Fabrikarbeit  vorangehen. 

H.  Für  die  aus  der  Schule  entlassenen  Kinder  ist  die  Einrichtung  von  Nachhülfe- Schulen  zu 
befördern. 

Was  die  Zeit  betrifft,  so  ist  auch  für  diese  Schulen  die  Benutzung  früher  Morgenstun- 
den sehr  zu  empfehlen,  keinenfalls  aber  zu  gestatten,  dass  sie  an  Sonn-  und  Festtagen 
während  der  Stunden  des  öffentlichen  Gottesdienstes,  es  sei  Vor-  oder  Nachmittags,  ge- 
halten werden.  $ 


% 

Baden. 

Verordnung,  betreffend  Fabrik-Inspektoren. 


Beilage  Nr.  2. 


#.  1.  Die  durch  den  Bezirksrath  ernannten  Fabrik-Inspektoren  üben  ihren  Beruf 
auf  Grund  des  §.  132  der  Gewerbe -Ordnung  und  §.  43  der  Badischen  Vollzugs- Ver- 
ordnung zu  derselben  aus.  Hiernach  haben  sie  das  Bezirks- Amt  in  der  Aufsicht  über  die 
Ausführung  der  in  den  §§.  128 — 133  der  Gewerbe-Ordnung  enthaltenen  Bestimmungen  zu 
unterstützen  und  sich  von  den  Zuständen  in  den  Fabriken  des  Amts-Bezirks  persönlich  zu 
unterrichten. 

§.  2.  Den  Fabrik-Inspektoren  bleibt  überlassen,  die  Aufsichtsführung  über  die  ein - 
seinen  Fabriken  unter  sich  zu  theilen,  oder  sie  gemeinschaftlich  und  überhaupt  nach  ihrem 
Ermessen  zu  besorgen.  Die  örtliche  Visitation  derselben  muss  jedoch  jährlich  mindesten* 
einmal  geschehen. 

$.  Sie  werden  ihr  Augenmerk  besonders  auf  folgende  Verhältnisse  richten : Der 
Fabrikant  ist  verbunden  auf  seine  Kosten  alle  diejenigen  Einrichtungen  herzustellen  und 
zu  unterhalten,  welche  mit  Rücksicht  auf  den  Aufenthalt  der  Arbeiter  in  den  Räumen  der 
Fabrik  im  Allgemeinen , als  auf  die  besondere  Beschaffenheit  des  Gewerbe-Betriebs  und 
der  Betriebsstätte , zu  thunlichster  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahr  für  Leben  und 
Gesundheit,  nothwendig  sind. 

4.  Einrichtungen,  welche  die  Sittlichkeit  gefährden,  z.  B.  in  Hinsicht  der  Aborte, 
sind  unzulässig. 

5.  Bestehen  Fabrik-Ordnungen , so  ist  von  denselben  Einsicht  zu  nehmen  und  auf 
Bestimmungen,  welche  dem  Gesetz  zuwiderlaufen,  aufmerksam  zu  machen. 

§•  tt.  Bezüglich  der  jugendlichen  Arbeiter  von  12 — 16  Jahren  ist  zu  prüfen: 

1.  ob  der  Fabrikant  für  jeden  derselben  im  Besitz  eines  Arbeitsbuches  ist; 

2.  ob  keine  Kinder  unter  12  Jahren  aufgenommen  sind; 

3.  ob  die  Kinder  unter  14  Jahren  nicht  über  6,  und  die  von  14 — 16  Jahren  nicht  über 
10  Stunden  beschäftigt  werden; 

4.  ob  uie  Arbeitsstunden  nicht  vor  5!/j  Uhr  Morgens  beginnen  und  nicht  über  8Vi  Uhr 
Abends  dauern ; 

5.  ob  denselben  zwischen  den  Arbeitsstunden  Vor-  und  Nachmittags  eine  Pause  von  einer 
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halben  Stunde,  und  Mittags  eine  ganze  Freistunde,  und  zwar  jedesmal  auch  Bewegung 
in  der  freien  Luft  gewährt  wird ; 

G.  ob  sie  an  Sonn-  und  Feiertagen  beschäftigt  werden ; 

7.  ob  ihre  Beschäftigung  keine  ungesunde  ist; 

8.  ob  die  schulpflichtigen  Kinder , welche  die  Fabrikschule  besuchen , den  Unterricht 
nach  Maasgabe  der  Schul  - Ordnung  und  wenigstens  während  3 Stunden  täglich  be- 
suchen ; 

9.  ob  die  durch  den  §.  130  der  Gewerbe-Ordnung  vorgeschriebene  Liste  über  die  in  der 
Fabrik  beschäftigten  jugendlichen  Arbeiter  geführt  wird  und  in  dem  Arbeits-Lokal  auf- 
gehängt ist. 

§.  7.  Die  Fabrik-Inspektoren  werden  sich  auch  über  Lohn-  und  sonstige  Lebens-Be- 
dingungen der  Fabrik- Arbeiter,  über  die  Spar-,  Kranken-,  Hülfs-  und  Sterbe-Kassen  der- 
selben , die  Beschaffenheit  der  sogenannten  Laboranten  - Häuser  und  Aehnliches  unter- 
richten. 

$.  8.  Sie  haben  das  ßecht,  zu  jeder  Zeit  unangemeldet  diejenigen  Räume  der  Fabrik 
zu  revidiren , in  welche  Arbeiter  Zutritt  haben  oder  beschäftigt  werden.  Dasselbe  Recht 
haben  sie  in  den  Fabrikschulen. 

§.  9.  Sie  erstatten  mindestens  einmal  im  Jahre  einen  Gesammt-Bericht  an  das  Be- 
airks-Amt,  welcher  sich  in  jedem  Falle  über  die  in  den  §§.  3—6  aufgeführten,  wenn  immer 
thunlich  aber  auch  über  die  in  §.  7 gedachten  Verhältnisse  zu  verbreiten  hat.  Dies  wird 
in  der  Regel  nach  beendigter  Orts-Visitation  (§.  2)  geschehen.  Uebertretungen  des  Ge- 
setzes sind  jeweils  sofort , nachdem  sie  beobachtet  wurden , in  einer  Sonder-Anzeige  zur 
Kenntniss  des  Bezirks-Amtes  zu  bringen. 


Beilage  Hr.  3. 

Sachsen. 

Verordnung,  die  Fabriken- und  Dampfkessel-Inspektion  betreffend;  vom 
4.  September  1872. 

Gesetz-  und  Verordn.-Blatt  1872.  S.  413.) 

Mit  dem  1.  Oktober  1872  tritt  in  Bezug  auf  die  technische  Beaufsichtigung  der  Dampf- 
kessel, sowie  in  Bezug  auf  die  Aufsichtsführung  über  die  Beobachtung  der  Vorschriften 
wegen  Beschäftigung  von  Kindern  und  jugendlichen  Arbeitern  in  den  Fabriken  und  wegen 
des  Schutzes  der  Arbeiter  in  den  Fabriken  gegen  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben 
(§§.  107,  127  fg.  der  Reichs-Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869,  Seite  270  und  274  fg. 
des  Bundes-Gesetz-Blattes  vom  Jahre  1869;  folgende  Einrichtung  in  Kraft. 

§.  1.  Mit  der  Funktion  der  technischen  Beamten  für  die  Prüfung  und  Revision  der 
Dampfkessel  wird  die  Inspektion  der  Fabriken  in  den  vorbemerkten  Richtungen  ver- 
bunden. 

g.  2.  Das  Land  wird  für  diesen  kombinirten  Aufsichtsdienst  in  vier  Inspektions-Be- 
zirke eingetheilt. 

$).  3.  Für  jeden  Inspektions-Bezirk  wird  ein  technischer  Aufsichts- Beamter  alt 
• Fabriken-  und  Dampfkessel-Inspektor« 

angestellt. 

Den  dienstlichen  Wohnsitz  hat  der  Beamte 

des  I.  Inspektions-Bezirks  in  Dresden, 

- II.  - - Chemnitz, 

- III.  - - Zwickau, 

- IV.  - - Leipzig. 

§.  4.  Die  technische  Beaufsichtigung  und  Prüfung  sämmtlieher  Lokomotiven,  mögen 
sie  in  fiskalischem  oder  im  Privatbesitze  sich  befinden  , wird  für  das  ganze  Land  bis  auf 
Weiteres  dem  Beamten  des  II.  Inspektions-Bezirks  (Chemnitz)  übertragen. 

§.  5.  Die  Fabriken-  und  Dampfkessel-Inspektoren  sind  den  Verwaltungs-Behörden 
erster  Instanz  koordinirt. 

§.  6.  Hinsichtlich  der  dienstlichen  Obliegenheiten,  der  amtlichen  Befugnisse  und  der 
Gebühren- Bezüge  dieser  Beamten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Dampfkessel-Inspektoren  be- 
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wendet  es  allenthalben  bei  den  Bestimmungen  der  Verordnung,  die  poliieiliche  Beauf- 
sichtigung der  Dampfkessel  betreffend,  vom  li.  Juli  1871  (s.  o.  S.  382  ff.j. 

In  ihrer  Eigenschaft  als  Fabrik-Inspektoren  stehen  diesen  Beamten  die  im  §.  132  der 
Reichs-GewerbeOrdnung  gedachten  Befugnisse  iu. 

Die  Obliegenheiten  derselben  werden  durch  eine  ihnen  tu  ertheilende  Dienst-Instruk- 
tion seinerzeit  näher  bestimmt. 

Dresden,  den  4 September  1872. 

Ministerium  des  Innern. 
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Nachträge, 

deren  Aufnahme  erst  nach  Beendigung  de«  übrigen  Druckes  möglich  war.  Die 
Stelle  des  Werkes , au  welcher  die  Nachträge  gehören , ist  durch  die  Seitenzahl 

angedeutet. 


8.  19.  Gewerbmässigkeit : Der  Betrieb  einer  Eisenbahn  seitens  des  Staats  ist 
als  Handelsgewerbe  anzuerkennen. 

iBeschcid  des  Reichs  - Ober  - Handelsgerichts  vom  14.  Dezember  1871: 
Rechtsprechung  des  Deutschen  Ober  - Handelsgerichts  von  Stegemann, 
Band  5,  S.  140.) 

S.  21.  Ueber  die  Zulässigkeit  vertragsmässiger  Beschränkung  der  Gewerbe-Freiheit 
auf  Zeit  vgl.  Entscheid,  des  Reichs-O. -Hand. -Ger.  Band  7,  S.  418. 

S.  22  u.  89.  Wahrsagen.  Preussische  Minist. -Verfügung  vom  14.  Oktbr.  1873 
verordnet  die  Herbeiführung  des  strafgesetzlichen  Einschreitens  gegen  jeden 
gewerbsmässigen  Betrieb  des  Wahrsagen«,  sowie  gegen  öffentliche  Ankün- 
digungen desselben. 

8.  24.  Mit  §.  5 der  Gewerbe- Ordnung  ist  zu  verbinden  §.  2 des  Einführungs-Ge- 
setzes zum  Straf-Gesetzbuche  vom  31.  Mai  1870  Bundes-Ges.-Bl.  1870 
S.  105),  welches  bestimmt:  — »In  Kraft  bleiben  die  besonderen  Vor- 
schriften des  Bundes-  und  Landes-Strafrechts,  namentlich  über  strafbare 
Verletzungen  der  Presspolizei-,  Post-,  Steuer-,  Zoll-Gesetze. « 

5.  26  u.  73.  Pferde-Eisenbahnen  fallen  nicht  unter  das  Preuss.  Gesetz  über  die 

Eisenbahn  - Unternehmungen  vom  3.  Novbr.  1838,  auch  nicht  unter  den 
Vorbehalt  des  §.  6 der  Gewerbe-Ordnung ; beide  Gesetze  haben  Loko- 
motiv-Eisenbahnen  zur  Voraussetzung.  Pferde-Eisenbahnen  unterliegen 
der  Regelung  gemäss  §.  37  der  Gewerbe-Ordnung. 

(Minist.  - Verfüg,  vom  14.  Juni  1872.  M.-Bl.  S.  i.  V.  1872  S.  179.) 

8.  28.  Im  gemeinen  Recht  ist  es  nicht  begründet,  dass  die  vom  Landesherrn  aus- 
gehende Beleihung  mit  einer  Gerechtsame,  namentlich  einer  Wirthschafts- 
Gerechtigkeit,  dem  Beliehenen  das  Recht  gebe,  jede  Konkurrenz,  selbst  die 
des  Leiheherrn,  zu  verhindern. 

(Entsch.  des  Preuss.  O. -Appel. -Ger.  v.  5.  Januar  1871,  Seuffert’s  Archiv. 
27.  Band  S.  103.) 

6.  36.  Die  Selbständigkeit  des  Gewerbe-Betriebs  ist  dadurch  bedingt,  dass 

das  Gewerbe  von  der  betreffenden  Person  unter  eigener  Verantwortlichkeit 
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und  für  eigene  Rechnung  betrieben  wird.  Dieses  trifft  nicht  zu  bei  Perso- 
nen, die  von  dem  konzessionirten  Unternehmer  eines  stehenden  Gewerbes 
zu  Schaustellungen  etc.  gegen  festes  Gehalt  angenommen  sind. 

Erkennt,  des  Prcuss.  O. -Tribun,  v.  2.  Januar  1873.  iGoltdammer’s  Ar- 
chiv Band  21.  S.  299.) 

S.  39.  Der  dem  Preuss.  Landtage  unterm  13.  Dezbr.  1873  vorgelegte  » Entwurf 
eines  Fischerei-Gesetzes « Drucks.  Nr.  98)  besagt  im  g.  43  : 

Es  ist  verboten , in  die  Gewässer  aus  landwirtschaftlichen  oder  ge- 
werblichen Betrieben  Stoffe  von  solcher  Beschaffenheit  und  in  solchen 
Mengen  einzuwerfen  , einzulciten  oder  einfliessen  zu  lassen  , dass  dadurch 
fremde  Fischereirechte  geschädigt  werden  können. 

Bei  überwiegendem  Interesse  der  Landwirtschaft  oder  der  Industrie 
kann  das  Einwerfen  oder  Einleiten  solcher  Stoffe  in  die  Gewässer  gestattet 
werden.  Soweit  es  die  örtlichen  Verhältnisse  zulassen,  soll  dabei  dem  In- 
haber der  Anlage  die  Ausführung  solcher  Einrichtungen  aufgegeben  wer- 
den , welche  geeignet  sind , den  Schaden  für  die  F'ischerei  möglichst  zu 
beschränken. 

Ergiebt  sich , dass  durch  Ableitungen  aus  landwirtschaftlichen  oder 
gewerblichen  Anlagen,  welche  bei  Erlass  dieses  Gesetzes  bereits  vorhanden 
waren , oder  in  Gemässheit  des  vorstehenden  Absatzes  gestattet  worden 
sind , der  Fischbestand  der  Gewässer  vernichtet  oder  erheblich  beschädigt 
wird,  so  kann  dem  Inhaber  der  Anlage  auf  den  Antrag  der  durch  die  Ab- 
leitung benachteiligten  Fischerei -Berechtigten  im  Verwaltungswege  die 
Auflage  gemacht  werden , solche  ohne  unverhältnissmässige  Belästigung 
seines  Betriebes  ausführbaren  Vorkehrungen  zu  treffen  , welche  geeignet 
sind,  den  Schaden  zu  heben  oder  doch  tunlichst  zu  verringern. 

Die  Kosten  der  Herstellung  solcher  Vorkehrungen  sind  dem  Inhaber 
der  Anlage  von  den  Antragstellern  zu  erstatten. 

Die  Letzteren  sind  verpflichtet,  auf  Verlangen  vor  der  Ausführung  Vor- 
schuss oder  Sicherheit  zu  leisten. 

Die  Entscheidung  über  die  Gestattung  von  Ableitungen  nach  Absatz  2, 
sowie  über  die  in  Gemässheit  des  Absatz  3 anzuordnenden  Vorkehrungen 
erfolgt , sofern  die  betreffende  Ableitung  Zubehör  einer  der  im  §.  16  der 
Gewerbe-Ordnung  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1869  (Bun- 
des-Gesetz-Blatt  Seite  245)  als  genehmigungspflichtig  bezeichneten  An- 
lagen ist , in  dem  für  die  Zulassung  dieser  Anlagen  angeordneten  gesetz- 
lichen Verfahren,  in  anderen  Fällen  nach  demjenigen  Verfahren,  welches 
über  die  Genehmigung  von  Stau- Anlagen  für  Wassertriebwerke  festgesetzt  ist . 
Ferner  wird  folgende  Strafbestimmung  vorgeschlagen : 

§.  50.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  Reichsmünze  oder  mit  Haft 
wird  bestraft: 

7.  wer  den  Vorschriften  des  §.  43  oder  den  zur  Ausführung  desselben 
getroffenen  Anordnungen  zuwider,  den  Gewässern  schädliche,  die 
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Fischerei  gefährdende  Stoffe  zuführt  oder  verbotswidrig  Hanf  und  Flachs 
in  fliessenden  Gewässern  röstet  (§.  44). 

S.  39.  131.  Durch  Erlass  der  Minister  für  Handel  etc.,  des  Innern  und  der  Un- 
terrichts- etc.  Angelegenheiten  v.  3.  Oktbr.  1873  ist  der  etc.  zum  Fabrik- 
Inspektor  für  Berlin  ernannt  worden.  Der  Fabrik-Inspektor  hat  die  Auf- 
gabe : 1 . die  genaue  und  allseitige  Beobachtung  der  über  die  Beschäftigung 
jugendlicher  Arbeiter  ergangenen  Bestimmungen,  insbesondere  des  Gesetzes 
vom  16.  Mai  1653  (Q.-S.  1853,  8.  225)  und  der  §§.  128  — 133  der  Ge- 
werbe-Ordnung v.  21.  Juni  1869  zu  überwachen:  2.  bei  der  Ausführung 
der  Bestimmungen  des  §.  107  b.  c.  mitzuwirken;  3.  die  fortlaufende  Kon- 
trole  des  konzessionsmässigen  Bestandes  und  Betriebes  der  in  §.  16  der 
Gew.-Ordn.  bezcichncten  gewerbl.  Anlagen  auszuüben,  und  stehen  dem- 
selben gemäss  §.  132  der  Gew.-Ordn.  bei  Ausübung  seiner  Aufsicht  alle 
amtlichen  Befugnisse  der  Orts- Polizeibehörden,  insbesondere  das  Recht  zur 
jederzeitigen  Revision  der  Fabriken  zu.  Staats-Anzeiger  1873,  Nr.  302.) 

S.  45.  Ueber  Reinigung  der  Fabrik-Abwässer  durch  Berieselung  vgl.  Vierteljahrs- 
schrift für  gerichtliche  Medizin  u.  öffentliches  Sanitätswesen,  19.  Band, 
2.  Heft,  S.  342  ff. 

S.  56.  Zum  Schluss  des  §.  28  : 

Gesetzlich  ist  nur  gegen  Entziehung  des  Windes  durch  eine  neue  Mühlen- 
Anlage  dem  Besitzer  einer  schon  vorhandenen  Windmühle,  laut  der  — 
übrigens  nur  in  den  alten  Provinzen  von  Preussen  geltenden  — Verord- 
nung vom  28.  Oktbr.  1810  §.  7 (Ges.-S.  1810  S.  96/,  ein  Widerspruchs- 
recht gegeben. 

S.  58.  Ob  die  Bezeichnung,  welche  Jemand,  der  nicht  als  Arzt  approbirt  ist,  sich 
beigelegt  hat — (Homöopath,  Sprechstunden  etc.)  eine  dem  Titel  als  »Arzt« 
ähnliche  sei,  und  ob  dadurch  der  Glaube  erweckt  werde,  er  sei  eine  ge- 
prüfte Medizinalperson  — ist  nicht  nach  der  abstrakten  Bedeutung  des  ge- 
wählten Ausdrucks,  sondern  nach  den  Umständen  des  Einzelfalles  zu 
entscheiden. 

Erkennt,  des  Preuss.  Ob.  - Tribun,  v.  19.  Oktbr.  1871.  (Goltdammer's 
Archiv,  Band  19,  S.  824.) 

S-  58.  Wundärzte  erster  Klasse  sind  berechtigt,  sich  als  »Aerzte»  zu  bezeichnen. 
Preuss.  Ministerial- Verfügung  vom  24.  Februar  1872  (Min. -Bl.  der  inn. 
Verwalt.  1872,  S.  74)  ; 

Erkennt,  des  Preuss.  O. -Tribun,  vom  30.  Novbr.  1670  (Justiz-Min.-Bl. 
1871,  S.  42); 

Regulativ  vom  29.  Oktbr.  1873  für  die  Prüfung  der  Thierärzte . welche 
das  Fähigkeits-Zeugniss  als  Kreis-  oder  Departements-Thierarzt  in  Preussen 
zu  erwirken  beabsichtigen. 

S.  70.  Für  die  Markscheider  sind  allgemeine  Vorschriften  ergangen  durch  Ver- 
fügung des  Preuss.  Handels-Minist.  vom  31.  Dezember  1871. 
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*5  70.  Polizeiliche  Vorschriften  für  den  Betrieb  des  Kammerjäger-Gewerbes  in 
Prcussen  : 

1 . Die  Giftstoffe  müssen  in  verschlossenen  Räumen  uud  unter  Beobach- 
tung der  den  Apothekern  für  diesen  Zweck  gegebenen  Vorschriften  aufbe- 
wahrt werden,  und  die  Büchsen,  deren  die  Kammerjäger  sich  zum  Aufbe- 
wahren und  zum  Transporte  der  Gifte  bedienen , von  fester  nicht  leicht 
zerbrechlicher  Masse,  wohl  verschlossen  und  mit  der  Aufschrift  »Gift«,  so- 
wie mit  drei  Kreuzen  'f  j-  jj  bezeichnet  sein. 

2.  Alle  Giftstoffe  dürfen  nur  in  augenfällig  als  ungeniessbar  sich  dar- 
stellenden Mischungen  und  Formen,  welche  keine  Verwechselungen  mit 
Nahrungsmitteln  für  Menschen  und  Hausthiere  zulassen,  geführt  und  an- 
gewendet werden , sie  müssen  vielmehr  ein  vom  Genüsse  abschre- 
ckendes Ansehen,  Geruch  und  Geschmack  haben.  Andere  Mischungen  als 
Arsenik-Präparat  'mit  Kienruss  und  Saftgrün  gemischt/  dürfen  nur  mit 
Genehmigung  der  Kreis-Medizinal-BehOrde  angewendet  werden. 

3.  Beim  Auslegen  des  Giftes  zur  Vertilgung  des  Ungeziefers  muss  stets 
mit  gehöriger  Vorsicht  verfahren  werden,  damit  Menschen  und  Thiere  kei- 
nen Schaden  nehmen  können. 

4 . Die  Kammerjäger  dürfen  das  Gift  nur  selbst  auslegen  und  unter  kei- 
ner Bedingung  dem  Käufer  zum  Selbstgebrauche  überlassen. 

S.  71.  Für  Lübeck  ist  unterm  1 1/17.  Oktbr.  1873  eine  Verordnung,  den  Trödel- 
bandel betreffend,  ergangen. 

S.  77.  Alle  Bestimmungen,  welche  in  den  zwischen  einem  oder  mehreren  Deut- 
schen Staaten  einerseits  und  Frankreich  andrerseits  abgeschlossenen  Ver- 
trägen über  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels-Zeichen  getroffen  sind, 
bleiben  in  Kraft. 

Deklaration  vom  8.  Oktbr.  1873.  Reichs-Ges. -Bl.  1873  S.  365. 

S.  78  ff.  Dem  Preussischen  Landtage  liegt  gegenwärtig  ein  Gesetz- Entwurf  vor, 
welcher  im  §.  4 besagt : Insoweit  nach  §.  42  der  Reichs-Gewerbe-Ord- 

nung  vom  21.  Juni  1869  der  Betrieb  eines  stehenden  Gewerbes  ausserhalb 
des  Orts  der  gewerblichen  Niederlassung,  ohne  einen  Legitimations-Schein 
zu  erfordern,  gestattet  ist,  und  insoweit  die  im  §.  44  a.  a.  0.  bezeichneten 
Personen  zum  Aufkauf  von  Waarcn  und  zum  Aufsuchen  von  Waaren-Be- 
stellungen  auf  Grund  von  Legitimations-Scheinen,  welche  die  unteren  Ver- 
waltungs-Behörden ausstelien,  oder  auf  Grund  von  Gewerbe-Legitimations- 
Karten  befugt  sind,  ist  dafür  eine  Steuer  vom  Gewerbe-Betriebe  im  Um- 
herziehen fortan  nicht  zu  entrichten.  Die  entgegenstehenden  Vorschriften 
werden  hiermit  aufgehoben. 

S.  78  ff.  213  ff.  Deutsche  Gewerbe-Ordnung  §§.  43,  44.  Bayerische  Vollzugs- 
Verordnung  §.  15,  Abs.  3;  §§.  16 — 21,  lit.  a — b.  Für  Bayern  ist  durch 
Ministerial-Entschliessung , die  Statistik  der  Gewerbe-Anmeldungen  und 
Niederlegungen  betreffend;  vom  25.  November  1873  (Amts- Blatt  des 
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Kgl.  Ministeriums  des  Inneren  S.  582  ff.  , nähere  Anweisung  zur  Aus- 
führung gedachter  Vorschriften  gegeben.  Die  Uebersichten  über  die  von 
den  zuständigen  Behörden  erthciltcn  verschiedenen  Arten  der  Legitima- 
tions-Scheine sind  zum  ersten  Male  für  1873  herzustellen. 

S.  80u.  87.  Das  Erforderniss  eines  die  Regulirung  der  Gewerbe-Steuer  bezweckenden 
Gewerbescheins  ist  nicht  nach  den  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ordnung 
§§.  44  u.  55)  über  das  Erfordernis«  polizeilicher  Legitimation,  sondern 
allein  nach  den  Vorschriften  der  Iiandes-Steuer-Gesetzgebung  zu  be- 
messen. 

Erkennt,  des  Preuss.  O. -Appell. -Gerichts  vom  17.  Januar  1873.  (Golt- 
dammer's  Archiv,  Band  21,  S.  215.) 

S.  90.  Auch  nach  Verkündigung  der  Gewerbe  - Ordnung  ist  der  Hausirhandcl 
mit  Vieh  (Pferden!  in  Preussen  durch  die  Lösung  eines  Gewerbe-Scheines 
bedingt. 

Erkennt,  des  Preuss.  O. -Tribunals  vom  17.  Novbr.  1871.  (Justiz-Min.- 
Bl.  187 1,  S.  290.) 

S.  91.  Die  zu  §.  56  Anmerk.  1 mitgetheilten  Preuss.  Minist. -Verfügungen  bezüg- 
lich des  umherziehenden  Vertriebes  von  Bibeln  und  Erbauung«  - Schriften 
haben  durch  die  Minist.-Verfüg.  vom  17.  Januar  1871  (Minist.-Bl.  d.  i.  V. 
1871  S.  117)  eine  Modifikation  erfahren. 

S.  92.  Zur  Deutschen  Gewerbe- Ordnung  §.  57.  Den  Bayerischen  Behörden  ist 
durch  die  Ministerial-Entschliessung,  den  Vollzug  der  Deutschen  Gewerbe- 
ordnung , hier  den  Gewerbe  - Betrieb  in»  Umherziehen  betreffend ; vom 
1 I.  Novbr.  1873  Amts-Bl.  des  Kgl.  Ministeriums  des  Inneren  S.  559  ff.), 
ein  gleichmässiges  Verfahren  und  sorgfältige  Innehaltung  der  bezügl.  ge- 
setzlichen Vorschriften  bei  Ertheilung  von  Legitimations-Scheinen  wieder- 
holt anempfohlen. 

8.  93.  Verzeichniss  der  zur  Ausstellung  von  Legitimations-Scheinen  für  den  Ge- 
werbe-Betrieb im  Umherziehen  an  Ausländer  befugten  Behörden.  Be- 
kanntmachung des  Reichs-Kanzlers  vom  4.  Januar  1873.  Reichs-Central- 
Blatt  1873,  S.  2. 

S.  95.  g.  59  der  Gewerbe-Ordnung  ist  für  Oldenburg  durch  Bekanntmachung 
des  Staats  - Ministeriums  vom  30.  Dezember  1869  unter  Strafe  gestellt. 
Oldenburg.  Gesetz-Bl.  Band  XXI,  S.  204. 

S.  122.  Handelt  es  sich  bei  Streitigkeiten  zwischen  selbständigen  Gewerbetreiben- 
den und  ihren  Gesellen,  Geholfen  und  Lehrlingen  über  Antritt,  Fortsetzung 
und  Aufhebung  des  Arbeite-  oder  Lehrverhältnisses  nur  um  einen  Ent- 
schädigungs-Anspruch, so  steht  die  Entscheidung  den  ordentlichen  Gerich- 
ten zu.  — Erkennt,  des  Preuss.  O. -Tribunals  vom  18.  Novbr.  1869. 
Striethorst  Archiv,  Band  81,  S.  1. 

S.  123.  Empfehlung  gewerblicher  Schiedsgerichte  und  Einigungs  - Aemter  durch 
Preuss. Minist.-Verfüg.  v.  31 . Juli  1871  (Minist.-Bl.  d.  i.  V.  187 1 , S.  208.) 
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S.  68  u.  147.  Der  zu  einem  Schankwirthschafts-Betriebe  fflr  ein  bestimmtes 
Lokal  Konzessionirte  macht  sich  strafbar,  wenn  er  sein  Gewerbe  in  einem 
von  jenem  verschiedenen  Lokale  betreibt. 

Erkennt,  des  Preuss.  O. -Tribun,  v.  11.  April  1872.  üoltdammer’s  Ar- 
chiv, Bund  20,  S.  266. 

S.  147  ff.  Beihülfe  zu  einem  strafbaren  unkonzessionirten  Gewerbe- Betrieb  (z.  B. 
ächankwirthschaft  ist  sehr  wohl  möglich  und  strafbar. 

Erkennt,  des  l’reuas.  0..-Tribun.  v.  24.  Mai  1872.  Goltdammer's  Archiv, 
Band  20,  S.  246. 

S.  148.  Die  Verjährung  eines  Gewerbe-Polizeivergehens  (z.  B.  der  ohne  polizei- 
liche Erlaubnis  betriebenen  »Schankwirthschaft;  hindert  nicht  die  Verfol- 
gung der  zugleich  begangenen  Gewerbe- »Steuer- Defraudation. 

Beschluss  des  Preuss.  Ob. -Tribun,  v.  4.  März  1873.  Goltdammer’s  Archiv, 
Band  21,  S.  274. 

(Hierdurch  erledigt  sich  die  Anmerk.  4 zu  g.  147  mitgetheilte  ander- 
weite  Auffassung,) 

S.  153.  Wegen  Auslegung  des  §.  153  bezüglich  der  Anwendung  einer  Ehrver- 
letzung oder  Verrufs-Erklärung)  s.  Erkennt,  des  Preuss.  O. -Tribun,  v.  9. 
Oktbr.  1873.  Justiz-Min.-Bl.  1873,  S.  311. 

S.  180.  Zu  Art.  6 der  Preuss.  Ausführungs  - Anweisung  vom  4.  Septbr.  1869. 
Die  Gebühr  für  die  bauamtliche  Dampfkessel -Untersuchung  ist  durch 
Ministerial-Verfügung  vom  8.  Oktbr.  1873  (Minist. -Bl.  1873,  S.  277)  auf 
fünf  Thaler  erhöht  worden. 
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der  in  vorliegendem  Werke  neben  den  erläuterten  Reichs-Gesetzen  an- 
gezogenen Reichs-  und  Landes-Gesetze  und  -Verordnungen,  sowie  gericht- 
lichen Entscheidungen. 

Nachstehend  werden  unter  der  Bezeichnung:  »Minist.- Verfüg. <1  (sofern 
nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  bemerkt  ist)  Preussische  Ministerial- 
Erlasse  verstanden , und  die  Quelle  für  dieselben  bildet  — ebenfalls  mit 
Ausnahme  anderweiter  besonderer  Angabe  — das  »Ministe rial-Blatt  für  die 
gesammte  innere  Verwaltung  in  den  Königlich  Preussischen  Staaten«,  — 
welches  einfach  mit  »Min. -Bl.«  von  uns  angedeutet  ist. 

Ebenso  bedeutet  die  Abkürzung : »Ges.-S.«  die  »Gesetz-Sammlung  für 
die  Königl.  Preussischen  Staaten«. 

Soweit  in  der  Quellen-Angabe  das  Jahr  nicht  besonders  genannt  worden, 
ist  der  dem  Datum  des  Erlasses  etc.  entsprechende  Jahrgang  zutreffend. 


Seite 

ü 

— 

Ä 

, Datum. 

Gattung 
de»  Erlasses. 

Gegenstand  desselben. 

Quellenangabe. 

dieses 

Wer- 

1 

kes. 

1794 

i ~ 

Allgem.  Preuss. 
Landrecht. 

Handelsberechtigung.  \ 
Begriff  der  Fabriken.  / 

Theil  11  Titel  8. 

i 

F&hr-  u.  Prahm-Gerechtigkeit,  j 

Theilll  Titel  15 

13 

I 

Wasserbau  und  Mühlen  an! 

Theil  I Titel  8. 

und  in  öffentlichen  Flüssen.  | 

Theilll  Tit.  15. 

28 

1798 

17.  MArz. 

Franzos.  Gesetz. 

Bauten  in  schiffbaren  Flüssen. 

49 

1808 

29.  März. 

Preuss.  Gesetz. 

Mühlengerechtigkeit  und  Auf- 

Neue  Sammlung 

30.  49 

1 ' l 

hebung  des  Mühlenzwangcs. 

Preusa.  Verord- 
nungen S.  319. 

1810 

28.  Okt. 

Freu»».  Gesetz. 

Mühlengerechtigkeit  und;  Auf- 
hebung des  Mühlen- , Bier- 

Ges.-S.  S.  95.  ^ 

30.  49 

und  Branntwein-Zwanges. 

— 

2.  Nov. 

Preuss.  Gewer- 

Keine  Unterscheidung  zwischen 

Ges.-S.  S.  83. 

23 

best  euer-  F.dikt. 

Stadt  und  Land  hinsichtlich 
des  Gewerbe-Betriebe». 

1811 

24.  Okt. 

Landesherrliche 

Anlegung  neuer  Apotheken. 

Ges.-S.  S.  359. 

27 

Verordnung. 

— 

7.  Sept. 

Preuss.  Gesetz. 

Polizeiliche  Verhältnisse  der 

Ges.-S.  S.  263. 

30.  72 

Gewerbe. 



15.  Nov. 

Preuss.  Gesetz. 

Wasserstau  bei  Mühlen. 

Ges.-S.  S.  352. 

43.49 

1813 

19.  April. 

Landesherrliche 

Nichtigkeit  von  Verträgen  ge- 

Ges.-S.  S.  69. 

21 

Verordnung. 

gen  die  Gewerbe-Freiheit. 

1815 

14.  Okt. 

Minist- Verfüg. 

Ertheilung  von  Erfindung»- 

Min. -Bl.  1849 

341 

Patenten. 

S.  228. 

1816 

24.  Febr. 

Landesherrliche 

Ableitung  von  Abgängen  in 

Ges. -8.  S.  108. 

45 

Verordnung. 

schiffbare  Flüsse. 

1820 

30.  Mai. 

Preuss.  Gesetz, 

Entrichtungd.  Gewerbe-Steuer. 

Gea.-S.  S.  147.  , 

99 
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1 

f Seite 

u 

JC. 

OS 

Datum. 

Gattung 
’ de»  Erlasses. 

Gegenstand  desselben. 

I 

Quellenangabe. 

! dieses 
1 Wer- 

*-» 

1 

kes. 

1822 

1.  März. 

Württemberg. 

Erhebung  von  Marktgebühren. 



102 

Gesetz. 



lh.  März. 

Badisch. Gesetz. . Mühlen -Ordnung. 

— 

49 

— 

11.  Juli. 

Preuss.  Gesetz. 

Ablösung  der  Gewerbe-Berech- 

Ges.-S.  S.  187. 

30 

tigungen. 

1824 

— 

Mecklenb.  We- 

Entfernung  der  Windmühlen 

* 

56 

1 gepoliz.-Ordn 

von  Wegen. 

1 

— 

28.  April. 

Preuss.  Hausir- 
1 Regulativ. 

Zulassung  ausländischer  H&u- 
sirer. 

Ges.-S.  S.  129. 

i 93 

1825 

25.  Febr. 

[Mimst.- Verfüg. 

Anlegung  von  Firniss -Siede- 

v.  Kamptz  Ann. 

42 

reien. 

S.  21)9. 

• 

1829 

23.  April. 

1 lessische  Ver- 

Feingehalt  der  Gold-  u.  Silber-! 

— 

146 

ordnung 

Waaren . 

18M0 

22.  Juli. 

Minist. -Verfüg. 

Umgegend  des  Wohnortes  ist' 

v.  Karoptz’  Ann. 

94 

gleich  2 Meilen  zu  rechnen. 

S.  609. 

1833 

13.  Mai. 

Preuss.  Gesetz. 

Aufhebung  der  Gewerbe  - Be- 1 

Ges.-S.  S.  52. 

30 

i rech  tigungen  in  der  Provinz, 
Posen. 

1834 

4.  M&rz. 

Preuss.  Gesetz. 

Exekution  in  Civilsachen. 

Ges.-S.  S.  31. 

122 

— 

10.  Juni. 

Minist.- Verfüg. 

Bauten  in  der  Nähe  derChaus- 

v.  Kamptz'  Ann. 

| 45 

seen. 

S.  551. 

1835 

7.  Fchr. 

Preuss  landes- 

Betrieb  der  Gast-  und  Schank- 

Ges.-S.  8.  18. 

63 

hcrrl  Verordn. 

wirthschaft  und  des  Getränke- 
Kleinhandels. 

— 

27.  April. 

S.-AItenb.  Ver- 

Gifthandel. 

69 

ordnung. 

1836 

5.  Aug. 

I ; 

Württemb.  Ge-| 

Erlheilung  von  Krfindungs- 

342 

werbe-Ordn. 

Patenten. 

1 

1837 

10.  Aug. 

S - Kob.  - Goth. 

Verordnung. 
Minist.- Verfüg. 

Gifthandel. 

— 

69 

— 

12.  Okt. 

Kleinhandel  mit  OetrSnken. 

v.  Kamptz'  Ann. 

66 

1 

S.  1074. 

1838 

! 3.  Nov. 

Preuss.  Gesetz. 

Eisenbahn-Unternehmungen. 

Ges.-S.  S.  505. 

27 

1840 

j 10.  April. 

Badische  Ver- 1 

»Bauten  in  und  an  öffentlichen' 

— 

49 

ordnung. 

Flüssen. 

— 

! 4.  Juli. 

Preuss.  Gesetz. 

Fähr-Gerechtigkeiten. 

Ges  -S.  S.  227. 

i n 

1841 

19.  Jan. 

Minist. -Verfüg. 

Anlage  von  Salmiak-Fabriken. 

Min. -BI.  S.  27. 

42 

1842 

29.  Juni. 

Württemb.  Ge- 

Ertheilung  von  Erfindungs-i 

— 

1 342 

setz. 

Patenten. 

— 

21.  Scpt. 

liebe  reinkunft 

Ertheilung  von  F.rfindungs- 1 

Ges.-S.  1843. 

339 

d.  Zollvereins- 
Regierungen. 

Patenten  und  Privilegien. 

An  luge  von  Zündholz-Trocken-! 

S.  265. 

— 

12.  Dez. 

Mimst. -Verfüg. 

Min. -Bl.  S.  402. 

356 

Ofen 

1843 

28.  Febr. 

Preuss.  Gesetz. 

Benutzung  der  Privatflüsse. 

Ges.-S.  S.  41. 

1 45 

— 

12.  Juni. 

Minist.- Verfüg. 

Behandlung  des  Maschinen- 
Auiputzes. 

Min. -Bl.  S.  157. 

46 

1844 

21.  Juni. 

Landesherrliche 

Getränke-Kleinhandel  u.  Gast- 

Ges.-S.  S.  214. 

65 

Verordnung. 

und  Schankwirthschafts  - Be- 
trieb. 

— 

23.  Not. 

Minist. -Verfüg. 

Prüfungspflicht  der  Untemeh- 

Min. -Bl  S.  311. 

363 

mer  von  Mineralwasser- Fabri- 
ken. 

1843 

17. Jan 

Allgera.  Preuss. 

Ges.-S.  S.  41. 

Gewerbe-Ord- 

* 

jj.  7. 

Fahr -Gerechtigkeiten. 

28 

§.  9.  j Erfindung* -Patente. 

342 
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Datum. 

Gattung 
des  Erlasses. 

Gegenstand  desselben. 

Quellenangabe. 

dieses 

Wer- 

kes. 

1845 

17.  Jan. 

Allgem.  Preuss. 

Ge*  -8.  8.  4t. 

Gewerbe  -Urd- 

§.12. 

Beschränkung  gewisser  Ge- 

23 

werbt*  auf  die  StAdte  hört  auf. 

§.51. 

Anstellung  von  Gewerbetrei- 
benden. 

Kehrbezirke  der  Schornstein- 

72 

§.56. 

75 

feger. 

Gewerbebetrieb  der  Militär- 

35 

§.59. 

Personen  und  Beamten. 

§.  9». 

Taxen  für  Mäkler. 

73 

§§  144,145,169. 

Gewerbliche  Unterstützung«- 

139 

kassen. 

— 

17.  Jan. 

Preuss.  Gesetz. 

Entschädigungs-Gesetz  zur  all- 
gemeinen Gewerbe-Ordnung. 

Ges.-S.  S.  79. 
Min. -Bl.  S.  274. 

30 

— 

12.  Juli. 

Minist.  - Verfüg. 

Bewilligung  von  Märkten. 

100 



13.  Juli. 

Minist- Verfüg. 

Betrieb  von  Färbereien. 

Min. -Bl.  S.  307. 

42 

— 

14.  Aug. 

Minist.- Verfüg. 

Anlegung  von  Feldziegeleien. 

Min. -Bl.  8.  263. 

41 

1846 

lü.  April. 

Minist  - Verfüg. 

Bereitung  von  Braun-  u.  Stein- 
kohlen-Thecr  und  Koaks. 

Min. -Bl.  S.  96. 

41 

— 

14.  Sept. 

Minist -Verfüg. 

Vorsichtsmassregeln  b.  Schiess- 

Min. -Bl.  S.  202 

40.351 

pulver  -Fabriken. 

—204. 

— 

16.  Not. 

Preuss.  landes- 

Betrieb  der  Schankwirthschaft 

Ges.-S.  S.  484. 

136 

herrl.  Erlass. 

durch  Fabrik  - Inhaber. 

Min. -Bl.  S.  63. 

1847 

IS.  Jan. 

Minist.- Verfüg. 

Feuerpolizeiliche  Rücksichten 
bei  gewerblichen  Anlagen. 

44 

Min  -Bl  S.  91. 



19.  April. 
25.  Mai. 

Minist.-Verfüg, 

Betrieb  der  Feuerwerkerci. 

354 

— 

Hannoversches 

Polizei-Strafgesetzbuch. 

Hann.  Ges.  - S. 
1847. 

342 



14.  Juni. 

Minist- Verfüg. 

Bedingungen  fürStau-Anlagen. 

Min  -Bl  S.  137. 

43 

— 

1.  Aug. 

Hannoversche 

iBcdürfnissfrage  in  Schank- 
1 Sachen ; Krtheilung  von  Er- 

Hann.  Ges.  - 8. 

65.66 

Gewerbe -Ord- 

S.  215  u.  224. 

nung. 

1 findungs-Patcntcn. 

Ges.-S.  S.  335. 

18.  Aug. 

Preuss.  Gesetz. 

Fabrikzeichen  an  Eisen  waaren. 

77 

22.  Aug. 

Hannöv.  Gesetz. 

Entwässerung  derGrundstückc. 

Hann.  Ges.  - S. 

S.  263. 

43 



14.  Sept. 

Minist. -Verfüg. 

Anlegung  von  Hammerwerken. 

Min. -Bl.  S.  265. 

41 

— 

1.  Nov. 

Preuss.  Feldpo- 

Verunreinigung  von  Privat- 

Ges.-S.  S.  383. 

45 

lizei-Ordnung. 

gewissem . 

Min. -Bl.  8.  336. 

— 

4.  Dez. 

Minist.-Verfüg. 

Bau  in  der  Nähe  von  Eisen- 

45 

bahnen. 



20.  Des. 

Minist.-Verfüg. 

Gegenstände  des  Wochen- 

Min. -Bl.  1848. 

101 

, markt-Verkehrs. 

S.  25. 

1848 

20.  März. 

Minist.-Verfüg. 

( Bauten  in  der  Nähe  von  Ei- 

Min. -Bl.  S.  133. 

45 



29.  Mär*. 

. 

* senbahnen. 

Min. -Bl.  8.  305. 

— 

15.  Aug. 

Preuss.  Kegle- 

für  aussergerichtliche  Auktio- 

72 

ment 

natoren. 

Min. -Bl.  S.  45. 

1849 

3.  Jan. 

Minist.-Verfüg. 

Verwendung  arsenikhaltiger 
Kupferfarben. 

156 

14 

Ges.-S.  8. 110 ff. 



9.  Kehr. 

Preuss.  landes- 

Errichtung  von  Gewerbe -Ge- 

herrl.  Verordn. 

richten. 

Ges.-S.  S.  105  ff. 

138  ff. 



9.  Fcbr. 

Preuss.  lande«- 

Abänderungen  der  Gewerbe- 

herrl.  Verordn. 

Ordnung. 

Württ.  Heg. -Bl. 

30.31 

_ 

8.  Juni. 

Württemberg. 

Ablösung  der  Gewerbe-Berech- 

Gesetz. 

tigungen. 

S.  159. 



9.  Juni. 

Minist.-Verfüg. 

Umheraiehender  Verkauf  von 

Min. -Bl.  S.  168. 

91 

Erbauungsschriften . 
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Datum. 


Gattung 
des  Erlasses. 


Gegenstand  desselben. 


I 


1 

Quellenangabe. 

Seite 

dieses 

Wer- 

kes. 

a.  a.  0.  Nr.  41 

30 

u.  65. 

Min. -Bi.  S.  231. 

41 

Ges.-S.  S.  265. 

159. 178 

ües.-S.  S.  277. 

152 

Min. -Bl.  S.  128. 

156 

Min. -Bl.  S.  134 

21 

Min. -Bl.  S.  24. 

91 

Min. -Bl.  S.  37. 

156 

Ges.-S.  S.  273. 

144 

Hess.  Reg. -Bl. 

31 

S.  336. 

Min. -Bl.  S.  303. 

54 

Braunschweig. 

49 

1 Ges.-S.  Nr.  57. 

Ges.-S.  für  Han* ! 

27 

noverS.  19.  1 

■ | 

342 

i Bavr.  Ges.  - Bl. 1 

49 

| 8.'  489. 

Min. -Bl.  S.  176 

54 

— 

342 

Min. -Bl.  S.  33. 

45 

Hess.  lieg. -Bl. 

4» 

Nr.  9.  j 

GeB.-S.  8.  729. 

| 

27 

Ges.-S.  S.  225. 

132 

Ges.-S.  S.  293. 

27. 151 

'Min. -Bl.  S.  198. 

132. 498 

Min. -Bl.  S.  201. 

27 

Hannöv.  Ges.-S. 

342 

| S.  667. 

27 

Ges.-S.  S.  138. 

140 

Ges.-S.  8.  213. 

77 

Ges.-S.  S.  215. 

153 

Min. -Bl.  S.  185. 

133 

1649  21.  Juli. 

— 25.  Sept. 

— 15.  Okt. 
11.  März 
11.  März 


1850 


1851 


zu  vorgedachtem  Gesetze. 


V olliugs- Verfü- 
gungen 

Minist  - Verfüg.  Anlegung  von  feld-B 
rreuss.  Gesetz.  Polizei- Verwaltung, 
l’reuss.  Gesetz.'  Versammlungs  - und 


3.  Mai. 

4.  Mai. 
23.  Jan. 

2.  Mai. 


Kupferfarben. 
Handwerks- Betrieb  in  St 
Besserung»- Anstalten . 
Umherziehender  Vertrie 
Bibeln  etc. 


1852 


12.  Mai. 
15.  Sept. 


Preu6».  Gesetz 
Hess.  Gesetz. 


Kupferfarben, 
über  die  Presse. 


17.  Nov. 


Berechtigungen. 


19.  Dez. 
19.  März. 


Anlagen  von 
Windmühlen. 


bestehenden 


Gesetz. 


serabzüge. 


ig  von  ochinspassa- 
icren  nach  überseeischen  Hä- 


— i 13.  April. 

— 28.  Mai. 


Kurhessische 
llayr.  Gesetz. 


gier 
fen. 

Verfassungsurkunde. 
Benutzung  des  Wassers. 


1853 


7.  Juni. 


1 20.  Jan. 
25.  Jan. 
|2U.  Febr. 

7.  Mai. 
j 16.  Mai. 

1 17.  Mai. 

— 1 18.  Aug. 

— j 6.  Sept. 

— 15.  Dez. 
22.  Febr. 


Kntscheidg.  des 1 Entschädigung  der  Nachbarn 
Preuss. O.-Tri-i  wegen  nachtheiliger  Dünste 
bunals.  i etc.  einer  Fabrik- Anstalt. 

, Sachs.  Verordn.  Erthcilung  von  Erfindungs- 
Patenten. 


der  Fabrikabgänge  in  Flüsse. 


Preuss.  Gesetz. 
Preuss.  Gesetz. 
Preuss.  Gesetz. 

: Minist. -Verfüg. 
Minist.- Verfüg. 


1854 


gen. 

leechäftigungjugendlii 
! beiter. 

jeschäfts  - Verkehr  di 
sicherungs-Anstalten. 
leschäftigung  jugendlic 
beiter. 

tuswanderungs-Untern 

gen. 


— I 3.  April. 


Verordnung. 
Kurhess.  Ver- 
ordnung. 
Preuss.  Gesetz. 


Patenten. 

Auswanderungs-Agenturen. 


— 24.  April. 

— 1 24.  April. 


kassen. 


- 12.  Aug. 


Preuss.  Gesetz,  j Arbeit»  - Einstellungen  dei 
Schiffsknechte  , landwirth- 
schal'tlichen  Arbeiter  etc. 
Preuss.  Ministe-  Beschäftigung  jugendlicher  Ar- 
rial-Verfüg.  beiter  in  Bergwerken. 
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Jahr. 

Damm. 

Gattung 
des  Erlasses. 

Gegenstand  desselben. 

Quellenangabe. 

Seite 

dieses 

Wer- 

kes. 

1654 

26.  Okt. 

Kurhess.  Ver- 
ordnung. 

Auswanderung«- Agenturen. 



27 

23.  Nov. 

Erkenntniss  de» 
Preuss.O. -Tri- 
bunal». 

Zuwiderhandlung  gegen  die 
Vorschriften  wegen  Beschäfti- 
gung jugendlicher  Arbeiter. 

Min. -Bl.  1855. 
S.  9. 

130 

29.  Dez. 

Minist.- Verfüg. 

V erwendung  arsenikhaltiger 
Kupferfarben. 

Min. -Bl.  1855. 
8.  6. 

156 

1655 

1 1.  Jan. 

Bayrische  Ver- 
ordnung. 

Aufstellung  der  Höhenmasse 
für  Stau-Vorrichtungen. 

Bayr.  Reg. -Bl. 

S.  65. 

49 

" 

20.  Jan. 

Sächs.  Verordn. 

Gebrauch  des  Landeswappens 
auf  Waaren-Etiketten. 

Sächs.  Ges.  - S. 
S.  37. 

76 

1.  Febr. 

iiamburgische 
Verordnung. 
Minist.- Verfug. 

Gifthandel. 

— 

69 

— 

7.  März. 

Bedingung  der  Itauchverzeh- 
rung. 

Min. -Bl.  S.  46. 

46 

— 

IS.  Juli. 

Sachs.  Verordn. 

Vorsichtsmassrcgel  bei  Schiess- 
pulver-Fabriken. 

Sächs.  Ges.  - Bl. 
S.  423. 

40 

— 

23.  Sept. 

Minist.- Verfüg. 

Betrieb  chemischer  Fabriken. 

Min. -Bl.  S.  188. 

361 

3.  Nov. 

Württembergi- 
sches  Gesetz. 

Berechtigung  zum  Bierbrauen, 
Branntweinbrennen  und  zu 
W irth  schalts-Ge  werben . 

Württ.  Heg. -Bl. 
S.  269. 

29 

1656 

10.  März. 

Minist. -Verfüg. 

Aufstellung  von  Gasometern. 

Min. -Bl.  S.  72. 

358 

— 

17.  Mai. 

Preuss.  Gesetz. 

Getränke-Kleinhandel  in  Ho- 
henzollern. 

Ge®. -8.  S.  453. 

. 

66 

— 

31.  M&i. 

Minist.- Verfüg. 

Vorsichtsmassregeln  b.  Schiess- 
pulver-Fabriken. 

Min. -Bl.  8.  70. 

40.  351 

18.  Sept. 

Minist. -Verfüg. 

Aufseher  jugendlicher  Fabrik- 
arbeiter. 

— 

132 

12.  Dez. 

Sächs.  Verordn. 

Bereitung  leicht  entzündlicher 
Stoffe. 

Sächs.  Ges.  - Bl. 
S.  416. 

40 

1857 

4.  April. 

Württ.  Minist. - 
Verfügung. 

Anlage  von  Dampfkesseln. 

Württ.  Reg. -Bl. 

S.  15  tr. 

250. 257 

— 

30.  Sept. 

Minist.  - Verfüg. 

Kostöfen  für  Nickclspeise. 

Min. -Bl.  S.  177. 

41 

““ 

29.  Okt. 

Minist.- Verfüg. 

Betrieb  der  Zündwoaren- Fa- 
briken. 

Min. -Bl.  S.  199. 

356 

1858 

26.  Jan. 

Schwarzb.-Son- 
dersh.  Gesetz. 

Benutzung  der  Gewässer. 

— 

59 

— 

30.  Jan. 

Württ.  Minist.  - 
Instruktion. 

Untersuchung  der  Dampfkessel. 

254.  257 

— 

1.  Juli. 

Sachs. -Weimar. 
Gesetz. 

Gifthandel. 

— 

69 

— 

17.  Nov. 

Hess.  Verordn. 

Krtheilung  von  Erfindungs- 
Patenten. 

Hess.  Heg.  - Bl. 

S.  569. 

313 

1859 

27.  Jan. 

Minist.- Verfüg. 

Umherziehender  Verkauf  von 
Bibeln  etc. 

Min. -Bl.  S.  319'. 

. 

91 

— 

30.  Jan. 

Württ.  Minist.  - 
Instruktion. 

Wasserdruck  probe  der  Dampf- 
kessel. 

254  - 

' 

— 

C.  April. 

Württ.  Gesetz. 

Verkauf  nach  Gewicht  auf  den 
Märkten. 

Württ.  Reg.-Bl. 
S.  57. 

103 

" 

24.  Juni. 

Erkenntniss  des 
Preusg.O. -Tri- 
bunals. 

Getränke  - Kleinhandel  mit 
selbstfabrizirten  Getränken. 

Min. -Bl.  S.  214. 

66 

— 

2.  Juli. 

Preuss.  landes- 
herrl.  Erlass. 

Geschäftsverkehr  der  Versiche- 
rungs-Anstalten 

Ges.-S.  S.  394. 

27 

— 

13.  Sept. 

Minist.-  Verfüg. 

Bedürfnissfrage  im  Schank - 
wesen. 

Min. -Bl.  S.  217. 

65 

28.  Okt. 

Minist.  - Verfüg. 

Umherziehender  Verkauf  von 
Bibeln  etc. 

Min. -Bl.  S.  319. 

91 

&eicbi-Gei>«tx«  m.  Erlintor.  Tit.  I.  Bd.  3.  33 
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Jahr. 

j Datum. 

Gattung 
des  Erlasses. 

1 

Gegenstand  desselben. 

Quellenangabe. 

Seite 

dieses 

Wer- 

kes. 

1S60 

’ 14.  März. 

| Württemb.  Ver- 
, Ordnung. 

Polizeiliche  Aufsicht  auf  den 
Verkehr  mit  Fleisch. 

Württ.  Keg. -Bl. 
Nr.  4 

22.  50 

— 

19.  Juli. 

Minist. -Verfüg. 

Umherziehender  Verkauf  von 
Bibeln  etc. 

Min. -Bl.  S.  175. 

91 

— 

11.  Nov. 

Minist- Verfüg 

Dampfpfeife  zum  Signalgebern 

Min. -Bl.  S.  242. 

53 

1SG1 

10.  Juni. 

| Minist. -Verfüg. 

Bedürfnis«  frage  im  Schank- 
wesen. 

Min  -Bl.  S.  137. 

65 

— 

22.  Juni. 

Preuss.  Gesetz. 

Gewerbe-Betrieb  juristischer 
Personen  des  Auslandes. 

Ges.-S.  S.  441. 

34 

- 

24.  Juni. 
11.  Juli. 

Preuss.  Gesetz. 
Oldenburg.  Ge- 
werbe-Gesetz. 

Gewerbe  der  Handelsmäkler. 
Aufkauf  von  Waaren  im  Um- 
herziehen. 

Ges.-S.  S.  449. 

73.  144 

90 

— 

12.  Juli. 

Oldcnb.  Wege- 
Ordnung. 

Entfernung  der  Windmühlen- 
anlagen von  Wegen. 

— 

56 

— 

19.  Juli. 

Preuss.  Gesetz. 

Entrichtung  der  Gewerbe- 
steuer. 

Ges.-S.  S.  697 ff. 

66. 186 

— 

26.  Aug. 

Minist.- Verfüg. 

Bedürfnissfrage  im  Schank- 
wesen. 

Min. -Bl.  S.  168. 

65 

— 

IS.  Sept. 

Preuss.  landes- 
herrl.  Erlass. 

Geschäftsverkehr  der  Versiche- 
rungs-Anstalten . 

Ges.-S.  S.  79t). 

27 

1862 

4.  Jan. 

Königl.  Erlass. 

Gebrauch  des  preußischen  Ad- 
lers zur  Waarenbezeichnung. 

Min. -Bl.  S.  37. 

76 

6.  Febr. 

Minist  - Verfüg. 

Sicherheitsvorkchrungcn  bei 
Mineralwasser-  Fabriken. 

Min. -Bl.  S.  63. 

363 

— 

12.  Febr. 

Württ.  Gesetz. 

Schutz  von  Waaren  - Bezeich- 
nungen. 

Württ.  Reg.  Bl 
S.  97. 

77 

12.  Febr. 

* 

Württemb.  Ge- 
werbe-Ordn. 

Anzeige  der  Getreide-Mühlen ; 
polizeiliche  Aufsicht  über  den 
Betrieb  der  Gewerbe ; Nöthi- 
gung  zur  Arbeit  und  zum  Ver- 
kauf 

3S.  104. 
238 

- 

11.  März. 
21.  April. 

Minist.- Verfüg. 

Bayrische  Ver- 
ordnung. 

Umherziehender  Betrieb  der 
Tanzlehrer. 

Ertheilung  von  Erfindungs- 
Patenten. 

Min. -Bl.  S.  126. 

71 

11.  Mai. 

Württemb.  Ver- 
ordnung. 

Ausübung  von  Gewerben  durch 
Minderjährige. 

Württ.  Keg. -Bl. 
S.  151. 

33 

— 

26.  Sept 

Badisches 

Gewerbegesetz. 

— 

110 

— 

21.  Dez. 

Bayr.  Gesetz. 
* 

Schutz  der  Waaren  - Bezeich- 

— 

77 

1*63 

31.  März. 

Sachs.  - Altenh . 
Gewerbe-Ordn. 

Gewerbliche  Hülfskassen. 

— 

142 

— 

11.  April. 

Gewerbe -Ordn. 
für  Heuss  j.  E. 

Begriff  des  selbständigen  Ge- 
werbes. 

— 

37 

15.  Aug. 

Minist- Verfüg. 

Transport  und  Lagerung  von 
Petroleum. 

Min. -Bl.  S.  182. 

41 

5.  Okt. 

Badisches  Ver- 
waltgs. -Gesetz. 

— 

— 

47 

31.  Okt. 

Badisch. Polizei- 
Strafgesetzb. 

§4.  63,  83,  93—93,  130—134, 
136,  140,  141,  142. 

♦ 

22.  27. 
40.  49. 
69.  91. 
95.  145. 
146. 

7.  Nov. 

Württ.  Minist.  - 
Verfüg. 

Gebühren  für  Visitation  der 
Dampfkessel. 

— 

257 

1864 

27.  Mai. 

Württ.  Minist. - 
Verfüg. 

Aufsicht  über  den  Verkehr  mit: 
Brot. 

Württ.  Keg. -Bl. 

S.  63. 

104 

“ 

3.  Aug. 

Braunschw.  Ge- 
werbe-Gesetz. 

Erlass  von  Ortsstatuten  für 
Fabrikviertel. 

50 
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Jthr. 

Datuip. 

Gattung  ! 

des  Erlasses.  | 

Gegenstand  desselben. 

Quellen-  j 

Angabe. 

Seite 

dieses 

Wer- 

kes. 

1864 

10.  Se|)t.  i 

badische  Ver- 1 
Ordnung. 

Bildung  eines  ärztlichen  Aus-) 
Schusses. 

— 

59 

— 

30.  Okt. 

Minist.-  Verfüg 

Anlegung  von  Mineralwasser- 
Fabriken. 

Anstalten  zur  Entfettung  des 
Walke  wassers. 

Min. -Bl.  S.  272. 

42 

1865  1 

17  Jan. 

Minist. -Verfüg. 

— 

42 

| 

19.  April. 

Weimar  - Eise- 
nach. Gesetz.  1 

Aufhebung  und  Entschädigung! 
von  Zwangs-  u.  Bannrechten. 

— 

30 

j 

16.  Mai. 

Sachs.  - Altenb. ! 
Verordnung.  1 

Gewerbliche  Hülfskassen. 

' 

142 

| 

lo.  Jnni. 

Minist. -Verfüg. 

I 

Anlegung  von  Anilin-Fabriken. « 

Min. -Bl.  S.  159. 

I 

361 

26.  70. 

— ! 

24.  Juni. 

Preussisches 

Berggesetz. 

Ges.-S.  S.  705. | 

130.136. 

142 

— 

28.  Juni. 

Liayr.  Gesetz. 

Urheberrecht  an  literarischen 
Erzeugnissen. 

— 

23 

— 

7.  Nov. 

Badische  Ver- 
ordnung. 

Auswanderungs-Unternehmun- 

gen. 

Bad.  Reg.  - Bl. 

S.  056. 

27 

14.  Nov. 

Schwärzt). -Son- 
dershaus. Ge- 
wcrbe-Ordn. 

Schutz  gegen  Uebel Stände  der 
Gewerbe- Anlagen. 
Gewerbliche  Hülfskassen. 

S4.142 

21.  Nov. 

Württ.  Minist.  - 
Verfüg. 

Freiwillige  Prüfung  in  Bau- 
Gewerken. 

Württ.  Reg. -Bl 

S.  4S6. 

5. 112 

1.  Del. 

Schwarzb.-Son- 

dershaus.Min- 

Verordnung. 

Gewerbe -Anmeldung. 
Entfernung  einer  Win  dmühlen- 
Anlage  von  öffentlichen  We- 
gen; Getränke- Kleinhandel. 

37.  56. 
67. 

1868 

8.  Jan. 

Minist  -Verfüg. 

Betrieb  von  Pulvermühlen. 

Min. -Bl.  S.  29. 

354 

— 

*20.  März. 

Sächs.  Verordn. 

Einrichtung  der  Schornstein- 
feger-Bezirke. 

• 

75 

— 

26.  Mai. 

Badisch. Gesetz. 

Besteuerung  der  Wanderlager. 

Bad.  Reg. -Bl. 
S.  145. 

99 

1867 

29.  März. 

Preuss.  Landes- 
herrl.  Verordn. 

Betrieb  stehender  Gewerbe  in 
Hessen  und  Hannover. 

Ges.-S.  S.  423. 
425. 

3 

2 L Juni. 

gleichfalls. 

Die  Heirathen  der  Berg-  etc. 
Arbeiter. 

Ges-S.  S.  UM. 

3 

— 

24.  Juni. 

gleichfalls. 

Erfindungspatente  in  Schleswig- 
Holstein. 

Oes.-S.  S.  1113. 

342 

— 

6.  Juli. 

Sächs.  Verordn. 

Transport  und  Lagerung  von 
Petroleum. 

Sächs.  Ges.  - Bl. 
S.  131. 

41 

— 

8.  Juli. 

Vertrag  des 

deutschen  Zoll-  und  Handels- 
vereins. 

Bund.- Ges. -Bl. 
S.  S1  ff. 

79 

— 

9.  Aug. 

Preuss.  Landes- 
herrl.  Verordn. 

i Betrieb  stehender  Gewerbe  in 
Homburg. 

Ges.-S.  S.  1441. 

3 

!29.  Aug. 

Minisl.-Verfüg. 

Nichtanwendung  der  Gewerbe- 
, Ordnung  auf  Bewässerungs- 
Anlagen. 

Min. -Bl.  S.  390. 

43 

23.  Sept. 

Preuss.  Landes- 
herrl.  Verordn. 

Betrieb  stehender  Gewerbe  in 
Schleswig  - Holstein. 

Ges.-S.  S.  1641. 

3.  65 

— 

23.  Sept. 

ebenso. 

Gewerbebetrieb  der  Mililärper- 
sonen  und  Beamten. 

Ges.-S.  S.  1619. 

35 

— 

25.  Sept. 

LübeckscheMe- 

dizinal-Ordn. 

Gifthandel. 

— 

i 69 

— 

12.  Okt. 

Reichs-Gesetz. 

Postwesen. 

Bund. -Ges.  - Bl 
S.  33. 

! 125 

— 

12.  Okt. 

Reichs -Gesetz. 

Abgabe  von  Salz. 

I Bund. -Ges. -Bl 
: S.  41. 

Min.-Bl.  S.  374 
33* 

24.144 

— 

21.  Okt. 

l 

Minist. -Verfüg 

Umherziehender  Verkauf  von 
j Bibeln  etc. 

1 91 
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Jahr. 

Datum. 

Gattung 
des  Erlasses. 

Gegenstand  desselben. 

Quellen- 

Angabe. 

Seite 

dieses 

Wer- 

kes. 

1S67 

1.  Nov. 

Reichs-Gesetz. 

Die  Freizügigkeit. 

Bund. -Ge». -Bl. 
S.  55. 

Bund. -Ge«. -Bl. 
S.  61. 

20 

— 

2.  Not. 

Reichs-Gesetz.  1 

Das  Postwesen. 

26 

— 

15.  Dez. 

Preuss.  Gesetz,  l 

Fabrikation  von  Spielkarten. 

Ges.-S.  S.  1922. 

26 

18(18 

30.  Jan. 

Bayrisches 

Gewerbe-Gesetz. 

— 

107 

" 

*2.  Febr.  | 

j Minist. -Verfüg. 

Stem^elpflichtigkeit  der  Be- 
scheinigung über  Abnahme  der 
Dampfkessel. 

Min. -Bl.  S.  07. 

. 

52 

— 

7.  Febr. 

Schwarzb  -Ru- 
dolst.  Gesetz. 

Benutzung  des  Wassers. 

49 

" 

9.  März. 

Handels-  und 
Zollvertrag 

zwischen  dem  deutschen  Zoll- 
verein und  Oesterreich. 

1 Bund. -Ges. -Bl. 

1 S.  240. 

30.  SO 

— 

17.  März. 

Preuss.  Gesetz. 

Aufhebung  und  Ablösung  ge- 
i werblicher  Berechtigungen 

i Ges.-S.  S.  249. 

30 

— 

18.  März. 

Preuss.  Gesetz. 

| Errichtung  öffentlich.  »Schlacht- 
häuser. 

'Ges.-S.  S.  277. 

50.  84 

j 

17.  April. 

Sachs. -Meining. 

Berg-Gesetz. 

26 

1 

16.  Juni. 

Sächsisches 

Berg- Gesetz. 

20 

— 

23.  Juni 

. Sächs.  Gesetz. 

K ranken  - Unterstützung  ge- 

werblicher Arbeiter. 

1 

141 

1 

1.  Juli. 

I Reichs-Gesetz. 

1 

Schliessung  der  öffentlichen 
Spielbanken. 

Bund.-Ges.-Bl. 
S.  367. 

| 22 

: 

4.  Juli. 

Reichs-Gesetz. 

Genossenschaftswesen. 

1 Bund.-Ge8.-Bl. 
! S 415. 

107 

i 

8.  Juli. 

Bundes -Gesetz. 

Betrieb  der  stehenden  Gewerbe. 

• Bund -Ges. -Bl.  i 
| S.  106. 

5 

— 

8.  Juli. 

Bundes  -Gesetz. 

Besteuerung  des  Branntweins. 

Bund. -Ges. -BI. 
S.  384. 

25.  144 

— 

28.  Okt. 

Bayrische  Ver- 
ordnung. 

Feingehalt  der  Gold-  u.  Silber- 
waaren . 

Bayr.  Keg. -Bl. 
Nr.  79. 

72. 145 

— 

20.  Nov. 

Oldenburgsche 

Wasser  - Ordnung. 

: üldenb.Ges.-Bl. 
| Stück  9C) . 

49 

— 

25.  Nov. 

Minist.  - Verfüg. 

Verkehr  mit  Sprengöl. 

1 Min. -Bl.  S.  319. 

40 

1609 

12.  Febr. 

Württemb.  Ge- 
werbe-Ordn. 

Kranken -Unterstützung  ge- 
werblicher Arbeiter. 

— 

141 

27.  Febr. 

Bayrische  Ver- 
ordnung. 

Kehrbezirke  der  Kaminkehrer. 

i Bavr.  Keg. -Bl. 

1 S.  289. 

75 

7.  April. 

Reichs-Gesetz. 

‘Massregeln  gegen  die  Rinder- 

! Bund. -Ges. -Bl. 

22 

5.  Mai. 

| Weimar  -Eise- 
1 nachschesGes. 

pest. 

Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke. 

; S.  105. 

49 

13.  Mai 

Handels- Vertr.  , 

des  Zollvereines  u.  der  Schweiz. 

Bund.-Ges.-Bl. 
S.  600. 

77.80 

— 

22.  Mai. 

Bayrisches  Ges.  | 

Kranken  - Unterstützung  ge- 
werblicher Arbeiter. 

1 Bayr.  Ges. -Bl. 
Nr.  53. 

141 

5.  Juni.  ] 

Allgemeine  Deutsche  Wechsel -Ordnung  und 
Allgemein.  Deutsch.  Handels-Gesetzbuch  Art.  1 
li  — 9:  27;  00.  S2.  84;  271,  272  . 

Bund.-Ges.-Bl.  ! 
S.  379. 

12. 18 
32.73 

I 77 

| 

1.  Juli,  j 

Vereins -Zoll-  j 
I Gesetz. 

— 

Bund  -Ges. -Bl. 
S.  317  ff 

9.24 

*— 

30.  Juli.  , 

jKönigl.  Erlass,  j 

Konzcssionirung  d.  Schauspiel- 1 
Unternehmer. 

Min. -Bl.  S.  234. 

63 

— ; 

7.  Sept. 

; I.ippe-Detmold. 
Verordnung. 

Feuer-  Versicherung  bei  aus-  \ 
wärtigen  Anstalten. 

— 

38 

17.  Sept. 

Sachs.-  Altenb. 
i Verordnung. 

Desgleichen. 

38 

1 
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hSeite 

« 

Datum. 

Gattung 
de»  Erlasse». 

Gegenstand  desselben. 

Quellen- 

Angabe. 

dieses 

Wer- 

kes. 

1869 

7.  Sept. 

Olilenb.Verord. 

Hebammen  wesen. 



61 

— 

1.  Sept.  u. 

Preus».  Verurd. 

Min. -Kl.  d.  i.  V. 

176  fr. 

21.  Not. 

S 200  u.  291. 

202  ff. 

— 

7.  Sept. 

Lipp.  \ erordn. 

13.  Sept. 
u.  13.  bez. 
16.  Dez. 

| Lauenb.  Ver- 
| ordnung. 

— 

15.  Sept. 

Lübeck  Verord. 

10.  Sept. 
u.  IS. Dez. 

Sächs.  Verordn. 

222  ff. 

— 

17.  Sept. 

Sachs.  - Altenb. 

* 

Verordn. 

— 

10.  Sept.  / 

Sachs. -Weim.- 

IS.  Sept.  j 

Ges.  u.Verord. 

313 

IS  Sept. 
u.  10.  Dez. 

Anhalt.  Verord. 



7.  14.  17. 

Oldenb.  Verord. 

* 

317 

21.  Sept. 

ÖC 

— 

21.  Sept. 

3 

1.  Okt.  u. 

(Sachs- Kob. 

*3 

'20.  Dez. 

i Verordnung. 

o 

4.  Jan. 

<u 

1870. 

) 

— 

21.  Sept. 

Schaumb.-Lipp 

* 

Verordn. 

C 

*“ “ 

15.  u.  24. 
Sept. 

Braunschweig. 

Verordn. 

b 

01 

-3 

Ges. -Bl.  Nr.  77. 

327 

24.  Sept. 

Keuss  j.  L.  Vrd. 

SC 

3.  u.  24. 

Hamb  Verord. 

Sept. 

— 

24.25.  29. 

1 

Sept.  und 

jBrem.  Verord. 

3 

15.  Xov. 

J 

< 

— 

25.  Sept. 

Schwarzb.-  Ru- 

ilolst.  Verord. 

S 

— 

25.  Sept. 

Schwarzb. -Son- 

dersh.  Verord. 

18.  25.  27. 
28  Sept. 
28.  Dez. 

1 Mecklenburg. - 
[ Schwerinscne 
] Verordn. 

295  ff. 

— 

27.  u.  28. 

Keuss  ä.  L.  Vrd. 

Sept. 

— 

30.  Sept. 

Waldeck.  Vrdn. 

— 

25.  Sept., 

(Mecklenburg.- 

28l  Dez. 

J Strel.  Verord. 

1.  u.  IS. 
Nov. 

Hess.  Verordn. 

Reg. -Bl.  Nr.  53. 

280  ff. 

— 

17. Sept.  u. 

Sachsen-Mein. 

22.  Dez. 

Verordn. 

— 

25.  Sept. 

Bekanntm.  des 

Prüfung  der  Seeschiffer  und 

Reichs-Ges. -Bl. 

62. 439 

Reichskanzler». 

Scesteuerleute. 

S.  660. 

— 

25.  Sept. 

Bekanntm.  des 

Prüfung  der  Aerzte  und  Apo- 

Bund. -Ges. -Bl. 

58.421 

Keichskanzl. 

theker. 

S.  635. 

— 

29.  Sept. 

Krkenntniss  des 

Stellvertreter  beim  Hausirbe- 

97 

Preuss.O.-Trib. 

triebe. 

•l  Die  ohne  SeitCDxahl  aogsrogcncu  Verordnt!  wo  eind  in  dem  vorliegenden  Werke  nicht  wiedermseben 
und  hier  nur  behufs  vollständiger  Lebersicht  der  Yolliugsvorschriften  »nfgeffibrt.  * * 
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j Seite 

V. 

-C 

«6 

Datum. 

Gattung 
de«  Erlasses. 

Gegenstand  desselben. 

Quel.cn- 

Angabe. 

diene» 

j Wer- 

kes. 

1669 

l9.Sept.u. 

| PreuRS.  Minist. - 

Formulare  für  Legitimations- 

1 Min.-Bl.  S.  262 

185 

28.  Okt. 

Verfügung. 

Scheine. 

i u.  264. 

| 



29.  Okt. 

Badische  Was- 

1 

I 4» 

i ser-Polizei-O. 

— 

13.  Nov. 

Minist. -Verfüg. 

! Befähigungs-Nachweis  für  die 

Min.-Bl.  S.  260. 

440 

Küstcn-Schifffahrt  nicht  erfor- 
j derlich. 

j 

1 

— 

13.  Not. 

Minist. -Verfüg, 
j 

Dispensirung  der  Arzneien  Rei- 

Min.-Blatt  1670 

i 59 

tens  der  Thierärzte. 

1 S.  11. 

— 

15.  Nov. 

Bremisches  Ges. 

1 Regelung  d Wasserbenutzung. 

50 

. — 

15.  Nov. 

Minist. -Verfüg. 

1 Handelsbetrieb  mit  Bandagen 

Min  -Blatt  1870 

60 

1 und  Chirurg  Instrumenten 

S.  10. 

I 

1 

— 

IS.  Nov. 

; Erken  ntniss  des 

! Streitigkeiten  zwisch.  Gewerbe- 

507 

Preuss.  0. -Tri- 

treibenden und  Gesellen  oder 

bunals. 

Lehrlingen. 

— 

i 24.  Nov. 

Minist. -Verfüg. 

Formulare  für  Legitimations- 

Min. -Blatt  1870  164.205 

Scheine. 

! S.  39. 

4 

— 

29.  Nov. 

Min  ist. -Verfüg. 

Legitimation«-  und  Gewerbe- 

Min.-Bl.  S.  2b9. 

187 

J scheine  in  Hohenzollern. 

— 

2.  Dez. 

Minist. -Verfüg. 

j Formulare  für  Legitimations- 

t Min.-Bl.  S.  2S9. 

| 205 

i Scheine. 

1 

— 

! S.  Dez. 

Minist. -Verfüg. 

Fassung  der  Legitimations- 

Min. -Blatt  1670 

208 

I Scheine. 

1 S.  IS. 

— 

9.  Dez. 

Bekanntra.  des 

Prüfung  der  Aerzte  und  Apo- 

Bund.-Ges. -Bl. 

; 58.43» 

Reichskanzlers. 

theker. 

! S.  067  u.  «68. 

1 

— 

1 1 . Dez. 

! Minist. -Verfüg. 

Selbstdispensiren  homöopathi- 

Min.-Blatt  1870 

59 

scher  Arzneien 

S.  51. 

— 

14.  Dez. 

Minist. -Verfüg. 

, Transport  und  Lagerung  von 
Petroleum. 

Min. -Blatt  1870 

41 

• S.  17. 

! 

16.  Dez. 

Mecklenb.  Ge- 

Entrichtung einer  Jlausir-Ge- 

, 88 

setze. 

werbesteuer. 

— 

27.  Dez. 

Minist. -Verfüg. 

Anerkennung  geprüfter  Heil- 

Min. -Blatt  1870 

60 

diener. 

S 74. 

25.  Dez. 

Minist. -Verfüg.  [ 

t'mherriehend.  Verkauf  selbst- 

Min. -Blatt  1870 

205 

gefertigter  Gegenstände  des 
Wochenmarkt- Verkehrs. 

8.  19. 

1 

— 

29.  Dez. 

Minist. -\  erfüg. 

Vereidigung  der  Aerzte,  Apo- 
theker und  Hebammen. 

Min. -Blatt  1670 

8.  74. 

59 

— 

30.  Dez.  ! 

Oldenburg.  Ver- 

Strafbarkeit des  Zuwiderhan- , 

Oldenb.  Ges.- 

507 

ordnung. 

deine  gegen  §.  59  der  Ge- 

Bl. Band  21,  S. 

werbe-Ordnung. 

204. 

3.  Jan. 

Braunschweig. 

Ausführung  der  Gewerbe-Ord- 

llraunscliw. Ge- 

1S7U  j 

_ 

4.  Jan. 

Verordnung. 
Oldenb.  Verord. 1 

nung. 

Desgleichen. 

setz-Bl  Nr.  3. 

31T 

4.  Jan. 

Schwarzb.  - Ru-  i 

Desgleichen. 

dolst.  Verord  ! 

— 

6.  Jan. 

Minist. -Verfüg. 

Ertheilung  von  Legitimation»-  j 

Min.-Bl  S.  19. 

95 

Scheinen. 

— 

11.  Jan. 

Württemberg. 

Auswanderungs-Unternehmun- 

Wflrtt. Heg. -Bl. 

27 

.Gesetz. 

gen 

S.  134. 

— 

13.  Jan. 

Minist. -Verfüg. 

l mherziehender  Betrieb  inner- 

Min.-Bl. S.  131. 

88 

halb  des  Wohnortes  istlegiti-| 

26.  Jan. 

| 

mationsfrei  u.  nicht  gewerbe- 1 
scheinpflichtig. 

— 

Erkenntnis«  des  ’ 

Verjährung  der  Gewerbepoli- 

148 

Preuss.  O.-Trib.  i 

zei-Vergehen 

— 

5.  Febr. 

Minist. -Verfüg. 

Fassung  d. I/egitimat. -Scheine. 

Min.-Bl.  S.  132. 

90.  203E 

9.  Febr. 

Erkenntnis«  des 
Preuss.  O.-Trib. 

Ausübung  der  Geburtshilfe. 

Min.-Bl.  S.  101. 

61 

Digitized  by  Google 


Chronologische«  Verzeichnis«. 


519 


Seite 

•s 

Datura. 

Gattung 
des  Erlasses 

Gegenstand  desselben. 

Quellen- 

Angabe. 

dieses 

Wer- 

*-> 

kes. 

1670 

16. 

Febr. 

Minist. -Verliig. 

Steuerpflichtigkeit  der  Hand- 
lung«- Reisenden  d Auslandes. 

Min. -Bl.  S.  65. 

187 

22. 

Kehr 

Minist. -Verfüg. 

Verfahren  in  Schanksachen. 

Min. -151.  S.  64. 

69 



23. 

Febr. 

Erkenntnis«  des 

Gewerbe- Betrieb  der  Auswan- 

Min  -Bl.  S.  133. 

27 

Preuss.  O.-Trib. 

derungs-Unternehmungen. 

Ges.-S.  S.  140. 



24. 

Febr. 

Preuss.  Gesetz. 

Handels- Kammern. 

117.465 

— 

26. 

Febr. 

Minist. -Verfüg. 

Verpachtung  von  Apotheken. 

Min. -Blatt  1S71 

60 



26. 

Febr. 

Minist. -Verfüg. 

Ertheilung  der  Legitimation s- 

Min. -Bl.  S.  106. 

203 

Scheine. 

— 

2. 

März. 

Minist. -Verfüg. 

Desgleichen. 

Min.-Bl.  S.  132. 

206 



5. 

März. 

Minist. -Verfüg. 

Zuständigkeit  der  Behörden  in 

Min. -Bl.  S.  107. 

192 

Hannover. 

— 

6. 

März. 

Minist.-Verfüg. 

Rezepte  nicht  approbirt  Aerzte. 

Min.-Bl.  S.  101. 

59 

— 

30. 

März . 

Minist.- Verfüg 

1jährige  Studienzeit  der  Aerzte. 

Min. -Kl.  S.  295. 

422 



16. 

April. 

Minist.-Verfüg. 

Gewerbe-Betrieb  der  Zahn- 

Min.-Bl.  S.  15S. 

59 

künstler. 

— 

16. 

April. 

Minist.-Verfüg. 

Erlheilung  der  Legitimation«- 

Min.-Bl  S.  133. 

203 

Scheine. 



5. 

Mai. 

Badisches  Ges. 

Kranken  - Unterstützung  ge- 

Badisches  Ges  - 

141 

werblicher  Arbeiter. 

151.  S.  394. 



11. 

Mai 

Reichs-Gesetz. 

Urheberrecht  an  Schriftwer- 

Bund. -Ges. -Bl. 

23 

ken,  Abbildungen  etc. 

S.  339. 

— 

13. 

Mai. 

Reichs-Gesetz. 

Beseitigung  d.Doppel-Besteue- 

15und.-Ges.-BI. 

11 

rung. 

S.  119. 

— 

10. 

Mai. 

Minist.  - Verfüg. 

Betrieb  des  Kammerjäger- Ge- 

Min.-Bl.  S.  159. 

70 

werbet. 



30. 

Mai. 

Rekanntm.  des 

Prüfung  der  Seeschiffer. 

Bund. -Ge«. -Bl. 

62.441 

Reichsknnzl. 

S.  314. 



31 

Mai 

Bundes-Gesetz 

Einführung  des  Straf- Gesetz- 

Bund. -Ges. -Bl. 

503 

buch«. 

S.  195. 



1. 

Juni. 

Erkenntnis«  des 

Polizeiliche  Beschränkung  der 

Min.-Bl.  S.  195. 

21 

Preuss. O.-Trib. 

Gewerbe-Ausübung. 

— 

1. 

Juni. 

Erkenntnis«  des 

Kautionnpflicht  der  Zeitschrif- 

Min.-Bl.  S.  195. 

"21.  38 

Preuss.  O.-Trib. 

ten. 



2. 

Juni. 

Badisches  Ges. 

Betrieb  von  Wirthscbaften  und 

Badische«  Ge«.- 

29 

Kleinhandel 

Bl  S.  175. 



2. 

Juni. 

Minist.-Verfüg. 

Prüfung  der  Hebammen. 

Min.-Bl.  S.  166. 

61.437 



3. 

Juni. 

Bahn  - Polizei- 

— 

Reich« -Ges.-Bl. 

27 

Reglement. 

S.  461. 

— 

10. 

Juni. 

Balm -Betriebs- 

— 

Reichs-Ges.-  Bl. 

27 

Reglement. 

S.  419. 

— 

23. 

Juni. 

Minist.  - Verfüg. 

Gewerbe  der  Gesinde-' Vermie- 

Min.-Bl.  S.  199. 

71 

ther. 

— 

24. 

Juni. 

Minist.-Verfüg. 

/Ertheilung  von  Legitimation«- 

Min.-Bl.  S.  196 

202— 



27. 

Juni. 

Minist  -Verfüg. 

( Scheinen. 

u.  199. 

207 



11. 

Juli. 

Minist.-Verfüg. 

l’rüfung  der  Seeschiffer  etc. 

Min.-Bl.  S.  232. 

62. 453 

— 

20. 

Juli. 

Minist.-Verfüg. 

Prüfung  von  Hühneraugen- 
Operatcuren. 

Min.-Bl  S.  229. 
Min.-Bl  S.  231. 

60 

41 

— 

4. 

Sept. 

Minist.-Verfüg. 

Transport  und  Lagerung  von 

Petroleum. 

— 

15. 

21. 

Sept. 

Sept. 

Erkenntn.  des 
/ Preuss.  Ü.- 
1 Tribunals. 

Verjährung d.  Gewerbc-Polizei- 
Vergehen . 

Bestrafung  der  Zuwiderhand- 
lungen gegen  §.  147  Gew.-O. 

Min.-Bl.  S.  266. 

US- 

US 



30. 

Sept. 

Minist.-Verfüg. 

Privat-Kranken-,  Irren-  und 
Entbindung«- Anstalten. 

Min.-Bl.  S.  265. 

16.  60 



4. 

Okt. 

Minist.-Verfüg. 

Gewerbliche  Schiedsgerichte. 

Min.-Bl.  S.  262. 

123 
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Jahr. 

Datum. 

Gattung 
de«  Erlasse*. 

Gegenstand  desselben. 

Quellen- 

Angabe. 

Seite 

dieses 

Wer- 

kes. 

1570 

1 2.  Okt. 

Erkenntnis  des 
Freu  ss.  O.-Trib. 

Bezeichnung  als  Thierarzt. 

Min. -Blatt  1871 

S.  12. 

59 

17.  Okt. 

Minist. -Verfüg. 

Hauair  - Gewerbesteuer  - Pflich- 
tigkeit  der  Versicherungs- 
Agenten. 

Min. -Blatt  1871 

S.  26. 

88 

21».  Okt. 

Minist. -Verfüg. 

Stempelpflichtigkeii  d.  Schank - 
Verhandlungen. 

Min. -Blatt  1S7I 

S.  53. 

67 

4.  Nov 

Krkenntnissdes 
Preuss.  O.-Tri- 
bunals. 

Fortdauernde  Geltung  der  die 
Ausübung  der  Gewerbe  re- 
gelnden Polizei-Verordngn. 

Min. -Blatt  1871 

8.  13. 

21 

14.  Nov. 

Minist  -Verfüg. 

Ertheilung  der  Legitimations- 
Scheine 

Min. -Bl.  S.  304, 

202- 

207 

— 

18.  Nov. 

Krkenntnissdes 
Preuss.  O.-Trib. 

Verpflichtung  zur  Lösung  eine» 
Hausir-Ge  werbeseheins 

Min. -Bl.  S.  26. 

87.  105 

24.  Nov. 

Erkenntnis»  de» 
Preuss. O.-Tri- 
bunals. 

Fortdauernde  Geltung  der  Po- 
lizei-Verordngn. wegen  Füh- 
rung eine»  Fremdenbuchs. 

Min. -Blatt  1871 

S.  15. 

69 

— 

28.  Nov. 

Minist. -Verfüg. 

Sehenkwirthschaften  in  der 
Nähe  von  Kirchen. 

Min. -Bl  S.  302. 

68 

— 

30.  Nov. 

Erkenntnis»  d. 
Preus».  O.-Trib. 

Berechtigung  der  Wundärzte 
1.  Klause. 

Just  -Min  -Blatt 
1871  S.  42. 

505 

— 

7.  Dez. 

Erkenntnis»  d. 
Preuss.  O.-Trib. 

Verkehr  auf  Wochenmärkten. 

Just.-Min.-Blatt 
1871  S.  47. 

99 

8.  Dez. 

Minist.  -Verfüg. 

Berechtigung  der  Wundärzte 
1 Klasse. 

Min. -Blatt  1871 

S.  10. 

58 

' 

12.  Dez. 

Erkenntnis»  d. 
Preuss,  O.-Trib. 

Strafbarkeit  gewerbepolizeili- 
cher Uebertretungen. 

147 

1871 

4.  Jan. 

Minist.-Verfüg. 

Besteuerung  der  Vorzeiger  von 
Schaubuden  etc. 

Min. -Bl.  S.  50. 

89.  208 

— 

9.  Jan. 

Erkenntnis»  d. 
Preuss.  0 -Trib. 

Ausübung  der  Geburtshilfe. 

Min  -Bl.  S.  61. 

61.  148 

— 

12.  Jan. 

Erkenntnis»  d. 
Preuss.  O.-Trib. 

Erfordernis»  eines  steuerpflich- 
tigen Gewerbescheins. 

Min. -Bl.  S.  67. 

80 

17.  Jan. 

Bekanntm.  de» 
Reichskanzl. 

Ertheilung  von  Legitimations- 
Scheinen  an  Ausländer. 

Reichs -Ges. -Bl. 
S.  27. 

93 

IS.  Jan. 

Erkenntnis»  d. 
Preuss. 0. -Tri- 
bunals. 

Fortdauernde  Geltung  der  Po- 
lizei-Verordnungen  üb. Tanz- 
Lustbarkeiten. 

Just.-Min.-Blatt 
S.  115. 

21.69 

2.  März. 

Erkenntnis»  d. 
Preuss.  0. -Tri- 
bunal». 

Stehender  Gewerbe  - Betrieb  . 
Gewerbemässigkeit  d.  Schank  - 
wirthachaft. 

Min. -Bl.  S.  151. 

36.68 

— 

2.  März. 

Preuss.  Reglern 

für  Feldmesser. 

Ges.-S.  S.  101. 

72.  459. 
466 

— 

4.  März. 

Minist.-Verfüg. 

Ortsstatutarische  Fortbildungs- 
schulen . 

Min. -Bl  S.  106. 

119 

— 

13.  März. 

Minist.-Verfüg. 

Ausübung  der  Schankwirt  h- 
schaft  durch  einen  Schulzen. 

Min -Bl.  S.  IIS. 

35 

— 

15.  März. 

Minist.  -Verfüg. 

Getranke-Kleinhandel. 

Min  -Bl.  S.  118. 

66 

25.  März. 

Minist.-Verfüg. 

Gewerbeschein-Freiheit  d.  Hau- 
sir- Betriebes  innerhalb  des 
Wohnortes. 

Min  -Bl.  S.  153. 

88 

— 

16.  April. 

Verfassung 

des  Deutschen  Reichs. 

Bund. -Ges. -Bl. 
S.  63. 

Min. -Bl.  S.  133. 

20.  33 

— 

18.  April. 

Minist.-Verfüg. 

Ertheilung  der  Legitimations- 
Scheine. 

203 

21 . April. 

Minist.-Verfüg. 

Erwerb  von  Grundeigenthum 
durch  juristische  Personen  des 
Auslandes. 

Min. -Bl.  S 153. 

35 
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b 

M 

99 

Datum. 

Gattung 
des  Erlasses. 

Gegenstand  desselben. 

Quellen- 

Angabe. 

Seite 

dieses 

Wer- 

kes. 

1971 

24.  April 

Minist. -Verfüg. 

Ausübung  der  Schankwirth- 
schaft  durch  einen  »Schulzen. 

Min. -Bl.  S.  153. 

35 

! 

| 

10.  Mai. 

Friedens- Ver- 
trag 

mit  Frankreich. 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  223  ff. 

80 

15.  Mai. 

Reichs -Strafge- 
setzbuch. 

ff.110, 111, 113—1 16,  131, 174, 
IS  1,  222.  230,  240,  241,  266, 
274.  277,  276,  260—287,  290, 
300,324,  326,  360,  363,  305— 
67,  369. 

Zwischenhandel  auf  AVochcn- 
märktcn. 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  127  ff. 

25  n. 
153  ff. 

— 

IS.  Mai. 

Minist. -Verfüg. 

Min. -Bl.  S.  176 

99 

— 

19.  Mai. 

Reichs -Gesetz. 

Genossenschaftswesen. 

Reichä-Ges.-Bl. 
8.  101. 

108 

19.  Mai. 

Minist. -Verfüg. 

Auslehren  taubstummer  Lehr- 
linge. 

Min. -Bl.  S.  176. 

126 

j 

29.  Mai. 

Bekanntm.  des 
Reichskanzl. 

Anlegung  von  Dampfkesseln. 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  122. 

51.372 

— 

10.  Juni. 

Minist. -Verfüg. 

! Ertheilung  der  Legitimations- 
und  Gewerbe-Scheine. 

Min. -Bl.  S.  207. 

207 

— 

1 1.  Juni. 

Minist.  -Verfüg. 

Anlegung  von  Dampfkesseln.  , 

Min. -Bl.  S.  191. 

51.375 

— 

1 1.  Juni. 

Minist. -Verfüg. 

Beschäftigung  jugendlicher  | 
Fabrik-Arbeiter. 

Min. -Bl.  S.  252. 

133 

— 

0.  Juli. 

Sächs.  Verordn. 

Beaufsichtigung  der  Dampf-; 
kessel. 

52.  382 

— 

23.  Juli. 

Minist. -Verfüg. 

Verkehr  mit  Schiesspulver. 

Min.-Bl.  S.  205. 

40 

— 

31.  Juli. 

Minist. -Verfüg. 

Gewerbl.  Schiedsgerichte. 

Min.-Bl.  S.  209. 

507 

— 

10.  Aug. 

Bayrische  Ver- 
ordnung. 

Errichtung  von  Aerzte-Kam-| 
mero. 

59 

— 

11.  Sept. 

Badische  Ver- 
ordnung. 

Ueberwachung  der  Dampfkes-' 
sei. 

Badisches  Ges- 
Bl.  S.  669. 

269 

— 

4.  Okt. 

( Minist.  -Verfüg. 

Impfung  durch  Nichtärzte. 

Min.-Bl.  S.  291. 

59 

— 

11.  Okt. 

Minist.  -Verfüg. 

Liquidationen  der  Hebammen. 

Min.-Bl.  S.  305. 

19.  Okt. 

Erkenntnis»  d 
Preuss.O. -Tri- 
bunals. 

Führung  des  Titels:  Homöo- 
path. 

58.  505 

— 

22.  Okt. 

Minist. -Verfüg. 

Nichtzulassung  hausircnder Zi- 
geuner etc. 

93 

— 

31.  Okt 

Minist.  - Verfüg. 

Aufstellung  von  Dampfkesseln. 

52 

— 

5.  Nov. 

Minist  -Verfüg. 

Mitführung  von  Kindern  beim 
Hausir-Betricbe. 

Min.-Bl.  S.  345. 

97 

— 

10.  Nov. 

Reichs -Gesetz,  i 

Einführung  der  Gewerbe-Ord- 
nung in  Württemb.  u.  Baden. 

Reichs -Gcs.-Bl. 
S.  392. 

19 

17.  Nov. 

Erkenntnis*  d. 
Preuss.O. -Tri- 
bunals. 

Gewerbscheinpflicht  d.  Hausir- 
handels  mit  Vieh. 

Justiz -Min.-Bl. 
S.  290. 

506 

— 

24.  Nov.  j 

Minist.  -Verfüg. 

Berechtigung  der  Schauspiel- i 
Unternehmer. 

Min.-Bl.  S.  345. 

63 

— 

27.  Nov. 

Hessisches  Ges. 

Errichtung  von  Handels-Kam- 
mern. 

15 

— 

2.  Dez. 

Württemb.  Ver- 
ordnung. 

Anordnung  der  Polizeistunde. 

Württ.  Regier. - 
Bl  Nr.  33. 

69 

7.  Dez. 

Erkenntnis«  des 
l’reuss.  O. -Tri- 
bunals. 

Entziehung  der  Berechtigung 
zum  Gewerbe-Betriebe. 

Min. -Blatt  1872 
S.  5. 

144 

51 

— 

12.  Dez. 

Minist. -Verfüg. 

Anlegung  von  Dampfkesseln. 

Min. -Blatt  1S72 
S 7 

— 

14.  Dez. 

Württemb.  Ver- 
ordnung. 

Vollzug  der  Gewerbe-Ordnung. 

i 

Württ.  Regier. - 
Bl.  S.  339. 

237  ff. 
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Jahr. 

! Datum. 

| Gattung 

des  Erlasses, 

Gegenstand  desselben. 

i Quellen- 

Angabe. 

I Seite 
dieses 
Wer- 

| kes. 

1871 

14.  Dez. 

1 

Württemb.  Ver- 
ordnung. 

j Errichtung  u.  Betrieb  gewerb- 
I lieber  Anlagen. 

Württ.  Regier.  - 
Ul.  S.  350  ff. 

246  ff. 

— 

14.  Dez. 

AVürttemb.  Ver- 
ordnung. 

Anlegung  von  Wasserwerken 
und  Stau-An lagen. 

Württ.  Regier. - 
Bl.  S.  372. 

259 

— 

21.  Dez. 

Badisches  Ges. 

; Einführung  der  Deutschen  Ge- 
1 werbe-Ordnung. 

Badisches  ües.- 
Bl.  S.  423. 

265 

— 

21.  Dez. 

Bekanntm.  des 
Rcichskunzl. 

Prüfung  der  Aerzte  und  der 
i Apotheker. 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  472. 

5S 

— 

22.  Dez. 

Nachtrag  zum 

Bann-Bctriebs-Reglement . 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  473. 

27 

— 

26.  Dez. 

Badische  Ver- 
ordnung. 

Vollzug  der  Gewerbe-Ordnung. 

■ 

Badisches  Ges.- 
Bl.  S.  503  ff. 

266  ff. 

— 

20.  Dez. 

Württemb.  Mi- 
nist. -Erlass. 

Ausstellung  von  Legitimations- 
Scheinen. 

212- 

243 

— 

29.  Dez. 

Nachtrag  zum 

Bahn- Polizei-Reglement. 

Reichs-Ges. -Bl. 
1S72  S.  34. 

27 

— 

31.  Dez. 

Bekanntm.  des 
Reichskan/.l. 

Krtheiiung  von  Legitimations- 
Scheinen  an  Ausländer. 

Reichs-Ges. -Bl. 
1S72  S.  2. 

93 

IS72 

19.  Jan. 

Minist. -Verfüg. 

Betrieb  v.  Zündholz-Fabriken. 

Min. -Bl.  S.  56. 

357 

— 

21.  Jan. 

Bayrische  Ver- 
ordnung. 

Anlage  u.  Gebrauch  von  Dampf- 
kesseln. 

Bayr.  Reg. -Bl. 
S.  306  tf. 

52. 377 

— 

27.  Jan. 

Minist,  - Verfüg. 

Zurücknahme  der  Erlaubnis 
f.  Gast-  u.  Schankwirthschaft. 

Min. -Bl.  S.  57. 

85 

— 

24.  Febr. 

Minist.  -Verfüg 

Berechtigung  der  Wundärzte 
1 . Klasse  " 

Min. -Bl.  S.  74. 

58 

— 

9.  März. 

Suche.  Verordn. 

Farben  zu  Kindcrspielwaaren, 
Tuschkasten  etc. 

156 

— 

16.  März 
u.  11.  Apr. 

Kaiserl.  Erlass. 

Gebrauch  des  Kaiserl.  Adlers 
zur  Waaren-Bezeichnung. 

Reichs-Ges. -Bl 
S.  90  u.  93. 

76 

— 

16.  März. 

Minist.  -Verfüg. 

Nichtzulassung  ausländischer 
Bärenführer. 

Min. -Bl.  S.  114. 

96 

— 

25.  März. 

Kaiserl.  Verord- 
nung. 

Verkehr  mitApothekerwaaren. 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  85. 

28 

— 

8.  April. 

Württemb.  Ver- 
ordnung. 

Das  Medizinalwesen. 

Württ.  Regier- 
Bl.  Nr.  14. 

59 

“ 

11.  April. 

Erkenntnis«  des 
Preuss.O. -Tri- 
bun als. 

Strafbarer  Betrieb  der  Schank- 
wirthschaft in  nicht  konzes-j 
sionirtem  Lokale. 

507 



20.  April 

Preuss.  Gesetz. 

Erhebung  v.  Marktstandsgeld. 

Ges.-S.  S.  519. 

102. 471 

— 

27.  April. 

Minist.  -Verfüg. 

Sicherung  der  Arbeiter  gegen 
Gefahren. 

Min. -Bl  S.  227. 

201 



11.  Mai. 

Preuss.  Gesetz. 

Betrieb  der  Dampfkessel. 

Ges.-S.  S.  515. 

52.  401 

“ 

24.  Mai. 

Erkenntnis*  des 
Preuss.  O.-Tri- 
bunals. 

Strafbare  Beihilfe  zu  einem  un-1 
konzes.sionirten  Gewerbe- Be- 
trieb. 

507 

, 

28.  Mai.  j 

Weimar -Eisen. 
Verordnung. 

Entfernung  der  Windmühlen 
von  öffentlichen  Wegen  etc. 

Weimar.  Reg.- 
Bl.  S.  1 68. 

56 

— 

31.  Mai. 

Reichs-Gesetz. 

Erhebung  der  Brausteuer. 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  153. 

25 

— * | 

1.  Juni. 

Bekanntm.  des| 
Reichskanzl.  , 

Pharmacopoea  germanica. 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  172. 

28 



7.  Juni. 

Minist. -Verfüg. 

laxe  für  Wundärzte  1.  Klasse. 

Min. -Bl.  S.  164. 

106 

— | 

7.  Juni,  j 

Minist. -Verfüg  j 

Wasserdruckprobe  von  Dampf- 
kesseln. 

Min. -Bl.  S.  181. 

51 

I 

10.  Juni. 

Minist.  -Verfüg. 

Erhebung  v.  Marktstandsgeld. 

Min. -Bl.  S.  185. 

102. 472 

~ 

1.  Juni.  | 

Minist. -Verfüg. 

Exekution  in  gewerblichen 
Streitigkeiten. 

Min. -Bl.  S.  176. 

122 

. 

12.  Juni 

Reichs-Gesetz,  j 

Einführung  der  Üewerbe-Ord-l 

Keichs-Ges.-Bl. 

19.208 

1 

1 

1 

nung  in  Bayern. 

S.  170. 
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• 

Seite 

fahr. 

Datum. 

Gattung 
i des  Erlasses. 

Gegenstand  desselben. 

Quellen- 

Angabe. 

dieses 

Wer- 

1 

kes. 

1872 

14.  Juni. 

i Minist. -Verfüg. 

Pferde-Eisenbahnen  fallen  un- 

Min.-Bl.  S.  179. 

i 503 

ter  §.  37  der  Gewerbe-Ordng. 

— 

'12.  Juni. 

Minist. -Verfüg. 

Bedingungen  für  den  Bau  von 

i Min. -Bl.  S.  184. 

46 

Rübenzucker-F abriken . 

— 

24.  Juni. 

Minist. -Verfüg. 

Beaufsichtigung  der  Dampf- 

i  Min. -Bl.  S.  182. 

52.  401 

kessel. 

| 



2$.  Juni. 

1 Bekannt m.  des 

Prüfung  der  Aerzte  und  Apo- 

l Reichs-Ges. -Bl. 

59 

• Rcichskanzl. 

theke?. 

I S.  243. 

— 

' 15.  Juli. 

■ Reichs -Gesetz. 

| Einführung  des  §.29  der  Ge- 

Reichs-Gev  - Bl. 
S 350 

57 

— 

1!).  Juli. 

liekanntm.  des 
lieichskanzl. 

1 werbe- Ordnung  in  Elsass- 
Lothringen. 

- - S'  351  ’ 

57 

— 

5.  Aug. 

Nachtrag  zum 

i Bahn- Betriebs- Reglement. 

Reichs-Ges. -Bl. 

27 

: S.  360. 

— 

27.  Aug. 

Minist. -Verfüg. 

1 Erwerb  des  Bürgerrechts  sei- 

Min.-Bl.  S.  224. 

35 

1 

tens  Gewerbt  reiben  der. 

— 

1 4.  Sept. 

Sachs.  Verordn. 

Fabrik-  und  Dampfkessel-In- 
spektion 

135.  501 

— 

8.  Sept. 

Minist. -Verfüg. 

Anlegung  von  Dampfkesseln. 

Min. -Bl.  S.  229. 

51 

— 

15.  Sept. 

Minist. -Verfüg 

Zuständigkeit  der  Behörden  in 

Min. -Bl.  S 217. 

190 

Hannover. 



15.  Okt. 

Minist. -Verfüg. 

Haltefrauen  und  Haltekinder. 

Min. -Bl.  S.  297. 

61 

— 

IS.  Okt. 

Minist. -Verfüg. 

Anstellung  von  Auktionatoren. 

Min. -Bl.  S.  303. 

72 

— 

27.  Okt. 

Minist. -Verfüg. 

Dam pfkessel-An lagen  auf  Ei- 
senbahnen. 

Aufstellung  von  Dampfkesseln. 

Min.-Bl.  S.  304. 

180 



31.  Okt. 

Minist. -Verfüg. 

Min. -Bl.  S.  304. 

52 

— 

4.  Not. 

Minist. -Verfüg. 

Verkehr  mit  Apothekerwaaren. 

Min.-Bl  S.  329. 

28 



14.  Not. 

Polizei  - Verord- 

Farben für  Spielwaaren  u.  Ge- 

156 

nung 

nussmittel. 

— 

4.  Dez. 

Bayrische  Ver- 

Vollzug der  Gewerbe-Ordnung. 

Bavr.  Reg.-Bl. 

209  ff. 

ordnung. 

Nr.  88. 

— 

6.  Dez. 

Minist.- Verfüg. 

Zulassung  von  Ausländern  zur 

Min.-Bl.  S.  331 

58 

. 

ärztlichen  Prüfung. 

— 

13.  Dez. 

Preuss.  Kreis- 

Befugnisse  des  Kreis -Aus- 

Ges.-S. S.  661. 

191 

Ordnung. 

schusses. 

— 

17  Dez. 

Preuss.  Gesetz. 

Aufhebung  und  Ablösung  der 

Ges.-S.  S.  717. 

343 

Abdeckerei-  Berechtigungen . 



IS.  Dez. 

Bayrische  Min.- 

Gewerbe- Anmeldung. 

Amts-Bl.  Minist. 

209 

Entschliessng. 

d.  Inn.  Nr  15. 

— 1 

19.  Dez. 

Bayrische  Ver- 

Beschäftigung jugendlicher  Ar- 

Amts-Bl.Minist 

216 

ordnung. 

beiter. 

d.  Inn.  Nr.  15. 

— I 

23.  Dez. 

Mecklenburg- 

Entschädigung  von  Gewerbe- 

Meckl.  - Schwer. 

30 

Schw.  Verord. 

Berechtigungen. 

Beg.-Bl.Nr.68. 



27.  Dez. 

Reichs-Gesetz. 

Seemanns-Ordnung. 

Reichs-Ges.- Bl. 

29 

S.  40». 

27.  Dez. 

Minist. -Verfüg. 

Berechtigung  der  Wundärzte 

Min. -Blatt  1973 

59 

1.  Klasse.  • 

S.  3. 

27.  Dez. 

Meckl. -Schwer. 

Kehrbe2irke  für  Schornstein- 

Reg.-Bl. S.  448. 

75 

Bekanntmach. 

feger. 

1873 ' 

2.  Jan. 

Erkenntnis*  d 

Selbständigkeit  des  Gewerbe- 

503 

Preuss  O. -Tri- 
bunals. 

Betriebes. 

1 

— i 

4.  Jan. 

Bekanntin.  des 

Zuständigkeit  der  Behörden  zur 

Reichs  -Central-  i 

507 

Reichskanzl. 

Ausstellung  v.  Legitimations- 
Scheinen  für  Ausländer. 

Bl.  S.  2. 

7.  Jan. 

Minist. -Verfüg 

Betrieb  der  Gastwirthschaft. 

Min.-Bl.  S.  11. 

69 



1 1 . Jan. 

Minist. -Verfüg. 

Taxe  der  Medizinal-Personen. 

Min.-Bl.  S.  3. 

59 

14.  Jan. 

Minist. -Verfüg. 

Bedürfnissfrage  im  Schank- 

Min.-Bl.  S.  12.  i 

65 

wesen. 
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Jahr. 

Datum. 

Gattung 
de«  Erlasses. 

Gegenstand  desselben. 

Quellen- 

Angabe. 

Seite 

dieses 

AVer- 

kes. 

IS73 

17.  Jan. 

Erkenntnis«  des 
PreuBs.  Ober- 
Appell. -Ger. 

Erfordernis«  der  Lösung  eineR 
Gewerbescheins. 

506 

1 1 . Febr. 

Mimst. -Verfüg. 

Unzulässigkeit  de«  AVahrsage- 
Gewerbes. 

Min. -Bl.  S.  62. 

89 

— 

1 1 . Febr. 

Minist. -Verfüg 

Exekution  bei  gewerblichen 
Streitigkeiten. 

122 

— 

28.  Febr. 

Minist. -Verfüg. 

Bauten  in  der  Nähe  von  Eisen- 
bahnen 

Min. -Bl.  S.  03. 

45 

1.  Marz. 

Minist. -Verfüg 

Zuständigkeit  der  Behörden  bei 
Ertheilung  der  Legitimations- 
und Gewerbescheine. 

| 205 

! 

I 

4.  März. 

Erkenntnis«  d. 
Preusg.  O.-Tri- 1 
bunals. 

Verjährung  d.  Gewerbepolizei- 
Vergehen. 

505 

— 

5.  MSr*. 

Minist. -Verfüg. 

Taxe  der  Apotheker. 

Min. -Bl.  S.  52. 

106 

— 

19.  März. 

Minist. -Verfüg. 

Betrieb  der  Strassen-Gewcrbe. 

Min. -Bl.  S.  177. 

73 

— 

31 . März 

Reichs- Be  amt.  - 
Gesetz. 

Gewerbe-Betrieb  der  Beamten. 

Heich«-Qet.-Bl. 
S.  64. 

34 

— 

18.  April 

Mecklenb.  Ver- 
ordnungen. 

Anlage  und  Betrieb  von  Dampf- 
kesseln. 

— 

53.414 

— 

9.  Mai. 

Massregeln  gegen  die  Rinder- 
pest 

Heichfi-Ges.-Bl. 
S.  147  ff. 

22 

12.  u.  13. 
Mai. 

Sächsische  Ge- 
setze 

Entschädigung  der  Brauurbar- 
Bercchtigungcn  des  Bierver- 
lagsrechts, aes  Mahlzwanges.  J 

Sachs.  Ges. -Bl. 
S.  426  ff 

345 

19.  Mai. 

Bayrische  Min.- 
Entschliessg. 

Abgaben  für  Legitimations-| 
Scheine  zum  Gewerbe-Betrieb  | 
im  Umherzichen. 

Am  ta-Bl. Minist, 
d.  Inn.  Nr.  31. 

215 

' 

30.  Mai. 

Mini-t. -Verfüg. 

Sicherung  der  Arbeiter  gegen 
Unfälle  etc. 

— 

120 

1 1 . Juni. 

Braunschweig. 
Ges.  und  Ver- 
ordnung. 

Genehmigung  und  Betrieb  der 
Dampfkessel. 

Oes.-S.  1873, 
Nr.  35-37. 

53. 398 

408  ff. 

— 

19.  Juni. 

Württemb.  Ver- 
ordnung. 

Verfahren  in  Gewerbesachen.  1 

Württ.  Reg. -Bl. 

Nr.  20. 

260  ff. 

— 

23.  Juni. 

Reichs-Gesetz. 

Genossenschaftswesen. 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  146. 

107 

— 

27.  Juni. 

Reichs -Gesetz. 

1 Reichs-Eiscnbahn-Amt. 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  164. 

27 

1 . Juli. 

Minist. -Verfüg. 

Gewerbeschein-Freiheit  der  für 
Rechnung  eines  Unternehmers 
auftretenden  Schauspieler. 

$9 

— 

4.  Juli. 

Bekanntm.  des 
Reichskanzl. 

Pharmacopoea  germanica. 

Reichs-Ges. -Bl. 
S.  200. 

28 

16.  Juli. 

Erkenntniss  des 
j Prcuss.O.-Tri- 
* bunals. 

Strafbarkeit  des  Wahrsage-Ge- 
werbes. 

Justiz  - Min. -Bl. 
Nr.  33. 

89 

— 

20.  Juü. 

! Bekanntm.  des 
Reichskanzl. 

Erweiterung  de»  §.  16  der  Ge- 
werbe-Ordnung. 

Reichs-Ges  -Bl. 

S.  299. 

41 

20.  Juli. 

Minist. -Verfüg. 

Mittheilung  der  Anklageschrift 
in  gewerblichen  Untersuchun- 
gen an  den  Angeschuldigten. 

Min. -Bl.  S.  273. 

200 

— 

20.  Aug. 

Minist. -Verfüg. 

Umherziehender  Handel  mit 
Bettfedern. 

Min. -Bl.  S.  274. 

91 

19.  Aug. 

Uebereink.  mit 
Russland. 

Schutz  der  Waarenbezeich- 
nungen. 

Reichs-Ges. -BL 
S.  337. 

77 
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Jahr. 

Datum. 

Gattung 
des  Erlasses. 

J Gegenstand  desselben. 

Quellen- 

Angabe. 

Seite 
• dieses 
; Wer- 
i kes. 

1573 

6.  Okt. 

Minist.  - Verfüg 

Gebühren  für  Dampfkessel- 
Untersuchung. 

Min. -Bl.  S.  277. 

508 

S.  Okt. 

Deklaration  des 
Vertr.  m. Frank- 
reich. 

Schutz  der  Fabrikzeichen. 

Keichs- Ges. -El. 
S.  365. 

500 

9.  Okt. 

Erkenntnis«  d. 
Preuss.O.  -Tri- 
bunals. 

Lüb.  Verordn. 

| Auslegung  des  §.  153  der  Ge- 
werbe-Ordnung. 

Justiz -Min. -Bl. 
S.  311. 

508 



11.  Okt. 

Trödelhandel. 

500 

— 

U.  Okt. 

Minist  -Verfüg. 

Strafbarkeit  des  gewerbmäftsi- 
gen  Wahrsagen s. 

503 

— 

11.  Nov.  j 

Bayerische  Mi- 
mst.-Entschl. 

Gewerbe-Betrieb  im  Umher- 
ziehen betr. 

Amts-Bl.d  Min. 
des  Inn.  S.559. 

507 

25.  Nov.  1 

Desgleichen. 

Statistik  der  Gew. -Anmeldung 
und  Niederlegung  betr. 

Amts- Bl.  d.Min. 
des  Inn.  S.582. 

506 

Digitized  by  Google 
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(Die  Zahlen  bedeuten  die  Seiten.) 


Abbildungen, 

dem  Papiergelde  ähnliche,  — 
Anfertigung  oder  Verbreitung  derselben 
verboten:  150. 

— , von  Wappen  eines  Bundesfürsten, — 
unbefugter  Gebrauch  derselben  zur  Be- 
zeichnung von  Aushängeschildern  oder 
Etiquetten  : 157. 

Abdeckerei-Berechtigungen,  — deren  Aufhe- 
bung oder  Ablösung:  30.  343. 
Abdeckereien , deren  Anlage  bedarf  beson- 
derer Genehmigung : 39. 

Abdruck  von  Stempeln , .Siegeln,  Stichen, 
Platten  etc.  für  öffentliche  Papiere  etc. 
.ohne  Auftrag  der  Behörde  verboten  : 157. 
Abgaben  für  den  Betrieb  eines  Gewerbes,  — 
deren  Aufhebung:  20. 

Abgänge  der  Gewerbe,  deren  Ableitung:  45. 
504. 

Ackerbau  im  Unterschiede  vom  Gewerbe-Be- 
triebe: 11. 

Adler,  der  Kaiserliche,  — bezieh.  derPreus- 
sische.  als  Waaren-Bezeichnung : 70. 
Advokatorische  Praxis,  — auf  solche  findet 
die  Gewerbe-Ordn.  nicht  Anwendung : 26. 

Aerzte, 

deren  Prüfung  und  Approbation  : 50.  422. 
Vereidigung  findet  nicht  mehr 
statt:  59. 

- Taxe  : 59  u.  100. 

Rezepte  unapprobirter  Aerzte:  59. 

Zwang  zur  ärztlichen  Hülfe  aufgehoben  : 
144. 


deren 

| Strafbarkeit : 
154.  150. 


unzüchtige  Handlungen 
derselben, 

welche  Privatgeheimnisse 
offenbaren,  — 

Aerzte-Kammern : 59. 

Aerztliche  Atteste , deren  unberechtigte  oder 
unrichtige  Ausstellung  ist  strafbar:  155. 
Agenten  sind  nicht  konzessionspflichtig:  73. 
Aktiengesellschaften,  auswärtige,  deren  Zu- 
lassung zum  Gewerbe-Betriebe:  33.  34. 
Alkall-Akte  in  England:  54. 

Anfertigung,  unbefugte , von  Stempeln  , Sie- 
geln. dem  Papiergelde  ähnlichen  Kmpfeh- 
lungsk  arten , Ankündigungen  etc.  straf- 
bar : 156. 

von  vergifteten  oder  mit  gefährlichen 


Stoffen  vermischten  Waarcn  zum  öffent- 
lichen Verkaufe  ist  strafbar:  156. 

Anilin-Farben-Fabriken:  361. 

Ankündigungen , Anfertigung  oder  Verbrei- 
tung dem  Papiergelde  ähnlicher,  ist  straf- 
bar: 159 

Anlagen,  gewerbliche,  welche  einer  be- 
sonderen Genehmigung  bedürfen  : 39.  40. 

Anstellung,  öffentliche,  gewisser  Ge- 
werbetreibenden : 36. 
deren  Stellvertretung : S2. 

Zurücknahme  der  Bestallung:  So. 

Antiquare , Anmeldung  ihres  Gewerbe-Be- 
triebes und  Lokals:  36. 

Antrittsgelder  für  die  Aufnahme  in  die  In- 
nung: 112. 

Anzeige  vom  Anfänge  eines  stehenden  Ge- 
werbe-Betriebes: 36.  177. 


Apotheken,  — deren  Errichtung  und  Verle- 
gung unterliegt  nicht  der  Gewerbe-Ord- 
nung : 26. 

Verpachtung  derselben : 60. 

Apotheker,  — deren  Prüfung  und  Approba- 
tion : 58.  429. 
deren  Vereidigung:  59. 
deren  Lehrlinge: 
deren  Geholfen  : ( ‘ 
deren  'faxe : 106. 

seitens  derselben  Behandlung  der  Rezepte 
unapprobirter  Aerzte:  59. 
welche  Trivatgeheimnisse  offenbaren,  — 
deren  Strafbarkeit : 156. 

Apothekerwaaren , welche  dem  freien  Ver- 
kehr übergeben  sind:  25.  27. 

Approbation,  in  wiefern  sie  erforderlich  56. 
Unwiderruflichkeit:  75. 

Zurücknahme  derselben : $5V 
Arbeiter  jeder  Art  können  angenommen 
werden:  76. 

Arbeiter  und  Arbeitgeber,  — Schiedsgerichte 
für  Streitigkeiten  derselben:  121  ff.  493. 
Arbeiter,  deren  Sicherung  vor  Gefahren  : 120 
Arbeiter,  jugendliche,  in  Fabriken 
131  ff.  49S. 


Arbeiter-Entlassung 

Arbeits-Einstellung 

Arbeitsbücher  für  j 

ter:  134. 


{Verabredungen  und 
Vereinbarungen  we- 
gen derselben:  151  ff 
ugendliche  Fabrikarbei- 
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Arbeitsbücher,  fürGesellenundGehülfen:125. 

deren  Fälschung  ist  strafbar:  157. 
Arbeitslohn,  dessen  Beschlagnahme : 161  ff. 
Arbeitsstunden  für  jugendliche  Fabrikarbei-  j 
ter:  131  ff. 

Arbeits-Vertrag,  strafrechtlicher  Schutz  des- 
selben: 150. 

Arbeitszeugnisse : 125. 

Arsenikhaltige  Kupfer-Farben,  — Verbot 
ihrer  Verwendung:  156. 

Arzneibuch  s.  pharmacopoea. 

Arzneimittel,  — auf  deren  Verkauf  findet  die 
Gewerbe-Ordnung  nicht  Anwendung : 26. 
vom  An-  und  Verkauf  im  Umherziehen 
ausgeschlossen  : 91 . 

unbefugter  Handel  mit  denselben  straf- 
bar: 157. 

Asphaltkochereien  bedürfen  besonderer  Ge- 
nehmigung : 40. 

Aufbereitungs-Anstalten,  — auf  dieselben  fin- 
den von  den  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung nur  die  Vorschriften  über  Be- 
schäftigung jugendlicher  Arbeiter  in  Fa- 
briken und  über  Baar-Löhnung  der  Ar- 
beiter Anwendung : 15b. 

Unfälle  bei  deren  Betriebe:  167. 

Aufkauf  von  Waaren  ausserhalb  des  Nieder- 
lasiungsorts : SS. 

Auf-  und  Verkauf  auf  Wochenmärkten  ist 
erlaubt : 99. 

Aufkündigung  des  Arbeits-Verhältnisses,  14- 
tägige:  125. 

in  welchen  Fällen  nicht  nothig:  125  ff. 
Auflauf,  Strafbarkeit  desselben  : 154. 

Aufsuchen  von  Waarenbestellungen  ausser- 
halb des  Niederlassungsortes  : SS. 
Augenärzte  8.  Aerzte. 

Auktionatoren  sind  nicht  konzessionspfiich- 
tig,  können  aber  angestellt  werden : 72. 
Aushängeschilder,  unbefugte  Bezeichnung 
derselben  mit  dem  Wappen  eines  Bundes- 
fürsten: 76. 

Ausländer,  deren  Gewerbe-Berechtigung  im 
■Allgemeinen : 20. 

deren  Gewerbe-Betrieb  im  Umherziehen  : 
92.  507. 

deren  Marktverkehr : 99. 

Ausländische  juristische  Personen,  deren  Ge- 
werbe-Betrieb : 33. 

Auslohnung  der  Arbeiter  mit  Waaren  verbo- 
ten : 136  ff. 

Ausschliessliche  Gewerbe-Berechtigungen, 

deren  Aufhebung : 27.  503. 
dürfen  fortan  nicht  mehr  erworben  wer- 
den : 30. 

Ausspielungen,  öffentliche,  ohne  obrigkeit- 
liche Erlaubnis«  verboten:  156.  157. 
Auswanderung,  Gewerbe- Betrieb  der  Unter- 
nehmer und  Agenten  unterliegt  nicht  der 
Gewerbe-Ordnung : 26. 

Baar-Löhnung  der  Fabrik-Arbeiter  ist  gebo- 
ten : 136  ff. 

Zuwiderhandlungen  dagegen  strafbar : 147. 

Backwaaren-Verkäufer  s.  Bäcker. 


Bade-Anstalten  nicht  konzessionspflichtig:  55. 

Bäcker,  deren  Zwangsrecht  aufgehoben  : 28. 
Angabe  des  Gewicht«  und  der  Preise  der 
Waaren:  104. 

Halten  von  Waagen:  105. 

Bäche  s.  Flüsse. 

Bärenführer,  ausländische,  deren  Zulassung 
zumGewerbe-Betriebe  iraUmherziehen:9G. 

Bandagen,  deren  Anfertigung  und  Handel  ist 
frei : 60. 

Bankerutt,  strafbarer : 155. 

Bannrechte,  deren  Aufhebung:  2$. 

Baukunst,  Verletzung  der  allgemeinen  Re- 
geln derselben  ist  strafbar:  158. 

Bauten,  gefährliche  oder  eigenmächtige  : 158. 

Beamten,  deren  Beschränkung  im  Gewerbe- 
Betriebe:  33.  34. 

Beschlagnahme  der  Gehälter:  163. 

Bedürfnissfrage  bei  Ertheilun»  der  Erlaub- 
nis zum  Branntweinschanke  und  Klein- 
handel: 65. 

bei  Zulassung  von  umherziehenden  Musi- 
kanten, Schaustellern  etc.  : 95. 

Befähigungsnachweis  s.  Prüfungen. 

Befugniss.  Lehrlinge  zu  halten,  geht  ver- 
loren: 126. 

Begleiter  beim  Hauslrhandel : 97. 

Nichtzulassung  von  Kindern  unter  14 
Jahren : 97. 

Behörden,  deren  Zuständigkeit  in  Gewerbe- 
Angelegenheiten : 159.  507. 

Beizereien  bedürfen  keiner  besonderen  Ge- 
nehmigung : 45. 

Bekanntmachung, öffentliche, von  Strafen:  147. 

Berechtigung  zum  Gewerbe-Betriebe  kann 
nicht  entzogen  werden  : 143. 

Berechtigungen,  Gewerbe-Konzessionen  zu 
ertheilen,  sind  aufgehoben:  28. 

Bergöl  s.  Erdöl. 

Bergwerke,  — auf  die  Besitzer  und  Arbeiter 
derselben  finden  von  den  Bestimmungen 
der  Gewerbe-Ordnung  nur  die  Vorschrif- 
ten über  Beschäftigung  jugendlicher  Ar- 
beiter in  Fabriken,  — über  Baar-Löhnung 
der  Arbeiter,  — über  Aufhebung  der 
Koalitionsverbotc  Anwendung:  26. 
besonders  aufgehoben  werden  die  Straf- 
vorschriftea  wegen  Ungehorsams  etc.  der 
Bergwerks- Arbeiter : 158. 

Unfälle  beim  Betriebe  derselben:  162  ff. 

Berufspflichten  der  Gewerbetreibenden,  — 
Zuwiderhandlungen  gegen  dieselben : 
154  ff. 

Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Fa- 
briken: 131  ff. 

Beschlagnahme  des  Arbeit«-  und  Dienst- 
lohne«:  J Gl  ff. 

der  Gehälter:  163. 

Bestallung  s.  Anstellung. 

Betriebslokal,  — dessen  Anzeige  : 36. 
dessen  Genehmigung:  63. 

Betriebsstätte,  deren  Veränderung:  53. 

Betriebsunfälle  s.  Unfälle. 

Betten,  gebrauchte.  Handel  mit  denselben  :70. 
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Betten  und  Bettfedern,  gebrauchte,  Hausir- 
handel  mit  denselben  verboten:  91. 

Bewässerungs-Anlagen,  ob  dieselben  unter 
die  Gewerbc-Oninung  fallen : 43. 

Bibeln,  Kolportireo  derselben:  91.  507. 

Bierverlagsrecht,  dessen  Aufhebung  und 
Entschädigung  : 30.  345  tf. 

Bilder,  deren  Verkäufer  müssen  ihr  Gewerbe 
und  Geschäftslokal  anzeigen  : 36. 

Bildwerke , deren  Verkauf  auf  öffentlichen 
Wegen : 79. 

Bleiasche-,  Bleiweiss- Fabriken  bedürfen  be- 
sonderer Genehmigung : 42.  362. 

Bleichen  s.  Schnellbleichen. 

Braker,  deren  Gewerbe-Betrieb,  bezieh.  An- 
stellung : 72  ; deren  Untreue  strafbar:  155. 

Branntwein- Brennerei,  — Beschränkungen 
des  Betriebes:  25. 

Branntwein,  Kleinhandel  mit  demselben  be- 
darf der  Erlaubniss : 90. 

vom  Hausiren  ausgeschlossen : 90. 

Brauzwan'g  2*arl^  { aufgehoben  . 29. 

Brauerei-Betrieb,  — Beschränkungen  des- 
selben : 25. 

Brauurbar,  dessen  Einschränkung  und  Ent- 
schädigung : 30.  345  ff. 

Braunkohlentheer-Fabriken  bedürfen  beson- 
derer Genehmigung:  41. 

Brodtaxe  aufgehoben:  104. 

Bruchgold  und  Bruchsilber,  Hausirhandel  mit 
demselben  ist  verboten:  91. 

Brüche,  unterirdisch  betriebene,  s.  Berg- 

. werke. 


Buchdrucker 

Buchhändler 


Anmeldung  des  Gewerbe- 
Betriebe»  und  desGeschftfts- 
lokales : 36. 

, fliegende  : 78. 

Buchführung  seitens  der  Gewerbetreiben- 
den : 74. 

Bürgerrecht  ist  für  die  Zulassung  zum  Ge- 
werbe-Betriebe nicht  erforderlich : 35. 

Buttermärkte : 103. 


Chemische  Fabriken,  deren  Anlage  bedarf  be- 
sonderer Genehmigung : 42.  360. 
Chemische  Präparate,  deren  Versendung : 42. 
Chirurgen-Gehülfen , deren  Verhältnisse:  60. 
Chlorkalk-Fabriken  s.  chemische  Fabriken. 


Dachfilz-  und  Dachpappen-Fabriken  bedürfen 
besonderer  Genehmigung:  42.  367. 

Dampfkessel,  Bedingungen  für  Anlage  und 
Betrieb  derselben : 372  ff.  508. 

Dampfkessel -Anlagen  bedürfen  besonderer 
Genehmigung:  5u  ff,  178  ff. 

, deren  Beaufsichtigung:  52.  53.  501. 

Dampfkessel  - Fabrikant  kann  für  Betriebs- 
Unfälle  haftbar  sein : 173. 

Dampfkessel-Vereine:  52.  402.  404. 

Dampfkessel-Wärter  gehört  zu  den  betriebs- 
leitenden  Personen,  für  deren  Unfall- Ver- 
schuldung der  Unternehmer  haftet:  167. 

Dampfpfeife  zum  Signalgeben  verboten : 53. 


Darlehnsvermittler  sind  nicht  konzessions- 
pflichtig:  73. 

Darmsaiten -Fabriken  bedürfen  besonderer 
Genehmigung:  42. 

Darmzubereitungs  - Anstalten  bedürfen  zu 
ihrer  Anlage  besonderer  Genehmigung:  40. 

Dienstlohn,  dessen  Beschlagnahme:  101  ff. 

Dienstmänner,  polizeiliche  Regelung  ihret 
Gewerbes  : 73. 

Taxen  für  dieselben : 105. 

Dispositionsfähigkeit  ist  kein  Erforderniss  für 
den  selbständigen  Gewerbe-Betrieb : 33. 

Doktor-Promotion  keine  Bedingung  der  ärzt- 
lichen Approbation : 56, 

Dräume  von  Seide,  Wolle  etc.,  ilausiren  mit 
denselben  ist  verboten  : 90. 

Drohungen  bei  Ausübung  des  Koalitions- 
rechtes  strafbar : 153.  154. 

Droschken  $.  Wagen. 

Druckschriften,  deren  Ausrufen,  Anschlägen. 
Verkaufen  auf  öffentlichen  Wegen:  76. 

, die  Befugniss  zur  Herausgabe  und  zum 

Vertriebe  derselben  soll  nicht  mehr  ent- 
zogen werden:  143. 

, deren  Vertrieb  im  Umherziehen  ist  zu- 
lässig : 91 . 

Druckschriften-Verkäufer , Anmeldung  ihres 
Verkaufslokales : 36. 

Dublirte  Waaren,  deren  Bezeichnung:  145. 

DUngpulver-Fabriken , deren  Anlage  bedarf 
besonderer  Genehmigung : 43. 

Dynamit  s.  Nitroglyzerin. 

Ehefrauen,  deren  selbständiger  Gewerbe- Be- 
trieb : 3 1 

Ehrverletzung  bei  Ausübung  des  Koalitions- 
rechts  strafbar : 153.  509. 

Eichpfahl  s.  Merkpfahl. 

Einlgungs-Aemter,  gewerbl.:  122  ff.  497.  507. 

Einstellung  der  Arbeit  behufs  Erlangung 
günstiger  Lohn-  und  Arbeits-Bedingun- 
gen: 151  ff. 

Einwendungen  gegen  Errichtung  gewerbl. 
Anlagen:  43 — 47. 

Eisenbahnen,  — Unfälle  beim  Betriebe  der- 
selben : 165. 

Elsenbahn-Unternehmungen,  — auf  diese/ben 
findet  die  Gewerbe- Ordnung  keine  An- 
wendung: 26. 

, Pferde-Eisenbahnen  fallen  unter  §.37 

der  Gewerbe-Ordnung  503. 

Elbschifffahrt,  Verträge  über  dieselbe  : 458. 

Empfehlungskarten,  dem  Papiergelde  ähn- 
liche, dürfen  nicht  angefertigt  oder  ver- 
breitet werden : 157. 

Enden  von  Seide,  Wolle  etc.,  — Hausiren 
mit  denselben  ist  unzulässig : 90. 

Entbindungs-Anstalten,  Unternehmer  dersel- 
ben bedürfen  der  Konzession  : 60. 

Entlassung  der  Arbeiter  behufs  Erlangung 
günstiger  Lohn-  und  Arbeits-Bedingun- 
gen : 151  ff. 

Entziehung  der  Befugniss,  Lehrlinge  zu  hal- 
ten: 126. 
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Entziehung  der  Befugnis«  zum  Gewerbe-Be- 
triebe i^t  unzulässig:  143. 

Erben  , minderjährige , GewerbsforUetzung 
durch  Stellvertreter:  **2. 

Erdöl -Destillationen  bedürfen  besonderer 
Cienelnuigung : 41 . 

Erfindungs-Patente:  *21. 

Bestimmungen  für  das  ganze  Reich : 339. 
Bestimmungen  für  die  Einzelstaaten : 341. 
Erlaubniss  /.um  Gewerbe-Betriebe  s.  Geneh- 
migung. 

Erlöschen  der  Konzession  für  gewerbliche 
Anlagen  etc.  nach  bestimmter  Frist:  93. 
Errichtung  gewerblicher  Anlagen  ; Erforder- 
nis« der  Genehmigung : 39  ff. 

Verfahren  der  Genehmigung:  43  ff. 
Erzeugnisse,  rohe,  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft , des  Garten-  und  Obstbaues, 
dürfen  im  Umherziehen  ohne  Legitima- 
tions-Schein augekauft  und  verkauft  wer- 
den : 88.  90. 

Esswaaren,  verfälschte  oder  verdorbene, 
deren  Verkauf  ist  strafbar  : 158. 
Etiketten-Bezeichnung : — mit  Wappen  eines 
Bundes-Fürsten,  — mit  dem  Kaiserlichen 
Adler:  70. 

Etiketten,  falsche,  — ferner  unbefugt  mit 
dem  Wappen  eines  Bundes-Fürsten  be- 
zeichnete,  — deren  Strafbarkeit : 150.  157. 
Explodirende  Stoffe,  deren  unbefugte  Berei- 
tung und  Beförderung  ist  strafbar:  159. 

Fabrik  und  Handwerk,  — Begriffs-Bestim- 
mung von  Beiden  : 9 — 14. 

Fabrikanten:  13. 

Fabrikarbeiter,  deren  rechtliche  Verhältnisse: 
129  ff. 

namentlich  jugendliche  : 131  ff. 

Fabriken,  — Unfälle  beim  Betriebe  dersel- 
ben : 1 00  tf. 

Fabrik-Inhaber  sind  zur  Baar-Löhnung  der 
Arbeiter  verpflichtet : 130  ff. 

, deren  Beitragsptiicht  zu  den  gewerb- 
lichen Hülfskassen:  13b  ff. 

Fabrik-Inspektoren:  135.  500.  501. 
Fabrik-Viertel:  4b.  49. 

Fabrik-Zeichen  von  Waaren  mit  Namen  oder 
Firma:  70.  77.  500. 

, deren  Fälschung  ist  strafbar : 70. 

Fachbaum-Regulirung  bei  Stau-Anlagen  : 43.  I 
Fähren,  auf  das  Halten  öffentlicher  Fähren 
findet  die  Gewerbe -Ordnung  nicht  An- 
wendung: 20.  28. 

Färbereien,  deren  Anlage  bedarf  keiner  be- 
sonderen Genehmigung:  42.  45. 

, die  Zuleitung  ihrer  Abwässer  in  Flüsse : 

45. 

Faktoren , den  Fabrik-Inhabern  gleichge- 
stellt: 130. 

Farben-Fabriken,  deren  Anlage  bedarf  be- 
sonderer Genehmigung:  42.  361. 

Farben , giftige , — deren  Verwendung  zu 
Spielwaaren  etc.  verboten:  150. 

Fechtlehrer  sind  nicht  konzessionspffichtig: 
71. 

Ueichs-G«H«tie  in.  KrUater.  TU.  1.  Bd.  3. 
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Feingehalts-Beglaubigung  edler  Metalle  : 72. 
1.45. 

Feldmesser.  — deren  Gewerbe- Betrieb , — 
bezieh.  Prüfung  und  Anstellung : 7*2.  459ff. 
deren  Untreue  strafbar:  155. 

Feld-Ziegeleien  bedürfen  keiner  Genehmi- 
gung : 41. 

Festtage,  Arbeiten  an  denselben  : 114. 

Feuer-Arbeiter,  deren  Pflichten:  158. 

Feuerpolizeiliche  Strafvorschriften : 158. 

Feuerungs-Anlagen,  grössere  gewerbliche.  — 
Vorbehalt  der  Rauch  Verzehrung  bei  den- 
selben : 40. 

Feuer-Versicherungs-Agenten  müssen  Anfang 
und  Aufhören  des  Geschäfts  auzeigen  : 36. 
Strafe  für  unterlassene  Anzeige  : 149. 

Feuerwerkerei-Anlagen  bedürfen  besonderer 
Genehmigung:  40.  354. 

Feuerwerkskörper  sind  vom  An-  und  Ver- 
kauf im  Umherziehen  ausgeschlossen;  nicht 
aber  der  Betrieb  d.  Feuerwerke  rei:9l. 

Firmenfälschung:  70.  77. 

Firniss-Siedereien,  deren  Anlage  bedarf  be- 
sonderer Genehmigung : 42. 

Fischerei,  auf  dieselbe  findet  die  Gewerbe- 
ordnung nicht  Anwendung : 20.  20. 

Flachsröst-Anstalten  nicht  konzessionapfiieh- 
tig : 45.  505. 

Flecht-Kalköfen  bedürfen  keiner  besonderen 
Genehmigung:  41. 

Fleisch,  polizeiliche  Aufsicht  über  dasselbe: 
22. 

als  Gegenstand  des  Hausirbandels:  90. 

Fleischer,  deren  Zwangsrecht  aufgehoben :29. 

Fliegende  Buchhändler:  79.  181. 

Flüsse,  deren  Benutzung  zur  Einleitung  von 
gewerblichen  Abgängen:  45.  504. 

Flussschiffer,  deren  Gewerbe  ist  frei : 02. 

Forderungen  gegen  Fabrikarbeiter  für  kredi- 
dirte  Waaren  nicht  einklagbar:  137. 

Formulare  für  Dampfkessel -Konzessionen 

etc. : 400. 

Forstwirtschaft,  An-  und  Verkauf  der  Er- 
zeugnisse derselben  im  Umherziehen;  88. 

Fortbildungs-Schulen,  obligatorische,  für 
Lehrlinge  und  Gesellen:  119.  492. 

Frauen,  deren  Uewerberecht : 32. 

Freizügigkeit:  4.  20. 

Fremdenverkehr  in  Gastwirtschaften , die 
Polizei- Verordnungen  überdenseiben  gel- 
ten fort:  09.  105. 

Frist  für  den  Beginn  des  Betriebes  der  ge- 
werblichen Anlagen : 83. 

Garnabfälle,  Handel  mit  denselben  kann  un- 
sagt  werden : 70  ; sind  vom  An-  und  Ver- 
kauf im  Umherziehen  ausgeschlossen  : 90. 

Garnmärkte:  103. 

Gartenbau  unterliegt  nicht  der  Gewerbe- 
ordnung : 1 1 . 

, An-  und  Verkauf  der  Erzeugnisse  des- 
selben im  Umherziehen : 88. 

Gasbereitungs-  u.  Gasbe  wahrungs-Anstalt  cti 
bedürfen  besonderer  Genehmigung : 41. 
359. 
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Gaskraft-Maschinen  Gas-Motoren  bedürfen 
keiner  Konzession:  LL 
Gasometer  s.  Gasbereitungs- Anstalten. 
Gastwirthe  bedürfen  polizeilicher  Erlaub- 
nis» : &L 

, Einreichung  der  Verzeichnisse  ihrer 

Preise : 105. 

, welche  Glückspiele  dulden,  sind  straf- 
bar : 150. 

bleiben  den  Polizei-Verordnungen  über 

Tanzlustbarkeiten  und  Fremden- Verkehr 
unterworfen:  ülL 
Gebisse,  deren  Anfertigung:  59. 

Gebrauch,  unbefugter,  der  Abbildungen  von 
Wappen  eines  Bundesfürsten : IlL 
Gebühren  bei  Aufnahme  und  Entlassung  der 
Lehrlinge  unzulässig  . 129. 

Geburtshelfer,  deren  Approbation : 5|L 
Geburtshülfe,  deren  Ausübung  ohne  Appro- 
bation: fiL 

Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  der  Ar- 
beiter. — Schutz  dagegen : 1 20. 

Gehalt,  Beschlagnahme  desselben  : 103. 
Gehilfen  und  Gesellen , Berechtigung  zum 
Halten  derselben  unbeschränkt : liL 
Rechtliche  Verhältnisse  derselben : 

Ui  ff.  12*  ff. 

Geistige  Getränke  sind  vom  An-  und  Verkauf 
im  Cm  herziehen  ausgeschlossen  . üiL 

deren  Verkauf  auf  Jahrmärkten  : 102. 

Gemeinde-Behörde,  deren  Befugnisse : 3E  3L 
99.  ULL  lüE  LÜL  LLE  LLL  123.  UL 
Gemeine  Verbrauchs-Gegenstände,  ausgenom- 
men von  den  Beschränkungen  des  Hausir- 
bet riebe»:  üL 

Genehmigungen  für  gewcrhl.  Anlagen:  39  ff. 

für  gewisse  Gewerbetreibende : ML 

für  den  Hausirbetrieb  : fch  ff. 

im  Marktwesen : ÖiL 

im  Innungswescn  : LL3  1L 

der  gewerblichen  Hülfsk&asen  : LiÜ  1L 

der  Ortsstatuten  : L13  ff. 

Genossenschaften,  deren  liecht* - Verhält- 
nisse : llil  ff. 

Geräuschvolle  Betriebs-Anlagen : LL 
Gerbereien  bedürfen  zu  ihrer  Anlage  beson- 
derer Genehmigung : 43.  37 1 . 

, die  Zuleitung  ihrer  Abwässer  in 

Flüsse : LL.  505. 

Geschlecht  begründet  keinen  Unterschied  in 
der  Befugniss  zum  Gewerbe-Betriebe : 32. 
Gesellen  s.  Gehülfen. 

Gesinde-Vermiether,  Untersagung  ihres  Ge- 
schäfts-Betriebes : I1L 

, Regelung  desselben  : LL 

Getränke,  geistige,  s.  letztere. 

Getränke,  verfälschte  oder  verdorbene,  deren 
Verkauf:  1 3S. 

Getränkezwang,  dessen  Ablösung : 2S.  3iL 

Gewässer  s.  Flüsse. 

Gewerbe,  Begriffsbestimmung  : LL  tÜL 
Gewerbe-Anmeldung:  31L 
Gewerbe-Betrieb,  stehender:  3lL  500. 

, selbständiger:  31L  503. 

im  Umherziehen  : M ff. 


Gewerbefreiheit : 2.  2iL  503. 
Gewerbe-Kammern:  1 1 0.  ff. 

Gewerbeschein  als  Legitimations-Schein  : !LL 
Gewerbesteuern  der  einzelnen  Bundes-Staa- 
ten  werden  durch  die  Gewerbe-Ordnung 
nicht  berührt : 2lL  506. 

, Doppel-Besteuerung  unzulässig : LL 

Gewerbetreibende,  welche  einer  besonderen 
Genehmigung  bedürfen : 5lL 
, inwiefern  sic  von  der  Befugnis»,  Lehr- 
linge zu  halten,  ausgeschlossen  sind:  126. 
, obrigkeitlich  verpflichtete , deren  Un- 
treue ist  strafbar : 155. 

Gewerbliche  Abgaben,  deren  Aufhebung  : 2v 
Gewerbliche  Abgänge,  deren  Ableitung:  4 3. 
505. 

Gewerbliche  Anlagen,  welche  besonderer  Ge- 
nehmigung bedürfen : 33  ff  178.  191 . 

, Straf- Vorschriften  wegen  unbefugter 

Errichtung,  Veränderung  oder  Nichlinne- 
haltung  der  Bedingungen : 147. 

Gewerbliche  HUIfskassen: 

. Aufhebung  desBeitrittszwanges : LÜ  ff. 

— — , Fortbestand,  Neuerrichtung  derselben: 
Lih  ff. 

Gewerbmässigkeit  eines  Betriebes:  1LL  3n,i 

Gewerk:  LL 

Gewerk-Vereine:  1 17.  476. 

Gewicht,  ungeeichtes,  dessen  Gebrauch  oder 
Besitz  seitens  Gewerbetreibender  ist  straf- 
bar: 13S. 

Gift,  Handel  mit  solchem  kann  laudesgesetz- 
lich konzessionspflichtig  sein:  ÜlL 
, in  diesem  Falle  ohne  polizeiliche  Er- 
laubnis» strafbar : 137. 

, An- und  Verkauf  desselben  im  Umher- 

ziehen  unzulässig : HL 
Giftige  Sachen,  Verkauf  derselben : 1311 
Giftstoffe,  deren  Versendung : LL 
Glaser,  umherxiehende : 1LL 
Glashütten,  deren  Anlage  bedarf  besonderer 
Genehmigung:  LL 
Glücksspiel,  gewerbsmässiges : 

an  öffentlichen  Orten,  Ge-  I Strafbar  - 

stattung  u.  Verheimlichung  an  |>keit:  1 56. 
solchen,  — unbefugtes  Halten  I 137. 
auf  öffentlichen  Wegen.  I 

Gold-  und  Silberwaaren, — Bezeichnung  ihres 
Feingehaltes : 2L  143.  14li. 

Gondeln,  polizeiliche  Regelung  des  öffent- 
lichen Verkehrs  mit  densell>en : LL 

, Taxen  für  dieselben:  105. 

Gräbereien  (Gruben)  s Bergwerke. 
Grenz-Bezirk,  Beschränkungen  des  Gewerbe- 
Betriebes  in  demselben  : 2-L  100. 

namentlich  des  Hausir- Betriebes:  Hl  -92. 

Grosse  Fahrt.  Zulassung  als  Schiffer  auf 
solcher : 442.  44s.  431 . 433. 
Grundeigenthum,  — Erwerb  seitens  der  Ak- 
tion-Gesellschaften : 3 1 . 

GUter-Bestätiger,  — deren  Gewerbe  ist  frei . 
sie  können  aber  öffentlich  augestellt  wer- 
den : 12. 

GUterböden  der  Eisenbahnen,  — Betriebs- 
Unfälle  auf  denselben : 165, 
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Gypsöfen  bedürfen  zu  ihrer  Anlage  besonde- 
rer Genehmigung : AL 

Haftpflicht-Gesetz : LtLl  ff. 

Haltefrauen  und  Haltekinder:  !LL 
Hammerwerke  bedürfen  zu  ihrer  Anlage  be- 
sonderer Genehmigung : 4L 
Handelsfrauen:  32. 

Handelsfreiheit:  1L 
Handels-Gehülfen : 121). 

Handels-Geschäfte:  LL 
Handels-Kammern:  lAiL  4hä  ff. 
Handels-Mäkler,  deren  ausschliessliche  Be- 
fugnisse sind  aufgehoben : 2!L 

, deren  Anstellung:  HL 

, deren  Bestrafung:  141. 

Handels-Verträge:  21L  LL.  *0. 
Handlungs-Reisende  bedürfen  eines  Legiti- 
mations-Scheins : HL  Ist. 

Handwerk  und  Fabrik , — Begriffs-Bestim- 
mung von  Heiden : II — 14. 
Handwerker-Waaren,  — deren  Verkauf  auf 
Wochenmärkten  : ÜJL 
Handwerks-Aemter:  1 10- 
Häusliche  Arbeiten  brauchen  Gesellen  und 
Gehülfen  nicht  zu  verrichten : 124. 
Hausiren:  sfi  ff.  soll. 

im  Grenz-Bezirke  : 22. 112. 

der  Versicherungs- Agenten  : 78,  SS. 

Hausirer,  Legitimations-Scheine  ders. : SS  ff. 
Hausschlüssel,  — deren  unbefugtes  Anferti- 
gen ist  strafbar : lftS 

Hebammen  bedürfen  eines  Prüfungs- Zeug- 
nisses : lifl.  4:ts, 

, deren  Stellung  in  l’reussen : GL  4117. 

, Vereidigung:  51L 

, Taxen  für  dieselben:  106.  421. 

, welche Privat-Geheimnisse  offenbaren: 

1 56. 

Heildiener,  deren  Verhältnisse  und  Befähi- 
gungs-Zeugnisse : ülL 

Heilkunde,  deren  Ausübung  unterliegt  nicht 
der  Gewerbe-Ordnung : 2iL 
— ist  aber  durch  dieselbe  freigegeben  : 57. 

kann  auch  im  Umherziehen  staltfin- 

den : SIL 

Heizer  s.  Dampfkessel- Wärter. 
Hengstreiterei,  deren  Verbot  ist  aufgehoben : 

1HL 

Herbergen  für  Gesellen  etc. : 126. 
Herboristen  in  Klsass-Lothringen:  52. 
Hiebwaffen  s.  Stichwaffen. 

Hochöfen  bedürfen  zu  ihrer  Anlage  besonde- 
rer Genehmigung:  4L 
Homtiopath,  Gebrauch  dieses  Titels  seitens 
einer  nicht  geprüften  Medizinal-Person  ist 
strafbar : SS.  505. 

Hopfen -Schwefeldtlrren  bedürfen  zu  ihrer 
Anlage  besonderer  Genehmigung:  41L 
HUhneraugon-Operateure,  deren  Prüfung  : ülL 
HUIfikassen,  gewerbliche  Ulfs  ff. 
Hüttenwerke  s.  Metallhütten. 

Jagd,  deren  Erzeugnisse  im  Hausir-Betriebe : 

:»:t 


Jahrmärkte.  Verkehr  auf  denselben : USL 

, Gegenstände  des  Verkehrs : IU2. 

, Abgaben:  Jo2. 

Impfungen  durch  nicht  approbirto  Personen: 
äD. 

Indigenat.  Deutsches : 2lL 
Innungen,  bestehende:  Lid  ff. 

, neue:  116  fl 

, Innungs-Beiträge  1 13. 

Innungs-Statuten  Innungs-Artikel  : LL1!  ff 

, Innungs-Vorstand:  1 12. 

Instrumente,  chirurgische,  deren  Anfertigung 
und  Handel  ist  frei:  tili. 

Irren-Anstalten , private,  bedürfen  der  Ge- 
nehmigung: tilL 

Jugendliche  Arbeiter,  — deren  Beschäftigung 
in  Fabriken,  Bergwerken,  Aufbereitungs- 
Anstalten,  Brüchen  u.  Gruben  : 12J  ff.  40V 

, hierauf  bczügl.  Strafvorschriften:  151), 

Juristische  Personen  des  Auslandes,  — deren 
Gewerbe-Betrieb : 22. 

Juweliere,  deren  Berufspflichten  : 146. 

KalkBten,  deren  Anlage  bedarf  besonderer 
Genehmigung:  4L 

Kammerjätjer.deren Gewerbe-Betrieb:  70  5o.i. 

im  Lmherziehen:  2L 

Kaminkehrer  s.  Kehrbezirke. 

Kartenlegen  s.  Wahrsagen. 

Kassen  der  Innungen:  111.  116. 

gewerbliche  Hülfskassen : 12h  ff 

Katechumen-Unterrichl  der  jugendlichen  Fa- 
brikarbeiter : 1 24. 

Kaufleute,  — deren  Korporationen : 117. 

. deren  Lehrlinge : 1 10. 

, welche  umherziehend  Waaren  aufkau- 
fen oder  Bestellungen  suchen  : HL 
Kaufmännische  Korporationen  haben  kein 
Ausschliessungsrecht:  22. 

unterliegen  nicht  den  Innungsvor- 
schriften : 1 1 7. 

Kautionspflicht  der  Zeitschriften : 2h. 
Kehrbezirke  für  Schornsteinfeger,  — deren 
Einführung.  Veränderung  u.Aufhebung:75. 
Kesselschmieden  s.  geräuschvolle  Anlagen. 
Kinder,  deren  Beschäftigung  in  Fabriken  s. 
jugendliche  Arbeiter. 

Kinder  beim  Gewerbe-Betriebe  im  Umher- 
ziehen: 111. 

Kleider,  gebrauchte,  Handel  mit  denselben: 

HL 

sind  vom  Hausirhandel  ausgeschlos- 
sen : i!!L 

Kleine  Fahrt,  — Zulassung  als  Schiffer  etc. 

auf  solcher:  445  450.  453.  4.15. 

Kleinhandel  mit  Branntwein  und  Spiritus  be- 
darf polizeilicher  Erlaubnis:  62. 
Knall-Quecksilber,  — Anstalten  zur  Bereitung 
desselben  bedürfen  besonderer  Genehmi- 
gung: 46. 

Knochen-Brennereien,  -Darren,  -Kochereien, 
-Bleichen  bedürfen  zu  ihrer  Anlage  be- 
sonderer Genehmigung:  42.  2611. 
Koaksöfen  bedürfen  zu  ihrer  Anlage  beson- 
derer Genehmigung : 4L 

34* 
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Koalitionsrecht  der  Gewerbetreibenden,  Ge- 
sellen, Fabrikarbeiter,  — nicht  des  Gesin- 
des, der  Schitfsknechte,  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter : lAi  ff. 

Kochgefässe,  — Kochkessel,  welche  nicht  als 
Dampfkessel  anzusehen  sind:  117 1. 

Körperverletzungen  beim  Betriebe  von  Eisen- 
bahnen, Bergwerken,  Fabriken,  — Ver- 
bindlichkeit zum  Schadensersätze  für  die- 
selben : liii  ff. 

Kohlenmeiler  bedürfen  keiner  besonderen 
Genehmigung:  4L 

Kollegiale  Behörde,  deren  Notwendigkeit 
im  gewerblichen  Konzessionswesen : II. 

Kolportage  von  Bibeln  etc.  ist  frei:  OL,  507. 

Kommissionäre  sind  nicht  konzessionspflich- 
tig:  73. 

Konfirmations -Unterricht  der  jugendlichen 
Fabrik- Arbeiter:  131. 

Konzessionen  s.  Genehmigungen. 

Korporationen,  gewerblich  berechtigte, 

im  Innungswesen : 11». 

kaufmännische:  117. 

Kosten  des  Verfahrens  über  die  Genehmigung 
gewerblicher  Anlagen:  40. 

Kranken-Anstalten,  private,  bedürfen  der  Kon- 
zession - tilL 

Krankenkassen  s.  gewerbliche  Hülfskassen. 

Kreditiren  von  W garen  an  Fabrik-Arbeiter 
verboten : 136. 

Krugverlagsrecht,  dessen  Ablösung  : 1L 

Künstlerische  Leistungen  im  Hausir- Be- 
triebe : 8!L 

im  Marktverkehre  101. 

Künste,  schöne,  — unterliegen  nicht  der  Ge- 
werbe-Ordnung : LL 

Kürschnerei  im  Gegensatz  von  Gerberei:  LL 

KUsten-Fahrzeuge,  Aufhebung  des  Befähi- 
gungs-Nachweises zur  Führung  dersel- 
ben : 440. 

Kunsthändler  s.  Buchhändler. 

Kupolöfen  bedürfen  zu  ihrer  Anlage  beson- 
derer Genehmigung : 4L 

Lack-Fabriken  bedürfen  zu  ihrer  Anlage  be- 
sonderer Genehmigung : 42. 

Lärmende  Gewerbe  : I 4 

Land  und  Staat,  zwischen  beiden  keine  Un- 
terscheidung hinsichtlich  des  Gewerbe- 
betriebes : *2JL 

Landwirthschaft  im  Unterschiede  vom  Ge- 
werbe-Betrieb : 12. 

Landwirthschaft,  An-  und  Verkauf  der  Er- 
zeugnisse derselben  im  Umherziehen  : Hs. 

Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter,  — Siche- 
rung gegen  Gefahren : 120. 

Lebensalter,  von  demselben  ist  der  Gewerbe- 
betrieb unabhängig:  32. 

Legitimations-Scheine  für  Handlungs-  Rei- 
sende : ÜL 

zum  Gewerbe- Betriebe  im  Umher- 
ziehen : ff. 

, deren  Fälschung  strafbar : 157. 

Lehrherren  und  i deren  rechtliche  Verhält- 
Lehrllnge,  \ nisse  : LLI  ff.  12fi  ff. 


Lehrlinge,  beliebige  Zahl  der  Lehrlinge : ItL 

, Schul-  und  Religions-Unterricht  für 

Lehrlinge:  1 10- 

Lehrgeld  und  Lehrvertrag : 12»;. 

Lei  chen*Fuhrwesen,  Taxen  für  dasselbe  fallen 
nicht  unter  die  Gewerbe-Ordn. : l»tt. 
Leih-Bibliothekar  s.  Buchhändler. 
Leim-Siedereien,  deren  Anlage  bedarf  beson- 
derer Genehmigung:  42.  367. 

Leistungen,  gewerbliche  oder  künstlerische. 

im  Hausirbetriebe : SH. 

— im  Markt  verkehre  . 614 
Lese-Kabinete,  Inhaber  derselben,  s.  Buch- 
händler. 

Löhne  an  Fabrik-Arbeiter  müssen  baar  auxge- 

zahlt  werden : 136. 

Lohnbediente  (Lohndiener) , Festsetzungen 
der  Taxen  für  dieselben  : 105. 

Lokomobilen  und  Lokomotiven  s.  Dampf- 
kessel. 

Lokomobilen  beim  umherziehenden  Betriebe 
zum  Getreide-Ausdrusch : 04L 
, polizeiliche  Vorschriften  über  den  Be- 
trieb derselben : 405. 

Lohn-Beschlagnahme:  liiQ  ff. 

Lohnweber,  deren  Gewerbe -Betrieb : 3$, 
Lootsen  bedürfen  eines  Befähigungs-Nach- 
weises, bezieh,  einer  Genehmigung:  hl* 
Ü1L  7d 

Lotterie,  öffentliche,  ohne  obrigkeitliche  Er- 
laubnis* strafbar : 215.  156. 

Lotterieloose,  auf  deren  Vertrieb  findet  die 
Gewerbe-Ordn.  nicht  Anwendung : 2H. 
sind  vom  Hausirhandel  ausgeschlos- 
sen : liiL 

Lustbarkeiten,  deren  öffentliche  Darbietung : 

as. 

auf  Strassen  etc.  bedarf  der  Erlaubnis« 

der  Orts-Behörde : 04 

Mäkler,  deren  Gewerbe-Berechtigung,  An- 
stellung, Entlassung  etc.  : 20.  73. 

ihr  Gewerbe- Betrieb  im  Umherziehen 

nicht  legitimationsschempftichtig  hiL 
Mahlmühlen,  die  Beschränkung  ihrer  Anle- 
gung in  den  mahlsteuerpflicntigen  Preus- 
sischen  Städten : 24. 

Mahlzwang,  dessen  Aufhebung : 20. 

, dessen  Entschädigung:  3iL  340. 

Manufaktur:  LL 

Markscheider,  deren  Prüfung  und  Konzes- 
sionirung:  ÜiL  505. 

Marktabgaben:  102.  471  ff. 

Marktverkehr:  00  ff. 

Maschinen-Ausputz,  dessen  Beseitigung : 4iL 
Mass  und  Gewicht,  Verletzung  der  Vor- 
schriften darüber  seitens  eines  Gewerbe- 
treibenden ist  strafbar ; 15h. 
Medizinal-Personen,  deren  Prüfung  und  Ap- 
probation: oiL 

, l axen  für  dieselben  : 106. 

, Zwang  zur  ärztlichen  Hülfe  aufgeho- 
ben : 1 14. 

, deren  Strafbarkeit:  154.  156. 
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Mennige-Fabriken  bedürfen  zu  ihrer  Anlage 
besonderer  Genehmigung  : il  362. 
Merkpfahl  für  Stau-Anlagen : liL  liL 

, dessen  widerrechtliche  Aenderung  ist 

strafbar : 155. 

Messen:  älL 

Messer,  deren  öffentliche  Anstellung : LL 
Metallgeld,  — unbefugte  Anfertigung  von 
Stempeln  zu  demselben  ist  strafbar:  156. 

Metallgeräth,  altes,  oder  Metallbruch,  Handel 

mit  solchen : liL 

Metall-HUtten  gehören  zu  den  Fabriken  und 
bedürfen  besonderer  Genehmigung:  4 1.360. 
Minderjährige,  deren  Gestattung  zum  Ge- 
werbe-Betriebe : 3iL 

Mineralblau- Fabriken  bedürfen  besonderer 
Genehmigung : 12. 

MineralOle,  deren  Versendung  und  Lage- 
rung: AL 

Mineralwasser  • Fabriken  bedürfen  zu  ihrer 
Anlage  keiner  besonderen  Genehmigung: 

LL 

. Vorsichts-Massregeln  bei  denselben : 

,163 . 

, Prüfungspflicht  der  Unternehmer : 303.  1 

MUhlhauser  schiedsrichterliche  Unfall-Kom- 
mission: 171 . 

MUhlhauser-Verein  zur  Verhütung  von  Un- 
fällen: ÜLL 

Musikalische  Aufführungen,  öffentliche,  auf 
»Strassen  etc.  : 

Muster  von  Waaren  beim  Bestellungsuchen 
mit  sich  führen : 7SL 
Musterschutz-Gesetzgebung:  23* 

Nachbar-Rechte : 51* 

Nachdruck,  Gesetzgebung  gegen  denselben  : 

Nachschlüssel,  unbefugte  Verabfolgung  der- 
selben ist  strafbar : 158. 

Nächtliches  Zusammenwohnen  von  Fabrik- 
Arbeitern  verschiedenen  Geschlecht« : 4 DLL 
Namenfälschung  von  Fabrik- Unternehmern 
auf  Waaren  : 1 30. 

Natur  - Erzeugnisse , rohe,  Gegenstand  des 
Wochenmarkt-Verkehrs : JLiil. 

Nickelhütten  bedürfen  besonderer  Genehmi- 
gung: LL 

Niederlagen  von  Zündstoffen  und  flüchtigen 
Mineralölen:  AiL 

Nitroglyzerin-Fabriken  bedürfen  besonderer 
Genehmigung : RL  307. 

Normal-Arbeitstag:  13<b 
Notariats-Praxis,  auf  solche  findet  die  Ge- 
werbe-Ordnung keine  Anwendung:  2lL 

Obstbau,  An-  und  Verkauf  der  Erzeugnisse 
desselben  im  Umherziehen:  SV 
Oeffent liehe  Gebäude,  — lärmende  Gewerbe 

in  deren  Nähe  : 51* 

Oeffentlicher  Verkehr  innerhalb  der  Orte 
durch  Transportmittel  etc.,  dessen  polizei- 
liche Regelung : LL 

Orts-Polizeibehörde,  deren  Befugnisse:  5L 

ii£L  51*  LL  £L  Mi2.  LÖIL.  IM*  LU5.  LLL 


Ortsstatuten  können  gewerbliche  Gegen- 
stände ordnen : 1 43. 

über  Fabrik -Viertel : 48*  5iL 

Papier- Fabriken  bedürfen  zu  ihrer  Anlage 
nicht  der  besonderen  Genehmigung : 42. 13. 

Papiergeld,  dessen  Nachahmung  für  Waaren- 
i'impfehlungskarten,  Ankündigungen  etc. 
verboten : 137. 

Pariser-Blau-Fabriken  bedürfen  besonderer 
Genehmigung:  42.  363. 

Patent-Gesetzgebung  s.  Erfindungs-Patente. 

Pausen  in  der  Arbeitszeit  der  Fabrik-Kin- 
der: 1 33. 

Pech-Siedereien  bedürfen  besonderer  Geneh- 
migung: liL 

Personal-Arrest  als  Exekutionsmittel  aufge- 
hoben: 162. 

Petroleum  s.  Erdöl. 

Pettschaften,  behördliche,  Anfertigung  sol- 
cher ohne  Auftrag  ist  strafbar : 156. 

Pfandleiher,  denselben  kann  der  Gewerbe- 
Betrieb  untersagt  werden : liL 
— , Verpflichtung  derselben  zur  Buchfüh- 
rung: 74. 

. welche  den  erlassenen  Anordnungen 

zuwiderhandeln:  LL 

, welche  die  verpfändeten  Gegenstände 

unbefugt  in  Gebrauch  nehmen:  156. 

Pferde,  ortspolizeiliche  Regelung  des  öffent- 
lichen Verkehrs  mit  denselben  : LL 

Pferde-Elsenbahnen  fallen  unter  §.  31  der  Ge- 
werbe-Ordnung : 503. 

— Taxen  für  dieselben  : 1Q5. 

Pharmacopoea  germanica:  2V 

Phosphor  • Zündhölzchen  • Fabriken  bedürfen 
besonderer  Genehmigung:  A1L  356. 

Platten  für  papiergeldähnliche  Drucke,  An- 
fertigung derselben  ohne  Erlaubniss  ist 
strafbar:  137. 

Plattirte  Waaren,  deren  Bezeichnung:  145. 

Pochwerke  s.  Aufbereitungs-Anstalten. 

Polizeistunde,  in  einer  Schenkstube  oder  an 
einem  öffentlichen  Vergnügungsorte,  — 
deren  Ueberschreitung  ist  strafbar:  137. 

Polizei-Verordnungen,  welche  nur  die  Aus- 
übung des  Gewerbes  betreffen,  bestehen 
fort  . 2L  22a 

, Ersatzpflicht  für  Unfälle  bei  Nichtbe- 
achtung derselben : 167. 

Post  wesen,  dessen  gewerbliche  Vorrechte : 2fL 

Presse,  als  Strafe  der  durch  dieselbe  began- 
genen Zuwiderhandlung , — Entziehung 
der  Gewerbe- Befugniss : 143. 

Press-Gewerbe,  deren  Freigebung  ohne  Ge- 
nehmigung, doch  mit  besonderer  Anzeige- 
pflicht : TL  1SI, 

Privat-Irren- . Kranken-  und  Entbindungs- 
Anstalten  bedürfen  besonderer  Genehmi- 
gung: 60. 

Proben  von  Waaren  beim  Bestellungsuchen 
mit  sich  führen  : 70* 

Prüfungen,  obligatorische  im  Allgemeinen: 

2L 

der  Aerzte  und  Apotheker  : ML  122  ff. 
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PrUfungen  der  Seeschiffer,  Seesteuerleutc 
und  l.ootsen:  (il . 4 *■>  ff. 
der  Hebammen:  tilL  UT. 

der  Feldmesser:  72,  400. 

der  Markscheider : lilL 

in  den  Innungen : 111. 

freiwillige : 5.  I 12. 

Pudretten-Fabrikcn  bedürfen  besonderer  Ge- 
nehmigung . LL 

Pulver,  unbefugte  Zubereitung  strafbar:  4ML 
Pulvermühlen  bedürfen  besonderer  Geneh- 
migung : 4lL  351 . 

Rauchverbrennung  , als  Bedingung  gewerb- 
licher Feuerungen:  ili. 
Real-Gewerbe-Gerechllgkellen  dürfen  nicht 
mehr  begründet,  wohl  aber  weiter  über- 
trugen werden : 24,  82. 
Reichs-Ober-Handelsgericht  entscheidet  über 
Unfall-Streitigkeiten  : 174. 
Rekurs-Verfahren  in  Gewcrbe-Kunzessions- 
sachen : 41»  Hl 

Revision  der  Fabriken:  133.  MÜL 
Rezepte,  Behandlung  der  nicht  von  appro- 
birten  Aerztcn  vorgeschriebenen : ML 
Reisende  für  Kaufleute,  Fabrikanten  bedür- 
fen eines  Legitimations-Scheins : ML 
Rheinschifffahrt , Staats- Verträge  über  die- 
selbe: 4ML 

Rinderpest.  — Gewerbe-Beschränkungen  we- 
gen derselben:  22, 

Rostöfen  bedürfen  besonderer  Genehmigung : 

41» 

Rübenzucker-Fabriken,  Bedingung  für  den 
Bau  derselben  : ili,  3fi.i. 

Russhütten  bedürfen  besonderer  Genehmi- 
gung: 41. 

Sänften  s.  Gondeln. 

Salmiak-Fabriken  bedürfen  zu  ihrer  Anlage 
besonderer  Genehmigung : 42, 

Salz,  — Beschränkung  der  Gewinnung  oder 
Kafiinirung  desselben : 24 
Schadenersatz  bei  Betriebs-Unfallen  der  Ei- 
senbahnen, Bergwerke,  Fabriken : 1114  ff. 
Schaffner  können  öffentlich  angestellt  wer- 
den : 12. 

Schankslube,  Verweilen  inderseiben  überdie 
gebotene  Polizeistunde  : 157. 
Schankwlrthschaft,  deren  Betrieb  unterliegt 
polizeilicher  Erlaubnis«  : 1LL  5(17. 

bezieh,  der  Bedürfnis«- Erörterung  !KL 

zur  Schau  gestellte  Personen  bedürfen  für 
sich  keine«  Legiti  mations-  oder  Gewerbe- 
scheins : 8t). 

Schauer  können  öffentlich  angestellt  werden  : 

12. 

deren  strafbare  Untre  ue:  155. 

Schauspieler-Gesellschatten , umherziehende : 
SS. 

Schauspiel  Unternehmer  bedürfen  zum  Ge- 
werbe-Betriebe der  Erlaubniss:  02, 
Schaustellungen,  öffentliche,  auf  Strassen 
etc. : 114. 


Scheerenschlelfer,  umherziehende  114 
Schiedsgerichte,  gewerbliche : 121  ff.  493.3117. 
Schiesspulver  ist  vom  Hausirhandel  ausge- 
schlossen : !LL 

Schiesspulver-Fabriken,  deren  Anlage  bedarf 

besonderer  Genehmigung:  22,  331. 
Schiffsmannschaften  auf  Seeschiffen,  deren 
Hechts-Verhältnisse  unterliegen  nicht  der 
Gewerbe-Ordnung:  21L 
Schlächtereien,  deren  Anlage  bedarf  besonde- 
rer Genehmigung : 42.  21iL 
Schlachthäuser,  öffentliche:  IS.  ML 
Schlachtvieh,  dessen  Beschau : 22-  1 40. 
Schlafstellon-Vermiethung  an  Arbeits-Gehül 
fen  und  Lehrlinge : 1 10. 

Schlosser,  deren  ^ erptlichtung  zur  Vorsicht 
bei  Anfertigung  von  Schlüsseln  etc. : 1 3*. 
Schnellbleichen  bedürfen  zu  ihrer  Errichtung 
besonderer  Genehmigung : 42.  3113. 
Schornsteinfeger  «.  Kehrbezirke. 

Festsetzung  von  Taxen  für  dieselben  : 

106. 

Schriften  s.  Druckschriften. 

Schuldhaft.  — Aufhebung  derselben  : 102, 
Schulzen  dürfen  nicht  Gast-  und  Schank- 
| wirthschaft  betreiben:  Sä. 

Schusswaffen  s.  Stichwaffen. 

Schutz  von  Wnaren-Bczeichnungen  : HL 
Schwedische  Reib  • Zündhölzchen  . — deren 
Fabrikation  bedarf  besonderer  Genehmi- 
gung: 41L 

Schwefelkohlenstoff  - Fabriken  bedürfen  be- 
sonderer Genehmigung : 42.  363. 
Schwefelsäure-  und  Soda  • Fabriken  «.  che- 
mische Fabriken. 

Schwimmunterricht,  dessen  Erthcilung  kann 
untersagt  werden : liL 

Seeschiffer  und  Seesteuerleute,  deren  Prü- 
fung: 1LL  439  ff. 

! Seifen  Siedereien  bedürfen  zu  ihrer  Anlage 
besonderer  Genehmigung : 42.  368. 
Selbständiger  Gewerbe- Betrieb,  — dessen 
Begriffs-Bestimmung : 21L  503. 

Selbst  - Dispensiren  homöopathischer  Arz- 
neien : 39, 

Sensale  s.  Mäkler 

Siegel,  amtliche,  deren  unbefugte  Anferti- 
gung ist  strafbar : 1 56. 

Slovakische  Kesselflicker  etc. , deren  Ge- 
werbe-Betrieb im  Umherziehen:  22, 
Soldaten,  deren  Beschränkung  beim  Gewerbe- 
Betriebe  : 22. 

Sonntags-Arbeit:  1 17. 

Sonntags-Entheiligung  ist  .«trafhar : 157. 
Speicher,  Betriebs- Unfälle  auf  denselben 
unterliegen  nicht  dem  Haftpflicht-Gesetze 
vom  L Juni  1871  : 165. 
Speise-Wirthschalten  sind  konzessionsfrei : 
63. 

Spiegel-Fabriken  bedürfen  nicht  besonderer 
Genehmigung:  4JL 

Spielbanken,  öffentliche,  deren  Halten  ist 

verboten : 22. 

Spielkarten  sind  vom  Hausirhandel  ausge- 
schlossen: 22. 
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Spielkarten,  deren  Fabrikation  unterliegt 
Beschränkungen:  26* 

Spielwaaren  mit  schädlichen  Farben  verbo- 
ten: LM* 

Spiritus,  Kleinhandel  mit  demselben  unter- 
liegt polizeilicher  Krlaubniss  und  der  Be- 
dürfniss-Erörterung : ILL 
Sprengöl  s.  Nitroglyzerin. 

Staat,  dessen  Gewerbe-Betrieb  in  Strafan- 
stalten. — seitens  der  Militär-Verwaltung: 

2L 

Staatspapiere  sind  vom  Hausirhandel  ausge- 
schlossen: ÜÜ* 

Stadt  und  Land,  zwischen  beiden  in  Bezug 
auf  den  Gewerbe- Betrieb  kein  Unter- 
schied: 22* 

Stärke  Weizen)-) Fabriken  bedürfen  besond. 
Stärke-Syrups-  \ Genehmigung : 42.  365* 
Stampfwerke  bedürfen  besonderer  Genehmi- 
gung: 12, 

Stau-Anlagen  bedürfen  besonderer  Genehmi- 
gung: ü 4*L  41L 

Stauer  können  öffentlich  angestellt  werden : 
EL 

f deren  strafbare  Untreue:  155. 

Stehender  Gewerbe-Betrieb,  dessen  Begriffs- 
Bestimmung:  HL 

Steinbrüche,  Betriebs- Unfälle  auf  denselben: 
1 66 ; ».  auch  Bergwerke. 

Steindrucker  s.  Buchdrucker. 
Steinkohlentheer  • Fabriken  bedürfen  beson- 
derer Genehmigung:  _LL 
Stellvertreter  im  Gewerbe-Betriebe:  HL,  — 
für  Wittwon  und  minderjährige  Erben;  — • 
für  angesLellte  etc.  Personen:  S2 ; — in 
den  Pressgewerben  : 1S1 . 

, deren  Strafbarkeit:  lüJL 

, unzulässig  beim  Gewerbe -Betriebe  im 

Umherziehen:  iüL 

Stempel,  Siegel.  Stiche,  Platten  für  Metall- 
öder  Papiergeld  etc  . deren  Anfertigung 
ohne  Auftrag  der  Behörde  verboten : liüL 
Sterbekassen  für  Gesellen,  Fabrik- Arbeiter : 

UiiL 

Steuergesetze,  die  Beschränkungen  einzelner 
Gewerbe  durch  dieselben  bestehen  fort : 2L 

5<M. 

Entziehung  der  Gewerbe -Befugnis» 

durch  dieselben : 143* 

deren  Vorschriften  bezüglich  der  vom 

Gewerbe  - Betriebe  zu  entrichtenden  Ab- 
gaben werden  von  der  Gewerbe-Ordnung 
nicht  berührt:  2lL  b7. 

Steuermann,  dessen  Prüfung:  6L  417.  451  f. 
Stiche  zu  Papiergeld,  deren  unbefugte  An- 
fertigung ist  strafbar:  157. 

Stoffe,  explosive  und  giftige,  vom  Hausir- 
handel ausgeschlossen : ILL 
Stoss*.  Hieb-  oder  Schusswaffen,  in  Stöcken 
oder  Köhren  verborgen,  deren  Feilhal- 
tung: lö'i. 

Strafanstalten,  deren  Gewerbe-Betrieb:  20. 
Straf-Bestimmungen  der  Gew  -Ordn. : 144  ff. 

des  allgemeinen  Straf  - Gesetzbuchs  : 

153  ff. 


i St  rassen-Gewerbe,  deren  polizeiliche  llege- 
' lung:  EL  307. 

öffentlicher  Belustigung : 1LL 

Streitigkeiten  zwischen  Gewerbetreibenden 
und  ihren  Arbeitern,  deren  Entscheidung: 
121  ff.  4113  ff . Hil* 

Strike : 15L 

Ströme,  Staats- Verträge  in  Betreff  der  Schif- 
fer und  Lootsen  auf  denselben:  61.  436  ff. 

Strohpapierstoff-Fabriken  bedürfen  zu  ihrer 
Anlage  besondrer  Genehmigung:  40. 

Talgschmelzen  bedürfen  zu  ihrer  Anlage  be- 
sonderer Genehmigung:  43*  3llL 
Tanzunterricht,  dessen  Ertheilung  kann  un- 
tersagt werden : 70. 

, Ertheilung  desselben  im  Umherziehen  : 

I U. 

Taubstumme  Lehrlinge,  — Prämien  für  deren 

| Auslehren : 126. 

Taxen,  polizeiliche:  164* 

Theatralische  Vorstellungen  s.  Schauspiel- 
Unternehmer  und  Lustbarkeiten : 
Thierirzte.  deren  Prüfung  und  Approbation: 
56.  42H* 

Thierhaare,  Zubereitungs-Anstalten  für  die- 
selben bedürfen  besonderer  Genehmi- 
gung : EL 

Thran-Siedereien  bedürfen  besondrer  Geneh- 
migung: 42* 

Tiegel-Giessereien  bedürfen  keiner  besonde- 
ren Genehmigung:  4L 
Tödtungen  beim  Betriebe  von  Eisenbahnen, 
Bergwerken,  Fabriken,  — Verbindlichkeit 
zum  Schadensersatz  für  dieselben : 165  ff. 
Transportmittel  s.  Gondeln. 

Trichinenhaltiges  Fleisch,  dessen  Verkauf 
ist  strafbar : 15^. 

Trinkhallen,  umherfahrende,  mit  Mineral- 
wassern : 66. 

Trödler,  deren  Gewerbe- Betrieb  kann  unter- 
sagt werden:  IlL  506. 

, Verpflichtung  zur  Buchführung : LL 

Truck-System  verboten : 136. 

Turnunterricht  s.  Tanzunterricht. 

Uhren-Verkäufer,  deren  Berufspflicht : 146. 
Umfang  der  Gewcrbs- Befugnisse : 16  ff. 
Umherziehender  Gewerbe-Betrieb : Hl  ff. 
Unfälle  beim  Betriebe  von  Eisenbahnen, 
Bergwerken,  Steinbrüchen,  Gruben  und 
Fabriken : 

a.  Schadensersatz  derselben : 165  ff. 

b.  Versicherung  derselben  : 160. 
Unterrichtswesen,  auf  solches  findet  die  Ge- 

werbc-Ordn.  nicht  Anwendung:  26* 
Untersagung  des  Gewerbe- Betriebes:  IlL 
sowie  der  Benutzung  einer  gewerbli- 
chen Anlage:  HL  HL 

Unzüchtige  Schriften,  Abbildungen  oder  Dar- 
stellungen zu  verbreiten,  ist  verboten : 155. 

Verabredungen  zur  Erlangung  günstiger 
Lohn-  und  Arbeits-Bedingungen  : 132. 
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Veränderung  gewerblicher  Anlagen ; — Ge- 
nehmigung erforderlich  : 55* 

Verbotene  Waffen,  — deren  Feilhaltung  ist 
strafbar:  15*. 

Vereinsrecht,  Bedingungen  desselben:  151. 

\ 

Vereins-Zollgesetz : 1L 

Verfälschte  Nahrungsmittel  dürfen  nicht  feil- 
gehalten werden : L5*- 
Verfahren  bei  Genehmigung  der  Errichtung 
gewerblicher  Anlagen  : 45  tf. 

Vergiftete  oder  mit  gefährlichen  Stoffen  ver- 
mischte Sachen,  deren  Herstellung  oder 
Verkauf  ist  strafbar : 156. 

Verhinderung,  polizeiliche,  eines  Gewerbe- 
Betriebs: 

Verjährung  der  Genehmigung  zum  Gewerbe- 
Betriebe  : &L 

des  Anspruchs  auf  Schadensersatz  bei 

Betriebs-Unfällen:  1711. 

der  in  der  Gewerbe-Ordn.  angedrohten 

Strafen:  14b.  147.  5ül. 

Verkauf  verfälschter  etc.  Esswaaren,  verbots- 
widriger Waffen,  vergifteter  etc.  VVaaren 
ist  strafbar : 156.  15H. 

Verkehr,  öffentlicher,  dessen  polizeiliche  Re- 
gelung: LL 

Verlust  der  Gewerbe- Befugnisse:  151. 

der  Befugnis*  zum  Halten  von  Lehr- 
lingen : 126. 

Vermiethen  von  Schlafstellen  und  Zimmern: 
64.  146. 

Verrufs-Erklärung  behufs  Erlangung  günsti- 
ger Arbeit»-  Bedingungen  ist  strafbar : 1 5;i . 

506. 

Versammlungsrecht  s Vereinsrecht. 
Versicherung  gegen  Betriebs-Unfälle:  169. 
Versicherungs-Agenten,  - Verpflichtung  zur 
Anzeige  der  Geschäfts-Uebernahme : üiL 

, Gew. -Betrieb  im  Umherziehen: 

Versicherungs-Anstalten  bedürfen  in  Preus- 
sen  der  staatlichen  Genehmigung:  151 . 
Versicherungs-Unternehmungen,  auf  dieselben 
findet  die  Gewerbe-Ordnung  keine  An- 
wendung: 2iL 

Versteigerer,  deren  Untreue  ist  strafbar : 155. 
Verunreinigung  d.  Gewässer  verboten  : ü 5»5. 
Vieh,  grösseres,  uuf  Wochenmärkten:  lol . 
Vorstellungen,  theatralische,  — s.  letztere. 

Waage,  Verpflichtung  der  Bäcker  zur  Auf- 
stellung derselben : 105, 

, Führung  einer  unrichtigen  ist  straf- 
bar: 1 5S. 

Waaren-Bezeichnungen , erlaubte,  mit  dem 
Kaiserlichen  oder  Preussischen  Adler:  HL 

, fälschliche,  mit  fremden  Namen  oder 

Firmen : HL  1L  1 50. 

Waaren-Empfehlungskarten , dem  Papiergeld 
ähnlich,  verboten:  157. 

Waaren-Löhnung  der  Fabrikarbeiter  verbo- 
ten : 1 '10. 

hierauf  bezügliche  Straf- Vorschriften : 147. 
Waaren,  Verkauf  vergifteter  oder  mit  gefähr- 
lichen Stoffen  vermischter,  ist  strafbar:  156. 


Wachstuch-Fabriken  bedürfen  zu  ihrer  An- 
lage besonderer  Genehmigung:  LL 
Wäger  können  öffentlich  angestellt  werden  : 

7 -j 

, deren  Untreue  ist  strafbar  : 1 hh- 

Wäsche.  gebrauchte,  Handel  damit:  ili. 
Wischen  s.  Aufbereitungs-Anstalten. 

Wagen , polizeiliche  Regelung  des  öffent- 
lichen Verkehrs  mit  denselben  : LL 

, Taxe  für  dieselben  : lliä. 

Wahrsagen,  — ein  unsittl.  Gewerbe : 21.  5o:i. 
Walken  bedürfen  keiner  besonderen  Geneh- 
migung: Ul 

, Zuleitung  ihrer  Abwässer  in  Flüsse  : 15. 

Walkwasser-Entlettungs-Anstalten  sind  nicht 
konsessionspHichtig : UL 
Walzwerke  bedürfen  besonderer  Genehmi- 
gung: 12. 

WanderbUcher,  deren  Fälschung  ist  straf- 
bar: 157. 

Wanderlager:  24,  Si. 

Wandern  der  Gesellen  ist  nicht  erforderlich : 

I in 

Wappen  derllundes-Fürsten,  unbefugterGc- 
brauch  derselben : HL 
Wasserpolizeiliche  Rücksichten  bei  gewerb- 
lichen Anlagen  : UL  505. 

Wasserstands -Merkmal,  dessen  Vernichtung 
oder  Verrückung  ist  strafbar : 1 55. 
Wasserstands-Regullrung  bei  Stau-Anlagen. 
UL 

Wasserlriebwerke,  als  solche,  bedürfen  kei- 
ner besonderen  Genehmigung ; anders 
nach  Landes-Gesetzen : 41.  48.  UL 
Weinbau  unterliegt  nicht  der  Gewerbe-Ord- 
nung: 1 L 

Weizenstlrke  -Fabriken,  deren  Anlage  be- 
darf besonderer  Genehmigung:  42. 
Werkmeister  in  Fabriken:  129. 

Werthpapiere  sind  vom  Hausirhandel  ausge- 
schlossen : 90. 

Weserschifllahrt.  Verträge  über  dieselbe : 4ML 
Widerrechtliche  Gewalt  oder  Bedrohung : 154 . 
Widerruf  von  Approbationen  und  Genehmi- 
gungen in  der  Regel  unzulässig : UL 
Widerstand,  strafbar  gegen  Beamte  : 155. 
Wiener-Blau-Fabriken  bedürfen  besonderer 
Genehmigung : LL  565. 

Windmühlen  müssen  von  fremden  Grund- 
stücken etc.  entfernt  bleiben : ül.  M>5 
Wirthe  sind  bei  Ueberschreitung  der  Polizei- 
stunde strafbar:  157. 

Wirthschaften  ».  Gast-  und  Schank  wirt- 
schaften. 

Wittwen,  deren  Gewerbe- Befugnis» : £2* 

Wittwe  eines  Innungsgenossen,  deren  Rechts- 
verhältnis»; 115. 

Wochenmärkte:  llli  ff. 

Wochenmarkt-Artikel:  lol . 

Wundärzte,  deren  Prüfung  und  Approbation  : 
56. 

L Klasse  sind  berechtigt  zur  ärztlichen 

Praxis  im  ganzen  Reich  : &L 

das  Prädikat  »Arzt«  zu  führen  : 5o5. 
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und  nach  den  Taxen  der  Aerzte  zu  liqui-  i 
diren : 106. 

welche  Priv&tgeheiranisse  offenbaren,  sind 
strafbar:  156. 

Zähne,  künstliche,  deren  Anfertigung  ist 

frei : .‘»*1. 

Zahnärzte,  deren  Prüfung  und  Approbation  : 

56.  427. 

Zahnkünstler  und  Zahntechniker,  Gebrauch 
diese  Bezeichnung:  59. 

Zeitbeschränkungen  von  Approbationen  und 
Genehmigungen  ist  unzulässig  : 75. 
Zeitschriften-Verkäufer,  Anmeldung  des  Ge- 
schäftslokales : 36. 

Zeugnisse  für  entlassene  Gesellen  : 125. 
und  Lehrlinge:  128. 

Ziegel-Agenten,  lipptsche,  deren  Ausschlies- 
sung aufgehoben  : 26. 

Ziegelöfen  bedürfen  besonderer  Genehmi- 
gung : 41.  359. 

Zigeuner,  deren  Nichtzulassung  zum  Ge- 
werbe-Betriebe im  Umherziehen:  93. 
Zollgesetze.  Beschränkungen  des  Gewerbe- 
Betriebes  durch  dieselben:  24.  503. 


Zubereitung  von  Arzneien , Gift , Schiess- 
pulver, unbefugte:  157. 

Zucht , väterliche , des  Lehrherrn  über  den 
Lehrling:  127. 

ZQndstoff-rabriken  bedürfen  besonderer  Ge- 
i nehmigung : 40. 

Zünfte  k&ben  kein  Ausschliessungsrecht : 23. 

, im  Uebrigen  s.  Innungen. 

Zurücknahme  von  Approbationen,  Genehmi- 
gungen, Bestallungen  und  das  hierbei  zu 
beobachtende  Verfahren : 85. 

Zusammenrottung,  öffentliche,  — Bestrafung 
der  Theilnahme  an  derselben:  J54. 

Zuwiderhandlungen  der  Gewerbetreibenden 
gegen  ihre  Berufspflichten:  144  ff. 

gegen  die  Gewerbe-Ordnung,  deren 

Bestrafung : 1 46  ff. 

Zwang,  körperlicher,  dessen  Anwendung  bei 
Lohn-  etc.  Verabredungen:  153. 

Zwang  der  Medizinal -Personen  zu  ärztlicher 
Hülfe  ist  aufgehoben  : 144. 

Zwangs*  und  Bannrechte,  — deren  Aufhe- 
bung oder  Abänderung , — dürfen  nicht 
mehr  erworben  werden : 2h.  30. 

Zwischenhandel  auf  Wochenmärkten  er- 
laubt . 99. 


Druckfehler- Y erzeichniw*. 

Seite  13  sind  die  beiden  Noten  f*  und  *•)  in  der  Reihenfolge  umzusetzen. 

- 19,  Zeile  12  von  Oben  lies : Juni  für  Juli. 

23,  11  - de  für  und. 

44,  am  Schlüsse  des  §.  19,  lies:  (Note)  2 — 6 für  6. 

47  gehört  der  zweite  Satz  der  Note  1 des  §.  20  (»Durch  dieselben  kann«  u.  s.  w.) 

in  das  zweite  Alinea  des  §.  19,  Note  1,  hinter:  «verwiesen  werden«. 

51,  Zeile  2 von  Unten  lies:  Th  eil  III  für  Theil  II. 

54,  - 11  - - - §.  26,  statt  §.  29. 

- 56,  - 5 - Oben  - von  fremden  Grundstücken. 

62,  - 7 - - - reic  hsgesetzlichen  für  lande  «gesetzlichen. 

- 105,  - 1 - - - selbständig. 
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Gegenseitige 

Lebens-,  Invaliditäts-  and  Unfall-Versichemngs-Gesellschaft 

„Prometheus“ 

in  Berlin. 

Eoniesdonlrl  turrk  Allerhichstrn  Erlass  vom  IS.  Hai  1871. 


Die  Gesellschaft  empfiehlt  sich  zum  Abschluss  von 
A.  Lebens-.  Aussteuer-,  Altersversorgungen  Renten-,  Sterbekassen-Versiche- 
rungen  in  den  verschiedensten  Arten.  1 • 

ß.  Invaliditäts-Versicherungen.  Es  kann  eine  Rente  versichert  werden  a)  nur 
auf  den  Fall  der  Invalidität  durch  Alter,  Krankheit,  Gebrechen  oder 
Unfall;  bj  auf  ein  voraus  bestimmtes  Lebensjahr  und  zugleich  auf  den 
Fall  früher  eintretender  Invalidität  durch  Alter,  Krankheit,  Gebrechen 
oder  Unfall. 

(Die  denmächstige  Einführung  auch  der  Kollektiv -Versicherung 
auf  Invalidität  durch  Altersschwäche,  Krankheit  oder  Gebrechen 
in  verschiedenen  Modalitäten  ist  bereits  vorbereitet.) 

C.  Unfall-Versicherungen  auf  Tod,  Invalidität,  vorübergehende  Erwerbsun- 
fähigkeit durch  Unfall  je  mit  vorausbestimmten  Summen,  und  zwar  ent- 
weder als  Einzel-Versicherung  einer  Person  für  sich  selbst,  oder 
als  Kollektiv- Versicherung  eines  Unternehmers  zu  Gunsten  der 
Gesammtheit  seines  Personals,  auf  die  Arbeitszeit  in  seinem  Etablissement, 
für  dieselben.  Kollektiv -Versicherungen  können  in  jeder  dem  Be- 
dürfnis entsprechenden  Weise  nach  Vereinbarung  abgeschlossen 
werden,  z.  ß.  durchschnittlich  pro  Kopf  mit  gleicher  Summe  auf 
Tod  und  Invalidität  schwerere  Unfälle)  oder  auf  vorübergehende  Er- 
werbsunfähigkeit (leichtere  Unfälle  oder  auf  beides  zusammen.  Der 
Unternehmer  kann  sich  durch  Kollektiv- Versicherung  auch  aus- 
schliesslich gegen  den  durch  die  gesetzliche  Haftpflicht  ihm  auf- 
erlegten Schadenersatz,  ohne  vorausbestimmte  Summen,  aber  zum  vollen 
Betrage  decken.  Beide  Versicherungsarten,  die  eigene  Haft- 
pflichtversicherung des  Unternehmers  ohne  vorausbestimmte  Summen, 
aber  zum  vollen  Betrage , und  die  allgemeine  Unfall- Versicherung  zu 
Gunsten  des  Betriebspersonals  mit  bestimmten  Summen  können  auch  in 
derselben  Kollektiv-Police  verbunden  werden. 

Statuten,  Geschäftspläne,  Prospecte,  Antragsformulare,  sowie  nähere 
Auskunft  im  Bureau,  Berlin,  Königgrätzerstrasse  47  und  bei  allen 
General-,  Haupt-  und  Spezial-Agenten  der  Gesellschaft. 

Gegenseitige 

iktieitS’,  ^nualföitäfö’  uit5  ^nfall^erlidieruttcjö^i’f’efl'rdjüft 

„Prometheus“. 

Für  den  Verwaltungsrath  : Der  Direktor  : 

Dr.  Herrmann.  Dr.  G.  A.  Schellenberg. 
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I)ic  im  Anschluss  an  die  Magdeburger  Feuerversicherungs- 
Gesellschaft  und  die  Magdeburger  Hagelversicherungs- 
Gesellschaft  errichtete 

Magdeburger 

Allgemeine  Versicherungs  - Aktien  - Gesellschaft, 

ausgerüstet  mit  einem  Grund-Capitale  von 

Einer  Million  Tlialer  Volleinzahlung, 

schliesst  zu  festen  Prämien,  also  ohne  jede  Nachschuss- Verbindlichkeit 
der  Versicherten : 

A.  Versicherungen  der  Betriebs -Unternehmer  gegen  die 
Folgen  der  gesetzlichen  Haftpflicht. 

Bei  diesen  Versicherungen  kommt  die  Gesellschaft  dem  Betriebs- 
Unternehmer  für  alle  Zahlungen  auf,  die  er  in  Folge  der  gesetzlichen 
Haftpflicht  bei  Tödtungen  oder  Körper- Verletzungen  seiner  Beamten 
und  Arbeiter  oder  auch  fremder  Personen  an  die  Beschädigten  resp. 
deren  Hinterbliebene  zu  leisten  hat. 

B.  Kollektiv- Versicherungen  der  bei  einem  gewerblichen 
Betriebe  irgend  welcher  Art  beschäftigten  Beamten  und 
Arbeiter  gegen  die  Folgen  körperlicher  Unfälle  überhaupt, 
von  denen  sie  bei  der  Arbeit  betroffen  werden. 

Solche  Versicherungen  können  entweder  von  dem  Arbeitgeber  zu 
Gunsten  seiner  Beamten  und  Arbeiter  genommen  und  dann  mit  der 
Haftpflicht- Versicherung  verbunden  werden,  oder  sie  werden  direct 
mit  Arbeiter- Verbänden  iKnappschafts-Krankcn-,  Invaliden-Kassen, 
Gewerk- Vereinen,  Feuerwehr -Verbänden  etc.)  geschlossen.  Die 
Gesellschaft  vergütet  im  Todesfälle  an  die  Hinterbliebenen  des 
Getödteten  die  volle  Versicherungs-Summe;  im  Falle  voraus- 
sichtlich lebens  län  g lieh  er  E r we  rbsun  fähi  gkei  t (Invali- 
dität) eine  nach  dem  Grade  derselben  zu  bemessende,  der  Versiche- 
rungs-Summe entsprechende  Rente ; im  Falle  vorübergehender 
Erwerbsunfähigkeit  einen  Beitrag  zu  den  Kosten  für  Kranken- 
pflege und  ärztliche  Behandlung,  so  lange  letztere  dauert,  im  täglichen 
Betrage  von  1 /:i%o  bis  zu  5#  der  Versicherungs- Summe  und  nicht 
über  1 Thlr.  pro  Tag. 

C.  Versicherungen  einzelner  Personen  gegen  die  Folgen  körper- 
licher Unfälle  aller  Art,  oder  nur  auf  Reisen  beschränkt. 

Prospekte,  Versicherungs -Bedingungen,  Antragsformulare,  sowie 
sonstige  Auskunft  bei  allen  Special- Agenten  der  Magdeburger  Feuer-  und 
Hagelversicherungs-Gesellschaften.  Zum  Abschluss  der  Versicherungen  sind 
sämmtliche  General-  und  Haupt-Agenten  der  vorgenannten  Gesellschaften 
ermächtigt. 

Magdeburger  Allgemeine  Versicherungs -Aktien -Gesellschaft. 

Kür  den  Verwaltungsrath  : Der  General-Director : 

Grosse.  Fr.  Koch. 


i 
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Die 

Allgemeine  Unfallversicherungs-Bank  in  Leipzig 

versichert  die  Bergwerks-,  Hütten-  und  Fabrikbesitzer  aller  Art  gegen  alle 
diejenigen  Gefahren  und  Verbindlichkeiten,  welche  sie  nach  dem  Reiclis- 
Ilaftpflicht-Gesctz  vom  7.  Juni  1871 , sowie  nach  allen  sonstigen  reichs-  oder 
landesgesetzlichen  Bestimmungen  nach  dieser  Richtung  hin,  sowohl  ihrem 
Arbeits-  und  Betriebs -Personal  wie  dritten  fremden  Personen  gegenüber,  zu 
tragen  haben. 

Die  Beitrage  werden  von  den  Mitgliedern  der  einzelnen  Gefahren- 
Klassen  halbjährlich  postnumerando,  nur  nach  Bedarf,  erhoben. 

Zahl  der  Mitglieder  am  1.  Oktober  1873:  355,303  Versicherte  in  5505 
Etablissements. 

Höhe  der  Reserve-Fonds  am  1.  Oktober  1873:  Thaler  Pr.  Kurt.  189.663. 
An  Entschädigungen  wurden  seit  2 Jahren  ausbezahlt  resp.  reservirt: 

ca.  250,000  Thaler  für  3020  Unfälle. 


Die 

Deutsche  Unfall-  & Invaliditäts-Versicherungs-Genossenschaft 

in  Leipzig, 

Zweig-Institut  der  Allgemeinen  Unfall -Versicherungs-Bank  in  Leipzig! 
versichert 

1 ) das  Arbeits-  und  Betriebs-Personal  derjenigen  Arbeitgeber,  auf  welche 
das  Haftpflichtgesetz  Anwendung  findet,  gegen  alle  diejenigen  körper- 
lichen Unfälle , welche  von  dem  Unternehmer  gesetzlich  nicht  zu 
tragen  sind; 

2)  das  Personal  der  Landwirthe,  Handwerker,  sowie  die  Mitglieder  von 
Feuerwehren  etc.  gegen  körperliche  Unfälle  überhaupt; 

3)  den  Arbeitgeber  selbst  gegen  die  Folgen  körperlicher  Unfälle ; 

4)  das  Personal  aller  Arbeitgeber,  ohne  Unterschied,  gegen  die  gänzliche 
Invalidität  in  Folge  innerer  Krankheiten  und  Gebrechen  oder  Alters- 
schwäche. 

Zahl  der  Mitglieder  am  1.  Dezember  1873:  46,156  Versicherte  in  496 
Etablissements. 

Versicherungs-Summe : Thaler  Pr.  Kurt.  35  Millionen. 

Nähere  Auskunft  ertheilt  und  Statuten,  Anträge  und  Prospekte  verab- 
folgt bereitwilligst  der  Unterzeichnete  Vorstand,  sowie  die  bekannten  Agenten 
beider  Institute.  Der  Vorstand  : Kleeberg.  K.  Körner. 

Der  Aufsichts-Rath  der  beiden  Institute  wird  gebildet  von  den  Herren . 

Geheimer  Kommerzien-Rath  A.  Borsig  in  Berlin. 

Geh.  Regierungs-Rath  Dr.  Druekenmüller  in  Düsseldorf,  Stellv.  Vorsitzender. 
Komroerzien-Ralh  Eduard  von  Hallborger  in  Stuttgart. 

Direktor  W.  Herzog  in  Bielefeld 

Wilhelm  Klein,  in  Firma  Gebr.  Klein  in  DaMbruch  bei  Siegen 
Geheimer  Finanz-Rath  Eugen  Kühnemann  in  Berlin. 

Dr.  J B.  Moritz  in  Mainz. 

Berg-Direktor  Hugo  Volkmar  Oppe  in  Zwickau. 

Direktor  Bothschild  in  Stuttgart. 

Alexander  Bühle  von  Lilienstern,  technischer  Direktor  der  Königin-Maria- 
h litte  in  Cainsdorf  bei  Zwickau. 

Kommerzien-Rath  L.  Bchwartzkopff  in  Berlin. 

Gustav  Adolph  Waldthaueen  in  Essen,  Vorsitzender. 

Adolph  Werther,  Fabrikbesitzer  in  Breslau. 

Oskar  Baron  von  Wobeaer,  F.isenbabn-Bauunternehmer  in  Berlin. 
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Vorbemerkung. 


Vielfache  Anfragen  und  Wünsche,  die  bezüglich  eiues  vollständigen 
Verzeichnisses  der  bei  uns  herausgegebenen  Gesetze  an  uns  gelangten,  geben 
Anlass,  aus  dem  vorbereiteten  ausführlichen  Verlags -Verzeichuiss  dcu  'J'heil 
vorweg  zu  veröffentlichen,  welcher  die  oben  genannten  Materien  umfasst. 

Die  Reichs-Gesetze  Bind  in  den  beiden  Sammlungen 

u.  mit  Erläuterungen, 

I).  Text  mit  Anmerkungen,  (nur  Text  oder  Text  mit  Einleitungen 
und  Anmerkungen  bez.  Text  mit  Allegateu) 
systematisch,  ihrem  Inhalt«  entsprechend,  nach  Mussgabe  des  Artikel  4., 
Ziffer  1. — 17.  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  geordnet. 

Die  l'reussisehen  Gesetze  sind  nach  der  Zeit  des  Erscheinens  eben- 
falls in  zwei  Abtheilnngen 

a.  mit  Erläuterungen, 

b.  Text  mit  Anmerkungen 
zusaramengesteUi 

Da  die  einfache  Titclabschrift  nur  in  seltenen  Fällen  genügen  dürfte,  ein' 
Urtheil  über  den  "Werth  eines  Kommentars  zu  geben,  bo  sind  bei  den  Aus- 
gaben „mit  Erläuterungen“  liior  und  da  Urtheile  der  Presse,  und  beiden  Aus- 
gaben „Text  mit  Anmerkungen“,  ausführlichere  Angaben  über  den  Inhalt  bei- 
gefügt. 

Für  Ergänzung  und  Vervollständigung  aller  Sammlungen  wird  fortwährend 
Sorge  getragen. 

Die  Gesetze  sind  direkt  von  uns  und  durch  jede  Buchhandlung  zu  be- 
ziehen. Bei  Bestellungen  genügt  Angabe  der  dem  Titel  jeden  Ilundos  vor- 
gedruckteu  Nummer.  Die  Nummern  der  älteren  Verzeichnisse  sind  jetzt  un- 
gültig gewordeu. 

Berlin,  im  Dezember  1373. 

Fr.  Kortkampf. 
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I.  Einieln-Ausgaben  tob  Gesetzen  des  Jentsckn  Reicks. 

A.  Ausgaben  mit  Erläuterungen. 

Format  gi'oss  Lexikon- Oktav,  lateinische  Schrift.  Die  mit  einem  * bezeich- 
neten  Angaben  werden  auch  gebuuden  geliefert. 


Verfassungö-  und  Organisations-Gesetze. 

*Bd.  1.  Verfassung  des  Deutschen  Reiches.  Gesetz  v.  Iß.  April  1871.  Hi- 
storisch. juridisch  und  pragmatisch  dargcstellt  vou  Dr.jur.  A.  Kol- 
ler. Cuter  der  Presse.  ("Preis  für  30  — 36  Bgn.  9 — 12  Murk, 
3—4  TUlr.). 

Die  Arbeit  giebt  eine  sehr  umfassende  Entstehungs-Geschichte  der  B.-V.; 
sie  geht  zurück  bis  auf  die  Gründung  des  Deutschen  Bandes,  die  Bewegung 
von  1848.,  verbreitet  sich  eingehend  über  die  Verhandlungen  befr.  dou 
Verf.-Entwnrf  im  1.  Nordd.  Keiciislage  — Febr.  bis  April  1867  — schildert 
die  Verhandlungen  in  Versailles  vom  Nov.  1870  über  den  Beitritt  der 
siidd.  Staaten,  die  diesen  folgenden  Berathungen  des  Reichstags  und  der 
Finzeln- Landtage  unter  theilweiser  wurtlicher  Wiedergabe  der  betr.  Ver- 
handlungen und  Aktenstücke.  Von  hohem  Werthc  sind  die  Abhandlungen 
des  Verfassers  über  die  staatsrechtliche  und  allgemeine  Bedeutung  der 
einzelnen  Verfassungs-Bcstimmnngeu. 

Bd.  la.  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes.  Gesetz  vom  26.  Juli  1867. 
In  vergleichender  Zusammenstellung  mit  dem  Entwurf.  1867.  4.  Aufl. 
Geh.  0,30  Murk  — 3 Sgr. 

*Bd.  2.  Wahl-Gesetz  für  den  Deutschen  Reichstag  vom  31.  Mai  1860.  Mit 
Reglement  vom  28.  Mai  1870  und  den  späteren  Verordnung'!]. 
Aus  den  Materialien  erläutert  v.  Beutner,  König!.  Preuss.  Beg- 
Rath  a.  I).  — 2.  vcrvollsländ.  Ausgabe.  1374.  Geh.  l.io  Mark  — 
12  Sgr.,  geb.  l.so  Mark  — 18  Sgr. 

*Bd.  3.  Das  Recht  der  Deutschen  Reichs-Beamten.  Gesetz  v.  31.  März  1873. 

Ans  den  Materialien  und  der  Reichs-  und  Landes  - Gesetzgebung 
erläutert  von  Herrn.  Kanngiesscr,  Kgl.  Appell.-Gerichts-Ratb, 
Mitgl.  d.  Reichstags  n.  d.  Prenss.  Lnndt.  1874.  Geh.  9 Mark 
— 3 Tlilr.  Geb.  10, so  Mark  — S'/s  Thlr. 

Der  Herr  Verfasser,  welcher  vom  ersten  Eiuliringeu  des  Entwurfs,  1870 
an,  lebhaften  Antheil  an  dem  Zustandekommen  des  Gesetzes  nahm,  sagt  in 
der  Einleitung  zu  seiner  Arbeit  u.  A.:  „Die  Verhandlungen  des  Reichstages 
liefern  der  Auslegung  des  Gesetzes  nnr  für  eine  kleine  Zahl  vou  Para- 
graphen, welche  (Jegenstand  einer  Debatte  geworden  sind,  eine  Ausbeute. 
Die  Kommission  hatte  im  Drange  der  Zeit  einen  schriftlichen  Bericht  nicht 
erstattet,  und  ihre  Protokolle  enthalten  fast  ausnahmslos  nur  die  Anträge 
und  Beschlüsse,  nicht  aber  deren  Begründung.  Selbst  mit  Einschluss  der 
Motive  der  Regierung  ist  daher  dos  znr  Anslegung  des  vielfach  abgeänderteu 
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Gesetzes  verfügbare  urkundliche  Material  ein  sehr  beschranktes,  ein  Kom- 
mentar desselben  ein  fühlbares  Bedürfniss.  Diese  Erwägung,  in 
Verbindung  damit,  dass  der  Verfasser  an  der  Neugestaltung  des  Gesetzes 
einigen  Antheil  hatte,  bestimmten  ihn,  dem  Wunsche  des  Verlegers  zu  ent- 
sprechen, und  die  Krläuterung  des  Gesetzes  zu  übernehmen.“ 

In  den  Krläuterungen  wird  zunächst  die  Kntstehnngs-Gcschichte  der  ein- 
zelnen Paragraphen  gegeben  und  dabei  der  Gesamm t-Inh a lt  der  das 
Bcnmtonrecht  berührenden  Reichs-G  esotze  eingehend  berücksich- 
tigt. Von  den  Landes-Gesetzgebungen  ist  diejenige  Preusseus  in  grösserem 
Umfange  herangezogen  und  auf  die  der  anderen  Stauten  überall  da  Bezug 
genommen,  wo  deren  Anordnungen  den  Hinblick  in  die  Tragweite  und  den 
Zweck  der  knapp  gehaltenen  Vorschriften  des  Reichs  - Gesetzes  erleichtern. 
Die  besonderen  Bestimmungen  für  Klaass-Lothringen  sind  aus- 
führlich berücksichtigt.  — Hingehende  Erörterungen  des  Verf.  finden 
sich  namentlich  in  Bezug  auf  gesetzmiissigen  Gehorsam  und  Verantwortlich- 
keit der  Beamten.  Ein  Anhang  enthält  deu  Wortlaut  der  hingohörigen  auderen 
Reichs-Gesetze. 

Bd.  4.  Die  Kautionen  der  (Bundes-)  Reichs-Beamten,  Gesetz  v.  2.  Juni 

1669.  Nebst  den  dazu  ergangenen  Ansführnngs-Bestimmnngcn  uud 
den  beziigl.  Paragraphen  des  Gesetzes  betr. : Rechts- Verhältniss 
der  Reichs-Beamten.  Mit  Einleitung.  8.  vervollst.  Anti.  1874.  Kart. 
1,(D  Mark  — 15  Sgr. 

Die  Arbeit  bietet  neben  den  Gesetzen  die  Bundes-Präsidial-Verorduungen 
v.  29.  Juni,  16.  Juli  uud  28.  Juli  1869,  5.  Juli  1871  und  27.  Febr.  1872,  die 
Preuss.  Zirk.-Verf.  v.  10.  Febr.,  15.  April  nud  5.  Mai  1871.  und  die  spateren 
ergänzenden  Verordnungen,  sowie  diejenigen,  welche  für  Klsass- Lothringen 
ergangen  sind. 

Bd.  5.  Die  Errichtung  eines  Reichs-Eisenbahn-Amtes.  Gesetz  vom  27.  Jnni 
1873.  Erläutert  von  W.  Jungermanu,  Reg.-Rath  u.  D.  1874.  Kart, 
etwa  l.soMnrk  — 15  Sgr.  (Unter  der  Presse.) 

Die  bedeutende  Tragweite  dieses  Gesetzes  liess  es  angemessen  er- 
scheinen, einen  besonderen,  dem  Archiv  des  Deutschen  Reiches  entnommenen 
Abdruck  desselben  zn  veranstalten. 

Tit.I.  Staatsbürger-,  Heiniaths-uArmenmht,  Gewerbewesen*). 

*1.  Bd.  1.  Heimaths-  und  StaatsbUrgerrecht  des  Deutschen  Reiches.  Sammlung 

aller  bezüglichen  Gesetze  uud  Verordnungen.  Für  den  praktischen 
Gebrauch  erläutert.  1874.  Geh.  5 Mark  — l3,s  Thlr.,  gcb.  6 Mark. 
2 Thlr. 

Inhalt:  1.  Gesetz  über  Erwerbung  n.  Verlust  der  Bundes-  u.  Staats- 
Angehörigkeit;  v.  1.  Juni  1870.:  — 2.  Gesetz  wegen  Beseitigung  der  Doppel- 
besteuerung; v.  13.  Mai  1870J;  — 3.  Gesetz  über  die  Eheschlicssuug  und  die 
Beurkundung  des  Personenstandes  von  Bundes -Angehörigen  im  Auslunde;  v. 
4.  Mai  187(7. ; — 4.  Gesetz  über  die  Freizügigkeit;  v.  1.  Nov.  1867.;  — 5.  Gesetz 
über  Aufhebung  der  polizeilichen  Beschränkungen  zur  Ehcschliessung;  v. 
4.  Mai  1868.;  — 6.  Gesetz  über  Gleichberechtigung  der  Konfessionen  in  bürger- 
licher und  staatsbürgerlicher  Beziehung  v.  3.  Juli  1869.:  — 7.  Gesetz  über 


*)  Zu  diesem  Titel  gehört  aus  dem  I.  Theil  deB  Verlags- Verzeichnisses 

Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  des  Reichstages  des  Norddeutschen 
Bundes  Uber  den  Entwurf  einer  Gewerbe -Ordnung.  Besonderer  Abdruck  ans 
den  amtlichen  stenographischen  Berichten.  Mit  Genehmigung  des  Präsidiums 
veranstaltet.  1869.  8°.  fleh.  6 Mark  — 2 Thlr. 
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du»  Passwesen  v.  12.  Okthr.  1807.  — Anhang.  Dienst-Instruktion  für  Kon- 
suln. — Baierische  Gesetze  über  Heimnth,  Verehelichung  mul  Aufenthalt. 

*1.  Bd.  2.  (17.)  Das  Armenrecht  des  Deutschen  Reiches.  Reichs -Gesetz  über 
den  Unteratützoogs- Wohnsitz  v.  G.  Juni  1S70.  Aus  den  gesummten 
amtlichen  Materialien  ausführlich  erläutert.  Mit  allen  Kinfiihrnngs- 
Geeetzen  und  dem  Text  der  Ges.,  hetr.  Freizügigkeit,  Erwerb  u.  Verlust 
der  StaatB- A ngehorigkeit,  sowie  der  Gothaer  Konvention  v.  15.  Juli 
1851.  Benrb.  von  lteg.-Unth  B.  I).  Bontirer  u.  G.  Herrfurth. 
1872.  Geh.  0 Mnrk  — 2 Tlilr. : geb.  7 Mark  — 2 */s  Thlr. 

..Nat.-Ztg.“  No.  123.  v.  13.  Marz  1872.  „Die  Brauchbarkeit  der  Kort; 
kampfsclien  Ausgaben  der  Reichs-Gesetze  ist  durch  die  amtlichen  Kmpfch- 
Inngen  und  Einführungen*)  hinreichend  dargetitan.  Die  Materialien  der  Ge- 
setze sind  nirgends  so  vollständig  zusammengesetzt,  was  lür  da»  vorliegende 
Gesetz  schon  durch  den  Titel  des  Buches  erwiesen  ist.  Die  Bearbeitung  des 
reichen  Materials  wird  kaum  nach  irgend  einer  Richtung  im  Stiche  lassen  und 
das  Sachregister  ist  für  den  Gebrauch  geradezu  mustergültig  anfgcstcllt.“ 

*1.  Bd.  3.  Gewerbe-Gesetzgebung  im  Deutschen  Reiche.  Handbuch  für  den  prak- 
tischen Gebrauch.  Benrb.  v.  L.  Jacobi,  Geh.  Keg.-Rath,  Mitgl. 
des  Reichstags  u.  des  Hauses  der  Abgeordneten.  1874.  Geh.  10  Mark 

— 3'  3 Tlilr.;  geh.  11, r*  Mark  — 35  g Thlr. 

Diese  neue  Bearbeitung  der  Gewerbe -Ordnung  stellt  sich  die  Aufgabe, 
die  richtige  Anwendung  jeder  einzelnen  Vorschrift  zu  erleichtern  und  zu 
gewährleisten  durch  Nachweis  der  Knt Wickelung  aus  den  Quellen,  der  bishe- 
rigen Auslegung  und  Handhabung,  Bezugnahme  auf  gleichartige  Rechts-Ord- 
nungen, sowie  Einfügung  dessen,  was  die  Reichs-Gesetzgebung  selbst  bisher 
iu  verwandten  Gebieten  ergänzend  und  forthaueud  geschaffen  hat. 

Das  Werk  zerfällt  in  drei  Theile. 

Der  1.  Theil  bildet  dag  eigentliche  Handbuch  der  zu  behandelnden  Reichs- 
Gesetze.  Der  II.  Theil  ist  den  allgem.  Ausführuugs-  Verordn,  der  grösseren 
Einzelstaaten  gewidmet  (Königreiche,  Grossherzogthümer.  einschl.  Braun- 
schweig),  während  diejenigen  der  kleineren  .Staaten  im  I.  Theile  geeigneten 
Ortes  berücksichtigt  sind.  Oer  III.  Theil  dient  zur  Wiedergabe  der  zu  ein- 
zelnen Paragraphen  der  G.  - O.  ergangenen  Vollzugs -Bestimmungen  und 
will  der  Anwendung  im  praktischen  Leben  Vorschub  leisten  durch  Mit- 
theilung  von  Beispielen  (Formularen),  die  erfuhrungsinässig  sich  bewährt  haben. 

Das  Werk  dürfte  nach  Anlage  und  Durchführung  geeignet  befunden 
werden  als  Handbuch  für  die  Gewerbetreibenden  wie  für  die  Behörden  in  ganz 
Deutschland. 

*1.  Bd.  4.  Gewerbe-Ordnung  filr  den  Norddeutschen  Bund  (das  Deutsche  Reich) 

vom  21.  Juni  18G9.  Mit  sämmtlichcn  vom  Bundeskanzler- 
Amt  und  den  Einzelstaaten  erlassenen  Ausführungs-Verordnungen, 
Instruktionen  u.  Erläuterungen  und  einem  ausführlichen  »Sachregister. 
Aus  den  amtlichen  Materialien  ausführlich  erläutert  von  Dr.  jur. 
A.  Koller.  2.  And.  1870.  Geh.  6 Mark  — 2 Thlr.;  geb.  7j»  Mark 

— 2'/j  Thlr. 

A.  d.  Jurist.  Wochenschr.  1873.  No.  24.: ,Ieh  halte  cs  deshalb  für 

Pflicht,  unsere  Leser,  insbesondere  aus  Südd  cutscliland,  auf  dieses 
Werk  aufmerksam  zu  machen,  das  noch  lange  nicht  so  bekauut  ist,  als  es 
verdiente.  — Eine  Probe  der  Behandlnugsweiee  des  Verfassers  mag  folgendes 
Bruchstück  des  Kommentars  geben: 

Zuerst  wird  der  Text  des  Gesetzes  selbst  mitgetheilt,  und  zwar  iu  dop- 
pelter Schrift,  je  nachdem  dasselbe  nuf  dem  ursprünglichen  Entwürfe,  oder 


*)  Die  vorstehende  Bearbeitung  ist  von  vielen  Regierungen  den  Behörden 
amtlich  znr  Anschaffung  empfohlen  und  demgemäss  vielfach  eingeführt  worden 
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auf  späteren  Zusätzen  beruht.  Hieran  reihen  sich  dann  folgende  Bemerkun- 
gen . . (folgt  Abdruck  eines  §.  nebst  Erläuterungen.) 

U.  A.  hat  das  Kgl.  Württembergische  Ministerium  des  Innern  die 
Koller’sche  Gewerbe-Ordnung  amtlich  empfohlen. 

*1.  Bd.  5.  Gesetze  und  Verordnungen  betr.  den  Gast-  und  Schankwirthschafts- 

Betrieb  im  Deutschen  Reiche.  Nach  amtlichen  Quellen  liearb.  v. 
G.  Herrfurtb.  1872.  Kart.  4 Mark  — l'/s  Thlr.;  geh.  0 Murk  — 
l*/s  Thlr. 

Inkult:  1.  Theil.  Formelles  Recht:  Allgetn.  Bestimmungen  d.  Gewerbe- 
ordnung v.  21.  Juni  1869.,  Betrieb  d.  .Schankgewerbes  betr.  — Allgenb  Er- 
fordernisse. — Betrieb  d.  Gast  - Schuukwirthschaft  u.  d.  Kleinhandels  m. 
Branntwein  oder  Spiritus.  — 2.  Theil.  Formelle  Behandlung:  Verfahren  b.  Ver- 
sagung n.  Untersagung  d.  Geworbc-Betriebes.  — Verfahren  b.  Entziehung  d. 
Konzession.  — Stempelfreiheit  d.  Verhandlungen.  — Administratives  Ver- 
fahren b.  Gewerbe- Steuer- Kontraventionen.  — 8.  Theil.  Strafbestimmungen. 
— 4.  Theil.  Anhang:  Ausführung« - Gesetze.  Verordnungen  etc.  d.  einzelnen 
Bundesstaaten.  Verordnungen  etc.  betr.  gewisse  Kostbarkeiten,  von  Gast- 
uud  Schankwirtkeu  verunstaltet. 

Diese  Arbeit  ist  von  oiuer  grossen  Anzahl  der  hohen  Deutschen  Regie- 
rungen amtlich  empfohlen.  Eines  der  neueren  Urtheile  über  dieselbe  — 
Gruchot,  Beiträge,  N.  F.  IV.  8.  4.  — lautet: 

„ Hier  ist  ein  Werk  gegeben,  welches  in  klarer  und  erschöpfender 

Darstellung  die  Schank-Gesetzgebung  behandelt  und  gauz  besonders  geeignet 
ist,  Allen,  denen  Amt  n.  Beruf  die  Handhabung  dieses  Zweiges  der  Gesetzgt« 
bung  im  Dienste  des  .Staates  aulerlegt,  sowie  auch  denen  ein  bewäkrtus 
Handbuch  zu  sein,  welche  in  ihrer  bürgerlichen  Stellung  mit  den  bezüg- 
lichen Bestimmungen  sich  vertraut  zu  machen  haben.  Die  äussere  Aus- 
stattung des  Buches  ist  sehr  lobeuswerth.“ 

*1.  Bd.  G.  Der  Betrieb  der  Medizinal-  und  verwandten  Gewerbe  nach  der  Ge  - 

setzgebung  des  Deutschen  Reiches  und  Preussens.  — Mit  Be- 
nutzung des  Werkes  ,.Die  Gewerbe- Gesetzgebung  im  Deutschen 
Reiche  von  L.  Jacobi"  bearbeitet  von  einem  praktischen  Juristen. 
1874.  Geh.  etwa  2, 50  Mark  — 25  Sgr.,  geh.  3. io  Mark  — U/S  Thlr. 
(Unter  der  Presse.) 

Dies  Haudbuch  giebt  in  übersichtlichster  Form  die  Gesetze  n.  s.  w • 
welche  für  die  Gcstuttuog,  Ausübung,  Einschränkung  und  Unter- 
Sa  gung  des  Betriebes  der  Medizinal-Gewerbc : Heilkunde,  Zahn-  nnd  Thier- 
Heilkunde,  Betrieb  der  Apotheker  etc.  ergangen  sind,,  und  liefert  im  Anschluss 
daruu  die  Vorschriften  für  lleilgehülfen  und  Hebammen,  den  Handel  mit 
Giften  nnd  den  Gewerbe-Betrieb  der  Kammerjäger. 

1.  Bd.  7.  Betrieb  des  See-  und  Flussschilfer-Gewerbes  nach  der  Reichs-Gesetz- 
gebung. Mit  Benutzung  des  Werkes:  „Die  Gewerbe-Gesetzgebung 
im  Deutschen  Reiche,  von  L.  Jacobi  dargestellt.  1874.  Geh.  etwa 
1,50  Mark  — 15  Sgr.,  geb.  2, 45  Murk  — 22'/i  Sgr.  (Unter  der  Presse.) 

Tlt.  EL.  Zoll-,  Handels-  und  Keiclissteuer-Gesetzgebung. 

*11. Bd.  1.  Gesetze,  betr.  die  Besteuerung  des  Braumalzet.  Gesetz  v.  4.  Juli 

1868.,  uud  des  Branntweins,  Gesetz  v.  8.  Juli  1868.,  nebst  dem 
Vertrage,  betr.  die  Besteuerung  des  Branntweins  nnd  Biers  in 
dem  nient  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörenden  Theile  des 
Grossherzogthums  Hessen  v.  9.  April  1868..  und  den  Gesetzen 
v.  8.  Juli  1868..  betr.  die  subsidiarische  Haftung  der  Brennerei  - 
und  Brauerei-Unternehmer  fiir  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Brau- 
malz- nnd  Branntwein-Steuergesetze  durch  Verwalter,  Gewerbe- 
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Geholfen  nml  Hausgenossen.  Ans  den  Materialien  orläutert. 
1869.  Geh.  1 .90  Mark  — 12  SgT.;  gcb.  1,75  Mark  — 17%  Sgr. 

II.  Bd.  2.  Gesetz  wegen  Erhebung  der  Brausteuer.  Vom  81.  Mai  1872.  Nebst 

den  vom  Bundesruthe  erlassenen  Ausführungs-Bestimmungen.  Mit 
nnsführlicben  Erläuterungen.  — (Vorbereitet.) 

*11.  Bd.  3.  V.’echselstempel  - Steuer  im  (Nord-)Deutschen  Reiche  (Bunde).  Ge- 
setz v.  10.  .luui  1669.  Mit  Ausführungs- Verordnungen  und  einer 
übersichtlichen  Tattelle:  Tarif  zur  Wechselstempelsteuer  für 

13  Valuten  und  'Währungen. — Aus  den  Materialien  erläutert  von 
Beutner,  Königl.  Prenss.  Iteg.-Ruth  a.  I).  1870.  Geh.O.«  Mark 
— 6 Sgr.;  geh.  l,ti  Mark  — 12%  Sgr. 

Stempelsteuer  f ür  Inhaber-Papiere  mit  Prämien.  S.  u.  Tit.  I.  Bd.3. 
— Zollgesetzc  s.  in  Abtheilung  II.) 

Tit.  111.  Mass-,  Gewicht«-  u.  Münzwesen:  Ausgabe  t.  Papiergeld. 

III.  Bd.  1.  Mats-  und  Gewichts -Ordnung  für  das  Deutsche  Reich.  Gesetz 

v.  17.  August  1668.  und  Eich -Ordnung,  Gesetz  v.  16.  Juli  1869. 
Erläutert  und  für  den  praktischen  Gebrauch  bearbeitet.  2.  von 
einem  höheren  Beamten  des  Handels-Minist.  vervollständigte  Auf- 
lage. 1872.  Kart.  2,w  Mark  — 24  Sgr. 

Iuhnlt:  Muss-  und  Gewichts-Ordnung;  — Auszug  aus  dem  Gutachten 
der  Sachverständigen-Komniiesion  v.  80.  April  1861.  — Tabellen,  enthaltend 
V erhält nisszahlen  des  alten  Massen  und  Gewichts  zu  dem  neuen; — Bekannt- 
machung, betr.  Einrichtung  einer  Normal-Kichungs-Kommission  v.  16.  Febr. 
1869;  — Kich-Orduung;  — Einführung  in  ganz  Deutschland;  — Bekannt- 
machungen des  Reichskanzlers;  — Erlasse  der  Normal-Eichunga-Kouimission. 

Bd.  la.  2.  Theil.  Nachträge  zur  ersten  Auflage  von  1869..  enthaltend 

die  seit  deren  Erscheinen  erlassenen  wichtigsten  Ausführnngs- 
Hestiminungeu  zur  Mass-  und  Gewichts-  und  zur  Kich-Orduung. 
1872.  1 Mark  - 10  Sgr. 

UI.  Bd.  2.  MUnzwesen  des  Deutschen  Reiches.  Wird  enthalten  Ausprägung  von 
Reichs-GoldmUnzen.  Gesetz  v.  4.  Dezember  1871.  und  Milnz  Gesetz  v. 
9.  Juli  1673.  sowie  die  zu  erwartenden  Gesetze  über  Ausgabe  von  Bank- 
noten und  Regelung  des  Bankwesens.  Mit  Vollzugs  -Vorschriften 
und  Münzvergleichnngs-Tabellen.  (In  Vorbereitung.) 

HI.  Bd.  3.  Dio  Ausgabe  von  Banknoten  und  von  Papiergeld  und  die  Inhaboc 

Papiere  mit  Prämien.  Gesetze  v.  27.  März  und  16.  Juui  1870.  und 
vom  8.  Juni  1871.  Mit  Erläuterungen  von  einem  Mitgliede  des 
Reichstages.  1872.  Kurt,  ljo  Murk  — 15  Sgr. 

„ Obgleich  diese  Gesetze  ihrem  Iuhalte  nach  unseren  Lesern  bekannt 
sind,  so  können  wir  doch  nicht  unterlassen,  ihre  Aufmerksamkeit  auf  die 
denselben  beigegebenen  werthvollen  Aumerkungen  zu  leuken,  welche 
aus  der  Feder  eines  der  hervorragendsten  Mitglieder  des  Reichs- 
tages und  einer  bekannten  Autorität  uuf  dem  Gebiete  dos  Han- 
delsrechtes stammen.“...  (Folgt  Inhalts-Angabe).  „Mit  einem  Worte, 
diese  Ausgabe  der  betr.  Reichs-Gesetze  dürfte  als  ein  die  Ma- 
terie  erschöpfender  Kommentar  für  jedeD  Finanzinnnn  unont- 
be  lirlich  sein.“  (Zeitschr.  f.  Kapital  n.  Reute.  IX.  1872.  S.  308.) 

Tit.  IV.  Allgemeine  Bestimmungen  über  Bankwesen. 

Gesetz  betr.  Ansgabe  von  Banknoten.  8.  unter  Tit.  IIL  Bd.  3. 


Reichs-Gesetze  mit  Erläuterungen. 
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Tit  V.  Erfind ungs-Patente. 

Patent -Gesetzgebung  des  I »rutschen  Reiches  s.  in  Abtheil.  2. 

Tit  VI.  Schutz  des  geistigen  Eigenthunis. 

*VI.  lid.  1.  Urheberrecht  an  Schriftwerken,  Abbildungen,  musikalischen  Kom- 
positionen and  dramatischen  Werken.  Gesetz  v.  11.  Juni  1870. 
Mit  deu  Verträgen  zum  Schutz  des  geistigen  Eigeuthums  zwischen 
Deutschland  mul  Italien,  der  Schweiz,  England,  Frankreich  und 
Belgieu.  Bearbeitet  von  I)r.  W.  Endemann,  Fror,  uud  Appell.- 
Ger.-Rath  zu  .Touu,  Mitei.  d.  Reichst.  1871.  Geh.  4,s«  Mark  — 
l1/*  Thlr.;  geb.  5, 15  Mark  — la/t  Thlr. 

Tit.  VII.  Schutz  des  See  - Handels,  der  See- Schifffahrt  und 
ihrer  Flagge:  Konsularwesen. 

VU.  Bd.  1.  Nationalität  der  Kaullahrtei  - Schilfe  und  ihre  Befugniss  zur 

Führung  der  Bundes-Flagge.  Gesetz  uud  Verordnung  vom  25.  Ok- 
tober 1867.  mit  Gesetz  vom  28.  Juni  und  Bekanntmachung  vom 
, . . 13.  November  1873.,  betr.  die  Uegistriruug  uud  Bezeichnung  der 

Kautfuhrtei  - Schiffo.  .Mit  Erläuterungen  von  Th.  Lesse,  Justiz- 
rath, Mitglied  des  Reichstags.  2.  Ausgabe.  (Vorbereitet.)  1874. 
Kart.  etwa  1 Mark  — 10  ijgr. 

*VIl.Bd.  2.  Konsular-Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches.  Bearbeitet  von  Prof. 

I)r.  Hanoi.  Mitglied  des  Reichstags  uud  des  Hauses  der  Abge- 
ordneten. 1874.  Geh.  etwa  3 Mark  — 1 Thlr.;  geb.  4 Mark  — 
IV»  Thlr.  (Unter  der  Presse.) 

Inhnlt:  Einleitung.  — Gesetz  betr.  Organisation  von  Bandes-Konsulaten 
uud  Amtsrechtu  und  Pflichten  der  Bundes- Konsuln,  vom  8.  November  1867. 
— Allgemeine  Bienst -Instruktion  lur  die  Konsuln  des  Deutschen  Reiches 
nebst  Ergänzungen  dazu.  — Gesetz  betr.  Gebühren  uud  Kosten  bei  den  Kon- 
sulaten vom  1.  Juli  1872,  mit  Gebührentarif.  — Gesetz  betr.  Gerichtsbarkeit 
der  Konsuln  vom  29.  Juni  1865.  Gesetze  betr.  Nationalität  etc.  and  betr. 
Registriruug  der  Kauffahrteischiffe.  .Seemanns-Ordnung. 

Tit.  VUI.  Eisenbahnwesen,  Herstellung  von  Land-  und 
Wasserstrassen. 

“VIII.  Bd.  1.  Betriebs-Reglement  IDr  die  Eisenbahnen  Deutschlands.  Bekannt- 
machungen vom  10.  Juui  1870.  und  22.  Dezember  1871.  Erläutert 
von  Theodor  Levin.  Direkt.-Sekr.  d.  Lcipz.-DreBd.  Eiseub.,  Kgl. 
Prenss.  Trib.-Reler.  a.  D.  1872.  Kurt.  2.»  Mark  — 25  Sgr.;  geh. 
3jo  Mark  — l'/o  Thlr. 

Die  täglich  sieh  mehrenden  Klagen  des  Publikums  gegen  dio  Eisenbahnen 
finden  znm  Theil  in  den  ungerechten  nud  gesetzlich  ment  zu  begründenden 
Forderungen  desselben,  zum  weit  grossem  Theile  ober  auch  in  einer,  Un- 
kenntnis und  dem  maugelhaften  Versländniss  des  Reglements  entspringenden, 
Unterschätzung  seiner  Rechte  Voraidussung.  Die  gegenwärtige  Arbeit  ist 
bemüht,  zur  Gleichgestnltnng  der  bezüglichen  Verwaltungs- Grundsätze  auf 
Seiten  der  Eisenbahnen  in  eben  demselben  Masse,  wie  zur  Aufklärung  des 
Publikums  über  dessen  Befugnisse  — uud  dadurch  zum  bessern  Einvernehmen 
zwischen  beiden  Theilen  beizutrageu. 

Eine  grosse  Anzahl  von  Bahn  - Verwaltiiugeu  hat  diese  Bearbeitung  für 
den  amtlichen  Gebrauch  eiu<reführt. 

(Ges.  betr.ErriehtnugeinesReichs-Eisenbahu-Amte98.u.Verf.-ii.Org.-Ge8.Bd.5.) 
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Tit.  IX.  lliiinonliindischor  Flösserel-  mul  Schifffahrts-Betrieb, 
Fluss-  und  Wasser-Zölle. 

Gesetze  von  allgemeiner  Bedeutung  z.  Z.  nicht  ergangen. 

Tit.  X.  l»ost-  und  Telegraphenwesen. 

(Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  Uber  Postwesen.  — Gesetzgebung  etc. 

b'etr.  Telegraphenwesen.  Vorbereitet.) 

Tit.  XI.  Gewährung  von  Rechtshilfe. 

«XI.Bd.l.  Gewährung  der  Rechtshilfe.  Gesetz  v.  21.  Juni  1869.  (Mit  abge- 
druckt: Gesetz  betr.  Beschlagnahme  des  Arbeit»-  und  Dienstlohnes 
vom  gleichen  Tuge.)  Aus  den  Materialien  erläutert  v.  Bentner, 
Konigl.  Prcuss.  Reg.-Rath.  a.  D.  1870.  Geh.  0,7sMurk  — 7t  Sgr.; 
gcb.  l.ai  Mark  — 15  Sgr. 

Tit.  XII.  Beglaubigung  öffentlicher  Urkunden. 

(Notariats-Ordnung,  noch  nicht  ergangen.)  r '-  r'.l  . 

Tit.  XIII.  Obligationen-,  Straf-,  Handels-  und  Wechselrecht; 
gerichtliches  Verfahren. 

Subsidiarische  Haftung  des  Brauerei-Unternehmers  etc.  und  desgl.  des 

Brcuuerei- Unternehmers  für  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Brau- 
mulz-  und  Bräunt wuiu-Stouergesetzo  durch  Verw  alter  etc.  vgl.  unter 
Titol  11.  Bd.  1.  dieser  Abtheiluug. 

Beschlagnahme  des  Arbcits-  und  Dienstlohnes.  Gesetz  v.  21.  Juni 

1869.  S.  obuu  unter  Titel  XI.  Bd.  1.  <1.  Abthl. 

'"Gesetz,  betr.  Aufhebung  der  Schuldhaft;  v.  29.  Mai  18G9.  Von  Jnstiz- 

rath  I.esse.  Mitgl.  d.  lleichstags.  Geh.  l.ssMU.  — 12J  Sgr.,  geb. 
I75.  Mk.  — 17's  Sgr. 

*X11I. Bd.  1.  Privatrechtliche  Stellung  der  Erwerbs-  und  Wirlhschalts  - Genossen- 
schaften. Gesetz  v.  4.  Juli  1868.  Aus  den  Materialien  erläutert 
von  einem  praktischen  Juristen.  1869.  Geh.  0,«  Mark  — 7J  Sgr., 
geb.  l,ao  Mark  — 15  Sgr. 

"XIII.  Bd. 2.  Errichtung  eines  obersten  Gerichtshofes  fUr  Handelssachen.  Gesetz 

v.  12.  Juni  1809.  Mit  Instruktion  betr.  Gebtihrou.  1869.  Geh. 
O.60  Mark  — 6 Sgr.,  geb.  l,»j  Mark  — 12 j Sgr. 

"XIII. Bd. 3.  Einführung  der  Allgemeinen1  Deutschen  Wechsel-Ordnung,  der  Nürn- 
berger Wechsel- Novellen  und  des  Deutschen  Handelsgesetzbuches 
als  Buudea-Gesetze.  Gesetz  v.  5.  Juni  1869.  Mit  Erläuternngta 
zum  Einführungs-Gesetz  von  l)r.  jur.  A.  Kuller,  Mit  dem  Wort- 
laut der  Allgemeinen  Deutschen  Wechsel-Ordnung,  der  Nürnberger 
Novellen,  des  Handels-Gesetzbuchs  ergänzt  durch  das  Gesetz  vom 
11.  Juni  1870  über  Aktion-Gesellschaften  etc.  etc.  der  Seemanus- 
Ordmiug  vom  27.  Dezember  1873,  den  Einführung»  - Gesetzen  der 
Eiuzelstuatcn,  ihm  besonderen  Bestimmungen  für  Elsnss-LothriogeQ 
und  den  Entscheidungen  des  Reichs-ÜberunndcIs-GorickU.  2.  ver- 
vollständigte Ausgabe.  1874.  Geb.  4 Mark  — l’  a Tblr.;  geb. 
5 Mark  — 1*/»  Thlr. 

Um  möglichen  Missdentungon  vorziibeugcn.  wird  ausdrücklich  hervorge- 
hobeu,  dass  dieser  Band  Erläuterungen  nnr  zu  dem  Einführungs-Gesetz  ent- 
hält. — Im  Uebrigen  zeichnet  sich  derselbe  aus  durch  sorgfältige  Zusammen- 
stellung aller  bezüglichen  ergänzenden  Gesetze,  sowie  einer  nach  den  Ar- 
tikeln des  Handels-Gesetzbuchs,  der  Wechsel-Ordnung  und  des  Aktion-Qe- 
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setzes  geordneten  Sammlung  der  Kutscheidnngen  des  Oberliundels-Gerichta 
und  der  für  Klauss-Lothringen  noch  geltenden  Bestimmungen  des  Code  Napoleon. 
*XIll.Bd.4.  Die  Kommandit-Gesellschaflen  aul  Aktien  und  die  Aktien-Gesellschaften. 

Gesetz  vom  11.  Juni  1870.  Erläutert  von  Prof.  Dr.  W.  Kude- 
rn ann,  Ober-Appell.-Ger.-Rnth,  Mitglied  des  Reichstags.  1870. 
Geh.  l.as  Mark  — 12‘/s  Sgr.;  geh.  2 Mark  — 20  Sgr. 

.fliese  der  Feder  eines  der  hervorragendsten  Mitglieder  des  Reichstages  und 
anerkannten  Autorität  auf  dom  Gebiete  des  Handelsrechts  entstammende 
Arbeit  wird  besonderer  Beachtung  empfohlen.“  (Zschr.  f.  Rechtspfl.  XX.  4.) 

Inhaber-Papiere  mit  Prämien.  Ges.  v.8.  Juni  1871.  vgl.  u.Tit.IILBd.'3. 

XIII. Rd.5.  Verbindlichkeit  zum  Schadenersätze  für  die  bei  dem  Betriebe  von  Berg- 

werken, Eisenbahnen,  Fabriken  u.  s.  w.  vnrgokommenon  Tödtungcn 
und  Körper-Verletzungen.  Gesetz  vom  7.  Juni  1871.  Ausführlich 
erläutert  von  L.Jacobi,  Geh.  Reg.-Ratli,  Mitglied  des  Reichstags  u. 
d.  Iluuses  der  Abgeordneten.  1874.  Kart.  1 so  Mark  — 15  Sgr. 

»XIH.Bd.6.  (15.)  Strafgesetzbuch  lUr  das  Deutsche  Reich.  Vom  15.  Mai  1871. 

Guter  Benutzung  der  amtlichen  Materialien,  der  Verhandlungen 
des  Reichstags  und  der  Reichstags  - Kommissionen,  sowie  ttuter 
Vergleichung  mit  den  bisherigen  Partikular  - Rechten.  Bearbeitet 
von  Dr.  Friedrich  Meyer,  Justizrath  zu  Thorn,  Mitglied  des 
Reichstags.  2.  Ausgabe.  1871.  Geh.  G Mark  — 2 Thlr.;  geb. 
7 Mark  — 2Vs  Thlr. 

Nat.-Ztg.  200.  vom  5.  Mai  1870.  „Wir  können  heute  konstntireu,  dass 
eine  in  jeder  Weise  ompfehlenswerthe,  mit  grossem  Fleisse  und  besonderer 
Klarheit  dnrehgeführte  Arbeit  vorliegt.  Es  ist  bekuunt,  welchen  Autheil  der 
Verf.  als  Mitglied  des  Reichstags  gerade  an  den  Bestimmungen  des  neuem 
Gesetzbuches  hat,  welche  den  grossen  politischen  Fortschritt  desselben 
gegen  den  bisherigen  Zustand  des  Strafrechts  in  Deutschland,  und  nament- 
lich in  Prenssen  darstelleu.  Gerade  die  Interpretation  dieser  Materien  (der 
eigentlich  politischen  Vergehen  und  Verbrechen)  bildet  denn  auch  einen  be- 
sonders werthvollen  Theil  der  Arbeit.  Der  Verf.  vertritt  liier  überall  mit  ebenso 
grosser  Entschiedenheit  als  Klarheit  die  Forderungen  des  verfassungsmässigen 
Rechtsstaates  gegenüber  einer  geistlosen,  sich  an  den  Buchstaben  hüllenden 
Jurisprudenz,  wie  sie  leider  im  Pr.  Ob.  Tr.  eine  Zeit  lang  ihre  Stätte  ge- 
funden hatte.  Diese  Emanzipation  von  der  bisherigen  spezifisch  Pr.  Jnris- 
prudenz,  wo  die  Anlehnung  an  letztere  nicht  darum  am  Platze  ist,  weil  das 
neue  Gesetzbuch  unmittelbar  sich  au  das  alte  Preussische  augcschlosseu  hat, 
nnd  die  volle  Berücksichtigung  der  Deutschen  Gesetzgebungen,  insbeson- 
dere auch  der  Süddeutschen,  stellen  die  Meyer'schc  Arbeit  auf  den 
rechten  Boden.  Der  Verf.  hebt  sehr  klar  hervor,  wie  nur  dadurch  verhütet 
werden  kann,  dass  uns  der  Gewinn  der  Strarreclitseiuheit  nicht  wieder  ver- 
loren gehe.“ 

Tit.  XlV.  Militnirwescn  des  Reiches  und  Kriegs-Marine. 

Nach  bevorstehendem  Erlass  eines  ReicliB-MiHtnir-Gesotzes  und  einer 
MUitair  - Strafprozess  - Ordnung  wird  diese  Gruppe  ausser  dom  bereits  er- 
schienenen Bd.  3.  ThL  1.  folgende  Gesetze  umfassen: 

XI  V.Bd.l.  Gesetze,  betr.  Organisation  der  Deutschen  Land-  und  Seemacht. 

XIV.  Bd.2. Verwaltungs-Gesetze  fUr  die  Deutsche  Land-  und  Seemacht. 

XJV.Bd.3.  Theil  I.  Quartierleistung  IDr  die  bewaflnete  Macht  wahrend  des 

Friedenszustandes.  Aus  den  Materialien  erläutert.  1869.  Geh. 
1.50  Mark  — 15  Sgr.;  geb.  2,is  Mark  — 22 J Sgr. 
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Inhalt:  Gesetz  v.25.  Juni  1868.  — Regulativ  für  die  Quart ierhedürfnisse 
der  bewaffneten  Macht.  — Servis-Tarif.  — Klassen-Kintheilung  der  Orte.  — 
Instruktion  v.  31.  Dezember  1808. 

XIY.ßd.4.  TheillL  Gesetz  Uber  die  Kriegsleistungen.  Vom  13.  Jnni  1873. 

Bearb.  von  einem  Mitgliede  des  Reichstages.  (In  Vorbereitung.) 
XIV.Bd.5.  Beschränkung  des  Grundeigenthums  In  der  Umgebung  von  Festungen. 

Gesetz  v.  21.  Dezember  1871.  (Vorbereitet.) 

XIV.  Bd.6.  Militair-Strafgesetzgebung. 

Inhalt:  Milituir-Strnfgesetzbuch  v.  20.  Juni  1872.  — Kriegs- Artikel  und 
Diszipliuur-Strafordnungen  für  Heer  und  Marine  'vom  31.  Oktober  und  bezw. 
23.  November  1872.  — Verordnungen  über  Ehrengerichte.  — Bestimmungen 
betr.  Vollzug  der  Freiheitsstrafen  etc.  (Vorbereitet.) 

XIV. Bd.7.  Militair  Strafgerichts  Ordnung. 

XIV.  Bd.8.Pensionirung  und  Versorgung  der  Militair-Personen,  des  Reichsheeres 
und  der  Kaiserlichen  Marine,  sowie  die  Bewilligungen  für  die  Hinter- 
bliebenen solcher  Personen.  Gesetz  v.  27.  Juni  1871.  Mit  allen 

dazu  ergangenen  Vollzugs-Bestimmungen  und  den  alteren  in  Kraft 
gebliebenen  Vorschriften.  (Vorbereitet.) 

Tit.  XY.  Mnssregeln  der  Mrdbtiuul-  und  Yetorinair-Polizei. 

Massregeln  zur  Verhütung  der  Rinderpest.  Gesetz  v.  7.  April  1869 

mit  der  revidirten  Instruktion  v.  9.  Juui  1S73.,  durch  Anmerkunno 
erläutert  von  Ger  lach,  Geh.  Med.-Ruth.  l*rof.  u.  Dir.  der  Thier- 
arznei-Schule  zu  Berlin.  2.  Ausg.  1874.  Kart,  lg«  Mark  — 15  Sgr. 

Tit  XVI.  Presse  und  Vereinswesen. 

Zn  diesem  Titel  seien  folgendo  materiell  hinzugehörende . sonst  der  Ab- 
theilung-Verbandlungen  des  Reichstags  etc.  unterstellte  AVcrke  erwähnt: 

Für  und  wider  die  Jesuiten.  Th.  1.  Stenogr.  Berichte  etc.  über 
Besetzung  des  ltotschaftorpoBtens  in  Rom  und  die 
Petitionen  für  und  wider  die  Jesuiten.  Gr.  8.  I45  Mk.  — 12)  Sgr. 
Th.  II.  K om  miseionsber.,  betr.  Petitionen  für  und  wider 
ein  a Ugemeines  Verbot  des  Jesuitenordens  in  Deutsch- 
land. Erstattet  von  Prof.  Dr.  Gneist.  Gr.  8.  l.ss  Mk.  — 12)  Sgr. 
Th.  HI.  Stenogr.  Bericht  etc.  über  den  Gesetzentwurf  betr.  Be- 
schränkung des  Anfcntlialtsrechts  der  Mitglieder  de« 
Ordens  der  Gesellschaft  Jesu  im  Den t sehen  Reiche.  Mit 
Actenstiicken.  Gr.  S.  3 Mark  — 1 Thlr. 


B.  IcjMirtgnlicii  mit  Wiimcrfitngcii. 

Jotmat,  roenn  nidjt  anbrrü  angegeben,  flcin  Cftao:  Xeutfdje  Sdfrift. 

Dcrfaffiings-  uni  ©rgonifotionB  - (Bffrtjr. 

(1.)  Ucrfnffmtg  bes  llorbbrntfriirn  {luuhrs.  @e|.  n.  24.  3uni  81G7. 

mit  SJerorbnung,  betr.  ben  3>ienfteib  brr  unmittelbaren  3unbfe=8eamten 
nsm  3.  Sejember  1867.  12".  — 1868.  0.»  'lHart  — 2 Sgr. 

Ditfclbr,  mit  Uecirag  hrtr.  Jortbaucr  bro  jollutrrino  n.  8.  3uli 

1867.  12®.  1871.  geh.  0,*,  ®ar(:  — 2)  Sgr. 

1.  UerfnlTmig  bes  Beutfdjeit  Htidjrs.  ©ef.  n.  16.  jtpril  1871.  Unter 
Serüdfubttgung  ber  SünbmfnCrrträge,  ber  3tei$b*@ejebgebung  unb  bet 
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für  Glfafs-Sothringen  ergangenen  ©efe$e  bearbeitet  non  ö.  Biefler, 
©eh-  erpeb.  Setretär  im  Reichofanjler  * Simte.  — 2.  Slufl.  1874. 

l,zs  Mart  — 12J  Sgr. 

lu.  Urrfafliing  brs  Ocntfrfjen  Weid) es  p.  10.  Slpril  1871.  3!eb(l  ben  mit 
Baben,  Süiirttemberg  unb  Baiern  abgefchloffenen  Berträgen,  ben  bejüg- 
licken  6<t)lufe='tirototoUen  unb  bem  ©cf.  betr.  bie  Bereinigung  non 
Glfafs  unb  Lothringen  mit  bem  Seutidjcn  Reithe.  Mit  Sacf)rcgiflcr. 
9.  Slufl.  1871.  ©eh-  0,50  Mart  — 6 Sgr. 
lb.  (41.)  iriebenssBertrag  jroifchen  bem  25eutfd)en  Reiche  unbgranf» 
reid)  nam  10.  Mai  187t.  Mit  bem  Bräliminar=grieben  uub  ben  Sdjlufi- 
Brotofollen  (Deutjth  u.  granjöfifd)),  nebfl  ©efej,  betr.  Bereinigung 
non  Glfafe  unb  Lothringen  mit  betn  QDeutfchen  Reiche,  00m 
9.  3uni  1871.  1871.  ©eh-  0,oo  Mart  — 6 Sgr. 


lc.  (27.)  U)al)l-Oefrh  für  ben  Ocutfdien  Ueidjptag  oom  31.  Mai  1809. 
Mit  allen  baju  ergangenen  Reglements  unb  ben  Beftintmungen  für  bie 
Sübb.  -Staaten  unb  Glfafe  > Lothringen.  7.  Stuft.  1874.  ©eh- 
0,75  Mar!  — 7*  Sgr. 

— Mit  Reglement  oom  23.  Mai  1870.  4.—0.  Stuft.  12°.  ©eh- 

0,50  Matt  — 5 Sgr. 

gC  Obige  Rusgabe  mit  Reglements  ift  oon  pcrfchiebenen  h°htn 
Regierungen  amtlith  eingeführt.  'VQ 
2.  Oir  ilcri|ta-Urrl|nitiiilTe  ber  neidjs-ticamten.  ©efefc  nora  81.  Märj 
1873.  Mit  ben  ©efeben  betr.  bie  Kautionen  ber  Reidjs-Beamten  oom 
2. Juni  1869.,  bie  SeroiUigung  oon  S9ohnungsgelb=3uf<hüffen oom  27.  Juni 
1873.  £>urd>  Rnmerfuitgen  erläutert  ooti  0.  Ärciherr  oon  li?  ■ 
Reulirth,  Jtönigl.  Lan'brath,  Mitgl.  bes  RcuhstagS.  1873.  ©eh- 
2 Mart  — 20  Sgr. ; tart.  2,r,  Mart  — 22J  Sgr. ; geb.  2,75  Mart  — 
27 1 Sgr. 

„Sie  Rrbeit  oerfolgt  einen  rein  prattifdjen  $n>td : fie  inill  insbefonbere  bie 
aus  bem  Breuftifchen  Staats-  in  ben  Xeutfdjen  Reid)sbicnjl  iibergetretenen  Be» 
amten  in  möglithft  hanblither  unb  überfiihtlid)er  ©eftalt  in  bie  roefentlich  oeränbertc 
Rechtslage  einführen.  Gs  ift  baher  in  fuappfter  gorm  btto  Söejcntiitht  auch  auS 
ben  hi«  in  Betracht  fommenbeu  anbertoeiteu  ©ejejen  uub  SJorfchriften  gegeben  ; 
bagegen  hat  bie  Jtritit  nur  in  forocit  Raum  gefunben,  alu  es  fid)  um  bie  SluSle« 
gung  einer  ober  ber  anberen  Borfehrift  hsnbelt.  Gbeufo  finb  bie  Materialien 
bcS  Reid)S-Beamten«@ejeheS  nicht  in  ihrer  Bollftänbigfeit,  fonbem  nur  ba  roieber» 
gegeben,  100  fte  jur  Klarftellung  bes  Sinnes  nicht  entbehrt  roerben  rannen.  2)ie 
einfdhlagertbc  Breufi.  ©ejehgebung  euölich  mar  in  --miefather  Bejahung  ju  bereit!» 
fichtigen,  es  maren  bie  Bcrünberuugen  barjuthun  unb  biejenigen  ©efetje  tc.  anju» 
führen,  bie  neben  bem  Reichs-Gcfef  Geltung  behalten  haben.  Rio  Stnhang  finb  b« 
SoUftänbigteit  megen  bie  im  Xitel  genannten  ©ejefe  beigefügt." 

S.  Dir  Hautionin  btt  Ueid)s-(ßmibcs-)ßcamten.  ©efe|  oom  2.  Juni 
1869  unb  Btrorbnung,  fcetr.  Kautionen  ber  bei  ben  Sertoaltungen  bcö 
Boft-,  Telegraphen’  unb  Sltchungotoefeitä  angeftelltcn  Beamten,  oom 
29.  Juni  1869;  Betorbnungen,  betr.  Ginführung  ber-  in  Brtu£en  gel» 
tettben  Borfehriften  über  bie  öeranjiehung  ber  Militairperfonen  ju 
Kommunal  - Ruflagen  im  ganjen  Bunbesgebiet  o.  22.  Iietcmber  1863. 
unb  o.  23.  September  1809.  1869.  12*.  0,»  Mar!  — 2 Sgr. 


3?itel  I.  $cimatl}3*  unb  Stantgbürflerredjt,  «cuierbt  ©eff&fjebunß. 


Tit.  I.  1.  Qcimatl)- tßcfcljc  bis  Deutfd)tn  Reiches.  Mit  RDegaten.  2.  Ruft, 

1870.  ©eh.  0,75  Mart  — 7J  Sgr. 

Jnhalt;  ©efefce,  6etr.  Grroerb  unb  S erlujl  ber  BimbeS»  unb  Staats-Slugehorig» 
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Iett  n.  1.  Jtuni  1870.,  (fret}&atglcU  o.  1.  Slonember  1867.,  Unterflütungäiuohnfifc 
».  6.  Juni  1870..  »efcitigung  ber  tDoppelbefieuerung  v.  18.  Kai  1870.,  Aufhebung 
ber  polijeilidicn  SJefchränfung  brr  Gfjefehliefcung  p.  4.  Wai  1868.,  SBeurtunbung  bei 
iperfonenflanbea  ».  Hunbeo.Singehortgtn  im  Stiislanbe  o.  4.  Wai  1670.,  0leid)berecb« 
tigung  brr  Äonfejfionen  in  bürgcrlidjer  unb  flaatsbüraerlidjrr  ikjithung  o.  3.  3ul« 

1869.,  ^afenitirn  n.  12.  Cttobcr  1867.,  StaalCangcbörigtcitfl-iGertrag  t>.  22.  Jvtbruar 
1868.  unb  8lu6licferungS«SBertrag  p.  16.  3uni  1802.  mit  brn  bereinigten  Staaten 
pon  9torb«StmeriIa. 

I.  lu.  Untrag  }iuifd)rn  beut  Uorbbcutfdjcn  ßuub  unb  btm  Oeutfdien 

SHeidjc  unb  bcn  bereinigten  Staaten  non  9iorb>3tmcrita,  bctr.  Staats« 
angetiörigteit  Gimoanbernber  p.  22.  Februar  1868.,  ncbft  Vertrag,  brtr. 
Sluolicfcrung  flüchtiger  berbrccher  n.  16.  3lin'  1862.  ©efefce  brtr.  Stuf» 
heluing  bet  politeiltdjen  Seichtäntimgen  bcr  Ghefd>liefiung  n.  4.  Wai 

1868.,  ©.eitbbercchtigiing  bcr  Konfeffionen  in  bürgerlicher  unb  ftaats« 
bürgerlicher  bejichung  n.  3.  3uti  1869.,  befchlagnahme  bes  arbeite« 
unb  2)icnftloljnto  p.  21.  3uni  1869.  1869.  ®ef).  0,t«  Warf  — 2 Sgr. 

St  bi  riidc  bcr  ®ef.  brtr.  ^reitiigigfeit  fietje  nod)  u.  Zit.  XIV.  9fr.  61*. 
brtr.  fßafttpcfen  unter  9?r.  VII.  2. 

I.  2.  Meidis  ©rfrh  iibrr  brn  llutrr|iiiljungs-lUol)iillb  n.  6.  3uni  1870.  mit 

bem  Zireufj.  2tnofilbrung$«©eteb  n.  8.  War»  1871.  unb  bcr  3nftru(tioa 
be-5  Winifterä  bca  3nncrtt  u.  10.  Slpril  1871.  1871.  ©eh.  O.rr.  Warf 

- 7j[  Sgr. 

Urrpfliditung  Ccutfdirr  ünufTul>rtrifd)iffe  }ur  illihmljtnt  l)ilf>« 

bebiirftiger  Seeleute,  ©efefc  o.  27.  Scjcmbcr  1872..  fielje  bei  Seemanns« 
Drin.  Zit.  XIII.  $ft.  10. 

I.  8.  Sctrirb  ber  firljr nbrii  (ßriutrbe  (9lotbgeroerbe«®efeb).  Wit  Grlfiufe« 

rungen  p.  einem  (.oberen  '-Beamten  bes  ^anbeli-WinifleriumS.  3.  Stuft. 
12».  ©et).  0,i»  Wart  — 6 Sgr. 

3nbalt:  ©eiet;  d.  8.  3uli  1868.  3nftruttion  beS  bmift.  »anbetS« Winiflers 
baju  p.  24.  3uni  1868.  anbang,  bie  in  Kraft  gebliebenen  ffleftimmungen  ber  n>i<b» 
tigften  früheren  ©efefe  unb  berorbnungen  ^Ireuf.eno:  a.  ®eroerbe-Drbn.  u.  17.  3an. 

1845.,  b.  äerorbnung  n.  9.  3ebruar  1849.,  c.  ©rieb  »•  15-  Wai  1864. 

Zieiett  fehv  forgfältig  bearbeitete  $eft<ben  uerbieitt  noch  beute,  ungeachtet 
ber  Siegelung  bca  ©etoerbetoefenS  burch  ®ejet>  u.  21.  3uni  1869.,  alle  bcachtung 
megen  ber  ;ahlrcichcn  bariit  enthaltenen  borf  driften  beS  burch  genanntes  Steigs - 
©eje?  nicht  aufgehobenen  flreufiii^cn  Siedls. 

I.  4.  (ßcrottbc  - (l'rbnung  für  bas  öcutfdie  Heid)  (ben  Siorbb.  »unbf 
p.  21.  3ttni  1869.  Wit  ben  f!reu6ijd)en  Slmoeiiungen  ?ur  Ülusführutig 
berfelben,  ben  Sefanntmcchungen  bes  i'unbeotanüers,  betr.  Prüfung  bet 
Slerjte,  ^ahnärjte,  Zhierärtte  unb  Slnotheter,  ber  Secfc$iffer  unb  See« 
fteuerleute  auf  Zeutjcheu  Kauffaljrtcifcbiffen  unb  einer  Ueberfnht  ber 
älteren,  für  brcuj;en  in  Kraft  gebliebenen  gciefjlithen  beftintmungen. 
®r.  80  unb  12«.  12.  Stuft.  1870.  1 Warf  — 10  Sgr. 

I.  4a.  Clcinerbt  -(Orbnuitq.  Siur  Zejt  14.  'Ilufl.  ©r.  8°  u.  12°.  0,»  Warf 

— 6 Sgr. 

I.  6a.  Oeltanntmad)uug , brtr.  Prüfung  ber  Seefdtiffer  unb  äerfirnrr- 
lente  auf  Seutfchen  Kauffahrtcifdiiffen.  bout  25.  Septbr.  1889.  Wit 
bcr  8efonntmad)ung  pont  30.  SRai  1870.,  Hnotbnung  über  bah  firiifimgs« 
18 erfahren  unb  bie'  3ufammcnje|jung  ber  fSrüfungo.Kommiffionen  betr. 
1870.  3.  Stuft.  1870.  ©eh.  gr.  Ü”.  0,co  Warf  — 6 Sgr. 

I.  6.  ßthanutumdiuitg,  brtr.  Prüfung  brr  Acr}tr,  3nhnnr}te,  Gljict- 
är}te  unb  Xpolt)cher.  bom  25. Septbr.  1869.  ©eh.  8®.  1870,  2.  Stuft 
1870.  0,2.-,  Wart  — 2%  Sgr. 
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1.7.  — 1.9.  ©efebe  ic.  für  beftimmte  fllaffen  ton  ©eroerbetreibenben ; in  ©orbereitg. 

*1.  10.  Anlage,  firtrirb  nnb  tirauflirfitigung  non  OampfkelTclu,  nadf  btr 

©efebgebung  bes  Deutfchen  Aeidjeb  unb  btr  (Sinjelnftaaten. 
38it  3 Äitrfertafeln.  S.  oönig  umgearbeitett  unb  erbeblid)  rermefjrte 
Auflage.  1874.  ©tb.  ettoa  4 SRnif  — l‘/s  Iljlr.,  geb.  5 Start  — l*/s  Itjlr. 
(Unter  ber  treffe,  i 

Die  britte  natb  allen  Seiten  bin  oeroollflänbigte  Auflage  banbeit  uon  ber 
.ftonjeffionspflicbt,  bem  Verfahren  für  ©tlncbe  uni  ©entbmigung, 
beten  Grtbeilung  ober  ©erfagung,  ber  Aufteilung,  Anlage  unb  bem 
©etrieb  ton  Dantpfleffeln,  ben  fträfrecbtliebeg.  folgen  ber  Aujteracbt« 
laffung  btr  betr.  gefebltchen  ©orfebriften,  unb  ber  Haftpflicht  ber  Unter« 
neljmer.  Sieben  ber  Seid)  S = ©efebpebung  b“&en  inöbefonbere  bie  bejüg« 
litben  ©eftimmungen  für  ©reufien,  Saebfcn,  ©aicrn,  Württemberg,  ©oben, 
Clbenburg,  Darmftabt,  Weimar,  beibe  Bf  ed  lenburg  unb  ©raun« 
febtocig  eingebenb  ©erüetftcbtigung  gefunben,  roäfjvenb  ton  ben  übrigen  rnrtilular« 
rechtlichen  Anorbnungen  eine  allgemeine  Hcberfidjt  gegeben  ift.  Dutd)  ©eigaben, 
wie:  ©eiebreibung  unb  bilblicbe  Darftellung  ber  amtlichen  Rontrol« 
SRanometer,  — Darftellung  beö  Weienä  unb  ber  Wirfiamfeit  ber 
Dampf  leifel  < Uebertoacbungä  « ©creine.  — Slcrmatip  ■ ©eftimmungen 
für  DampfleffehUtbtrroacbunga  «©ertine,  — ©orfebriften  für  Heftel« 
Wärter,  — gormulare  ;um  Damuffeffel  * SleoifionSbud),  tu  Jloit« 
}effionö  = ©efud)tn, — Sctifioni»©tfunben  je.  roirb  ber  Werth  beS  Wcrfed 
erheblich  erhöbt  fein.  — Die  früheren  Auflagen  waren  nielfacb  amtlich 
eingeführt. 

10 n.  ilrhauntmacbung  brs  tiricbol'.anilrra , betreffenb  allgemeine 
polijeilicbe  ©eftimmungen  über  bie  Anlegung  ton  Dampf« 
ftffcln.  »cm  29.  S«ai  1871.  1871.  0,jj  Warf  — 2\  Sgr. 

*1.  11.  «falirih-Olrrthgebung  brs  Drutfchrn  Reicher.  uuh  btr  fiujelllnnten. 
ftanbbucb  für  beu  pvatlifehen  ©ebrauch  ton  Beamten,  Arbeitgebern  unb 
Arbeitnehmern,  bearbeitet  oon  2.  3“cobi,  ©eh-  Aegierung4«Sath,  Blit« 
glich  bes  Steidjstagcs  unb  beo  Hauie«  ber  Abgeorbneten.  1873.  4 Dfarl 

— l»/s  Dhlr.,  geb.  5 «Hart  — l‘/s  Jblr. 

Die  ©runblage  btefer  ebenfo  forgfältigen,  wie  natf)  ihrem  3n>ccfe  erfeböpfenben 
Datfteüung  bilben  bie  bejüglichen  ©eftimmungen  btr  Deutfchen  ©eiocrbe«Drb> 
nuitg  über  Anlage  unb  ©etrieb  oon  gabrifen,  Keehtöoerhältniffe  ber 
Arbeitgeber  unb  Arbeitnehmer,  Jtoa!ition4  = greibeit,  ergänjt  bureb 
bie  einfcblagcnben  Sleiehs ■ ©efebe  über  £obn«Arreft,  Haftpflicht, 
©enoffenfebaf ten,  Strafrecht,  fowie  bie  ©eftimmungen  über  ©atentraefen 
u.  f.  ro.  Die  betreffenben  lanbesreebtlicbcn  ©orfebriften  ber  gröberen  Ginjel« 
ftaaten:  ©reuten,  Sacbfen,  ©aiern,  Württemberg  unb  ©oben  bo6cn  in 
eingehenber  Weife  ©erüdfiebtigung  gefunben. 

1.  12.  llrditc  unb  flfliditru  gewerblicher  Arüritcr.  Aach  ber  ©efebgebung 
bta  Deutfchen  Jteicbcö  unb  ber  Ginjelftaatcn  für  Arbeitgeber  unb  'Arbeit« 
nehmer bargefteltt  ton  2.  gacobi,  ©eh-  Stegierungä-Siatb,  Bfitglieb  be<S 
SieicbMagcö.  1873.  3.  Slufl.  ©elf.  O.ao  Wart — 6 Sgr.;  fort.  O.r.iBlarf 

— 71  Sgr.  « 

Slmtlicbe  Gmpfeblungen  ftnb  bem  Hefte:  „Siechte  unb  ©füdjten  geroerblid)er 

Arbeiter"  in  reicher  Wenge  ju  Jheil  geworben.  3n  einer  Setanntmachung  ber 
Jtönigl.  Regierung  juDüfftlborf  u.  16.  April  b.  3-  beifit  e«:  „3n  bem  ©er« 
läge  oon  ic.  ;c.  ift  fürjlid)  eine  überf iebtliebeäufammenfteUungber  im  Deutfchen 
Striche  unb  in  einjelren  Deutfchen  ©unbesftaaten  gegenwärtig  geltenbcn  gefeblieben 
©eftimmungen  rüdfichtlicb  ber  Siechte  unb  ©(lichten  gewerblicher  Arbeiter  unter  bem 
Ditcl  »c.  ic.  jum  ©reife  oon  ic.  ic.  erfchienen.  Wir  nehmen  gern  Seran« 
laffung,  bas  ©ücblein  ©eamten,  Arbeitgebern  unb  Arbeitnehmern  jur 
Anfcbaffung  ju  empfehlen. 


■-3T 
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3»  ähnlicher  Seife  iit  toic«  tieft  non  faft  allen  Mönijl.  Vreufji  fthen  Se^ 
gierungen  unb  Canbbr  oft  eien,  foroie  ben  ic.  JSiniftetien  ber  liinjel* 
floaten  Beljiirben  unb  Vriuaten  empfohlen. 

DaSJigl.  fflürttembergifdie  Stinifterium  beS  Innern  ithreibt  unterm 

16.  Stai  b.  3-  u.  in  höherem  Aufträge  h“hen  mir  ergebenft  mitiutt) eilen, 

bafe  hie  3entTalfleBe  für  ffiemerbe  unb  »anbei  non  ber  in  3hrem  Verlage  erfthieitenen 
Sthvi't  „Seihte  unb  Pflichten  gemcrblither  Arbeiter"  vorläufig  bie  Entnahme  con 
100  ©iremplaren  eingeleitet  h“t  unb  im  ffiürttembergiftben  ©eroerbeblatt 
ihre  Aufihaffung  empfehlen  toirb.  Die  oon  ihr  bejogcnrn  trjemplare  bealfidjtigt 
bie  3entralfteUe,  toftenfrei  ben  ©eweebe-Vereincn  mit  ber  Hufforberung  }u  über- 
taffen,  für  bie  Verbreitung  ber  Schrift  in  ihren  Steifen  ju  wirten  tc.  tc." 

25ie  Stiniflerien  ju  Vraunfdjweig  unb  Sathfen-Steiningen  hoben 
für  bie  ihnen  untergeftellten  Vehörben  bas  Blerichen  ;um  0ebrauth  angei<hajft. 
Sntnberte  pon  3eitungen  alter  politifthen  Siithtungcn : ,,'J! orbb.  Al  lg.  3*itung", 
„Äreujjeitung",  „Jtationaljeitung",  „VollSjeitung“,  ,,»amburger  Re- 
form", „Acuefte  Rathrithten",  „Sreebener  3»"rnat",  „Aeithe-Anjeiger", 
„Sonial-Semolrat“,  „©ewerfperein",  „Arbeiter»' reunb".  tc.  tc.  hoben 
fid)  einflimmig  tobenb  unb  empfehlenb  über  bie  Gd)rift  auSgefprod)en. 

®er  „B ilbu itge-Verein"  (3eitfchrift  ber  ©efellfchait  für  'Verbreitung  oon 
Voltsbilbung)  bemertt  batüber  u.  9t.:  „(so  ift  bringenb  ju  münfthen)  bah 
fid)  bieo  Büchlein  im  Vcfite  eines  jeben  Arbeitgebers  unb  Arbeit- 
nehmers befinbe.  Vereine  f o 1 1 teil  es  für  ihre  fümmtlidjen  Slitglieber 
beftellen." 

H #anbfl*=,  «nö  Siridjaftcitcr  ©eff^gebnnfl. 

II.  1.  Bier-  unb  lirannlinein-fleßeuerung.  3 »halt:  ®efe$e  betr.  8e- 

fteucrung  bes  BrauntaljcS  p.  4.  3ul<  1.868  unb  Sefteuenmg  bes  Brannt- 
weins p.  8.  3uü  1868.  — Verorbnung  n.  20.  3uli  1868.  betr.  (Ein- 
führung ber  ©efefce  n.  4.  unb  8.  3u!>  1868.  in  Sletflenburg,  Sauenburg, 
t-übed  u.  Vreuf).  u.  Sjamb.  ®chietstheiten.  — ®efe|e  betr.  iubfibiatifd)e 
Haftung  u.  bes  Brauerei -Unternehmers  unb  b.  bes  Brennerei. Unter- 
nehmers für  3untibfthanblungen  gegen  bie  Braumal}-  unb  Branntwein- 
steuer- ®ei?te  burd)  Verwalter,  '©'emerbfigehiUfen  unb  Ibausgenoffen. 
Seibc  n.  8.  3»li  1868.  — 1863.  ©elf.  0,*>  Kart  — 8 Ggr. 

II.  2.  (Erhebung  her  firauflener.  ©efefj  p.  81.  Stai  1872.  'JJebft  ben  oom 
Vunbesrathc  ertaffenen  Ausführungs-Beftimmungen.  gür  ben  prallt» 
fthen  ©ebraud)  erläutert.  (3n  Vorbereitung.). 

II.  3.  Uledifelflempclflentr  im  Btutftbcn  Krittjc.  ©rieh  p.  10.  pari 

1869.  8JIit  alten  Ausführung-)  - Vcrorbmingcn,  fowie  brm  amtü<h<n 
larif  für  Sechfetftcmpet  ■ Beträge  oon  13'fremben  ffläbrungcn  uns 
SBecbielflempel-larifen  ber  gröberen  öaubetsftaatcn.  — 6.  An  fl.  1871. 
0,j4  Start  — 6 Sgr. 

Sarife  }ur  öcutfriirii  fflcdifelllciitpclilrucc  allein.  3n  Viatat- 

form  jum  Aufhängern  Stit  ben  roitbtigfteii  Beftimmungen  bes  Sö.-St.» 
©ef.  o.  10.  3uni  1869.  — 2.  Stuft  1870.  O.sa  Start  — 2f  Sgr. 

(Vgl.  ju  biefem  Xitel  bie  in  Ahtht.  11  i.  aufgeführten  3oHofrcinb>©ef<ye. 

3!Üt[  111.  SHafc-,  ©ttoidjts  u.  3Rittt?toeffit;  Äuöflobe  b.  ^cfiergelt. 

III.  1.  /Uafj-  unb  ©eraidjts  - ©rbnung  für  bas  Beutlihc  Heid).  3<th<>It: 

Slaft-  unb  Öciuidjts-Drbuung  p.  17.  Aua.  186S.;  tSi<f)orbnung  oom  16. 
3uli  1869.;  bie  für  ©eroerbetreibenbe  withtigflcn  Auoiührungs  - Beflim» 
mutigen  bes  Buttbesfanjlcrs  unb  ber  iHormaWEithungs  Jtommiffron, 
Stafe-  unb  ©eroid)ts » 8crgleid)ungä « Tabellen.  — 2.  Auff.  (3n  Vorbe- 
reitung.) 
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(rrflt  Stuft,  beä  Obigen  enthaltenb  nur  Kafc<  unb  0etnicI)tö*Crbnung 
unb  ©efefce  übtr  nertragömä&ige  3>'’!fn  o.  14.  Sion.  18<>7  unb  Stuf* 
hebung  btt  Schulbljaft  n.  29.  Kai  18G8.  — ©el».  O.w  Kar!  — 2 Sgr. 
III.  2.  iUiinjineftn  brs  Denlfchen  Reiches.  3nf|alt:  fflefch  bctr.  Sluöprägung 
non  VeicljS’öolBmünjen,  o.  4.  ÜJejember  1871.,  Kiin}*©efeh  n.  9.  3ult 
1873.  Kit  Stuafübrunga*  Serorbnungen  unb  mit  Vergleichung« » t£a* 
beBen  nacf)  bem  geingebalt  brr  Künjen.  ICurih  Stnmerfungen  erläutert 
9.  Stuft.  (3n  Vorbereitung.) 

Dbige  beiben  frefte  tnerben  neben  bem  Sßortlout  ber  betr.  gefefpichen  Vorfchriften 
unb  fcf»r  mistigen,  nou  tildjtigen  gachmunneni  neu  bearbeiteten  Vergleichung«* 
XabeBen  foldje  Stnmerfnngen  enthalten,  bie  ben  ©eroerbe  unb  §anbeltrcibenben  bie 
Slninenbung  ber  ©efe^e  erleichtern. 

Ausprägung  nou  Uridis-Ololbmiinjtn.  ©eich  nom  4.  Sloucmber 
1871.  Kit  beu  Kotioen  unb  einer  Umred)nung«=iabeBe  ber  feitherigen 
beutfehen  unb  bebeutenbflen  aufterbeutfdfen  SDaljrungen  in  bie  9t  e i c±»  ä * 
Sßährung.  (Von  1 ?f.  biel  100,000  Kart.)  — 8.  Stuft.  1872.  ©eh- 
0,25  Kart  — 2i  Sgr. 

III.  3.  fflrfetir  hetr.  Jnhaber-Papiere  mit  Prämien  n.  8.  3 im i 1871. 
mit  Vefanntmachung  beb  3ieich«fanjler«  betr.  Slbftempelung  ber  3n< 
habet* Vapicre,  nebft  Slngabe  beb  Stempelbetragc«  aller  ftempet* 
pflichtigen  aublänbifchen  8 (fetten  unb  ber  Stempelplähe,  nom  19.  3»ni 
1871.;' Vertragsmäßige  »■  14.  Stonbr.  1867.;  Stufhe* 

bung  ber  Schulbljaft,  n.  29.  Kai  1868.;  Slubgabe  non  Van!* 
noten,  n.  27.  Kai  1870.:  Stubgabe  non  ^apiergelb,  n.  16.  3«ni 
1371.  — 3.  Stuft.  1871.  ®eh-  0,5.  Kar!  — 6 Sgr. 
m.  4.  ©rüubung  öffentlicher  Qarlel)unlcnffen  unb  ‘Ausgabe  nou 
larleljmstaffenfcb einen.  ©efef)n.  21. 3ulil870.  — ©eh.  0, 15 Kart  — 1 $ Sgr. 

Sütl  IV.  Slttfjtmfine  ©ffHtnmuitfjfn  Ü6er  iSonftocfr«. 

©efeße  betr.  3»haber  * Vapiere , Stubgabe  non  Vnntnoten  unb  non 
Vapiergelb,  unb  ©riinbung  non  fCarlehnblaffen  f.  oben. 

Jitel  V.  PrfinbutiflS 

Die  iniihtigflcn  Peftimmungen  ber  Patent  - (ßefetigebung  ber 

Sinäelflaaten  beb  Deutfdjen  Gleiches,  inbbefonbere  fßreußenS.  — Kit  Vc 
nufcung  beb  SBerteS  ,,2ie  ©eroerbe-Sefebgebung  beb  Deutftben  Striches" 
non  2.  Socobi,  ©eh-  3teg.*9tath.  jilr  ben  praftifchen  ©cbrauch  ju* 
fammengeftellt.  1874.  Äart.  ettna  1 Kar!  — 10  Sgr.  (Unter  ber  Ifkefie.) 
CDie  norliegenbe  XarfteBung  ber  Vatent=@e[ebgebung  roiB  bem  Kangel  an  einer 
Ü6erficbtlieben  unb  furjett  Sammlung  ber  michtigflen  j.  3-  bem  Seutfchen  3t eiche 
gemeinfamen  Veftimniungen,  foioie  ber  in  ben  gröberen  Ginjelftaaten  geltenben  betr. 
Vorfdjriften  abhelfen;  fie  ift  teilte  gelehrte  Slbljanblung  ober  ticfmiffenfdhaftliche  Äom* 
mentirung,  fonbem  ein  §anbbuch  für  ben  praftifchen  ©cbrauch  ber  Vehörben  unb 
©emetbetreibenben. 

Sitel  VI.  Sdjub  bf«  ßtiftiflfn  Ortflentfiutn«. 

VI.  1.  Das  Urheberrecht  an  9d)riftratrhcii , Aübilbuugeu,  mufllinlifdjtu 

Äompofitionen  unb  bramatifchen  SBerfen.  ©efeti  o.*ll.  3uni  1870.  — 
3.  Stuft.  1870.  ©eh-  0,25  Karf  — 2iSgr. 

Sitfl  VII.  Sdjub  bfS  Seefionbel«,  ber  @ee--Sdjifffa!jrt  unb  »örer 
irloflflf;  ftonfulattoffen. 

(Vgl.  ju  biefem  Xitel  Hbth-  UI.  3oBoer.«0efehe  3tr.  VIII.) 

VII.  1.  Das  Deutfihe  Seereiht.  9toch  ber  ©efeßgebung  beS  ®eutfchcn  Steife« 
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unb  ber  Gintelftaaten  über  Seebanbel,  Schifffahrt  «nb  Ponfulatroefen. 
gür  ben  praftiid^cn  (Mebraudj  gefammelt  «nb  erläuteit.  (3n  Borberei» 
Hing.  — SluSfUInlidita  bard)  befonljcren  ^Srofpett.) 

VII.  2.  Ptrfanal-  u»b  ttoHfulnt9  - OlrfetjC.  gnbalt:  ©cfebc  betr.  Ba&< 

raelen,  u.  12.  Cftober  1807.;  liationalität  bcr  Jlauffahtteifii)iffc  unb 
ihre  Bereehtigunj)  jur  gührung  bcr  Bnnbeoflagge,  n.  12.  Oftober 
1867. ; Drganifation-  bcr  Bunbes’Bonfulate,  foroie  bie  9tmtorecftte  unb 
SPfli^ten  bcr  Bunbeafottiuln,  p.  8.  Uoucmber  1867.;  ©erichtsbarteit  bcr 
Bonfuln,  o.  29.  3uni  1865.;  — 1068.  o,«  Warf  — 4 Sgr. 

9!euc  Sluflage  unter  bem  IHel  bic  „Äonfular  ®c[e(|gebung  bc4  Xeutfdjen 
Seiches"  in  Vorbereitung. 

Sdjiffcr  Prüfungen  f.  u.  Itt.  L £eft  5.  Seemanna<Crbnung  Sit.  XHL 
fceft  10.  unbebenba:  Verorbitung  jur  Verhütung  bes  3ufammenflo^end 
bcr  Sd)iffe  auf  bcr  Sec. 

ftittl  VIII.  {rifntboljnujrfrn;  $i(rf)cUnnfl  hon  Uanb*  u.  ©üfferßraffa. 

VIII.  1.  fietricbii  • Ueglrmcnt  für  bic  (Eifcnbaljimi  flcutfdjlanbs.  Be* 

fanntmfldjungcn  o.  10.  3uni  1870  unb  t>.  22.  Icjbr.  1871.  — 8.  Sufi. 
1872.  Hart.  O^o  3JIarf ; — 5 Sgr. 

Hefe  Vusgabe  enthält  felje  roidjtigc  fiimveife  auf  bic  bejughabenben  Beftim* 
ntungeu  beb  SlUgemeincu  fDeutfchen  §anbeISgefebbuebce,  bes  3a(|U'Polijct.51cgIe> 
ments,  beb  Strafgcfeftbucp  unb  bes  Vereinfi<3oII=©efeheo. 

VIII.  2.  llal)ii  - floliici  - Ueglrmcnt  füc  bic  (Eifcubahncn  Qcutfd|lanb$. 

• Sclanntmachungen  nein  8.  3uni  1870.  unb  »om  29.  lejember  1871. 

— 6.  Slufl.  1872.  Bart.  0,*>  Wart  — 3 Sgr. 

Beibe  Musgaben  finb  txm  uielcn  BahmVenoaltungcn  amtlich  eingeführf. 

Xitel  IX.  glö&mi  unb  Sdjifffabrtft  JBetricb;  binufnlnnbifdit  glnV 
unb  SöafTer-iJöUe. 

©efefce  non  allgemeiner  Bebeutung  ftnb  j.  3-  nicht  ergangen. 

Xitel  X.  $aft«  unb  $eUflra)>firntoeftn. 

X.  1.  ißefebe,  Ucglrmrnts  nub  Bcrnrbnmigcn,  betr.  bas  P öftrer  fen  im 

leutjehen  Sleicbe.  Sammlung  aller  bezüglichen  ©eiche,  ©eneral-Scr< 
fügungen,  Grlaffe  »c.  nebft  ®e|eh  über  lelegrat'henroeicn,  Vorto*2:arifen 
für  3n=  unb  Vuilanb  Schluijeit  < labelle  für  überfceifche  Briefe  tc. 
SSearb.  n.  2.  Ebft,  ^Jofl-Sdr.  — 2 2hle-  2.  Slubgabe.  1872.  Hart. 
l,oo  Wart  — 15  Sgr. 

3nhalt:  l.Iheil.  Voftgefeb,  Ilofttar  ■ Bcfeb;  ^ofUarif  unb  V°rto  ■ Ser- 
günftigungen  für  Wilitairs;  ©efefc  unb  Verorbnungcn  über  Varto*greibeiten;  Vofl* 
tajrc  für  amtliche  KuSfertigunaen  mit  3nfmuationä>3)orumcntcn  portopflichtige  lienft* 
fachen;  Reglement  jum  Voftgefeb ; befonbere  Beftimmungen  für  Elf  ah- Lothringen;  Be* 
ftimmungenüberVerfenbHngs*Vertebr:  Voftbampffchiff'Verbinbungcn;  fiorto'labellen. 

2.  Ih*'l-  (Nachtrag.)  ©eneral. Verfügungen  n.  2.  Sopbr.,  10.  Vuguft  unb 
27.  Dejbr.  1871.,  foroie  n.  2.  3an.  1672.;  Slenberungen  unb  3“fä&e  }um  fßofttarif 
unb  jum  Scgulatio  über  Vortofreiheitcn ; VofOtHeglement  n.  30.  Voubt.  1871.; 
Verorbnungcn  für*Glfa6  unb  Lothringen;  Grgänjungen  zur  Sadjroeifuug  ber  Vorto* 
fühe;  lelegraphen-Drbnung  u.  21.  3>mi  1872.  — Breis  für  ben  2.  Xfjeil  allein,  geh- 
0,eo  18a  rt  — 6 Sgr. 

X.  2.  (ßrfrljr  nnb  Ucrorbuungcu  brtr.  üctcgrapl|cnmcftu.  (3n  Vorbc* 

reitung). 


*)  Bett,  bic  SechtsVerhällniffc  bcr  Voft-'  unb  Ielegrapheu*8eamteii  f.  $>eft  1. 
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Xitel  XI.  ©ntmljrunfl  Öfr  3tedit«|jülfe. 

XI.  1.  (Beinahrung  her  Iir<t)til|ulfe.  ©rfeb  o.  21.  3uni  18C9.  12°.  ©eb- 

0, m  »iarl  — 4 Sgr. 

Xitel  XII.  SefllaubiBung  öffentlid^er  Urfunben. 

(9lotariats»Crbnung  nod)  nicht  ergangen.) 

Xitel  XIII.  Cbliflationm«,  Straf«,  $anbet6=  unb  SSfrftfflredjt;  geriet 
ltd)e«  «frfojjrcit. 

XIII.  1.  Urrbiublid)keit  }nm  ödjnbrurrfnhc  für  hie  hei  hem  Setriehe  non 
Gifenbubnen,  Sergioetfen,  gähnten  er.  berbeigefiibrten  Xobtungen 
unb  .Hö  rper  u er  l eb  u ng  e u.  ©rieb  oom  7.  gunt  1871.  ^Bearbeitet 
non  2.  gacobi,  ®el).  iRegiecimge’Statb,  SJlitglieb  beS  3teicb$tagS.  1874. 
7.  Slufl-  — 0,5.  SKatf  — 5 6gr. 

ln.  — Süortlaut  beo  ©eiebeS.  0,15  SOtaif  — 1$  Sgr. 

XIII.  2.  ötrafgefekburii  für  ha»  Bcutfdie  tirid)  n.  15.  Äal  1571. 

1.  Xtjeil.  Xejt  beS  St.'Ö.  S.  mit  ipimoeijen  auf  bie  analogen  Sie» 
ftimmungen  ber  fiüberen  Strafgefebbücber  non  Breufien,  Baiern, 
Sacbfen,  SUiirttemberg,  Sahen,  ben  Xbiiringifcben  Staaten, 
Reffen,  bem  Code  pbnnl;  turjen  Slnmerfungen,  ben  hetr.  GinfübrungS- 
©efeben.  II.  Xi) ei  1.  3ufontmenftcIIung  ber  neben  bem  Strafgefebbucb 
geltenben  ftrafredjtiicbeu  Beftimmuugen  anberer  SteicbS»  ©riebe.  Be» 
arbeitet  non  Ur.  griebrid)  ISever,  guftr.ratb  }u  Xborn,  Siitgt.  beo 
SeidjßKigeo.  3.  Slufl.  1872.  Seihe  Xgeile  fn  einem  Snnbe:  fatt. 
2,5  iitait  — 25  Sgr. 

Sdjlufefab  einer  Äritif  in  ber  ,,9totariatS»3eitung''  Sr.  11.  S.  171  : „55er  Serr 
Setfaffer  hat  fid)  in  feinem  breifaeben  Berufe,  als  früherer  Staatsanroalt,  als  nun» 
mehliger  Strchio  ■ ätmnalt  unb  ale  IjeroorrageiibeS  3Jiilglieb  beo  Steidioiag«  ganj 
befonbcrS  befähigt,  mit  ben  einfadiftcn  unb  roirfiamflen'  Dtilteln  bie  Grgebniffe  ber 
Sediicantnenbung  nufbar  ;u  machen.  Such  bie  Äunft  her  SInorbnung,  bie  eS  er» 
möglid)te,  auf  Inapp  bemeffenem  Saum  ben  ganjen  geroaltiaen  Stoff  Har  unb  über« 
fidjtiid)  barsuflellen,  nc.bient  bie  noltfte  Mnerfennung;  bie  ©enauigfeit  beS  iiiifierft» 
pra  tifchen  3»ha!tS‘Ber,iid’mfjeS  unb  beS  ganjen  XrudeS  lägt  JlicbtS  ju  tofinfeben 
übrig.  25ao  Belieben  mujs  in  jeher  Schiebung  als  ein  gelungenes  unb  fruebtbrin» 
genbeS  bejeiebnet  merben." 

XIII.  3.  älrafgcfetfaurii  für  bas  Bcutfdie  Uridi  r.  15.  ÜRai  1871.  ®lit 

Ginfühiungs  ■ ©eiej.  18.  renib.  Stereot. » Äufl.  1874.  @r.  8".  ©eb- 
Oso  SJiarl  — 5 Sgr. 

XIII.  4.  Uerliiitnng  heg  jnfammtnllo(jcu5  ber  Sd)iffe  auf  Ser.  Ser» 

orbnung  n.  23.  Xejember  1871.  — 1672.  ©eh.  0,«  SNarf  — 2\  Sgr. 
Subfibiatifcbt  Haftung  ber  Brennerei  unb  Brauerei»  Unternehmer  ic. 
f.  u.  §eft  19. 

XIII.  5.  (Errid)tuiig  einen  oberfteit  (J5rrid)lol|ofro  für  l)anbtlgfaiben. 

©rieb  n.  12.  3uni  1869.  SKit  ben  rrgänunben  Beftimmungcn  anberer 
Steicbo»  unb  bejin.  2anbeS»@eiebe.  18C9.  12°.  ©eb-  0,io  Kerl  — 4 Sgr. 
XIII.  6.  'f3ri untrr rt»tlid|e  Stellung  ber  iErnirrbg»  nnb  IDirthfdiafts  * ©e- 
ncfiei  cbalien.  ©eieb  n.  4.  3u(i  1868.  2.  SlujI.  ©eb-  0,*)  »iarf  — 
4 Sgr.  8.  Slufl.  mit  Slumerlungen  in  JSorbereitung. 

XIII.  7.  (Einführung  brr  Allgemeinen  Btulfdicn  lUed)(el • (Orbnung,  ber 
Siütnberger  91>cd)fc(»9!oneUen  unb  beS  SlUgemeinen  Xeutfcben  önnbeis 
©efebbucbeS  als  lBunbeo=®effbf.  ©efejj  oom  5. 3uni  16G9.  12®.  ©eb. 
o,eo  5Marf  — 6 Sgr. 


2* 


20 


Verlag  der  Reichs-Gesetze.  Fr.  Kortkampf  in  Berlin. 


Sie«  Sjtftdjen  enthält . Sa«  Ginf.«©ef.  bie  beiügU  Sleftimmungen  be«  9IHg. 
S.  $anbel«=0efebbu<hs,  bie  Ginfüljr.=©el.  jur  SßedjfehCrbit.  fiir  Hamburg,  Schleimig« 
Solftein  tinb  Stcdlcnburg«3cbroerin,  33erorbn.  brtr.  SBfdjuug  brr  <£cffd)iffe  für 
lötemen,  Zejt  bcr  SBechfcUDrbnung  unb  ber  'Nürnberger  Wooeüen. 

XIII.  8.  "Allgr  mein  er-  Orutfdirs  tjnubrls  = ©efrhbudj.  Stil  erläuternben  Sin« 

merfungen.  (SJorbereitet.) 

XIII.  9.  Itommaubit- ©rfrllfdinftcii  auf  Aktien  unb  bie  Aktien  --  (BrfeU- 

fchaften.  ©efeb  nom  II.  guni  1810.  Stil  ben  in  Jlraft  gebliebenen 
Sefiimmungen  be«  S10gemeinen  Seutfchen  S>anbet«»0efebbuch«.  8.  Slufl. 
12°.  1870.  ®et).  0.»  Start  — 5 Sgr. 

XIII.  10.  Brulfd)t  dcriunnns  • (Orbmimj.  piefetj  u.  27.  Sejember  1872. 

6.  Slufl.  1873.  ©eh.  0,»  Warf  — 6 Sgr.  — rart  0,«o  Start  — G Sgr. 

3 nlj alt.  Seeman««Crbnung.  — ©efei  betr.  SBerpfIid>tuna Seutfdjer  Kauffahrtei« 
fchiffe  jur  Mitnahme  tjülföbebürftiger  Seeleute  o.  27.  Sejember  1872.  — SSerorb« 
nung  betr.  $erf)ütung  bei  3ufammenftofscn«  ber  Schiffe  auf  See  ».  30.  Sejember 
1871.  — ßrlafi  bei  Ärieg»«S!inifter«  betr.  SSbnrufterung  Grfabpflichtiger  ober  8e» 
urlaubter  u.  21.  gebruar  1873.,  Koften«Zarif  für  Stufterung« -Serhartblung,  Ser« 
orbnunaen  betr.  Ginrichtung  oon  SeemanitB«Slemtern  in  Dlbenburg  o.  23.  gebruar, 
in  Hamburg  unb  in  Sübei  r.  2G.  gebr.  1873.  gerner  bie  bezüglichen  üeftimmungen 
bes  SlUgem.  Seutfchen  fcanbelö«  unb  be«  Strafgefehbuch«. 

üorftebeube  Sluögabe  ift  amtlich  empfohlen  unb  eingef&hrt  oon  ben 
&ohen  Kgl.  hJreufs.  Wegierungen  in  Schleswig,  Stralfunb  unb  Sanjig,  ben 
$)ohen  ©rcfiherjogl.  Slini|terien  oon  Dlbenburg  unb  Stettlenburg«6chioerin, 
joioic  bem  v>ot)«rn  Senat  ber  freien  unb  fcanfeflabt  Sübecf. 

Slmtiiciie  Stiibgabcn  ;u  ben  eben  angegebenen  greifen  erfchienen  für  £übect 
unb  Dlbenburg,  foroie  eine  nicht  amtliche  SluSgabe  für  Hamburg. 

XIII.  11.  Unter  biefet  Stummer  roirb  er fch einen. 

Die  Drutfriieu  fianbrlp:(Erfrhr.  Sas  iöeft  roirb  enthalten:  Sa« 
SlUgem.  Scutfchc  §anbel««©efetcbuch  mit  bem  Slttien«®efeh  unb  ber 
6eemaitns«Drbming;  ba«  ©enoffenfchaftä«0efeb;  bie  bejilglichen  Gin« 
führungi<0efehe  unb  Sefliminungen  anberer  Weid)««  berro.  £anbe«=0e» 
(ehe.  erläutert  burch  furje  Slnnterfungen  unb  bie  Gntfcheibungen  be« 
Dberhanbelfl«®erichts.  — 

Sie  GinjelmSluSgaben  ber  betr.  ©efefee  roerben  baneben  fortgeführt. 

©efeb  betr.  Sluffjebuug  ber  Sehulbtjaft,  oertragcunäfiige  3>nfen,  3n« 
haber-Siaptere  mit  Prämien  Zit.  111.  Sjcft  1 ; Scfchiagnaljme  be«  Arbeit«« 
unb  SienfMoljn«  Zit.  I.  6eft  11. 12;  ©efefj,  betr.  ben  Drben  ber  ©efeH« 
fchaft  3eju,  f.  in  Slbth.  I.  S.  9. 


SUel  XIV.  SliUtoirtoeffH  be«  Steigs  unb  jlriegs  SRarine. 

XIV.  1.  Ileid)5-iUilitair-(ßcfrh.  (3u  erroarten.) 

XIV.  2.  ilUlttair-Bernmltuugs-ffiefehe.  (Sorbereitet.) 

*XIV.  3.  Strafredjt  unb  Strafprojef;  für  fiter  unb  jUariue  bes  Seutfchen 

Weiche«.  Sammlung  aller  bejügliqen  ©efehe,  Serorbnungen  re.  be« 
Seutfchen  Weiche«  unb  ber  Ginjelftaaten.  Grläutert  unb  bearbeitet  oon 
Soltn«,  3uftijrath  unb  Sioiflon«--9lubiteur  ber  2.  ®arbe«3nfanterie< 
Sioifton.  3®«!'  Zheile.  1873.  Kart.  9 Start  — 8 Zhlr.;  in  Srobbb. 
10/c  Start  — 31  Zhlr.;  in  §lbfrj.  mit  Rapier  burchfchoffen  13  Starl 
- 4*  Zhlr. 


Reichs-Gesetze,  Text  mit  Anmorknngun. 


21 


3nl>att:  I.  Heil  Kilitnir=©cfe(ie.  Kilitnir* Strafgefebbuch  nom 
20.  guni  1872.  KilitairiStrafgericbtSsDrbnungen  für  fPreugeu  unb  bie 
Bmibeiftaatm,  in  beneit  bic  ^ircitfeiftfjcn  Kilitair=©efet>e  eingefübrt  fmb,  p.  3.  Sprit 
184.r).,  für  Sachfen  p.  4.  u.  SO.  Sooember  1867.;  für  33  a i e rn  e.  29.  Sprit  1869., 
28.  Slpril  u.  27.  September  1872. ; für  Württemberg  p.  20. 3uli  1818.  — SUeth. 
fiab.'Drbre  betr.  norläufige  üollftrecfung  ber  Freiheitsstrafen  im  beere, 
p.  26.  September,  ber  Kariuc  am  2anbe  p.  12.  Dfiober,  an  !Borb  in  f&ienfr 
gefreuter  Schiffe  p. 22. Slopember  1872.  — Serorbnungen  (I.  nnb  II.)  über 
tsljrcngeridite,  für  ^Sreugen  unb  bie  betr.  Bunbesfraaten  p.  20.  3uli  1843., 
für  Saufen  p.  4.  Stooember  1867.,  für  Baiern  p.  16.  gebruar  1870.,  für 
Württemberg  p.  7.  Februar  1858.  — gormel  beö  gagneneibe«.  — Äriegö* 
Hrtitel  für’fi  beer  p.  31.  Dttober,  bie  Karine  p.  23.  Bopcmber  1872.  — 
2)i4siplinar<Strafotbuung  für’3  $eer  p.  31.  Ctto6er,  bie  Karine  p. 
23.  Sopember  1872.  — ©efc#  betr.  8elagerungS‘3ufranb  #•  4.  guiti  1851., 
Waffengebrauch  bei  KilitairS  p.  20.  Kärj  1837.  — Snfrruftionen  betr. 
Bo  ff  enge  brauet)  ie.  bei  Unterbriietung  innerer  Unruhen,  für  Wacgen  bei  not= 
läufigen  geftnagmen  unb  förmlichen  Sertjaftungen  u.  27.  gull  1870.  unb  für  ben 
©arnifonbienfr  p.  9.  3»ni  1870.  — Reglement  u.  20.  3uni  1864. 

— Reglement  betr.  Snfprucg  auf  glr ifcnaelber  unb  Brämien  unb  beten  8er» 
tgeilunq  n.  31.  tßejember  1865.  — ^Jrcufrifc^e  8 orf  (griffen  über  beiratheu  ber 
Kilitair>$erfonen.  — 3irf.  p.  25.  September  1872.  betr.  'JRobififationcn  ber 
Breugifegen  iyiilitaii.Strafgcridjto  Crbnung. 

IT.  2geil.  Bürgerliche  ©efoge.  Straf gefegbudj  für  baö  IBeutfehe  Seicg  p. 
15.  Kai  1871.  — ©efej  betr.  fCiebfrabl  pon  fcolj  unb  Walbprobuften  p. 
2.  3uni  1852.  — Brcuj>'f<he  Borfcgriften  über  bie  bürgerlichen  SieegtSper» 
hältniffe  ber  Kilitair>8erfoncn.  — Mönigl.  Säcgfifege  Serorbnung  p. 
4. Dej.  1867.  betr.  ©erieffroftanb  ber  Kilitair>8er[onen  in  bürgerlichen  Ktegtofachen  jc. 

®oS  Werl  ,, Strafrecht  unb  Strafprojeg"  ift  burch  Crlag  be«  Kriegs» 
Kinifrero  im  Kilitair  » Wochenblatt  9t r.  38.  1872.  amtlich  empfohlen. 
*XIV.3n.  Urrorbmmgru  über  (Iljrrugrriditr  nnb  ßrflrafung  ber  (Pffljiere 
roegen  3'feifampfs,  für  beer  unb  Karine  bes  Seutfctjen  iHeicgcä.  'Kit 
Bezugnahme  auf  bicStrafqefegbücger  oom  15. Kai  1871.  unb  20.3uni  1872. 
unb  alle  abänbemben  Befrimmungen  erläutert,  fowie  mit  Formularen 
perfegen  Pom  fiauptmann  a.  D.  SolmS,  ^uftigratf)  unb  Subiteur  ber 
2.  0arbe»3nfanterie=2)ipifion.  1872.  tart.  1,»  Kart  — 15  Sgr. 

•XIV  4.  itlililair-ütrafgrfrljüud)  ooin  20.  Juni  1S72.  Kit  erläuternbcn 
Snmerfungen,  ben  bezüglichen  Befrimmungen  beä  bürgerlichen 
StrafgefegbncgS,  ben  Krieg&Srtiteln  unb  2iS)iptinar»Straf« 
orbnungen,  Borfcgriften  über  Botljug  ber  greigeitsfrrafen, 
Befegreitung  be$Bef(gioerbc<Wega  ic.tc.,  fonne  einer  alptmbctbifrh 
georbneten  3ufammenfrellung  aller  frrafbaren  banblunaen, 
mit  Sngabe  beS  bbcgfr*  unb  Kinbeft  = 8etrage8  ber  greiheits» 
unb  ©hrenfrrafen  bei  jeber.  1874.  (Unter  ber  treffe.) 

XIV.  4a.  Allcrl)öd)|tc  (Inbincts  (Prbrc,  btfr.  firiegs- 'Artikel,  0is)iplinar- 
Straforbnungcn  unb  Solljug  ber  greiheitsfrrafen  für  beer  nnb 
Karinc  beb  Deutfcgen  Stcidjeo.  2.  oeroodfränbigte  Sufi.  1873.  0ef). 
0»so  Karl  — 5 Sgr. 

— Grfte  Sufi  Gntg.  nur  Kriegs -Srtifel  u.  $iSjiplinar»Straforbn. 
für  bas  beer.  ©eh-  O^o  Kart  — 3 Sgr. 
fEiefe  Susgabe,  bem  grdgeren  Werte  beS  b*rrn  Bearbeiters  entnommen,  enthält 
ebenfalls  bie  bezüglichen  Befrimmungen  für  Sad)fen,  Baiern  unb  Württemberg. 
Sergl.  baju  91r.  3.  biefer  Sbthcilung. 

•XIV.  5.  iUilitürütrnfproicfjlfrrbnung  (ju  erwarten). 
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XIV.  6.  iHiliInri©tftl}t  brs  Ilorbbrutfd)tn  Oimbrp  (Heilt)»).  1868.  ©eb. 

1,60  Karl  — 15  ßgr. 

3 »kalt:  Scrorbnung,  bftr.  ßiufüljrung  ^reufi.  Kilitair'fflef.  u.  7.  9tcpcmber 
1867.  ßerui6«Xarif  unb  ftlaffifilation  für  fämmtlicbe  Ortfcbaftrn  be*  Storbb. 
flunbeo  1867.  o.  21.  Xctbr.  1869.  ßbitt,  bftr.  Aufhebung  be«  Sorfpann«  p. 
28.  Cltbr.  1810.  Verpflichtung  Kit.  ■ S3orfpannpflid)tigfr  unb  Wefteüung  pon  Slcit« 
pftrbcn  p.  10.  Kai  1811.  Crb'ift,  betr.  Aufhebung  bcr  Siaturalfouragc*  unb  flrob« 
Sicferung  n.  30.  Cltbr.  1810.  Segtement  über  Siatural- Verpflegung  p.  18.  Kai  1857. 
Verfahren  bei  baulichen  Einlagen  je.  bei  gelungen  n.  16.  Septbr.  1828.  Unterftü(jung 
bebflrftigtcr  gamilien  einberufener  Sleferoiftcu,  ©cf.  u.  27.  gebr.  1850.  AricgStciftung 
tmb  beren  Vergütung,  ©cf.  p.  11.  Kai  1851.  tpenfionen  für  3noaliben  unb  bi'e 
Hinterbliebenen  im  Kriege  ©efaUencr,  ©ef.  p.  6.  3uli  1865.,  16.  Cltbr.  1866.,  9.  gebr. 
1867.  ©cf.  betr.  Verpflichtung  rum  Kviegsbienft  p.  9.  Siopbr.  1867.  flerorbn.  betr. 
ßiufüljrung  bei  ?rcuft.  Kilitaiiflraf  rechts  im  ganjen  flunbesgebiete,  p.  29.  pqf> r.  1867. 
Kit  3ufammenftcllung  bei  in  flreufion  geitenben  Kif.  • Straf rechts,  ben  Kriegs  -Sir* 
tileln  ic.  unb  oUen  (§.  9.)  bas  ßtrafgef’eh  nbSnsernben  Verorbn.,  ßrlaffcn  u.  f.  ip. 
©ef.  betr.  flelagerungSjuftaub  p.  4.  gimi  1852. 

XIV.  6a.  J»tilitöt=©tfrbt  (Heft  2.).  ©eh-  0,*  Karl  — 2J  ßgr. 

3nhalt:  ©cfc^c,  betr.  fletagerungsjuftanb  p.  4 Juli  1851;  baS  3ioii'flroief|-Scr< 
fahrm  p.  17.  3'>li  1870;  ßinfteüung  grciroiHigcr  p.  17.  3“l>  1870  ; StusftanbSbe« 
ipiUigung  an  1 jnljr.  grcinriüige  unb  iHeifcloflen-Vergütigung  p.  18.  3uli  1870. 

XIV.  6b.  i«ilitär.®rfekt.  Heft  3.  0,»  Karl  2*  Sgr. 

3iit) alt:  ©cf.,  betr.  greijügigleit  p.  1.  Jionbr.  1867.  ©efef},  betr.  Verpflichtung 
jum  Äriegöbienft  u.  9. Siorbr.  1867.  flerorbn.,  betr.  ßinführ.  fpreufu  Kilitair«©efe((e 
im  ganjen  flunbesgebiete  p.  7.  5topbr.  1867. 

XIV.  7.  Orfdiriinhuug  bes  <flruubrigrntl)iims  in  brr  Umgrtmng  brr 
gelungen,  ©ef.  p.  21.  Xejbr  1871.  1872.  Web-  0,6o  Karl  5 Sgr. 
XIV.  8.  flritgpltiilungp  = ©rfrljc  I.  ©efeb  betr.  ÄricgSteiflungen.  Vom 
13.  3“«'  1873.  (3n  Vorbereitung.) 

XIV.  8u.  liriegnlrifluugu  (OrfcljC.  II.  ©efefic,  n.  14.  1871,  betr.  ßrfaj  pon 
Kriegs*  unb  ÄricgSteiflungen,  ßntjehabigung  bcr  Xeutfchen  9lbe* 
berei,  ©eioabrung  non  fleiljülfcu  an  bie  aus  graulrcidj  auigeroiefenen 
Xeutfchen,  ©ernähr  an  Angehörige  ber  fReferre  unb  Eanbraeljr  p.  22.  §uni 
1871.  ©ef).  0,*  Karl  — 2J  Sgr. 

*XIV.  9.  ©ritte,  Urglrmmto,  Jnllruktioutn  unb  Urrorbnungrn  betr. 

■fienfionirung,  Unterftübung  unb  3ioit«Verforguug  bcr  KUUair«$crfonen 
aller  ©rabe  be«  Acichsfjceres  unb  ber  Jnlfert.  Karine,  unb  betr.  fle< 
roiüigungen  für  bic  Hinterbliebenen  foiefjer  ^erfonen.  1871.  2.  Stuft, 
©et).  1 Karl;  — 10  Sgr. 

3nf)alt:  Kititfir*?cnfionS<0efcff  p.  27.  3>ini  1871;  3 nftruf Hon,  betr.  Vet« 
fahren  bei  Anmclbung  unb  flriifmtg  ber  Verforgungs-Änfprüche  innaliber 
Solbaten  nom  Cberfeucraicrfer  ir.  abipärt«,  p.  11.  Cltbr.  1870.  fleftimmungen 
ber  Äaifer>SBill)elm<Stiftung.  I.  Stachtrag.  SluSfübrungs^letorbnung  juni 
Kilitair«Vcnfionö«©cfe|j  p.  18.  siugufl  1871.,  betr.  Verfahren  bei  Anmclbung  non 
Venfions«  unb  llnterftübuitgS-Slnfprüchen  3m>«Iiber  unb  bereu  Hinterbliebenen,  mit 
fnadjtreifung  bei  penfionofäljigen  3>ienfteinlommens  unb  bet  ^enfionofatjc  für  jebe 
Dffjier-ßhärge  unb  jcbeS  Xienftatter  im  ganbljcer  unb  ber  Äaifert.  Karine.  gormulare 
für  Venfiono*  jtnmclbung  pon  Cfnueren ; grageboaen  ic.  bei  31nfprüd)fn  an  Staat«* 
beihütfe;  Scfanntmachung  p.  IG.  guti  1871.,  betr.  VeufionS-gortbcjug  oerabidjiebeter, 
im  AeichS«  Je.  Xienft  perroenbeter  Offiziere;  Mett).  Äab.  «Orbrc  betr.  51  mcdjnung 
bei  gelbjugs  gegen  granfreich  at«  Aricgsjeit  n.  16.  Kai,  unb  betr.  Anrechnung  ber  3 fit 
franj.Kriegogefangcnfcbaft ato2)ienftjeit,n.  18. Kai  1871.  — II.  9ta<btrag.  StLtcrb-  Cr« 
Ia6  betr.  Reglement  übcrbie3iuil' 23  etforgung  unb  3i»iI‘8nfieIIungb«rKftitaiv«^erionen 
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bco  örerto  unb  bcr  Matiuc  oom  Relbrocbrl  nbioötlo,  p.  Iß.  Juni  1867.,  mit  btn  er* 
gänjrnbi'n  Sefiimmungcn  v.  27.  3uni  1867.,  unb  einet  Urbfifidtt  bet  burd)  Mililair* 
Stnroärtcr  ju  betebeiiben  UnterbeamtenfteUcn,  unb  ftormu'amt  ju  Detfd)iebenen 
Scheinen.  — III.  'J!acf)trog.  Crlak  o.  18.  Cftober  1871.,  betr.  Setfahten  bei  33t* 
roiUigungen  an  bie  Hinterbliebenen  ber  im  fhiege  gefallenen  Militair^erfoncn  btt 
Untcillaffcit.  Hicruon  finb  bis  auf  SfUeitereS  tinjtlit  ju  bejicfjtn: 
3Rilitait*^5enfionb'®e?eh.  ®elj.  ö/i  Marf  — 5 Sgr. 

Gtilet  'Jiadjtrag  baju.  0ef|.  0,2'.  '■Mail  — 2J  Sgr. 

3n>tilcr  9!nd)trag  baju.  0?f).  0,a  Mail  — 2J  Sgr. 

Dritter  9!ad)trag  baju.  0clj.  0,ij  — lfc  Sgr. 

Sitel  XV.  SHa&rffltln  bcr  SRcbijinal  unb  9rttrinär--$oU.ui* 

XV.  1.  ftta$rrgrln  gtgtn  bit  Rinbrrptft.  ©rieb  nont  7.  Jlptil  1869.  91ebfl 

ber  JJnftiuftion  beb  Bunbesfanjlerb  p.  26.  Mai  1869.  unb  bem  Sttlrrl). 
Grlajj  fetr.  bie  teoibt  te  ^nftruftion  baju,  t.  9. 3uui  1873.  — 2.  Sludg. 
1873.  IBorbcreitet.  ©clj.  0,^>  Marf  — 5 Sgr. 

2.  Uctorbu.,  litlt.  (.ltüfnug  bcr  iXrntt  je.  (S.  unter  lit.  I.  9lr.  6.) 

Sitcl  XVI.  treffe  unb  5?frtin«torffn. 

(S.  oben  S.  9.) 


C.  Deutsche  (Jesetze  in  Französischer  Sprache. 

Diese  Sammlung  enthält  zunächst  folgende  amtlichen  Ausgaben  Deutscher 
Gesetze  unter  dem  Gesummttitel: 

Lois  de  l'Empire  Allemand.  (Edition  Kortkampf.) 

Vol.  ler.  Tarif  gbnbral  de  l’Union  des  Douanes  Allcmandrs.  Mis  en 

vigueur  le  1er  Octobre  1870.  Truduction  verbale  du  texte  officiel,  urrangee 
par  A.  Kessler,  Zollvereins-Bevollmächtigter,  Ober-Zollrath.  Autorisee  par 
le  Reichs-Kanzler- Amt.  3ieme  Edition.  Gr.  8°.  Velin.  1871.  Kart.  1 Mark. 

— 10  Sgr. 

•Vol.  2iemc.  Liste  olficielle  des  marchandises  ou  Nomcnclature  oxplicative 

concernant  le  Tarif  geufral  du  Zollverein  dn  ler  Octobre  1870.  Traduction 
des  texte«  officiels  allemand«  suivie  du  texte  du  Tarif  general ' et  d'un 
donble  Vocuhuluire  pur  A.  Kessler,  Zollvereins  - Bevollmächtigter,  Ober- 
Zollrath.  Autorisee  pur  Io  Reichs- Kanzler-Amt.  2ieme  Edition.  Gr.  8°. 
Velin.  1871.  Geh.  8 Mnrk  — 2 Thlr.  20  Sgr.,  in  Lwdbd.  gob.  9 Mark 

— 3 Thlr. 


II.  &in5efn~Jlu8ga&en  der  3offpetein8-$efe|e. 

Drutfdjc  äluognbc.  Dert  mit  Snmerlungen. 

(Format  12n.) 

I.  Ürrtrag  jraifdjrn  brm  llorbb.  fiuubr,  Limiten,  Württemberg,  Oabrn 

unb  H«ifen  betr.  (50rtbauct  bto  3oUuetcine  k.  ®rf).  O.so  Mail  — 6 Sgt. 
fjnfiatt:  llebrreintunft  u.  8.  Mai  1867.  unb  ©ef.  n.  12.  Cftbr.  1867.  toegen 
Grijebung  tiner  Abgabe  non  Salj.  — 5ortbauer  M 3<>Uofteind  betr.,  nom  8.  $uli 
1867.  — Sd)ifffabrt*‘33ertr.  jtuijd)eu  bem  91orbb.  SJunbe  unb  3talien  o.  14.  Ofibr, 
1867.  nebft  ‘PcetofoK. 
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II.  (Prgauifntion  bes  Jollamln».  Sine  Dnrftelluitg  beb  ©ebietb  btr 
Berfafjung  unb  ber  ©efeMebung  be«  3»Ul’trc>"9  nebft  btr  Stabführung«» 
Anroeifung  jum  U!cremb’30ügcfcb  ».  1.  guli  1669.  Bad;  ben  neueftcn 
3ief£^liiflen  beb  3°HParIa mente  umgcarbeitet  non  31.  Sdjneiber,  JlgL 
Brcufu  Steuer»3nfp.  2.  Slufl.  1870.  ©eb-  1 SOIaxI  — 10  Sgr. 

3nl)alt:  Ginltitung;  3oHntreind<Wcbirt;  3oHn.--2!trfaffung;  3°ü»  unb  Bunbeb» 
icdjt,  (baju  Beilcucrung  bco  Jtiibenjucfero;  Abgabe  non  Salj;  3olltarttI  jmifcben 
bcn  3oU»crcino=6taaten);  öanbelb«,  3®U'  unb  Schiff  fahrt«' Verträge;  SteuerÖe« 
jeffgebung;  Anroeifung  jurn  Bereino^oUgcfet!. 

III.  Utreinp»£oUgtfeh  nom  1.  3uli  1889.  Slu&  ben  TOotiuett  erläutert  non 
31.  Sfljneiber,  Jtiinigl.  ¥“»6-  Dbcr»3teuer  Äontrolcur.  1889.  ©eb- 
1 Warf  — 10  Sgr. 

^ n 1)  alt:  Ginleitung.  Serfebr  mit  bem  BeteittO' Auolanbe ; Berfebr  mit  bem 
Innern  beb  Bereihb>©cbictb;  3oa,<jtf)ebung;  Ginritbtungen  jur  Beaufficbtigung  unb 
Grbebuna  beo  3otl«;  allgemeine  Bestimmungen  über  SBaareiuGin»,  Au« = unb  Durd)-- 
fuhr  auf  Laub»  unb  aUafferftrafien,  auf  Gifenbabnen  unb  fecioiirte;  Serfebr  mit 
Staatopoften ; Bebanblung  ber  Steif enben;  ber  einem  SüertbjoII  untcrliegenbcn 
lüaarcn;  fflaaren»  ^jerfc^tufs ; Bieberlagen  unnerjoltter  JBaaren;  BertebrS'Grleid)» 
tcrungen  unb  Befreiungen;  Äontrolen  im  ©renjbejitf  unb  im  Binnenlanbe;  öaub* 
fudjuiigen  unb  förperlicbe  Sifitationen;  DienftfteUen  unb  amtliche  Bcfugniffe;"  ©e» 
<b#ft«fhmben;  Strafbeftimmungcn;  Sdbtufjbeftimmungen. 

IV.  3oll»  nnb  Steuer- (Prbnnugrn  be«  3ott»ereinä.  2.  renibirte  unb  er» 
gdnjte  Aubgabe.  1874.  ©el).  8 Warf  — 1 CCfjtr.  (Botbereitet.) 

3nbalt:  (Aubjug.)  3lnteitung  jur  Anfertigung  non  Deflorationen  für  ein» 
»ufübrenbe  SBaaren  unb  Sorritbtunj  ber  SBaaren  für  Btombage'Serfd)lufi ; Xara» 
Bcrgütigung;  mit  Staatofabrroften  emgefjenbe  jollpflid)tige  ©egenftänbe;  beogl.  mit 
Gifenbabnen;  Borfebriften  über  Abfertigung:  Strafen;  Formulare  ju  Labung«» 
Serjeitbniffcn;  Aenbcrungen  beb  Seguiatiob;  Begleitfebcin-Berfebr ; Abfertigung,  Be« 
banblung  tnöbrenb  beb  iranbporto  unb  Grtebigung;  Formulare  ju  Begleitfd)tinen, 
Sluofertigungd»  unb  Gmpfcng«»Beglfter,  Deflorationen  ic.;  SegleitftheimSegulüiio,; 
Alfgein.  Bieberlage-Begulatio;  Formulare;  Stegulotio  für  Brtnatläger;  gormularc 
bajit;  Jranaport'Jtontrole;  Setfabren  bei  Legitimation  beb  Biebtranbporteb  im 
©renj’Sejirfe;  Anroeifung  jur  Abfertigung  non  Söaarenoerfenbungen  aua  bem  3n‘ 
lanbe  burtf)  bab  Aublanb  natb  bem  3ntanbe;  Formulare  baju;  Jirebit-Siegtement, 
gotmulare  unb  Antneifungen  baju;  Begulatio  betr.  forttaufenbe  Bauten;  ffiein» 
©rofibanbelo  > .Hegulatin;  Beuoergütung  für  aubgefübrten  3“der,  bebau  für  aub» 
geführte  inlänbifcbc  Biere  unb  Sranntintine;  gormulare  ba»u;  Serjeithnifi  ber  §aupt» 
unb  Beben»3oll»  unb  Steuer=Aemter,  mit  Angabe  ber  Dienftbcfugniffe. 

V.  Hegulntioe  jum  Seretn«»3olIg<fe&  nont  1.  3uli  18(59.  1.  Abtbeilung. 
Da«  Begleitftbein«,  bab  SicberIage«Segulatio  unb  bab  Siegutatin  übet  b»e 
joüamttibbc  Bebanblung  beb  ©uter«  unb  Gffeften » Xranaport«  auf  ben 
Gifenbabnen.  Bad;  ben  Befeblüfftn  beb  Sunbebratb«  beb  SaHrereinb. 
1870.  ©eb-  l,so  Warf  — 15  Sgr. 

gnftalt:  Allgemeine  Bestimmungen : Anmeibungtn  unb  Annahme  jur  Bieber« 
läge;  Bieberlage»£(hcine;  Aujberoabrung  unb  Bebanblung  auf  ber  Bieberlage;  3tb» 
melbung  unb  Berabfolgung  aub  ber  Bicberlage:  Strafbeftimmungen;  Wufter  jum 
Bieberläge»Begiflcr,  jur  Aufnabme»AnmeIbung,  jum  Umpatfen  unb  jur  Berabfolgung 
aub  ber  Bicberlage. 

VI.  Uereinb»3oUtarif  non  1870.  Ba<b  ben  Beflimmungen  be«  ©efcfjeb 
oont  25.  Wat  1868.,  beb  3u<tcrfteuer»®efebeo  pom  26.  guni  1860.  unb 
ber  beigegebeiten  Abänbetungb»©efetc  nom  17.  Wai  1870.  unb  7.  3uli 
1878.  Geläutert  oon  A.  Sdjneiber,  ftönigl.  Beeafe-  Steuer  gnfpeftor. 
5.  Aufl.  1873.  ©eb-  0,5o  Warf  — 5 Sgr. 


Zollvcreine-Gpeetze. 


25 


Bon  ben  .ia!)hci<hcn  anerfcnncnbctt  Urteilen  über  biefe  BuSgabe  möge  bad  bet 
„Cber=3tg."  Sir.  373.  t>om  12.  Bug.  1S71.  hi«  Bläh  fmben: 

„ftür  untere  ©efchüftoioclt  oon  gröftter  SBichtigfeit  ift  bet  neue  Bercind» 
3 »I I tnri  f u.  f.  n>.  Ino  Buch  enthält  nicht  nur  ben  oom  I.  Dftobcr  ab  in  Kraft 
getretenen  S.»3>*X.,  fonbern  auch  bas  ©efeb  oom  17.  3)tai  1870.,  bad  bic  oor= 
nebmltdjfte  Slbänbcrung  beffelben  enthält;  ed  macht  atfo  ben  Brattilcr  geroiffermafeen 
auch  mit  ber  ©efchichte  ber  betr.  tegidlatioen  Befttmmungen  belannt  unb  erleichtert 
baburd)  roefentlich  bad  Berftänbiiifi.  gür  ben  äuperft  geringen  $rtis  oon 
5 6gr.  ift  ungemein  oiel  geboten." 

♦VII.  h\lpljnlirli|d)r:>  Ulnnren-Uer}cid)ui|}  jurn  Uerrins-aolltarif,  nom 
1.  DItober  1870.  an  gültig.  ?Jiit  SKngabe  ber  3oIIbeträge  unb  ber  fteucr» 
freien  Slajimalmenge  bei  jeber  einjefnen  SBaare.  Sind)  bem  amtlichen 
SBaareit=9lcneichnifi ' aufgefteUt  unb  mit  Stngabe  ber  burch  bad  ©efeb 
oom  7.  3u!i  1873.  ein'getretcnen  Slcnberungen  oon  Sl.  Sd) n eiber, 
Jtönigl.  flreiifi.  Steucr--3nfpettor.  5.  Sufi.  1872.  ©eh-  l,so  SRarf  — 
, 15  Sgr.  Daffelbe  mit  bem  8ereind=3oHtarif  jutammen  geb.  1 eleg. 

«robbb.  3 HJtarf  — 1 I$Ir. 

Bon  nicht  minberer  Bebeutung  für  bie  Beamten,  roie  für  bie  fflefchäftdroelt  ift 
bad  oon  öerro  S djneib  er  bearbeitete  „Slphabetifche  SBnaren.-Berjeicbniji  jum 
®ertin6=3etltnrif.''  3n  richtiger  Grfenntnifi  ber  gorberungen  bed  praftild)en  ©e< 
brauchd  fmb  jebem  B}aareii»9tamen  beigefügt  a)  bie  Steuerfähe  für  bie» 
felbe,  unb  angegeben  b)  roelche  Stenge  oon  jeber  ffiaare  zollfrei  einge» 
führt  roerbeit  fann.  — Ser  Beamte,  roie  ber  Äaufmann  überfeinen  fo  mit  einem 
Blid  Siled,  roaä  fie  bezüglich  ber  3°üfähe  roiffen  müffen.  Die  Benubung  ber  eben 
fo  mühfamen  roie  geroiffenhaften  Sdjneiber'jdjen  Strbeit  überhebt  fte  ber  Stühe 
unb  ffieitlaufigfeit,  erft  aud  jroei  ober  brei  anberen  ©efeben  bad  für  i$re  3*oetfe 
Crforberliche  beraiidfueben  ju  muffen. 

VIII.  t)anbrls-,  Soll-  unb  ädiifffahrtp-Urrträge  bed  3bHocrein8  mit  an» 

beren  Staaten.  Grfte  Sammlung,  ^erauogegeben  oon  Dr.  SRoboIdtn. 
1808.  ©eh-  3 Slar!  - 1 Dbir. 

3nhalt:  Die  Berträge  mit  Deflerreicf),  grantreich,  Belgien,  ©rofebritanien, 
3talicu,  bem  Rirdicnftaatc,  Spanien,  'fJortugal,  ben  Stieberlanben,  ©riechenlanb,  ber 
ottomanifchen  Pforte,  Stejifo,  ben  Siepublilen  bc  l'Uriiguap,  ^araguap,  ber  argen» 
tinifchen  Konföderation,  ben  Sicpublifen  Chili,  Siberia,  mit  Berften,  China  unb  Siam, 
welchen  bie  Budf&hrungd>8eftimmungen  ic.  beigegeben  finb. 

VIII  a.  (jniiörls-  unb  joll-Urrtrng  uroifchen  bem  3olloerein  einerfeitd  unb  ber 
x Schroeij  anbererfeitd.  Born  13.  SÄai  1869.  'Jlebft  ben  Gjngangd»  unb 

Sbgango-Sbgaben,  ben  Beftimmungeii  über  bie  Sehanblung  bed  grenj» 
nachbarlichen  Scrfebrd,  foroie  ber' Ucbereinlunft,  betr.  bie  Sechte  an 
litcrarifchen  Grjeugniffen  unb  SBerfcn  ber  Jtuiift.  Bearbeitet  oon 
31.  Sdjneiber  u.  f.  ro.  1869.  ©eh-  0,so  Slarf  — 5 Sgr. 

IX.  Sammlung  ber  raid)tigflcn  joUtarifr.  1.  Iheil:  Die  larife  bed 
SoIIoereind,  Suplanbd  unb  ber  roefteuropäijehen  Staaten.  — 3ieue  burch» 
gefehene  unb  oeroollftnnbigte  Sudgabe.  1873.  ©eh.  2^o  SJIarf  — 25  Sgr. 

3nhalt:  3°üoereindtarif  mit  beit  burch  bie  ©efefje  oom  17.  Biai  1870.  unb 
7.  3u!i  1873.  getroffenen  Sbänberungen ; öfterreichifcher  3-  = f£-  (Ginfuhr  aud  bem 
3-»B.  nach  CePerrei<h);  franjöftfcher  3.<D. ; belgifcher  3-‘^-i  engtifdjer  g,.i.  oom 
28.  Huguft  1860.  mit  ben  fpäteren  Sbänberungen ; fpanifcher  Gin-  unb  Sliidfuhr» 
Inrif:  portugiefifther  Gin»  unb  Studfuljr-Iarif  oom  23.  Suguft  1860.,  14.  gebruar 
1861.,  10.  3uni  unb  14.  3uli  1863.,  13.  SJtai  1864.,  11.  Sprit  1865.;  fchroeijerifeher 
Darif;  ruffifcher  larif. 

X.  jtidtrr-Sttiicrgrfth  oom  26.  3uni  1869.  9tebft  ben  oom  Bunbeöratl) 
bed  3“ü®*rf>nd  baju  erlaffenen  audführungd=Beflimmungen  unb  ben 
fonftigen  miniperieOcn  anroeifiingen.  Stach  amtlichen  Duellen  bearbeitet 
oon  91.  Sch  11  ei  ber,  König!.  Brcufj.  Steuer»3nfpeItor.  1870.  ©eh- 
0,so  SRarf  — 5 Sgr. 
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III.  Siii^tu-IiisgaEu’u  fhxiiftfier  ®efc^e. 


A.  JXii6f\nür  mit  onsfüljrlidjrii  (Erlnittnimani. 

(Format  ftvof;  Dftau ; l>cutfdje  Sdjvift.) 

Pmikilriir  UttfafTung  u.  31.  3nnuar  1850.  Dlit  btn  cnliprctbrnben  Bcftimmungen 
ber  Schaffungen  non  ftanuorer,  Sdjlesnug  = .^olftem,  Surljeffen,  Siaffau  nrtb 
ffrantfitrl  a.  W. , jufammengcfteltt  non  Ur.  3.  G.  Blafer,  0.  p.  Srof. 
brr  6taat«<  unb  flatnmcral  ■ ffliffenftbaften.  Stitgf.  beü  Abgeorbnctenbaufes. 
1R07.  I«.  2 Mar!  — 20  Sgr. 

Orr  prnifiifdir  Jllmibnls-,  liimnuuifri)C  ttnö  {lagntell-Proielj.  And)  brr  Set« 
orbnttng  u.  1.  3uni  1833  unb  bm  (Sekten  unb  »liniücrial  < Verfügungen, 
ipcltbe  bicfelbc  erläutern,  ergänjen  ober  abänbern,  bargeftrüt.  Sebft  Bebüpren. 
Tape  D.  !».  September  1833  unb  beten  Grtäuterungen,  jotuie  brei  Anhängen. 
Gearbeitet  non  Qafemann,  3“l.  ft«*1-«  Jtönigt.  Grcufj.  3uft.  • Homm. 
1830.  Beb-  1 Glatt  — 10  Sgr. 

Oie  Crrhutiou  in  3iuilfai)irn.  91att)  Tit.  21.  ber  Greupifd)cn  ^IroufrCrbmmg 
unb  ber  Serorbnmig  n.  4.  Glätj  1834,  foroie  ben  Befepen  unb  Verfügungen, 
tueltbc  beibe  erläutern,  ergänjen  ober  abänbern,  bargcftellt.  Gearbeitet  non 
3.  3-  l&afemann  tc.  1830.  Bef).  0,7s  Glarf  — 1',  Sgr. 

Oie  Hcd)tsmittrl  btt  licuifiouo-  unb  {lid|tigl:eita-llrfd)iuerbe  'JJndj  ber  Ger. 
Atmung  n.  14.  Tcjcmber  1883  unb  ben  Befepen  unb  Verfügungen,  tneld)e 
biefelbe  erläutern,  ergänjen  ober  abänbern,  unb  in  Scrbiiibung.  mit  ben 
Sorfebriften  bes  Allgemeinen  Srnnbclsrcebts  unb  ber  Allgemeinen  Berichts, 
Drbnuna,  foroie  beren  Tcflarationen  bargefteftedt  non  3’  3-  & oft  mann 
1836.  Bef).  0,75  Glatt  V,  Sgv. 

Gä  erfäjicn  jmedmäpig  biefe  3 älteren  SBcrte  norf)  fjict  mit  aufjunebmen; 
memt  auefj  jebr  niele  ber  mitgetljeilttn  Seebtsoorkbriften  jept  ihre  Bültigfcit  uer* 
loren  haben,  fo  finb  neben  bieien  oodj  eine  Glenge  non  Geftimmungen  enthalten, 
roeldje  beute  noch  ju  9led)t  befielen.  Tie  früheren  Vabenpreife  finb  bebeutenb 
berabgefept. 

'Die  uiiläfflghcit  beu  Rertitsniegcs  unb  bic  tiouipetcnj- {lonlliltle  iu  ber 

Gtooinj  löannouer  feit  ber  Aderböcbften  Scrotbnung  nein  10.  September  1867. 
Gerfuet)  einer  fgfUmatifdjcn  Taiftcltung  bes  teftepeitben  ÄeebtSjuftanbeo.  3»« 
amtlieben  Aufträge  oerfafit  oon  X.  Gäbiter,  Scgierungs.Ajfeffor.  1870. 
Beb-  3 Glarf  — 1 Ibtr.,  gcb.  in  2un>b.  4 Glatt  — 1 j Iplr. 

„Tie  oorliegenbc  Sebrift  enthalt  eine  ii)ftematifd)c  Tarfteltung  bes  im  Be« 
biete  bes  Adgem.  Üanbreebta  bcjiigltd)  bet  3uläifigteil  beä  Aedjtsroego  unb  ber 
ftompctenj-Äonflitte  befteljeubcn  Aecbtsjuftanbea,  inetcbe  bureb  bie  Aderb-  Serorb> 
nung  pont  16.  (September  1807,  auch  auf  bie  neuen  Grooinjen  ausgebebnt  ift. 

Taneben  mirb  bie  Ginroirfung  biefer  Getorbnung  auf  ben  entfpreebenben 
früheren  Äecbtsjuftanb  in  ber  Gropitt}  sannoocr  an  ben  betreffenben  Stetten  be< 
jonberd  beleuchtet. 

Tie  Stbrift  erfüllt  biernaeb,  mit  btfonbercr  Aüetfidjt  auf  Sjannoper,  für  alte 
Grouinjeu  bes  Greujiifdjen  Staates  bie  Aufgabe,  baa  geitenbe  Stecht  in  Getreff 
ber  „Sutäifigfeit  bes  Accbtsroeges  unb  ber  Äompetenj-Äonflilte  übetfitbllitb  unb 
f pftematifeb  bar juftetten.'' 

‘Oie  äubljaRationp-Brbnnng  uom  Id,  ftlnr;  1569.  Gltt  Grläuterungen  non 
GJadiler,  G-  Jtgl.  Staataanroatt  unb  Glitglteb  bta  Kaufes  ber  Abgeörbneten. 
3rocite  erbebtieb  nermehrte  unb  nerbefferte  Auft.  1872.  Beb-  4 •»  SRart  — 
1 ) Ibtr.,  geb.  5,5.  Glatt  — l;‘fi  lbtr. 
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3«*tf c^rif t f.  Kapital  u.  3icnte.  1872.  It „Ser  $>err  Slutor  fiat 

burd)  bie  banblid)«  um  fafilidje  33<t)anblunn  bes  Stoffe«  feinen  SerufSgenoffen 
einen  grefeen  Sicnft  erniiefen." 

ff c itj d) r i ft  f.  Serg „Der  Kommentar batf  baber al« 

3upertäffiger  3tatbgeber  empfohlen  tnerben." 

Wagbcb.  Jtorrefp.  o.  8.  ®ej.  1872.  2ßir  ipünfchen  biefein  Suche, 

bas  in  ben  änmerfungen  and)  bie  im  üaufe  bes  Subb.'Serf.  in  Betracht  lommen« 
ben  örunb!ä\je  beo  materiellen  3lcd)teS  behanbclt,  bie  oerbiente  Bnerfennung  bei 

allen  örunbbtfificrn 9iid)t  minber  aber  niirb  ber  §err  Serfaffer  auch  inner« 

halb  beo  Stidjtcrftanbes  $anf  ernten " 

"(ßrfetj,  betr.  bie  Jluoftellung  geridjtl.  Grbbe  fdjeinigungen,  vom  12.  Wärj 
1809,  nebft  ben  bie  Kofleneibcbung  unb  bas  ErbfdjaftO-Stemptlwefen  reguliren« 
ben  Seftimmungen.  Söad)ler,  S-,  Kg!'  Staato  < Stnroalt  ic.  1869.  Gel). 
15  Sgr.,  geb.  2Ö  Sgr. 

„Der  £ierr  Bearbeiter  liefert  einen  feljr  loertbooDen  Seilrag  für  bie  Gcfeff-- 
gebung.  betreffenb  ba«  Grbftfjaf ts,f oftcn=2ßefen.  Sei  ber  burchgrcifcnben  Seriinberung, 
welche  auf  biefem  Gebiete  ftattfanb,  unb  ber  Seueinfübrung  bes  Geithes  in  ber 
Sthcinprooinj,  §annouer,  Sd)!e9ioig  «ftolflein,  Jlaffau,  Dleu-Sorpommern,  ift  ben 
bärtigen  Sebörbcn  unb  Beamten  biefe  jugleilb  roiffenftbaftlitb  roertboolle,  grünblidje 
unb  flare  25atf!eUung  unentbebrlid). 

Bit  (Dtfcfigebung  für  bie  {joliciifoller'fdicn  Cnnbe  feit  beren  Bereinigung  mit 

ber  «tone  $reufien(  nebft  ben  bejuglidjen  Staats  «Ser  trägen,  gefdjichtlicben 
Jtüdbliden,  eine  Uebcücht  ber  Genealogie,  ber  Sebörben  unb  Literatur  ber 
£>oben:olIern’fd)en  ßeftbidjte  unb  Sanbesfunbe,  mit  Jlnu'ttf.  Wirufi,  91., 
i»r.  jar.,  2.  Jluff.  fjobtü'fülM  unb  ergänjt  »on  51  oller,  2(.,  Dr.  jnr.,  1870. 
Öeb.  5 Mart  — 1*/»  Xt/lr. 

"Die  Uonhnrp « (Prbiiung  uom  8.  Jllni  1855,  abgeänbert  burd)  Gcfeb  nein 
12.  Wärj  1869,  nebft  ben  Gefegen  betr.  Sefuanfft  ber  Gläubiger  jur  9lnfcif|tung 
ber  9ied)tslinnblungen  mbtungsunfäbigcr  Schuldner  außerhalb  bei  Konlurfeo, 
o.  9.  Wai  1855,  unb  betr.  bie  im  .Honfurfe  unb  erbfd)aftli(b»n  Siiquibationo« 
Setfabren  511  erbebenben  Geriditofofien,  v.  15.  Wäri  1858.  Bearbeitet  non 
einem  prattifchen  ^urifteu.  Stefje,  3uft.  Dt.,  lllitgl.  bes  3teid>stage9  unb  bes 
§auies  ber  91bgeorbneten.  Geb-  1.»  Watt  — 12  Sgr.,  geb.  2 Warf  — 
20  Sgr. 

„Tin  ausführlichen  Erläuterungen  ift  SlUed,  was  bem  Ourifien  wie  bem 
Saien  für  bao  Setflänbiug  unb  oie  Anwendung  beO  neuen  Gefepes  unentbebrlid) 
gegeben.  Den  älteren  in  Kraft  gebliebenen  Seftimmungcn  ftnb  bie  feit  Erlab  befl 
Gefctefl  (Wai  55)  bimugefommenen  Sorfd)riftcn  über  Koften  bes  gerichtlichen  Ser« 
fahren«  in  Äonfurofad)eii,  bie  abiocicbenben  Seftimmungen  beO  öanbeldgefegefl,  btr 
Subbaftationo=Crbnung  11.  f.  10.  binjugefügt,  (o  bafi  biefe  Ausgabe  ficb  burd)  Sott« 
ftänbigleit  unb  3uocrIäffigfeit  bei  fcljr  billigem  Steife  au«geiJ)nct." 

*Bit  Jätenb.  «rnnibiirii-  u.  {}i|p otljcl: r 11  ®rftt|t  p.  5.  Wni  1872,  unter  poUfiänbi« 
gern  9tbbrucf  ber  amtlichen  Wotipe,  ber  Hommiffions  Sefchlüffe  unb  Berichte 
unb  ber  Sertjanblungen  beiber  Säufer  beo  Saudtages,  urtunblich  georbnet. 
Slerner,  3.,  Kreic-Gerid)IO<Xiteftor.  Gr.  f$ol.  1872.  Geb-  in  1 Sanb: 
9 Warf.  — 3 Xblt-.  lieb,  in  2 Sänbc  10, so  Warf.  — 3’-  Xblr. 
rtnbatt:  Sanb  1.  I.  Gefefj  über  Eigentbums.-Erincrb  unb  binglidie  Sclaftung 
ber  Grunbftiide,  Sergrocife  unb  felbftftänbigen  Gerecbtigfcitcn.  II.  Grunbbuch«Orb» 
nung  nebft  Jormularen.  III.  Jfoften-Xarif  für  Grunbbuchiachen.  IV.  Gefef},  betr. 
Stenuel- Abgaben  pon  gerniffen  bei  bem  Grunbbuchamtt  amubringenben  Anträgen. 

V.  Gefefc  über  3orm  btr  'Verträge.  butch  welche  (ilrunbftücfe  jcrtfieilt  inerben. 

VI.  Kucfübrungs. 'Verfügungen  bes  3ufU)>WinifterO. — Wit  icinroeio  bei  ben  eimeinen 
Barographen  jebeo  Gefefeo  auf  bie  bejüglichen  Barographen  ber  anberen  Gefete 
unb  unter  äfUegatiou  ber  lorrefponbirenben  Seitenjahlen  im  j in  eiten  SC^eil. 
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SJanb  2.  I.  Die  Motioe.  II.  Script  bev  Kommifjton  beä  &errenljaufeS. 
IIT.  ?'crid)tbcr  Jlommiffion  bes  Sibgeorbnetenfiaufe«.  IV.  Die  SerfianbUmqen  btibrr 
Ipätifer  bes  Sanbtaga.  — Mit  Jianbljüiroti«  auf  bie  be}ügli$en  ^laragrnptjen  ber  ©efefec. 

llrtbcile  Der  trefft: 

Seitfdjr.  f.  Kapit.  u.  tKente.  „Dao  SBerf  ift  nur  im  ^ödjflen  ©rabc 
geeignet,  bie  erforberlidje  Belehrung  ju  oerfdjaffen,  ba  alles  turn  ScrftänbniS  biefer 
(o  roidjtigen  ©efetje  erforberlidje  Material  fcfjr  überftdjlliib  georbnet  ifi.” 

'Jiat.>3tg.  806.  „DicS  fflerf  roirb  in  allen  iuriftiidien  «reifen  roiQfommen 
fein,  ba  cS  bie  roUftanbigen  Materialien  in  burthau«  objeftioer  SBeife  nid)t  allein 
für  ein  sufammcnljängenbc«  Stubium  jugänglid)  madjt,  fonbern  and)  bem  ^iraftifer 
bie  Möglitbicit  gciväbrt,  augenblidlid)  alieo  Material  überleben  tu  fönneu,  meines 
Motive  unb  Gerhanbfungen  in  betreff  jeher  einjelnen  Gorfchrift  ergeben." 

B.  TLiiegabrit , rntlinllriiö  nur  drn  Wortlaut  brr  05rfrtjc,  brjui.  mit 
JUlrgatru,  (Einleitungen  unb  Anmerkungen. 

(gormat  fi.  8°  — mit  * bejei<f|net  — unb  12°) 

*§eft  1.  UrrfafTungs-Urhiinbr  für  bas  fiönigreid)  ßrru|tn  u.  31.  Jan.  1830. 

Mit  allen  bis  1874  erfolgten  Stbanberungcn  unb  turjen  eriäutemben  2tn* 
merlungen.  3.  vervollftänbigte  Siuflage.  Gearbeitet  von  ©räfibent  ür. 
£.  n.  Stoennc,  Mitglieb  bcS  iHeid)s>  unb  SanbtagS.  1874.  Kart. 

I Marl  — 10  Sgr. 

•Sjcft  2.  (Tirfrtr  unb  Utrarbnnngen,  brtreffrub  Wahlen  für  btn  Jlrenfjifdpn 

Sanbtag.  Mit  Snmerfuugen.  1871.  (Sei).  0>  Warf  — 5 Sgr. 
gnbali:  Serorbnung  über  bie  GuSfüfjrung  ber  SPa^I  ber  Slbgeorbneten  jur 
2.  «ammer,  v.  30.  Mai  1849;  ©efefc  betr.  geftflellung  ber  ©afpbejtrfe  ic.  v. 
27.  guni  1869;  fReglement  n.  10.  3ult  1870  jur  Gerorbnung  o.  30.  Mär)  1849  unb 
bem  ©efefc  n.  11.  Mär)  19G9. 

*£eft  3.  (Erriditmig  uou  tjnubehilnimmeni.  ©cfc|j  ».  21.  gebr.  1870.  ©e$. 

0,«  Warf  — 4 Sgr. 

§eft  4.  Prett|ifd|e  Ausführung*  - ßcftimmungrn  jur  Drulfdjen  ©enterbe- 

Dehnung  v.  21.  3uni  1869. 

u.  ausfiirjrungs'Slmoeifung  beä  s>anbeIS>Minifter«,  bes  MiniflerS  beS 
Snnern,  ber  ginanjen  unb  ber  geifil.  unb  ®lebijinal>91nge(egenl)eiten. 
Gont  4.  Septbr.  1869.  0r.  8»  unb  12°.  1869.  ©efj.  0 ,*»  »larf  — 
21  Sgr. 

h.  Snroetfung  jur  Stusfüljrung  bes  litelS  III.  (0eroetbe*8etrieb  im 
Umbetjiefjen)  ber  ©enterbe ; Drbnung.  1869.  ®ef).  0,«  Marl  — 

11  Sgr. 

*§eft  6.  Preufjifd)e  Prüflings  ■ Uorfdiriftcn  für  ©emerlirtrribenbr.  Prüfung 

ber  gelbmeffer.  ©r.  Ser.  8*.  ©elf.  6 Sgr. 

»$eft  6.  (ßefcfc  brtr.  bie  Ausführung  bes  Reid)s-(ßunbes-)®tfehts  über  btn 
Unterftü()ung5;äßol)ufi(f,  p.  8.  Mär)  1371.  Mit  gnftrultion  beä  Miuiftero 
bes  3nncrn  p.  10.  Slpril  1871.  ©el).  0,5*  SJlarf  — 6 Sgr. 

*$eft  7.  Oie  ßraufildiiigung  bes  Unterridits-  unb  (Erjithuugsmtfeus.  ©efe* 
vom  11.  Märt  1872.  Mit  eriäutemben  Jlnmcrtungen  au«  ben  Motiien, 
Ger&anbfuttgen  tc.  1872.  ©el).  0,*,  Marl  — 4 Sgr. 

„Stg.  f.  Sdpile  u.  Gollsbilbimg".  Dir.  7.  1872.  „Da«  belannte  Sdjulauf* 
fidjtsÄfrb  liegt  in  feiner  hiappen  unb  Haren  gorm  in  biefem  Sjeftc  iiberfid)tlid) 
nor.  Der  einfadje  Xept  roirb  für  ben  praltifd)en  ©ebvaudj  genügen,  feine  ©nt- 
ftel)ung«gefd)id>te  finbet  ft<&  in  ben  (ebenbigen  Ger^anbtungen  beiber  Raufer  be« 
Sanbtag«,  au«  benen  bie  roithtigften  Sieben,  foroie  bie  Motive  beigefügt  finb." 
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*S>eft  8.  Dir  {lenflonirung  brr  uumittrlbarrn  ätantsGeamtru,  foroic  brr 

Seljrcr  unb  Beamten  an  ben  böijrrtn  Unterri<bt3>9lnftalten  mit  Suäfcbtufc 
ber  llniucrfttäten.  ©efep  uom  27.  Stärj  1872.  Sind)  Slnmerfuugen 
erläutert  non  S-  SB  a d)  1 e r,  Hgl.  Stoatäamoalt,  Stitglieb  beb  öaufes  ber 
.ilbgeorbneten.  Stil  einer  labeile  über  bie  j?ölje  ber  Senfion  für  jebeb 
Eienflalter  unb  Eienfteintommen.  1872.  Jtart.  0,75  Start  — 7J  Sgr. 
Dflprcufj.  ^ e i t u »1 3.  9tr.  224.  1872.  ,,2tudj  biefe  5trbeit  beb  burdj  feine 
anberroeite  titeratifdje  2f)ätigfeit,  befonberb  feinen  »ortrefflieben  Äomtnentar  jnr 
6ubbafintionä=Orbming,  rfibmlicbfl  betannten  Sjerrn  Berfaffer«  reibt  fieb  U'ürbig 
früheren  Stierten  an.  Eie  Scmerlungen  geben  Stile«  in  gebräugter  Hürje,  toab  bem 
einjelnen  Beamten  roie  ben  entfebeibenben  Beworben  für  richtige  §anbbabung  beb 
öefebes  ju  miffen  erwünfebt  fein  roirb." 

*$eft  9.  Die  tßruubburij-  unb  (liipoll)clitnlMrljt  oom  5.  iUal  1572,  betreff, 
n)  IrigentbumbiCrroerb  unb  binglicbe  Selafhtng  »on  ©runbftücfen  ic.  — 
b)  0runbtm<b*Crbnung.  — c)  Hoftentarif  für  ©nmbbucb-Sacben.  — <1) 
Stempel' Abgaben  pon  geroiffen  beim  ©runbbucb‘9tmte  einsubringenben 
Anträgen.  — e)  Form  ber  Serträge  für  @runbfiiicf=Ib*'!>ingen.  — SRit 
ben  Stuofübrungb'Berorbnungeu,  Formularen,  ben  älteren  bejiigl.  Sefetjen. 
1873.  2.  Sluflage.  0eb-  1,8.  Warf.  — 18  Sgr.  Hart.  2 Warf. — 20  Sgr. 
„Een  Sinfor ber ungen,  lueltbc  an  eine  IcjOSluagabe  »on  ©efefcen  gefteüt  nier* 
ben,  bürfte  obige  Stuögabe  im  ooBften  Umfange  genügen.  Sie  bietet  neben  bem 
mit  äufeerfler  Sorgfalt  reoibirten  lept  nächtige  Serroeife  bei  ben  einjelnen  §§.  jebeä 
©efebeö  auf  bie  lorrefponbirenben  §§.  ber  anberen  ©efebe  uub  Boli;iig»>Borfcbriften; 
ben  SBortlaut  ber  älteren  nebengeltenben  ©efefje  unb  ein  fefjr  ausführliche«  Rnljalts* 
unb  SBortregifter." 

*§eft  9.A.  Anpfüljrungp-fitfliimnungrn  für  bie  (Brunbüud)-  uub  lji)potl)theu- 
©efepe  uom  5.  Stai  1872.  ©eb-  0,4«  Start.  — 4 Sgr.  Eieier  Stncbtrag 
;,ur  erften  Stuft.  genannten  ©efetjeä  entb-  bie  Stllgem.  Setfügungen  0. 
1.  u.  2.  Sept.,  Slnioeifimg  unb  ^ujafj-Bcftimmungen  ».  16.  Bug.  unb 
19.  Scptbr.  1872. 

*§eft  9.B.  C.  D.  (Einfüljrungp-tßefebe  }ii  brn  ©eftbrn  uom  3.  illai  1872  für 

bie  Brouinjen  feanuocer,  Scbleät»ig>§olfttin  unb  §effen.  (Rn  Bor< 
Bereitung.) 

\üeft  10.  ilrrgütuug  au  iilrhijiiial-Geamte  für  fitforgnng  grridit-nrjtlidirr, 

mebijinal*  . ober  fanitätspolijeil.  ©efebäfte.  ©efeb  oom  9.  Stär}  1872. 
Stach  amtlicben  Quellen  unb  mit  Snmerfungen  bearbeitet  oom  @ej).  Sieb.« 
Siatfj  Stof-  Dr.  Siman,  Stabtpbvfitu«  oon  Berlin.  1872.  Hart. 
Oao  Start.  — 6 Sgr. 

©utbot  Beiträge  91.  R.  II.  *.  „Sei  ber  Bcbeutung  beä  ©efebe«  für  Ru* 
riften  unb  Stebijiner  »ft  es  erfreulich,  baft  baffelbe  in  bem  genialen  9iacbfolger 
Eaäper’«  einen  Bearbeiter  gefunben.  Rür  bie  betreffenben  Hreife  ifl  ba«  SBerfcben 
gerabeju  unentbebrlicb." 

*öeft  11.  Dir  ©rnnblmctj-  uub  ^ijpotijrlitu-Srftbt  uom  3.  illai  1S72.  betr. 

Eigentum«  » ©troerb;  — ©runbbueb  > Drbnuitg:  — Haften* 
larif;  — Stempel*Slbgaben;  — ©runbjlüd  < Xbeilung«  < Ser* 
träge;  — Ausführung«*  Berfiigungen  beä  Ruftij*  3Rcnifterö. 
Stit  Einleitung  unb  Anmerlungen  oon  R.  SBerner,  Hönigl. 
Hrciä=®er.*Eir.  16  Bgn.  fl.  8°.  ©eb-  4 SH.  — IV  Mir.,  fart.  4,no  SW. 
— 1J  2f)lr„  geb.  5 Stf.  — 1%  Zljtr. 

Eie  angejeigte  Bearbeitung  ber  neuen  ©nmbenoerbö>©efebe  will  bem  Ruriflen 
bie  prartifebe  £>anbbabung,  bau  Sticbtfacbmann  ba«  richtige  Serflänbnifc  berfelben 
erleichtern. 
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Sie  Einleitung  (liebt  eine  turje  allgemein  uevftäublicbe,  babei  wiifenfdfaftlüb 
grünbltebe  SavfteUung  bes  neuen  ©runbbudjrerfjts;  fie  bietet  eine  GntftebungS-©e= 
fcbidjte  biefcs,  unter  Bcrgleiifeung  mit  bem  älteren  9led)tc  unb  öeroorbebung  ber 
mistigen  jefet  geltenben  ©runbfäfee.  Dlamentlid)  ift  baS  „Sluftaffungsrecbt"  ein- 
geljcnb  erfriert.  Surd)  ftete  $inweife  auf  bie  bcj.  'Pnragrapije  ber  ©efefee  — wie 
bort  auf  bie  Einleitung  — niirb  mit  ber  Einleitung  bireft  ein  fommentatorifdjer 
3wed  oerfolgt. 

Sie  Stnmerfungen  finb  fürs  gehalten  unb  fönnen  mit  einigem  Siecht  als  bie 
Duinteffen)  beö  überaus  reifen  Cuetten- WateriatS  bejcidpiet  werben. 

Ser  »ielfndj  genünfdfte  unb  für  ben  äaien  notljmenbige  Witabbrucf  bcS  SBort- 
laute  ber  in  ben  einzelnen  Barographen  angelegenen  Stellen  anberer  ©efefee  wirb  bem 
ifatfemann,  wenn  auefe  ibm  entbeijvlict),  fcoeb  aus  praftifefeen  ©rünben  ni<fet  um 
lieb  fein. 

Allgemein  pcifläubtidje  Sprache,  bie  biefe  Stusgabc  nor  anberen  aus;cicbnenbe 
lleberficbtlidjfeit  eines  grofecn  unb  bed)  in  engem  Slafemcn  mit  »oller  Seutticbfeit 
bargcftellien  Stoffes  taffen  hoffen,  bafs  ber  Eingangs  ausgefproifeene  3ro{d  erreicht 
fei,  unb  bie  Arbeit  bem  Slaieit  ein  willfommencs,  bem  ffuriften  ein  für  feinen 
Stfereibtifd)  uiicntbebrlifbes,  Beibcn  ein  »raftififeeS  Sanbbucfe  werbe,  beffen  ©ebvaud) 
ein  febr  forgfiiltig  bearbeitetes,  ausfübrlicbeS  Satferegifier  unb  Jn^altSoerjeicbnife, 
bie  2üal)I  uetfdjiebener  Stbriften  für  ©efefe,  Aotcn  unb  Slltegate,  beutlid)er  Srutf 
auf  gutem  Rapier  ic.,  erlci(f)tern  unb  angenehm  machen. 

*jjeft  12.  Allgemeine  tUflimmuugen  btp  Alinifltrp  ber  gei|illd)rn  Unter- 
richts- re.  Angelegenheiten,  betr.  ba«  Bolfsfcfeutt,  Seminars  unb  Sßvä- 
»aranbenwefen.  Born  15.  Dltober  1872.  G.  Äufi.  1873.  ©eb-  O^o  Wart 
— 5 Sgr. ; fart.  0,oo  Warf  — 6 Sgr. 

Sie  hefte  Empfehlung  für  bie  mit  grober  Sotgfalt  ausgefmttete  Ausgabe  ift, 
bafe  biefelbe  burtb  3'rtuiarjebteibeu  bts  Untcrricfets  'WinifteriumS  Pont 
81.  Sejetuber  1872  beit  Beworben  auitlicb  empfofelen  unb  uon  biefen  eingefübtt 
worben  ift. 

*$eft  13.  firels-tf'rbnung  für  bie  Bropinjcn  9!reuf;en,  Branbenburg,  'fjommern, 
ffJofen,  Stiegen  unb  Satbfcn  o.  13.  Seiembcr  1872.  Sert  mit  ausfübr* 
I übern  Sa^regifter.  2.  Stuft.  1873.  ©eb-  0,uo  Warf  — 6 Sgr.;  fart. 
0,7o  Warf  — 7$  Sgr. 

•iöcft  14.  (ßrfrb,  betr.  Aufhebung  unb  Ablöfung  bet  auf  bru  Betrieb  brp 

AbWerci=®ewetbcS  bejüglicben  Berechtigungen;  »ont  17.  Sejembcr  1872. 
Erläutert  »on  2.  3acobi,  ©eb.  3leg.=9tatb,  SJtitgtieb  beS  'übgeorbnetem 
baufes.  1873.  ©eb.  0,oo  Wart  — ti  Sgr.,  fart.  0,75  Warf  — 7%  Sgr. 

„Sureb  »orftebenb  genanntes  ©efef}  ift  baS  unterm  13.  Wai  18G8.  oeröffent' 
lichte,  bis  babin  nur  für  bie  neuen  Brouinjen  geltenbe  Ofefefe  über  Slblöfung 
gewerbl.  ©ereebtigfeiten  auf  ben  Umfang  ber  Wonaribie  auSgebcbnt.  Siefe  Ber- 
jefemeljung  jweicr  ©efefee,  beftimmt,  oft  fefjr  »erwiderte  oermögenSt  ertliche  Sterftült* 
niffe  511  regeln,  liefe  eine  fatfegernäfee  Bearbeitung  crroüufdjt  etftbeinen." 

*§eft  15.  fieteieb  unb  tlrnufflriitiguiig  uon  Dampfkeffeln.  ©efefe  »om  3.  Wai 
unb  Berorbnung  »om  24.  3uni  1872.  ffür  ben  »raftiieben  ©«brauch  er- 
läutert uon  einem  b oberen  SiegieruugS  - Beamten.  (®eb-  91eg.-9taib  2- 
3acobi=2iegnife.)  1873.  ©efe.  Upo  Watf  — 5 Sgr. 

Ser  iöerr  Bearbeitet  bot  in  ber  angejeigten  Bearbeitung  ein  fefjv  fcfeäfeenS 
wertbeS  öanbbudj  iiicfet  nur  für  Befifeer  uon  Sampfteffcln  unb  bie  ben  Betrieb 
unmittelbar  bcauffitbtigenben  Beamten,  fonbern  aueb  für  bie  fertigen  Bcbörbeit  unb 
Beamten  geliefert,  welchen  bie  richterliche  Aburteilung  oorfomtnenber  lieber- 
tretungen  ber  gegebenen  Sorf<btifteu  obliegt." 
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•fceft  IG.  Sit  uicr  pol itil'diru  (ßrftbt  tlr.  UorbilSnut}  tinh  Aufteilung  itr 

©cifllicben,  oom  11.  Mai;  fircbltebe  35i9jiplinar’©enm(t  unb  tStridjtung 
eines  Jtbnigl.  ©e-.icbtibofeS  für  fireblidtc  Jlngetegenbeiten  rom  12.  Mai; 
©renjen  bes  Rechts  jum  ©{brauche  lirdi  itfjcr  Slcai*  unb  3u<b*nt'tte( 
rom  13.  Mai  «nb  bt!r.  XuStriU  nu>j  ber  Äirdjt  »out  14.  Mai  1673. 
©eh-  0,tä  Marl  — 2J  Sgr. 

*$ieft  17.  ÄUrrt|dd)fler  ffrlctfj  oont  II).  September  1573.  betr.  ßinfüljrung  eilt« 
Kirchen  < ©emetnben*  unb  St)nobat*Drbnung  für  bi«  fjrouirijen  "llreufien, 
8ranbenburg,  Sommern,  '(Joftn,  Scbfefitn  uub  Sadjfcn  foraie  bit  <Sf 
rufung  tiner  aufserorbcntlieheii  ©cnerat  ■ Simobc  für  bit  8 öfteren  ^Sro* 
Binsen.  — Mit  ber  Süflrultion  bei  euang.  Dou  * KircbcnratbS  uom 
81.  Cffoher  1873.  Mit  RitmcrTungcn.  3.  Stuft.  1874.  ©ef).  0,75  Mart 
— 7$  Sgr.  — Hort.  0,ro  Mart  — 9 Sgr. 

55ie  Borflc^cube  SluSgabe  enthält  a!4  Cin  citung  bic  im  Eingang  ber  pnflr. 
bes  D.  H.  3t.  gegebene  Darlegung  ber  ©runbgebanfrn  ber  Kirchen  ©ent.  u.  Sunob.* 
Crbn.  35er  legt  bie'cr  ift  burcf)  üierrocift  auf  bic  betügüdjeii  ?>ef;  mmungtn  ber 
3nftr.,  foiuic  burtp  SlUcgate  fpc'.ieU  nichtiger  erlöutecnoer  Sähe  betjelben  uub  ber 
nngesogenrn  flaragrapbeu  ber  iflreuf.  Üeif.  unb  bes  RUgem.  vanbredits  erläutert. 
Den  &d)luft  bilbet  ber  Söoutaut  ber  Aitftr.  — ®ieft  Sri  ber  Setiebmelsung  ge* 
nanntet  beiben  .undjen  Crbmiugeu  n>ira  bie  'Ausgabe  torjugstreife  geeignet  niadjen 
für  ben  ©ebraudj  ber  Mitglieber  bpä  ©cmeinbeKircbenratbP  unb  ber  Sgnoben. 

ßinjein  ftnb  etf$ienen: 

AUrrl|öd)llct  ff  r Inf;  umtt  10.  September  1573.  tt.  f.  tu.  2.  Stuft.  1873. 

©cf).  ü,n  Mart  — 5 Sgr. 

Snftriihtioii  krs  tuttug.  (Ober- ilirriiciiratlja  uom  31.  (Oktober  1S73. 

1874.  ©cf).  0,r>  Matt  — 2}  Sgr 

S?eft  18.  illobilinrUrrndirumg  iu  Steuern  ttacb  bem  (He'ef  nont  8.  Mai  1837. 
Unter  ®enu(jt:ng  amt  idjer  Duetten  nun  Srüggetnann,  g.  Sl.,  @en.> 
®ireffor  ber  3ta<beit>Münc&cner  3euer*!BetrubetungSi©efeUftbaft.  2.  Stuft. 
l,n  Mart  — 15  Sgr. 

§eft  19.  Sie  Prüfung  btt  ielbmrfTtr.  Rad)  ber  neueflen  35eutfcben  unb  fpreu* 
füicben  Öejcogebung.  1874.  ©cf).  0,n  Mart  — 7f  Sgr. 
ßtne  Reibe  neuer  §<fte  ftnb  für  bieje  Sammlung  in  Uicrbercilung. 


I).  #iilf*n>erfc,  Formulare. 

(ßefd)iifts  (Prbnititgtn  btiber  tjiinfrr  btj  prrufj.  Cattblags.  1871.  Pi,  8*.  — 

®ef).  7 j Sgr.  — 0,75  Mart. 

Hitkfer,  ff.  Reebteamoaft  ttnb  Rotnr.  SJeroitligiingen  unb  Sfnfröge  in  ©runbbudj* 
fadjen.  p.  8".  1872.  ©cb.  1 Mart;  — 10  Sgr.;  fart.  l,*t  Mart  — 12 \ Sgr. 
Diefe  Arbeit  nill  eine  rraftiftbe  Xnmeifting  bieten  für  bie  Sanbljabuitg  ber 
je()t  im  griifctcn  2 heile  bes  fiten  ft.  ötaat6*©ebieteä  gefteneen  ©ruttbbutl)*  nnb  $>tp 
pot6eten‘©ffefje  oom  5.  Mai  1872.  SBetfaffer  erörtert  in  einer  juribücf)  intereffanten 
ßinleitung  juoörberfl  bie  rechtliche  itebeutiing  ber  „ßinfdjteibung"  ata  berjenigen 
^anblung,  norauo  alle  fpäteren  Recbts-Slnfprüche  abgeleitet  werben,  giebt  fobann 
eine  befonberd  ben  Saieit  nichtige  2tniueiii.ng  über  bte  äufterc  ßinriehtung,  fomie 
bie  Stbfafiung  pon  ßingaben  tn  fegpotbefenfadjci!  unb  liefert  im  Slttfdj'ufi  baran 
50  perfchiebene  Mufter  su  Sthriftftücteit,  ioie  fte  auf  ©runb  ber  ©efehe  über  ßigen* 
thumd=ßiinerb  (30  Mufer)  unb  per  ©runbbudpOvbnung  (20  Mufler)  potfommeit. 
fDiefe  Mufter  finb  georbnet  nad)  ber  Reihenfolge  ber  §S-  ber  betr.  ©ejehe,  unb  fo 
gehalten  — fie  geben  j.  ®.  bie  Spölje  ber  Stempelbcträge  für  bie  einjelnen  Rechts* 
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gefeßüfte  «n  — baß  fie  non  Stnroältcn  als  juuectäffig«  Formulare  bcn  Sdjreibcnt 
übergeben  roerben  Ibnncii,  roährenb  fie  es  bem  Üaieit  ermöglichen,  auch  ahne  öfilf* 
eines  9ted|tsbeiftanbe3  alle  Schriftftiicfe  in  ©ninbbuehfacben,  bie  für  bcn  Verlebt 
mit  ben  Wrunbbuclp'.üemtern  erforberlich  ftnb,  felbft  abjttfaffen.  — 

ISinein  ähnlichen  bient  bas  SBertcjiect: 

Der  ®ruitbbud)fül)rer.  Scitfaben  tum  prattifdjen  (Gebrauch-  Son  3ul.  Scheele, 
©runbbuchführer  beim  Jtgl.  Kreis-Gericht  ju  JSittenberg.  1873.  0ef|.  1,80  Statt. 
— 18  Sgr.  Start.  2 Star!  — 20  Sgr. 

SaS  Buch  hat  in  bcn  Steifen  ber  ©runbbuch--Seamten  rafch  Gingang  gcfnnbtn 
. unb  ift  non  ber  treffe  allfettig  mit  Seifalt  aufgenommen  roorben. 

Uorfdjriftcn  für  ffeijer  ftationärer  Datnpflirffel.  1 Sog.  gr.  gol.  0,m  Start. 
6 Sgr. 

2(uf  einem  jum  Slufhättgen  beflimmten  Söge  t ftnb  in  großer  Schrift  biejenigen 
Sorfchtifteit  enthalten,  roeliße  bie  Keffelroärter  in  ihrem  Serufe  jur  3nnef)altung 
eines  regelmäßigen  SetriebeS  ju  beachten  haben. 

gormulort. 

Oampflirffel-lleuiftonp-tiuri).  Gntroorfcn  non  einem  höheren  9iegierungs<Seamten 
(Gef).  SReg.*9iath  8.  3ac°bi  > Siegniß).  Gr.  Jol.  Schreibpapier,  tart. 
l,so  Start.  12  Sgr. 

9!adj  Sorfchrift  beS  §.  7 beS  Sreuß.  SefeteS  nom  3.  Hiai  1872.  über  bett 
SampfteffeOSetrieb  muß  jeber  Xantpffeffel  jährlich  renibirt  roerben  unb  ift  ber  3ie= 
tuftonsbefunb  in  einem  befonberen  Suche  ju  nermerfeu,  toelcheS  ber  Xampfteffel= 
Seßher  ju  liefern  hat. 

XaS  angejetgte  ffotmular  bürfte  allen  Stnforberungen  fm  nollfien  Umfange 
genügen. 

tfonnulare  ju  iuilitairaerid)t  ließen  unb  rl)trngcrid)tlid)tn  Uttliaubluiigen. 

I.  ftormutar  jur  nerantmortlidjen  Sernehmung; 

II.  Formular  ju  3eugennernehmungen  für  StilttärsStrafgcrichtSsSerfahren; 

III.  fformular  jur  Vernehmung  eines  Stngefcßulbigtcn; 

IV.  Jormular  ju  3eugenoernehmungeit  für  ehrengerichtliches  Serfahren. 

Xie  ad  I.  unb  III.  genannten  fformulare  haben  5,  bie  anbern  Vi  Sogen 

Umfang.  fyür  gute  SluSftattung  in  Sejug  auf  Xruct  unb  Sapier  ijt  jebe  Sorge 
getrageu.  Sie  Steife  betragen: 

für  bie  Formulare  L unb  111.  je  24  Stüd  */i  Sogen  flarf  0,40  Start,  4 Sgr. 

II.  „ IV.  „ 24  „ „ 8 „ 

Xie  fyormulare  ftnb  bereits  »on  oielen  Kilitär=@erichtS<Sehörben  für  ben 
amtlichen  Gebrauch  eingeführt. 
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